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Vorrede. 


Das Werk, deſſen deutſche Bearbeitung hier dem 
— übergeben wird, enthält, nach Folge der Arti⸗ 
el de8 Code civil geordnet, die Summarien aus den 
großen Sammlungen der feit 1800 bi8 1837 einfchließlich 
in Frankreich ergangenen Urtheile des Caſſationshofes 
und der Appellationshöfe (Cours royales) ; herausgegeben 
theild von Sirey und deffen Nacfolgern, de Ville: 
neuve und ECarrette, theild von Denevers (Dalloz) 
und von Lebret-Saint-Martin. Zugleich finden 
in — Sammlungen ſich die Geſetze, Ordonnanzen, 
Dekrete u. ſ. w., durch welche, wie der Titel fi) aus 
drückt, der Code civil (und die übrigen Gefeßbüdjer 
Frankreichs) nähere Beftimmungen der Auslegung, Mo: 
dification und Anwendung erhalten haben, | 

Der Nutzen diefes, im Originale ſich auf die fämt- 
lichen Gefeßbücher (les six Codes) ausdehnenden Werfes 
ift in Frankreich "allgemein anerfannt, und wird auch in 
Deutſchland, vorzugsmweife in jenen Staaten, mo mit 
größeren oder geringeren Abänderungen der Code civil 
nod) heute Geſetz ift, gewürdigt werden von jedem, der, 
in — oder praktiſchem Intereſſe, ſich mit 
den nun ſeit bald vierzig Jahren in ſo großer Anzahl 
bei den höhern —*— Gerichtshoͤfen abgeurtheilten 
Rechtsfaͤllen bekannt zu machen wuͤnſcht. — Ueberall 
dad Reſultat, nicht bloß des dispoſitiven? Theils der 
Erfenntniffe, fondern aud) der Motive angebend, kann 
diefe fompendiöfe Zufammenftellung die großen Werke 
von Sirey u, A. einigermaßen vertreten, die bei und 
fo wenig zugänglich, und bei ihren ungeheuern Preifen 


iv Vorrede. 


dem Privatbeſitze ſo gut als gaͤnzlich verſagt ſind; — 
fie wird aber auch als Schlüſſel und Real-Repertorium 
demjenigen dienen können, dem es vergönnt iſt, von den 
großen Urtheils-Sammlungen Gebrauch zu machen, gleich 
dem Originale des Code anndte, vor dem übrigens, 
in feiner gegenwärtigen Öeftalt, nur bis 1832. gehend; fie 
des Vorzuges größerer Bollftändigfeit (in dem daß 
deutfche Publifum intereffirenden Inhalte) fich erfreuen darf, 
durch die bis in die neuefte Zeit fortgefegte Ergänzung. 
Den von einigen Seiten angeregten Wunſch, auch 
den inhalt der Motive, obwohl in gedrängtefter Rürze, 
and etwa mit Webergehung der minder praftifchen Fälle, 
mittheilen zu Fönnen, mußte der Herausgeber aus erheb: 
lihen Grünven fi verfagen, und auch aus der Urfache 
vom Plane des gegenwärtigen Werfed ausfchließen, weil 
der jedenfalld fehr große Umfang und dad Koftfpielige 
einer folhen Unternehmung vor der Hand zu gewagt 
ſchien. — Allein dem denfenden Geſchäftsmanne wird 
ed. nicht allzufchwer werden, in Verbindung mit den in 
großer Vollſtaͤndigkeit allerwärts angeführten Parallel 
ftellen, die beftimmenden Gründe der Rechtsentſcheidungen 
vorkommenden Falles fich felbft zu bilden, bei ſchwierigen 
Fragen menigftend das Gegebene als Fingerzeig zum 
weitern Nachſchlagen wiſſenſchaftlicher Werke zu benußen. 
Zunaͤchſt vom Gebrauche für dad Großherzogthum 
Baden ansgehend, dann aber audy die übrigen deutfchen . 
Staaten berücfichtigend, wo praftifches oder theoretifches 
Intereſſe am Studium des franzöfifhen Rechtes einheiz 
mifch, und wo die Anfündigung der gegenwärtigen Ber 
arbeitung, bereitd Anklang gefunden, hat der Herausgeber 
ed für feine unwillfommene Zugabe und Erweiterung 
feined anfänglihen Planes — wenn die bezuͤg— 
lihen Stellen der über das badiſche Landrecht ganz oder 
theilweife erfchienenen Werfe und Schriften in Noten 
unter dem Texte: — ald Zuſätze Dagegen, theild zu 
den einzelnen Artifeln. des Code (ausgezeichnet durch 
kleine Schrift), die einfchlägigen badiſchen Gefeke, 
Berorönungen, Rechtsbelehrungen ꝛc. — demnächſt auch 
* in den oberhofgerichtlichen Jahrbuͤchern und den 
Unnalen „der badifchen Gerichte mitgetheilten Entſchei⸗ 


Vorrede. : x 


dungen. ber Gerichtshoͤfe unfered Landes, fo wie‘ die vor 
züglich, in: der Tet erwähnten Zeitſchrift vorkommenden 
Rechtöfragen und. fürzeren Abhandlungen, in: Furz ge: 
faßten Sägen, in ähnlicher Weife, wie die franzöfiichen 
Codes annotes fie geben, angeführt und eingefchaltet; 
und Damit auch zugleidy ein | 
— Code annote für Baden 
geliefert wurde. F | a F 
Dagegen glaubte man , im Intereſſe des badis 
fchen, wie des übrigen deutſchen Publikums, fich ‚wohl 
berechtigt , ſolche Rechtöentfcheidungen (oder Notizen 
wie fie genannt find) zu übergehen, welche nur für 
Frankreich ausſchließ lichen Werth haben, und in 
deutfchen Staaten weder irgend einer direkten noch felbit 
analogen Anwendung empfänglidy find: — fo namentlich 
alles, was leviglic auf die ehemaligen Coütumes und 
Ordonnances, was auf die verſchiedenen Conſtitutions⸗ 
Urkunden, auf das Zwifchenredit der Revolutionsjahre 
(droit intermediaire), was auf dad franzoͤſiſche Staats⸗ 
Kriegs⸗ Kirchen: See: Forft: und Jagdrecht, auf Die 
fperiellen Beftimmungen des Code de procedure und 
Gode penal, auf den Staatsorganismus, auf Finanz 
ev (insbefondere dad Registrement, fehr häufig vor 
ommend), fo auch, was auf die zu Den verſchiedenen 
Zeiten ſo verfchiedenen Gefeße gegen und zu Gunſten 
Der Emigranten, endlich was bloß auf früher vereinigte 
und wieder - losgetrennte Provinzen. ded Auslandes Ber 
ziehung hat. — Doch murde, zur leichteren Bergleichung 
mit dem franzöftfchen Original, am Der Nummernfolge 
des letztern nichts geändert. Die Notizen aus den fünf 
letzten Jahrgängen (1833 — 1837) find, zur Unterfcheir 
dung mit eingeflammerten Nummern bezeichnet. 

Das Handeldgefegbuch, feinem materiellen 
Theile nach (ohne das Seerecht) für Baden recipirt, ift 
auf ven Grund dieſes legislatorifchen Gefichtöpunftes in 
ven Wlan des vorliegenden Werkes mit aufgenommen 
worden. Ausgefchloffen find hiernad) : Das zweite 
Buch des Code de commerce, vom Seehandel; 
aus dem dritten Buche alle jene Titel, die nur für 
dad Gerichtöverfahren beim Zahlungsunvermögen ber 
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Handelsleute (Faillite) Vorſchrift geben, endlich das 
vierte Buch von der Handelsgerichtsbarkeit. 

Sn der Verdeutſchung find nicht nur alle Ueber: 
fhriften der Titel und Abfchnitte der ald Landrecht 
für dad Großherzogthbum Baden beftehenden 
offiziellen Ueberfegung des Code civil, fondern aud) die 
port gewählte Terminologie beibehalten, mit wenigen 
Ausnahmen, für welche ver allgemeine wiffenfchaftliche 
und gerichtliche Sprachgebrauch ſich entfchieden hat. — 
Einer Entfchuldigung wird ed nicht bedürfen, daß auf 
ven Text ded Code nur hingemwiefen, nicht aber, wie im 
franzöfifchen Originale mit dem Texte der six Codes 
gefhehen, ein vollftändiger Abdruck des badiſchen Land: 
rechted damit verbunden worden iſt. Die Literatur der 
einzelnen Notizen, d. h. die Belegftellen aus den voll: 
ftändigen Urtheild: Sammlungen, nah Maßgabe ves 
Driginald, durften nicht ganz übergangen werden , Doch 
glaubte man ſich der jedesmaligen Anführung des Na- 
mend der Parteien und ded Datums der Urtheile, als 
einer allzu unmefentlichen Sache, entheben zu dürfen, 
Gleichwohl laßt aus der Ordnungszahl des fait bei jeder 
vorfommenden Nummer allegirten einfchlägigen Bandes 
des Sirey’fhen Werkes (den Jahrgaͤngen feit Anfang 
des 19ten Jahrhunderts genau entfprechend, fo daß 
3. DB. der 32ſte Band aud) den Jahrgang 1832 enthält) 
Dad Yahr, worin das betreffende Urtheil erlaffen wurde, 
allemal wenigſtens approrimativ ſich erfennen, 

Es folgt nun dad Verzeichniß der dem Texte diefer 
Bearbeitung, fo wie der zunächft für Baden beftimmten 
Yufäße, zu Grunde gelegten Werfe und der Abkuͤrzungen, 
unter welchen fie angeführt worden find, 


Raftatt, im Mai 1838, 











; Verzeichnisse der zu Grunde 
gelegten Werke. 


A. 


Dem franzöfifchen Originale (Code civil et de 


Abgekuͤrzte Anfuͤh⸗ 
rungen, 


commerce annotes) find zu Grunde gelegt : 


Recueil general des Lois et des Arrêts, ci-de- 
vant Jurisprudence de la Cour de Cassation, par 
J.B. Sirey. 

(d. h. Sirey, Tome 25, 1&re Partie pag. 89.) 
Von diefee Sammlung ber Gefege und Ar: 
theife der Gerichtshöfe in Frankreich erfheint 
iedes Jahr ein Band in 4° in 2 Abtheilun- 
gen: die erfte. Abtheilung enthält die Ent: 
fheidungen des Gaffationshofes, die zweite bie 
der Appellationshöfe, Handelsgerichte und auss 
nahmsweiſe der Tribunale erfter Inſtanz. 
Seit 1831. redigirt von L. M. Villeneuve 
und A. A. Carrette. 


S. 25.1. 89. 


Wo diefed Werk der gegenwärtigen Bearbeis 


tung unmittelbar zu Grunde gelegt wurde, 
naͤmlich fuͤr die Jahre 1833. 1836. und 1837. 
wird daſſelbe unter nebenſtehender Abkuͤrzung 
allegirt: en ER 
(d.h. Recueil general, 1836. 2de Partie 
pag. 198.) 


R.G.1836.2.198. 


vin Berzeichniß der zu Grunde gelegten Werke. 
Abgekuͤrzte Anfüh 
sungen. Journal des Audiences de Ia Cour de Cassation 


D. 16.1. 351. par Denevers. 
(d. h. Denevers, Tome 16. 1tre Partie. 


pag- 251.) | | 

Jaͤhrlich erfheint ein Band in 4° in 2 Abs 
theilungen. (Die zwei erften Bände allein ha- 
ben eine Unterabtheilung). Seit 1824. fort: 
gefegt von Dalloz. 


Journal du Palais: par Lebret-Saint-Martin. 
L. 30. 561. (d. h. Lebret, Tome 30. pag. 561.) 
Jaͤhrlich erfcheinen 3 Bände in 8°. 


Jurisprudence du XIX&me Sièele. 
3. 19. S. 1834.1. (d. h. Jurisprudence etc. 1834. 1ere Partie 
1 pag- 738. 

Diefe Sammlung wurde der Fortfegung aus 
ben SJahrgängen 1834. und 1835. zu Grunde 
gelegt. Sie ift übrigens gleihlautend und for 
gar feitengleich gedruckt mit dem Recueil 8 
nöral etc. Ä ; 

* * 


* 
Cafſſ. (Caſſation) bedeutet, daß der Caſſati— 
onshof das Urtheil des Richters der letzten Inſtanz 
aufgehoben habe. 
C. H. Vw. (Caſſations⸗Hof: Verw orfen— 
Cour de Cassation: Rejet) — daf der Gaffations: 
Recurs verworfen wurde. 


Gleichfoͤrmige Entſcheidungen anderer aͤhnlicher 
Rechtsfaͤlle werben durch Gedankenſtriche zwiſchen 
den Citaten angedeutet. 

Die jedesmal beigeſetzten Namen der. Städte find 
die Sige ber Gerichtshoͤfe, von denen das Uetheil 
ausgegangen, und insbefondere folgender Appellations: 
böfe (des franzoͤſiſchen Continents) : 

Agen. Air. Amiens, Angers. Baſtia. Befan: 
von. Bordeaur. Bourges. Caen. Dijon. Douai. 
Grenoble. Limoges. Lyon, Mes. NE 


Veneichniß der zu Grunde gelegten Bat 


—* 
Mancy. Nismes. Orleans. Paris. Pau; Poitiers, 
Rennes. Riom. Rouen. Toulouſe. Br Bil: * 

(Unter der Conſular⸗Regierung murben die %p- DL .09 
pellations®erichte nad ben Ramen der Departement 
bezeichnet.) 

Bon den, in bi abgetretenen Peoriaten pr 7 A Ei 
ftanbenen Appellationshöfen kommen Erkenntniſſe 
vor, aus: 

Bruſſel. Florenz. Genua. St. "Hang. ritach. x 
Trier, Zurin. x 

"Der Code eivil erfheint im Texte der Notizen ö 
überall unter der Behennung Code: fir Code de  ..:© 
Commerce, Code de Proc&dure, Code penal, ſin 
biefe Benennungen beibehalten ; in den. Bufägen 
dagegen, badiſches Recht, enthaltend, iſt fich bes 

bei ung eingebürgerten Namen: Landrecht, Han hab. 
——— bedient worden. —— 


Nadhſtehende Abkürzungen bedeuten; 
c. ei Code eivik | 
C. comm. — Code de Commerce. 


'C. proc. — Code de: eg 
C. pen. :— Code penal. .... . .. 


Art. — till. u 
* * 
B. 
— Noten und Zuſatzen 4 m Grunde, 
gelegt: 
Annalen der badiſchen Getichte, I_v. Jahr ⸗ 
gang (1832 — 1837). Der bte iſt laufend. Annalen in. 37. 


(Annalen III. Jahrgang Seite 37). 
" Anzeigeblatt des Mitten Rheinkreifes Gorher 
des Kinzig⸗, Murg⸗ und Pfingtreiſeso) von 1603 
bis 1838. MUB, 1836, 
(Mittel Mheinkreis, Anzeigeblatt a.) ; ;. Nro. 103 


RT WVergeichiniß ber zu Grunde gelegten Werke. 
Abgekuͤrzte Anfuͤh⸗ 


zungen. Anzeigeblatt des Ober⸗ Nheinkreiſes ‚forget 
DAB. 1836. des Dreifamkreifes). 
Neo. 10. (Ober: Rheinkreis ıc.) 


AUnzeigeblatt des Unter-Rheinkreifes (vorher 
UX.B, 1835. Nedar:, Main, und Zauberkreifes), 
Neo, 50. (Unter:Rheinkreis ıc.) 


Anzeigeblatt bes Seekreiſes. 
S. A.B. 1833. Geekreis ꝛc.) | 


Neo. 20 ——— 
Archiv für Rechtspflege und Geſetzgebung 
Achto f. R. II. des -Großherzogthums Baden, I— IV. Band. 
242. Quichiv fuͤt Rechtspflege II. Band. Seite 242.) 


Baurittel Handbuch bes babifchen bürgerlichen 
Rechts (bis jegt erfchienen : 1 — 6, Lieferung , von 
Baurittel I. 806. 8. S. 1 — 504.) 
(Baurittel, I. Band. Seite 806.) 
Nur die Einleitungen und Weberfichten jeder 
einzelnen Lehre find in den Noten allegiet wor⸗ 
den. Die Erläuterungen der einzelnen Land: 
techtsfäge, der landrechtlichen Ordnung 
folgend, Eonnten daher umgangen werden. 


Bekk über bie unge Rechte an Eigen 
Bekk. $. 41. ſchaften. 


Brauers Erläuterungen über, den Code Napo— 
feon, und die Großherzoglih Badiſche bürgerliche 
Gefeggebung.. I— VI. Band. 

Die vier erften Bände werben jeweils nad der _ 
Seitenzahlangeführt (f. die Bemerkung bei Baurittel). 
| Sünfter Band, oder: Eigenthümlichkeiten des 

Brauer, V. 644. Napoleoniſchen gegen das Juſtinianeiſche Recht. 
(Brauer V. Band. $. 644.) 


. Sechster Band, oder: Rechtsdenkwuͤrdigkeiten 
DEN. * für die Anwendung des Code Napoleon. 
Ä (Brauer VI. Band. Stud 280.) 


Brauer und Zach ariaͤ Jahrbuͤcher der Geſetz⸗ 


Berzeichniß der zu Grunde gelegten Werke, xı 
Er | Abgekuͤrzte Anfuͤh⸗ 
gebung und der Rechtswiſſenſchaft des Großherzog⸗ rungen. 
thums Baden. I. Band. (Wurde, nicht fortge⸗ 
fest.) | > ner 
 (b. b. Seite 275.) 


Gonflitutions-Ebdikte 1807 und 1808. (In 
ben Regierungsblättern und ber Sammlung ber 
Gefege I. Bd. enthalten. u VI. — Ed. 


Ehe-Ordnung von 1807. | | 
Sn der Sammlung der Gefege ꝛc. II. Bd. 
enthalten. zer EheD. 5 38. 


Eides-Drdnung von 1802. 
In der Sammlung der Gefege x. I. Bd; ent: 


Brauer u.. Zach. 
275. 


Ehe⸗O. $. 13. 


halten. 
| Einfuͤhrungs-Edikt, erſtes, von 1809. 
(Erſtes Einfuͤhrungs-Edikt F. VIJ. I. E.E. VII. 
Einfuͤhrungs-Edikt, zweites, von 1809; 
Samml. der Gefege. I. Bd. ie U, €, €, $. 14. 
Gefes über bie Verwaltung der Forſtpolizei. 
Regierungsblatt 1834. Neo. I. FSorſt:⸗G. $. 106. 
(d. he Forſtgeſetz ꝛtc.) | er 
Gefes über die Berfaffung und Verwaltung der 
Gemeinden, mit Tämtlihen Vollzugsverord⸗ 
. nungen. Karlsruhe, 1836. (In den Regierungs⸗ — 
blättern 1832 ff.) Gemeinde :D. 
(d. h. Gemeinde-Ordnung ıc.) | $. 53. | 
Hofraths:Inftruttion von 1794. Hofr. Inftr.$.41. 


Jahrbuͤcher des Großherzoglich babifhen O ber: 

hofgerichts. Herausgeg. von Sehen. v. Hohn: 

borft. I.—VI. Bd. 1824—1833. in 4.° 
(Hohnhorft V. Band. Seite 89.) 


Jahrbuͤch er des Großherzoglich badiſchen DO bers 
hofgericht s. Herausgeg. v. Frhrn. v. Hohnhorft, 


Hohnh. V. 89. 


m Verjeichnig der zu Grunde geligten Warte, 
Abgekürzte Anfüh: 
ungen, und fortgefegt don Trefurt u. A von 1834 an, 
N. Ib 1.35. L-WV. Bo in 8. 


(Neue Jahrbuͤcher 1. Band. Seite 35.) 


Inſtruktion zu Fuͤhrung der Grundsäger 
Grundb. Inſtr. 1823. 


* 8  SrundbucheInfkeuktion. $ 9) 


u. 


: Jnſtruktion fuͤt die Pkandſqhretbereien. 
Pfandſcht. Inſtr. 1823. 
oh“ 10. Hfandſchreiberei Inſtruktion F. 10) 
Laukhard, Rechtsfaͤlle, mit Entſcheidungen der 
Laukhard J. 125. franzöfi iſchen und beigifhen Gerichtshoͤfe. 
Eaukhard I. Band. Seite 125.) 2a 


(Werden als Belege der jedem einzelnen Fall 
PER entfprechenden Nummer des Zertes in den 
—— Noten jeweils angefuͤhrt.) 
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Sehens: Drbnung, oder fünftes Conſtitutions— 
Lehens⸗O $. 2. Edikt. — In der Sammlung ber Geſetze ıc. J. Bd. 


Obergerichts-Ordnung, von 1804. — In 
O. 6 9, $. 163. der Sammlung. I. Bd. 


III. O. E. 1803. TEE von 1803. 


- Drganifätions-Ebift mit, Beilagen , ‚von 
Dan 1809.D. 1809. — In der Sammlung ꝛc. I. Bd. 
. 8. d. Organiſations⸗ Edikt von 1809. Beilage D. 
u. | $. 8. lit. d.) | 


— — Prozeß⸗Ordnung in bürgerlichen Rechtsſtrei⸗ 
p. 2. & 532, tigteiten, von 1831, 


s Regierungsblätter von 1808 6 bis 1838. 
et 8. 1810: (Regierungsblatt 1810. Nro. XVIIL) 
XVII. | 
Rettig, die Polizeigefeggebung des Großherzog: 
Mettig 6.247. thums Baden. 2te Aufl. | 


Verzeichniß der zu Grunde gelegten Werke, xım | 
Abgekürgte Anfuͤh⸗ 


Roth, vermifchte Abhandlungen über Gegenftände SINGEN, 
bes Rechts und der Mechtspoligei. I. IL Bd Roth I. 129. 
(Roth I. Bd. Seite 129.) : — 


Bike ‚ voltftändige, aller in den Großh. 
badiſchen Staats» und Regierungsblattern 
enthaltenen Geſete ꝛc. I. -V. Bd. bis 1832. 
einſchl. Samml. I. 640. 
Sammiung der Bunde ıc. 1. Band. Scite 
640) 


———— Syſtem des datehen — Trefurt 401. 
Ecefurt. Seite 41. 8 480, Ruth 2 - & 480. 2). 


Berfaffungs— Deus, von 1818. —- Sn 
ber Sammlung der Gefege ıc. I. Band. Berfaff. u. $.14. 


Wehrer, vollftändige Sammlung ber in den 
Provinzials und Anzeigeblättern enthaltenen Ber: 
- erdnungen. J. — V. Band. 
(Wehrer V. Bd. Seite 134.) Wehrer V. 134. 


v. Weiler, Motive zum anne der Prozeß: 


Ordnung. | er 73, 
(v. Weiler, Motive. Seite 73) | 9 | 
v. Weiler, über Verwaltung und Juſtiz. v. Weiler $. 9. 
Baharid, Handbuch des franzöfifhen Rechts. | 
1. — IV. Bd. 3te u. Ate Aufl. ! Zachar. I. 30. 
(Zachariaͤ J. Band. $. 30.) | 
** 


Abh. Abhdl. — Abhandlung. 

U. S. — Anhangs-Satz. 

H. R. — Handelsrecht. 

ER — Landrecht. 

B. L. R. — Badiſches Landrecht. 

2. S. — Landrechtsſatz. 

2, V. — Landesherrliche Verordnung. 


xıv 


Abgekuͤrzte Anführungen. 


83: — Landrechts⸗Zuſatz. 


R. Bel. — Rechtsbelehrung. 
R. F. — Rechtsfall. 

R. Fr. — Rechtsfrage. 

d. T. — des Textes. 

V. — VBerordnung:! . 


Vor einem Zu ſatze: — bedeutet, daß dieſe 
und bie folgende Nummern Geſetzen oder Ber: 
ordnungen enthalten. 


— — auf gleiche Weiſe die aus den oberhof⸗ 


gerichtlichen Jahrbüchern und ben Annalen. ber 


b. G. entnommenen- Rechtsfälle und Erörte: 


‚rungen. 











Erläuterungen 
des 
Französiſchen Civilgesetzbuches. | 


Erſte Abtheilung. 


” 
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5 Einleitung. 
Bon Der Berfündigung R Wirkung und | 
0 Anwendung Der Gefege”). | 

: Eigenschaften des Gesetzes. 


1. Grundſaͤtze des Naturrechts (evidente oder allgemein 
angenommene) ſind fuͤr den Richter verbindlich, wenn ſie auch 
nicht buchſtaͤblich niedergeſchrieben, ſchon dadurch, daß fie nicht. 
ausdruͤcklich aufgehoben find. Ex arg. S. 25. 1. 89, 335. 
D. 23. 1. 40. 298. j j — 

1b. Das natuͤrliche Geſetz, wo es von dem poſitiven Ges 
ſetze beftätigt ift, legt biefem eine ausgebehntere, nachdrüdlichere, 
ſtrengere Wirkung bei, welche den Vollzug deffelben zur unum— 
gänglihen Nothwendigkeit erhebt. S. 18. 1. 170. D. 16.1. 
33. L. 52. 305 


2. Die roͤmiſchen Gefege hatten in Frankreich nur mit 
den Mobififationen verbindliche Kraft, welche duch den Gerichte: 
gebrauch oder die Wiffenfchaft eingeführt waren, felbft in den 
Landen, worin der Souverain deren Anwendung befohlen hatte. 
S.:3. 1. 306... D. 1. 701. L. 6. 405. — S. 1. 2. 674 | 
S..15. 1. 109. D. 13. 1. 21. L. 42. 11. — S. 15. 1. 408. 
D. 13..1. 434. L. 44. 395: . Ä 

one Urtheile, die in Gemäßheit eines dem Gegenflande 
angemeffenen Gefeges des roͤmiſchen Nechtes erlaffen wurden, 





*) Bon der Rechtswiſſenſchaft im Allgemeinen, — Gefchichte des 
franzoͤſiſchen Rechter Zachar. I. 1-25. 42-51. | 
Allgemeine Wahrheiten über Gefege, natürliches und bürgers 
liches, Recht. Brauer, V. 18. 514.7 Ebend. S. 15. — 
v, Weiler, $, 5, 6, 15. 
1 


1. 


4 Bon der Verkündigung, Wirkung 


anlegt: diefe Prüfung wä ausfchließlich der oberften — 
—— zu. 8. 15. 397. L. 43. 2908. — 8. 17. 2 


27. Die Verordnungen der abdminiftrativen Staatsgewalt 
in einer Polizeiſache find für die Gerichte in dem Maße verbind⸗ 
lich, daß ihnen nicht erlaubt ift, von Anwendung berfelben 
abzuweichen, mit der Erklaͤrung, daß hinzugetretene Umſtaͤnde 
die Gruͤnde der Verfuͤgung aufgehoben und ſie wirkungslos 
gemacht, oder einer Nachſichtsverſtattung Raum gegeben 5 tten. 
8. 18. 1. 407. 

23; In Strafpolizeifahen follen die Richter ſich vielmehr 
vom Gefege, als von Lokalvorfihriften der Gemeindsobrigkeiten 
leiten Taffen , welche das Gefeg verändern, indem fie es anzu: 
wenden ſuchen. Mithin kann eine Lokalvorfchrift, welche wider 
ein Vergehen bloße Polizeiftrafen androht, die Wirkung nicht 
haben, dag nun auch das Vergehen auf diefe Weife abgeurtheilt 
und beflraft werde, wenn das Geſetz daffelbe dem Zuchtpolizeis 
gerichte unterwirfe, und eine höhere als dreitägige ‚Öffentliche 
Arbeitsftrafe ausfpricht. S. 9. 1. 430. D. 7. 2. 147. 

285. Berordnungen über folhe Gegenftände , : worliber 
en oe — verordnet hat, ſind nichtig oder wirkungslos. 


29. Adminiſtrativ-⸗Verordnungen find nur dann anmwenbbare 
Regeln für die richterliche Gewalt, wenn fie den Vollzug. eines 
Repreſſivgeſetzes zum Gegenftande haben, oder wenn fie über 
Gegenftände verfügen, worüber das Gefeg den Adminiftrativ: 
behörden Sorge zu tragen Lıberlaffen hat. 8. 16. 1. 24. 

295. Polizei:Berordnungen find nur in fo weit verbindlich, 
als fie innerhalb der Grenzen diefes Zweiges ber. Staatsgewalt 
erlaſſen worden ſind; die Polizeibehoͤrden rg nicht verbieten, 
wozu die. Gefege ausdräclich ermächtigen. Ss. 29.1. 202. — 
8. 29. 1. 5. 

32. Die Verfügungen eines polizeilichen Bef heides, 


welche auf einzeln betrachtete Individuen ſich beziehen, haben 


das Anfehen und die Wirkung nicht, weldye das Gefeg den Polizeir 
Verordnungen zuſchreibt. —Es liegt im Weſen der Polizeis 
Verotdnungen, ſich uͤber ein Ganzes, oder eine gewiſſe Klaſſe ven 
Staatsbürgern zu erſtrecken. S. 22. 1. 49. D. 19. 1. 499. 
Wenn eine Adminiftrativ: Verordnung einen Gegenfland 
betrifft, welcher durch ausdruͤckliche Beſtimmung des Gefeges auf 
eigene Verordnungen ausgefegt ift *), fo ift diefe Verordnung 
gefeglich, und hat Wirkung für die Gerichte, obgleich fie fpeziell 
wäre und nur eine individuelle Maßregel enthielte. S. 25. 1: 89. 
3. Traktate haben Geſetzeskraft. — 8 7. U 26. 


*) Bergl, IL ©. €. $. 25, in fine. $, 26. Abf. 2. 


und Antoenbung der Geſetze. | | 5 
D. 5.2.%6. — 8. 11. 1. 301. D. 9. 1. 468. L. 30. 1. 


241. 

36, Sie find während des Krieges auffer Wirkung. Abhandl. 
8. 10. 2. M8. 

37. Uber fie werden nicht aufgehoben oder kraftlos durch 
die bloße Thatſache eines ausgebrochenen Krieges. So wie ſie 
auch durch die hinzugekommene Thatſache einer politiſchen Ver— 
rg oder Einverleibung nicht aufgehoben werden. 8.25. 
2. 59. D. 23. 1. 338. 

37 b. Haben Lokal⸗Gebraͤuche, welche Geſeteskraft hatten, 
dieſe hinſichtlich ſolcher Gegenſtaͤnde verloren, die nicht ausdrüd- 
lich durch poſitive — geordnet worden find? S. 15. 1. 44. 
D. 12. 1. 601. L. 38. 85. 


Verkündigung der Gesetze. | 


‘ 89% Die Sanftion , welche der König nad) Art. 22, ber 
Eharte von 1814 den Iegislativen Handlungen gibt , legt 
diefen Handlungen die Eigenfchaft eines Gefeges bei: aber fie 
ift nicht die VWerfündigung. Es gibt, feit der Charte, feine 
andere Art von koͤniglicher Verkuͤndigung, als durch Einruͤckung 
in das Geſetz-Buͤlletin: und der Termin, von wo an ſie vollzieh— 
bar ſind, faͤngt erſt vom Tage der Einruͤckung zu laufen an. 

Penn übrigens das Datum der Verkündigung eines Ge: 
ſetzes durch eine Fönigliche Ordonnanz feftgefegt iſt, fo müffen 
die Gerichte nad) dieſer fpeziellen Drdonnanz fi ch richten. 
Weil von dem König allein die Verfündigung gefchieht, fo fteht 
es ihm auch vorzugsweife zu, den Charakter der Verfündigung 
zu beftimmen. S. 18. 1. 290. 

40. Das Gefeg ift Gefeg vor feiner Verkündigung ; die 
Verkündigung hat nicht * Charakter der Sanktion. Gutachten 
des Staatsraths. 8. 1. 2. 43. 

42. Ein am 8. eines Monats, welcher 30 Tage hat, 
verfündigtes Gefeg wird am 3. des naͤchſten Monats verbindlid) 
u ae entfernten Hauptorten. Senatsbeſchluß. 

43. Die Geſetze und Ordonnanzen werden als bekannt 
und vollziehbar angenommen : in Paris einen Zag nad dem 
Empfange des Bülletins durch den Kanzler, und in den Depar: 
tements nach bderfelben Frift und einem meitern Zage auf je 
zwanzig Stunden Entfernung, oder aber, in aufferordentliden 
Fällen , von dem Tage an, wo fie an den Praͤfekten gelangt 
find; d. h. von dem Tage an, wo ber Präfekt fie hat verfündi: 
gen und anfchlagen Taffen. — Ordonnanz. S. 17. 2. 305. 

44. Die Dekrete werden verbindlidy wie folgt: Jene von 
allgemeinem Intereffe, welche im Gefegbülletin vollftändig einge: 
ruͤckt ſind, erhalten in jedem - Departement Verbindlichkeit von 


1. 


8 Handhabung und Anwendung der Geſetze. 


Handhabung der Gesetze. 


67. 68. 69. Das Recht, über den Vollzug ber Geſetze zu 
wachen, und alle dagegen vorfommenden Uebertretungen nieberzus 
halten, iſt der Gouverknickt ankängend, und kann davon niemals 
getrennt feyn. Wo alſo der. Souverän die Ausübung diefes 
Rechtes nicht übertragen hat, ba wird angenommen, daß er es 
ſich felbft vorbehalten habe. — Gutachten des Staatsraths. S. 
14..2. 333. — Deßgleihen S. 14. 2. 34. | 

70. Die Staatsbeamten, welche ſich erlauben, Proteftationen 
gegen ein Gefeg aufzunehmen oder auszuftellen , follen abgefegt 
werden. — Beſchluß der Konfuln. S. 7. 2. 1046. 


Anwendung der Gesetze, 


72.73. Das Gefeg muß in dem ganzen Umfange feines 

Inhalts angewendet werden; bie Gerichte koͤnnen unter Strafe 
der Kaffation ihrer Wetheile nicht eine Unterfcheidung zulaffen, 
wenn das Gefeg nicht unterſcheidet, jie können ſich nicht-auf 
bie Motive des Gefeges, im Widerſpruche mit dem  beftimmten 
und unbedingten Texte feiner Verfügungen, berufen.  S. 9. 1 
228, D. 7. JA 73. L. 24. 337. — ſ. Nro. 83. 85. 
— 74. Wenn der Sinn eines Geſetzes unzweideutig und 
beſtimmt iſt, ſo kann der Richter ſich nicht entziehen, daſſelbe 
ſo anzuwenden, wie es lautet. — Es ſteht nicht den Gerichten 
zu, uͤber das Geſetz zu urtheilen, und es aus irgend einer 
Betrachtung zu modifiziren oder zu beſchraͤnken, wie gewichtig 
dieſe auch feyn möchte. — S. 14. 1. W2. D, 12. 1. 305. 

75. Die ihrer Natur nah für alle Zeit fortwirkenden 
Gefege gelten bis zu ihrer Aufhebung, — Man kann daher. 


‚nicht fagen, daß gewiffe auf vorübergehende Umftände gegebene 


Gefege ihre Wirkung verlieren müffen, wenn .diefe Umftände 
nicht mehr vorhanden find. — Es ift Sache des Gefeggebers, 
die Wirkung mar: Ber fpätere Anordnungen gr u 
men, wenn er dies nicht im Gefege felbft gethan hat. 8. 25. 
1. 37. D. 233. 1. 76. > e Dee 

75 h. Iſt es gegründet, daß die Gerichte, ohne ihre Befug: 
niffe zu überfchreiten, die Anwendung einer gefeglichen Vorſchrift 
unter dem Vorwande nicht verweigern koͤnnen, daß diefelbe 
vorübergehend, und die Zeit , für welche fie gegeben wurde, 
nr fey? — Bejahend entfchieden. S. 25.1. 142. D. 33. 
76. Strafen werben durchgehende durch die Gefege beftimmt, 
und koͤnnen nicht nach dem Ausfpruche bloßer Verordnungen, 
zumahl ſolchen, welche den Gefegen wibderftreiten, erkannt werden. 
— Eben fo verhätt es fich mit der Kompetenz: durch Gefege, 
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. her) en wird dieſelbe feftgefegt. 8: ‚19. 1. 1. 

77. Kann ein: Strafgefeg auf Faͤue angewendet — 
welche es nicht ausdruͤcklich vorgeſehen hat, unter dem Vorwand 
einer —— Aehnlichkeit der vorgeſehenen und der 
nicht vorgeſe henen Faͤll e? 8. 23. 1. 35 D. W. 1. 448. 

78. Kann ein Strafgeſetz, das bis zum Frieden dauern 
ſollte, auf Vergehen angewendet werben, bie feit dem Frieden 
begangen — — 22. 1. 321. D. %; 1. 374. L. 64. 

29. — ſ. N 


| Allgemeine Auslegung der Gesetze, 


79. Nur durch Gefege, oder die. drei Faktoren der geſetz⸗ 
gebenden Gewalt, duͤrfen dunkle Beſtimmungen der Seesen 
Charte ausgelegt werden. — Orbonnanz. S. 18.:2. 170. -.. 

. Das Verfahren zur Interpretation — Geſetzes iſt 
unerlaͤßlich, wenn nach vorgaͤngiger Kaſſation eines Erkenntniſſes 
zwei andere, dem kaſſirten gleichlautende Urtheile erlaſſen worden 
find, — oder aber wenn ber Kaſſationshof die Interpretatjon 
verlangt, che er in voller ©Sigung (en sections r&unies) 
zweiten Beſchluß ober Urtheil ausſpricht. — Die Interpretation 
wird in ber Form der Re in Berwaltungsfachen 
ertheilt. — Geſetz. 1807. 8. 8. 2. 37. 

81. Die Vollzugsdekrete oder Frames müffen fo. viel 
als * im Sinne des Geſetzes ausgelegt werden. — Ordon⸗ 
nanz. 8. 18. 2. 328. 

J 80. "Der richtige Sinn- einer Bollzugsverordnung ift allezeit 
der geſetzliche, derjenige Sinn, den die —** beſtandenen Geſete 
zulaſſen. 8. B. 1. 93. D. A. 1. 112. L. 65. 305. | 

Ein allgemeines Gefeg muß in feiner Allgemeinheit 
angemenbdet werben, ohne daß es dem Gericht erlaubt iſt, -. 
ee zu — das Geſetz nicht gemacht hat. S. 16, 

84. Zum —— eines Gere wird der Bucfiabe 

vom — unterſtuͤtzt. 8. 15. 1. . 12. 1. 4%. 
85. Man Fann nicht .die Motive eine Gefees gegen * 
Text —— rer — — S. 12. 1. 145. D. 10 
1. 104. L 10. — S. 9. 1. 228. D.79, 7 L. 24. 


337. 

86. "Strafen dürfen nicht in zweideutigen Ausdrüden feft: 

gefegt werden; läßt ein Gefeg im Ausdrude — Raum, 

— iſt “ — mildeſten Sinne zu verſtehen. 8. AM. 1. 397. 
9, 


87 88, Ein Gefeg, weiches von der Vollziehung "einer 
Webersintunft abzugeben erlaubt, oder ein Klagerecht verfagt, 


10 Abgemeine Auslegung ber Gefege. 


will damit nicht bie uebereinkunft zernichten, und den Vollzug 
derſelben verbieten. — Es bleibt der Obrigkeit und dem Rechts 
gelehrten uͤberlaſſen, die Wirkung des Geſetzes zufolge der aus— 
gedruͤckten oder vermutheten Abſicht bes u. zu beftims 
men. S. 33. 1. 378. D. 21. 1. 318. L. 67. 401. 

89. Ein Gefeg oder ein Urtheil Se „ beißt nicht, 
fih nah dem Buchſtaben feiner a richten , und 
feiner Abficht entgegen handeln. 8. 5. 2. 586. 

90. Die Gerichte Finnen nicht — der Zweckloſigkeit eines 
allgemeinen Geſetzes Folgerungen machen, um eine Verfügung, 
welche ihrer Allgemeinheit nach alle Säle umfaßt, nur auf einige 
derfelben „ beſchraͤnken. S. 11. 1. 345. D 7 

9. Dur die neuen, nicht durch vi "alten Geſetze werden 
jene Berechtigungen geordnet , welche ihren Urſprung weder 
in fittliher Mochwendigkeit , noh in folhen Thatſachen 
haben, die zu Erwerbung von Befugniffen mefentlic vers 
eigenfchaftet find, noch endlich auf förmliche Uebereinkunft fich 
gründen , die übrigens weder durch das alte Gefeg, noch durch 
gleichförmige wiffenfchaftlihe Anficht beftimmt waren. — In 
biefem Betrachte hat das neue Geſetz die Wirkung einer gefeg- 
u — der fruͤher beſtandenen Regel natuͤrlicher Billigkeit. 


9. 93. 94. Ein Geſetz, welches feine Wirkung, als von 
einem gewiffen Tage anfangend, feftfegt, hat auf ſolche Hands 
lungen Feine Anwendbarkeit, welche felbft unmittelbar dem Augen: 
a Erlaffung des Gefeges vorangegangen find. 8. 6. 


95. 9%. —— zwei Geſetze, ein verbietendes und ein 
gebietendes, im Gegenſtoße find, iſt es nicht alsdann das verbies 
tende Geſetz, es den Vorzug hat? — Um dem gebietenden 
Geſetze vor dem verbietenden den Vorzug zu geben, muͤßten die 
Vorſchriften des erſtern nicht ſpeziell und unerläßlic ſeyn, und 
die — bes Verbotes unbedingt ausſprechen? S. 23. 2. 
103. D. 231. 2. 94. — S. 21. 2. 17. D. 19. 2. 67. 

100. Die Berhältniffe unter den Staatsbürgern deffelben 
Landes werden duch die jedem Lande eigenthümlichen Gefege 
geordnet. Die zwifhen den Cinmwohnern und . Regierungen 
zweier feindlicher Länder werben durch bie Gefege des Krieges 
beftimmt. — Jene zwifchen ben Finwohnern und Regierungen 
zweier verbündeter, freundfchaftlicher oder neutraler Länder werden 
duch das Öffentliche Recht Feftgefegt. Beſchluß. S. 1. 2. 38, 

01. Können bie Gefege, deren Zwed vielmehr ift, bie 
Inländer von einer Verpflichtung loszuzaͤhlen, als den Auslän- 
dern die Verpflichtung zu einer Leiſtung aufguerlegen, ben Aus⸗ 
ändern entgegen gehalten — ohne daß dieſe ſich auf ihre 
Heimat auſſerhalb Frankreich berufen duͤrfen, um hieraus zu 
folgern, daß fie das Geſetz nicht zu kennen ſchuldig ſeyen, und 
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es daher gegen fie Beine befreiende Wirkung haben koͤnne? 8.15. 
1. 37. L. 41. 373. 

103. Die Ausdehnung oder Wirkung einer gefeglichen 
Berfügung muß nothwendig von der Obrigkeit, nad) der ausdrüds 
lichen ober zu vermuthenden Eigenheit diefer Derfügung, und 
nach der Abficht des Gefeggebers beftimmt werden. 8. 18. 1. 
166. D. 14. 1. 538. L. 50. 132. 

104. Fordert nicht die Regel, welche die Ausbehnung einer 
aefeglichen Beftimmung auf unvorgefehene und rechtsähnliche 


Faͤlle etlaubt, daß eine vollfommene Gleihförmigkeit der Motive 


vorhanden ſey? Wenn alfo ber Gefeggeber das Endziel ber 
Schmwangerfchaft fo meit erftredit hat, daß von dem Begriffe der 
neun Monate ausgehend, das Kind als unehelich arigefehen 
werden müßte, ‚folgt hieraus , daß man das Endziel der 
Schwangerfhaft eben fo weit hinausfegen muͤſſe, wenn die Anwen⸗ 
dung der ordentlichen Regeln der ehelichen Geburt des Kindes 
Beinen Eintrag thut? 8. 19. 2. 213. L. 55. 541. 

105. Strafbeftimmungen dürfen nicht nad) Analogie ober 
* pe der Gefeggebung ausgedehnt werben. 8. 25. 

. 75. — f. Neo 

106. Wenn in 5 ee zwifchen dem Vergehen und dem 
Urtheile ein milderes Strafgefeg beftanden hat, als jene, die 
entweder zur Zeit ded Vergehens oder des Urtheild galten, > 
muß das mildere Gefes zur Anwendung kommen. 8. 14:1. 

107. 108. Eine Frau, welche fi unter. der —— 
eines Geſetzes verehelicht hat, welches ihr erlaubte, den dritten 
Theil der Fahrniß ihres Ehemannes zu beziehen, kann nicht 
hierunter die vormals fuͤr liegenſchaftlich angenommenen Renten 
begreifen, unter dem Vorwande, daß die Verlaſſenſchaft unter 
der Herrfchaft des Code eroͤffnet wurde, der dieſelbe zur Fahrniß 
rechnet. 8. 8. 2. 7. 

110. In Steuerſachen koͤnnen die Gerichte unter keinerlei 
Vorwand der Auslegung oder Analogie die geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen von einem Fall auf den andern ausdehnen. 8. 22. 1. 
358. D. 19. 1. 9. 

111. Nehmen die Ausländer am franzöfifhen Civilrechte 
mindern Antheil in Sachen der Begünftigung als des firengen 
Rechtes ? — Iſt es gegründet, daß die Beftimmungen ber franzd« 
firhen Gefegbücher auf Ausländer nur ausnahmsweife, und nad) 
ber pofitiven Ausdehnung biefer ausmahmsweifen Verfügung 
anwendbar find ? S. 22. 1. 203. D. %0. 1. 118. L. 63. 319. 

112. Iſt eine ausdehnende Auslegung nicht einer ru 
Verfügung gleih zu achten? 8. 23. 1. 35. D. 20.1. 442. 

113. Ein: auslegendes - Gefes bat feine tum vom 
u. des ausgelegten Gefeges an gerechnet. S. 2. 1. 137. 

114. Die Beltimmungen des Code haben (a Gegenftänden 
der Billigkeit die Wirkung auslegender Gefege. 8. 15. 1. 279.. 
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115. Die Beſtimmungen bes Code, wodurch alte Rechts— 
regeln erneuert werden, ſind auf Thatfachen anwendbar, die der 
Verkuͤndigung jenes Geſetzbuches vorhergegangen ſind. 8. 17. . 244. 

116. Ein auslegendes Geſetz hat keine Wirkung auf 
Vergleiche, welche aus Mißverftändniß des ausgelegten Geſetzes 
freiwillig: abgefchloffen worden find (ſelbſt wenn durch jene 
Auslegung die aus. unrichtiger Auslegung des on erlaffenen 
Uetheile aufgehoben würden). S. 2. 1. 335. L. 3. 519. 

117. Die Gefege, woburd) der Stand ber — geordnet 

vird, ergreifen das Individuum im Augenblicke, da ſie erlaſſen 
wetben, und machen baffelbe je nach ihrem Inhalte von biefem 
Augenblicke an rechtsfähig oder. unfähig. 
— Es aͤndert fich kraft Gefeges fogar die Wirkung älterer 
Entmändigungsurtheile, ohne daß es neuer Urtheile bedarf — 
immer im Berhältniffe. des Widerftreites der alten und neuen 
Gefege. S. 10. 1. 338. 

118. 119. Die Gefege über die väterliche Gewalt haben 
ihre: Wirkung vom Zage der Verkündigung an, fowohl in dem, 
was den perfönlichen Stand des Kindes, als was die dinglichen 
Rechte des Waters —— 8. 10. i. 348. D. 8. 1. 367. 
L. 27. 517. — 8. 13. a ie 
— 8,16. 1. 425. D. ie 349. L. 47.5 

12%. Die Geſetze in Betreff der — und des eine 
ſachen Unterſuchungsverfahrens ſind auf fruͤhere, noch nicht 
ee —— eben ſo anwendbar wie auf bie kuͤnftigen. 
— Geſetz.J Ss. 1. 2. 435. — S. 10. 2. 562. 


Nachsichts-Bewilligung vom Gesetze. — Gegenstoss. 
— Erlöschen der Derbindlichkeit. — Entschuldigung. 


121. Wer ein verbietendes Gefeg übertritt, kann auf 
Entfhuldigung nicht Anfprudy machen, unter dem Vorwande, 
baß er den eigentlihen Sinn des Gefeges nicht verſtanden habe. 

«1. 22. L. 43. 319. 

122. Ein für beftimmte Zeit erlaffenes Steafgefeg verliert 
mit Ablauf diefer Zeit feine Wirkung kraft Gefeges; von da 
an kann es nicht angewandt werden, felbft wenn es von Vers’ 
geh ! a die rn feiner A begangen wurden. 


. 


— Ein a — nicht die Defraudation 
der Fiskalgefaͤlle, und kann das Gericht nicht A bie 
Anwendung des Strafgefeges zu umgehen. 8. 11. 125. 

. Man kann fi vermittelft eines ae fein 
Recht verſchaffen . — Mithin würde ein Lokalherkommen, , felbft 
ein unfuͤrdenkliches, die Uebertretung. eines- Gefeges nicht ent« 
[dunigen, un in voller Kraft geblieben if. S. 29. 1. 80. 


Sanktion der Gefege. — Zwang. — x. ° 13 


123 c. Die bem Gefege entgegenftehenden Gebräuche find 
im Allgemeinen eben fo viele Mißbräuche, und Eönnen die Ueber⸗ 
tretung beffelben nicht RER S. 26. 2, 262.. 


Sanktion der Gesetze. — Zwang. — Bürgerrechtliche 
Derantwortlichkeit. — Strafe. — Nichtigkeit, — 
Aufhebung. — Kassation. 


125. Die Uebertretung auslaͤndiſcher Geſetze iſt in Frank⸗ 
reich ein Grund zur Kaſſation in dem Falle, wo deren Beob— 
achtung durch die frangöi * Geſetze — iſt. 8. 13. 1. 
113. D. 11. 1. 131. L. 36. 456. — R. G. 1836. 1. 749. 

126. Frohe Rechtshandlungen (auf den ‚Grund von 
 Rüdiwirfungen) find nichtig - wirkungslos, und als nicht 
eriftirend zu betrachten. 8. 12. 1. 292. L. 34. 195. 

127. Wenn das Gefes — den Fall der Nichterfuͤllung 
einer darin auferlegten Verpflichtung eine Strafe androht, ſo 
genuͤgt dies, um anzunehmen, daß Nichtigkeit der fehlerhaften 
ir nicht die Folge ſeyn ſolle. 8. 23. 1. 347. D. 2. 


128. Welche Gattungen von Nichtigkeiten müffen von ben 


1; 


Gerichten felbjt dann erkannt werden, wenn fie im Geſetz auch 


nicht ausgedruͤckt ſeyn ſollten? S. Art, 1030, C. . zroohl, ©) 


*) Notizen zu Art. 1030. C. proced. 

Erfte Regel, Die Beftimmung des Art. 1030. C. proced, 
welche nicht erlaubt, eine Rechtshandlung für nichtig zu erklären, 
wenn die Nichtigkeit im Gefege nicht ausbrüdlich ausgefprochen, 
ift nicht auf den Grund einer Klage, no auf das — 
anwendbar, welches auf eine angeſtellte Klage erlaſſen wird, 
noch auf die Prozeßhandlungen, welche von den Parteien ſelbſt 
oder kraft ihrer Spezialvollmacht vorgenommen werden, und 
ein Recht, eine Klage oder Einrede begruͤnden. — Dies ſind 
keine Nichtigkeiten des reinen Prozeßverfahrens. 

Zweite Regel. Nichtigkeiten aus Mangel oder Ueber: 
fhreitung der Gewalt, oder aus Intompetenz , aus Mangel 
oder Ueberfchreitung der Amtöbefugniß, oder ber ren 
vertragsmäßigen oder gerichtlichen Vollmacht, ſind aus gleiche 
in nicht unter der allgemeinen Beftimmung des. Art. 1030. 

egriffen. 

Dritte Regel, Eine reine Prozeßhandlung Tann für 
nichtig erklärt: werben, wenn ihre —— — das Weſen 
des Rechtsgeſchaͤftes ftört, wenn die Nichtigkeit den Inhalt 
ergreift (ſubſtantiell ift) 

Am Allgemeinen und bei allen Gattungen von Rechtsgeſchaften 
werden als weſentliche Nichtigkeiten betrachtet: 

1. Die ex defectu formae.constituentis aut informantis. 
— Rihtigkeiten, welche daraus hervotgehen daß dem Rechts⸗ 


14 Sanktion dee Geſetze. — Zwang. — Bürderrechtliche 


1. 129. Wenn das gefchriebene Gefeg eine Regel nicht ſowohl neu auf: 


[3 


ftelft, als vielmehr ausdruͤcklich anerkennt und verfündigt, welche ein 





gefchäft oder ber Urkunde Förmlichkeiten gebrechen, welche der 
Gattung derfelben eigenthuͤmlich find, welche ihr das Dafein 
geben, oder fie haraktterifiren. 

2. Ex defectu potestatis aut mandati, — Nichtigfeiten 
ausMangel an Gewalt, oder Dienftbefugniß, oder Vollmacht zu 
einer ſolchen Rechtshandlung von Seiten der phnfifchen oder 
moralifhen Perfon, von welcher die Rechtshandlung herruͤhrt. 

3. Ex defectu voluntatis aut habilitatis, — Nichtigkeiten, 
welche aus einem Mangel des Willens oder der Fähigkeit der 
Kae hervorgehen, von welcher oder in deren Namen ein 
Re tegefchäft vorgenommen worben ift. 

4. Ex defectu formae connexae potestati aut habilitati. 
— Nichtigkeiten, die aus Unterlaffung ber Förmlichkeiten ents 
ftehen, welche in einem Geſetze vorgefchrieben find, wodurch 
eine Gewalt ober Rehtsfähigkeit verliehen wird, ders 
geftalt, daß beides nicht anders, als in ber vorgefchriebenen 
Form, ausgeübt werben barf. 

5, Ex defectu materiae, — Nichtigfeiten, welche daraus 
entſtehen, daß das Rechtögefchäft Leinen Inhalt hat (Mangel 
einer Urſache), oder einen haltungslofen und unbeflimmten 
Inhalt, oder einen unbedingt unerlaubten, ober einen phyſiſch 
unmöglichen Inhalt, 

6. Ex defectu formae connexae juri. — Nidhtigkeiten, 

welche aus dem Mangel allgemein nothwendiger Förmlichkeiten 
(bei Gegenftänden des öffentlihen oder Privatinter 
eeffe) entftehen, entweder um ein neues Recht zu erwerben, 
oder ein bereitö erworbenegs, natürliches oder gewährs 
leiftetes Recht zu bewahren, oder endlich um ein Öffentliches 
Uebel oder Privatbefhädigungen zu verhüten, 
Mstizen als Belege obiger Regeln. 

1. Börmlichkeiten, welche das Recht ergreifen, ober auch 
ſolche, welche den Charakter der Gemwährleiftung von 
Privatrehten haben, werben als bei Strafe der Nichtigkeit 
vorgefchrieben betrachtet, obgleich die Nichtigkeit im Geſetze 
nic, ausgebräct if. Paris, S. 26. 2.69. D. 233. 2. 161. 
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2. Ein Urtheil ift nichtig, wenn nicht alle Richter, welche 
dabei mitgewirkt haben, bei der WBerichtserftattung zugegen 
gewefen find. Gafl. Nord. 8. 7. 2. 283. D. 6. 2. 107. — 
f. unten Nr. 12 ff. 

3. Die Nichtigkeit, welche aus der Infompetenz ber Gerichts = 
behörbe hervorgeht, ift firengen Rechtens, und kann auf feine 
Weiſe geheilt werden. Beſchluß der Konfuln. S. 1. 2. 591. 

4. Der bei einem Appellationshofe angeftellte Vollſtreckungs— 
Beamte (Huissier )- darf bei Strafe der Nichtigkeit Feine 
Behändigung auſſerhalb des Bezirkes bes Gerichtes erfter 
Snftanz des Drtes, wo jener Gerichtehef feinen ni Al vors 
nehmen. C. 9. Vw. 8. 12, 1. 29. D. 10. 1. 20. L. 32. 356. 

5, Im Allgemeinen, wenn ein fpegielles Gefes ein Rechtes 
geichäft gewiſſen Foͤrmlichkeiten unterwirft, zieht der Mangel 
oder die Unterlaffung diefer Foͤrmlichkeiten die Nichtigkeit nach. 
fi, wenigftens. in fo weit das Gefeg nicht felbft die Anwen⸗ 


* 


Verantwortlichkeit. — Strafe. — Nichtigkeit. x... 4 


efchriebenes Geſetz ift, d. h. ein nothwenbiges, herkoͤmmliches, 
—* (oder auf natuͤrlicher Verbindlichkeit beruhendes) 


dung des Grundſatzes beſchraͤnkt haͤtte, durch Bezeichnung der 
Fälle, wo auf Nichtigkeit erkannt werden muß. ©. H. Bw. 
Chalons-fursSaöne. 8. 26. 1. 229, D, 23. 1. 16. L. 72. 325. 

6. Eine Urkunde muß für nichtig erflärt werden, wenn fie 
vermöge der Mängel ihrer Korm ober ihres Inhaltes ben Zweck 
nicht erreichen Tann, wozu fie beftimmt ift. — In biefem Falle 
kommt es nicht darauf an, daß die Nichtigkeit im Gefege nicht 
ausdrüdlich ausgefprocden ift. Caſſ. Nord. 8. 24. 1. 185. 

7. Cine Urkunde, die der Notär nicht mit feiner Unterfchrift 
verfehen hat, ift nichtig, de non esse; fie ift nicht zum 
Dafein gelangt, aud der Förmlichkeit der Regiftrirung nicht 
unterworfen, & 9. Bw. Garlat. S. 8. 1. 33, D. 5. 1. 167. 

8 Gin verurtheilendes Erkenntniß kann nicht bloß für nichtig 
erflärt werben, es wirb als nicht vorhanden betrachtet, 
wenn es mit keiner Unterfchrift verfehen ift, und wenn es die 
Form und Auffchrift eines bloßen Urtheils s Entwurfes hat. 
Taſſ. Bruͤſſel. S. 13. 1. 345. u. 

9. Eine Urkunde, welcher bie Partei, bie fi verbindlich 
macht, wegen Schreibens » unerfahrenheit ihr Handzgeichen ftatt 
der Unterfchrift beifest, Fann nicht für eine fehriftliche Urkunde 
gehalten werden. Brüflel, S. 7.2. 249. L. 19. 211. 

10. Die Regel, welche unterftellt, ed fey nicht zu vermuthen, 
daß der Gefeggeber, wo er eine Strafe beftimmt, die Richtigkeit 
der Urkunde gewollt babe, ift nicht auf den Fall anwendbar, 
wo die Urkunde von Grund aus an einer Nichtigkeit — de 


non esse — leidet. Gafl. Seine und Marne, 23. 1. 362. 


D. 21. 1. 334. - 

11. Wenn das Gefes die Unterlaffung einer Foͤrmlichkeit 
mit einer Geldftrafe bedroht, fo wird angenommen, es habe 
nicht gewollt, daß bie mit einer Unregelmäßigkeit behaftete 


- Urkunde ber Nichtigkeit verfallen ſolle. Grenoble, 8. 25. 


+ 150. 

12. Ein uUrtheil kann für nichtig erklärt werben, obwohl 
die Nichtigkeit nicht förmlich im Geſetz ausgeſprochen ift, 
wenn es keinen wejentlichen (fubftantiellen) Inhalt hat, ber 
ihm zur Grundlage dienen, und ihm einen richterlichen Chas 
rakter beilegen follte..e ©. H. Bw. Paris. S. 22, 1. 9. 
D. 20. 1. 144. L. 62. 97. 

43. Die Unterlaffung der nicht bei Strafe der Nichtigkeit 
vorgefchriebenen Förmlichkeiten zieht dennoch kraft Geſetzes 
Nichtigkeit nach fi, wenn die Unterlaflung diefer Körmlichkeiten 
als eine Gewaltö =» Weberfchreitung betradytet werben Tann. 
ENG: >. F 1. 129. — Caſſ. Bourguebus. 8. 19. 
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14. Die Berlegung ber vom —** vorgeſchriebenen Foͤrm⸗ 
lichkeiten zieht, auch ohne die woͤrtiiche Androhung, Nichtigkeit 
kraft Geſetes nach ſich, wenn nach der Abſicht des Geſetzgebers 
ber Charakter und die Amtsgewalt der Beamten der 
Beobachtung der Förmlichkeiten untergeordnet if. & DH. Vw. 


Caen. S. 23. 1. 276. D. 21. 1. 176, L. 66 


15. Daſſelbe findet Statt, wenn bie Förmlichkeit auf eine 
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4. Geſetz, fo. muß dieſe verfündigte. Regel - ald. dem Rechtsſyſteme 
weſentlich angehoͤrig betrachtet werben, — Die Webergehung: einer 





unbedingte, verbietendbe oder gebietende Weiſe 
- vorgefchrieben ift, und von diefer Art ift der Charakter einer 
Foͤrmlichteit, welche die Amtsbefugnifle der Beamten ordnet 
. wnd befhräntt, C. H. Vw. Riom. S. 19. 1. 177. D. 17. 1. 

ER, L. 54. 319. — C. H. Vw. Agen. 8. 19. 1. 257. D. 17. 

1..143. L. 54, 318. Ä 

16. ‚Unregelmäßigkeiten in dem Inhalte der Urtheile werben 
als das Recht oder die Kompetenz ergreifend angefehen: 
fie ziehen Nichtigkeit nach fich, obwohl diefelbe ee ausdruͤcklich 
im Geſetze anbedroht iſt. Caſſ. Amiens. S. 21, 1. 98. D. 19. 
1. 103. L. 60. 444. | | Ä 

„17. . Der Mangel ber Dienftbefugniß von Seiten ber Perfos 

- nen, aus welden. ein Gericht zufammengefegt worden, zieht 

Nichtigkeit des Erkenntnifies nach fi, obgleich folche nicht 

förmtich vom Gefeg ausgefprochen wurde, Caſſ. Espalion. 8. 25. 
1. WO. D. 23. 1. 71. — f. Nr: 2. 

18. Ein Erkenntniß, welches gegen eine Frau erlaffen wurde, 

die nur in der Perfon ihres Mannes vorgelaben, und 
ohne Bollmadt von ihrem Manne vertheidigt wurde (welcher 
zu gleicher Zeit fich felbft vertheidigt Hat), ift ohne -Wirtung 
gegen bie Frau; nicht ſowohl leidet daſſelbe an einer Nichtigkeit, 
die im Wege ber. Appellätion oder Gaflation ausgefprodhen 
werden müßte, -fondern an einer Richtigkeit wegen Nichts 
Eriftenz, melde zu jeder Zeit vorgefhügt werden, ‚und bie 
jeder Richter auch im Wege der Einrede herftellen oder erfläs 
ren kann. Paris. 8. 17. 2, 171. L. 47. 304. 
20. Ein Gewalthaber kann die. Güter feines Gewaltgebers 
nit zum Vortheile feiner eigenen Gläubiger. verpfänden, 
obgleich er unbefchräntte Gewalt erhalten hätte, Gelb aufzus 
nehmen, zu verpfänden, und fogar zu veräußern. Zurin. 8. 11. 
2. 234 D. 9. 2. 183. — Art, 1989. C, c. 

21. Nichtig wegen Unfähigkeit ift die Quittung, welche ein 
Blinder unter einer von fremder Hand gefchriebenen Privat: 

“ Urkunde ausftellt.e Pau. S. 12, 2, 64. D.9. 2. 218. L. 

22. Die als Bedingungen ber Ausübung einer Amtögewalt 
feftgefegten Foͤrmlichkeiten find von der Art, daß fie die Gewalt 
begründen; fie find. wefentlich (jubftantiel), ihre Verlegung 
zieht die Nichtigkeit Eraft Gefeges nad fi, weil fie den- 
EURER, SNRRIGRLE Amtsgewalt hate Caſſ. Herault. .S. 

23. Ein Bamilienrath Tann in der Zahl von fünf Mitglie— 
dern nicht gültig berathfchlagen, obwohl das fechäte gute Ur: 

— haͤtte, nicht beizuwohnen. Agen. S. 7. 2. 857. L. 77. 


24. Wenn der Familienrath in der Zahl von mehr als ſechs 
Verwandten oder Verſchwaͤgerten berathſchlagt hat, ſo iſt die 
Berathung nichtig, ſo wie Alles, was daraus hergeleitet worden 
ifte Amiens, - S, TE 2. 863. L. 14: 31. ne &a ⸗ Amiens. 
-$2. 17. 1. 298. D. 15. 1. 464. L, 52.60. = ke Art, 407. 
415. °C, Gi, er „re sn” ..r tar ». J = 
25. Jedes an eine. ungewifle, „oder ber Beſtimmung eines 


Verantwortlichkeit. — Strafe. — Nichtigkeit v. 17 
foren Regel bat, Unghleigeit zur Folge, 8. 23. 1. 5. D. %. 


4130. Iſt die Entfcheidbung, daß die Naturalifation im 
Auslande erworben worden, nicht vielmehr eine thatſaͤchliche als 
eine rechtliche Entfcheidung ? | 

Kann legten Falles, und eine Uebertretung des ausläne 
diſchen Gefeges vorausgefst, diefe Verlegung vom Gaffationshofe 
aufgehoben werden? — Abhandlung. S. 22. 2. 233. ,: », 


Dritten uͤberlaſſene, Perfon gegebene Vermaͤchtniß iſt nichtig 
(ungültig)... © 9. Vw. Air. $S. 11.1. 357. D. 10.1. 65% 
L. 32. 499. ey» f. Art. 902. C [67 P (up 

26, Die Ablehnung der Staatsbehörbe, wozu Feine geieglic 

Ermächtigung vorhanden, ift kraft Gefeges nichtig (ungültig). 
Eaſſ. Graſſe. S. 11. 1. 356. D. 9. 1. 411. L. 30. 5083. 

27. Es kann keine gültige Hinterlegung geſchehen, ohne 
%. ‚diejenigen beizuladen , welche auf das. hinterlegte Geld einen 

. Anfpruc haben. E. H. Bw, Paris, S. 4 2. 28. 

W. Alle Foͤrmlichkeiten, deren Beobachtung zu einer rechtfertis 
genden Vertheidigung nöthig ift, werben als wefentlid 
(Subftantiel) betrachtet; ihre Unterlaffung zieht Nichtigkeit nady 
di — obwöht dieſe nicht ausdruͤcklich im Geſetze ausgeſprochen 
J iſt. Caſſ. Saone und Loite. 8. 23. 1. 155. D. 21. 1. 20. 
L. 66. 445. — Caſſ. Paris, $. 23. 1. 5. D. 20. 1, 494. 
L. 65. 222. — Gafl. Orleans. S. B. 4. 65. D. %. 1. 478% 
L. 65. 131. BR | er 

30. In einem fo wichtigen Gegenftande, wie ber perfönliche 
Verhaft, ift unbedingt Alles ftvenge zu nehmen. Die Unterläfe 
fung der geringften vom Gefege vorgefchriebenen Foͤrmlichkeit 
muß dem eingeterkerten Schuldner zu Gute fommen, und die 
Gerichte beftimmen, die Richtigkeit der Verhaftung auszufprechen. 
Bordeaux. 8. 30. 2. 4. D. 28. 2. 91. L. 85. 372. 

33. Die Nichtigkeit der Zuftellung eines Schuldübertrages 
hindert , daß der neue Gläubiger den Befig erlangt. Gaff. 
Bine. S. 1. 1. 444, D, 1. 360. 

34. Pfandeinträge find nichtig, wenn bie dabei vorgefallene 
Unterlaffung der vom Gefese vorgefchriebenen — Saas 
fhädlidher Art if, ©. 9. Vw. Riom. S. 14, 1. 126. 

35. Die Unterlaffung einer Förmlichkeit ift weſentlich 
(fubftantielt) und zieht Nichtigkeit nach fi, obſchon das 
Geſetz diefelbe nicht ausgefprochen hat, wenn diefe Foͤrmlichkeit 
‚ale Gemwährleiftung eines Rechtes nothwendig iſt. Nancy. 
S, 16. 2. 52. D. 14. 2. 61. L, 41. 283. ars 

36. Die Unterlaffung einer Körmlichkeit, welche als Bebin- 
gung der Erlangung eines Rechtes eingeführt worden, verhins 
dert die Ermerbung oder Begründung diefes Rechtes; fie zieht 
Nichtigkeit nach fi, ohne daß dies vom Gefege beftimmt 
—— ſeyn müßte. kLimoges. 8. 21. 2. 21. L. 56. 





. Ik 


r. 12, ff. 

37. Kann Nichtigkeit ohne Befchwerde über Benadhtheiligung 
vorgebracht werden? Stillfchweigend verneint. Bourges. 
S. 22, 2. 157. D: 20. 2. 110. — Ebend. 

: fe Gode.de procedure annote pag, 295—297. 
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18 En Aufpebung. — Abänderung 


4131. Es flieht nur dem Gaffationshofe zu, Urtheile ober 
Befcheide im SIntereffe des Geſetzes aufzuheben. S. 11. 1. 
350. L 32. 340. — S. 10. 1. 358. 

132. Obwohl das Gericht weder thatfächliche Klnggrände 
noch Einreden ergänzen darf, fo kann und foll es fogar das 
nöthige im rechtlicher oder gefeglicher Beziehung im Gefolge 
aktenmäßiger und richtig geftellter Thatfachen ergänzen. Wenn 
alfo die Richter ein nicht angerufenes Gefeg auf angeführte und 
verläßigte Thatſachen anwenden, fo thun fie nur ihre Schufdig« 
keit, und ift fein Grund zur Befchwerbe beim Caffationshofe 
gegeben. S. 18. 1. 333. | 

133. Ein durch das beftehende Gefeg in allen feinen 
Beftimmungen und Umftänden gebilligter Vertrag kann nicht 
für betrüglidy ausgegeben werden, welche Veränderungen nadıe 
mals. in der Gefeggebung auch vorgegangen feyn mögen, felbft 
wenn dieſe Veränderungen zur Zeit des Vertragsabfchluffes wären 
vorausgefehen worden, und die Vertragsperfonen mit Hinſicht 

f den Vertragsgegenftand die kuͤnftigen Beftimmungen ber: 
efeggebung wirkungslos hätten machen wollen. 8. 13. 1. 322. 

134. Diefe Entfheidung ift vorzäglih auf den Fall an« 
wendbar, wo das Rechtsgefhäft nur vorgenommen wurde, um ben 
Veränderungen zuvorzufommen, welhe in ber ErbfolgesOrdnung 
eintreten follen. S. 11. 228. 
" 135. 136. Es ift Eeine Umgehung des Gefeges, nicht 
einmal der Form nah, wenn eine Schenkung in Geftalt eines 
Kaufes gemaht wird. 8. 13. 1, 141. 


Aufhebung. — Abänderung. 


137. Werden die Beſtimmungen ſolcher Gefege , die nur 
Folgerungen aus andern Grundgefegen find, nicht durch neue 
Gefege geändert, welche den Grundfag aufheben , woraus 
- abgeleitet find? S. 13. 1. 113. D. 11. 1. 131. L. 36. 


137b. Ein neues Gefeg bringt die ftillfchweigende Auf⸗ 
bebung aller früheren damit unverträglichen Beſtimmungen mit 
fih. — Die Aufhebung muß auf die Folgefäge der Regeln wie 
auf die Grundregeln ausgedehnt werden. 8. 30. 2. 88. 

138. Jedes Gefeg , deffen Inhalt dem der Verfaffungs- 
Urkunde widerſtreitet, ift f[hon dadurch allein als aufgehoben 
anzufehen. Gutachten des Staatsrathe. 8. 1. 2. 36. 

139. Die Charte hat felbft nicht einmal ſtillſchweigend 
das Dekret vom 17. März 1808 in Betreff der Schuldforde⸗ 
rungen der Juden aufgehoben. Diefes Dekret hat daher fort« 
während Anmendbarkeit auf alle zu deren Gunften ausgeftellte 
u le 5, 48. 1. 335. D. 16, 1. 4%. L. 


Aufhebung. — Abänderung: 19 


140. 141. Die Einführung bes Code hat jene gramm 
Beftimmungen nicht -aufgehöben, weldhe mehr dem ‚öffentlichen 
der politifchen, als dem — —— angehoͤren. 8. Fe 1. 113. 
D. 11. 1. 131. L..36 456 

142. Der bloße förmliche MWiderfpruch der Beftimmungen 
zweier Gefege kann die Vermuthung, daß das a — 
— ſey, begründen. S. 9. 1. 222. D. . 46. 
L 


143. Bis zu welhem Punkte muß fih ein Widerfprüch) 


zwifchen den Beltimmungen der Charte und ‘jenen der bür 
lichen. oder Strafgefege ergeben, damit Bun als aufgehoben a 
— find? 8. W. 1. 1. 

Wenn es unmoͤglich iſt, neue Beſtimmungen mit 
— zu vereinigen, — find bie alten ee m 
er aufgehoben. . 2. 1.190. — S. 10. 1. 


145. F älteres Geſetz ift duch das neuere nicht fill: 
fhweigend aufgehoben, wenn Möglichkeit vorhanden ift, deren’ 
Beſtimmungen mit einander zw vereinigen, und es nicht Wille 
des Gefeggebers gewefen zu ſeyn ſcheint, die Vermiſchung ber 
beiden Gefeggebungen zu unterfagen. S 12 1: 382. | 

146. Eim Gefeg iſt duch ein fpäteres nicht ſtillſchweigend 
abgefhaffe, u im em der Unvereinbarkeit des Iegtern mit 
dem erftern. 8. 10. 1. 308. 
| 448. 0. Bis se welhem Punkte muß ein Geſetz des 
Code eine Materie umfaffen und ordnen, um annehmen ‚zu 
koͤnnen, daß es diefelbe zu feinem Hauptgegenftande genommen, 
und allenältern dahin bezäglichen Geſetze aufgehoben habe? 8.9. 
1. 382. D. 6; 1. 527. 23. 9 

150. Der — der — geltende Grund⸗ 
ſatz, daß die alten Geſetze ihre Wirkſamkeit in den durch die 
neuen Geſetzbuͤcher eingefuͤhrten Lehren verloren haben, iſt auf 
ſolche Lehren anzuwenden, die durch ein vollſtaͤndiges Syſtem 
des neuen Geſetzes geordnet fi find, nicht auf ſolche, worüber das 
neue Gefeg nur einige vereinzelte Beſtimmungen aufftellt: S. 13. 
1.2 
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151. Die Beftimmungen ber alten Gefege, die fi 
auf: Lehren beziehen, worüber der Code eim vollſtaͤndiges Syſtem 
enthält, find ſchon allein dadurch S daß jene Be u 
müngen nicht im Code wiederholt find.. 3. 22. 2. 223. L. 
64. 529. 

152. Abgeſchafft find alle alten Gefege über ‚Lehren, — 
das Strafgefegbuch; geordnet hat, ſelbſt wenn jene Geſetze Faͤlle 
vorſehen ſollten, die ſich an jene Lehren anknuͤpfen, uͤber welche 

aber dieſes Geſetzbuch ſchweigt. — Immerhin iſt es nothwendig, 
—8 das Geſetzbuch nicht einige zerſtreute Beſtimmungen, ſondern 
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1. 


%: - Aufhebung. —- Abänderung; 


ein vollſtaͤndiges en Syſtem —— Gutachten 
des Staatsraths. 8. 12. 2. 143. D. 10. 2 

152b. Das Strafgefegbud hat nur * — Steafger 
fege abgeſchafft, die fich auf Lehren bezogen, über welche es ein: 
vollftändiges Gefeggebungsfpftem enthält, nicht jene Über Kehren, 
worüber es nur einzeine und zerſtreute Beſtimmungen gibt. 
S. 30 1. 159. 

153. Wenn ein. neues Strafgeſetz oder der Beſchluß einer 
Gemeindsobrigkeit innerhalb ihres geſetzmaͤßigen Wirkungskreiſes 
uͤber einen Gegenſtand ſich ausſpricht, ſo koͤnnen die alten polizei⸗ 
lichen Beſchluͤſſe und Verordnungen uͤber den naͤmlichen Gegenſtand 
nicht mehr angewendet werden, ſelbſt in den Beſtimmungen nicht, 
welche in ber neuen Verordnung wiederholt find, S. 26. 1. 117. 

54. Wenn bas neue Gefes eine unfreiwillig begangene 
That ahndet, nicht. aber diefelbe That als freiwillig begangen 
beftraft, fo muß man annehmen, baß für diefen Fall das Geſetz 
ſich auf die im alten: Gefege fihon beftandene Beftimmung 
beziehen wollte S..18. 1. 181. D. 16.1. 260. L. 53. 202. 

155. Auf Abminiftrativgefege oder Verordnungen zuruͤckzu⸗ 
greifen ift nur in folhen Kehren erlaubt, welche durch den Code 
nicht geordnet wurden, obwohl fie dazu geeignet waren. — 


. Wenn der Code bei der Behandlung diefer Lehren gewiſſe Fälle 


nicht vorgefehen hat, fo kann man fein Stillſchweigen nicht durch 
die ‚vereinzelte Beſtimmung eines früheren Gefeges ergänzen, 
welches nicht im Ganzen erneuert ober wiederholt wäre, deſſen 
Gegenftand aber zum a un neuen Geſetzbuch eine. Stelle: 


. gefunden hätte. S. 17. 


157. - Ein Steafgefeg, welches durch ein fpäteres, mit dem 
es unverteäglic ift, aufgehoben wurde, Fann nur durch die aus⸗ 
druͤckliche Beftimmung eines neuen Gefeges wieder aufleben ; 
der, MWiederherftelung des alten Gefeges duch Folgerung ‘oder 
Analogie kann nicht flattgegeben werden. S..23. 2.160 — 
f:. Rro, 163: f 
* 158. Ein fpezielles Gefeg wird durch ein a — 
meines nicht kraft Geſetzes aufgehoben. 8. 13. 1. 250. 

159. Deßgleichen. S. 23 1. 130. D. 21. 1. 2 | 

160. Ein allgemeines Gefeg ändert ein fpezielles nicht ab, 
ie die Abänderung darin — foͤrmlich ausgedruͤckt ift, 

S. 17, 1. 186. D. 15. 1. 18. L 52, 275. 

161. Deßgleihen. S. 22. 1, s D. 20. 1.494. L.65. 2%. | 

162. Lebt ein Ausnahmsgefeg , welches duch ein fpätered 
Geſetz aufgehoben wurde, durch die —— des gr 
Seepet wieder auf? — S. 22 +. 321. D. %0. 1.374. L Ä 
259. — f. No. 157. 

168. Welchen Charakter muß ein Herfommen haben, um ein. 


Sefen als dadurch aufgehoben betrachten zu koͤnnen ? S. 30, 2. 378, : 


64. Das Herkommen kann das Gefeg aufheben, S.2.1.11. 


Aufpebung: — Abänderung. 2a 


— Abhandlung im entgegengefegten Sinne. S. 9. 2. 376. 

164b. Damit. das Herkommen die Wirkung habe, ein 
Gefeg aufzuheben , muß es ein altes Herkommen, e8 muß 
wenigftens der zur Verjährung ‚langer, Zeit erforderliche Verlauf 
vorhanden ſeyn, und die Nichtvollziehung des Gefeges muß nicht 
von denjenigen herrühren, die zu deffen Vollziehung beftelle find. 
S. %. 2. 41. D. 24. 2. 33. L. 74. 319. 

164 e. Das ‚Herlommen , wie alt es feyn möge ,. fann 
gegen ein ausdräadliches Verbot des Gefeges nicht. aufrecht erhalten 
werden. 8. 28. 63. 1. D. 25. 1. 424. 

164d. Durch ein Vergehen kann Bein Recht erwerben 
werden. Daher würde ein unfuͤrdenkliches Herfommen die Ver: 
letzung eined Geſetzes, das in voller Kraft geblieben, nicht 
entfhuldigen. 8. 29. 1. 80. D. W. 1. 330. 

1655. Herkommen, durch Ältere Recdytsmeinungen beftätigt, 
kann nicht größere Wirkung haben, als der beftimmte Ausfpruch 
des Geſetzes. S. 17. 1. 29. 

166. Herkommen hebt das Gefeg auf, in dem Sinne, 
daß das Verfahren „gegen einen Zert des Gefeges keinen Caſſa— 
tionsgrund abgibt, wenn das übertretene Gefeg im Widerfpruche 
mit einem allgemein angenommenen Herkommen fteht. S. 15.1.5. 

167. Um ein allgemeines Gefeg als durch Nichtgebrauch 
aufgehoben, und außer Uebung gebracht anfehen zu koͤnnen, ift 
nothwendig, daß der Nichtgebrauh in dem Staate, für den das 
Geſetz gegeben worden ift, als allgemein ftattfindend nachgewiefen 
werde — Aus biefer Rüdfiht kann ein Gericht, ohne fein 
Urtheil der Caſſation auszufegen,, ein Iofales und feinem Ge: 
—— Tre Herfommen nicht anrufen. S. 3. 

168. Die Gerichte können Feine Strafe ausſprechen, als 
aus Gründen übertretener Gefege oder Verordnungen; — alte 
nicht aufgehobene Verordnungen müffen mie Gefege vollzogen 
werden. S. 17. 2. 245. 

(169) Gefege, welche die DOrganifation der Gerichte mobdis 
fiziren, und die Folge beftimmen ‚ welche ihren Entfheidungen 
gegeben werden foll, find vom Tage ihrer Verkündigung an ver⸗ 
bindlich, ſowohl was die bereits anhängigen, als was: die erft nach: 
mals entftehenden Rechtsftreite betrifft. R. G. 1837. 1. 933 *) 


*) Bon ber verbindenden Kraft ber Civilgeſetze. Zachar. I. 26 
— 27. — Brauer V, 24. 33._ Die Reception bes C. N. in 
Baden als badifches Landredt. Brauer I. S.1— 14 IV. 
S. 543—562. Zrefurt 1-12. Baurittel I, ©, I.—XVI 
Erftes Einführungsedilt.e Baurittel I. 1—19. 

Konftitutionsedittee — Eheordnung — Eidesorbnung — 
Beiftandsordnung — Loofungsordnung — Bortheilsordnung : 
— als integrivende Theile des badifchen Landrechts. Baurittel 
1. 21. — Sronanwaltfchaft (Staatsanwaltfhaft), Ebendaf. 
25—29, Vergl. Hohnh. V. 58. 296. IV, 22 


1. 
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22 Aufhebung. — Abänberung. 
* 1). Die Einführung, de frangbfifggen Gefenbuded berzeienb. 2.8. 
N. DB. 1808. 


XLII. Sammlung 1. 
2) Erifted inführungseitt x 63 1809. VIII. Samml. I. 1 830-840. 
3) —* u ae. au pre. des N. ER. ber. R. ©. 
amm 
4) Die ie Rronammelıihain bet. R: 2. * XXI, Sammi. I. 
840— Vergl. jedo .&€.5.4 
5) Zmeited  einkheingbehi. IR 3. 1809. LI. Samml. I 
848—-858. 


6) Die Einführung des N. £. NR. in den von ae — 
fenen Aemtern und Ortſchaften betr. L. V. R. B. 
Samml. 1. 861. — B. RB. 1812. XX. Samml. I. — 

7) De, — by DEE N. ER, in der fR Hohen⸗Geroldseck 


1820: X. Samml. I. 863. Vergl. Nro. 53. d. T. 
8) Zu neuen Fandes, eſetzen ift die Zuftimmung der a erforder; 
lich. Verf. Urf. er 65. Sammi. I. 782. — ſ. Nro. 7. d. €. 


9) Der Landeöberr beitätigt und promulgirt die Set und erläßt 
die Vollzugsverordnungen. Ebend. $. 66. f. Nr. 8 u. 39. X. 

10) Er erlaßt, and yorfwiler Geſetze, deren Zweck Feine Verzöge: 
rung erleide 


+ 1) enden Geſetzen ift nen den Berichten fo lange verbind: 


Kraft einzuräumen, als darüber Fein Widerſpruch der 
—4 in die Mitte getreten iſt. —*8* vn. 18 — 
Entgegengefegte Anficht: fie * m i$ zum nächften Land, 
tage genen. Ebend. f. Nro, 8, 

Itniß ————— 43* zur Bundesakte: a) die 
Partifulargefeßgebung der einzelnen d. Bundesſtagten iſt der 
allgemeinen Bundesgefeggebung untergeordnet; b) den ältern d. 
Partitularverordnungen wird von neueren Bundesgefegen dero⸗ 
gr; c) fie kann von badifhen Berichten nur in fo meit zur 

nticheidungdnorm angenommen werden, al$ ihr Inhalt in dem 
Regierungsbl. promulgirt worden. Hohnh. VII.220. |. Nro, 9. d. T. 


1 1) Dad Yuftigminifterium war vom Großberzog Karl autorifirr, Ges 


fee zu erlaffen. Dom. III. 157. VI. 76. Vergl. Archiv für 
Rechtöpfiege II. 
2) Gurgegengeene Auer. Hobnb. Den 200, Annalen IV. 230. 
abr . Neo. 
3) ee wenn * nicht — find, binden die Unter- 
thanen nit, N. Zahrb. I. 320. 
f. Nro. 52 d. X. — f. die Zufäge zu 2c. 


*) 
.D er — ift nicht Unredlichfeit rechtlich"zu vermuthen. 





Zweites Einführungsebilt. Brauer IV. S. 563 — 59. — 
Baurittel I. 30 — 44. 
⸗ aͤltere Geſetze. Brauer. V. 14. Trefurt. 21 


*) Wirkung landesherrlicher — Trefurt. 12. 


**) Ignorantia juris. Zachar. 


Rechtsunmiflengeit kann nur für einzelne Fälle durch neue 
Gefege zugelaffen —— Brauer. V. 28. 
Zrefurt. 16 — 1 


Einfluß des Kehtsiretgumg auf Reblichkeit, Brauer. VI. 19. 
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2) Rehtd-Gertbum kann. niemald nügen. Hohnh. IV. 33, 
3) Bei — * wozu ein Gefchlechtöbeitand noͤthig iſt, kann 
‚ . Rechtdunmiffenheit vorgeſchuͤzt werden. Hohnh. VII, 288, 
4) ep ande ar zur !Begründung einer Condictio indebiti. 
nnalen II. 1. 


Nückwirkung der Geſetze. 
Allgemeine Begriffe. 


Ruͤckwirkung iſt Anwendung des neuen Geſetzes, entweder 
auf eine aͤltere Thatſache, oder auf einen Zuſammenhang von 
Thatſachen, die zum Theil neuer, zum Theil aͤlter als das 
Geſetz ſind. | 5 

So allgemein die Verfügung bed Art. 2. über die Rüds 
wirkung lautet, fo hat fie bob auf auslegende Gefego keine 
Anwendbarkeit, und dieſe Gattung  gefeglicher Beitimmungen 
iſt ſehr zahlreich. — Der Artikel iſt nur auf gefeglihe Neue: 
rungen anzumenben. | 

Aber ſelbſt die Wirkung ſolcher Gefege ift ziemlich ſchwierig 
zu bezeichnen. — Die im rt. 2 gefegte allgemeine Regel 
bedarf fehr der Erläuterung , und ift vielen Mobififationen 
unterworfen. | 

Obwohl ein neues Gefeg für fich felbft Feine Wirkung 
auf die Vergangenheit Außert, fo umfaßt es dennoch bas Ber: 
gangene wie dag Zukünftige, wenn der Gefeggeber ſich darüber 
förmlich ausfpricht, oder wenn die gefegliche Beftimmung ihrer 
Matur nad wefentlih fo verftanden werden muß. 

Auf das Zukünftige haben die neuen Gefege die vollftändigfte 
Mirkung, um fo mehr, als fie wefentlih die Vermuthung für 
fid) haben, daß fie den Umftänden aufs Genauefte angepaßt, und 
den gegenwärtigen Gefinnungen des Staats » Oberhauptes am 
meiften gemäß find. — Dennod ordnen die neuen Gefege das 
Zufünftige nur in fo weit, als dieſes mit dem Vergangenen 
nicht im unzertrennlihen Zufammenhange fteht, d. b. in fo weit 
das Zukünftige und Vergangene nicht durch ein erwonnenes 
Recht in Verbindung gebracht ift. 

Bentham in feiner Abhandlung von der Gefeggebung lehrt, 
daß das Geſetz Ruͤckwirkung Aufere, wenn es geſetzlich gegründete 
Hoffnungen entziehe oder zerſtoͤre; dies iſt ein Jrrthum oder 
doch eine zum Irrthum führende Zweideutigkeit. Die Rechte: 
lehrer und Gerichte erkennen einftimmig an, daß bloße Hoffnungen 
oder Erwartungen Feine Rechte im eigentlichen Sinne feien, nicht 
mehr benn freiwillführliche Handlungen oder Uebereinfommniffe dies 
find, daß jene der unmittelbaren Wirkung des neuen Gefeges 
kein Hinderniß entgegen ſtellen, namentlich nicht in Betreff der 
Erbfolge, der guten Sitten, der Polizei ıc. 
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Andere , das entgegengefegte Aeußerfte ergreifend, meinen, 
daß das neue Gefes, ohne ruͤckzuwirken, auf neue Thatſachen 
angewendet werben könne, melde mit Älteren Thatſachen durch 
ein Recht zufammenhängen, das noch nicht angefallen, oder even« 
tuell, oder von einer auffchiebenden Bedingung abhängig ift. — 
Aber die Rechtslehre hat ſich im gegentheiligen Sinne befeftigt. 
Das neue Gefes nimmt nicht auf einfahe Hoffnungen ober 
Erwartungen, wohl aber auf unmibderrufliche, zu rechtlihem Das: 
feyn gelangte Befugniffe Rüdfiht — obmohl fie noch nicht 
angefallen, eventuell und felbft von einer auffchiebenden Bedingung 
abhängig find, gelten fie gleichwohl für erwonnene Rechte. 

Wenn die Rectslehrer darüber einig find, daß ermonnene 
Mechte außer dem Bereiche der neuen Gefege liegen, und daß 
jedes neue Gefeg daflır angefehen werden müffe, daß es jene - 
Rechte nicht berühre, fo liegt die Urſache darin, daß jede Gefell: 
ſchaft, jede Staatsgewalt , jeder Urvertrag , den Endzwed hat, 
jedem das Seinige, fein Eigenthum, feinen wirklichen Erwerb . 
zu erhalten; daß alfo nicht vermuthet waden Fann , der Geſetz⸗ 
geber werde zerftören wollen, was zu erhalten ihm obliegt. 

Indeſſen, weil die Privatrechte nicht anders beftehen können, 
benn als dem Gefellfchaftsverbande und der höchften Staatsgewalt, 
mit allen den organifchen und herkömmlichen Einrichtungen, untere 
geordnet, welche zufammen bie Staatsordnung bilden, fo 
muß nothwendig eingeräumt werden, ‘daß die auf ber Staats—⸗ 
ordnung beruhenden Gefege mit bdurchgreifender Gewalt fürs 
. Bukünftige verfügen; gegen diefe Nothwendigkeit kann Fein 

unbedingtes Entgegenftellen erwonnener Rechte ftattfinden. 
Rechte find erwonnen oder auf einen unwiderruflichen 
Titel gegründet, wenn fie aus einer Handlung oder Begebenheit 
entfpringen, welche allgemein nah Sitten, gefellfhaftlicher 
Nothwendigkeit, Vereinbarung oder Gefeg als Befugniſſe erwer- 
bend anerkannt find. — 

Die erwonnenen Rechte ſind entweder urſprüngliche 
oder abgeleitete. — Urſpruͤngliche, wenn die Handlung oder 
Begebenheit ihrer Natur nah erwerbend ift, wie die Befig: 
ergreifung,, die Zeugung, die Umbildung , der Zuwachs ıc. — 
Abgeleitet find fie, wenn die Handlung oder Begebenheit 
nur dann ermwerbend ift, wenn eine freimillige Uebergabe, eine 
übertragende Uebereinkunft, ein verleihendes Gefeg oder eine 
Bewilligung der Staatsgewalt hinzutritt. | 

Bei Verträgen ift es zumeilen ſchwer zu beftimmen, ob 
bie neue Thatſache mit ber alten vermittelft eines ermwonnenen 
Rechtes verknüpft oder verbunden ift, — jedenfalls find bie. 
Mechtslehrer einig, daß das neue Geſetz als anwendbar und als 
nicht ruͤckwirkend anzufehen fen, wenn die neuen Thatſachen 
nur zufällige Folgen ber fräheren WVerabredungen find; 
— andern Falls betrachten fie die neue Thatſache als dem alten 
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Gefege unterwotfen, und fie würden e8 für eine ruͤckwirkende 2. 
Anwendung des neuen’ Gefebes halten, wenn bie neue Thatfache 
eine nothwendige Wirkung des Älteren Vertrages iſt. 

Die Schwierigkeit ift noch größer bei "Mechten ; deren 
unmittelbare Quelle das Gefeg if. — In Ermangelung 
allgemeiner ficherer Regeln zur Unterfcheidung, welde im Geſetze 
gegründeten Rechte unmwiderruflih und nicht unter: 
geordnet find, in Ermangelung ſelbſt einer allgemeinen 
Megel, an welchen Kennzeichen wahrnehmbar fey, daß das: Geſetz 
allein, ohne Mitwirkung des Menfchen, ein wirkliches Recht vers 
leihe, und nicht bloß eine einfache Erlaubnif, eine Hoffnung, 
ober ein Verſprechen, find jene Regeln die ficherften, weile von 
der praktifchen Jurisprudenz angegeben werden. . Au Merlin 
ſtellt dieſen Sag auf in feinem trefflichen: Artikel. de. l' effet 
retroactif im 16ten Band des Repertoire, Es gibt feinen 
beffern Führer. — | 

Zu diefem Ende folgen die erheblichften Notizen aus dem 
verfchiedenen Urtheilen.in alphabetifher Drdnung. : | 

Abwefende. Eine Erbfchäftstlage kann nicht im Namen 
eines Vermißten von bdeffen muthmaßlihen Erben -angeftellt 
werden, als nachdem berfelbe den im Code beitimmten Foͤrmlich⸗ 
keiten gemäß für verfhollen erflärt worden :. obwohl es von: einer 
Erbſchaft fi) handelt , die unter einer Gefeggebung anerfallen, 
welche einen foldyen Vorgang nicht erforderte. — Jedes Verfahren 
* — Verſchollenheit iſt nichtig. R. G. 1836. 2. 306. 
ſ. Art. 115. | 

Anbülfe, elterlihe. — Der Art. 204 bes Code ift nicht 
anwendbar auf jene Fälle, wo eine elterlihe Anhülfe vor Eins 
führung dieſes Geſetzbuches war richterlich zuerkannt worden. — 
Mit andern Worten: der Code, welcher den Kindern alles Kla⸗ 
gerecht gegen ihren Water auf Verſchaffung einer häuslichen 
Miederlaffung durch Heirath oder auf andere Weife entzieht, 
verbietet nicht, die Fortentrihtung einer vorher richterlich zuer⸗ 
Bannten Anhülfe zu verlangen. Nro. 214 des Driginald. — 
S.8. 1.45. D. 5. 1. 509. — 

Auslegung. — Die Wirkung der Auslegung iſt, daß 
das ausgelegte Geſetz ſo angeſehen wird, als wenn es von jeher 
den naͤmlichen Sinn gehabt haͤtte, den ihm die auslegende 
Verfuͤgung gibt. Dies kann man nicht Ruͤckwirkung des Geſetzes 
— Neo. 176. d. ©. S. 9. 1. 46. D. 6. 1. 546. L 
23. 200 Ä 


b. Es liegt Feine Ruͤckwirkung, folglich aud keine Ver 
fegung des Art. 2 des Code, in: der Anwendung einer miniftes 
tiefen (das. Gefeg erklaͤrenden oder auslegenden) Entfcheidung 
auf Thatfachen oder Rechtshandlungen, welche dieſer Entfcheidung 
zwar vorausgeganden , aber dem Gefege: nachgefolgt find, -auf 
welches die Richter vornehmlich ihe Urtheil zu gruͤnden beabfichtet 
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2. haben, —* d. O. 8.28. 1. 271. D. 28. 1, 178. 


ſ. Code c 

Bef > — In Gegenftänden , — vor dem Code ver 
jährbar waren, und demfelben zufolge unverjährbar find, iſt jeder 
feit Einführung des Code ergriffene Befig wirkungslos, wenn 
gleich der Kläger: diefen neuen Befig an einen dltern anfnhıpft, 
der nad) damaligen Gefegen Wirkung gehabt — — 216. 
217. b. O. 8. 13. 1. 3. D, 10. 1, 244. 33.38 — 
ſ. Verjährung. 

Beweis, — Die Frage, ob eine Art von Beweis oder 
von Vermuthungen zuläffig fen’ oder nicht, gehört mehr dem 
materiellen aid dem formellen Rechte an. — Folglich muß fie 
nicht nach den wirklich beftehenden Geſetzen, fondern nah jenen 
Geſetzen beurtheilt merden, welche damals galten, wo das Recht 
nr Parteien Fe Urfprung nahm. Nro. 239, d. O. — 

ne Ds 1. 416. L. 31. 299. — $. 13. 1. 411. 

D. 4. 1. 639. L. 17. 165. — 8.4.2. 177. L. 10. F — 
8. 11. 1.184. — S. 13. 1. 466. D. 11. 1. 483. L. 38 
175. — 8. 11. 1: 369. — f. Foͤrmlichkeiten. 

Bemeifes, Anfang eines fhriftlihen — Da 
die Ältern Gefege über den Anfang eines fehriftlichen Beweiſes 
nichts anordnen , fo haben fie gerade dadurch den Gerichten bie 
Befugniß überlaffen, nach den Umftänden die Rechtshandlungen 
zu beftimmen , welche einen folchen Beweisanfang begründen 
können. Wo es fich folglih vom Beweiſe einer Thatſache hans 
beit, welche Älter ift, als der Code, fo können die Gerichte, ohne 
ihr Urtheil der Caſſation auszufegen, Urkunden als einen folhen 
Anfangsbeweis zulaffen, welche weder von dem, gegen melden 
ber Beweis geführt werden foll, noch von feinen Rectsvorfahrern 
herruͤhren. Neo. 233. d. O. S. 11. 1. 2369. 

Code eivil. — Die Beftimmungen des Code, welche ältere 
Gefege wiederholen , find auf Ältere Thatfahen als auslegende 
— — Neo. 34. d. O. — s. 16. 1. 81. D. 

. 49. L. 45. 161. — S. 15. 1. 377. D. 13. 1. 404. 
I IN 98. 

b. Die — des Code haben die Wirkung aus— 
fegender Beftimmungen für jene Fälle, woruͤber weder Vertrag 
ber Betheiligten noch gefeglihe Verfügungen vorhanden waren, 
felbft wenn zu dem Zeitpunfte, wo die Rectshandlung ſich 
ereignete, eine den Beſtimmungen des Code wibderfireitende 
en beftanden hätte. Nio. 35. d. D. 8. 22. 2. 88. 

e. Obſchon es richtig ift, daß das neue Geſetz als ein 
auslegendes betrachtet wird , in bem Falle, wo bie allgemeine 
Mechtsiehre zweifelhaft und ungewiß, fo verhält es fich doc 
anders in dem Falle, wo die Doktrin ſpeziell, firirt und gewiß 
ft. Hier iſt das neue Gefeg gegen das alte im Werhältniß 
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einer- Neuerung zu betrachten: und barum- ordnet baffelbe nur 2. 
die neuen Faͤlle, Eraft der Regel, welche alle Ruͤckwirkung unter 
fagt. Neo. 35b.'d. ©. S. 28. 1. 61. D. 27.1. 284. L. 81. 5. 

d. In den durch die alten Gefege nicht beftiimmten Ma: 
terien kann der Code ohne Ruͤckwirkung als ratio scripta gelten. 
Neo. 36. d. O. S.5.2. 94. — S, 17. 1. MA. L. 48, 353 
D 15. 1. 212. 

e. Die Anwendung einer fpätern Ordonnanz auf That» 
fahen, welche der Gegenftand eines Mechtsftreites find, ift Feine 
Verlegung des Grundfages der Nicht-Ruͤckwirkung der Gefege, 
wenn jene Ordonnanz fih auf Erneuerung ber Verfügungen 
befchränft , welche fhon in den Gefegen Kraft hatten, bie jenen 
ar ei find. Neo. 37. d. ©. S. 27.1. 83. 


Competenz. — Die Gefege über Competenz und einfache 
Prozebleitung ergreifen bie Altern nicht abgeurtheilten Thatſachen 
glei * — Nro. 44. d. O. Beſchluß der Konſuln. 


b. Die Competenz der Gerichte richtet ſich nach den zur 
Zeit der Klage beſtehenden Geſetzen, nicht nach jenen, welche im 
Augenblicke der entſtandenen Verbindlichkeit Kraft hatten. Nro. 
45. d. O. — S. 9.2. 43. —* | 

c. Die Gefege, über die Competenz dürfen nur auf bie 
künftigen Fälle, und nicht auf frühere Vergehen angewendet 
werden, wenn fie zum Zwede haben, die Angeklagten ihren 
natürlichen Richtern zu entziehen, und fie. vor Ausnahme-Richter 
zu ſtellen. Nro 48. d. D. Geſetz. $S. 16. 2. 37. 

Ehefrau. — Die Beftimmung des Art. 554. des Code 
de commerce (%. S. 237.), welder ber Ehefrau eines zah⸗ 
Iungsunfähigen Handelsmannes nur die Rüdnahme folder 
- gahrnißgegenftände erlaubt, von denen fie durch ein in gefeglicher 
Form errichtetes Einbringens-Verzeichniß oder durch gültige Erb⸗ 
verzeichniffe ermeifet, daß fie ihr durd; den Deirathövertrag gegeben 
worden , oder ihr allein durch Erbſchaft angefallen find, ift auf 
den Fall nicht anwendbar, wo der Mann bie Effekten vor Ein- 
führung des Code de commerce empfangen bat, und wo nad 
den Umftänden es nicht von ber Frau abhing, fi eine Beſchei⸗ 
nigung darüber zu verfhaffen. Nro. 132. d. 9. — S. 18. 2. 
148. D. 16. 2. 2. 

Ehegatten. — Der Code ordnet nur. bie Rechte jemer 
Ehegatten, deren Heirath unter feiner Herrfchaft gefchloffen wors 
den ift. Die früher gefchloffenen werden nad; den bamals bes 
flandenen Gefegen beurtheil. Neo. 117.9 d O. — 99.2 
327. D. 7.2 164. L. 233. 443. f. Ehefteuer, Chefteuerliche 
Güter. Schenkung. lit. d. | 

Ehefteuer. — Die Verdufferung der Ehefleuer einer vor 
Einführung des Eode verheiratheten Kram wird durch. bie im 
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2. BZeitpunkte der geſchloſſenen Ehe beſtandenen Geſetze geordnet. 
mro. 88: b. DO. — S: 11: 1. 40. L. 29. 145. D. 8: 535. + 
8.11: 1.39. D. 9. 1: 43. L. 18. 477: — 8. 14.1. 132. 
D. 12. 4. 406. — S. 15. 2. 106. L. 43. 476. — R. G. 
1833. 4. 298. - m 
b. Der. Verkauf eines ehefteuerlihen“ Grundftüdes muß 
in dem Falle, wo die Ermädtigung dazu ertheile ift, nad den 
Foͤrmlichkeiten geſchehen, wie die zur Zeit der Veraͤußerung 
beftandenen Gefege diefelben vorfchrieben, nicht nach den Geſetzen 
jenes Zeitpunktes, wo die Ehefteuer gefegt wurde. — Folglich 
ift der Verkauf eines ehefteuerlihen Gutes nichtig, welcher unter 
der Herrſchaft des Code zu Tilgung einer Schuld der Ehefrau, 
welche. vor der. Heirath beftand, bewilligt wurde, wenn biefem 
Verkaufe nicht die Gerichts-Ermächtigung voranging (mie Art. 1558 
erfordert) 5 gleichwiel, ob die Frau fi vor Einführung des Code 
und umter der Herrfchaft einer Gefeggebung verheirathet: hätte 
welche diefe Ermächtigung nicht erforderte. Mio. 91. d. D. — 
— 29. 2. %3. D. 27. 2. 78. L. 82. 531. — f. eheſteuerliche 
ter, Sr ö . ı 
— (e) Wenn ber Mann durch die zur Zeit der geſchloſſenen 
Ehe beitandene Gefeggebung berechtigt war, die ehefteuerlichen 
Güter der Frau zu veräußern, fo ift ihm durch die Erſcheinung 
des Code dieſes Recht nicht entzogen worden , ſelbſt hinſichtlich 
der Güter, welche der Frau erft feit diefer Zeit angefallen find. 
R. G. 1833. 2. 489. — f. Art. 1554. 
Ehe⸗—Nichtigkeitsktlage. — Der Art. 182 des Code, 
welcher im Falle einer ohne die erforderliche Einwilligung ges 
fchloffenen Ehe Eeinen anderen Perfonen als den Ehegatten oder 
denjenigen , deren Einwilligung erforderlich war, ein Klagerecht 
verftatter , ift auf Nichtigkeitsklagen gegen Ehen, welche vor ber 
Herrſchaft des Code gefchloffen wurden, anwendbar. Nro. 202. 
.O. — Ss. 9. 2..%1. 
Eheſteuerliche Guͤter. — Die Art. des Code, welche 
die Veraͤußerung der eheſteuerlichen Guͤter unterſagen, ſind auf 
die vor der Herrſchaft des Code verheiratheten Frauen nicht 
anwendbar. Nro. 27. d. O. — S. 11. 1. 346. D. 9. 1. 418. 
L. 30. 561. — f. Ebhefteuer. 
Ehevortheile. — Eine vor Einführung bes Code de 
commerce verheitathete Frau kann, ungeachtet der Beſtimmung 
Art. 549. Cod. comm. (%. ©. 2332.), im Falle des Zahlungs: 
Uunvermögens ihres Ehemannes die ihr im Heirathsvertrage 
zugeficherten Vortheile anſprechen, namentlic, bie für den über 
febenden Theil ‚beftimmten Bezüge, wenn glei der Ausbruch 
des Zahlungsunvdermögens unter der Herrfchaft des Cod. comm. 
ftate fand. Neo. 22. d. O. — s. 18. 2. 148. D. 16. 2..2. 
— ſ. Lokal-Statuten. 
Ehrentage (Reſpekttage). — Der. Art. 135. des 6. 
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comm:; ‚ber alle Ehren⸗ oder Reſpekttage hinſichtlich der eige⸗ 2. 
nen und gezogenen, Wechfel abſchafft, iſt auch auf folde 
Handelseffetten anwendbar, die vor der. Verkündigung jenes Ger 
fegbuches ausgeftellt wurden. Neo... 68. d. O. — S.11. 2.84 
Einwurf. — Wenn eine — unter Lebenden 
unter der Herrſchaft des roͤmiſchen Rechts gemacht wurde, 
welches ſie kraft Geſetzes von der Einwerfung in die Erb⸗ 
ſchaft befreite, fo iſt es ſo anzuſehen, als wenn die Schenkungs⸗ 
urkunde das ausdruͤckliche Gedinge eines Voraus und; Vorver⸗ 
maͤchtniſſes enthielte. — Mithin kann die Einwerfung nicht 
verlangt werden, waͤre auch die Erbſchaft unter dem Code 
—— worden. Nro. 255. d. O. — S. 10.2. 61. D. 8, 


b. Wer eine Schenkung ohne Befreiung von ber Einwer: 

fung. unter der Herrfchaft eines Gefeges empfing, welches die 
Vereinigung ber Eigenfchaften eines Geſchenknehmers und Erben 
verftattete, ift einwurfspflichtig, wenn er als Erbe an einem 
Nachlaſſe Theil nehmen ‘will, der unter der Herrſchaft eines 
Geſetzes eröffnet wurde, welches nicht geftattet, zu ww Beh, 
—i — und Erbe iM. — Nro. 256. d. O. 
413. D. 6. 1. 205. L. 21. 

c. Die — 06 A Erbe - auftreten une, ohne 
(einen duch Handlung unter Lebenden empfangenen Gegenftand) 
einzumerfen, wird nicht nad) den Gefegen , weiche zur Zeit der. 
Schenkung beftanden,, beurtheilt, ‚fondern nach jenen Gefegen, 
die zu der Zeit galten, wo von ihm die Eigenfhaft als Erbe 
..: Br. Neo.257. db. D. S. 18. 1. 17. D. 10.1. W- 


d. Anders verbätt es fi ih, wenn bie Schenkung unter 2 
benden die ausdrüdliche Verfügung. eines Voraus oder Vorver⸗ 
mächtniffes enthielt, was das damalige Sees Ti Neo... 
258. d. ©. S. 8. 1. 116. D. 6. 1. 34. L. %. 342. 

- Entmündbigung. — Das Appellationsgericht kann bei. 
Abänderung eines Entmuͤndigungs-Erkenntniſſes dem Beklagten - 
einen gerichtlichen Beiftand verordnen , fel 4 wenn dag abgeän« , 
derte Erfenntniß vor dem Code ergangen w re. Nro. 170. d. O. 
— s 4 2. 451. 

b. Im Fall einer vor: dem Code inte, aber erſt 
nachher erfannten Entmündigung kann das Gericht dem .Ber; 
Elagten einen Beiftand verordnen, wenn berfelbe nicht in einem 
Zuftande volllommenen, Wahnfinnes fi) befindet, sem. nur 
feine Geiftesfräfte geſchwaͤcht ſind. Nro. 171. d. O. 8 i 

- ©. Eine Klage auf Entmündigung iſt nach den zu der Zeit, 
wo das Urtheil erlaffen wurde, ‚geltenden Gefegen. zu entfcheiden,; 
ohne Ruͤckſicht auf die zur Zeit der angeftellten Klage oder eine: 
geliaen FERN — — Nro. 172 d. D. 
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Erbeinfesung. — Die Frage, ob ungeborene Kinder 
durch Teſtament haben zu Erben eingefegt werden können, ent 
fcheidet fi nah dem beim Tode des Teſtirers beftehenden Ges 
fege, wenn auch die Kinder zu ie Zeitpunfte noch nicht 
empfangen waren. Nro. 165. d. O. S. 7. 2. 637. 

Erbfolge — Die Frage, ob eine Wittwe, bie fi wies 
der vereheliht, ohne für ihr minderjähriges Kind einen Bow 
mund ernennen zu laffen, das Recht verliert, daffelbe zu beer⸗ 
ben, ift nicht nach den Gefegen zu entfcheiden,, die während der 
Zeit" ihrer erften Ehe oder auch ihres Wittwenftandes gaften , 
fondern nad) den Gefegen, melde entweder zur Zeit der Wieder⸗ 
‚verehefihung , oder ber hi der Erbfchaft des Kindes, 
beftanden. Nro. 288. d. O. S. 1. 2. 225. 

-b. Nah den zur Zeit des Todes des Manne® und ber 
Wiederverehelichung ber Wittwe geltenden Gefegen, nicht nach 
jenen, welche zur Zeit der erften Ehe beftanden, richtet ſich die 
Anwendbarkeit der Tre ee. der — * — 
ebefihung. 

e. Der Att. 877, welcher Elare Brief und Siegel, bie 
gegen ben Erblaffer galten , in gleihem Maße gegen den Erben 
vollziehbar erklärt, ift aud auf den Fall anwendbar, wo eine 
—— — — * Code eröffnet wurde. Nro. 144 


P@rbisofung — Der Art. 841. ift anwendbar auf die 
Adtretung von Rechten, welche vor der Werkimdigung bes 
Code‘ anerfallen waren, wenn diefe erft nachmals 
gefchehen ift. 273b d. O. S.6. 2.943. D. 4. 1. 689, L. 17.81: 

Erbrechte. — Die Erbrechte an eine zn ime wer⸗ 
den nach den Geſetzen beurtheilt, welche zur Zeit der Eroͤffnung, 
nicht zum Zeitpunkte der Antretung der Erbſchaft im Kraft war 
ren, Nro. 96. d. O. S. 11. 2. 266. 

Erbfhaften, unangefallene.. — Die Friſt zu An« 
ſtellung der Klage auf Ungültigkeit eines Vertrages Aber eine’ 
unangefallene Erbſchaft ift nach dem Code zu beſtimmen, obgleich 
ber Bertrag unter der Herrſchaft eines Ältern Gefeges abgefchlofs 
fen wurde, wenn die Erbfchaft erft feit der Verkündigung des 
Code eroͤffnet worden ift. Nro. 291. dv. O. — s. 29. 1. 306. 
D. 26. 1. 65 L. 82. 579. ' 

(b) Die Beflimmungen der neuen Gefete, welche den Ver: 
zicht auf eine künftige Erbſchaft fr unguͤltig erfläten , find auch 
auf Berzichtleiftungen anwendbar , die vor der Verkündung 
jener Gefege gefhahen , wenn anders bie — erſt ſeitdem 
en. worden ift: es if dies Feine Ruͤckwirkung. I. 19. 8. 1834. 


Erbvermoͤgens, Abfonderung des. — Der Art. 2111, 
welcher gewiffe Foͤrmlichkeiten zu Bewahrung des Rechtes zur Bere 
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mögensabfonderung vorfchreißt, ift ſelbſt auf die fruͤher angefal« 
lenen Erbfchaften anwendbar. — Das Geſetz iſt niche ruͤckwir⸗ 
kend, wo ed neue Foͤrmlichkeiten zur Erhaltung erwonnener Rechte 
vorzeihnet. Neo. 277. d. ©. S. 7. 2. 1197. D. 4. 2. 155. 
L. 15. 27. — 8.7. 2. 280. — S. 10. 2. 89. D. 8. 2. 40. 
f. jedoh Pfand:Eintrag. J 

Erbvertheilung. — Sowohl vor als ſeit dem Code 
mußte der Miterbe den Verluſt einer in ſein Loos gefallenen 
Mente allein tragen, wenn der Rentenſchuldner erſt nach gew 
fehloffener Erbvertheilung unzahlbar geworden ift. — Durch den 
Art. 886 wird in diefer Beziehung fein neues Recht eingeführt, 
ausgenommen mas die Dauer ber rg Ale ee unter 
den Miterben betrifft. Nro. 206. 207, d. O. — 8.17. 1. 
D. 15.1. 85. L. 49. 378. | 

Erbvertrag. — Der Vermögensantheil , über welchen 
gegen die Beſtimmungen eine® Erbvertrages verfügt werden 
Eonnte, ift nach den zur Zeit bes Vertrages beftandenen Gefegen, 
ohne Rüdjiht auf jene, welche bei dem Tode des Erblaſſers 
Kraft hatten, zu berehnen. Neo. 168. d. ©. — S. 7. 1. 3 
D. 5. 1. 3. L. 17. 433. — 8. 29.1. 63. D. 97. 1.7. L. 85. 
176. — 8.6. 2. 457. D. 4.2. 161. L.17 447. S.22. 2. 276. 

Erföfhung des Rechtszuges. — Die Klage, den Rechtes 
zug für erlofhen zu erklären, ift das Beginnen eines neuen 
Rechtsverfahrens. Sie muß nad den Gefegen eingeleitet und 
‚abgeurtheilt werden, welche zu der Zeit gelten, wo fie angeftelle 
wird. Neo. 212. d. ©. $. 8. 1. 119. D. 6. 1. 8. L. W. 
289. — ⸗ 8. 10 1. 368. D. 8 1, 401. L. 27. 504. — S. 19. 
1. 25. D. 16. 1. 602. L. 53. 225. Ä 

b. Der Art. 397. des C. proc., welcher feftfegt, daß 
ein Rechtszug dur die unterlaffene Fortfegung des Rechts- 
ftreites während drei Fahren erloͤſche, iſt auf die vor dem Code 
eingeleiteten Wechtöftreite anmendbar , felbft unter der Herr⸗ 
fhaft einer Lokal» Gefeggebung , welche diefe Erlöfhung nicht 
kannte. Nro. 213. d. DO. S. 14. 2. 349. | 

Ermädhtigung. — Die Ehefrau, weldhe vor dem Tode 
in erfter und zweiter Inftanz gültig vor Gericht ftehen durfte, 
kann nach beffen Verkündigung ihren Rechtsſtreit vor dem Cafe 
fationshofe für ſich allein, und ohne Zuftimmung ihres Mannes, 
nicht verfolgen. Nro. 19.9 O. 8.4. 2. 142. D. 2. 348, 
L. 8. 321. Ä | 
b. Selbſt dann nicht, wenn fie zur Zeit bed eingeleuten 
Recurfes noch nicht verheirathet gewefen wäre. Nro. 20. d. Di 
S. 4, —— . 2 

e. Die Ehefrau, welcher das ſtatutariſche Ehegeſetz unterfagte 
ohne Ermächtigung ihres Mannes zu teftiren, Bann: dieſes * 
kraft der Geſetze ihres neuen Wohnortes, den ſie nach vorgaͤngiger 
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2; —— von Iſ und Bette erwaͤhlt hat. Nro. A. b. O. 
7. 4. 115. D. 7. 2. 31. 


"Fähigkeit — Schenkung zu empfangen. — Di⸗ 
Empfangsfähigkeit eines Gefchenknehmers wird nah den zum 
Zeitpunkte der Schenkung geltenden Geſetzen — wenn 
es eine Schenkung unter Lebenden ift. Neo. 29. d. O. 5 5.2. 
688. . 2. 92. 

b. E⸗ iſt nicht nothwendis, daß die Fähigkeit, durch Teſta⸗ 
ment. zu;geben und zu empfangen, im Augenblide der Aufnahme 
der: Urkunde vorhanden fei; es genfgt, nn ” — Wr 
des Todesfalles zugegen iſt. Nro. 30. d, Ss. 10.2 1 
D. 8. 2. 127. L. 28. 419 

Fahrniß. — Die —* uͤber das neue Hypotheken · Sy⸗ 
ſtem haben jene Hypotheken aufgehoben, welche auf Fahrniß 
hafteten, und zu gleicher Zeit er — in ——— auf 


Zer an — Nro. 203. d. ©, S. 7. 1. 158. D, 5. 1. 
——— ngsklage. — Eine vor Einfuͤhrung des 6. 


proc, angeftellte Faͤlſchungsklage, in, Gefolge : einer voraus⸗ 
gegangenen Appelation über dem Civilpunfr, muß nad. den 
Beftimmungen bes neuen Code 'eingeleitet und ausgeführt 
werden. Nro. 151. d. O. — S.-9: % 304. L. 25. 346. 

Foͤrmlichkeiten. — Während ‚die zur — 
einge Rechtshandlung ihrem Weſen nach vorgefhriebenen 5 
lichkeiten nad dem Gefege ſich zichten, welches zur Zeit ber 
Abfaffung der Urkunde galt, fo verhält es ſich anders mit den 
zur, Vollſtaͤndigkeit der Rectshandlung ihrer MWirkfamkeit nach 
geordneten Förmlichkeiten ; dieſe richten ſich nach dem Gefege, 
welches zu ber Zeit gilt, gr, die Rechtshandlung bee un 
keit ‚erhält, Nro. 136. b. — s. 11. 1. 1. . G. 
1836 2. 488. — f. PER Zeftament. | 
— B. Das Gefeg, welches neue Förmlichkeiten , als zur 
Wirkſamkeit einer Rechtshandlung nothwendig, anordnet, iſt 
ohne Ruͤckwirkung auf die kuͤnftigen Fälle anwendbar, bei weichen 
bie . — werben koͤnnen. Nro. 138. 139. 

O. — S. 17. 1.227. D. 15. 1. 118. L. 50. 129. 

5 ceisheil — Wenn 08 fih von Beftimmung des Freie 
theilg , bezüglich einer unter Herrſchaft des Code eroͤffneten 
Erbſchaft ‚handelt, über welhe duch eine dem Code voraus« 
gegangene Mechtshandlung verfügt wurde, fo ift fih nach dem 
alten, nicht nach dem neuen Gefege zu sichten, u die Verfüs 
gung unwiderruflich war. Nro. 245. d. O S. 11. 2.22, 

b. Wenn ein Zeftirer im — alles vermacht hat, 
was das Gefeg ihm zu —— erlaubte, ſo muß man, um 
zu ermeſſen, was im Vermaͤchtniſſe begriffen iſt, das zur Zeit 
des Todesfalles des Teſtirers beftchende Gefeg zu Rathe ziehen, 
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nicht jenes aus dem Zeitpunkte ber Teſtaments-Errichtung. 2. 
Nro. 246..d. ©. — S. 1. 2. 678. | 

© Um zu wiffen, wie viel ber Sreitheil im Sinne 
der Art. 913. und 915 beträgt, und um die Minderung 
zu berechnen, muß man der Maffe auch die vor dem Code, 
derſchenkten Vermögenstheile beifchlagen. Nro. 247. d. DO. — 

S. 13.1. 449. L. 38. 50%. — S. 6. 2. 535. L. 19. 90. . 
S. 7. 2. 700. | 

d. Allein die vor dem Eode durch Heirathsvertrag gemach⸗ 
ten Schenfungen haben Wirkung hinſichtlich aller jener Befigun- 
gen, über melche der Gefchenkgeber zur Zeit jenes Vertrages 
verfügen Eonnte. Nro. 248. d. O. — 8. 6.2. 535. 

0 @. Die Frage, über wie viel ein Zeftirer verfügen koͤnne, 
bezieht fi mehr auf feine perfönliche Rechtsfaͤhigkeit, als auf 
die objektive Verfügbarkeit. — Sie richtet ſich folglich nach, dem 
Gefege oder Statute der beiden Zeitpunkte, des Todesfalles des 
Teftirers und des Datums des Zeftaments. Nro. 249. 250. 
dv. O. — s. %. 1. 442. — f. Verfügungs :» Gewalt. Scens 
tung lit.’ a. | | | 
f. Der Freitheil muß nah dem Gefege beftimmt werben, 
welches zu dem Zeitpunkte des Rechtsgeſchaͤftes unter den Leben« 
den beitand,, von deffen Minderung es fi) handelt , ohne Rüd« 
ſicht auf das Gefeg, welches beim Todesfalle des Teſtirers galt. 
Nro. 251. 252. d. ©. — S. 9. 2. 2. D. 7. 2. 13. | 

Gefälle, rüdftändige.. — Dis fünfjährige Verfigung, die 
bei rücftändigen Gefällen ftatt findet, . ift auf ſolche nicht an« 
wendbar , die vor dem Gefege bereits verfallen waren, welches 
diefe Gattung von Verjährung aufftelle. Nro 11. 12. d. O. 
— 8.1.2. 49 D. 1. 2356. — f. Verjährung. lit. b. ff. 

b. Der Art. 1912. ift auf den Schuldner einer vor dem 
Code beftellten Erbrente nicht anwendbar, welder nad Ein: 
führung deffelben mehr als zwei Jahre hindurdy feine Schuldig« 
nicht erfüllt hat. Nro. 14.d O. — 8.9.2.2 i 

. 29. | 

c. Im entgegengefigten Sinn entfchieden. Nro. 15. 16. 
dv. O. — S. 10. 2. 41. D. 8. 2. 41. L. 31. 295. — 8.13. 
1. 397. L. 37. 561. — $. 12. 1. 281. D. 10. 1. 537. L. 
33. 578. 

- d. Der baaren Darlegung ungeachtet, welche ber Schuldner 
etwa gemacht hätte, um. die Folgen feines Verzuges zu befeitigen. 
Mro. 17. 592. — S. 11.2. 481. — 8. 12.2.9 — 
S. 19. 1. 273. D. 1. 162. | 

e. .Der Art. 1978. .befagend, daß der bloße Verzug in 
der Zahlung verfallener Jahreszieler (einer Leibrente) dem Ren⸗ 
tenkäufer Fein Recht gebe, die Abtragung des Kapitals zu fordern, 
ift auf folche Renten nicht anwendbar, welche vor dem Code 
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beſtellt, jedoch erſt nach deſſen Einfuͤhrung ruͤckſtaͤndig geworden 
= pro. Er O — 8. 8. 2. 136. — 8. 13. 2 214. 

Gemeinfhaft. — Der Urt. 1421, meldher dem 
Ehemanne die Befugniß einräumt, die Errungenfchaft. ber 
Ehegemeinfhaft ohne Bewilligung der Ehefrau zu veräußern, 
ift auf folhe Errungenfhaft nicht anwendbar, welche vor der 
Verkündigung des Code unter der Herrfchaft eines Statuts ges 
macht wurde, welches dem Manne dieſe Befugniß verfagt. 
Pro. 42. d. O. — S. 10 2. 527. L. 25. 239. 


b. Wenn es ſich davon handelt, ob gewiſſe Beſitzungen 
Fahrniß oder Liegenſchaft find, um die Anfprüche des überleben: 
den Ehegatten auf die Ehegemeinfhaft feftzufegen, fo muß das 
Gericht dasjenige Gefeg zur Regel feiner Entfheidung nehmen, 
welches zu der Zeit beitand, mo die Gemeinfchaft aufgelöfet 
wurde, nicht jenes, das zum Zeitpunfte ber gefchloffenen Ehe 
galt. Nro. 43. d. O. — S. 12. 2. 268. L. 32. 473. 

Gemeinſchaft einer Mauer. — Der Art. 660, der 
einem Nachbar erlaubt, das Recht an der Gemeinfchaft ber 
. Erhöhung einer Mauer dadurch zu erlangen, daß er bie- Hälfte 
des Aufwandes erfegt, den fie gefoftet hat, iff auf eine vor dem 
Code gefhehene Erhöhung eben fo anwendbar, als auf eine 
nachher gemadıte. Neo. 205. d. D. — S. 14. 1. 95. D. 12. 
1. 39. L. 40 254. 


Gemwalts:Entlaffung. — Der Art. 477, welcher zur 
Gewalts » Entlaffung eines Minderjährigen nur die Erklärung 
des Baterd oder der Mutter erfordert, ift auch auf eine folde 
Gewalts:Entlaffung anwendbar, auf welche fhon vor Einführung 
des Code das Begehren geftellt war, Nro. 108. 109, d. O. — 
8.4 2. 71. L. 7. 377. 


b. Der Art. 476, welcher verordnet, daß die Minderjähria 
gen durch die Verheirathung kraft Gefeges der Gewalt entlaffen 
werden, iſt felbft auf folhe Minderjährige anwendbar, melde 
ſich vor der Verkündigung des Code verehelicht haben. — Folg⸗ 
lich kann ein Vater heut zu Tage nicht mehr die Nugniefung 
des Vermögens feines verehelichten minderjährigen Sohnes ans 
fprechen, wenn aud bie Ehe unter der alten Gefeggebung wäre 
gefarloffen worden. Nro. 110. 111. 8.9. — S.5 

. 5. 2%. 37. — f. Vormundſchaft lit. c. 


Handelsgericht. — Die Niederfegung eines Handelege- 
tichted an einem Drte, wo vorher Bein folches beftand, entzieht 
der bürgerlichen Gerichtsbarkeit die bereits bei derfelben anhängi« 
gen Handelsfahen in gleihem Maße, wie die Erfenntniffe über 
erſt künftige Sachen diefer Gattung. Hier gilt die Regel nicht, 
ubi — negotium ibi finiendum. Nro. 299 d. ©. 
— 9. 13, 2. 214. 
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Gerkommens, Nedit des. — Die Gefehe und Dekrete 2, 
über die Ausübung dieſes Rechtes haben auch, zur Schonung 
der Privatintereffen, auf früher erworbene herfömmliche Befugs 
niffe Anwendbarkeit , ohne daß hierin eine Rüdwirfung läge: 
Nro. 306 d. O. — 5. 11. 1. 215. 

JIrrthum des Gefeggebers. — Wenn ein fpäteres 
Gefeg ein früheres in dem Sinne abändert, daß. dadurch ein 
bem. Gefeggeber begegneter Irrthum verbefjert wird , ſo erſtreckt 
fih die Wirkung diefes zweiten Gefeges ruͤckwaͤtts auf die Zeit 
des erften, und umfaßt die Zwiſchenzeit. Nro. 118. 119. d. O. 
— S. 13. 1. 87. L. 36. 174. 
| Kindfhaft, eheliche. — Iſt die Belhaffenheit ber 
Beweife, die das Kind zur Erprobung feiner ehelihen Geburt 
zu liefern bat, nad) der Gefeggebung zu beurtheilen,, die zur 
Zeit der Geburt und der übrigen Thatumftände galt, welche 
auf die Legitimirät Einfluß haben, oder nad jener, die zu 
dem Zeitpuntte beftand, wo die Klage angeftellt wurde? Nro. 194. 
d. O. — S. 292. 2. 183. D. W. 2. 132. L. 62. 470. Ä 

Koften. — Die vor dem Code entftandenen Prozeßkoften 
verjähren nach ben alten Gefegen und nicht nad den Regeln 
des Code; alfo erft in dreißig Jahren. Neo. 140. d. D. — 
$. 16. 2. 127. L. 41. 544. 

Leibrente. — Es ift keine ruͤckwirkende Anwendung bes 
Code , wenn ein Leibrentenvertrag für aufgelöst erklärt wird, 
wegen Verminderung der Sicherheit im Sinne bes Art. 1977, 
wenn die Rente vor dem Code beftellte wurde, die Sicherheit 
aber nachher fidy vermindert hat. Neo. 264— 266. — 8. 19 
2. 37. D. 17. 5. 

Lokal-Statuten. — Die Ehefrau, welche ſich unter 
der Herrſchaft eines Geſetzes verehelicht hat, dem zufolge ihr 
verſtattet war, ein Drittheil der Fahrniß ihres Ehemannes zu 
beziehen, kann die ehemals fuͤr liegenſchaftliche Beſitzungen ange⸗ 
ſehenen Erbrenten nicht als Fahrniß geltend machen, unter dem 
Vorwande, daß die Verlaſſenſchaft erſt unter der Derrfhaft des 
Code — wurde. Nro. MN9 d. O. — s. 8. 2. 7. L. 
20. 141 


b. Der Ehegatte, dem eine Nutznießung vermacht wor⸗ 
den, unter Herrſchaft eines Statuts, welches ihn von Sicher: 
heitsleiſtung daflır befreite, iſt nicht fhuldig, Sicherheit zu flellen, 

wenn fhon die Nugniefung erft unter dem ‘Code angefallen ift. 
ro. 280. d. DO. — S. 9: 2. 317. 
Nutznie ßer. — Die im Art 618 gegen den. Nugnießer, 
der feine Nugniefung mißbraucht, ausgeſprochene Strafe (Verluft 
der Nugnießuny) ift von da an anwendbar, wo, unter: Herrſchaft 
des Code, der Nißbrauch ſtatt gefunden hat, wenn auch ‘gleich 
die Nutznießung vorher wäre beftellt worden. Neo. 309. d. ©. 
S. 19, 1: 126. a 
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Nutznießung. — Die Wirkungen der Nufnießung find 
nad dem Gefege des Zeitpunktes zu beſtimmen, wo die Nutz⸗ 
nießung beftellt wurde : und namentllih muß nach biefem Ges 
feg entfchieden werden, wen am Ende ber Nutznießung bie 
hängenden Früchte zugehören. Nro. 307. d. O. — S. 18. 1. 
382. D. 16. 1. 449. L. 46. 406. 

b. Der Art. 384, welcher der Mutter nah Auflöfung ber 
Ehe den Genuß am Vermögen ihrer Kinder zutheilt, kommt 
der Mutter zu Gute, auch wenn fie vor Verkündigung bes 
Gode Wittwe geworden iſt. Nro. 178. d. O. — S. 4. 2. 97. 
L. 9, 377. . 

c. Die gefegliche Nußnießung bes Vaters am Vermögen 
der minderjährigen Kinder ift durch den Code vom Tage feiner 
Verkuͤndigung an georbnet, welche Gefeggebung aud zur Zeit 
der angetretenen Wormundfchaft beftanden haben follte, ohne 
daß dies eine Rüdwirfung genannt werben Fann. Nro. 308; 
d. 9. — S. 18. 1. 382. D. 16. 1. 449 L. 46. 406. — f. 
väterlihe Gewalt. | 

Pahtvertrag — Der Art. 1737, nad welchem jeder 
fchriftlich abgefchloffene Pachtvertrag mit dem Ablaufe des feftges 
fegten Termins Eraft Gefeges erlifcht,, ohne daß es der Aufkuͤn- 
digung bedürfte, ift nicht auf den Fall eines vor bem Code 
abgefchloffenen Pachtvertrages anwendbar, obgleich der Pacht feit 
Einführung des Code zu Ende gegangen wäre. Nro. 23. d. D. 
— 8. 6. 2. 565. L. 14 45. 


b. Die Frage, ob ein Kaͤufer, der vor Einfuͤhrung des 
Code es geworden, nach der Verkuͤndigung dieſes Geſetzbuches 
die Miether vertreiben koͤnne, iſt nicht nach dem zur Zeit ſeines 
Vertrages in Kraft geſtandenen roͤmiſchen Rechte, ſondern nach 
dem zu der Zeit, wo er die Vertreibung bewirken will, geltenden 
Geſetze des Code zu beurtheilen. Nro. 24. d. O. — S. 5. 
685. L. 11. 219. 


c. Der Art. 1766, ber den Verpächter zur Wertragde 
. Aufhebung ermächtigt, wenn der Pächter das Gut nicht mit 


dem nöthigen Vieh und Geräthfchaften verfieht, ift felbft auf den _ 


Fall eines unter Älteren Gefegen abgefchloffenen Pachtes, welche 
feine ähnlihe Beſtimmung enthielten, anwendbar. Nro. 25 
und 271.d. O. — S. 7.2.2364. — f. Wiederverpadhtung. 

Pfand»Eintragung. — Der Art. 2111, welcher bie 
Gläubiger und Vermächtnißnehmer verpflichtet, innerhalb ſechs 
Monaten nad dem Anfalle der Erbfhaft Pfand » Eintragung 
nachzuſuchen, um fid) das Vorzugsreht aus dem Begehren ber 
Abfonderung des Vermögens des Erblaffers zu bewahren , kann 
auf die vor dem Code anerfallenen Erbfchaften nicht angewendet 
ee — d. O. — s. 10. 2, 344. D. 8 
— 8, 11.1. 
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| Gegentheilige Entſcheidung ſ. oben Erbvermoͤgen (Ab: 
ſonderung des). — — 
B. Die Pfandeintraͤge ſolcher Forderungen, welche Älter find, 
als das Geſetz vom 11. Bruͤmaire 7. koͤnnen ohne Vorlegung 
der Urkunde erneuert werden. Der Art. 2148. iſt auf folche 
nicht anwendbar. Nro. 153. d. O. 8. 9. 2. 215. D. 7.2.6. 
c. Wenn ein Pfandeintrag geftrichen ift, fo kann das Urs 
theil ober Dekret, welches deffen Wiederherftellung befiehlt, ihm 
fein früheres Datum nicht wieder geben; alles was in der Zwi⸗ 
Iren vom Striche bis zur MWiederherftellung gefchehen , iſt 
gültig. | 
Wenn das Urtheil der Wiederherftellung ruͤckwirkende Kraft 
beilegte, fo würden die durch diefe Verfügung verkürzten Drits 
ten das Recht haben, bdiefelbe im Wege. einer Zwifchenklage *) 
.. zu laſſen. Nero 154. 155. d. O 411. 2. 472. 


hy 


. 550. — f. Pfand:Eintragung lit. h. te 
| d. Nah dem ode find die Wirkungen eines Pfandeintra⸗ 
ge8 zu beftimmen, welcher feit der Verkündigung jenes Geſetz⸗ 
buches , kraft eines unter dem alten Rechte beftellten Unterpfan- 
bes oder Vorzugsrechtes, „genommen wurde, ‚vorbehaltlich der 
von Dritten vor jenem Eintrage erwonnenen Rechte. Nro. 156. - 
d. D. — 8. 16. 1. 171. D. 14 1. 151. L. 46. 5.. en 
-  & Der Art. 2146. welcher dem Pfandeintrage, den ein 
Gläubiger einer mit der Vorſicht des Erbverzeichniffes angetretes 
nen Erbfehaft nimmt, alle Wirkung verfagt, hat Feine Anwen» 
dung auf den Fall eines feit.dem Code genommenen Eintrages 
eines vor Verkiindigung deffelben erworbenen Rechtes. Nro. 157. 
u. 158. d. ©. S. 12. 2. 257: | £ | 
f. Die dur den Art. 2161. verftattete Minderung ift auf 
Pfandverfchreibungen nicht anwendbar, welche vor dem Code 
 beftellt worden find. Neo. 159. d. DO. — S. 5. 2. 183. D. 4. 
2. 198. L. 14. 9. — S. 9. 2. 29. D. 7. 2. 40. — S. 7. 2. 
184. L. 18. 403. — S. 13. 2. 318. L. 28. 44. | 
8: Im entgegengefegten Sinn entfhieden: d. h. alle uͤber⸗ 
mäßigen Pfanbdeinträge, aus. einer General-⸗Hypothek herruͤhrend, 
ſollen nach den Beſtimmungen des Art. 2161. gemindert wer⸗ 
den ,. felbft wenn jene Hypotheken älter wären, als der Code. — 





*) Tierce-opposition, ein ber Sntervention einigermaßen analo⸗ 
ges Rechtsmittel. Sie findet gegen Erfenntniffe ftatt, durch 
. welche eine Partei, die weder felbft nod) diejenigen, welche 
fie vertritt, zum Streite beigeladen wurden, ihre Rechte ges 
fährbet glaubt. Sie kann als Principal = und als Incident- 
‚Eage vorgebradht werben. Cod, proced. Art. 474. 475. Die 
urtheile ‚ gegen welchen fie ftattfindet, und die Perfonen, 
welche zu ihrer Anftelung legitimirt find, f. Code de pro- 
cödure annote ad h, art, pag. 166 — 171. - - 
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2. Dies iſt keine ruͤckwirkende Anwendung bes Art. 2161, weil 
es ſich nicht darum handelt, den Pfandvertrag zu entkraͤften, 
ſondern ſeinen Vollzug auf eine Weiſe zu beſtimmen, welche 
das Intereſſe des Glaͤubigers mit dem des Schuldners ausgleicht. 
ro, 160. d. DO. — S. 5. 2. 424. D. 4. 2. 200. L 10. 393; 
— 8.7.2. 185. L. 18. 409. | : Ä 

h. Wenn der Strich eines Pfandeintrages für ungültig er: 
klaͤrt worden ift, fo erhält der Eintrag von diefem Augenblid 
an fein Dafein und Datum wieder, mindeftens bezüglich ber - 
Glaͤubiger, welche nicht auf den Grund des Pfandbuches nad 
erfolgtem Striche contrahirt haben. Nro. 253. d. DO. — S. 12, 

370. L. 33. 137. — 8. 18. 2. 119. L. 44. 135. 

Pflichttheil. — Im Fall eines vor dem Code abge: - 
fhloffenen Erbvertrages ift der Betrag des Pflichttheils, wel⸗ 
chen die Kinder vermittelft der Minderung der Erbvermädtniffe 
anfprechen Eönnen, nad den zur Zeit der Schenkung, nit 
nach den zur Zeit bes Zodesfalles des Erbgebers beftandenen 
Sefegen zu berechnen. Nro. 185. 186. d. ©. — S. 6.2. 117. 
D. 4. 2. 161. L. 17. 447. 

b. Umgekehrt ift nach dem Zeitpuntte des. Todesfalles bes 
Erb = oder Gefchenkgebers der Berrag des Pflichttheild zu er⸗ 
meffen, welchen Kinder durch Minderung der Schenkung eines 
durch Heirathsvertrag verliehenen Erftgeburtrechtes anſprechen 
koͤnnen. Nro. 187. 188 d. O. — s. 18. 1. 346 
618. L. 52. 353. — S. 15. 2. 35. 

c. Um zu erfahren, welche Pflichttheile einem Geſchenkneh⸗ 
mer zur Laft liegen, muß man nicht fomwohl die zur Zeit der 
Schenfung , ald vielmehr die beim Zodesfalle des Geſchenkgebers 
geltenden Gefege zu Rathe ziehen. Nro. 189. 190. d. S. — 
a ‚1. 356. D. 14. 1.73 — 8.15. 2. 354. D. 13.2. - 


d. Der Ehemann, der fih mit einer Wittwe- auf den 
Grund eines Gewohnheitsrechtes verehelicht hat, welches ihm bie 
Ausfteuer feiner Ehefrau zufiherte, und ben Kindern erfter Che 
‚Beinen Pflichttheil gewährte, weil der Mutter ihrer Seits alle 
Erbtechte an ihren Kindern entzogen waren, Bann genöthige 
werden, ben Kindern einen Pflichtrheil aus jener Ausfteuer zu 
‚geben, wenn die Mutter unter der Herrfchaft des Code verftor: 
ben ift. Neo. 191. 192, d. ©. — S. 8.1. 377. D. 6. 1. 122. 
L. 22. 297. 

Prozeßleitung. — Alles was bie Leitung der Rechts: 
flreitigkeiten betrifft, fo. weit fie noch nicht beendigt find, richtet 
fi nad ben neuen Formen. — Der Grundfag der Niht-Rüd: 
wirfung ift nur auf den rechtlihen Gehalt der Sachen anwend⸗ 
bar. Neo. 169. d. O. — Beſchluß der Confuln S.1.2. 91. 

b. Die allgemeine Regel, daß die neuen Gefege uͤber bie 
Formen des Verfahrens auf jedes Eünftige Verfahren hinfichtlich 


e e 
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der Prozefleitung anzuwenden ſeien, unterliegt einer Ausnahme 2, 
in Betreff der Förmlichkeiten des Vormundſchaftsweſens, tel: 
ches rechtliche Garantien find. Nro. 235.0. 0. — s. 18.1.118. 

Rechte, erwonnene. — Allgemein wirkſame Borfchrifs 
ten in einem Ältern Uctheil eines fouveränen Gerichtshofes koͤnnen, 
wenn gleich diefes Urtheil nur gelegenheitlich einer Privatfkreitigs 
keit erlaffen wurde, durch ein fpäteres entgegen ſtehendes Gefeg 
aufgehoben werden. — Hier ift keine Ruͤckwirkung zu Beeins 
trächtigung erwonnener Rechte durch gemeinen Befcheid. — Ans 
berö wäre e8, wenn jenes Urtheil nur den Vollzug früherer unter 
ben Parteien abgefchloffener Vereinbarungen anordnete ; diefe 
Vereinbarungen müßten bes fpätern -Gefeges ungeachtet zum 
Bollzug kommen. Neo. 95 d. O. — 8.38.1.44. 

Rechtskraft. — Ein rechtsfräftiges Urtheil kann nicht 
angefochten werden, weil e8 im Widerſpruche mit einer fpätern 
legisfativen Auslegung des Geſetzes fteht, worauf das Urtheil 
fi gründet. Nro. 3. d. O. — S. 1. 1.358. D. 1. 391. / 

Rückwirkendes Geſetz. — Fin Gefeg, durch welches 
ein ruͤckwirkendes Gefeg aufgehoben wird, muß tie jedes andere 
ohne Rüdwirkung verftanden und angewendet werben; es etz 
den dadurch die Mechte, welche das aufgehobene Geſetz entzogen 
hatte, weder hergeftellt, noch dasjenige zernichtet, was jene 
Rechte beeinträchtigt. Nro. 199. d. DO. — S. 238. 1. 289. 
D. 26. 1. 328. L. 83. 241. — S. 26. 2. 201. 
Ruhegehalte. — Sollte man nicht bei Beſtimmung 

von Ruhegehalten auf den Inhalt jener Gefege und Verordnun⸗ 

gen zuruͤckgehen, auf welche geftügt der Staatsdiener fein Leben 
im Staatsdienfte zugebracht hat? Und ift es Beine Rüdwirkung 
neuerer Beſtimmungen, wenn diefe auf früher geleiftete Dienfte 
— werden? Nro. 215. d. O, — Ordonnanz 8. 21.2. 
118. 


Sachverſtaͤndige. — Der Art. 323. des Code de prooed., 
welcher enthält, daß die Richter niht an das Gutachten ber 
Sachverſtaͤndigen gebunden find,*) wenn es ihrer Ueberzeugung 
widerfpricht,, hat fein neues Recht eingeführt: folglich Bann es 
ohne Ruͤckwirkung angewendet werden , obgleid) es fi von einem 
Gutachten handelte, welches der Einführung des Code de proced, 
vorherging. Mo. 259. 0 db. O. S. 19.1. 235. D. 17.1. 139, 

Schenkung. — Eine durch Heirathsvertrag zu Gunſten 
des Ueberlebenden gemachte Schenkung ift, fo viel ben Freitheil 
betrifft, nach ben zur Zeit des Vertrages, nicht zur Zeit des 
Todesfalles, beftehenden Gefegen zu behandeln. Nro. 77.d.D. — 
8. 1. 1. 161. D. 1. 166. — S. 7. & 202. — 8. 7. 2. 11. 
L. 17. 366. — f. $reitheif lit. e. — 

b. Eine Schenkung unter Ehegatten iſt nicht der Minde- 





*) Vergl. d. 549 der P. O. 
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2. rung zu Gunften der Ahnen unterworfen, wenn fie vor der 
Verkündigung des Code gemacht wurde, und unter ber Herr 
ſchaft eines Gefeges, welches denfelben keinen Vorbehalts-Antheil 
einräumte, wenn gleich der Gefchenfgeber erft feit dem Code 
geftorben wäre. Nro. 79. d. DO. — S..11. 2. 9. L. 28. 461. 

c. Die mwechfelfeitige Schenfung richtet - fi nach ben Ge: 
‚fegen des Ortes, wo die Ehegatten zur Zeit des Vertrages ihren 
Wohnſitz hatten, ohne Rüdfiht auf den Ort, wo fie geftorben 
find. No. 80. d. ©. 1. 1. 106. — f. Teftament lit. b. 
d. Der Art. 893., ‚welcher die Schenkungen von Todes⸗ 
wegen abfchaffe, ift nicht auf Schenfungen vor bem Code ans 
wendbar, felbft wenn der Geſchenkgeber erft nachher geftorben 
iſt. Neo. 84. d. O. — S. 13. 2. 339. D. 7. 2. 38. | 
e. Die Frage, ob ein Kaufvertrag, als verftedte Schenkung 
und den Freitheil Überfchreitend, aufgehoben, oder der Minderung 
unterworfen werben Fann, ift nicht nach den zur Zeit des Kaufe 
vertrages oder der Schenkung beftandenen Gefegen zu beantmwor« 
ten, fondern nad) jenen, die zur Zeit des Todesfalles des Ver: 
Fäufers oder Zeftirers galten. .Mro. 85. d. DO. — S. 10. 1. 371. 
D. 8. 1. 439. — f. Freitheil lit. f. Fe 6 
f, Der Art. 841. ift auf die Abtretung von Mechten, 
die vor. der Verkündigung des Code angefallen waren , As 
wendbar, wenn die Abtretung erft nachher ſtatt gefunden bat. 
No. 273b. 8.90. — S.6. 2. 943. D. 4. 1. 689. L. 17. 81. 
Schiedsrihter. — Die Dauer der Vollmacht eines 
Scyiedsrichters ift nach dem Gefege zu beurtheilen, welches zu 
ber Zeit galt, wo der Schiedsfpruch gegeben, nicht nad dem Gefege 
bes Zeitpunftes, wo der Schiedsrichter ernannt wurde. Nro. 125. 
d. — 8. 26. 1. 96. — 8. 29. 1. 398. D. 27. 1. 20. 

. - Strafe — Keine Strafe ift auf irgend ein Verbrechen 
oder Vergehen anwendbar, als die von bem Gefege der Zeit, 
wo das Verbrechen begangen wurde, beftimmt if. Nur in dem 
Falle finder eine Ausnahme biefer Regel flatt, wenn das im 
Augenblide des begangenen Verbrechens oder Vergehens beftans 
bene Strafgefeg härter oder firenger ift, als jenes, welches in 
dem Augenblide gilt, wo bie Strafe erkannt werden ſoll. 
Nro. 209. 9.0. — 8. 17. 1. 338. — 8. 14.1. 16, — 
f. Strafe hit. ce. | 

. Nach dem Geſetze, welches zu der Zeit gilt, wo das 
Verbrechen begangen wurde, und nicht nach dem Geſetze des 
Zeitpunktes, wo der Angeklagte vor Gericht geſtellt worden, iſt 
zu entſcheiden, ob wegen Minderjaͤhrigkeit des Angeklagten Grund 
zur Strafverwandlung vorhanden iſt; — in dem Sinne, daß 
die zu erkennende Strafe niemals haͤrter ſeyn darf, als das zur 
Zeit des Verbrechens beſtandene Geſetz es gebot. Nro. 210, 211. 

d. O. — 8. 4. 2, 37. ' . 
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c. Die unter ber Herrſchaft des neuen Geſetzes abgeurtheil⸗ 
ten, jedoch unter ber Herrfchaft des alten begangenen Verbrechen. . 
find nyr dann nad) dem neuen Geſetze K zu beftrafen, wenn biefes 
minder ftreng ift, als das er — des Staatsraths. 
Nro. 197. 198. d. O. — S. 130. — 8. 15. 1. 50. — 
fe Strafe lit. a. .. 

Subrogation ESSEN — Die Frage, ob ber 
. Bürge, welcher für den Hauptſchuldner bezahlt hat, in bie 
Rechte des Glaͤubigers kraft Gefeges eintrete, ift nach den zur 
Ben der e Bablıng beftehenden Gefegen zu beuetheilen. Nro. 282, 
j Ss. 8 1. . D. . * . 21. 433. 

were — Der Art. -896., welcher die Subftir 
tutionen abſchafft, ift auf die vor dem. Gode errichteten: Subs 
flitutionen anwendbar, wenn ber Zeftirer erſt feit Einführung 
des * geſtorben iſt. Nro. 285. d. O. — S. 14. 2. 85. 

Der Art. 896, welcher in Faͤllen der Subſtitution bie 

— verbundene Erbeinfegung ebenfalls für ungültig erklärt, ift 
anwendbar auf eine in einer Schenfung von Todeswegen - inber 
griffene Subftitution, welche durch Erbvertrag vor Verfündigung 
des — errichtet worden iſt. Nro. 286. d. O. — S. 10. 


& Die Art. 895 und 903, nad welchen die Pupillar⸗ 
Subſtitution nicht ſtatthaft iſt, erſtrecken ſich ſelbſt auf den Fall 
einer aͤltern Pupillar-Subſtitution, wenn ber Pupill ſeit Eins- 
ee Code geftorben if. Nro. 287. — S. 13.2.3 


L. 31 

Zeftament. — Die Gültigkeit eines Teſtamentes nad 
feinen äußern Formen hängt davon ab, ob es den zur Zeit feiner 
Aufnahme geltenden Geſetzen — errichtet wurde. Nro. 293. 


v9. — 8.4 2. 73. — S. . 55. D. 3. 1. 81. L. 10. 
353. — 5. 10. 1. 184. D. 8, 4 ir — ſ. Faͤhigkeit lit. a. 
Foͤrmlichkeiten. 


b. Wechſelſeitige Teſtamente in einer und derſelben urkunde, 
welche vor dem Code errichtet wurden, bedurften zu ihrer Guͤl— 
‚tigkeit Feiner neuen ———— nach Verkuͤndigung des Code. 
Nro. 294. d. O. — S. 9. 2. 330. — f. Schenkung lit. c. 

—— — Die Erſcheinung des C. c. hat 
bie unter Herrfhaft des Gefeges vom 11. Bruͤmaire 7. errich« 
teten Kaufverträge nicht von ber Transſcription befreit. — Die 
nicht transſcribirten Kaͤufe bleiben ruͤckſi chtlich Dritter ohne 
Wirkung. — Folglich koͤnnen die Gläubiger des zweiten Er: 
werbers auf ſolchergeſtalt verkaufte Liegenſchaften keine Hypothek 
erwerben, die dem Vorzugsrechte des erſten Verkaͤufers vorginge, 
Far wenn das Rue u ne. wäre. . Nro. 295, 

— $. 12. 2. 303. L 327. — 'S. 16. 1. 373. D. 
141 ‚71. L. 45, 442. - 
J Die Frage, ob ein n Kaufvertrag transſcribirt ſeyn muß, um 
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2. gegen Dritte zu wirken, iſt nicht nach den zur Zeit bes Ver- 
trages, ſondern zu ber Zeit, wo gegen ben Verkauf Einfpradye 
gemaht wird, geltenden Gefegen zu beurtheilen. Nro. 296, 
d. O. — 8. 10. 1. 365. D. 8. 1. 258. L. 31. 154. 

Unterpfand, geſetzliches. — Der Vormund, deffen 
Verwaltung fih vor dem Code geendigt hat, wurde durch die 

Erſcheinung des Code keinem gefeglichen Unterpfande zu Gunſten 
des Rechtsunfähigen dadurch allein unterworfen, daß er feit dem 
Code mit der Rehnungsftellung und Reftzahlung im Rüdftande 
geblieben if. Neo. 146, d. DO. — 8. 13. 2. 197. L. 38. 543. 

b. Wenn zwei gefegliche Pfandrechte unter der Herrſchaft 
eines Gefeges ihren Urfprung nahmen, welches fie der Foͤrmlich⸗ 
keit der Eintragung unterwarf, und beide aus Nachläßigkeit 
nicht eingetragen mwurden,, fo kann es gefhehen, daß eines von 
beiden den Vorzug vor dem andern dadurch allein gewinnt, daß 
ein nachmaliges Geſetz daffelbe vom Kintrage befreit; hierin 
liegt keine Ruͤckwirkung, fo wenig als darin, wenn der eine 
Gläubiger fein Pfandrecht hätte. eintragen Iaffen , der andere 
dagegen den Eintrag vernachlaͤßigt hätte. Neo, 147.0. O. — 
S. 11 1. 227. D. 9. 1. 228. L. 30. 129. 

c. Eine Ehefrau, welde vor dem Code Wittwe oder ger 
fhieden wurde, kann auf das vom Code eingeräumte gefegliche 
Pfandrecht keinen Anfpruh machen. Es gebührt ihr der Rang 
nur vom Zage des genommenen Pfandeintrages. 

Selbſt dann nicht, wenn ihr Pfandvorzug duch ein Jen 
zielles Gefes bis zum Code wäre gewahrt worden. Mto. 1 
b. O. — 8. 11. 1. 326. L. 37. 209. 

d. Die Erben einer vor dem Code geftorbenen Ehefrau 

können auf das keines Eintrages bedürfende gefeglihe Pfand⸗ 

recht Feinen Anſpruch machen. — Sie find verpflichtet , ihre 

Forderung eintragen zu laffen, und ihr Eintrag muß den Zeit» 

punft angeben, wo folche verfallen feyn wird. Nro. 149. d. O. 

| . 14. 1. 7. D. 11. 1. 580. L. 38. 486 


. 13. —— 


* 


e. Das durch den Code verliehene gefegliche Pfandtecht 
der Minderjährigen auf die Liegenfchaften ihres Vormundes kommt 
nur denjenigen zu Gute, welche bei der Verkündigung des Code 
noch minderjährig waren; nicht demjenigen, der damals ſchon 
zur Großjährigkeit gelangt mar, wenn er auch gleich noch bie 
Ablegung einer Rechnung zu fordern hatte. Nro. 150. d. ©. 
— 5. 16. 1. 363. D. 14. 1. 244. L. 46. 297. 
Urkunden, boppelfeitige.. — Der Art 1325. 
befagend,, daß jede Urkunde über doppelfeitige Bufagen doppelt 
ausgefertigt feyn müffe, ift eine gefegliche Neuerung. — Die 
alte Lehre war in einem Gefege gegründet. Nro. 4.5.9, — 
S. 15. 1. 18. L. 42. 123. 
Urtheil. — Der Vollzug eines Urtheils, fo viel die Koften 
und Auslagen betrifft, iſt ein neues Verſahren, welches fich 
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nach den zur Zeit des Wollzuges geltenden Gefegen, nicht. nah 2: 
jenen tichtet, welche damals EN als das Urtheil erlaffen 
wurde. Nie. 179. d. O S. 12. 2. 149. L. 33. 351. — 

f. Vertrags: Bollzug. 

Vaterfhaft. — Die Vaterſchaftsklagen auf Eenaͤhtung 
des Kindes und Entſchaͤdigung der Mutter, wenn ſie vor dem 
neuen Geſetze angeſtellt waren, müffen nach den alten en 
— werden. Nro. 208. d *O. — S. 2. 1. 357. 

491 

Vaterliche Gewalt. — Die Geſete uͤber die vaͤterliche 
Gewalt haben Wirkung von dem Augenblick ihrer Verkuͤndigung 
an, ſowohl was den perſoͤnlichen Stand des Kindes, als —* 
die — Rechte des Vaters Aal Neo. 243. 244. d 
— 5. 1. 348. D.8. 1 1. 367. L. 27. 517. — ſ. —— 
—— Ih c. 

Berbürgung — Die Sense, ‘ob eine Ehefrau ſich ver 
bürgen konnte, ift nach den Gefegen zu beurtheilen, melche zur 
Bei der aufgenommenen Verbürgungsurkunde beftanden. Nro. 31. 

d. O. — S. 11. 1. 40. D. 8. 1. 535. L. 29. 145. 

b. Die Beltimmung des Art. 2012., dag man fih nur 
für eine gültige Schuld verbürgen Eönne, ift nur die Erneuerung 
eines früheren römifchen Gefeges, und-daher, ohne Ruͤckwirkung, 
nad) Art der auslegenden gefeglihen Beitimmungen anzumenben. 
Neo. 32. d. O. — s. 16. 1. 140. 

| a ee über das Vermögen. — Wenn 
e8 fich von dem Zeftament. einer unter der — des Code 
geftorbenen Perſon handelt, fo iſt ber Vermögensbetrag, woruͤber 
diefelbe verfügen konnte, nach dem Code, und nicht nach dem 
Gefege, welches am Tage des Zeftamentes Gültigkeit hatte, zu 
— Neo. 71. d. O. — S. 21. 2. 220. — f. Freitheil 
it. a—c. 
Verhaft, perfönlicher. — Die Art der Anwendung des 
perfönlihen Verhaftes richte fich nach dem zu der Zeit, wo ber 
Berhaft vollzogen wurde, beftehenden Gefege, nicht nach jenem, 
unter — ze“ der Verhaft erkannt wurde. Neo. 
d. O. — S.7. 2. 650. L 17. 458. 

b, D "perföntiche- Haft ift mehr ein Gegenftand * ma⸗ 
teriellen Rechtes, als der Foͤrmlichkeiten des Urtheilsvollzuges. — 
Daher richtet ſich derſelbe mehr nach dem Geſetze, welches zur 
Zeit des Vertrages beſtand, als nach dem Geſetze des Zeitpunk⸗ 
tes, wo das Urtheil erlaffen oder vollzogen werden ‚fol. Neo. 56. 
u. 57. d. O. 8. 15. 2. 1. D. 13. 2, 

e. Das Gefeg vom 11. Sept. 1807 , welches bie Auslän« 
ber dem perfünlihen Verhaft untermwirft , "hat es in Ber 
ziehung wi ältere Bettizangen. Nro 58.0.9. 8.8.2. 265. 

— 5. 9.1. 202. D, 7. 1. 122. L. 23. * 

d. Das Verfahren über eine Klage auf Nichtigkeit einer 


44 Rhdiirtung der Gefege. 


2. Verhaftung richtet fich nad ben Gefegen bes Zeitpunktes, wo 
die Klage angeftelkt wird, nicht wo die Verhaftung — fand, 
Nro. 112. 113. d. O. — S. 7. 2. 170. L. 21. 315 
Verjährung. — Die Verkündigung des Code bereits 
begonnenen Berjährungen werden in Gemäßheit ber. alten Ges 
| [eöe — re ag 220. d. O. — 8.6. 1. 17. —.- 
—-f{8 
” Der Art. har in Nicht auf ruͤckſtaͤndige Ehefteuer ans 
wendbar, welche vor. bem Code unter ber Herrfchaft eines Ger 
ſetzes beftellt war , - welches bie fünfjährige Verſitzung nicht 
zuließ. Er ift nicht einmal auf die bei Einführung des Code 
laufenden NRüdftände anwendbar. Nro. 2236. d. O. — 8. 19. 
2. 34. D. 17. 2. 39. L. 52. 315. — ſ. Seflite 
‚ec. Die Regel, daß die unter ber Herrſchaft der alten Rechte 
begonnenen Verjährungen nicht nah den neuen ‚Gefegen beur⸗ 
theilt werden koͤnnen, ift felbft auf den Fall anwendbar, wo 
feit dem neuen Gefege eine zur Verjährung hinreichende Zeit 
umlaufen ift. Folglich ift die im Art. 2277. vorgefehene fünf 
jährige Verfisung der Zinfen dargeliehener Summen nidt -auf 
Binfen anzuwenden, die vor dem Code verfallen waren, geſetzt 
auch, ſie waͤren erſt ſechs Jahre * a _Berkünbigung des 
at S morben. Nro. 227. d S. 16. 1. 21. 


A. Das Gefeg, welches bie — der Urkunde er⸗ 
fordert, um den Anfang der Verjährung zu begründen, kann 
ohne Rüdwirfung auf die früher begonnenen Verjährungen nicht 
angewendet werben. Nro. 228. d. DO. S. 14. 1. 92. 

e. Der Art. 2281. daß bie begonnenen Verjährungen nad 
den alten Gefegen zu beurtheilen feien, ift im Allgemeinen nicht 
anwendbar auf folche Dane, welhe Gegenftand eines 
fpeciellen Gefeges find; 3. B. auf die fünfjährige Var in 
Detreff der Einregiftrirung. Nro. 229. d. ©. S. 14. 1. 75. 

-  (f) Die Dauer der Verjährung ift nach dem zur "Zeit bes 
Vertrages gültigen Gefege zu beftimmen , obgleich immittelft 
eine Unterbrehung durch Minderjährigkeit eingetreten wäre, unb 
der wirkſame Lauf ber Verjährung erft unter . andern Ges 
——— begonnen hätte. J. 19. S. 1835. 2. 248. — ſ. 

tt, 2 

(60) Die Verjährung der Pfandklage gegen den dritten In⸗ 
haber ift nach dem Gefege zu beurtheilen,, welches zu der Zeit 
galt, wo ber set Rattgefunden bat. J. 19. 8. 1835. 
2. 248. — f. Art. 2180. 

Verkauf. — Wenn in einem Kaufvertrage bedungen 
wurde, daß der Vertrag bei nicht erfolgender Zahlung am bes 
flimmten Ziele Eraft Gefeges aufgelöfet fein folle, und der Käus 
fer ſeit Einführung des Code in Verzug geſetzt worden .ift, fo 
kann er “I mehr in Gemäßheit des Art. 1656, die Auflöfung 
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dur das Anerbieten zur Zahlung hindern: felbft wenn der 2. 
Kaufvertrag unter. der —* ——— waͤre abseſchloſſen wor⸗ 
den. Nro. 304. d. ©. 8. 19. 1. 188. D. 17. 1. 83. 

Verkürzungsklage. — Wenn auf Anftellung einer 
Berkürzungsklage Sachverſtaͤndige ernannt worden find, fo haben 
fie nad) den im Code feftgefegten Förmlichkeiten zu verfahren , 
wenn gleich ihre Ernennung der Verkündigung bes Code vorauss 
ging, ihre Verrichtungen jedoch — gr begonnen hatten. 
Nro. 367. d. O. — S. 4. 2. 632. L. 8.319. — S. 5.2. 625. 
— 8,7.2.14. D. 5.2. 14. L. 17. 318. — —e 

b. Im entgegengeſetzten Sinn entſchieden. — S.6. 1: 338. 

e. Der Xrt. 1681. welcher bei ee dem 
Käufer erlaubt , gegen Nachzahlung befien, was an dem wahren 
Preiſe fehlt (diefen zu einem Zehntel unter dem gefchägten Werthe 
angenommen) das Grundftüd zu behalten, ift auf Käufe, welche 
vor Verkündigung des Code abgefchloffen wurden, nicht anwend« 
bar, wenn gleich bie Vertuͤrzungsklage — — deſſelben 
angeftellt wurde. Nro. 368. d D. 

Vermaͤchtniß. — Wenn es = — Wermaͤchtniſſe 
ſich handelt, welches dem Vermaͤchtnißnehmer nach erreichter 
Großjaͤhrigkeit ausgeliefert werden ſoll, ſo wird der Zeitpunkt 
der Großjaͤhrigkeit durch das zur Zeit der angeſtellten Klage gel⸗ 
tende Gefeg beftimmt. No. 195. S. 3. 2. 296. L. 5. 302. 

Bermögensabfonderung — Iſt ein vor dem Code 
erwirktes Urtheil auf Wermögensabfonderung ben durch biefes 
Geſetzbuch vorgefchriebenen Friften der Vollziehung vom Augen« 
blicke der rat des Code an unterworfen ?_ Nro. 275. 
d. O. — S. 15. 2. 132. L. 43. 270. 

Vermu thu ngen. — Einfache gefegliche — —— Ein. 
nen unter der Herrfchaft des Code zum Beweiſe der Erlöfchung 
einer Schuld zugelaffen werden, obwohl es fidy von einer Summe 
über 150 Zranten handelt, wenn die Thatfahen, aus. welchen 
die Vermuthung hervorgehen folle, der Verkündigung des Code 
—— — find. Ne. 231. d. O. — S. 10.2. 542. 

9 


(b) Nach dem Code, nicht nach den alten Rechten, iſt die . 
Frage über Zuläffigkeit von |. für Erlöfhung eines 
Schuldtitels zu beurtheilen, wenn die Thatſachen, welche die 
Erloͤſchung — ſollen, 8 * ſeitdem ereignet haben. 
J. 19. 8. 1835. 2. 123. — f. Art. 1353. 

Berfhw ender. — Ceit Be Verkündigung. des Code, 
welcher den wegen Verſchwendung mundtodt erklärten die Fähig« 
keit zu Anftellung ihrer Klagen zurüdgegeben hat, Eönnen bie 
Klagen eines vor dem Code mundtode erklärten nicht mehr von 
deffen Pfleger allein, in Abmwefenheit und ohne Wiffen des 
Mundtodten, angeftellt werden, fondern nur perfönlid von bem 
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2: Letztern, doch mit Zuziehung eines Beiſtandes. Nro. 237. d. O 
— 8.6 1. %63. D. 4, 1. 375. L. 15. 145.. 

- b. Der Att. 515., welcher beftimmt, daß ünftig dem 
Verſchwender Fein Pfleger, fondern nur ein gerichtlicher Beiftand 
beftellt werden folle, hat nicht Eraft Gefeges die Entmündigungen 
aufgehoben, welche unter Herrſchaft des römifchen Rechtes. vers 
ordnet wurden. — Folglich können felbft feit dem Code die Klas 
gen eines früher: entmündigten Verſchwenders en — als 
* feinen Pfleger angeſtellt werden. Nro. 238. d. O 5. 


F ©. Die Guͤltigkeit der von einem Verſchwender abgeſchloſ⸗ 
ſenen Vertraͤge richtet ſich nach den zum Zeitpunkte bes DVertra: 
ges geltenden Geſetzen, waͤre auch die Ernennung des Beiſtandes 
erſt nach rung " * geſchehen. Nro. 239. — $. 43. 
1. 411. D. 4 1. 639. L. 17. 165. 

— — — Wenn das Geſetz nur die Art 
des Vollzuges eines vorher beſtandenen Vertrages beſtimmt, 
. oder aber wenn die. eingeführten Abaͤnderungen bezuͤglich der 


Wirkungen. des Vertrages einer Thatſache untergeordnet werden, 


welche vom Willen der Vertragsperfonen abhängt, fo kann man 
nicht fagen, daß das Gefeg ruͤckwirke. Nro. 120. 121. d. O. 
S. 10. 2. 4. D. 8. 2. 41. L. 31. 295. 

.b. Der Grundfag, daß wo e8 von Vollziehung ſich handelt, 
die wirklich geltenden, und nicht die zur Zeit des Vertrages ober 
des Urtheils beftandenen Gefege, befolgt werben follen, ift in bem 
Falle nicht anwendbar, wo die dermalige Vollziehungsweiſe bie 
re Freiheit Tara befhräntt. No 122.0. 9. — 

13. 1. 366. D. 11. 1. 197. L. 37. 458. — f. Berträges 
* lit, e, Erofolge hi e. Urtheil 
0%: Man kann ohne Rüdwirkung nad dem neuen @efege 
bie Vollziehungsmweife eines aͤltern Vertrages — der Be⸗ 
ann eines Witthums beftimmen. Nto. 123; d — 8,13. 

1. 317. 


d. Die Frage, ob ein Urtheil fuͤrſorglich vollziehbar iſt 
ober nicht, richtet ſich nach dem Geſetze, welches zur Zeit- des 
Urtheils beſtand, nicht nach — unter dem der Rechtsſtreit 
begonnen hat. Neo. 124. S. 14. 2. 154. 

e. Unter den Wirkungen der Verträge, die fih nad ber 
Zeit bes Abfchluffes richten, find nıdyt ohne Unterſchied alle Voll⸗ 
ziehungshandlungen zu begreifen ; wenn buch ein neues Gefeg 
die Vollziehungsweife für die Zukunft beſtimmt wird, fo können 
die fpäteren - Bollziehungshandlungen gr el Gefes geordnet 
werden. Nro. 129. 130. d. O. — 8. 1.188. D. 17. 1.83. 
— ſ. Vertragsvollzug lit. b, Urtheil. i 

8 Die allgemeine Regel, daß das Geſetz, welches die. Ber 
flimmungen eines Vertrages orbnet, gleichermaßen deſſen Volle 
ziehung zu ordnen babe, ift auf folhe Vollziehungshandlungen 


Rüdwirkung der Gefege a7 


nicht anwendbar, welche fucceffiver. Art find, und fih einen 2 
gewiffen Zeitverlauf hindurch erftreden. — Jede diefer fucceffiven 
Handlungen ift eine für fi beftehende Thatſache, die fich 
nah) den im en. jeweils geltenden Gefegen richtet. 
Neo. 131. d ©. — S. 233. 1. 220. D. 21. 1. 49. L.66 427. 
— f Gefälle. - 

VBorausktlage, Rehtswohlthat der — Im Falle einer 
Zwangsveraͤußerung, deren Verfahren unter der Herrfchaft des 
Gefeges vom 11. Brümaire 7. begonnen hat, kann der britte 
Beſiher der zur Veräußerung gebrachten Liegenſchaft nicht in 
Gemäßheit des Art, 2170. des C. c. den Angriff anderer für 
die nämlihe Schuld verhafteter Liegenfchaften verlangen, melde 
der oder die Hauptfchuldner . m. No. W. d. O. — 

8. 7.1.12 D 5. 1. 12. L. 17. 40 

ee — Sede — eines Voraus 
ergreift zunaͤchſt den geſchenkten Gegenſtand, und alsdann einen 
Kopftheil der kuͤnftigen Erbſchaft. 

Eine ſolche Schenkung richtet ſich nad) dem Geſetze zur Zeit 
des Vertrages, fowohl was den gefchenften Gegenftand, als was 
den künftigen Erbtheil betriff.e Man kann nicht fagen, daß 
der Punkt des künftigen Erbtheils, als in der Verlaſſenſchaft 
inbegriffen, nad den zur Zeit des Todesfalles beftehenden Ger 
fegen eben fo beurtheilt werden Be ‚ wie bie on er 
Neo 75.2808 — s. 2. 1. D. %. 1. 470. 

f: Einwurf lit. b. 

iS Die Schenkung eines Voraus, die unter der Herrfchaft 
eines Gefeges gefchehen , welches diefelbe verbietet , ift ungültig, 
obwohl ber Gefcyenkgeber unter der Herrfchaft des Code geſtor⸗ 
ben, welcher für die Zukunft Woraus » Schenkungen geftattet, 
Nro. 76.20.89. — 8.9.2.2 D.7.2 13. 

Vorbehalt. — Der Vorbehalt in einer Schenkung mit: 
telſt Heirathe:Vertrages ift nach den zur Zeit der Schenkung 
oder beim Zodesfalle des Gefchenfgebers geltenden Gefegen zu - 
beurtheilen,, nicht nady jenen Geſetzen, welche in der Zwiſchen⸗ 
zeit diefer beiden Zeitpunfte erlaffen wurden. 

Ein foldyer Vorbehalte ift der Minderung zu Gunften des 
Pflichttheils nach den Gefegen unterworfen, unter beren Herr: 
gr der beta geftorben ift. Nro. 269. d. O. — 8.7. 


b. — Frau, welche unter Herrſchaft des Code, wie jene, 
welche vor demſelben zur zweiten Ehe eſchritten iſt, muß die 
Ehevortheile, welche ſie waͤhrend der Guͤltigkeit des roͤmiſchen 
Rechtes von ihrem erſten Ehemann erhalten hat, den Kindern 
erſter Ehe aufbewahren. Sie kann nicht vorfchüigen , daß bie 
zweite Ehe in ihren Folgen durch Bein Älteres Gefeg mit einer 
Strafe belegt werden Eönne: es handelt ſich hier nicht fomohl 
von einer Strafe, als vom Vollzug einer Vereinbarung. Die 
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2. unter Herrſchaft des roͤmiſchen Rechtes von einem Ehemanne 
ſeiner Frau gemachten Schenkungen werden ſo betrachtet, als 
wenn ſie auf den Fall einer Wiederverehelichung unter Bedingung 
des Vorbehalts zu Gunſten der Kinder geſchehen wären. Nro. 
270. d. ©. — s. 25. 2. 311. — ſ. Wiederverehelichung. 
Erbfolge lit. a. 

Vormundſchaft. — Das Geſetz uͤber die Vormundſchaft 
iſt nach Inhalt und Form auf alles anwendbar, was nach ſeiner 
Verkuͤndigung geſchehen iſt, ohne Ruͤckſicht auf den Umſtand, daß 
die Begebenheit, welche den Grund zur eg Sg gegeben 
a” — iſt, — * neue Geſetz. Nro. 300. d. O. — 8. 13. 

7. 313. 

b. Ay Minderjährige unter ein und zwanzig Jahren, 
dem unter ber Herrſchaft bes gemeinen Rechtes ein Pfleger bes 
ſtellt wurde, ift duch die Verkündigung des Code nicht unter 
die — — Neo. 301. — S. 5. 2. 121. 

"0. Der Code ftellt die minderjährigen Kinder unter bie 
Bormundfchaft ihrer Eltern, fo lange fie nicht gemwaltsentlaffen 
find. — Sonad) ift das vor dem Code gemwaltsentlaffene , oder, 
was auf daffelbe hinausfommt , das wegen erreichter Vollmuͤn⸗ 
digkeit als gewaltsentlaffen betrachtete Kind feit dem Code nicht 

unter bie Vormundfcaft zuruͤckgekehrt, obwohl es noch nicht 
ein und zwanzig Jahre alt war. Nro, 302. — S. 8. 1. 241. 
D. 6. 1. 172. L. 22. 362. B 3: 

d. Die Verjährung ber Klagen des Minderjährigen gegen 
den Vormund, über die geführte Bea, hat fi nad 
dem Gode zu richten, wenn jener die Großjährigkeit feit ber 
Verkuͤndigung deffelben erreicht hat; felbft wenn bie Führung 
der Vormundſchaft unter der Altern Gefeggebung ftattfand, 
Nro. 303. — S. 20. 1. 83. — f. Fahrniß. 

(e) Bon der Verkündigung bes Code an gerechnet ift die 
Mutter Eraft Gefeges die gefegliche Vormünderin ihrer Kinder, 
ferbft in dem Falle, wo vor jener Verfündigung ein Vormund 
von dem verftorbenen Vater war ernannt worden. — Es kommt 
nicht darauf an, daß die Mutter die Wormundfchaft nicht foͤrm⸗ 
ih und urkundlich angenommen, oder unterlaffen hat, auf Era 
nennung Ben —— anzutragen. R. G. 1833. 2. 361. 
— ſ. Art 

Vorzugsrecht. — Das durch das Geſetz vom 5. Sept. 
1807 dem —— verliehene Vorzugsrecht für den Ruͤck— 
erſatz der Koften peinlicher, korrektioneller und polizeilicher Unter⸗ 
ſuchungen kann, wenn es von der Fahrniß des Verurtheilten 
ſich handelt, dritten Glaͤubigern entgegengeſetzt werden, ſelbſt 
ſolchen, deren Anſpruͤche aͤlter ſind, als das Geſetz, und ſogar 
„pi Beam des Stantsfhages, Neo. 234 d, DO. — 
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b. Die auf Wahrung und Ausübung der Vorzugsrechte 2 
‚bezüglichen Bıflimmungen des Code koͤnnen nicht angerufen 
- werden, um ein in Gemäßheit der Beſtimmungen des Gefeges 
vom 11. Brümaire 7. erlofchenes Vorzugsrecht wieder zu — 
dies waͤre eine ruͤckwirkende Anwendung des Code. Nro. 
d. O. S. 25. 1. 283. L. 72. 429. 

Wahnfinn. — Der Krt. 504 ift eine gefegliche Neues 
rung. — Mit andern Worten: man kann Handlungen einer 
vor Einführung des Code geftorbenen Perfon wegen Wähnfinnes 
anfechten , felbft dann , wenn biefelbe bei ihren Lebzeiten nicht 
entmünbigt worden, und der Beweis bes Wahnfinnes nicht aus 
den — ſelbſt hervorgeht. Nro. 69. d. O. — s. 8, 2. 


269. L. 

Behtcibriet, — Der Art. 112 des Cod. comm., 
welcher Wechfel mit unrichtiger Angabe der Namen oder Orte 
für bloße Handfchriften erklärt, ift auf den Fall nicht anwendbar, - 
wo es von Wechfeln fih handelt, die vor Einführung des C 
Comm. unterzeichnet, und auf Verfügung DR eines deitten 
— — worden ſind. Nro. 196. d. 8. 8. 2. 


Wiederverehelichung. — Der Code hat die ehema⸗ 
lige Strafbeſtimmung gegen die Wittwen aufgehoben, melde 
waͤhrend des Trauerjahres ni ic) wieder verehelihen. Nro. 65. 
d. O. — S.9. 2. 168. D. 7. 2. 10. 

| Wiederverpabtung, ſtillſchweigende. — Die Frage, 
ob die Thatfache eines buch den Pächter fortgefegten Beſitzes 
eine ftilfhweigende Wiederverpadhtung gewirkt hat, ift nicht nach 
den Gefegen zu entfheiden, unter deren Herrſchaft der Pacht: 
vertrag abgefchloffen wurde, fondern nach jenen, unter weldhen _ 
die Ta des Beſitzes fich anne Nro. 292. d. O. — 
S. 12. 2. 32. D. 9. 2. 218. L. 32. 124, 

Wirkungen. — Die buch ältere Gefege feftgeftellten 
Rechte bleiben unbeeinträchtigt durch die neuen, wenn daß alte 
Gefeg nicht fowohl als anordnende Beſtimmung, als vielmehr 
als ſtillſchweigende Uebereinfunft Wirkung gehabt hat. Nro. 100. 
d. O. — S. 15. 2. 236. — S. 19. 1. 303 — f. aud oben 
zu Art. 1. Neo. 92 ff. 113. 116. 

Wohnſitz. — Wenn aud der Art. 13. des Code in bem 
Sinne verftanden werden muß, daß man, um Heimathsrechte 
in Frankreich zu erwerben, — hierzu die Erlaubniß des 
Staatsoberhauptes erhalten haben muͤſſe, fo iſt doch dieſe Bes 
ſtimmung auf keine Weiſe ruͤckwirkend, und nicht auf die Frem⸗ 
den anwendbar, die bereits vor dem Code ihren Wohnſitz in 
et — hatten. Neo. 72—74. d. O. — S. 12. 


b. Der Urt. 111. nah welchem jede Erwaͤhlung Pe 
nes Wohnfiges den Gerichtsftand nach ſich u bat auch auf 


2. 
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jene Wohnſig⸗ Erwaͤhlungen a weiche vor Einführung des | 
Code gefüchen find. Nro. 107. d. O. 8,14, 2. 130. L 
32. 373 


Bahlungsunvermögen. — Wenn ein Zahlungsunver- 
mögen ausgebrochen, und darüber unter. der Herrfchaft von Ger 
fegen unterhandelt worden ift, welche den Zahlungsunfähigen 
nicht Eraft Gefeges der Verwaltung feines Vermögens verluftig 
erklären, fo hat das Erfcheinen des Code de commerce feine 


Veränderung in dem Zuftande des Zahlungsunfähigen,, wie er 


durch die Unterhandlung feftgefegt worden ift, zur Folge gehabt: 
er behält die Verwaltung feines Vermoͤgens; feine unter gemein: 
ſchaftliche Aufficht, der Gläubiger und des Zahlungsunfähigen 
geftellten Güter Eönnen von bdenfelben im Einverftändniffe frei- 
willig verkauft werden. Nro. 127. d. O. — B. 13. 1. 233. 
Die Streitigkeiten, als Folge einer Gant, dürfen nicht 
den zur Zeit des Ausbruches derfelben beftandenen Regeln unter: 
worfen werden. Es find vielmehr die Regeln zu beobachten, 
welche damals galten, als von ben Gläubigern die erſten Schritte 
gegen den Zahlungsunfähigen gefhehen find. Nro. 128. d. O. 
— s. 8, 2. 2359. L. 21. 573. — f. Ehevortheile. Ehefrau. 
Binfen. — Das Gefeg vom 3. Sept. 1807, welches ben 
Zinsfuß in bürgerlichen Gefhäften auf fünf vom Hundert, feſt⸗ 
ſetzt, ift auf jene Zinfen nicht anwendbar, melde aus altern 
Verträgen herrüuhren, wenn biefelben auch während der Pen 
des Code laufend gemefen find. Nro. 173. d. O. — 8. 
2. 567. 
b. Erneuerungen wucherlicher Darleihen , welche aͤlter 
waren als das Geſetz vom 3. Sept. 1807, wobei wucherliche 
Zinſen aufs Neue bedungen, und unter der Herrſchaft diefes 


Geſetzes fortbezogen wurden, begründen das Vergehen des Zins: 


wuchers. — * iſt keine Ruͤckwirkung. Nro 173b. — 8. 
27. 1. 178. D. 24. 1. 374. L. 77. 79. 

c. Das Gefep vom 3. Sept. 1807, welches den bedunge- 
nen Zinsfuß auf fünf vom Hundert, ohne Abzug (der darauf 
haftenden Staatsabgaben) feftfegt, hat ſchlechthin Feine Rüdwir- 
kung, d. h. Beine Anwendbarkeit auf Renten, welhe mit Vor: 
behalt des Abzuges beftellt worden find, noch auf Renten aus 
der Zeit eines Geſetzes, welches den Abzug geftattete (oder die 
mit flilfchweigender Bedingung des Abzuges beftellt wurden), 
noch felbft auf folhe Renten, bei welchen weder ausdrüdliche 
noch ftillfhweigende Betingung des Abzuges ftatt fand, die aber 
nad ihrer Beftellung dem Abzuge duch ruͤckwirkende Gefege 
etwa unterworfen wurden. Das Gefeg vom 3. Sept. 1807 
wirft nicht einmal in fo weit zurüd, um die Folgen eines 
ruͤckwirkenden Gefeges aufzuheben, Neo, 174. d. S. — s. 18. 
1. 171. D. 16. 1. 190. L. 52. 222. 

d. Das Gefeg vom 3. Sept. 1807, welches den Binsfuß 
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in Handelsſachen auf ſechs vom Hundert beſtimmt, iſt auf die 
ſeit ſeiner Bekanntmachung verfallenen Zinſen anwendbar, auch 
wenn dieſelben aus einem fruͤheren Halbvertrage herruͤhren. 
Pro. 175. d. O. — s. 18. 1. 225. D. 16. 1. 47. 
Zuwachs. — Sede flreitige Frage über Zuwachsrecht iſt 
vielmehr nad den Gefegen zu beurtheilen, welche zur Zeit des 
Todes des Teftirers beftanden, als nach dem Gefege, welches zur 
Zeit des errichteten Teftamentes Gültigkeit hatte. Nro. 1.2. 3. 
dv. O. — S. 9. 2. 374: D. 7. 2. 101, L. 28. 22 *) 
*1) J1. E. €. IV, 9* 
+2) Verbindende Kraft und Aufhebung der Geſetze. Hohnh. I. 86. 


* 4) Authentifhe Rechtöbelehrung, die ruͤckwirkende Kraft. der Geſetze, 
indbefondere des N. L. R. betr. R. 3. 1811. XI. Sammf. T. 864. 
+2) Rechte find hinlaͤnglich erworben , und Verbindlichkeiten bin. 
langlich begründet, wenn dad, was fie vorausfegen, unter Guͤl— 
tigfeit des Geſetzes, - welches fie. beftimmt, zur Wirklichkeit 
gelangt ift. Hohnh. I. 86. 

3) Deffen ungeachtet fann bei der wirklichen Ausübung jener 
Rechte, deren Form und Fortdauer, häufig auf neue Vorfihriften 
u achten am. Hohnh. J. 87. 

4) Wer bei ( ingehung eined Rechtögefchäfted deſſen Folgen nicht 
ausdrudlich beftimmt, ftellt dieſe der dereinftigen Gefeggebung 
anheim, nb. VI.. 47. 

5) Ob Slagbarkeit eines nie nach den Gefeen 
beurtheilt wird, welche zur Zeit der erhobenen Klage beftehen? 

| a: Iv. 235. V. 232. VII. 53. 54. 

6) Geder Rechtsanſpruch ift nach. dem Gefege zu prüfen, unter 

deffen Herrfchaft dad den fraglihen Anſpruch unmittelbar ins 


Leben rufende Ereigniß eintritt, beruhe auch jenes Recht auf 


einem vor dem gegenwärtigen Gefege vollendeten Gefchäfte. 
N. Zahrb. III. 207. Annalen IV. 58. 
xi% 


+ 1) Gültigkeit der Nechtöbelehrungen der Minifterien—fie können nicht 
. ald- authentifche Interpretationen angefeben werden. Hohnh. II. 
213. IV. 298. — Vergl. die Notizen zu 23. 1a. Nro. 1 u. 2. 

2) Zum Zwecke doftrineller interpretation fann fih auch auf den, 
—— —— ode de procédure bezogen werden. 

d n * ” — 

3) Brauers Erläuterungen zum N. 8. R. haben feine gefegliche 
Autorität, kommen alfo nicht in Betracht, mo fie gegen den 
Deutlihen Wortlaut des Geſetzes Zweifel erregen. - Hobnb. V. 

4) Sie And aber in Beieb f die badifchen Zufä 

ic find aber in Beziehung auf die badifchen Zufäge zum 
Code fehr erheblih. Ebend. 236. o 





*) Lex posterior derogat priori. 3adar. I. 29. 
Verbindungskraft der Gefege. Brauer V. 24. 
”“+) Bon der rüdwirkenden Kraft ber Geſetze. Zachar. I. 30. — 

Brauer V, 35. — Zrefurt 13—16. — Brauer u, Sachar. 127 
— 143. — ins befondere in Beziehung auf bie Vermögens: 
rechte der Eheleute, Ebend. 143—193. * 

***) Von der Auslegung ber Civilgeſetze. Zachar. I, 38 — 41, 49, 
Brauer V. 41 —- 54. 

| 4* 
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1. In perfönlihen Rechtsſachen koͤnnen Ausländer nur 
von ihren natürlichen Richtern- der Heimath, in Polizei- und 
Straffachen dagegen können fie auch von den Gerichten des 
Drtes, wo das Wergehen begangen wurde, gerichtet werben. 
Die in folhen Sachen gegen fie ergangenen Urtheile koͤnnen auf 
ihe in Frankreich. gelegenes Eigenthum, und felbft an ihrer Per: 
fon vollzogen werben, wenn man ihrer habhaft werben Fann. 
Gutachten des Staatsraths S. 6. 2. 385. D. 4. 2. 203. 

2. Ausländer, welche in Frankreich wohnen, können von 
ben franzöfifhen Gerichten wegen Vergehen (z. B. wegen Diff: 
mation) gerichtet werden, die fie in Frankreich begangen haben. 
Die Gefege vom 17. und 26. Mai 1819 und 25. Mär; 1822 
über die Preffe, welche die Vergehen der Diffamation beitrafen, 
find Polizei» und Sicherheitsgefege, welche jeden ohne Unterfchied 
verbinden , der auf dem Staatsgebiete ſich aufhält. Douai. 
S. 27. 1. 200. D. 24. 1. 397. L. 76. 555. 

34 Da die Ausländer an unferm bürgerlichen Rechte 


nur aus Vergünftigung, und nicht als berechtigt, Antheil - 


nehmen, da fie weder die Gegenfeitigfeit noch bie nämlichen 
Sarantien gewähren, wie die Inländer, fo müffen dunkle 
Beftimmungen unferes Rechtes, hinfichtlich ihrer, mehr im Geifte 
der ihnen eigenthümlihen Gefeggebung, als im Geifte unferes 
gemeinen Mechtes ausgelegt werden. Meg S. 21. 2 18. 


D. 19. 2. 43. L. 58. 429. — f. Art. 1. Ne. 111. 


5. Ein Geldvermädhtniß unter Ehegatten, das in einem 
Lande gemacht murde, mo das Gefeg denfelben verbietet, fich 
Vortheile zuzumenden, kann nicht auf die Liegenfchaften in Ans 
fpruch genommen werden, welche ber XZeftirer in einem Lande 
binterlaffen hat, worin die Ehegatten fih nah Gutfinden der- 
gleihen Schenkungen machen können. Paris S. 6. 2, 968. 

. 4. 1. 460. L. 15. 497. . 

6. Ein Vermaͤchtniß, welches im Auslande von einem 
Ausländer und an einen Ausländer gemacht wird, und Gelder 
zum Gegenftande hat, die in Frankreich ausftehen, hat die dur) 
franzöfifche Gefege beftimmten Abgaben des igenthums = Ueber: 


er Be entrichten. — Gaff. Fontainebleau. S. 23. 1, 342. - 


7. Die Regel, daß das Gefeg des Vertragsortes die Firm: 


lichkeiten deſſelben beſtimmt, ift nicht fo unbedingt, daß fie . 


auch auf den Fall anwendbar wäre, wo es fi von Fremden 
handelt, welche in Frankreich Urkunden, deu Gefegen ihres Lan— 
des gemäß, errichtet haben. — Insbefondere Finnen Schenkun⸗ 
en von Fahrniß, weiche in Frankreich von einem Ausländer zu 

nften feiner gleichfalls ausländifchen Ehefrau gemacht wurden, 
von den franzöfifhen Gerichten für gültig erklärt werden, auch 
wenn fie nicht mit den durch die franzöfifchen Gefege vorgefchrie« 
benen Sörmlichkeiten verfehen find; wenigftens . würde das Ute 


EU Eee 
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theil, welches fo. entſcheidet, keinen Grund zur Caſſation geben. 3. 
C. H. Bw. Paris S. 30. 1. 325. 

- 8. Die Regel, daß Fahrniffe nach den Gefegen des Wohn: 
ortes zu beurtheilen find, ift nicht fo unbedingt, daß fie nicht eine 
Ausnahme erleide, wenn “es fih von Fahrniß handelt, welche im 
Auslande ſich befindet;z — d. h. die im Auslande befindliche 
Fahrniß wird gültig von demjenigen erworben, der Praft eines 
ausländifchen Urtheils in den Befig des im Auslande gelegenen 
Vermögens gefegt ift, auch wenn es die Verlaffenfchaft einer 
Perſon betrifft, die in Frankreich ihren Wohnfig hatte. Rouen. 
S. 13. 2. 233. er 

9. Der Stand und die NRechtsfähigkeit der Perfonen wer⸗ 
den .dergeftalt durch das franzöfifhe Geſetz beſtimmt, daß bie 
Gerichte Beurkundungen des bürgerlihen Standes (3. B. Über 
Berebelihung, Ehefheidung, Ehelihmahung oder Anerkennung 
natürlicher Kinder) melde im Auslande errichtet wurden, aufhe⸗ 
ben (oder ald unwirkfam in Frankreich erklären) Eönnen, obgleich 
die Beurfundungen Übrigens in regelmäßiger Form, und ihrem 
Inhalte nach, zufolge der Gefege des Drtes ihrer Errichtung, 
gültig find. Hier macht der Art. 3. eine Ausnahme ober Bes 
fhränkung des Art 47. — Paris. S. 8. 2. 83. L. 20. 257. 
Rouen. S. 13. 2. 233. L. 36. 432. — f. Art. 25. Nro. 1. 

- 40. Ein Statut ift perfönlih, wenn ed unmittelbar und 
vorzugsmweife die Rechtsfähigkeit oder Unfähigkeit der Perfonen 
zur Bertragserrichtung betrifft; — es ift dinglich, wenn es. vor« 
zugsmeife das Verbot einer Verfügung über eine befondere Gate 
tung von’ Gütern, und folglich deren Erhaltung zum Zwede hat. 
E. 9. Vw. yon. S. 25. 1. 223. D. 23. 1.:311. L. 72. 196, 

11. Ein Statut zur Regulirung der Cheverträge, auds 
druͤcklicher oder ftillfehmweigender, hat für immer Wirkung: per- 
petua lex. — Die unter der Herrfchaft eines Statuts begonnene 
Ehegemeinfchaft, welches, auf den Grund eines zwifchen verſchie⸗ 
denen Gattungen der Güter gemachten Unterfchiedes, diejenigen 
beftimmte, die von der Gemeinfhaft ergriffen wurden, bleibt 
den Verfügungen des Statuts unterworfen, der nachmaligen Ges 
fege ungeachtet, wodurch die Lehenbarkeit aufgehoben, und jeber 
Unterfchieb unter den Gütern abgefhafft wurde; in dem Sinne, 
daß die nad) den Aufhebungsgefegen erworbenen Güter in bie 
Gemeinfhaft fallen oder nicht, je nachdem fie zu der von dem 
Statut beftimmten Gattung gehören oder nicht gehören. Caſſ. 
Douai. S. 24-1. 118. D. 21. 1. 415. L. 68. 424. 

12.. Um Verträge und die Wirkfamkeit ihrer Beſtimmun⸗ 
gen auszulegen, muß man vielmehr die Statuten des Ortes, wo 
fie abgefchloffen wurden, als jene des Wohnortes der Vertrags: 
perfonen zu Rathe ziehen. C. H. Bw. Seine, S.2.1.50. L. 2. 17. 

13. Die Gefege, welche die Obliegenheiten eines Vormun—⸗ 
des beftimmen, find feine perfönlichen Gefege, wie jene über den 
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3. Stand des ——— C. H. Vw. Bruͤſſel. 8. 14. 1. A. 
1. 


14. 15. Die Beweiskraft eines Wechſels richtet fich nad 
dem Gefege des Ortes, mo die Zahlung gefchehen folle, nicht bes 
Drtes, wo der MWechfel gezogen wurde. €. H. Bw. Colmar. 
Ss. 14. 1. 3. D. 11. 1. 500. L. 38. 294. 

16. Die auf * gZulaͤſſi gkeit oder Unſtatthaftigkeit einer 
Rechtshandlung bezuͤglichen Foͤrmlichkeiten, in Bezug auf gewiſſe 
Perſonen, gehen die Rechtsfaͤhigkeit dieſer Perſonen an; die 
Vorſchriften, durch welche die Rechtshandlung geordnet wird, 
ee — — Caff. Rouen. 15. 1. 389. D. 13. 


17. Die Ehefteuer einer Frau iſt den Statuten bes. Wohn: 
ortes ihres Ehemannes unterworfen, obwohl jie fih in ihrem 
eigenen Wohnorte vereheliht, und ausbrüdlich erklärt hat, daß 
fie fi, was die Ehegemeinfhaft betrifft, den Gefegen des Ber: 
tragsortes unterwerfe. GE. H. Bw. Caen. S. 17. 1. 282. D. 

5.1.54 L. 48. 417. 

18 Die Frage, ob der Vorfichtserbe feinen Rechtsvortheil 
durch Veräußerung erbſchaftlicher Liegenſchaften einbüße, wenn 
er die gerichtlichen Foͤrmlichkeiten dabei verſaͤumt, iſt allein nach 
dem Geſetze des Ortes, wo die verkauften Guͤter gelegen ſind, 
zu —— ohne Rüdficht auf den Drt der anerfallenen Erb: 
ſchaft. C. 9. Vw. Paris. S.18.1. 256.D. 16.1.251.L.52.353. 

19. Obaleich eine Erbfchaft im Auslande zu Gunften aus- 

laͤndiſcher Erben eröffnet wurde, fo muß dennoch die Klage auf 
Theilung der in Frankreich befindlichen Liegenfchaften biefes 
Nachlaſſes vor den — Gerichten angeſtellt werden. 
Colmar. 8. 18. 2. 2 

S. Art. 11. * AT. 170. 2063. 

(20) Binden die ausländifchen Gefege über den Stand und die 
Rechtsfaͤhigkeit der Perſonen die in Frankreich ſich aufhaltenden 
Ausländer? — Verneint. C. H Vw. Paris. R. G. 1833. 


663. 

(21) Die Klage eines Auslaͤnders gegen einen Ausländer 
auf Berichtigung feines Geburtsfheins, welcher in Frankreich 
aufgenommen, und in die bürgerlichen Standesblicher eingetragen 
worden, womit zugleich Anfprüche auf einen andern bürgerlichen 
- Stand verbunden werden, als jener Geburtsfchein verleiht, kann 
niht vor bie feanzöfifchen Gerichte gebracht werden, weil die. 
Stanbesklage, welche in diefem Falle als Hauptflage zuerft ent- 
fehieden werden muß, rein perfönlich ift, und nur vom Gerichte 
bes nn des Beklagten abgeurtheilt werden fann, C. H, 
Bw. Paris. J. 19. S. 1834. 1. 847. 

(22) Der Kauffhilling einer Liegenſchaft im Auslande, 
welche einem Franzoſen zugehoͤrte, und deren Eigenthum 
vor dem Verkaufe der Gegenſtand einer Schenkung des Verkaͤu— 
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fers zu Gunften eines feiner Kinder geweſen ift, wird durch An» 3- 
fegung in Frankreich zu einem Fahrnipftüde des Nachlaffes des 
Verkäufers, und dem franzöfifchen Gefege unterworfen. — $olgs 
lih kann das befchenfte Kind nicht, nach Eröffnung der väterlis 
chen Erbfchaft, aus diefem Kauffchilling einen Mehrbetrag über 
den $reitheil verlangen, über den das franzöfifhe Gefeg dem 
Bater zu feinen Gunften zu verfügen verftattete. Es kommt 
- bier nicht darauf an, daß die Schenkung im Ausland ihre Wir: 
tung aufs Ganze äußern würde. C. H. Vw. Riom. R. G. 1836. 
1.749. — Caſſ. Orleans. R. G. 1837. 1. 196. — f. Art. 913. *). 


* 4) Der Fiskus nimmt in allen, aus privatrechtlichen Verbäftniffen 
entfpringenden Streitigkeiten Recht vor den Landedgerichten. 
Berfafl. Urf. $. 14. vergl. auch $. 22. Sammlg. I. 774. f. 


Adminifteativ- Jnftiz**.) 


2) Eompetenz der Verwaltungsbehörden in gewiſſen Rechtsſachen. 
Organ. Ed. 1809. D. 5. 8. c. — NR. B. 1815, XVI. MAB. 
1815 Nro. 37. Wehrer IV. 56. 

Vergl. Hobnb. III. 140. 

3) In melden Fällen gehören Gemeinds- Angelegendeiten vor den 

ivilrichter * Minift. d. Inn. 14. Januar 1833. Nro. 296. (Ge⸗ 
meindeordnung ꝛc. Karldrube 1836.) 

4) Ueber die Competenz in Gemeindefahen und die Zahl der In— 
tanzen Dabei. £ BR B, 1833. XXXIT — 
5) Eompetenz der Verwaltungsſtellen in bürgerlichen Streitſachen. 

PD. $. 2. 3. 53. | 


MHechtspolizei ***). F 


6) Amtsreviſoren ſind als Staatsſchreiber im Sinne des N. 
ER. erklärt. II. E. €. $. 7. vergl. Brauer IV. ©. 509. 

7) Gefchäftöfreid der Amtöreviforate. Organ. 1809. C. $. 33—39. 

8) Ingieichen der Aemter in Rechtöfachen. Ebend. $. 20. 

9) Ferner der Kreisdireftorien (jet Kreidregierungen). Ebend. 


S. 12. 

10) Ob die Notariatdordnung von 1806. und deren Nachtrag von 
1809. fortwährend ald Norm für die Amtöreviforen Pk und 
bei Strafe der Nichtigkeit beobachtet werden muͤſſe? — Bes 
jabt. Hohnh. VI. 77. Annalen IV. 228, V. 37. Berneint. 
R. Bel. R. B. 1812. XVII. vergl. L. V. ebend. XIX. 





*) ueber welche Perfonen und Gegenftände erftredt fih die Herr: 
fchaft des Civilrechts? Zadar. I. 31 — 32. Brauer. V. 26. 
Staatöpoligei — Öffentliches und Privatreht — Grenzlinie 
zwifchen Verwaltung und Juſtiz. v. Weiler $. 9—13. 1668. 
Wie der Staat fich felbft in ein privatrechtliches Verhaͤltniß 
fegen Kann. v. Weiler $. 14. Brauer V. 27. 
Allgemeine und befondere Gefege — Privilegien. Brauer V. 


29 i 
*) Ueber Abminiftrativ-Zuftig mit befonderer Rüdfiht auf Frank: 
reich und Baden. Archiv f. R. I. 342, — v. Weiler $. 44. 
“er, Weber verſchiedene Behandlung ber Rechtspolizeigeſchaͤfte. Ar⸗ 
chiv fe R. IT, 362 — 372. Annalen II, 49, 102, 180. 
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— I. 1008, vergl. Brauer IV. 8 570. — Annalen IV. 
. 61. Bröuforiges Geſetz R. B. 1836. L. Endgültiged 


. XIX 
41) Seie.,9. übe — dieſes Gefeged. R. B. 1837. LI. 
- ... Fällen ed der Zuziebung von Zeugen nicht —— 
bend. 8. 5. 


12) Die Befugniß vor Gericht zu — iſt nach den Geſetzen uͤber 
die bürgerliche Rechtsfaͤhigkeit zu beurtheilen. P. O. $. 82. 84. 
+ 13) Das badifche b. Geſetzbuch erftredt ſich im der Negel überlalle 
0 Sagen innerhalb der Gränzen ded Lande. 
obn 
14) unter dad —— gebört, eignet fih nicht zur richter: 
fihen Competenz. Hohnh. 
15) won 4 “u Segen ande “ — Hohnh. VI. 182. f. 


16) Shen ri — * einer — Abgabe die Steuerqualität 
| auch nur zweifelhaft it. Hohnh. II. 263. 
17) Grassäföteiberei. Recht der Eseiungetommiie Hobnd. VI. 

8. VII. 281 — 283. — ſ. d. Notizen zu 2. ©. 

18) Biefelben . feine eigenen Dienftfiegel Führen. Juſtiz M. 
. A. B. 1828. Nro. 95. Wehrer V. 1056. 
+ 19) Im Auslande gefchloffene Verträge find nur in formeller, *— 

materieller Sinfie dt nad er des Ortes ded A 

fhluffed zu beurtbeilen. N. Jahrb. 
20) * die de hröfähigfeit des Ausländers- ar a vor inlandi- 
ben Gerichten nach ausländiihen Gefegen beurtheilt werden 

— ſſe? Abh. Annalen I. 52. 54. 

21) Yin innerbalb Landes von einem Ausländer errichteted, eigen: 
. ndiged Teſtament ift aus jener Urſache allein nicht für ni tig 
nn und die inländifche Tpeilungsbepörbe zu beffen Doll: 

zug innerhalb Landes competent. Annalen 1I. 99. 

1. Auslegung eines Gefeges buch eine Verordnung ber 
Staatsverwaltung foll ftatt finden, wenn ber Gaffationshof zwei 
Erkenntniffe oder Urtheile Iegter Inſtanz in berfelben Sache, 
zwifchen den naͤmlichen Parteien, und aus den nämlichen Grüns 
ben angefochten, Faffirt hat, und von dem Gerichtshofe, an wel: 
hen die Sache verwiefen wurde, ein den beiden erftern gleichlau: 
tendes — ergangen iſt. Geſetz. (1807) S. 8.2.37. D. 5. 2. 162. 

2. Es iſt Juſtizverweigerung, wenn der Richter feinen Aus: 
ſpruch über einen nicht widerfprochenen Theil der Klage in fo 
lange auffchiebt, bis der beftrittene Zheil der Klage zum Urtheil 
reif fein werde. Zurin. S 2. 49. 

3. Wenn ein Rekurs gegen den Beſcheid eines Appella⸗ 
tionshofes, welcher Juſtiz verweigerte, indem er die Sache mit 
Unrecht an die WVerwaltungsbehörde verwies, an den Gaffations- 
hof gebracht ift, fo hat der Gaffationshof über den Rekurs zu 
erkennen, und nicht die Sache dem ——— vorzulegen. 
Gutachten des Staatsrathe. S. 12. 2. 142. D. 10. 2. 60. 

. Wenn ein Appellationshof in den Entfheidungsgründen 
feines Erkenntniffes ein vor ihn gebrachtes Urtheil erfter Inſtanz 
ale nichtig betrachtet, und in dem bispofitiven Theile ſich· ſo 
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ausfpricht, ald wenn jenes Urtheil nicht vorhanden wäre, fo wird 4, 
fhon allein deßhalb angenommen, daß berfelbe das Urtheil als 
nichtig. aufgehoben habe, folglich kann das Erkenntniß des Aps 
pellationshofes nicht, als eine Juftizverweigerung in biefem Punkt 
enthaltend, betrachtet werden. CE H. Vw. Lyon. S. 11. 1. 1. 
5. Im Falle der Juſtizverweigerung eines Untergerichtes, 
welches ſich mit Unrecht einer Sache entſchlagen hat, die zur Erlafs 
fung eines Enburtheil® geeignet war, Fann nicht nur das Ober: - 
gericht, fondern es fol! fogar, bei Vermeidung ber Caffation, 
en Gehalt der Sache felbft erkennen. Caſſ. Drange. S. 6. 
+1) Beurtheilung der Stedmd igkeit der Geſetze ſteht dem Richter 
nicht zu. N. Jahr. 1 re Nro. side * — 
2) ar Drarid dient Mir zur Erläuterung sweifelhafter Geſetze. 
N. Jahrb. I. 107. 1 4 
As 


* 1) Wenn die ueberfegung des Code vom Urtert abweicht, pflegt 
die Urfache der Abweichungen in Brauers Erläuterungen ange: 
eben zu fein. Hohnh. VII. 27 — 30. 
12 —* einem ed — verdient der Grundtert den 
ohnh 
3) —A nicht Sache des Richters, wenn * it durch 
beſondere Geſetze dazu ermächtigt if. N. Jahrb. I 
4) Der Redacteur der Zufäge kann dem Elaren Woriertande in 
der Folge feine andere Deutung geben. Hohnh. V. 118. 
5) Sinnentftellende Drudfehler in Gefegen ze ert der Richter 
bei .. auf den einzelnen Fall. — Welcher Werth den 
YAudlegungen des RER in ſolchen Sällen beizulegen. 
Annalen VI. 17. — 


* 41) Ausnahmsweiſe Anwendung des roͤmiſchen En en 
Rechtes, * and » und Siadtrechte. J. E. E. Xx 


12 Kanonitibeß Recht darf weder zur — noch „rundisge 
richterliher Entfheidungen dienen. N. Jahrb. 





*) f, oben zu &, 3. 2b. 
Wirkung ber —û— — Saͤtze des — Rechts. 
Brauer V. 9, 
Richtiger Gebraud des Geiftes ber Gefege, Brauer VI. 


Gefchriebenes und ungefchriebenes — auch goͤttliches Recht. 
Brauer V. 10, 11. 
**0) Trefurt 17 — 18. 
“es, Bormald aufgenommene fremde Rechte, Brauer V. 12, 13. 
— Trefurt 19. 
Ueber bie hülfsweife Anwendung des in Rechts, 
Brauer IV. ©, 566. vergl. Hohnh. III, 13. IV. — 2. 
VI. 246. Yır 1820. — Archiv f. R. III. 200 — a 
NRömifches Kammer = Finanz und allgemeines Polizeirecht: 
un m bas b, Geſesbuch in keiner Beziehung. Brauer V. 
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1. Polizeigerichte koͤnnen Leine Verbote an Individuen 
* welche nicht in Unterſuchung ſind. Caſſ. Riom. 8. 9. 
1. 424. D. 7. 2. 15 


. 19. 

2. Sie tinnen nicht , bei Ahndung einer Ehrenfränfung, 

Polizeimaßregeln nehmen, um Wiederholung. bderfelben zu vers 
hüten. * Chalons fur Saone. 8. 7. 2. 74. D. 5. 2. 74. 
L. 18. 89. 
3. Ein Erkenntmiß in Form einer öffentlichen Bekannt: 
machung, worin ein Gerichtshof den Sinn eines Artikels des 
Gefeges mittelſt allgemeiner Verfügung oder Entfcheidung be: 
ſtimmt, ohne Anwendung auf irgend eine zwifchen beftimmten 
Parteien beftehende, und vor ben Gerichtshof gebrachte Rechtsſtrei⸗ 
tigkeit, ift eine Entſch idung duch gemeinen Befcheid, und 
im Art. 3. unterfagt. Caſſ. Gueret. 5. 24. 1. 131. 

4. : Da die Gerichte nur für Klagen, welche vor. fie gebracht 
werden, gefeglich zuftändig und darüber zu erfenmen befugt find, 
fo folgt hieraus, daß fie in keinem Falle Entfcheidungen über 
Punkte geben dürfen, welche Fein Gegenftand ber ihnen vorge 
legten Mechtsftreitigkeiten gemefen find. — Daher dürfen fie 
nicht von Amtswegen befehlen, baß einer ber Streitgenoffen in 
einer vor ihnen anhängigen Inſtanz gehalten fei, ſich irgend 
einer Benennung , unter welcher er im Rechtsſtreite vorkommt, 
nicht mehr zu bedienen, und biefelbe aus den fchriftlichen 
Prozefhandlungen, und wo es fonft noch geeignet waͤre, ſtreichen 
zu laffen, unter dem Vorwande, daß biefe Benennung ihm 
nicht gebühre, wenn in ber Verhandlung Fein Anlaß zu einem 
Widerſpruche über diefen Punkt unter ihnen gegeben mworben ift. 
Caſſ. Paris. S. 30. 1. 122. 


5. Die Gerichte erlaffen Entfheidungen unter den Par: 
teien über beftehende NRechtöftreitigkeiten ; fie haben feine Anord⸗ 
nungen (r&glements) zu ertheilen, auf bloße Denkſchrift, ohne 
benannte Parteien und ohne vorhandenen Rechtsſtreit. Caſſ. 
Montauban. S. 29. 1. 231. D. 27. 1. 235. 

9. Es ift eine Webertretung des Verbotes, in Form allge: 
mein wirkfamer Vorſchriften oder gemeiner Befcheide die vor: 
kommenden Rechtsftreitigkeiten zu entfcheiden, wenn der dispofitive 
Theil eines Urtheils fo ‚beginnt : „der Gerichtshof erklärt, daß 
den Advofaten allein das Recht zufteht, vor dem Zuchtpolizeis 
Gerichte Vorträge zu halten.’ S. 28. 1. 232. 

10. Ein Handelsgeriht darf nicht im Wege einer allge- 
mein wirkſamen Vorſchrift feftfegen, daß die Staatsbehörde das 
Recht nicht habe, den Verfammiungen der Behufs eines Gant- 
vergleiches zufammentretenden Gläubiger beizumwohnen, und bie 
Bücher und Papiere des Zahlungsunvermögenden aufer dem Falle 
der Zahlungsflüchtigkeit zu unterfuchen. Caff. Paris S. 13.1. 83. 

11. Die Gerichte dürfen folche Befcheide nur bezüglich der 
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DOrbnung und Polizei ihrer oͤffentlichen Sigungen erlaffen. 5- 
Caff. Chalons für Saone. S. 4. 2. 70. " Ä 

12. Es ift Ueberfchreitung der "Gewalt und Uebertretung 
ber Regel, daß die Gerichte nicht in Form allgemein gültiger 
Entfcheidungen erkennen dürfen, wenn in einem Urtheile, welches 
einer Verwaltungsbehoͤrde auferlegt, die von ihr bezogenen Ges 
fälle zurück zu erſtatten, bderfelben auch aufgegeben wird, Maß: 
regeln zu nehmen, damit künftig ein ähnlicher Nüderfag unter 
— at ohne Schwierigkeit ftatt finde. Caff. Paris. 


. 33. Die Gerichte dürfen Vorſchriften für die Ordnung 
des Dienftes entwerfen, allein fie müffen diefelben zur Geneh— 
aigummg der Regierung vorlegen. Caſſ. S. 17. 1. 347. D. 15. 

14. Ein Gericht, welches ein Individuum für unfähig 
erklärt, zu heirathen, kann, ohne feine Gewalt zu überfchreiten, 
dem Beamten des bürgerlichen Standes nicht verbieten, ben 
Eheſchein deffelden aufzunehmen. -Zurin S. 12. 2. 241. 

(15) Ein Urtheil, welches den Anfpruc eines Grundeigen« 
thümers, auf einem ftreitigen Grundſtuͤck einen Graben zu 
befigen, verwirft, und ihm die Anlegung eines folhen auf diefem - 
Grundftüde fürs Fünftige unterfagt, enthält Feinen gemeinen 
Beſcheid, im Widerſpruche mit Art. 5. €. H. Bw. St. Brieur. 
J. 19. S. 1835. 1. 208 | 


(16) Ein Gericht fann Eeine Frift beflimmen, nach welcher 
es einer Zeitfchrift erlaubt feyn folle, die Artikel einer andern 
Zeitfchrift aufzunehmen, unter gleichzeitiger Beftimmung des 
Schabenserfages im Uebertretungsfalle ; dies wäre eine Verlegung 
des Verbotes im Wege gemeiner Befcheide zuerkennen. Paris. 
R. G. 1836. 2. 529 9). x 
t 1) Die Gerichtöhöfe, ald die Disciplinarbehörden der bei ihnen ans 

geftellten Advofaten, fünnen, fo meit ed nur den Dienft der 

Anmälte betrifft, auch allgemeine, den Vollzug der darüber be: 

ſtehenden Geſetze und Verordnungen bezweckende Vorfchriften 

ertbeilen. — Abb. Annalen I. 35. — f. Nro. 13. d. T. 

2) So bald ed hingegen die Rechte der Parteien felbft betrifft, ( 
fann von folden allgemeinen Vorſchriften keine Rede mehr 
feon, denn den Parteien gegenüber haben die Gerichte bloß vor: 

ommende Streitigfeiten in concreto als Richter zu entfcheiden, 
und fie überfchreiten ihren Wirkungskreis wenn fie Gefege 
dur allgemeine Belehrungen erläutern. Ebend. 

3) Entgegengefegte Anfiht (ad 1.) Was im der Art des ge 
ritliden erfahrens un beſtimmt gelaffen wurde, a 
nicht Durch gemeine Befcheide normirt, wohl aber darf auf da 
geſeyylich beſtimmte Verfahren im Allgemeinen bingewiefen 
werden. Annalen I. 183. 


H Verbot der gemeinen Beſcheide. — Wirkungskreis dus framoͤſt⸗ 
ſchen Gaffationepofee. Zachar. I. 39, — 
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‚ 4) Mit letzterem erflärte ſich dad Juſtizminiſterium einverftanden, 
in fo weit ed ſich nur Davon handelt, daß die Gerichtshoͤfe den 
Anwälten ihre Anfihten über Gegenftande deö_ bürgerlichen 
Prozeßverfahrend mittheilen, Annalen 1. 212. N. Jahrb. I. 166. 

5) Dad DVerhältniß der gefengebenden, der. vollziehenden und der 
richterlichen Gewalt ift, daß fie einander coordinirt, jede in ih— 
rer Sphäre, unabhängig von der andern, und ohne diefe in 
ihrem Kreife zu ſtoͤren, wirke. Hohnh. IL 131... — 

6) Entgegengefette Anficht: die richterlihe Gewalt ift, mie Die 

— der geſetzgebenden nothwendig ſubordinirt. Hohnh. II. 


137. f. 
7) Richterliche Praͤjudizien find Feine Geſetze, ſondern nur zur rei: 
neren Sonderung der zu ſuchenden rechtlichen Wahrheit nuͤtzlich. 
ohnh. I. 9. vergl. mit III. 53. a 
8) An die im Gefamtratb eined Gerichtöbofed gefaßten Präjudi- 
ien ift fein Mitglied gebunden: da, in pleno aufgeftellte 
rin wird nur gutachtlic in Erwägung gezogen. Hohnh. 


. 12, 

9) Sammlungen oberrihterliher Entſcheidungen haben nur den 
Zweck, Richtern, Anwälten und Parteien zu —— Ge—⸗ 
drauche zu dienen, ohne ſich dadurch in ihrer Meinung be— 
—— zu laſſen, oder dem Gerichtsgebrauch eine Geſetzeskraft 
— Hohnh. I. 15. 16. — vergl. Brauer V. 15 — 16. 

10) Weber den Werth der Nechtögleichförmigkeit und das rechte 

Mittel, fie zu erreichen. Abh. Annalen IV. 281. 


6. 1. Jede Geſellſchaft zur Erleichterung der Einftellungen 
für junge Conferiptionspflichtige wird, bezüglich der Staatsord: 
nung als von den Regeln bes gemeinen Rechtes ausgefchloffen 
betrachtet, und ift von den WVerwaltungsbehörden zu ‚beobfichten, 
gleich den Verſicherungs- und Verforgungsgefellfchaften. Ordon⸗ 
nanz. S. 21. 2. 362. — f. Art. 1133. Nro. 14. 


2, 3. Die Gefege, welche das Beweiden der Gehölze und 
Wälder mit Schaafvieh unterfagen, find im Intereffe der Staats: 
ordnung gegeben, dergeftalt, daß die Einzelnen nicht befugt find, 
davon abzugehen. Folglich find alle Vergleiche über diefen Ge: 
genftand wirkungslos, wenn diefelden auch aus einer älteren 
Epoche herruͤhren, und von der Verwaltungsbehoͤrde des Drtes 
gutgeheißen find. Caſſ. Var. S. 11. 1. 67. tt 


4.5. Es ift ein Eingriff in die im Intereſſe der Staate: 
ordnung und der guten Sitten gegebenen Gefege, wenn man bie 
Gültigkeit einer Ehefcheidung anerkennt, oder auf die Befugniß 

verzichtet, gegen ein Urtheil erfter Inftanz zu appelliren, welches 
über die Gültigkeit eines Ehefcheidungsattes erkannt hat. Cafl- 
- (Bulletin civil p. 280.) 


6. Die einer Schenfung beigefügte Bedingung, fi nicht 
wieder zu verehelichen, unter dem Nachtheile, die "Hälfte ber 
Schenkung zu verlieren, hat nichts unerlaubtes und den guten 
Sitten widerfprechendes in fih, zumal wenn bie im Falle der 
MWiederverehelihung einzubuͤßende Hälfte der : Schenfung den 
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Armen zu gute kommen fol. S. 20. 2. 34. D. 18. 2. 56. 
L. 56. 389 


Die Regel, welche nicht erlaubt, fih bei Gegenftänden 
der Staatsordnung aktiv zu beruhigen, hindert nicht, daß man 
dabei paffiv einem Verluſte ſich unterwerfen koͤnne. E. H. Vw. 
Paris. 8. 18. 1. 133. — D. 15. 1. 537. L. 51. 258. 

©. Art. 686 900. 1133. 1134. 1172. 1387.1390. 1780. 

(8) Verpflichtungen, welche gegen eine Gefelffchaft für mi- 
fitärifche Einftellungen, die eine Staatsermächtigung erhalten 
hat, übernommen wurden, find unerlaubt und ungültig, als den 
Gefegen und der Staatsordnung zumider. Caſſ. Lille. RB. G. 
1833. 1. 269. — f. Art. 1131. 1133. 

(9) Die in einer Erbvertheilung erfolgte Genehmigung 
einer Altern Urkunde, worin die eheliche Geburt eines der Mit: 
erben anerkannt wurde, ift nicht fowohl ein Vergleih über eine 
bürgerliche Standesfrage, als über Geldvortheile; daher kann 
‘ein folcher Vergleich nicht in der Folge, als Über eine Standes: 
frage abgefchloffen, angefochten werden. C. 9. Vw. Paris R. G. 
1836. 1. 238. — f. Art. 2045. *). 


**) 6 a. 


+ Was an einem Orte entſchieden iſt, muß aller Orten angewendet 
werden, mo ed den Worten nah Anmendung leidet, * lange 
nicht ein Widerſpruch mit Folgerungen aus andern Geſetzes 
ftellen daraus entftebt, ald in welchem Falle der Geift des Ge: 
jene entfcheiden müßte, melche Stelle vor der andern einen 
olhen Zall, der zu doppelten Stellen bingezogen werden fann, 
zu entfcheiden babe, Hohnh. II. 78. (Brauer I. ©. 412.) 

vergl. Hohnh. IV. 273..V. 192. 


+ Gewohnheiten und Rechtsmeinungen, welche nicht geradezu oder 
7. ER. enthalten And, bat L. 3. 6.b abgefchafft. 
ohnh. III. 7. . 


va. 6 b. 


+ Ein ältered Geſetz, dem ein neueres derogirt, ift für den Richter 6 c. 


kein Gele mehr. Hohnh. IV. 229. 





*) Bon Verträgen, durch welche gebietende oder verbietende Ge⸗ 
fege aufgehoben oder abgeandert werben. Zachar. I. 36. Brauer 
V | 


"5. \ 
*4) Gegenſtoß der verfchiedenen, in Baden einander untergeordneten 
Rechte. Brauer V. 35. 36. A 
“+, Gewohnheitsrecht als abgeſchafft. Brauer IV. ©. 567. 
MWirkfamkeit der Rechtsmeinungen als verworfen. Brauer 


V. 52. 
****) Gefchriebenes, nicht gefchriebenes Recht. Zadar. I. 23. Brauer 
V 11 


⸗ 1 ⸗ 
unterſchied zwiſchen Gewohnheitsrecht und Herkommen. 


Brauer V. 17. 
Erforderniſſe eines gültigen Herkommens. Brauer V. 18—20. 


Gewohnpeitsredht, in wie ‚fern es durch 8. 3. des IL.E, €, 
nicht aufgehoben worden. Brauer IV. S. 567. . 
vergl. die Notizen 163.— 168. zu Art, 1. d. T. 


66) 6 d. 


9, 


9a 
10. 


64. Bon dem Genuß der bürgerlichen Rechte. 


* 1) Die Orundverfaflung der verfchiedenen Stände betr. VI. Konſt. 
Ed. Samml. 1. 640 ff. — ſ. Pr. 1. d. T. 

2) Bürgerreht — "Einfaffen — Ersaribürger — Drtöfaffen. VI. 
Ko nf. © Ed. 5. 4—12. Vergl. Hohnh. IV. 49—52. 202—205. 
3) Die faaısbürgerlicen 2 Derhältn A F * betr. VI. Konſt. 
4) Et sn * „Zi — ——— bi ch 

ntretung * — uͤrger- un u — ts 
u BEREITEN R. B 1809. I Samml. I. 440 ff. 
er ett 
5) Ermerbung J— nicht angeborenen —— R. 
B. wie oben. Vergl. Rettig d. 11 — 
6) Ueber die Rechte der Gemeindsbuͤrger ge die Ermwerbung des 
„513.0. Geſetz vom 31. — — R. B. 1832. VIII. 
.1—5. ©. 117. Samml. I ff. 
* ) Bon Ermerbung, des —— — Geburt. R. B. 1832. 


8) Von Ermerbang ne ——— bung — ir * 
1832. VIII. $.1 43. Minift. d. 1 DR 
Nr. 11,511. — Daffelbe 17. März "1834. 
9) .. Bürgerrechte der Kinder der Staatsdiener. Er 3. 1832. 
3 
10) Bom Einſaſſenrecht. R. B. 1832. VIII. $. 70—80. 
+ 11) Erwerb deö — —— durch —— Aufenthalt 

im Lande. N. Jahrb. 

2. Das Kind, welches im Augenblicke ſeiner Geburt die 
Eigenſchaft eines Franzoſen erlangt hat, verliert dieſe Eigenſchaft 
dadurch allein nicht, daß ſeinem Vater in der Folge und waͤhrend 
der Minderjaͤhrigkeit des Kindes jene — waͤre entzogen 
worden. Douai. 8. 31. 2. 193. — f. Art. 10. Nr. 2. 

3. Das in Frankreich von einem en geborene Kind, 
welches die Eigenfchaft eines Franzofen erworben hat, ift nicht 
nur allein Franzoſe, es ift franzöfifher Bürger, fähig die poli⸗ 
tifhen Rechte auszuüben. Rennes. S. 24. 278. D. 22, 2. 

92, — f. Art. 7. 13. 


*) 

1. Die Kinder eines im Auslande naturalifirten Franzo—⸗ 
fen, und im Auslande geboren, find Ausländer. — Sie können 
die Eigenfchaft als Franzofen wieder erlangen, wenn fie die in 
ben Art. 9 u. 10 des Code vorgefchriebenen Förmlichkeiten erz 
füllen. Dekret. S. 13. 2. 291. 

2. Das im Auslande von einem auslaͤndiſchen Vater 


geborene Kind hoͤrt nicht deßhalb allein auf Auslaͤnder zu ſeyn, 


daß ſein Vater ſpaͤter naturaliſirter Franzoſe wird. — Seibſt 


Bon ber Erwerbung bes b. Standes, Bader. I. 68. 
Bon Erwerbung des Staatsbürgerrechtes. — I. 1—72.. 
nn Versi. VI. Konft. Er. 9. 6. Geſetz. R. 8. 


Won ben Staatsbuͤrgerrechten. Zachar. J. 77. f. 
) Trefurt 33 
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nicht wenn das Kind damals noch minderjährig geweſen. — 10, 


Die Naturalifation ift ein rein perfönliches wor und wird 
nicht durch Vererbung. Übertragen. Grenoble. 8. 29. 2, 23. 
ft Art. 9. Nr. 2. 18 ff. 

(3) Folgt das minderjährige Kind allemal dem bärgerlichen 
Rectsftande feines Vaters, wenn bdiefer feine Nationalität ver 
liert? Bejaht. Grenobfe. R. G. 1833. 2. 527. 

1.. Abfchaffung des Droit d’ Aubaine (Sremblingsrechtee 
et de detraction, 

Die Fremden haben das Recht, in Frankreich zu erben, 
letztwillig zu verfügen und zu empfangen, unbeſchadet des Vor: 
zuges der franzoͤſi ſchen Miterben hinſichtlich der im Auslande 
gelegenen Guͤter, von denen ſie ausgeſchloſſen ſeyn ſollten. Gefet. 
8. 19. 2. 204. 

4. Der einer Nation angehoͤrige Auslaͤnder, welche gegen 
Frankreich die Wechſelſeitigkeit der Erbfaͤhigkeitsrechte beobachtet, 
behaͤlt dieſes Recht auch im Fall eines ausbrechenden Krieges: 
in dem Sinne wenigſtens, daß er nach dem Frieden die ihm 
in Frankreich waͤhrend des Krieges mit ſeiner Nation anerfallene 
Bet beziehen Fa: C. H. Bw. Montblanc. 8. 2. 1. 75. 

285. — Mes. 9.2. 

= 6. — innen frangöffäge Bank:Aktien erwerben 
und befigen. Dekret. 8. 8. 2 

7. 8. Der. dur einen — Einſteher vertretene 
franzoͤſiſche Conſcribirte, der nad dem franzoͤſiſchen Geſetze die 
ganze Einſtandsſumme bezahlen muͤßte, kann nicht dem Auslaͤn— 
der ein Geſetz ſeines Landes entgegenhalten, nach welchem er nur 
einen Theil der Summe, im Verhaͤltniß zur Dienſtzeit, ſchuldig 
ſeyn wuͤrde; hier iſt nicht der Fall, den Grundſatz der Wechſel— 
ſeitigkeit des Art. 11. anzuwenden. — Es handelt ſich nicht von 
buͤrgerlichen Rechten, ſondern vielmehr davon, die Wirkung 
— erg aus dem Wölkerrechte zu würdigen. Colmar. 

9. Aufhebung des auf das Vermoͤgen eines Auslaͤnders 
gelegten Beſchlages kann nicht ohne Ermädtigung der Staats- 
— ſtatt finden. — Schreiben des Finanzminiſters. 8. 2. 


10. Die Anwuͤnſchung ift ein weſentlich buͤrgerliches Rechts— 
geſchaͤft, welches Auslaͤnder nicht ausuͤben duͤrfen, und umgekehrt, 
deſſen Gegenſtand ſie nicht ſeyn koͤnnen, wenn ſie auch nach der 


le! geworden feyn follten. Beſangon. S. 7. 


2. 773. L 

11. Die Anwuͤnſchung ift ein rein buͤrgerliches Recht, 
das nur nah den vom Geſetz ausdruͤcklich gegebenen. Regeln 
erworben werden ann. — Dieſes rein bürgerliche -Recht- ift 
wefentlich von jenen bürgerlichen Rechten an, weiche ihren 


5 


11. 


11. 


12. 
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Urfprung im allgemeinen Völferrechte haben. C. H. Vw. Dijon. 
S. %. 1. 142. D. 24. 1. 7. L. 75. 107. 

12. Ein Ausländer kann von einem Franzofen nicht ange, 
münfcht werden, wenn die mit, feiner Nation abgeſchloſſenen 
Staatsverträge ihm nicht ausdruͤcklich dieſes Recht verſtatten. 
— Es kann hier nicht genuͤgen, daß der Ausländer zur Beer 
bung nn Damien rechesfähig fey. Caff Colmar. . S. 23: 
1. 35: .1 32. — S. 21. 2. 288. L. 62. 409. 

f. * 47. 170. 726. 912 980 

(14) Kann eine Auslaͤnderin, welche einen Wohnſi itz und 
liegendes Eigenthum in Frankreich hat, auf dieſe Guͤter eine 
Samiſchuld mit ihrem Manne guͤltig uͤbernehmen, waͤhrend die 
Geſetze ihres Landes eine * Verbindlichkeits — nicht 
verſtatten ? — See EC 9 Bw. Paris, R. G. 1833. 


4. 663. — f. Art. 3 *). 


* 4) Recht der —— vr. Konſt. Ed. 8. 1—3 Samml. I. 
Vergl. Rettig $. 489 — 490. — f. Art. 3. Nro. 3. 


8 
2) Öegenfeitige Rechte der Untertbanen deutſcher Bundesſtaaten. 
Den Bundedakte Art. 18. 2. V. R.B. 1817. XXI. Sammi. 
3) DB. den Grundfag der Reciprocität gegen die Nordamerikanit 
fhen Staaten, inöbefondere dad Fremblingsrecht (Droit d’Au- 

baine) betr. R. B. 18317. XXI. Sammt. III. 761. 

4) —* konvenirte Aufhebun * Heimfaüsrechtes mit 
pel. R B. 1819. IX. Samml. 1. 762. 
5) Recht der Ausländer in Ganten. P. *. $. 812. 

Ein bereits verheiratheter Franzoſe, welcher fi erlaubt, 
vor der Auflöfung feiner erften Ehe im Auslande mit einer 
Ausländerin ſich abermals zu verehelichen, ift in Frankreich ftrafs 
bar, — Vergebens würde er ſich damit zu entfchuldigen fuchen, 
baß fein Verbrechen gegen eine Ausländerin begangen worden 
fey; die geebelichte Ausländerin ift im Augenblide der verbredhe- 
riſchen — Franzoͤſin rien: C. H Bw. Paris. S. 19. 
1. 348. D 1. 150. L. 54. 145. — f. Art. 19. 108 **). 


* 4) Fe & Bürger: und Saupbärgerreßted durch Frauend- 
perfonen. R. B. 1809. IX. Samml. I. 439, Vergl. Rettig 


10. 
2) Srauen — ger n Subigenarb.Ertpeilung. Minift. 


nn 
+ 3) Die von einer — — Entlaſſung aus dem Staats⸗ 
Untertbanen - Verbande und- geg gen das en der badiſchen 
Polizeibehörde mit einem Inländer abgefchloffene Ehe ift ‚nach 
badifden © Gefegen (Ehe:D. $. 11.) menigftend bedingt un ie 
ri 0m jenen ausländıfchen —— ſttungtle. nnalen II: 
ntgegengefegte Anſicht. € 


») 0) Bärgertiche Rechte eines Fremden. Zachar. I. 76, 77. 79. 
**) Bon der Abfchliefung . — —* als einer Art, den Civilſtant 
zu erwerben. Bachar, I, 
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1. 2. Die Staatsregierung kann einen Ausländer, ber ein 


nügliches- Gewerbe in den Staat einbringt, zum Genuffe der 
zn. Tannen I — zulaſſen. Senatus. Conſult. 
4. In allen Faͤllen, ein Ausländer fih in Frankreich 
niederlaſſen will, iſt er an die Genehmigung der Staatsregierung 
gebunden. Gutachten des Staatsraths. 

5. Ein Auslaͤnder kann, als in Frankreich feinen Wohn⸗ 


ſitz babend, und die bürgerlichen Rechte dort genießend, angefehen _ 


werden, auch wenn sr ſich nicht ausgewiefen hat, baß er vom 
König die Ermächtigung erhalten habe, feinen Wohnfig dort zu 
nehmen. €. 9. Vw. S.28.1 212 D. 25. 1. 214, L. 79. 403. 


.10 Ausländer, die fih in Frankreich haͤuslich niederger 


laſſen, werden dafuͤr angeſehen, daß ſie dort einen wirklichen 
Wohnſitz haben; in Sachen, welche ihre Perſon und ihr fahren⸗ 


des Vermoͤgen betreffen, muͤſſen ſie dort vor Gericht gezogen 


werden. C. H. Règl. de jages. 8. 3. 1. 368. 
11. Ein Ausländer, welcher durch die Thatſache des Aufenthaltes 
und der häuslichen Mieberlaffung mit der Abfiche zu bleiben, eis 


nen MWohnfig in Frankreich erworben hat, darf die bürgerlihen 


Rechte ausüben , namentlich die Befugniß der rechtlichen Ein« 
wendung, baß die im Ausland ergangenen Urtheile einer Revi⸗ 
fion unterworfen werden. 


Ein nicht in Frankreich feßhafter Ausländer, ber dort vor - 


Gericht gezogen wird, Eann der Einreden fich bedienen, welde 


das Gefes zu Gunſten jedes ——— a ten ver: 
fiehen bat. C. 9. Bw. 8.7.2. 19. 

12. 13. Ein Ausländer > — alba in 
Frankreich zu ſeyn, weil er die Befuyniß erlangt hat, dort zu 
bleiben, und bie bürgerlichen Rechte zu geniefen. — So lange 
er nicht in einem neuen Vaterlande naturalifirt ift, bleibt er 
den perfönlichen Gefegen feines — Vaterlandes un⸗ 
terworfen. Paris. 8. 15. 2. 67. L. 40. 187. 
| 14. Der Ausländer, — Frankreich kraft einer dr 

niglichen Ordennanz feinen Wohnſitz genommen hat, erlangt hier 
duch ein Recht zum Genuffe der bürgerlihen echte, obgleich 
er noch nicht naturalifire ift. — Hieraus folgt, daß, wenn er in 
Frankreich ſtirbt, feine Erbfhaft als in Frankreich eröffnet 
—— wird, ſtatt in ſeiner Heimath, und daß, wenn er ein 
Teſtament errichtet hat, welches angefochten werden Fann, ber 


Rechtsſtreit uͤber die Guͤltigkeit oder Wirkſamkeit des Teſtamentes 


in Frankreich duch das Gericht des Wohnſitzes entſchieden wer— 
den muß, zumal wenn es von Fahrniß ſich handelt, welche in 


Tagen ſich befindet. Caſſ. Paris. 5. 27.1. 250. D. 25. 


9. — fi At. 7. 


ff. 
(18) Ein in Frankreich feßhafter Ausländer, welcher ale 


nöthigen Bedingungen erfüllt, um als Franzoſe betsachter au 


5* . 


13, 


44. 
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werden, erhält diefe Eigenfhaft Eraft Geſetzes, ohne daß e8 feiner 
Einwilligung bedürfte; der Ausländer. mag das Land verlaffen, 
wenn er bie Eigenfchaft nicht annehmen will, welche vom Gefe 
ihm verliehen wird. i— 
Ein Befehl der hohen Polizei an einen naturaliſirten Aus: 
länder, Frankreich zu verlaffen, entzieht demfelben die Eigenſchaft 
als Franzoſe nicht. | Ä ” | 
Der Ausländer, welcher feine fefte Wohnung in Frankreich 
genommen hat, wird dafür angefehen, daß er feirien Wohnfig 
dafelbſt habe, obwohl er zu letzterem die Genehmigung der Res 
gierung nicht erhalten hatz die Thatſache der wirklichen Wohnung 
in Verbindung mit der Abſicht ift genügend. Riom. J. 19 
S. 1835. 2. 374. — f. Art. 103. ° 
1. Ein Ausländer oder deffen Erben, welche ſich in Frank: 
reich nicht aufhalten, können vor die franzöfifhen Gerichte gela- 
den . oder gezogen werden, - um Verbindlichkeiten zu erfüllen, 
die fie gegen einen Franzofen im Ausland übernommen has 
ben, befonders dann, wenn ber Ausländer fi mit Franzoſen 
famtverbindlich gemacht hat. C. H. Vw. Paris. S. 29. 1. 326. 
D. 27. 1. 405. = — 
— 2. Um die Verguͤnſtigung des Art. 14. zu genießen, wel⸗ 
cher den Franzoſen verjtattet, Ausländer vor die franzöfifchen 
Gerichte zu laden, genügt es nicht, daß der Kläger in dem Aus 
genblide Franzofe fey, wo die Klage angeftellt werben foll, er 
muß auch diefe Eigenfhaft zu dem Zeitpunfte gehabt haben, wo 
die Verbindlichkeit, welche den Grund zur Klage gibt, ihren Urs 
fprung genommen hat. | FE RE 
Das im Art. 14. gebrauchte Wort Verbindlichkeit ifl 
nur von einer folchen zu verftchen, welde aus einem Vertrage 
abgeleitet wird, nicht von einer Thatſache, welche Grund zu 
einer bürgerlichen Rechtsklage gibt. Paris. S. 29. 2, 249. D. 
27. 2. 289. L. 84. 444. | 
3.4. Ein in Frankreich ſich nicht aufhaltender Auslände 
kann vor den franzöfifchen Gerichten wegen feiner Verbindlichkeis 
ten gegen Franzofen nur dann belangt werden, wenn die Ver: 
bindlichkeit direkt und unmittelbar zu Gunften des Frans 
zofen eingegangen worden ift. — Wenn biefer bloß Geffionar 
eines Ausländers ift, zu deſſen Gunften die Verbindlichkeit ur: 


. fprünglich eingegangen wurde, fo kann er von der Begünftigung 


des Art. 14. Eeinen Gebrauh machen. — Die Regel ift ſelbſt 
bei: Wechfeln anwendbar. Douai. S. 28. 2. 284. D. %. 2. 
181. L. 81. 553. — Paris. J. 19. S. 1835. 2. 418. - — 
: 5... Ein. Ausländer, welcher eine in Frankreich eröffnet 

GErbſchaft angetreten hat, kann von den Erbſchaftsglaͤubigern 
oder Vermaͤchtnißnehmern vor die franzöfifchen Gerichte geladen 
werden ; die Thatſache der Erbfhaftsantretung begründet von 
Seiten des Ausländers. eine Verbindlichkeit im Sinne des Art, 14. 
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welche ihn der Gerichtsbarkeit der Frangöfen Gerichte unter: 
wirft. Montpellier. S. 27. 2. 227. D. 25. 2. 140. 

6. Ein Ausländer kann, wegen einer im Ausfande gegen 
einen Ftanzofen hbeenommenen Verbindlichkeit vor die franzöfis 
fhen Gerichte geladen oder gezogen: a felbft dann, wenn et 
nicht in Frankreich ———— wird. C. H. Vw. Trier S 8, 
1. 453 D. 6. 1. 449. L 23. 33. 
27." Ein Eriegsgefangener Ausländer kann vor den fcanzöft: 
ſchen Gerichten wegen der von ihm in Frankreich ausgeftellten 
Wechſel belangt werden; die Werbindlichfeit ift in Frankreich 
übernommen worden, * gleich —* an * ter zahl: 
bat wäre: Paris. S. 5. 2. 563 D. 4. 2. . 11. 358. 
: 28° Der It. ir ift fogar auf die rohe * Verbindlich⸗ 
keiten anwendbar, die vor dem Code übernommen wurden, gegen 
einen Gläubiger, welcher erft-feit dem Vertrage Sranzofe gewor⸗ 
den iſt. Trier. S. 7. 2. 280. 
9° Der Art. 14. ift auf im Ausland eingegangene Vers 
träge nicht anwendbar, wenn der Franzofe zur Zeit der Vorla— 
bung feinen — im Auslande genommen hatte. Paris. 8. 
14. 2. 362. L. 39. 335. 

10. Wenn he franzöfifhen Gerichte die Klage eines Aus. 


laͤnders gegen einen Franzofen angenommen haben, fo find fie 


auch zum Erkenntniß über -die Intervention competent, welche 
während bes NRechtszuges ein anderer Ausländer ergreifen Fönnte, 
ſelbſt wenn durch dieſe Intervention der Franzoſe unbetheiligt 
wuͤrde, und der Rechtsſtreit folglich nur noch zwiſchen den beiden 
Ausländern zu führen waͤre. C. H. Vw. Paris. S. 30. 1. 325. 
- - 41. Ein in Gemäßheit des Art. 14. vor das Gericht 
des Wohnfiges des franzöfifchen Klägers geladener Ausländer 
ann im Falle der Rechishaͤngigkeit die Ruͤckverweiſung der 
Sache an das fchon angegangene Gericht - verlangen , eben To 
wohl, als wenn er ein Inlaͤnder wäre. 

In diefem Falle wird die nach Art. 14. —— Compe⸗ 
tenz durch die Einrede der ee mobifizirt, e H. 
Regl. de juges. S. 24. 1. 212. D. 21. 1. 435. 

12. Ein Franzoſe, welcher bie ausländifchen Berichte mit 
einer Klage gegen einen Ausländer angegangen hat, und mit 
feiner Klage fachfällig geworden ift, mird bei den 'franzöfifchen 
Gerichten :mit.der Klage gegen den Ausländer wegen der naͤm⸗ 
lichen Sache nicht mehr zugelaſſen. 

Da die Beſtimmung des Art. 14. freiwillkuͤhrlicher Natur 
ift, fo kann der Snmp — er €. 9. Bw. Paris. 
s. W. 1. 124. — en 7. 2. 106. D. 25. 2, > L. 79. er 
— Paris. J. 19. S 1884. 2: 159. — ibid. 2. 305: R. 
1837. 1. 251. 

ı .. 13. Ein in Frankreich gehörig angefeffener unb — 
ter Ausländer kann daſelbſt einen Ausländer eben fo wohl wie 


14. 


14. 
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ein Granife, vor Gericht fordern. Paris. & 8, 2. 211 L. 


14. Ein Ausländer, wenn er.auc in Franfreih fih auf 
hält, aber feinen politifhen Wohnfig nicht dafelbft hat, Tann 
von einem andern Ausländer nicht gültig vor die franzöfifchen. 
Gerichte gefordert werden. Colmar. S. 17. 2. 62. L. 46. 250, 

‚ Bwei Ausländer, die fich vorlbergehend in Frankreich 
aufhalten, koͤnnen ſich bei den franzöfifhen Gerichten nicht be: 
langen, obwohl es von einer in Frankreih von ihnen übernom: 
.. Verbindlichkeit fi) handelt. Paris, S. 5.2. 83, D. 4 

16. Die feanzöfifchen Gerichte find competent, um. zwiſchen 
Auslindern , die in Frankreich wohnen, über Mechtsftreitigkeiten 
zu entfcheiben, welche auf Handeldunternepmungen in — 
hauo find. Paris. S. 26. 2. 282. D. 24. 2,49. L. 74. 


17. Ein Ausländer, der im Frankreich feinen Wohnfig 
dat, und bürgerliche Rechte dafelbft ausübt, kann einen andern 
usländer vor die franzöfifchen Gerichte ziehen, wegen eines 
— F dieſer zu ſeinen Gunſten in Frankreich wir 
—— —— H. Bw. Paris. S. W. 1. 212. D. 25. 1. 214. 


18 — zwei Ausländer einen Vertrag in ihrem Lande 
efchloffen haben, und es fid) fügt, daß der verpflichtete Theil 
feinen Aufenthalt in Frankreich nimmt, und dort auf Erfüllung 
feiner Verbindlichkeit belangt wird, fo erhält die Wirkſamkeit 
oder Ausdehnung der Verbindlichkeit ihre ‚Beftimmung durch 
das franzöfifche Gefeg, welches zur Zeit der übernommenen Ber: 
binblichkeit ra — C. H. Vw. Paris. 8. 18. 1.9. 
D. 15. 1. 295. L. 450. 

19. Die Pi Gerichte find competent, um über 
Prozeffe unter Ausländern zu entſcheiden, wenn es fi vom 
einem Kaufvertrage handelt, zu beffen Erfüllung ein Wohnfig 
in Frankreich erwaͤhlt worden iſt, und — die verkauften 
Güter in Frankreich Liegen. Paris. 8. 7. 2. 944. L. 10. 


20. Die franzoͤſiſchen Gerichte find incompetent, um uͤber 
Streitigkeiten zu erkennen, welche zwifchen Ausländern über die 
Erfüllung eines im Yuslande gefhloffenen Vertrages entftanden 
find: — felbft wenn ‚eine der Parteien einen Aufenthalt oder . 
fogar MWohnfig in Frankreich hätte, falls dieſer Wohnſitz erft 
nah ber Entftiehung der fraglichen nn genommen 
. Er H. Bw. Rouen. 5. 21. 1. 42. D. 18. 1 . 552. 


21. Ausländer, welche ohne in Frankreich feßhaft zu ſeyn, 
einen Vertrag, der Feine Handlungsfache betrifft , abgeſchloſſen 
haben, koͤnnen nicht ſchon darum allein wegen Erfuͤllung dieſes 
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Vertrages vor franzoſtſchen Gerichten belangt werden, felbſt 14. 
wenn die beiden Ausländer Bürger oder Unterthanen eines 
Staates find, wo die nicht feßhaften Franzofen wegen dort abs 
geſchloſſener Verträge vor den Landesgerihten mit einer Klage 
geſetzlich zugelaffen werben , ohne biefelben ablehnen zu dürfen. 
— Hier kann fih auf eine Be im Sinne des 
Art. 11, berufen werden. ©. 9.3 w. Paris. S. 6. 1. 257. :. 

22. Ein ‚Ausländer, der in Frankreich feßhaft und ‚Befiger 
von Liegenſchaften lange vor der Werfündigung des Code gewors 
den iſt, fann guͤltig bei den franzöfifchen Gerichten , felbft von 
einem andern Ausländer, belangt, werden; wenigſtens, da im 
diefem Falle kein Gefeg den feanzöflfchen Gerichten die Gerichte: 
barkeit. entzieht , ift Eein Grund zur Kaffation bes Urtheils oder 
Erkenntniffes des Berichtes, welches * fuͤr competent ee 
bat, vorhanden. GC. 9. Vw. Paris. 8. 15. 1. 186. D. 13. 
1. 144. L. 42. 337. 

23. Streitigkeiten, welche Ausländer in Frankreich unter 
fi) haben, eignen fi zur Competenz ihrer Gonfuln, und nicht 
ber ee ng — Caſſ. Rouen. . 1. 92, 

24. Der Urt. 14. nad welchem der Ausländer vor die 
franzöfifhen Gerichte geladen werden kann, megen Verbindliche. 
keiten, die er fogar im Auslande gegen einen Franzoſen Übers 
nommen bat, ift felbit auf den Fall anwendbar, wo es fi) von 
Wechſeln handelt, welche unter Ausländern im Auslande ausge⸗ 
ſtellt, und zufolge einer Wechſelzuſchteibung (Indoſſirung) Eigen⸗ 
thum eines Franzoſen geworden find. C. H. Bw. Rouen. 
8. 30. 1: 151. — C. H. Vw Paris. R. G. 1833. 1. 100. 
— MWürde es fich bei einer ordentlichen bürgerlichen Rechtsver⸗ 
bindlichkeit, weldhe nur im Wege der Geffion übertragen werben 
kann, eben fo verhalten? — Ex arg. verneint. R. G. ibid. 

4b. 3m entgegengefegten Sınn entfdieben. Damit der 
Fremde vor die franzöfifchen Gerichte geladen werden fönne, 
muß die Verbindlichkeit unmittelbar zu Gunſten eines Franzofen 
übernommen worden ſeyn. Poitiers. 8. 32. 2. 441. 

27. Die ausländifhen Conſuln fönnen nit vor den 
feanzöfifhen Gerichten belangt werden, wegen der Rechtsgeſchaͤfte, 
die fie in Franfreih aus Auftrag ihrer Regierungen, und mit 
Genehmigung der franzöfifchen Regierung, vornehmen. Caſſ. 
Marſeille. 7. 2. 943. 

29 Die den Gefandten zugegebenen Perfonen Eönnen fo 
wenig, als die Geſandten felbft, vor den feangöfifchen Gerichten 
wegen Berbindlichkeiten belangt werden, welche fie im tg 
der ——— uͤbernommen haben. Paris, 8. 12. 2. 12, 
D. 9. 2. 192. L. 30. 411. 

BR. Ein diplomatifcjer Agent am frangöfifchen Hofe kann | 
nicht Bm franzoͤfiſchen Gerichten, * nicht bei nn 


14. 
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wegen Verlegung eines — belangt werden. Paris, 
S. 14. 2. 306. D. 12. 2. 105..L. 38. 213. 
 : 31. Rehtsgefchäfte, welche zwifchen Franzoſen und einem 
auswärtigen Spouverain, in — auf — — in 
Frankreich, abgeſchloſſen wurden, koͤnnen von franzoͤſiſchen — 
ten A ungültig erklärt werden E H. Vw. Seine. D.4 
1: 
- 32. Die Incompetenz der franzoͤſiſchen Gerichte zur Ab: 
urtheilung bürgerlicher . Standegſachen von Ausländern kann, da 
biefelbe fi) auf die Perfonen, nicht auf den Gegenſtand it: 
duch) Einwilligung der Parteien gehoben werben. 
Wenn alſo ein Ausländer eine Klage auf Ableugnung der 
Vaterſchaft gegen das Kind ſeiner Frau angeftellt hat, und da⸗ 
mit in erfter und zweiter Inſtanz - fachfällig geworden iſt, fo 
kann er die Gaffation des Erkenntniffes nicht aus dem Grunde 
verlangen, daß es von incompetenten Richtern erlaffen worden 
fi. €. 9. Vw. Douai. $. 12. 1. 157. L. 32. 403. 
33. Die allgemeine Regel, daß franzöfifhe Gerichte nicht 
über Streitigkeiten zwifchen Ausländern ohne deren Einwilligung 
erkennen dürfen, erftredt ſich auch auf Zrennungsflagen von 
Tiſch und Bette. | 
Die Frau eines Ausländers Bann fi) nur an bie Landes⸗ 
gericht ihres Ehemannes wenden, um eine Trennung zwiſchen 
ihr und dem letztern ausſprechen zu laſſen, ſelbſt wenn ſie eine 
geborene Franzoͤſin und in Frankreich verheiathet wäre, ja ſo⸗ 
gar, wenn fie > ihr Mann zur Zeit ihren Aufenthalt in Frank: 
eich —— .H. Bw. Paris. S. 24. 1.49. — Paris. 


34. Die Ginwilligung der Ausländer, ſich bei franzoͤſi ſchen 
Gerichten belangen zu laſſen, gibt den Letztern zwar die Befug— 
niß, ſie zu richten, allein ſie legt ihnen nicht die Verbindlichkeit 
dazu auf. — Sie koͤnnen ſich von Amtswegen fuͤr incompetent 
erklären. C. H. Vw. Lyon. S. 22. 1. 217. D. W. 1. 117. 
L. 63. 319, — €. 9. Vw Paris, R. G. 1833. 1. 436.. 
- 36. : Die zwiſchen Franzoſen unter der Herrſchaft der 
franzöfifchen Gefege nbgefchloffenen Verträge müffen, hinſichtlich 
ihrer Wirkungen, nad eben diefen Geſetzen beurtheilt werden, 
ſelbſt wenn die Vertragsperſonen in Folge einer Abtretung ihres 
Wohnortes Ausländer geworden wären. Colmar. S. 21. 2. 264. 
37. Die — Gerichte ſind nicht competent, zu 
Gunſten eines Auslaͤnders Arreſt auf Gelder zu legen, welche 
ein Auslaͤnder in Frankreich demſelben ſchuldet, wenn die Sache 
—— materiell zu ihrer Competenz eignet. Serdeaur S. 18, 


38. Jeder in Frankreich ſich aufhaltende Ausländer ift 
dem perfonlichen Verhafte wegen Verbindlichkeiten unterworfen, 
welche er in Frankreich gegen Franzoſen uͤbernommen hat, wenn 
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er dafelbft Fein Grundeigenthum- oder eine Handelsniederlaffung 14... 
befigt. Andernfalls ift er dem Verhafte nur, wie die Franzoſen 
ferbft, unterworfen. Der Verhaft hat gegen ihn ſtatt wegen aller 
im Auslande übernommenen Verpflihtungen, deren Vollſtreckung, 
in — — den Verhaft nach ſich zieht. — Geſetz 
— f. Art. 16. Nro. 11. 

39. Der Auslaͤnder, deſſen Schuld zu Gunften eines 

Sranzofen verfallen ift, Tann fürforglich in Frankreich verhaftet 
— ſelbſt wenn er die Schuld im Ausland eingegangen 


— dieſem Falle kann ber Ausländer die Wirkung des füre 
forglihen Verhaftes duch Vorſchuͤtzung der Verjaͤhrung der 
Schuld nicht hindern. Diefe Einrede, den Gehalt der Sache 
felbft angehend, kann nicht gelegenheitlich der Prüfung der Rechts: 
förmlichkeiten einer nur — Maßregel gewuͤrdigt wer⸗ 
den. €. H. Vw. Rouen. 9. 10. 1, SI0, D. 15..2: 198 


97. 
f. Art. 11. 15. 16. 

(40) Eine perfönliche Fahrnißklage PR nicht zu einer 
binglichen und liegenſchaftlichen duch die Wirkung hinzuges 
fügter Anträge, deren Zweck ift, eine unterpfändliche Sicherheit 
auf den Gütern des Beklagten zu erlangen. 

MWenn fonad der Rechtsftreit unter Ausländern anhängig 
ift, fo find die franzöfifchen Gerichte zum Erkenntniffe darüber 
dennoch incompetent. 

Der bloße Aufenthalt in $ranfreich unterwirft einen Aus⸗ 
laͤnder nicht den Man ifhen Gerichten, einem andern Ausländer 
gegenüber. C. H. Bw. Paris. R. G. 1833. 1. 435. 

(41) Da die Incompetenz der franzöfifhen Gerichte aus 
dem Grunde, baß beide ftreitende Parteien Ausländer find, keine 
unbedingte ift, fo muß.diefelbe, bei Strafe, des Ausfchluffes, vor 
aller Einlaffung auf die Hauptfache vorgefhügt werden ; vorbes 
haltlich dem Gerichte, die Verhandlung der Sache nah Gutbes 
— von Amtswegen zuruͤckzuweiſen. €. H. Vw. Paris. R. 

. 1833. 1. 522. 

: (42) Die framzoͤſiſchen Gerichte ſi ind competent, um uͤber die 
Guͤltigkeit einer Einſprache oder eines Arreſtes zu erkennen, welche 
in Frankreich zwiſchen zwei Auslaͤndern in Kraft — Ausland 
ergangener Urtheile vorgebracht werden. Paris. R. G. 1833.. 


(43) Dbmwohl im Allgemeinen die feanzöfifchen Gerichte 
incompetent ſind, um uͤber Streitigkeiten unter Auslaͤndern zu 
erkennen, ſo iſt doch der franzoͤſiſche Richter befugt, zu Gunſten 
eines Auslaͤnders Erhaltungsmaßregeln anzuordnen, ſo z. Br, 
einen Arreſt auf Waaren, welche ein anderer Ausländer, fen 
Schuldner, nad) Frantreich geſendet hat. 


14. 
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(43) b. Die franzoͤſiſchen Gerichte find competent, um 
über die Gültigkeit eines Arreſtes zu erkennen, welcher in Frankı 
reich von einem Ausländer genen einen andern Ausländer ange 
legt wird: e8 möge bdiefer Arreft auf eine vom Arreftbeflauten 
ausgeftellte REN, oder auf einen richterlihen Befehl 
gegründet fein. Air. R. G. 1833. 2. 43. 

(4) Die franzöfi ſchen Gerichte find competent, die Voll⸗ 
firedung eines ſchiedsrichterlichen Erkenntniſſes in Frankreich 
zu verfügen, welches im Auslande , - Aal Ausländern, 


— iſt. Paris. R. G. 1833. 


(45) Ein Franzoſe, welcher ſich im Auslande niedergelaſ⸗ 
fen, und feinen Wohnſitz in Franfreich hat, kann —* wi 
ern .. feanzöfifhen Gerichte ziehen. Paris. J. 19. 8. 


(46) Ein Fremder, welcher wegen Verpflichtungen , bie er 
in Frankreich gegen Franzofen übernommen hat, vor ein franzöfie 
ſches Gericht geladen worden, kann nicht die Ungültiukeit feiner 
Berpflihtung aus dem Grunde vorfhüßen, daß er bei Weber: 
nehmung bderfelben nach den . mas Landes noch mins 
gr gewefen fey. Paris. J 8. 1834. 2.657. — ſ. 


(47) Obgleich uͤber Auslaͤnder im Allgemeinen nicht von 
franzoͤſiſchen Gerichten geurtheilt werden darf, wenn fie nicht 
von Franzoſen vor ſolche gezogen worden, ſo iſt doch die 
Competenz der Gerichte in dieſem Falle nicht fo befhräntt, daß 
fie nicht unter gewiffen Umftänden über Streitigkeiten entfcheiden 
bürften, welche zwifchen Ausländern entftanden find. — Insber 
fondere koͤnnen franzoͤſiſche Gerichte ſich competent erklären, über 
eine felbft rein perfönliche Klage zu erkennen, melde ein Ausländer 
gegen Ausländer in ihrer Eigenfchaft als Erben eines in Frank« 
reich verftorbenen Sranzofen angeftellt hat, wenn die erbfchaftlis 
hen Güter zum größern Theil in Frankreich gelegen, die Urkun— 
ben, beren Vollzug begehrt wird, in Frankreich errichtet worden 
find, und fämtlihe Beklagte ihren MWohnfig daſelbſt haben. 
Paris. J. 19. S. 1834 2. 385. 

(48) Ein ie ber in Franfreich einen Handelszettel 
zum Bortheil eines andern Ausländers ausgeftelt hat, kann der 
Zahlang wegen vor die franzöfifchen Grrichte von einem Hran« 
zofen geladen werben, welcher britter Inhaber des — 
— if. Seine J. 19. S. 1834. 2. 657. — f. A 


(49) Ein Franzofe, welcher ſich im Auslande niebergelafs 
fen Hat, aber mit der Abſicht zuruͤckzukehren, kann, wie der in 
Ftankreich wohnende Franzoſe, einen Ausländer vor die franzds 
fifhen Gerichte ziehen, um BVerbinblichkeiten zu erfüllen, welche 
der Ausländer gegen ihn übernommen hat. | 
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Im Falle der Ausländer in Frankreich wohne, iſt es das 
Gericht feines Aufenthaltsortes, bei dem er von dem Franzofen 
belangt werden muß. Caſſ. Paris, R. G. 1836. 1. 217. 

; (50) Die Klage auf Zheilung einer im Ausland eröffnes 
ten Erbſchaft, welche ein Franzoſe gegen feine ausländifchen 
Miterben anftellt, kann bei den franzöfifchen Gerichten ange 
bradyt werden, mo auch immer die Güter gelegen find. vergl. 
Art. 59. C. proc. *) Ä — 


*1) Der Satz 14. iſt für Baden geſetzlich a o R. 3 
1815. 2. Samml, I. 867. — gen en 37. 38 


zn vi. 141. 
2) S a a der Ausländer, P.D. 5.45 — 50. 676. Motive 
3) Vollſtreckung audländifder Urtheile. P. O. $. 951 — 953. 
74) R. 5. einer (für zuläffig erkannten) Prorogation an: ein auß: 

ländifhed Gericht. Annalen Il. 56.-289. 
S. Notizen zu £. ©. 15. und $. ©, 2123. 


1 Eine im Auslande bewirkte Arreftanlegung, in Gefolge 
eines franzöfifhen Urtheils, hat die Wirkung, die Wettſchlagung 


- der zwiſchen einem Franzofen und Ausländer gegenfeitig fchuldis 


gen Summen in. Frankreih zu hemmen. 6. H. Bw. Paris. 


“ 


S. 10. 1. 243. D. 8. 1. 236. L. 27. 65. **) 


* 1) Staatövertrag mit Würtemberg megen der Jurisdictions⸗ 
Verhältniſſe. R.B. 1825. XXXII. Samml. III: 952. ff. 
2) mgienen mit Hohenzollern. R.2. 1827. XXI Gammil. 
. 1050 


3) Deßgleiben mit Heffen. R. 8. 1829. VII. Samml. IV. 
1047. vergl. R. 3. 1813. XVIl. Sammf. 1. 512. 

4) Wechfelfeitig mit Defterreic follen die von co mpetenten 
Gerichtöftellen geſchoͤpften Urtheile segen Unterthanen: des an- 
dern Staated vollzogen werden. R. B. 1819. VII. Samml. I. 


1069. 
5) Die Competenzfrage ift hierbei nad) der Geſetzgebung ded Staates 
u beurtbeilen, dem jened Gericht angehört: Zweifel und Anftände 
ind auf dipfomatifhem Wege zu. erledigen. — 
mitgetheilt durch ſchriftl. Verordnung. Miniſt. d. ausw. Angel. 
13. Dez. 1837. Nro. 2600 ALTE 
+ 6) Gleihe Wechfelfeitigkeit beftebt gegen Sranfreih nicht. Die 
franzoͤſiſchen Gerichte faffen ein Gefuh um Vollzugsreiferflärung 
nur dann zu, wenn der Kläger durch, Vorladung des Beklagten 
ihre -Gerichtöbarkeit und. ibr Recht, den materiellen Gebalt 
ded ausländifchen Urtheild ibrer Prüfung zu unterwerfen, aner: 
fennt, und fie gewähren die Bitte nur dann, wenn bei diefer 


*) nn Fremder vos feangöfifchen. Gerichten. Zachar. IV., 
»*) eher den Unterfchieb, ob Jemand vor Gericht geladen oder ge⸗ 


— werde. Brauer V. 1183 — 1100. — Brauer und Zach. 


14. 


15. 


15. 


16. 
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tüfung die Rechtmäßigkeit deffelben feinem Zweifel unterliegt. 
an v1. 20 — 2 bweichende Anſicht. Ebend. 17 — %. 
1. In Handelsſachen konnte die Cautio judicatum solvi 
vor dem Code fo wenig als jetzt von einem Ausländer gefor: 
dert werden. — Der Art. 16. hat Fein neues Recht eingeführt. 
Paris, S. 7. 2. 818. L. 4. 171. 
2. Der Ausländer, welchen das Geſetz von der Cautio 
judicatum solvi’ im Fall einer Handelsklage befreit, bleibt auch 
in dem Zalle davon frei, wenn er in einem Zwifchenpunfte- vor 


"die Civilgerichte wegen Anerkennung einer rn verwieſen 


worden iſt. Meg. S. 23. 2. 126. D. 21. 2. 
3, Der Ausländer, welcher in einer peinlihen Sache als 
Givilpartei auftritt, ift gehalten, die Cautio judicatum solvi 
gleich jenem Ausländer zu leiſten, welcher in Civilfahen als 
Kläger erfcheint. — Mit andern Worten: der Art. 16. bes 
Code umfaßt die peinlihen wie bie bürgerlichen Rechtsfachen. 


Caſſ. Paris. S. 14. 1. 116. L. 40. 248. | 


5. Der Ausländer, welcher in Frankreich bie Huͤlfsvoll⸗ 


ſtreckung einer vollzugsreifen Urkunde verfolgt, ift nicht gehalten, 


Gaution zu leiften. © H. Bw. Paris. S. 7. 1. 308. D. 5, 
1. 308. L. 18. 371. | | | 
6. Der Ausländer, welcher auf Gerichtszugriff auf Lie: 
genfchaften Elagt, ift zur Cautio judicatum solvi nicht gehals 
ten. Paris. S. 7. 2. 1192. D. 5. 1. 308. L. 18. 371. - 

9, Der Ausländer, welcher verurtheilt ift, die Cautio ju- 
dicatum solvi zu Ieiften, fann biefe Gaution duch Bürgen 
oder baare Hinterlegung ftellen. C. H. Bw. Brüffel. 8. 4. 
2, 49. L. 8. 167. 

410. Der Ausländer, welcher von der Sicherheitsleiftung 
in erfter Snftanz, worin er Bellagter war, befreit gewefen, - 
bleibt davon frei, wenn er fahfällig wird, und die Appellation 
ergreift. Meg, L. 55. 206. 

11. Sedes zu Gunften eines Franzofen gegen einen nicht 
feßhaften Ausländer ergangene Urtheil zieht die Verhaftung nad) 
ſich. — Der Ausländer kann fürforglic verhaftet werden, wenn 
binlänglihe Gründe dazu vorhanden find, und er keinen zahl: 
baren Bürgen ftellt. Gefeg. S. 8. 2.2. D. 5. 2, 170. 

11b. Die Cantio judicatum solvi fiegt dem wegen 
Schulden verhafteten Ausländer ob, welcher feine Loslaffung be: 
gehrt. Paris. S. 31. 2. 327. = 
;. 42%.  Diefelbe kann nicht von dem ausländifchen Kläger. 
gegen den ausländifhen Beklagten verlangt werden, dem nicht 
verftattet worden ijt, feinen Wohnfig in Frankreich aufzufchlagen; 
jenes Recht fteht nur den Franzoſen, oder denjenigen Auslaͤndern 
zu, welche in Frankreich alle buͤrgerlichen Rechte genießen, Dr: 
leans. S. 28, 2. 193, D. 26. 2. 164. 
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Zweites Kapitel. 
Bon dem BVerlufte der bürgerlichen Rechte. 


Erſter Abfchnitt. 
Bon bem Berlufte der bürgerlichen Nechte, in fo weit er aus dem Verluſte 
der rechtlichen Eigenfchaft eines Inländers entfteht*). 


* 1) Staatsvertrag mit mehreren Cantons der —— eriſchen Ei 
genoffenfchaft, die —— der medhfeljeitigen Ku 
rigen betr. R. 3 I. Samml. III. 803 
XVI. Samml. x 

2 Sie Nieh af na 2 "Sat 1da bö Sranfreich 
) Die Niederla fung eitiger atdangebörigen in Sranfrei 
bir. R. 2. 1 I, Sanıml. IV. 406, 
3) 8. V. über 5 Begjichen, Baer un. we der 
Untertbanen. R. B. 1804. III. Sammil. 
4) 2. die Mufpebung der Lardeboermefu — Snländer btr. 
. B. 1810. XI. Samml. I. 1390. 


5) B. die ohne Stantserlaubniß gefchloffenen Ehen ber. R. B. 
1812. XI. Samml. I. 912. 
6) Abfhafung * 8 end » Eonfidcationen. Bar u. $. 16. 


1820, L. I. 135, 
— —— über die Errichtung der — — 


* Ein im Aublande ohne Genehmigung bes Staatsober: 
hauptes naturalifitter Franzoſe hat die Confiscation feines Wer: 
mögens und den Werluft der bürgerlichen Rechte verwirkt. 
Dekret. S. 13. 2. 291. — f. Act. 57. der Charte von 1830. 


17. 


9. Die Annahme geiftlicher Werrichtungen im Auslande, 


ohne die Genehmigung des Staatsoberhauptes , zieht nicht den 
Berluft “ er eines re me ſich. ©. 
Nismes. S. 19. 1. 197. D. 17. 1. 53. 508. — €. 
Se Do) He 1m 1 am. 

10. Gleihermaßen verhält es ſich mit Ausübung ber Be: 
fhäftigung 2 Anwalt bei — auslaͤndiſchen Gerichtshofe. 
Montpellier. S. 27. 2. 227. D. 25. 2. 140. 

11. Bei einem a toird immer vermuthet, daß er 
die Abficht der Ruͤckkehr „beibehatte, welchen Aufenthalt im Auss 
land er auch nehmen möge, felbft wenn, auf fremdem Boden 
als Sohn eines franzöfifchen Waters geboren, eine Vorliebe für 


dies fremde Land bei ihm — waͤre. C. H. Vw. 
350. L. 


Caen. S. 11. 1. 290. D. 9. 1. 

12. Die Naturalifation im Auslande, ferbft mit ber Ab⸗ 
fiht der Ruͤckkehr, hat den Verluſt der Eigenfchaft eines Frans 
ofen zur Folge. 

Mithin Bann der Franzofe, welcher fi) im Auslande hat 
naturalifiren laffen, die Gerichtsbarkeit der franzöfi ſchen Gerichte 
wegen. Verbindlicpkeiten ablehnen, die er im Auslande gegen 


*) Baurittel I. 159, 


17 


18. 


19. 


21. 


SB 
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einen Ausländer übernommen hat. Gaff. Pau. S. 27. 1. 53. 
D. 24. 1. 418. L. 77. 38*). | 
f. Art. 7. 110. 


* 4) Derluft des — —— VI. Konſt. Ed. $. 9. Samml. 
2) Deriuf des — VI. Koni. Ed. $.12. Sam. L. 


65 
3) Verluſt ded Bürgerrechtd. R. B. 1832. VII. S; 67—69. 
+ 4) Kann durch gewiſſe Handlungen dad Staatöbürgerrecht unbe: 
Yinst verwirki werden? Verneint. Abhandl. Annalen III. 


Viro. 12 d. €. 


(1). Ein Naturaliſationsbrief, welchen der Vater zu einer 
Zeit erwirkt hat, wo der Sohn bereits großjährig geworden, kann 
die Wirkung nicht haben, den Stand des letztern zu aͤnbern, 
und ihm die — — IRRE Bürgers beizulegen. 
Seine. h 1835. 2. 

(1h De I 19. — daß eine Frau, welche durch 
Heirarh mit einem Ausländer ihre Eigenſchaft als Franzoͤſin 
verloren hat, diefelbe wenn fie MWittwe geworden, unter Er: 
füllung getiffer Bedingungen wieder erhalten kann, ift gleich- 
mäßig auf eine Frau anwendbar, welche bie Ehefcheidung er 
wirft hat. 

Wenn fie in biefem Falle ſich beftändig feit ihrer Heirath in 
Frankreich aufgehalten, und nur während des Sceidungsverfah: 
tens im Auslande gewohnt bat, fo ift fie, um wieder Franzofin 
zu werden, felbft nicht einmal gehalten, die Erklärung abzule: 
gen, a fie e F Abſicht wer fih in Frankreich niederzulaffen. 
— 8. 1835. 2. 191. 


Zweiter Abfchnitt. 


Bon dem Berlufte der bürgerlichen Rechte, ald Folge gericht 
ficher Verurtheilung. 
***) 

1. Ein in Frankreich mit dem buͤrgerlichen Tode (in Folge 
ber Auswanderung) belegtes Individuum, wenn e8 im Auslande 
flirbe, wo es nicht bürgerlich todt gemwefen,, und eine Erbſchaft 
hinterläßt, kann bdiefe, ungehindert der Verfügung des Art. 25. 
oder analoger Gefege, vererben. In diefem Falle können die 


Erben felbft das in — Vermögen beziehen. 


a 


*F Vom Verluſte des Givilftandes. Bachar, I 
**, Eigenmaͤchtiges Treten in fremde ae "gitt nicht vom 
Dienfte als —— Brauer VI. 280. 
**) Vom bürgerlichen Tode, Zachar. 1. 162 f. 


x 
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2. Der bürgerlihe Zod macht zu Verträgen bes Wöller: 
rechtes nicht unfähig. — Mithin kann ein dem bürgerlichen 
Tode verfallener Franzofe verkaufen, und den Kaufpreis beziehen 
(im — des wegen politiſcher Vergehen verwirkten buͤrgerlichen 
Todes). C. H. Vw. Rouen. S. 5. 1. 105. D. 3. 1. 178. L. 
we — — C. H. Bw. Bordeaux. 8. 13. 1. 421. D. 7. 

3. Der bürgerlih Todte kann fih durch WBürgfchaft ver 
bindlich machen. — In diefem Falle zieht die perfönlihe Wer 
- bindlichkeit des bürgerlich Zodten bie — Belaſtung 
der ——— die er ſpaͤter erwirbt, * ſich. € H. Bmw. 
Paris. S. 9. 1. 84. D. 6 1. 368. L. 23. 421. 

9. Das Teſtament eines im — des buͤrgerlichen To⸗ 
bes geftorbenen Individuums ift nichtig, ſelbſt wenn nad dem 
Zobdesfalle eine Wiedereinfegung des Teſtirers in feine N 
ng erfolgt wäre. ©. H. Vw. yon. S. 4, 1. 304. 
393. L. 9. 425. 

6 2 eingetretene bürgerlihe Tod macht. jedes frühere 
Zeftament nichtig und wirkungslos , weil dann weder —— 
noch buͤrgerliche Rechtsfaͤhigkeit mehr vorhanden iſt; in dieſem 
Sinne muß der Art. 25. verſtanden werden, daß die Nachfolge 
im Vermögen eines bürgerlich Todten den Erben eröffnet wird, 
und feine Güter eben fo auf fie verfallen, als wäre — 
> — legten Willen geſtorben. Agen. 8. 25. 2. 186. D. 

7. Vor der Verkuͤndigung des Code war die Schenkung 
unter Lebenden, als dem Voͤlkerrechte, nicht dem buͤrgerlichen 
Rechte, angeboͤrig, in der Zahl der Rechtsgefchäfte begriffen, de« 
ven die bürgerlich Zodten fähig waren. C. H. Vw. Befangon. 
D. 9. 1. 409. L. 30. 545. 

8 9. Der wegen politifcher Vergehen vermwirkte buͤrger⸗ 
liche Zod hat Feine Wirkung außerhalb Frankreich. — Ein fole 
cher bürgerlih Xodter kann daher im Auslande vor Gericht aufs 
treten, fey es als Kläger oder Beklagter, eo” der Beiwirkung 
eines befondern Pflegers zu bedürfen. C. H. Vw. Befangon, 
S. 6. 1. 129. D. 4. 1. 113. L. 14. 561. 

10. Ein im Auslande zwifchen zwei Btanzofeh ergangenes 
Urtheil, welche in ihrem Vaterlande buͤrgerlich todt ſind, und 
ſich in jenes Land zuruͤckgezogen haben, kann in Frankreich voll⸗ 
zogen werden, nachdem beide Theile dahin ruͤckgekehrt ſind, und 
den Genuß ihrer buͤrgerlichen Rechte wieder erlangt haben. — 
In dieſem Falle genügt es, um das Urtheil vollziehbar zu mas 
en, fih an den Richter des MWohnfiges zu werden , * die 
en. Partei in Frankreich wieder genommen hat: GE. H. 
Bw. Befangon. S. 6. 1. 129. D. 4. 1. 113. L. 14, 561. 

12. Nach dem bürgerlichen Tode bes Schuldners muͤſſen 
alle Cinfetungen besüglich auf ältere Schulden gegen feine 
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25. Gtelvertreter gerichtet werben. — In biefer Hinſicht erlangen, 
durch den guten Glauben ber Gläubiger und den allgemeinen 
Srethum über den Stand des Schuldners, die gegen ben letztern 
Reh Ren — keine Wirkſamkeit. Nismes. 

* 13. 2 

13. Din ann Zwangsverfteigerung der Liegenſchaften 
gegen ein Individuum einleiten, waͤhrend daſſelbe ungehorſam 
abweſend, * der | x lungsfluͤchtigkeit —— iſt. 
C. H. Vw. S. 6. 2. 695. 1. 104. L. 16 
‚18. Die Unfähigkeit, m Heirath zu ſchůehen. als Folge 
des buͤrgerlichen Todes, iſt ſo unbedingt, daß eine im Auslande 
geſchloſſene Ehe in Frankreich nichtig und wirkungslos iſt, ſelbſt 
wenn der buͤrgerliche Tod in Kraft einer rer aufgehoben 
wurde. Caff. Lüttih. 8. 8. 1. 297. D. 6. 1. 239. L. 22. 
385. — S. 5. 2. 171. L. 16. 37. 
ı +16. Die Heirath, welche ein bürgerlich Todter im Aus—⸗ 
lande mit einer Ausländerin gefchloffen haben follte, würde, zu 
Gunften der im guten Glauben mit ihm verehelichten Auslän- 
derin, * rg rn haben. C. H. Bw. Rouen. 
8. 1. %61. D. 27. 1. 272. L. 85. 75. — Bordeaux. 8. 

32. 2. 105. 
18. Die Nichtigkeit der während des bürgerlichen Todes 

gefchloffenen Ehe kann von dem bürgerlich Todten ſelbſt nicht 
mehr nad) der Amneftie begehrte werden, wenn feit dieſem Zeit: -. 
punfte ehelihe Beimohnung der Ehegatten * gefunden hat. 
€. 9. Bw. Paris. S. 11. 1. 220. D. 9. 1 . 305. — f. At. 
181. 201. 202. 
- 49. Eine Öffentlihe Anklage ift mit dem Tode des Ver: 
urtheilten nur in dem Sinn erlofchen,, daß der vor Vollziehung 
des Urtheild erfolgte natürliche Tod iede Eörperlihe Beſtrafung 
aufhebt, und die Wirkungen des bürgerlichen Todes verhindert ; 
allein die Verurtheilungen zu Geldftrafen bleiben beftehen, welche 
auf die öffentliche Anklage zu Gunften des Fiskus —— 
zu Caſſ. S. 11. 1. 139, D. 9, 1: %. 


Defgleihen. Gutachten des Staatsraths. — f. Art. 997. 

232. 2361. 443. 716. 719. 725. 744. 1425. 1441. 1517. 
1982. 2003. 
-. (20) Der auf das Vermögen eines 'ungehorfam abmwefen- 
den Angefchuldigten angelegte Beſchlag wird durch die Verurthei- 
lung des Abweſenden nicht aufgehoben, fondern befteht fort bie 
zum Ablaufe der fünf Gnadenjahre. Die Verwaltung der Do— 
mänen .bleibt daher bis zum Ablauf diefer Zeit im Beſitze des 
Vermögens des Verurtheilten. 

"Die dergeftalt im Befige ftehende Bermaltungebehärde ft 
befugt; ben — vor —— zu vertreten: es findet 
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ae eines Pflegers ftatt. Montpellier. R. G. 1836. 
2. 319. *). | ae 
"4. Die Beflimmung des Art. 26. der zufolge der bürs 
gerlihe Tod Fein Refultat der Verurtheilung ift, fondern 
vielmehr der Vollſtreckung, ift feine Tegislative Neuerung ; 
es verhielt ſich gleichmäßig fo unter der Altern Gefesgebung. 
Paris. S. 18. 2. 264. .® 

2. Ein Erfenntniß, welches zur Deportation verurtheift, 
gift nicht eher als vollzogen, und mithin ift der Berurtheilte 
nicht eher vom bürgerlihen Tode betröffen, als von dem Tage 


an, wo derfelbe außerhalb der Kontinentalbefigsungen von Frans 


eeich gebtacht worden iſt. Xonloufe. S. W. 2. 300, D. 19. 
2, %9. L. 62. 323. | j 

Bor wie feit dem Code er die Verurtheilung eines uns 
gehorfam Ausbleibenden den bürgerlichen Tod erft von dem Tage 
an nad fih, wo das Urtheil im Bildniß vollzogen wird, Paris. 
5 S. 16. 2. 235. | 

2. Wenn ein Angeklagter Beräußerungen feiner Güter 
vorgenommen hat, welhe zum Nachtheil des Fiskus gereichen 
Eönnen, fo hat die richterliche, nicht die. Werwaltungsbehörde, zu 
entfcheiden, ob diefe Veräußerungshandlungen enaitig ober bes 
telgerifch find. — Der Umftand, daß feine Güter bereits mit 


27. 


28. 


Beſchlag belegt wurden, genügt nicht, um die Gompetenz der 


Berwaltungsbehörde zu begründen. Dekret. S: 14. 2. 430. 
3... Die wegen, ungehorfamen Ausbleibens gegen eine Frau 
ausgefprochene Strafe, melde den bürgerlihen Tod nad fich 
zieht, hebt die bürgerlichen Wirkungen der Ehe hinfichtlich des 
Mannes in allem demjenigen, was das Vermögen der Gemeinz 
fchaft betrifft, nicht aufs; — der Mann behält die Verwaltung 
deffeiben.. - Won den eigenthlimlichen Gütern der Frau hat der 
Mann das Recht, die Früchte und Einkünfte allein und unmit- 
telbar zu beziehen, e8 ift ihm nur die Verwaltung jener Güter 
entzogen. Lyon. 8. 32. 2. 99. Ä 

f. Art. 120 ff: 

(4) Die Erben eines. ald ungehorfam ausbleibend Verur: 
theilten koͤnnen erft nach Ablauf der. fünf Gnadenjahre die Eins 
weifung in ben Befig des Vermögens des Verurtheilten erlangen. 
Paris. R. G. 1836. 2. Wi. — f. Art. 25. 

) ”- 


- (1) Ein Kind, welches feinem abwefend zu einer Strafe, 
die den bürgerlichen Tod nad ſich zieht, verurtheilten Vater 


| *) F den rechtlichen Wirkungen des bürgerlichen Todes, Bad, 


3) Wie der bürgerlich Todte wieber zum Genuß der bürgerlicher 
Rechte gelangt, Zadar. I. 165, 


6 


31. 
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Gelder zur Unterhaltung und Emährung reicht, iſt in dem Kalle, 

. mo fein Vater — der fuͤnf ah und folglich in- 
tegri status ſterben follte, befugt, aus deffen Nachlaffe die von 
dhm bezahlten Summen zur zu fordern. — Man kann nicht 
behaupten, daß es durch Zahlung diefer Gelder nur eine natuͤr⸗ 
liche Verbindlichkeit habe freiwillig erfuͤllen wollen, deren Ruͤck 
forderung das Gefeg nicht geftatte. Douai. R. G. 1833. 2. 
25. — fr Art. 205. 1235. 

33. W hrend dee Dauer folder Strafen, welhe die Entziehung 
von Penfionen im Gefolge haben , kann ber Frau oder den 
Kindern bes Verurtheilten Feine Unterftügung aug vielen: Den: 
a, verwilligt werden. — Gutachten des Staatsraths 8 . M. 

2. 91. 


f. Art. 25.5839. 


Zweiter Titel. 
Bon den Beurfundungen des bürgerlichen Standes. 


Erftes Kapitel. 


Allgemeine Verfügungen *). 


ei). V. die Beamten dee „sarserigen Standes betr. R. 2. 
1809. XXI. Samml. 
2). Erläuterung ded Sufigminißeriumd, - Art. XI. der Verord⸗ 
nung über die b. Standedbücher b R. B. 1809. XXV. 
3) Bellape aim IT. €, €. di ührung der Kircenbücher als 6 
ifage zum ie zung er Kirchenbuͤcher a 
Sin ehbücher betr. Samml. I 
4) Erläuterung ded Zuftizmin. „die Anfdafung und Führung der 
„, girhenbächer betr. R. B. 1810. XI. Samml. II. 
) R. Bel: des Jufigmin, die Einrihtung der b. Standeshücher 
betr. R. 3. 1810. XV. Samml. I. 
6) * tuůnftige Führung der A— als b. Standesbuͤcher 
tr. R. B. 1810. XVI. Samml. 
7) e 2. die Einrichtung der b. Standesblcher . bie Sqließung 
der Ehen bir. R.B. 1811. XVI. Samml. 1. 





) Bon * ———— des Civilſtandes im Allgemeinen. 
Zachar. I. 55 f. 
Welche Beamte find Beamte des C. St.? Zachar. I. 57. 
een für für ae Abfaffung und Gintragung der Alte des ©. 
t. 3adhar, I. 
on den Büchern des C. St. Zachar. J. 60. 
— 2. Akten bes C. St. als Beweismittel. Zachar. I. 


62 f. 

— den Beurkundungen des b. Standes. Brauet J. S. 
Sefegliche —— über Fuͤhrung ber, Standesbuͤcher 

für Baden, Zrefuit 27 ff. Bade der ia 
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8) Ar die Führung -der Standesbücher von den Saplänen und 33, 
Vikgrien bir, R. ®. 1813. VI. Samml. I. 885. | 
9 23. V. die Fuͤdrung der Kirchenbuͤcher, insbeſondere ihre Be— 

weiskraft bir. R. 3. 1816. XIX Samml. II. 460. 

10. B. die b. Standedbücer der Juden bir. R. B. 1817. XIV. 

Samml. IT. 461. &. 4.3. N. 47. Wehrer IV. 605. 

11) V. die Prüfung der b Standeöbücher bir. R.B. 1834. XLVII. 
:-42) nn Beamten des b. Standes. R. B. 18233. T. 
am . 429. 
: 48) Die Auffiht über Die Führung der Kirchenbuͤcher fte 
* Miniſt. le und Den Eirchlichen ——— nie 
nn. M.A.B. 1829. N. 57. S. A.B. N. 54. DAB. N, 55. 
ehrer V. 1136. | 
4. Es ift verboten, in dem bürgerlichen Standesfcheinen 34. 
bie Beurfundungen ber kirchlichen Beamten zu berüdfichten, und 
bei Abfaffung jener Scheine ber religiöfen Gebräuche Erwähnung 
zu thun. — Gefes (1795). en a 
— 5. 6. Die Maires und Adjunkten verfehen jene Verrich⸗ 
tungen. Geſetz (1801). | — 

7. In Abweſenheit oder Verhinderung des Maires iſt ein 
Adjunkt zur Aufnahme der b Standesſcheine competent, ohne - 
daß es eines ausdrüdlihen Auftrages an. den Adjunkten bedärfte. 
Angers. S. 23. 2. 105. D. 11 2. 76. L. 64. 519. _ 

8. Bei Verhinderung des einen und andern diefer Benm- 
ten werden diefelben durch das Ältefte Mitglied des Municipals 
rathes vertreten. Juſtiz-Min. Rue 
. 9 Nur die in den verfchiedenen Kalendern gebräuchlichen, 
und die aus der alten Gefhichte befannten Namen dürfen als 
Vornamen in die Geburtsbücher eingetragen werden; bie Ein« 
tragung jedes andern Vornamens in die Geburtsbücher ift den . 
b, Standesbeamten unterfagt. 

Sede Perfon, die einen hinreichenden . Grund zu haben 
glaubt, ihren Namen zu Ändern, bedarf. hierzu einer vorgängis 
gen — der Regierung. Geſetz. (I. 11.) — S. 3. 

. 118. 


11. Gegen eine Verordnung des Könige, welhe Jeman— 
den erlaubt, feinem Namen einen andern beizufügen, kann von 
Seiten dritter Betheiligten Einſprache gefchehen. Die Namen 
find ein Familien : Eigentbum. Ordonnanz (1816). 8. 18. 2. 
69. — f. Art. 39. — | 
42%. Die Zahresfrift, innerhalb weicher die Einfprahe ge . 
gen eine Verordnung zuläffig ift, mwodurd Jemand zu Aende: 
tung feines Namens ermächtigt wird, fängt erft von dem Tage 
zu laufen an, wo bie Verordnung ins Verkuͤndigungsblatt der 
Geſetze eingeruͤckt wurde. * DR 

. + Da die Einführung. der. Namen den Zwed hat, die Fami⸗ 
lien zu unterfcheiben, fo. genügt es, daß man feit einer fehr lan: 
gen Zeit im Befitz eines Namens fi befunden, um Einſprachs⸗ 


6*:. 


37. 


41. 
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berechtigt zu ſeyn, daß derfelbe nicht der Namen einer andern 
Familie werde. Ordonnanz (1818). S. 18. 2. 305. — f. Art. 
42. 57. 76. 85. 88. | 
* 8.9, über dad Verfahren, wenn Semand feinen Namen mit 
einen andern vertaufchen,, oder noch einen fernern annehmen 
will, R. B. 1838. V. — f. Nro. 9 — 12. d. T. 

1. Die bürgerlichen Standesbeamten üben Feine Gerichts: 
barkeit aus, indem fie die Erflärungen aufnehmen: fie find nur 
paffive Werkzeuge zur Abfaffung der Urkunden. Bericht an ben 
gefeggebenden Körper 

2. Sn den bürgerlihen Standesfcheinen haben die Beur— 
Eundungen der Standesbeamten de visu et auditu Glaus 
ben bis zur Anftellung der Faͤlſchungsklage. — Aber die bloßen 
Angaben ber Standesbenmten auf den Grund der Erklaͤ⸗ 
rungen ber vor ihnen .erfchienenen Perfonen haben nur Glau⸗ 
ben bis zum Beweife des Gegentheild. C. H. Bw. Amiens. 


8. 23. 1. 394 


1. Die Beſtimmung des Art. 37. daß die Zeugen ber 
Ehefheine männlihen Gefhlechtes fein müffen, iſt bei Strafe 
der Nichtigkeit zu beobachten. Caen. 8. 19. 2. 225. D. 17, 
2. 37. L. 66. 398. — f. Urt. 25. 39. 46. 56.:71. 75. 96. 


« Du Ott. 37 — 39. find für Baden aufgehoben. R.B. 1811. | 


1. Für die Aufnahme ber bürgerlihen Standesſcheine 
und ihre Eintragung in die Bücher find feine Gebühren zu 
entrichten. Dekret. (1807) S. 13. 2. 284. — f. Art. 58. 60. 


61. 62. 63, 67. 80. 82. 87. 90. 91. 98. 171. 1% 


“ Die Dupfifate der Standesbücher find nicht ald Abfchriften, 
fondern ald Driginalien zu führen. Minift. d. Inn, U. U. 3. 


1837. Nro. 5. : | | 
° gi Art, 41. iſt für Baden aufgehoben. R. B. 1811. XVL 


$..9. 

Alphabetifche Negifter über die Urkunden des bürgerlichen 
Standes müffen alle zehn Jahre in dreifacher Fertigung aufge: 
fiele werden: die eine iſt auf der Kanzlei dee einfchlägigen Bes 
zirksgerichtes, die andern bei der Mairie, die Dritte bei der 
Präfektur zu hinterlegen. Dekret. (1807). S. 13. 2. 284. 

* 1) Eigenhändige Sübrung der Standeösbücher und deren Duplikate 
Durch die Pfarrer. M, 4. B. 1815. N. 96. D.A.B. N. 101. 
MWehrer. IV. 210. Ä 

2) Die Duplitate find mit Regiftern zu verfehen. M. A. B. 1815. 
3) Eradi una Kehleiiber Dupifate der Pindenkäcer, nike bi 
rgänzung fehlender Duplifate der Kirchenbücher, mie ed da— 

“mit i. halten, Miniſt. d. Inn, M. 4. en N. 17. 

4) Süprung der blrgerfihien Gtandesblcher d rverw 
uͤhrung der buͤrgerlichen Stan er durch Pfarrverweſer 
ee DAB. 1827. N. 64. M. A.B. 1829. N. Fr ©. d 
“4829. N. 54. DUB. 1829. N. 55. Wehrer V. 938. 1136. . 
5) Bei Einträgen in die Kirchenbuͤcher find Buchftaben ftatt der 
Ziffern zu gebrauchen. U. A.B. 1811. ©, 27, Wehrer III. 240. 


[3 r 
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* Der. Urt. 44 ift für Baden aufgehoben. R. B. 1811. XVI. 44, 

3 In den Ausfertigungen der Geburtsſcheine, welche Al: 45. 
ter find, als das Gefeg von 1792, darf die Erwähnung der 
u on en — Circular des Großrichters. (1806) 

4. Die Legalifation einer, öffentlichen Urkunde begründet 
nicht den Charakter der Deffentlichkeit, fondern ift nur der Ber 
. weis berfelben. — 

Mithin wird die Faͤlſchung eines Geburtsſcheines fuͤr die 
Faͤlſchung einer oͤffentlichen Urkunde geachtet, wenn der Geburts« 
ſchein vom Standesbeamten unterzeichnet, obwohl noch nicht le— 
galiſirt iſt. Caſſ. Florenz. S. 13 1. 185. L. 36. 600. 

2. Kirchenbuͤcher, von den Kirchenbeamten irgend einer 46. 

Confeffion geführt, Eönnen die vom  Gefege vorgeſchriebenen 
Standesbuͤcher nicht erfegen. Geſetz. S. 2. 2. 23.* 2 
— 3. Im Falle des Verluftes der Standesbücher ift e8 nicht 
nothwendig, den Urkunden: und Zeugenbeweis zu - verbinden: 
ber letztere ift genügend. Trier. S. 7. 2. 766. L. 17. 428. 
— 4. Der Art. 46. iſt begeichnend und nicht befchränkend. — 
Mit andern Worten: die Gerichte Eönnen nach ihrem Exrmeffen 
den Zeugenbemweis zulaffen, felbft wenn Bücher vorhanden, jedoch 
unrichtig oder unvollftändig find, wenn Irrthuͤmer oder Auslaf- 
fungen darin vorkommen. Agen. S. 5. 2. 145. L. 16. 12. ©. 
H. Bw. Orleans. S. 7..1. 361. D. 5. 1. 261. L. 18, 209. 
— €. 9. Bw. Paris. S. 9. 1. 221. D. 7. 1. 70. L. 23. 
417. — Bordeaur. 8. 12. 2. 39. L. 35. 142. — Bordeaur. 
S. 12. 2. 421.— €. H. Bw. Zouloufe. S. 0.1. 81, — C. 
H. Bw. Montpellier. S. 30. 1. 213. | 
- 6, Der Tod eines Abwefenden (wenn nicht nachgewiefen, 
dag in den bürgerlihen Standesbühern eine Auslaffung if, 
ober daß feine Bücher geführt worden . find) Fann nicht tur 
Kundbarkeitsfcheine bewiefen werden, zumal. duch ſolche, welche 
nicht die beftimmte Thatſache des Ablebens-enthalten, fondern 
fie nur durch ein Zufammentreffen wichtiger Umftände in hohem 
Grade wahrfcheinlih mahen. Colmar 8. 15. 2. 242. D. 13, 
2. 110. L. 42. 280. — €. 9. Bw. Pau. S. 14.1. 291. 
D. 12. 1. 348. L. 40. 369. | 

7. Die Regel, daß ber Zeugenbeweis eines Todesfalles 
nur im Falle des Nichtverhandenfeins der bürgerlihen Stan: 
desbücher zuläffig fen, iſt ſelbſt auf die im Auslande erfolgten 
Todesfälle anwendbar. — Eben fo verhält es fih, wenn ber 
anerbotene Beweis zum Voraus als verdächtig erfheint. C. 9. 
Vw. Bordeaux. 8. 29. 1. 42. D. %. 1. 378. L. 83. 184. 
— 8. Wenn feine Bücher vorhanden gewefen, um die Eides- 
leiftung naturalifirter Fremden zu beurfunden,. oder .wenn fie 
verloren gegangen find, fo Eann der Beweis der Eidesleiftung 


46. 
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ſowohl durch Urkunden als Zeugen geführt werben... Caſſ. Pa: 
vis. S. 9. 1.242. D. %. 1. 213 L. 64. 5. 

9. Wenn die Verwandefhaft nicht widerſprochen iſt, fo 
koͤnnen die Verwandtſchaftsgrade, des Bezuges einer Erbſchaft 
halber, durch andere Urkunden als die Standesbuͤcher, z. B 
Heirathsvertraͤge, Erbverzeichniſſe, Erbvertheilungen u. ſ. w. 
bewiefen werden. Paris. S. 14. 2. 367 L. 39. 340. 

10. Wenn ber Beweis des bürgerlichen Standes im Falle 
des Verluftes der Bücher durch Zeugen geführt werden fol, düt: 
fen die Gerichte keine Kundbarkeitsfcheine zur Ergänzung der 
Unterfuhung annehmen, ehe vorher über die Nothwendigkeit, 
um Zeugenbemweife die Zuflucht zu nehmen, entfchieden iſt. 
—* S.7. 2. 766. L. 17. 48. — f. Art. 53. 99. 19. 


: 3233 324. 725. 


47. 


(11) Wo keine bürgerlichen Standesbuͤcher vorhanden , 
ober wo fie verloren gegangen find, koͤnnen die Gerichte Urkuns 
den und Schriften, welche zum Beweis einer Kindſchaft vorge 
legt werben, aus dem Grund allein nicht vermerfen, daß ſolches 
keine öffentlichen Urkunden ſeyen; fie find einer Prüfung zu 
unterwerfen, fobald fie nur ein fiheres Datum haben. Cafl. 
Pau. R. G. 1833. 1. 79. | | 

(12) Der Verluſt eines den bürgerlichen Standesbühern 
beigelegten Aktenſtuͤckes, z. B. einer Vollmacht zu Anerkennung 


“eines nathrlihen Kindes, Tann eben fo, wie ber Verluſt ber 


Birher felbft, durch Zeugen bewiefen werden. C. 9. Vw. Mont: 
pellier. R. G. 1837. 1. 642. 

1. Der Todesfhein eines im Auslande- verftorbenen Fran⸗ 
zofen hat vor Gericht feinen Glauben ohne die Legalifation des 
an dem Orte, wo die Urkunde ausgehändigt worden, beftellten 
franzöfifchen Gefhäftsträgers Alsdann ift das Ableben hin: 
länglich befcheinigt durch den mit ber Legalifation. der Obtigkeis 
ten bes Landes verfehenen Zodesfhein, oder durch Andere zur 
— dienende Umſtaͤnde. E H. Bw. Drome. L. 4 


2. Die Urkunden über den birgerlihen Stand ber Fran⸗ 
zofen im Auslande (3. B. Über Heirathen) haben Glauben, ob⸗ 
wohl fie nicht ſchriftlich abgefaßt worden, wenn dies die Örtliche 
Gewohnheit war. — In diefem Falle. ift Beugenbeweis dieſer 
Gewohnheit vor den franzöfifchen Gerichten zuläffig E. H. Vw. 
Me. S. 9. 1. 375. D. 7. 1. 263. L. 24. 177. — ©. 9. 
Bw. Riom. S. 7. 2. 927. — Paris. S. 13. 2. 310, 

&. Urt. 3. 12. 48 — 59. 86. 88. 170. 

(4) Der Art. 47. ift auf den Fall, wo die Urkunde nur 
Sranzofen betrifft, eben fo anwendbar, als auf jenen, mo fie 
gleichzeitig Franzoſen und Auslaͤnder angeht, zumal wenn zu 
jener Zeit im Auslande Fein franzöfifcher Confular = Agent fi 
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* Der Art. 49. iſt für Baden aufgehoben. R.B. 1811. XVI. 


den Gerichten erfter Inftanz im bürgerlichen, nit im ftrafpolis 
vo. Wege anzuftellen. Gutachten des Staatsraths. S. 7. 


4. 


+49. 
1: Die Klagen, wovon in Art 50: die Rede, find bei 50. 


2. Ohne daß es einer vorgaͤngigen Ermächtigung dee Re⸗ 


gierung hinſichtlich der Standesbeamten beduͤrfte. Gutachten des 
Staatsraths 8. 7. 2 774 
Mit andern Worten: die bürgerlichen Standesbeamten 
finb Feine. Agenten der Megierung. Caſſ. Morbihan, S. 7; 2: 
774.D. 5. 2. 192. L. 20. 215. = f. Art. 35. Neo, 1: ' 
4. Dod kann die. Regierung den Staatsanwälten. vor« 
f&hreiben, ihr von den Klagen, welche fie anzuftellen beabfichten, 
Kenntniß zu geben, und mit folhen Klagen einzuhalten, welche 
keine NMachläßigkeiten zum Gegenftande haben, die ihrer Bedeu— 
tenheit halber wirklich fteafbar find. Gutachten des Staatsrache. 
8. 13. 2. 296: u | 
gi Art. — er 4 42 200 
° icht⸗Beobachtun rmlichfei 
le en b, —8 hat keine —32 — der Urkunden zur 
Solge. BRD. 1816. XIX. Sarımi. II, 460. * Trefurt 31. f. 
+9 S „jet yeo eine Geldbuße des Beamten nach fich. Hohnd. 
**) 


* Pp. O. $. 1175. Nro.2 — 7. 


Zweites Kapitel. 
Von den Geburtsbüchern et, 


Ar Dekret über die Aut der Adfaffung bes Scheines, wo⸗ 


durch der Beamte des buͤrgerlichen Standes beurkundet, daß ihm 
ein todtes Kind vorgezeigt worden ſey. Dekret (1806). S.6. 2 410. 

2. Die Geburtsurkunde hat fuͤt das Alter oder den Tag 
der Geburt des Kindes nur dann Glauben, wenn ſie innerhalb 


n bei Aufnahme der Ur⸗ 


drei Tagen nad) der Entbindung aufgenommen worden iſt. Paris: _ 


S..13: 2, 310. | 

2b; Wenn die Erklärung der Geburt eines Kindes. nicht 
innerhalb drei Tagen in Gemäßheit des Art. 55. geſchehen iſt, 
fo kaun diefe Erklärung ‚durch den bürgerlihen Standesbeamten 


| ) Alte bes ©: St: welde im Ausland aufgenommen worden. 
achar. I. 61. i N 

- 99) —— den Gewaͤhrleiſtungen fuͤr die gehoͤrige Fuͤhrung und Auf⸗ 
bewahrung der Buͤcher des b. Standes. Zachar. J. 66. 

⸗**) Won den Geburtsakten. Zachar. I. 70. 


55. 


57. 
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nie in Kraft eines Urtheild aufgenommen werben, welches bie 
BVerbefferung ber Unterlaffung verordnet. Golmar. S. 29..2. 
28. D. 27. 2. 33. L. 83. 532. —— f. Art. 99. 

3. Der bürgerliche Standesbeamte darf Feine verfpäteten 
Erklärungen aufnehmen, noch fie in fein Buch eintragen, ohne 
dazu durch ein Urtheil ermächtigt zu fein. Diefes Urtheil muß 
von ben betheiligten Parteien veranlaßt, und nad Verhandlung 
der Sache und den Anträgen ber Staatsbehörbe erlaffen werben. 
Gutachten des Staatsraths. 8. 3. 2. 37. 

4. Ein Geburtsfchein ift nicht darum allein ungültig, daß 
er auf eine verfpätete Anzeige, und ohne daß das Kind dem 
bürgerlichen Standesbeamten vorgezeigt wurde, aufgenommen 
worden ift. Angers. S. 23. 2. 105. D. 21. 2. 76. L. 64. 519. 

f. Art. 34. 57. Neo. 7. 59. 92. 319. 

Wenn eine Frau außerhalb ihres Wohnfiges entbunden 

wird, fo find nicht alle Perforien, welche ihrer Entbindung ange: 
wohnt haben (namentlid die Aerzte und MWundärzte) und bie 
Perfon , bei welcher die Entbindung gefhab, in Sefamtheit zur 
Anzeige verpflichtet. — Nur die letztgedachte Perfon ift gehalten, 
die Anzeige zu machen, und fie allein iſt ftrafbar im Falle der 
Unterlaffung. E. H. Vw. Melun. S. 24. 1. 420. D. 22.1. 
114. — ®&vyon. S. 27. 2. 243. L. 79. 300 *). 
4. Wenn die Geburtsurkunde über den Tag ber Geburt 
des Kindes ſchweigt, jedoch den Tag, wo «8 getauft wurbe, ans 
gibt, fo kann man mit ber Geburt nit auf einen frühern 
Zeitpunkt zurlidgehen, als den der Taufe. Caſſ. Dyle. S. 4 
2. 140. L. 10. 163. | 


2, Wenn die Geburtsurkunde -eines Kindes aufgenommen 
worden ift, ohne zu ſagen, daß es tobtgeboren fen, fo ift durch 
diefe Urkunde beglaubigt , daß das Kind gelebt habe. Das Ge: 
gentheil kann weber durch einen Zeugenbeweis, noch felbft durch 
den am nämlichen Tag aufgenommenen Todtenfhein bewiefen 
werden, welcher befagt , daß das Kind in der Geburt geftorben 


ſey. Paris. S. 4. 2. 732, L. 8. 332, 


# 


3. Wenn unbeftritten ift, daß ein Kind. lebend geborem 
wurde, fo ift damit zugleich die Vermuthung ber Lebensfähigkeit 
deffelben begründet, wenn es zur rechten Zeit erſchienen iſt; 
wenn anders in feiner Bildung ſich nichts zeigt, was zu erken⸗ 
nen gibt, daß e8 nicht am Leben bleiben Zonnte. Angers. 
8. 23. 2. 105. D. 21. 2. 76. L. 64. 519. — f. rt. 7235. ( 

4. Die Angabe, wer die Mutter fey, ift in einem Geburts—⸗ 
fcheine wefentlich nothwendig. Folglich begründet die Unmwahrheit 
diefer Angabe eine augenfheinliche Faͤlſchung. Eaff. Eure, 8. 4. 
1. 366. D. 2. 528. L. 10. 185. - . 





*) Zrefurt 34, 
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5. Die Angabe ber ehelichen Geburt iſt nicht eben fo 
weſentlich; woraus folgt, daß die Unmahrheit diefer Angabe ben 
Charakter der Sälfhung nicht hat. Caſf. Pas de Ealais. 8. 4. 
2. 4. D. 2 10. 43. — €. 9. Bw. Roer. S. 9. 

aD 610 L. 24.322. — 8.51.37. u, die 
— des Art. 319 u. Art. 327. 

Man kann keinem Kinde als Vornamen den Familien: 
namen eines Individuums beilegen, welches daſſelbe nicht in 
der Eigenſchaft als Vater anerkennt. — Derjenige, deſſen Na⸗ 
men auf dieſe Weiſe mißbraucht wurde, hat ein Klagerecht auf 
Abſtellung, und kann ſelbſt Schadenerſatz an diejenigen a 
welche dem Kinde den beigelegt haben. Bruffel, S. 7. 
2. 62. D. 5. 2. 62 19. 280. 


57. 


7. Eine — iſt nicht unguͤltig, obwohl darin 


weder des Alters des Vaters und der Mutter, noch der Zeugen, 
noch daß das Kind dem Standesbeamten vorgezeigt worden, * 
ſelbſt des et Erwähnung gefhehen ift. WBrüffel. S 
12. 2. 274. L. 2, 215. 

1 A. 34. 35. 55, Meo. A. 79. 81. 

+ en der Zeugen bei Geburtd - und SUOSEHUCHEARINNER: 

+ 9. B. 1810. Nro. 53. Wehrer II 

— Sr 86. 87. 988 u. 378. 

ee Art. en 991 ff. 


f. * ff. 


Drittes Kapitel. 
Bon den Ehebüchern. 


* Eheordnung. $. 17— 3. Samml. IT. 500 ff. 


1. Der Mangel der vorgängigen en —— die Nich⸗ 
tigkeit der Ehe nicht nach ſich. Riom. 8. 

2. Die Staatsanwaͤlte ſind Sg im Namen des 
Staatsoberhauptes Nachſicht für das zweite Aufgebot zu ertheilen. 
Beſchluß der Regierung. S. 3. 2. 211. 

3. Unbedingt ungültig oder unzulänglih ift eine Nach: 
fichtsertheilung FM bag Aufgebot von Seiten ber geiftlichen 

Behörde. — Die |. einer folhen Difpenfe kann 
daher das Verbrechen der Fälfhung nicht — Caſſ. 
Deur:Sevres. S. 9. 1. 428. D. 7. 1. 323. L. 25. 423. 

f. Art. 41. 43, 64. 65. 94. 95. 99. 144. Im 

170. 192, — *) | 





*) Bon dem En Zachar. III. 452, Brauer V. 391. 
Archiv f. R. I. 512. | 
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63. 


67. 
68. 


73. 


74. 
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j m Trauſcheine find von den Aemtern, bejiehungsmeife Militär: 
bebbtpen, auszufertigen. _ Etwaige u dinhernifte nk vorber 


bchung der II. $. 15 
2) 55 der Traufd eins Biue. End. J. 10— 16, Vergl. 


t. 341. 
3) Nur 1? „gefcheben durch die — * Sind 2 
XIII. Samml. —* Oo. — Ul. E. €& 58 
3 — 1V. ©, 571; Not. 8.9 da. & Srcun ‚339. 
4) Erfte Behörde in Schließung einer Ehe. — D. $- 60 
5) — EEE ehe gergionenen Pa * zum Art. 11. 
am 
6) dir —— —2* Ber netten Aufgebote find die Kreiötirefte) 
en (Kreißregietungen) competent. 3. 1811: TI. Saniml, L 
255, Wehrer IIL 195. 
7) au a erheiuns der Kirgbendiöpenfe vom dritten 
R. 3. 1811. XU. Samml. I 


536. 
8) Ya meldung von "ser onen verf ledener a er aus 


Srtfehaften, wo für einen Theil ‚der Verlobten Feine arochial⸗ 
ern feiner Kirche beftehen, betr, R. B. 1813. xxI, Sammil.: 


9) Bi Sei. in Betreff der —— RB. 1818, XXI 
Sammi. II. 533. Wehrer, IV 
10) Aufgehote der Ehen der nchnöntten pa aben durch den einfchlä- 
unver * Kan er * — zu geſchehen. 
in nn 
11) Aufgebote der Juden R. DB: Bir en. Samml. II: 537. 
Dergl. Brauer IV. ©. 571. Not. 10, 


* Didpenfation von der gefegliben Ausbarrungdzeit ar Träuung 
it — zulaͤſſig. —3 ee SICK Samml alt au | 


Ser Art. 66 ift durch RB. 1811. XVI. größtentheild aufs 
gehoben. Vergl. Trefurt 342. f. 


f. Art. 172 ff. *) 


R. B. 1811: XVI. 
1. Um ſich einander zu ehelichen, find die Verlobten nicht 
ehalten, die Todtenſcheine ihrer Eltern vorzulegen , wenn die 
ßeltern deren Ableben beftätigen. — Im Halle die Eltern 
ober Großeltern, deren Einwilligung oder Rath erforderlich ift, 
verftorben oder abweſend ſeyn follten , wird der mangelnde 
Beweis des Ablebens oder der Abweſenheit duch eine Erklärung 
der Verlobten und der vier Zeugen bes Trauungsfheinee erfegt. 
Gutachten des Staatsraths 8. 5.2. 389 **). 
f. Art. 148. 149. 150. 155 
Die Beſtimmung des Art. IR iſt auf die Militaͤrperſonen 
anzuwenden, welche auf franzoͤſiſchem Gebiete befinden. — 


Dieſer Umftand des Aufenthaltes der ———— im Innern 


von Frankreih macht die im Sten Kapitel von den Urkunden 





) Trefurt. 343, 
**) Natur des Rundbaikeitsbeweifes. Brake. vi 1. 


Yon den ehächern.- | — 


des buͤrgerlichen Standes, welche Militärperfonen betreffen, Hot: 74 
gefehenen Ausnahmen unanwendbar. — Gutachten des Staats: 
raths. S. 6. 2.48. D.4 2. 14*), 

* ſ. Art. 88. Neo. 3. 94. 102. 165 und die Notizen. Art. 


* Dpopertation in den sun ded 7 * 74. ertheilt dad Amt. 74a. 
XVIII. 


1. Die Pfarrer dürfen. die 54. Einſegnung nur den: 75. 
jenigen ertheilen, welche fih ausweiſen, ihre Heirath vor dem 
Standesbeamten gefhloffen zu haben. Gefes. (J. 10.) 


2. a... die Rabbiner. Beſchluß der Confuln. (3. 10.) 


* * Heirath wird dadurch allein nicht ungültig, daß 
berfelben nur ein einziges Aufgebot vorangegangen, und daß fie 
nur in nen — —— eſchloſſen worden iſt. Gre— 
noble. 8. 18. 2. 103 9. 502. 

j Auch alt, — de im Gemeindehaufe gefchloffen 
wurde. Riom. 8. 29. 2, 320. 

5. Oder weit einer der vier Zeugen nicht wirkt gegen 
4 C. H. Bw. ae. S. 14. 1. 291. ..12. 1: 348. 

L. 40, 369. — ſ. Art. 165 

6. Die uUnterſchrift, welche die Ehegatten unter den 
Trauungsſchein fegen , — 2* — die Unregelmaͤßigkeit, welche 
daraus hervorgehen koͤnnte, daß der "bürgerliche Standesbeamite 
ihnen die verfchiebenen Scheine und das fedste Kapitel des Cobe 
nicht vorgelefen, ingleihen daß die Vertragsperfonen nicht erklärt 
haben , daß fie fih zur Ehe nehmen wollen, endlich daß der 
Standesbeamte nicht erklärt hat, daß fie durch das Band ber 
Ehe verbunden feien. Riom. S. 29. 2. 320. 
er f. Art. 39, 146. — 37. 63. 64 65. 68. 165. 191. 


(7) Die Erklaͤrung der Verlobten , daß fie fih zur Ehe 
nehmen wollen, und die des bürgerlichen Standesbeamten, daß 
die Verlobten durd) das Band der Ehe verbunden feyen , find 
wefentlihe Förmlichkeiten, ohne deren Beobachtung ‚keine guftige 
Heirath flatt findet. — Diefem nad darf eine Fälfhungsklage, 
wodurch, im Widerfpruche mit dem Ehefcheine, dargethban werben 
fol, daß jene Förmlichkeiten nicht beobachtet worden, nicht als 
unerheblich (oder aus dem Beweggrunde, baß die Unterzeichnung 
des Ehefcheines von Seiten ber —* die Eee geheilt 
re zuruͤckgewieſen werben. Caſſ. Riom. R..G. 1833. 1. 


8. 2. 2. 





Trefurt 339. $. 393. 2 | Ä 
»») Bon der Trauu 25 4% Trefurt 340. 
— der Ehe. — k 407 f. 


75. 


76. 


78. 
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*4) Ehe⸗O. ß. 19 — 22, j 
2) Die auf bürgerlihe Standedhandlungen fich gründenden Kirchen- 

ndlungen betr. R. B. 1809. XXI. Samml. I. 868. 

3) Dad DVorlefen des 6ten Kapiteld des Kiteld von der Ehe vor 
der Trauung betr. R. B. 1812. VIII. Samml. I. 911. Web: 

rer III. 408. 486. 

Ein Trauungsfhein, und die darin enthaltene Anerken: 
nung eines Kindes, kann nicht für ungültig erklärt werden 
wegen mangelnder. Unterfchrift der Ehegatten, wenn der Stan⸗ 
desbeamte das Unvermögen zu unterzeichnen beurkundet hat. 
Zouloufe. S. 24. 2. 223. D. 22. 2. 125. 

f. Art. 39, 165. 194. 


Viertes Kapitel. 
Bon den KXodtenbüchern *). 


° 4) Zeihenfhau:Drdnung. R. B. 1809. IX, Samml. IT. 665 ff. 
2) R. 3. 1810. XI. 1811. XVI. 
3. In jeder Gemeinde, wo kein Friedensrichter feinen 
&ig hat, ift der bürgerliche Standesbeamte gehalten, dem’ Frie— 


densrichter des Cantons vom: Tode jeder Perfon, welche minder: 


jährige oder abmwefende Erben hinterläßt, die Anzeige zu machen: 
Dekret (1797). 

4.. Die Maires und übrigen Polizeibeamten find verpflich⸗ 
tet, fid) die Leichname ber Arbeiter, welche duch Zufall beim 
Bergbau verunglüdt feyn follten, vorzeigen zu laffen, und beren 
Beerdigung nicht zu erlauben , ehe fie ein Protokoll über das 


- Ereigniß aufgenommen haben, bei Vermeidung der im Straf: 


gefegbucdye geordneten Strafe. Dekret. (1813). 8. 13. 2. 276, 
= f. Art. 81. 96. ö 

* Der Art. 77. ift für Baden aufgehoben. R. B. 1811. XVI. 

+ Die Legalität eined Kodtenfcheined it nach den Gefegen des 

Ortes zu_beurtheilen. Die vorgefchriebenen Zeierlichkeiten find 

a Besen in Bere —* re — 

eurkundung zuläffig. Hohnh. V. 84-89. Abweichende 

Meinung. Ebend. — 

1. Die Angabe der Vor: und Zunamen der Eltern des 
Verftorbenen ift in einem Tobtenfcheine nicht nothwendig. Eine 
Unrichtigkeit in diefer Angabe Fann daher Feine Fälfhung ber 
gründen, zumal wenn diefelbe erft nad der Abfaffung des 
Scheines und als Ausfüllung einer Teer gelaffenen Stelle ge: 
ſchehen ift. Caſſ. Doubs. S. 12. 1. 176. D. 7. 2. 101. 

2. Wenn eine Perfon auftritt, welche diejenige zu feyn 





”) an. phnfifchen Tode. Akte über das Abfterben. Zachar. 


Abgeänberte Regeln zu Beurkundungen der Todesfaͤlle für 
Baben. Trefurt 77. f. 
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behauptet, bie in einem gewiſſen Zodtenfcheine als verftorben 
bezeichnet wird, fo bemweifet ber Zobtenfchein bis zur Anftellung 
einer Fitfchungsklage daß zwiſchen jener Perſon und dieſer, 
deren Ableben der Todtenſchein beſtaͤtigt, keine en beftehe. 
C. 9. Vw. Paris. S. 7. 1. 401. D. 5. 1. . L. 18, 481. 

3. Wenn ber Beweis eines Todesfalles — worden 
ift, fo kann derſelbe eher vor dem Gerichte, wo der Streit an—⸗ 
bängig gemadht wurde, als vor dem Gerichte des legten 
Wohnfiges der verftorbenen Perfon geführt werden. C. H. Reglem. 
de jug. S. . 76. 

f. Art. 34. 50. 57. 


* Sn Sterbeaften ift dad Alter ded G Buchftaben 
—— —R M.A.B. ar " 


1. Die Vorfteher der Mititächofpitäler — jeden Mo⸗ 
nat einen Auszug des buͤrgerlichen Standesbuches dem Kriegs⸗ 
Commiſſaͤr vorlegen, welcher denſelben mit einer doppelten Aus: 
fertigung des — dem Kriegsminiſter einzuſenden hat. 
Beſchluß der Conſuln. (1800 

2. Was die in andern Hoſpitaͤlern und Haͤuſern verſtor⸗ 
benen Militaͤrperſonen betrifft, fo muß der bürgerliche Standess 
beamte zwei gleichlautende Ausfertigungen des KZodtenfcheines 
durch Vermittlung des Kriegscommiffärs an ben Kriegsminifter 
einfenden. Inſtruction des Kriegsminiftere. 8. 4 2. 743. 

f. Art. 9%. ff. 


® Der Art. 80. ift für Baden aufgehoben. R. ®. 1811. XVI, 


Der gewaltfame Tod begreift auch das Duell und den 
Selbftmord unter fih, und es iſt die Abficht der Megierung, 
daß hiervon in den Zodtenfcheinen a. Erwähnung gefchehe. 
Inſtruction des Rriegminifters. S. 4. 2. 743. 

f. Art. 85. 


Das Ableben einer, eines unvorgefehenen und gewaltfamen 


Todes geftorbenen Perfon ift hinlänglich beurkfundet durch den ° 


in den bürgerlihen Standesbuͤchern eingetragenen, vom Stans 
desbeamten abgefaßten. Schein, wenn auch biefer Schein von 
den vom — —— — rer, nichts erwähnt. 
Caſſ. Seine und Dife. S. 1. 1. 183. D. 1. 178. 
— — 
ſ. Art. 34. 40. 78. 80. 85. 
Der Art. 84. ift für Baden aufgehoben. R. B. 1811. xvi. 
ſ. die Notiz zu Art. 81. 


79. 


81. 


84, 


85, 
* Die gleichförmige Baveeng der — und „Sterbebher I = 85 a. 


Berug - —— r. Miniſt. d. Inn. DAB. 


— 7 ff. 59. ff. 988. ff. 
fe Art, 60. ff. 991. 


86. 
87, 


55 


88 


9% Bon den Urkunden des bürgerlichen Standes 1. 


h Fünftes Kapitel. 


Bon den Urkunden des bürgerlichen Standes -anfer ‚dem 
Staatögebiete, welche Militärperfonen betreffen *). 


3. Die Verfhgungen des gegenwärtigen Kapitels find nicht 
allein auf die Militärperfonen anwendbar, welche in einem Ars 
meecorps außer dem Staatsgebiete vereinigt find, ober bei des 
tachirten Corps verwendet werden, fondern auch auf ſolche Eorps, 
weiche während eines feindlihen Einfalles oder einer Empörung 
außer Stand gefest feyn follten, die ordentlichen Beamten des 
bürgerlihen Standes anzugehen. In allen andern Fällen find 


die Militäuperfonen den Regeln: des allgemeinen Rechtes "unter: 


worfen. Circular des Kriegsminiſters. 8. 4. 2. 748. 

5. Ein. Militie im aktiven Dienſte Tann’ im Auslande 
ahftig- eine Ehe fchließen, nady den Formen und vor dem Stan- 
desbeamten diefes Landes, zumal wenn er fid) mit einer Aus- 
länderin verehelicht, Es ift nicht nothwendig , daB die Heirach 
vor den bürgerlihen Standesbeamten der Armee gefäloffen - 
werde. Paris. S. 20. 2. 307. D. 19. 2. 41, L. 58. 30. — 
, Art. 74 Neo. 1. — €. H. Bw. Colmar. S. 27, 1. 108. 

35.1.8 — S. 24. 2 156. Bas 
f. Art. 34. 47. 69. 76 78. ff. 170. 981. 
f. Art. 40. ff. | 
Militärperfonen Eönnen auf franzöfifhem Gebiete nur vor 
dem bürgerlihen Standesbeamten ihres Wohnfiges eine Che 
—— Gutachten des Staatsraths. 8. 6. 2. 48. D. A. 


J 

f. Art. 63. 74. und die Note. 88. 

f. 61. 87. 89, re 

Der Beweis des "Todes einer abwefenden Militärperfon 
kann vor Gericht (beiläufig bei einer gegen bie muthmaß: 
lihen Erben diefes Militärs angeftellten Klage) auch anders 
als durch einem bürgerlichen Standesfhein in der Art. 96. 
vorgefchriebenen Form , oder durch ein Urtherl, geführt werden: 
—Das Gericht, wo die Hauptfache anhängig ift, kann ' erflä- 
ven, daß der Beweis des Ablebens hinlaͤnglich hergeftellt fen, 
entweder durch die Ausfage einer geriffen Anzahl von Zeugen, 
aus der Zahl der Offiziere und Soldaten des Regiments, oder 
durch die fchriftlihe Erklärung, die von einem ber Erben ausge: 


ftellt worden. C. H. Vw. La Ehatre. S. 20 4. 432. D. 18. 
1. 512. 278. Ä 


Menn keine Standesbücher vorhanden, oder wenn. fie ver⸗ 


loxen, zerſtoͤrt, unterbrochen find, fo ann der Zeugenbemeid zu: 


gelaffen: werden. Gefes. (1847). S. 17. 2. 239. . 
f. Art, 46. 981. | 


*) Alte über den Givilftand von Militaͤrperfonen betr. Zachar. I. 61. 
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2. Als der letzte Wohnſitz, an welhen bie außer Landes 98, 
aufgenommenen Geburts» Ehe: und Todtenſcheine gefandt 
werben follen, muß berjenige gelten, wo das betreffende Indi⸗ 
viduum geboren ift, in Ermangelung einer gegentheiligen Erklaͤ⸗ 
rung. Inſtruction des Kriegsminifters. S. 4 2. 748. Ä 


Sechstes Kapitel. 
Bon der Berichtigung ber bürgerlichen Standesfcheine: 


1. ‚Kinder find befugt, die Berichtigung der Geburtsfcheine 9. 
ihrer Eltern zu verlangen, felbft wenn mehr als fünf Jahre 
von deren Ableben verfloffen find. Air. S. 9. 2. 972. 

. Wenn eine Perfon die VBerichtigung ihres Geburts: 
fheines verlangt, ſo Fann fie im Appellationswege nicht gegen 
den Staatsanwalt verfahren. — In diefem Falle hat die Staats 
behörde nur den Weg der Requifition. Brüffe. S. 7. 2. 766. 
L. 16. 218. | | | 
73 Kann die Berichtigung der bürgerlichen Standesfcheine 
von einem andern Gerichte als dem, wo fie aufgenom 
worden find, ausgefprochen werden? €. H. Vw. Paris. 8. 10. 
1. 110. D: 7. 1. 509. 


4. Geſetz (bezüglich auf die Namen-VBeränderung). 1808. 
8. 3. 2. 118. — f. Art. 34. 

5. Wenn der Name von Individuen der nämlichen Fa- 
milie in den. Standesbücdern verändert ober vermechfelt worden, 
fo haben die Gerichte über das Gefuh um Berichtigung biefer 
Urkunden zu erkennen, welches von den Abkoͤmmlingen jener 
Individuen, in der Abficht, den vorigen Namen ruͤckzuͤerhalten, 
vorgetragen worden. — Es handelt fi bier nicht von einer 
Namensveränderung, um deren willen es nöthig wäre, ſich an 
2 — zu wenden. Rennes. S. 28. 2. 166. D. W. 

6. Daraus, daß in einigen Departements die Standes: 
bücher von Jrrthuͤmern, Auslaffungen und unrichtigen Angaben 
entfteilt find, folgt nicht, daß die Regierung. deren Berichtigumg 
im Wege einer allgemeinen Mafregel anzuordnen habe. — Die 
Berihtigungen müffen je nach ‚den einzelnen Fällen von den 
Gerichten ausgehen. Gutachten des Staatsraths, 3. 3. 2. 36. 

. Wenn ein Kind, welches während der Ehe feiner 
Mutter geboren, dennoch in die Standesbächer , als von eis 
nem unbekannten Vater herrührend , eingetragen wurde , fo 
kann daffelbe: nicht mittelft einer bloßen Vorftellung die Berich⸗ 
tigung feines Geburtsfcheines, und den Eintrag des Ehemannes 
feiner Mutter, als feines Waters, verlangen, fondern es iſt in 
biefem Zalle die Nothwendigkeit vorhanden, diejenigen zum 
Rechtsſtreite beizuladen, welche ein Intereſſo dabei Haben Kinn» 


9. 


100. 


96 Won ber Werichtigung der bürgerlichen Standesicheine. 
ten, der ‚Berichtigung zu twiberfprechen. Bordeaux. 8. 29. 2.29. 
D. 27. 2 4 ; 


8. Die nicht in den gefeglich  vorgefchriebenen- Zriften in 
die Standesblicher eingetragenen Standesfcheine können nur 
darein aufgenommen werden auf Anfinnen ber Berheiligten, und 
in Kraft der auf vollftändige Prüfung ber Urfahe der. Auslaf: 
fung ergangenen Urtheile, nad) Anhörung des Staatsanwaltes. 
Gutachten des Staatsrathe. 3. 

9. Die Staatsanwälte Finnen auf. Gefuche biefer Art 
Anträge ftellen; ihre Amtsbefugniß ermächtigt fie jedoch nicht 
aus — Anbringung derſelben. Gutachten des Staatsraths. 


10. Gleichwohl ſollen fie von Amtswegen die Wiederher⸗ 
ſtellung oder Berichtigung ber bürgerlichen Standesfheine allemal 
begehrten, wenn dieſe Berichtigung die Staatsordnung intereflirt, 
wenn fie 3. B. vermuthen, daß junge Leute das Conſeriptions⸗ 
Alter erreicht haben, Circular ded Großrichters. S. 13.2. 297. 

f. Art. 45. 46. 55; 100. 198. ‚ SR t 
(AD) Die Mitglieder einer Familie haben: ein Klagereht 
auf Berichtigung bürgerlicher Standesurkunden, deren Inhalt 
die Wirkung haben würde, fremde Perfonen in bie Familie ein- 
zuführen, und dies felbft dann, wenn fie Beinen bereits ‘vorhander 
nen Geldvortheil dabei haben ſollten, dieſe Berichtigung zu et 
wirken. Paris. J. 19. S. 1834. 2. 297. *) r 

* 4) Die Berichtigung der bürgerlichen Standesſcheine geſchieht im 
— Bene II. E e 9% ee ©. 
572, Not. 12. — f. Nro, 3. d. 8. | 

2) Nachträgliche Beurfundung und Eintragung von einfchlägigen 

Fällen in die Standedbücher fann nur In Sorm einer polizeilis 

ge —— nach $. 9. des II. E.E. geſchehen. Juſtiz Min. 


AB. . Niro. 22, 
3) Das Verfahren bei Ergänzung der b. Standedbücher bir. Min. 
d. Inn. D.A.B. 1836. Nro. 6. — ſ. Nro. 2.5 
1. Wenn ein Erfenntniß auf Berichtigung oder Ergaͤn⸗ 
zung ‚eines bürgerlichen Standesbuches befiehlt, daß ein ausge: 
laffener Geburtsſchein darin nachgetragen werben folle, fo. tann 
ein ſolches Urtheil aud dritten Betheiligten gegenüber, welche 
zum Mechtäftreite nicht, beigerufen wurden, Wirkung haben, 
wenn baffelbe auf vorgängige Verhandlung gegen die Staats-⸗ 
behörde erlaffen wurde, und zwar nur zu dem Ende, um die 
aus dee Geburt in Frankreich ſich ableitende Eigenfhaft als 
Franzoſe herzuftellen. Poitiers. S. 30. 2. 99. 
* .% Wenn in einem Rechtsſtreit über eine. Erbſchaft ein 
Urtheil oder Erkenntniß ergeht, wodurch eim Individuum, bdeffen 


. ’ + 





=) Son Berichtigung der Alte des C. St. Sachar. I. 63. 
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Verwandtfchaft widerfprochen ift, für eimen Verwandten erklaͤrt 100. 
wird, fo gilt dieſes Urtheil oder Erkenntniß für eine im Rechts: 
wege erwirkte Berichtigung des Standesbuches, ae wenn diefe 
Berichtigung nicht Ken begehrt - worden if. C. H. Bw. 
Paris. S. 10. 1. 110. D. 7. 1. 509. 

Die Ausfertigung eines Eraft Urtheils berichtigten Stan: 101. 
desſcheines muß, eben fo wie der Driginaleintrag, die Erwähnung 
se a er ak Gutachten des Staatsrathe, S. 


f. Art. 45, 


Dritter Titel, 
Bon dem Wohnſitz. ) 


* 1) VI. Eonft. Ed. $. 29 
2 ra privifegirten — Organ. 1809. 


8.4 
3) Ausnahmen En Drgan. 1809. C. 9. 10 — 23. R. B. L 
— A erg — — btr. R. 34 
DE 3 Die Kanzleifäffigkeit bir. R. B. 1812. XIV. Samml. 1. 


130. 

6) £. ©. die Beieberherfellung der Sanzteiföingteh der Grund: 
berrn bir. R. 3. 1816. III. Sam 

7) _ — Blumen De der "Gerignöbare dei — 
tes btr 

8) Feſtſetzung des as Gantgerihtd, im Stantövertrage 
un ar Großherzogthum Sranffurt. R. B. 1811. IX. Samnil. 


1. Das Wort Wohnung ift nicht immer gleichgeltend 402. 
für das. Wort Wohnf fie (in einer gerichtlichen Fertigung); 
Genua. S. 9. 2. 108. D. 7. 2. 76. 

2. Der MWohnfig des Rechtsſtreites Tann ein von 
dem wirklichen Wohnfige verfchiedener feyn. — Er wird durch 
eine Reihe gerichtlicher Urkunden dargethan, weldye von bemjeniz - 
gen ausgegangen find, dem man benfelben zufchreibt, unb bie er 
nicht verleugnet hat. — Die Gegenpartei kann, um diefen Be⸗ 
weis zu führen, ſich auch folder Akten bedienen, worin fie wa 
— — iſt. C. H. Vw. Amiens. S. 16. 1. 109. L. 


3. 4. Fremde koͤnnen eben ſo wohl als Franzoſen einen 
une in Srankreih haben. E. 9 Regl. de juges. S. 3. 


) Bom Wohnſite. Zachar. J. 141. f. 
Vom allgemeinen aa ebend. 143—145. — Brauer 1. 
S. 112, Zrefurt 67. 
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5. Wenn ein Gerichtshof die Parteien vor das Gericht 
ihres Mohnfiges verweiſet, fo verfteht J ch dies von dem zur 
Zeit — bekannten Wohnfige. C. 9. Vw. Riom. 8. 

6. Wenn eine Handelsgeſellſchaft mehrere Handelshaͤuſer 
hat, fo iſt der Wohnſitz der Geſellſchaft da, wo die Hauptnieder— 
laffung — it. CH. Reglement de juges. $. 4. 2. 
103. — f Art. 7. 9. 10. 13. 103. 

(9) Der Beweis der Abficht einer Veränderung des Wohn: 
figes geht nicht genünend hervor aus langem Aufenthalt an 
dem Orte, wo man eine neue Dandelsniederlaffung errichtet hat, 


‚aus ber Zahlung ber direkten Steuern an diefem Aufenthalts: 


orte, aus einer dafelbft mit der Erklaͤtung, daß man feinen 


Wohnſitz dort habe, gefchloffenen Ehe, noch endlich aus einer 


dort ausgebrochenen und verhandelten Gant: wenn derjenige, 
gegen weldyen diefe Umftände angeführt werden, um feine Ver: 
zichtleiſtung auf den urſpruͤnglichen Wohnſitz darzuthun, der 
Ortsobrigkeit in dieſer Beziehung keine ausdruͤckliche Erklaͤrung 
abgelegt hat, und feit mehreren Fahren in den urfprünglichen 
MWohnfig rüdgekehrt war. — Wenigftens befchränft fich hier die 
Entfcheidung des Richters der Hauptfahe auf eine Erörterung 
von Umftänden, welche der Gaffation nicht unterworfen find. E. 
9. Bw. Air. J. 19. S. 1835 1. 211. — f. Art. 105. 

(10) Ein Ausländer, welcher nicht die Ermächtigung ers 
Halten hat, feinen Wohnſitz in Frankreich zu nehmen, muß, bei 
Strafe der Nichtigkeit, vor das Gericht des Ortes geladen wer: 
den, wo er wirffich fich aufhält, nicht vor jenes, wo feine Haupt: 
befigungen gelegen find; Ddiefer Iegtere Ort darf nicht als fein 


. nothwendiger Aufenthalt betrachtet werden. Paris, J. 19. S. 


102 a. *) 
102, 


103. 


104. 


1835. 2. 278 


* 
* P. 2.8 

2 an ine gefeglihe Wohnfig-Veränderung vorzunehmen, 
- ift das Zufammentreffen der Thatſache und der Abficht ber Ver: 
änderung alles, was das Gefeg verlangt. — Es ift keineswe— 
ges nothwendig, daß der neue Aufenthalt ein Fahr, oder ſechs 
Monate, nody felbft einen Monat, oder irgend eine beftimmte 
Zeit gewährt habe, Limoges S. 13. 2.353. L. 38: 359 

J. Art 110. 

3. Der Angeklagte, welcher außerhalb ſeines Wohnſitzes 
gebracht, und von dem buͤrgerlichen Tode betroffen worden iſt, 
behaͤlt dennoch ee erften en ig bis zum Vollzuge des Ur: 
theilg bei. Paris. S. 18 2. 48. L. 49. 216. 

1. Der Beweis einer Veränderung des MWohnfiges tann 
nicht aus der vor einer Gemeindsobrigkeit gemachten Erklaͤrung 





*) Trefurt 68 5. 104. 
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gefolgert werden, daß man feinen Wohnſitz in ihren Bezirk zu 104. 
verlegen gedenfe, wenn diefe Verlegung nicht durch eine wirkliche 
Aufgebung des vorigen Mohnfiges vollzogen wird. Bordeaux. 
S. 12. 2. 72. — €. 9. Vw. Douai. R. G. 1837. 1. 701. 

2. Die erklärte Abſicht, feinen Mohnfig von einem Ort 
an einen andern zu verlegen, genügt nicht, um den Wohnfig an 
dem neu angezeigten Orte aufzufchlagen, wenn der thatfächliche 
Vollzug nicht nachgefolge ift, Paris. L. 27. 522. 

3. Selbft wenn der Beweis der Abficht einer Wohnſitz⸗ 
Veränderung aus der Erklärung hervorgeht, weldhe Jemand for 
wohl der. Gemeindsobrigkeit des Ortes macht, ben er verläßt, 
als des Drtes, an den er feinen Wohnſi itz verlegen will, und 
hierzu noch der thatſaͤchliche Umſtand einer am letztern Orte 
kuͤrzere oder laͤngere Zeit wirklich gehabten Wohnung hinzukommt, 
ſo kann dieſes alles fuͤr ungenuͤgend betrachtet werden, um eine 
Veraͤnderung des Wohnſitzes zu bewirken, wenn derjenige, welcher 
das letztere behauptet, ſeine Hauptniederlaſſung am Orte ſeines 
alten Wohnſitzes beibehalten , wenn er in einer Anzahl von 
Urkunden ſich als an diefem Orte wohnend genannt, wenn er 
deffen Gerichtsbarkeit anerkannt hat ıc Wenigſtens ift in 
diefem Betrachte die Anficht des Richters der Hauptfache der 
er, bes Caffationshofes nicht unterworfen, C. 9. Bw. 
Pau. S. 30. 1. 264. 

4. Wenn e8 fi) davon handelt, eine Erbfchaft vor dem 
Gerichte bes Ortes der Eröffnung, d. bh: des Wohnfiges des 
Erblaffers, richtig zu ftellen, fo wird angenommen,‘ daß berfelbe 
feinen vorigen Wohnfig beibehalten Habe, wenn die vorgegebene 
Veränderung des MWohnfiges nur aus Urkunden, welche nicht 
un find, dargethan ift. C. H. Reglement de juges. 

. 17. 1. 107. L. 48. 33. 

5. Der Drt der Eröffnung einer Erbſchaft iſt derjenige, 
an welchen der Erblaſſer vor ſeinem Tode erklaͤrt hat, ſeinen 
Wohnſitz verlegen zu wollen, wenigſtens, wenn er wirklich waͤh— 
rend einer gewiſſen Zeit an dem neuen Wohnſitze gewohnt sat, 
obwohl unter Beibehaltung einer Wohnung am alten. — Sene 
Erklärung der MWohnfig: Veränderung, wenn fie in den gefeglich 
geordneten Formen gefchehen ift, muß alle Vermuthungen oder 
MWahrfcheinlichkeiten überwiegen, baß ber Erblaffer feinen erften 
Wohnfig habe beibehalten wollen. — Es ift hierbei uͤbrigens 
unerheblich, daß die Verhandlungen des Theilungsgefchäftes bes 
reits am alten Wohnorte begonnen haben, wenn die Erben, 
welche hierin eingemilligt, ihre Einwilligung nur unter dem Vor: 
behalte gegeben hatten, daß die Frage über den Drt ber Erb: 
(haftet mung noch weiter entfhieden werden folle Gaff. Caen. 

1. D. 25. 1. 119. L. 79. 486. — f. Urt. 110. 
en de die gefeglich erforderte Erklärung gemacht hat, 
daß er feinen Wohnfig von einem Drt an einen andern verlege, 


7* 


104. 


103. 


106. 
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und in der Folge an dem neu gewählten Orte gewohnt hat, 
behält den neuen MWohnfig bei, obwohl er feitdem wieder am’ 
alten feine Wohnung genommen, zumal wenn er ein Quartier 
am neuen Mohnfige beibehalten hat. — Wenigftens verhält es 
fih fo binfichtlid des Beholzigungsrechtes. Befangon. S. 28. 
2. 01 D. 26. 2. 201. — 
7. Das Individuum, welches feinen alten Wohnſitz ver: 
läßt, und denfelben an einem andern Drte auffhlägt , ohne 
vorher die in Art. 104, verordneten Erklärungen zu machen, 
fann nicht als ein ausmwärtiger Schuldner betrachtet werden. 
Pau S. 14. 2. 256. | 

1. Wenn es fih vom Beweife einer Wohnfig: Veränderung 
handelt, fo ergibt fih die Abfidyt hierzu (in Ermangelung einer 
ausdrücklichen Erklärung) hinlänglich aus der am Orte des neuen 
Aufenthaltes während fieben Jahren nad einander entrichteten 
Perfonalfteuer, wenn überdies Feine beftimmte Thatfache ange: 


‚geben ift, welche die Ruͤckkehr oder Abſicht der Rückkehr an den 


alten Wohnſitz vermuthen ließe. GE. H. Reglem. de juges. 
Ss. 13 1. 22. D. 10. 1. 552. 

2. Ein Franzoſe, welcher den ehegemeinfchaftlichen Wohn: 
fig verlaffen hat, um im Auslande vorübergehende und wider: 
rufliche Verrichtungen zu übernehmen, und der, während augen= 
blicklicher Einftellung diefer Verrihtungen, feinen Aufenthalt in 
Frankreich, und zwar an einem andern Orte genommen, als 
wo er zuerft feinen MWohnfig hatte, fann nad) den Umftänden 
dafuͤr angefehen werden, daß er einen neuen Wohnfig gewählt 
babe, obwohl er in diefer Hinficht Feine ausdrüdliche Erklärung 
gemacht hat. — In folhem Falle muß feine Erbfchaft als an 
dem Orte eröffnet erklärt werden, wo er die Abficht gehabt zu 
haben fcheint , feinen neueften Wohnfig aufzufchlagen. Paris. - 
8. 25. 2. 116. — f. Art. 110. 

3 Wenn die im Art. 104 vorgefchriebenen Erklärungen | 
nicht ftartgefunden haben, fo kann die Entfcheidung eines Ge- 
richtes, daß die Wohnfig-Veränderung nicht aus den Sachverhält: 
niffen hervorgehe, Feinen Grund zur Gaffation abgeben. €. 9. 
Bw. Paris, S. 4. 1. 253. D. 2, 298, L. 8, 465. 

f. Art. 104. Nro. 3*). 

Wenn ein Individuum militärifche (mefentlich widerrufliche) 
Verrichtungen übernimmt, welche ihn an einem beftimmten Orte 
fefthalten, und zur Wohnung bafelbft nöthigen , verbunden mit 
dem Thatumftande, daß er für ſich und feine Ehegattin daferbft 
ein Quartier gemiethet, und daffelbe mit Geräthfchaften verfehen 
bat, wenn er feine Perfonal: und Mobilarfteuer dafelbft bezahlt, 
und in verfchiedenen Urkunden erklärt hat, dort zu wohnen, fo 


*) Einfreiung als Wohnſitz gebend, - Brauer VI. 2. 


Von dem MWohnfiß. 1091 


fegen alle biefe Umftände nicht nothwendig die Abfiht voraus, 
feinen — Wohnſitz zu veraͤndern. C. H. Paris. 
S. 26. 1. 460. D. 24. 1. 268. L. 76. 206. 

Fe ? "Die von einem öffentlichen Beamten. dem Präfekten 
feines Departements gemachte Anzeige, daß er feinen Wohnfig 
an dem Dtte aufzufchlagen gedenfe, wo er feine Verrichtungen 
ausübt, ift nicht für ſich allein ein nefeglicher Beweis der Wohn: 
fig-Veränderung. G. 9. Regl. de jug. S. 20. 1..487. 

3. Ein Präfekt kann, ald am Hauptorte feines Departe: 
ments feinen Wohnſitz habend, betrachtet werden, wenn er feinen 
gewöhnlichen Aufenthalt dort bat. Daher kann ihm eine Appel: 
lations-Einlegung an diefem — güig zugeitellt werden, 
Zouloufe. S. 26. 2. 285. D. 24. 2 


106. 


Der politifhe Wohnſitz ift Ra — Wohnſitze 


unabhaͤngig. — Derfelbe wird auf verſchiedene Weiſe erworben, 
und von einer Gemeinde auf die andere nur in Kraft fürmlidyer 
Erklärungen übertvagen. Dekret. 8. 6. 2. 254. 

6. Der Ort, wo ein Individuum feine politiſchen Rechte 
ausübt, und wo feine Befigungen fih befinden, wird nicht für 
feinen MWohnfig angefehen , wenn biefes Individuum ein Haus 
anderswo hat, feinen ftindigen Aufenthalt dafelbft nimmt, und 
bort * Bons und Mobilarfteuer bezahlt, Paris. S. 10. 
2 26. 4, 

f. Kt 110. 

1. Der Ausdruck „lebenslaͤnglich übertragene Verrichtungen‘’ 


muß in einem mit bem Xrt. 106 übereinftimmenden Sinne 


verftanden, und auf die lebenslaͤnglichen Verrichtungen beſchraͤnkt 
werden, welche weder vorübergehend noch widerruflich ſind; folg: 
lich ſind die Verrichtungen eines auf Lebenszeit ernannten Steuer- 
erhebers nicht unter der Zahl derjenigen begriffen, beren An— 
nahme unmittelbar und ee: die Verlegung des Mohn: 
ſitzes nach ſich zieht. C. 8 Bw. S. 13. 1. 418. L. 33. 285. 
Paris. —-S. 14. 2. 128 

1. Die Bremögensabfonberung verleiht der Frau bie Be: 
fugniß nicht, einen andern MWohnfis, als den ihres Mannes, zu 
haben. Colmar. S. 7. % 1151. 


2. Eine Frau, welche auf Ungüftigkeit der Ehe Elagt, iſt 


nicht gehalten, die Ermächtigung ihres vorgeblihen Ehemannes 
oder des Berichtes zu begehrten, oder in ihrer Klage den Wohn: 
fig ber geführten Ehe ald ihren Wohnfig zu bezeichnen. — Ge— 
rade hierin Täge eine Anerkennung deſſen, was der Gegenftand 
des Mechtsftreites ift, des Daſeyns und ber Gültigkeit der Ehe. 
€; 9. Bw. Bourges. S. U. 1. 360. D. 22. 1. 336. 

f. Art, 184. 215. No. 19. 307. No, 2. 


*) Wohnfig am Orte der Dienftführung, Trefurt, 67, 8. 103, 


107. 


108, 
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3. Der MWohnfig,, welchen der Mann als den feiner nicht 
von Zifh und Bette gefchiedenen Frau anerkannt hat, muß von 
der Frau als ber gefeglihe MWohnfig des Mannes anerkannt 
werden. — Wenigftens ift diefer nicht befugt, ſich zu beſchweren, 
daß feine Frau an dieſem Wohnfis ihm habe — — 
lungen machen laſſen. C. H. Vw. Riom. S. 

D. 23. 1. 268. L. 73. 317. — ſ. Nro. 8. u. Art. Ar — 

4. Von der Wittwe wird nicht kraft Geſetzes vermuthet, 
daß ſie den Wohnſitz ihres Mannes a ‚ wenn Be 
. foͤrmlich erklärt hat. Colmar. S. 2. 349. 

5. Eine von Tiſch und Bette gefchiedene Ehefrau kann der 
Regel nach wohnen, und ihren Wohnfig auffchlagen, wo fie will. 

Das Erfenntniß, melches ihr befiehlt, bei ihren Eltern zu 
wohnen , wird, wenn auch ‚rechtskräftig, als nicht ergangen be: 


trachtet , wenn die Eltern fie nidyt aufnehmen wollen. Dijon. 
8.7.2. 284. L. 19. 413. 


6. Die verheirarhete Frau, melde den Mohnfig ihres 
Mannes verläßt, kann fich feinen andern Wohnfig wählen, und 
den Genuß — Rechte im Ausland erwerben. Paris. 
S. 18. 2. 30. D. 15. 2. 139. L. 49. 274. 

7. Wenn eine Frau den Wohnſitz ihres Mannes verlaſſen 
hat, ſo iſt die Klage auf Entmuͤndigung gegen ſie vor dem 
on ihres neuen Aufenthaltes anzuftellen. Bordeaux. 8. 5. 
. 124. 

8. Der Mann, welher feine Frau auf Scheidung belangt, 
ift nicht verbunden, fie an dem Drte zu belangen, wo fie feines 
MWiffens wirklich wohnt; es genügt, daß De an ihrem — 
Wohnſitze belangt wird. Air. 8. 9. 2. — f. Neo. 3. u. 
Art. 110, Nio. 1. 

10. Wenn es fih von Erfegung eines verftorbenen Vor: 
mundes handel:, fo ift der Familienrath nicht vor den Friedens 
richter des verftorbenen Vormundes zu berufen, fondern vor den 
Richter des Wohnfiges , den der Minderjährige vor dem Begin- 
nen ber Bormundfhaft — C. H. Vw. Angers. 8. 10. 1. 
62. D. 7. 1. 486 — f. Art. 406 

11. Der wirkliche — * den ein Entmuͤndigter zum 
Zeitpunkte der Entmuͤndigung und der Ernennung des Pflegers 
hatte, kann der Wohnſitz der Pflegſchaft bleiben, wenn dies vom 
— —— —— wurde. C. H. Vw. Bouches du hene. 


ſ. Art. 12. 19 110 215. 450. 5 

1 Wohnſitz der Ehegatten bieitg 1 Ey * des Mannes im 
— Sinne, auch wenn“ die Frau en u Zeit eine 
anbetr  RERIRENE bezogen hat. Hohn. 8 — f. Nro. 


Der Art. 109 ift auf den ——— welcher einen 
Wohnſ hatte, ehe er bei einem andern in Dienſte trat, eben 
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fo anwendbar, mie auf: den, welcher feinen Wohnſis hatte. 109. 
Borbeaur S. 29: 2. 348. D. 27. 2 217. 

1. Der Drt, wo. eine nicht von Tiſch und Bette gefhiebene 110. 
Frau anerfanntermaßen feit einer Reihe von ‚Jahren vor ihrem 
Ableben gewohnt hat, ift nicht der Drt ber Eröffnung ihrer 
Erbſchaft. — Man kann nicht annehmen, baf fie einen andern 
Mohnfig, als ben ihres Chemannes, gehabt babe. — Wenn 
ihre Erben eine Rechtshandlung in diefer Eigenfhaft vor dem 
Berichte der Wohnung unternommen haben, fo ift ihnen dadurch 
allein das Recht nicht entzogen, das Gericht = — itzes 
anzugehen. C. H. Regl. de jug. S. 8. 1. 48. D. 6, 71. 

f. Art 108 Neo. 3. 

2. Der lange Aufenthalt eines Franzoſen im Auslande, 
verbunden mit dem Umſtande, daß in dieſem Lande der Sitz 
feiner Geſchaͤfte war, und er ſich daſelbſt verheirathet hat, ge— 
nuͤgt nicht fuͤr eine Vermuthung, daß derſelbe ſeinen urſpruͤng⸗ 
lichen Wohnſitz aufgegeben habe. — Wenn er daher im Auslande 
ſtirbt, ſo wird ſeine Erbſchaft als in Frankreich eroͤffnet ange— 
ſehen. Paris. 8. 12 2. 5. L. 32 W7. 

4. Wer feinen Wohnfig nur verläßt, um zur Armee fi 
zu begeben , wird betradhtet, als wenn er denſelben beftändig 
beibehalten hätte. — Wenn er ftirbe, fo ift demnah der Drt 
ber eröffneten Erbſchaft derjenige, wo er ſeine Hauptniederlaſſung 
hatte, che er in Kriegsdienſte ging. CE. H. Reglement de 

juges. S. 7. 2. 911. D. 3. 2. 34. L. 10. 535. 
7 f. Are. 104 Neo. 5. 105. 106 108 

(5) Die von einem Ausländer in Franfreih nad) dem Tode 
binterfaffene Fahrniß wird nad den franzöfifchen Gefegen behan—⸗ 
beit, | | 
Eben fo der Kauferlös im Auslande gelegener Güter, wenn 
berfelbe nach Frankreich gebracht, und auf diefe Weife in fahrende 
Habe umgewandelt worden ift. NRiom. J. 19. S. 1835. 2. 375. 
+ 1) Die Eröffnung der Gemten ger&iebt b da, J * —8 ſei⸗ 

nen a. tz hatte, N, Jahrb. II. 465. — f. Art. 104. Nro. 


4. 5. d 

2) Seder im Lande befindliche bewegliche oder unbemeglice Theil 
einer auswärts — re — nach dortigem Rechte 
gerichtet werden Jahrb. 


)11 
»3) Der 2. 3. 110a. if durch $. . des II. E. ©. Ans R 

vergl. Brauer, IV. ©. 565. not. 1. 

1. Der Urt. 111. hat auch hinfihtlih der Erwählungen 111, 
eines zu gif — welche vor dem Code geſchehen ſind. 
Paris. S. 14 2 

2. Man ne an feinem wirklichen Mohnfige feinen 
MWohnfig erwählen. — Diefe Wahl eines Wohnfiges befteht, und 


*) Zrefurt 68, $. 106. 


111, 


104 Don dem Wohnfig. 


hat ihre Wirkungen, felbft nach Verlegung des wirklichen Doba⸗ 
ſitzes an einen andern Dr. C. H. Bw. Paris. S. 16. 1 
198. D. 14. 1. 133. L. 45. 253. — Amiens. S. 29. 2 
194. 248, 

3. Der Srundfag, welcher die, an dem zum Vollzug eines 
Vertrages erwählten Wohnfige gefchehenen Einfchreitungen für 
regelmäßig erklärt, ift niche auf folhe infchreitungen anwend— 
bar, die in Kraft eines Urtheild gefheben find, welches die 
Folge jenes Vertrages ift. Agen. S. 14. 2. 193. — Trier. S. 
7. 2. 921. D. 8. 2. 120. — Colmar. S. 9 2. 237. 

4. Der zu Erfüllung einer Verbindlichkeit erwählte Wohn: 
fig ift nicht auch dazu erwählt, um die Zuſtellung eins®_Ueber: 
N aa Verbindlichkeit zu empfangen, Brüffel. S. 10, 


5b. Die Unwiderruflichkeit eines vertragsmaͤßig erwaͤhlten 
Wohnſitzes verſteht ſich bloß in dem Sinne, daß der Ort des 
erwaͤhlten Wohnſitzes nur durch gemeinfchaftliche Uebereintunft 
abgeändert werden kann; nicht in dem Sinne, daß nicht jede 
Partei für fi allein den erften Gewalthaber entlaffen, und an 
feiner Statt am nämlihen Drt einen andern Gemwalthaber 
beftellen koͤnne, zu dem fie den — ig verlegt: Caſſ. Paris. 
. 14. 1. 68. D. 12. 1° 20. L. 411 
- 6b. Die von einem — ER Mahl des 
MWohnfiges benimmt dem Gläubiger die Befugniß nicht, ihn am 
wirklichen Wohnfige zu belangen. E. H. Bw. Paris. S. 2, 2. 
408. D. 1. 443. 


I: Bir in Handelsſachen verftattete Befugniß, einen 
Schuldner an dem Drte zu belangen, wo die Zahlung hat ge: 
nam ſollen, ift . auf — ae auszubehnen. 
Caſſ. Lvon. S. 10 378. 

. Wenn a an rg für einen Andern 
einen Mohnfig zu erwählen , fo find alle Zuftellungen, welche 
am Wohnfige des Gemwalthaberd dem Gemwaltgeber gefchehen 
find, gültig, felbft wenn jener für feinen Gemwaltgeber den Wohn: 
fig bei fich felbft in Eeiner Urkunde erwählt hätte, worin ber 
Kläger mitberheiligt, oder die ihm behändigt — Nix C. 9. 
Bw. Brüffel. S. 14. 1. 39. D. 4. 1. 450. L. 19, 5. 

9. Die in einem — a Ermwählung 
eines Wohnfiges ſchließt nicht für die Perſon, bei ber ber 
Wohnfig erwählt worden, die Vollmacht in ſich, die dem Gläus 


biger fhuldige- Summe zu erheben, un Quittung aus: 


zuftelen. ©. H. Vw. Uzes. S. 5.2. 233. D. 3, 1.1 

11. u. 12. Wenn Ausländer in Frankreich einen Vertrag 
fliegen , und ihren Wohnfig dort erwählen,, fo unterwirft fie 
diefe Ermwählung dem franzöfifhen Richter. Die Erwaͤhlung 
wird durch das Auftreten einer der Parteien vor dem ausiaͤndi⸗ 
ſchen Richter nicht aufgehoben. Es kann hierin kein Gerichts: 


- Bon den Abwefenden. 105 


-barkeitsftreit zwifchen ben — rt — Gerich⸗ 111- 
ten entſtehen. Paris. 8. 7. 2. 153. f. Art. 1 14. 

13. Eine Ausfertigung ag — Weif⸗ einem Aus⸗ 
laͤnder in ſeinem wirklichen Wohnſitze oder an ſeinem Aufenthalt 
in Frankreich zugeſtellt werden, zumal wenn es ſich von der 
Zuſtellung eines Urtheils handelt, und in den Akten dieſer In— 
ſtanz der Auslaͤnder ſeinen Wopnfig oder Aufrien Task be: 
zeichnet hat. €. H. Bw. $. 22 1. 413. . 346. 
L. 64. 449. 


f. Art. 1247. 1258.: 1264. 2148, 2156. 

(16) Die Benennung’eines Zahlungsortes in einem eigenen 
Wechſel begründet nicht allein den Gerichtsftand jenes Ortes, 
fondern enthält eine wirkliche Erwählung eines Wohnfiges , fo 
daß der Ausfteller dort vor Gericht geladen werden kann. Bor: 
deaur. J. 19. S. 1835. 2. 411. — R. G. 1836. 2. 367. 

° (17) Wenn ein Handelsmann fein Handlungsbaus 
als MWohnfig erwählt hat, fo befteht diefe Wahl fort, felbft 
wenn das Handlungshaus eingegangen ift. Bordeaux. J. 19. 
S. 1834. 2. 550. 

(17) b. Der Wohnſitz, melden die Parteien mittelft 
Uebereinkunft zur Vollziehung eines Vertrages erwählt haben, 
kann in dem Falle nicht geltend gemacht werden, wo ber eine 
Theil, ftatt den Vollzug zu verlangen, vielmehr auf Ungültigfeit 
des Vertrages anträgt, aus einer Urfahe, welche außerhalb ber 
er liegt, 5. B. wegen Gefährde. Ebend.*) 


Vierter Titel. 


Bon den Abwefenden **). 


» 1,8. ®. in Betreff der Dermögenbgerwaltung und Vererbung der 
Abmwefenden. R. B. 1804. XXXVII. Samml. I. 886. 
2) rg der — hinſichtlich der — Organ. 


1809. $. 20. f. 
3) en der Meeifbirektorien (Kreidregierungen). Ebend. D. 
4) Ee⸗ der Waiſenrichter. R. B. 1810. XVII. Samml. I. 


5) Erbverzeichnifle find bür ans notbwendig , u. einer der 
Erben bwefend ift. B.N®. 810. XI. Samml. I. 963. —* 
111b-. 


*) Bon dem — er ige — dem erwählten. Badar. I. 
146. — Trefurt 68. $. h 
**) Bon den Abmwefenden. Bad. I. 147 — 148.. Baurittel I. 
289 ff. Trefurt 69 — 
vfealaaft ober Rechtebeiftandfchaft ber Abwefenden. Brauer 


—9 Miteit der Rechtsgeſchaͤfte der er findet um 
deßwillen allein nicht ftatt, Brauer V. 1013, 1014. 


112. 


106 Bon den Vermißten. 
Erftes Kapitel. 


Bon den Vermißten. 


* Verpflichtung der Obrigkeit, den vermißten Abweſenden Pfleger 
zu fegen I. €. €. $. 10. BMI PVOLFADOIS.RIIMEEN, Ebend. 
Dergl, Brauer IV, ©. 573. Not. 

1. Die im Code a Degen, die Abmwefenheit 
(Berfhollenheit) betreffend,- find auch auf. eine frühere Abwefen: 
heit anwendbar, wenn deren Wirkungen erft feit —— des 
Code betrieben worden find. Poitiers. S. 5 2. 322. L. 13. 
29, — f. Art. 115. 

3. Der richterlichen Behörde, und nicht dem Familienrathe 
fieht es zu, eintretenden Falles einen Vermoͤgensverwalter für 
jene zu ernennen, welche auf ungehorfames Ausbleiben verurtheilt 
wurden, und hinfichtlich ihres Wermögens ben Abmwefenden glei 
geachtet werden Caen. S. 30. 2. 134. | 

6. Wenn eine der Parteien wegen ungehorfamen Aus: 
bleibens zu Iangjähriger Freiheitsftrafe verurtheilt wurde, fo kann 


ihr bie Gegenpartei einen Pfleger fegen laſſen, wie in dem 


Falle, wo jene vermißt wäre. C. H. Vw. Zouloufe. S. 9. 1. 
124. D. 7. 2. 4. L. 25 214. 

7. Der VBermalter oder Pfleger des Vermißten (in dem 
im Art. 112 vorgefehenen Falle) kann, wenn er Appellation ein« 
gelegt, den Vermißten in der Appellationg » Inftanz —— 
Gaff. Caen. 8. 15. 1. 131. D. 12. 1. 623. L. 42. 30 

8. Das Indieiduum, welches unter dem ee Titel 
eines Pflegers die Rechte eines Vermißten ausuͤbt, wird ſchon dadurch 
allein als hinlaͤnglich ermaͤchtigt betrachtet, um im Namen dieſes 
Vermißten eine gerichtliche Klage anzuſtellen, ohne daß er ſich 
um die —— Maͤngel ſeines Titels als Du zu befüm: 
mern hätte €. 9. Bw. Soigny. 8. 29. 1. %. D. %. 1. 
405. L. 83. 960. 

9. Die Eigenfchaft und die Vereichtungen des Vermoͤgens⸗ 
verwalters eines Vermißten hoͤren dadurch allein nicht auf, daß 
dieſer in einem nachher erfolgten Urtheile für verfchollen erflärt 
iſt; es muß noch überdies von Seiten der Erben die Einweifung 
in Befig begehrt und verordnet worden fenn. 

Muß nicht aud das Erkenntniß auf Befig:Einweifung dem 
.. eröffnet werden? — Nicht entfchieden. Gaff, Lyon, 
. 29. 1. 210. D. 27. 1. 187. L. 83. 585. 

f. Art. 28. 424. 817. 819. 838. 840.*%) . 

+ Haftet gefegliched Pfandrecht auf 2a zn aften eined Ab: 
—— 2 or Archiv f. 9 


*) Bon ben zum — eines Vermißten zu — Maß: 
vegeln. Zachar. I. 149, Brauer V. 532, 


Don ben WVermißten. | '107 


1. Das Recht, auf Theilung anzutragen, fteht nicht dem 

Rechtsbeiſtande (Motär) zu, welcher nah Art. 113 beauftragt 
worden, den Vermißten zu vertreten. — Die Verrichtungen des 
Rechtsbeiſtandes beſchraͤnken fi darauf, den Vermißten zu ver: 
treten , wenn auf bie Theilung und Liquidation in gehöriger 
Ordnung angetragen worden ift. Brüffer 8. 14. 2. 16. L 
40. 275. 
2. Es ift Grund vorhanden, einen Rechtsbeiftand- zu be— 
ftelfen, felbft wenn der Vermißte einen Bevollmächtigten zuruͤck⸗ 
gelaffen hat, falls der Vortheil des Vermißten und jener des 
Bevollmächtigten im Gegenftoße ſtehen. Meg. S. 23. 2. 307. 

3. Bei einer Erbfhaft, zu welcher ein vermißtes Indivis 
duum berufen ift, koͤnnen deſſen Miterben nicht hindern, daß 
ihm ein Rechtsbeiftand ernannt‘ werde, um ihn bei Abnahme 
der Siegel zu vertreten. — Die im Art. 113 vorgefchriebenen 
Erhaltungsmaßregeln haben Feine Beziehung auf die Zufheidung 
der Erbtheile im Sinne des Art. 136 Paris, S. 27. 2. 16. 
D. 25. 2. %. 

4. Bei den Erbſchaften, welche nah dem Verſchwinden 
eines Abweſenden, deffen Dafeyn nicht anerkannt wird, eröffnet 
wurden, find die anmefenten Miterben nicht ſchuldig, zu geftatz 
ten, daß der Abwefende von einem Nechtsbeiftande bei Abnahme 
der Siegel vertreten werde; der Art. 113 ift nur auf die Rechte 
anwendbar, welde dem Vermißten vor fiinem Berfchwinden 
. angefallen waren. Bordeaur. 8. 32. 2. 432. 

f. Art 134. 138 819. 838. 840.*) 


"1)R. DB. 1810. XI. 2 
2) Die Audeinanderfegung von DVerlaffenfcaften, bei melden Ab: 
mwefende betbeiligt find. B. 1836. XXl. Gnftruftion für 
die Amtöreviforate.. Ebend. ; 
3) Die Borladung Abmwefender, welche ald Erben oder Vermächt⸗ 
nißnehmer bei Auseinanderſetzung von Verlaſſenſchaften betheiligt 
nd, bat nicht von den Aemtern, fondern von den Amtörevi: 
 foraten zu geſchehen. ZJuftiz, Min. 27. Oft. 1837, Nro. 4010. 
DM. 8. 1837. Nro. 93. (26.) 
4): Die zu leitende Sicherheit von den für Abmefende aufgeftellten 
Pflegern betr. en M. A. B. 1827. Nro. 61. ©. 4.8. 
61. D. U. 3. 60. U. A. 3. 67. Wehrer V. 92. 
+5) Wer ald vermißt zu betrachten: nicht bloß derjenige, von 
welchem man glei Anfangs bei feiner Entfernung von feinem 
Mohnort über fein Leben oder Tod Feine ſichere Kunde bat, 
fondern auch derjenige, welcher fich für einen beftimmten Reifes 
weck aus feiner Heimat entfernt. bat, von dem aber nach Fürze: 


rer oder längerer Zeit die Nachrichten über fein fernered Schick⸗ 


ſal ausgeblieben ſind. N. Jahrb. J. 34 





*) Trefurt. 69. 70. | 
Bon Guratelen der Abwefenden: Rettig. $. 396 — 403. 


113 


414 


115. 


108 Bon ber Verfholfenheits-Erkläcung. 


41. Die Staatsbehörbe hat das Necht, die Ernennung eines 
Rechtsbeiftandes (Motärs) zu verlangen, bloß um bei der Erbverzeich» 
nung einer Verlaffenfhaft ein Individuum zu vertreten, deſſen 
Dafeyn nicht anerkannt ift, obwohl die erft feit feiner Abweſen— 
heit eröffnete Erbſchaft ausfchließlic den anmwefenden Erben zu: 
gefallen ift. Riom. S. 18. 2. 210. 

2, Die Staatsbehörde kann darauf Elagen, daß ein Rechts: 
beiftand ernannt werde, um bie Vermißten zu vertreten, ihr 
Intereſſe zu wahren, und ihre Rechte zu vertheidigen. Meg. 

25. 2. 307. 

* An die Stelle ded Kron-Anwalts Cdeffen Amt im Badifchen 
allgemein für fuspendirt erflärt worden) tritt bier und im der 
Regel der Beamte, in Eollegien der Referent. II. E. €. 8.4 
Dergl. Brauer IV. ©, 568. 


Zweites Rapitel. 
Bon der Berfchollenheitd-Erflärung *). 


* 1) Erinnerung- wegen der Erbanfälle an Verfhollene. V. R. 8. 

1813. XXX. Samml. I. 897. | 

2) Die von den Jahren 1812 und 1813 vermißten Soldaten betr. 

R.B. 1816. Il. 1818. VII. Samml. I. 898, 

1. Wer Erbe eines Abwefenden zu feyn behauptet, Fann 
in dieſer Eigenfchaft nicht handeln, oder ſich anerkennen laffen, 
ehe jener für verfchollen erklärt worden. Brüffel. S. 5. 2. 47. 

2. Die Miterben einer vor Verkündigung des Code vermißten 
Perſon koͤnnen eine, fowohl ihnen als dem Abwefenden nad) dem 
Berfhwinden angefallene Erbſchaft nicht an fich ziehen, ohne 


- vorher deſſen Verſchollenheit erklären zu laſſen. Caſſ. Riom. 


118. 
119. 


S. 5. 1. 397. D. 3. 1. 438. L. 11. 449. 

f. Urt. 112. | 

3. Man kann bei einem unter ber Herrſchaft des Code 
geftellten Antrage auf Verfchollenheits:Erklärung die Zeit der Ab: 
wefenheit vor Verkündigung dieſes Gefegbuches mit einrechnen, 
um bie vier Jahre zu vervollftändigen , feitdem keine Nachricht 


von dem Abmwefenden eingelangt if. © H. Vw. Limoges. 8. 


9. 1. 104. D. 6. 1. 532. L. 23. 337 


* Gefegmwidrig gefaßte Öffentlihe Vorladungen. R. B. 1811. 
XXXIV. 1813. XXX. Samml, I. 895 — 897. 


* 11. € €. 5. 10. vergl. Brauer IV. ©. 573, Not. 14. 
Die Verfhollenheits:Erflärung und die Einweifung in Befig 
bürfen in einem und dem nämlichen Urtheil enthalten feyn. €. 
H. Bw. Limoges. S. 9. 1. 104. D. 6. 1. 532. L. 23. 337. 


) BVon ber Erklärung ber Verſchollenheit. Zachar. J. 151. 


Bon den Witkungen der Verfchollenheit. 109 


Drittes Kapitel. 
Von den Wirkungen der Verfcholfenheit. 
Erfter Abfchnitt. 


Bon den Wirkungen ber Verfchollenheit auf die Güter, welche der Abweſende 
am Tage feiner Entfernung befah. 


1. - Wenn nah einer, rechtlicher Ordnung gemäß ausge: 


fprochenen Verſchollenheits-Erklaͤrung, ein dritter den Vorzug vor a 


dem verlangt, welcher die Einweifung in Befig erhalten hat, 
und ein Streit Über die Feitfegung des beftimmten Zeitpunktes 
entfteht, wo die legten Nachrichten vom Abwefenden eingetroffen 
find, fo ift es in diefem Falle nicht nöthig, darüber eine Untets 
fuhung im Verhandlungsmege, der Staatsbehörde gegenüber, eine 
zuleiten. — Die zuläffigen Beweiſe find ber Einficht des Ge: 
richtes uͤberlaſſen. Daffelbe Fann fih mit einem bloßen Kund: 
barfeitsfcheine begnügen. C. H. Vw. Rennes S. 12 1. 83. 
D. 10. 1. 83. L. 32. 400. j 

2. Bei der endgültigen Erbvertheilung des Vermögens eines- 
Verſchollenen, wenn der Zeitpunkt feines Ablebens unbekannt ift, 
richtet der Antheil, welcher jedem Erben zufommt, fidy nady den 
zur Zeit feiner Entfernung, oder der neueften Nachrichten von ihm, 
beftandenen Gefegen. Caſſ. S. 1. 1.8. f. Art. 129, Nro. 2. 

3. Die muthmaflihen Erben des Verfchollenen im Zeit: 
punfte feiner Entfernung, oder der Iegten von ihm eingegangenen 
Nachrichten, erhalten ein wirkliches Recht, die fürforgliche Ein: 
weifung in den Befig feines Vermögens zu begehren. Ein fol: 
ches Net ift niche bloß freimillführlih, und der Perfon bes 
muthmaßlichen Erben verliehen, fondern es ift auch der Ueber: 
tragung fähig. — Wenn folglich a fein Recht weder ausgeübt, 
noch darauf verzichtet hat, fo überträgt er daffelbe, eben fo wie er 
e8 hatte, auf feine Erben. Paris, S. 13. 2. 139. L. 36. 234. 

Wenn e8 bei einer Erbvertheilung erlaubt ift, einen 
Abwefenden, von dem man feine Nachricht hat, unberuͤckſichtigt 
zu laffen, fo gefcieht dies in Folge einer Vermuthung, weldye 
den Erbvertretern deffelben ein erwonnenes Recht zuſchreibt. — 
Man kann demnadh durch Erbvertretung zur Erbfolge an die 
Stelle eines Abweſenden, deffen Dafeyn nicht anerkannt ift, zur - 
gelaffen werden. Paris. S. 12. 2 292. L. 33. 188. 

5. 3u ber, den muthmaßlihen Erben eines Abmwefenden, 
welche die Einweiſung in: fürforglichen Befig erlangt haben, 
obliegenden Sicherheitsleiftung ift auch ein natürliches Kind ver: 
pflichtet. — Die Regel erſtreckt fih allgemein auf jede Perfon, 
welche in Befig des Wermögens des Abweſenden gefegt wird. 
Agen. S. 23. 2. 65. L. 64. 387. . 

fe Art. 112. 122. 125. 393. 1988. 2011. 2018. 2040, 

(6) Die Schuldner eines Berfchollenen, welche von den in fürs 
forglichen Befig feines Vermögens eingewiefenen Erben belangt wer: 


110 Von den Wirkungen ber Verfchollenheit. 


120. den, find nicht befugt, denfelben die Unzulänglichkeit ihrer gelei— 
fteten Sicherheit entgegen zu halten. Douai. R. G. 1836. 2. 428. 

(7) Der Gläubiger des Erben eines Abmwefenden Eann nicht, 
gleihfam die Nechte feines Schuldners auslbend, die Verſchollen— 
heits⸗Erklaͤrung betreiben, und Einweiſung in das Vermögen bes 
Abmwefenden, bis zum Betrage feiner Forderung, verlangen. 

. Eben fo verhält es fih, wenn der Abmwefende ein Militär 
ift: der Art. 11. des Gefeges vom 13. Sinner 1817, welcher den 
Glaͤubigern das Recht bewilligt, die Berfchollenheits : Erklärung 
zu betreiben, ift nur von den Gläubigern des Abwefenden felbft 
zu verftehen. Colmar. R. G. 1837. 2. 484. *) 

f. Art. 125. 


* 1) Formular zur Unterpfanddverfchreibung Bm 5 Einweifung in 
dad Vermögen verfchollener Perfonen. 1831. VII. 
Sammf. IV. 145. 

2) Staatövertrag mit dem Gr. Helfen megen en des 
Vermoͤgens verſchollener Perfonen. R. B. 1832. 

3) Den Umfang der bypothekariſchen Sicherheit btr., Be von den 
Verwandten für dasjenige Vermögen zu_leiften ift, weiches fie 
- einem Den I En, Dei ‚erhalten, Sinn 

d. nn. u. D, SUR, M.A . DAB. N 

13, SAB. N. 13. Tohrer v. 0 

4) —— V. , über a ge einer Hinterlegungskaſſe. R. B. 

ro 

+5 Das —8 am Dermögen — Verſchollenen iſt nach dem: 
Bad Rechte zu beurtheilen, melched zur Zeit, mo die letzte 

.. Ze einging, Gültigkeit hatte. Hohnh. II. 89. 


* 6) Ei Nsihnung der Fahrniß muß in einer Amt3-Reviforats, 
— e — Zuſiedung zweier Zeugen geſchehen. Inſtruktion. 


120 a. **) 

4 A 

123. 1. Es iſt erforderlich, daß der muthmafliche Erbe (obwohl! 
er Inhaber des Vermögens des Abweſenden in dem Zeitpunfte 
fenn follte, wo dieſer für verſchollen erklaͤrt wird) vom Gerichte 
die Einfegung in fürforglihen Befig erlangt babe, damit der 
eingefegte Erbe felbft feine Einweiſung in den Beſitz begehren 
Eönne. — Der Zeftamentserbe muß feine Klage auf fürfergliche 
Beſi — gegen den Erben anſtellen. Air. 8 . 0. 
L. 


2, Wenn feit ber Entfernung des Verſchollenen zehn 
Fahre umlaufen find, und fein Vermögen indeffen durch feinen 
Bevollmächtigten verwaltet worden ift, fo gebührt den naͤchſten 
Verwandten die Einmweifung in den Befig vor dem Bevoll: 


*) Von der vorläufigen ——— in den Beſitz der Guͤter des 
Verſchollenen. Zachar. J. 

* Trefurt 71. ff. 

*s) Fuͤr abweſend mit Ruͤcklaſſung er Bestätigen gilt der 
Minderjährige, Zrefurt 70. 8. 1 
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maͤchtigten, obwohl dieſer Teſtamentserbe zu ſeyn behauptet; der 123. 
Werth und die Wirkung des Teſtamentes koͤnnen nur gegenuͤber 
den muthmaßlichen Erben, nachdem dieſe in Beſitz geſetzt ſind, 
beurtheilt werden. Bordeaux. 8. 14. 2. 311. 

- (9) Durch die Verſchollenheits-Erklaͤrung wird das geſetz⸗ 
liche Ruͤckfallsrecht der dem Verſchollenen geſchenkten Guͤter eben 
ſowohl eröffnet, als wenn er geſtorben wäre. Nancy. J. 19. 

S. 1834. 2. 603. — f. Art. 747. 

(10) Die Frau eines BVBerfhollenen kann (firforglich) die 
dem Längftlebenden zugefiherten Vortheile fich zueignen, ohne 
zum Beweiſe des Todes ihres Mannes verpflichtet zu feyn, nicht 
allein den muthmaßlihen Erben, fondern auch den Gläubigern 
ihres Mannes gegenüber. 

Die bloße Tharfache der WVerfchollenheits-Erflärung begruͤn⸗ 

- det das Anfallen der vom Ableben diefes Individuums abhängis 
gen Rechtes diefe Rechte Eönnen von demfelben Augenblid an, 
unter der Bedingung zu leiftender Sicherheit, ausgeuͤbt werden, 
ohne daß die Berechtigten genöthigt wären, die fürforgliche Ber 
figeinweißng der muthmaßlihen Erben abzuwarten ; der. Art. 
123. erwähnt diefer Einweifung nur in erzäblenden Ausdrüden, 
Orleans. J. 19. S. 1835. 2. 355. — f. Art. 124. | 
(ID Nur in dem Falle, wo bie Erben Feine Befitzein⸗ 
weiſung verlangen, müffen die Intereffenten dem Berfchollenen 
einen Vermögensverwalter beftellen. laffen, um gegen ihn zu 
klagen; fie können nicht, mittelſt bloßer WVorftelung und ohne 
Verhandlung, die Zumeifung ihrer eventuellen Anfprüche verlangen. 
Orleans J. 19. S. 1835. 2. 356. — f. Art. 134 
+ In wie fern können aud Keftamentserben eined Abmefenden 
um Abmefenbeitd- Erklärung nachſuchen, und welche Wirfung 
hat eine auf ihren Antrag erfolgte Derfchollenheitd : Erflärung 
auf fie? Abh. Annalen I. 217. — f. Nro. 3. ff. d. T. 

Im Falle, der Verfhollenheit des Mannes ift die Frau, 124. 
welche der Gütergemeinfhaft ſich theilhaftig macht, und dem ge: 
mäß die Verwaltung des Vermögens übernimmt, verbunden, Si: 
cherheit zu leiften. Paris. S.26 2.279. D. 24.2. 233, L. 75. 520. 

f. Art. 125. 130. 136. 1401. 1453. 1492. *) 18 


 f Art. 1731. | 126. 
*R. B. 1810. XI 
1. Die den muthmaflihen Erben im Art. 127. einge= 127. 
räumte Befugniß kann dem Vermaͤchtnißnehmer des WVerfcholles 
nen nicht entgegen Hefegt werden, der nach einer gewiſſen Zeit den 
fürforglihen . Genuß feines Wermächtniffes begehrt; er hat ein 
Recht auf die Herausgabe aller Früchte oder Einkünfte, welde 


*) Bon dem Rechte des zurücigelaffenen Ehegatten, die vorläufige 
Einweifung in den Beſitz zu verhindern. Sachar. 1.153... 

*) Bon ben Rechten und, Berbindlichkeiten der in den vorläufigen 
Befig eingerwiefenen. _ Zacharx. I. 154, ; 


127. 
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die vermachte at ertragen hat. Caſſ. yon. S. 20, 1. 442. 
D. 18. 1. 529. L. 59. 81. 

2. Ienes Recht fteht den Erben nur zu, bem Verfchollenen 
gegenüber: nicht gegenüber einem Erben, felbft nicht einem na= 
türlichen Kinde, denen der Vorzug im fürforglihen Beſitze ger 
bührt. Agen. S. 23. 2. 65 L. 64. 387. 

- 3 Wurde entfchieden, daß diefes Recht, wie alle andern- 
Nechte, der Uebertragung durdy Schenkung oder Zeftament fähig 
fey. — Der in ben Befig eingewiefene, obwohl nur Aufbewahs 
rer in Beziehung auf den Berfcholfenen, muß bennod als Ei: 
genthümer in Hinfiht auf Dritte betrachtet werben, Angers: 
. 28. 2. 39. D. 7.27. 

4. Eben fo, was den erften Yunkt betrifft. Folglich Ein: 
nen nad) dem Tode des in den Beſitz eingewiefenen die übrigen 
Berwandten des Berfhollenen fein Vermögen nur dann in An: 


ſpruch nehmen, wenn fie beweifen, daß er den in ben Befis 


eingewiefenen überlebt hat. - Turin. S. 11. 2. 95. D. 9. 2. 5. 


L. 27. 557. — f. Art. 125. 128. 136. Nro. 2b. 6. 


128, 


129, 


5. Die Koften der Verfchollenheits:Erflärung und fürforgs 
lichen Beſi tzeinweiſung fallen nicht dem Verſchollenen zur Laſt, 
indem, im Falle ſeiner Ruͤckkehr, dem in den Beſitz eingewieſenen 
Erben der zufolge Art. 127. ihm zugeſchiedene Antheil an den 
Fruͤchten ſtatt aller Enefeäbigung dient. Colmar. S. 16. 2, 
38. D. 14. 2. 4. L 71. 
+1) Mehr ald ein Sünfrel kann ein-Miterbe, der den Tod ded Ber: 

fhollenen erft fpäter nachgewieſen bat, von denen, die fich in 
proviforifhem Befige feines Mermögend befinden, nicht erfegt 
un, — nicht fuͤr die Zeit vor der Klagbehaͤndi⸗ 


2) AR Eie —X Verſchollenen bleibt definitiv denjenigen, welche 

Bee in den Beſitz ne wurden er“ ihren Erben oder 

echtöfolgern. Annalen — f. 3. 4. d. T 

1. Die Fahrniß der Verſchollenen — ohne gerichtliche 
Körmlichkeiten, von den in fürforglichen Beſitz eingewiefenen 
muthmaßlichen Erben mährend des Laufes ihrer Verwaltung 
veräufert werden. Paris, S.14. 2. 355. L. 40 101. 

2. Kann die Klage auf Ungültigkeit des Verkaufes der 
Güter eines Verſchollenen, welche darauf gegruͤndet iſt, daß dieſer 
Verkauf vor der endgültigen Einweiſung in den Befig abgeſchloſ— 
fen worden fey, von dem Erben felbft, welcher verkauft bat, 
angeftellt werben, oder Be fie nur dem — perſoͤnlich 
zu? Nicht entſchieden. S. 29. 1. 340. 

f. Art. 2126. 

1. Wenn es fih um bie Entſcheidung handelt, ob ein 
mehr als dreißigjaͤhriger Beſitzer gegen einen großjaͤhrigen Ver— 
ſchollenen beſeſſen und folglich verjährt hat, oder ob er nur ges 
gen die fürforglihen und minderjährigen Erben befeffen hat, fo 
darf der Verfchollene nicht ald am Tage feiner gänzlihen Ent— 
fernung verftorben angefehen werden. — Man muß ihn bis zu 
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feinem hundertſten Jahre als Iebend ‚betrachten. CE. H. Vw. 129. 
Creuſe. S. 1. 1. 416. D. 1 38. | 
= 2 Menn hundert Fahre feit ber Geburt des Verfchollenen 
vollftändig umlaufen find, und er folglich fir todt gehalten 

wird, fo muß fein Todestag rückwirkend auf den Zag feiner 
Entfernung, oder der von ihm eingegangenen legten Nachrichten, 
beftimmt werden. ©. 9. Vw. Amiens. S. 14. 1. 90. D. 12 
1. 66. L. 40. 18. j 

f. Art. 120. 130. | 

3. Der Verfhollene kann je nach Umftänden hinſichtlich 
feiner Frau, welche ſich ohne Einſprache wieder verheirathet hat, 
als todt betrachtet werden. Bourges. S. 26..2. 104. 

4. Gleichwohl wird in diefem Falle das Abieben des Ver: 
ſchollenen nicht, als bis zu dem Zeitpunkte feiner Entfernung 
oder der legten Nachrichten zurüdigehend, angenommen, man muß 
den Zeitpunkt deffelben auf ben Tag ber MWiederverheirathung 
des andern Ehegatten feftfegen. E. H. Vw. Bordeaur, S. 29. 
1. 42. D. %. 1. 378. L. 83. 184, *) | 

f. 139. 147. 

**) 1092. 


okk 
MI 130. 


Der Erbe, welher den Vermögensantheil des verfchollenen 137, 
Miterben als Eigentum genoffen, wird, falld er Auslagen zur . 
Erhaltung und Verbefferung darauf verwendet hat, dafür ange 
fehen, daß er Kaften, weldhe mit dem Genuffe verbunden, getras 

- gen habe; er ift nicht berechtigt, den Nüderfag diefer Auslagen 
zu fordern, wenn der Miterbe wieder erfcheint, und feine Erb» 
ſchaftsklage anftellt. — Hier ift nit ber Fall zu Anwendung 
des Art. 867. fondern des Art. 132. vorhanden, welcher den 
Abweſenden ermächtigt, feine Güter in dem Stande, morin fie 
ſich aledann noch befinden werden, zurüdzunehmen. C. H. Vw. 
Angers. S. 21. 1. 325. D. 19. 1. 252. L. 61. 358. +) 


Zweiter Abfchnitt, 


Bin en Mt a Desfintenee Belang ae kmale Rear 

2. Wer die Rechte, welche einem Abmwefenden an einer, 
feit deffen Entfernung eröffneten Erbſchaft zuftehen, in Anſpruch 
nimmt, ift in jedem Falle, und felbft wenn bderfelbe nicht für 
verfholfen erklärt ift, zu beweifen fcehuldig, daß der Abweſende 


135. 





*) Bon ber endgültigen Einweifung in den Beſitz. Zadar. I, 156. 157. 
*2) Trefurt 74, 8. 113. 
+++), Bon der Rüdkehr — von dem erweislich erfolgten Tode des 
Bermißten — ingleichen des Verſchollenen. Zachar. I. 150. 155. 
ver) Lebensbeweis eines Abwefenden, Zrefurt, 75. 8. 114. 
7) Laufparb IL, ©. 14, Kae 


8 
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(ebte, als das Recht angefallen it €. H. Vw. Douai. 9. 8. 
1. 253. D. 6. 1. 129 L. 20. 561. 

3. u. 4 Zumal wenn der Reklamant ſchon in einer Ei— 
genfhaft aufgetreten ift, welche eine ftillfehweigende Behauptung 
des Ablebens des Abwefenden enthielt. C. H. Bw. Riom. $. 
21: I. 157. D. 25. 1. 15. L. 78 137. ’ 

5. Wer auftritt, um eine Erbſchaft in Kraft eines Teſta— 
mentes in Empfang zu nehmen , welches ihm folche Üiberträgt, 
ift nicht zu bemeifen verbunden, daß feine Abmefenden eriftiren, 
welche das Recht auf einen Pflichttheil haben: vielmehr muß, 
mer das Gegentheil behauptet, das Dafepn derfelben beweifen. 
Air. S. 12. 2. 359. D. 7. 2. 50. L. 24. 396. 

f. Art. 136 Neo. 5. 

6. Zinfen, welche man fhuldig oder nicht ſchuldig ift, je 
nachdem der Abmwefende ſich am Leben befindet oder nicht, haben 
den Charakter eventueller Mechte, zufolge Art. 135., in dem 
Sinne, daß der Erbe eines Abwefenden (felbft eines abweſenden 
Militärs), welcher folhe (dem Abmwefenden , wenn diefer noch 
lebt, gebührenden) Zinfen in Anfpruh nimmt, zu bemeifen 
fhuldig ift, daß derfelbe nicht geftorben fey. GC. H. Vw. Pas 
ris. S. 25. 1. 158. D. 233. 1. 54. L. 72. 158. 

(7) Die muthmaßlihen Erben, welche Einweiſung in die 
Güter des Verfhollenen erhalten haben, Eönnen "feinen Antheil 


:an Erbfhaften nur verlangen, wenn fie deffen Dafeyn in dem 
-Augenblide, wo die Erbſchaft eröffnet wurde, beweifen fönnen. 


Zieht die Verfchollenheits » Erflärung eine fürforgliche Wer« 
muthung des Todes nad fid), oder vielmehr: hat fie die Wir— 
tung, einen Zuftand des Zweifels Über das Dafeyn des Verſchol⸗ 
lenen zu erzeugen, fo daß berfelbe weder als todt noc als le— 
bend betrachtet werden koͤnne? (Bejaht vom Gerichtshofe zu 
Nancy im MWiderfpruche mit den meiften Schriftftellern). Nancy 
3. 19. S. 1834. 2. 603. * 

"NR. B. 1813 XXX. Samml. I. 897. . 

+ 2) Bei Beurtheilung der Wirkungen der Verfchollenheit ift ein Unter- 
— u machen, zwiſchen den Gütern, welche der Abweſende am 
age feiner Entfernung befaß, und den einftmaligen Rechten, die 

ihm während feiner Abwefenbeit zufallen fönnter. Hohnh. It. 89. 
3) Ob die f. ©. 135. und 136. bloß auf Verfhollene, oder auch 
auf folche, deren Eriftenz man nicht kennt, die aber auch noch 
nicht für verfhollen erklärt find, anwendbar fep, ift nach fran— 

„fidem Rechte controverd. Hohnh. IT. 90. 388.—f. Nro. 2. d. 

4) Nach badiihem Rechte ift Dad Dafepn eines Abmefenden fhon dann 
als nicht anerkannt zu betrachten, wenn feit der legten von ihm ein» ' 

geoangenen Nachricht vier Fahre verfloffen find. Hohnh. LI. 91. 

5) Um das, Abmefenden durch Succeflion zugefallene Vermögen au 
ee — 2 ded Beweiſes ihrer Eriftenz. N. Jahrb. 
«35. — f. Nro. 2. 


*) Gefegliche Wermuthungen, wer unter zwei ober mehreren Vers 
ftorbenen den andern überlebt habe. Zachar. 1.85. — Trefurt 76. 


+ 
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— Bezug auf angefallene Erbſchaften gilt ein Vermißter bloß 
r geſetzlich nicht anerkannt, DM ed bedarf nicht Der Verſchol⸗ 
lenheits⸗ Erklärung. R. Jadrb. I. 35. — f. Nr. 5.0.8. 


1. Anwefende Erben find ide fhuldig, Rüdfiht auf ei: 
nen Abwefenden zu nehmen, beffen Dafeyn nicht anerkannt ift, 
feibft wenn derſelbe nicht für verfhollen erklärt wurde. 

Sie find ferbft nicht ſchuldig, auf den Fall Sicherheit zu 
feiften, daß derſelbe einft feine ————— anſtellen ſollte. 
Rennes. 8. 10. 2 246. L. 29. 171. 

Gleiche une des erften Punktes. Douai. S. 4. 
2 8.L.7. 510. — B Te urn 
Lüttich. S. 5 2. 49 L. 13. 142. — Poitiers. 8. 7. 2. 647. 
— — S. 8.2. 193. -- Turin. S. 10. 2. 538. — Brüfs 
fel. S. 9 2 160. — Agen. S. 13. 2. 299. *) 
9, Unter der alten Rechtslehre wurde der Abweſende fuͤr 
todt gehalten, wenn eine Erbſchaft eroͤffnet wurde, zu der er be— 
rufen geweſen wäre, wenn er wäre anweſend geweſen. — Folg: 
lich mußte in einer vor dem Code eröffneten Erbſchaft, zu welcher 


ein Abwefender zugleih mit andern Erben des namlihen Gra— 


des berufen war, der dem Abwefenden gebührende Antheil nicht 
deffen Miterben, fondern den Kindern und Erben des Abwefenden 
zufallen, und ohne daß diefe fhuldig waren, das Ableben ihres 
Nechtsvorfahren zu bemweifen. C. H_ Bw. Limoges. S. 25. 1. 
167. D. 23 1. 36. L.-73 453 | 

2b. Der anwefende Erbe, melcher das Ganze einer, feit 
ber Entfernung feines für verfchollen erklärten Miterben ange: 
fallenen Erbſchaft an fich gezogen hat, kann in der Ausübung 
feiner ausfchließlihen Rechte auf dieſe Erbfhaft nit durch 
Dritte gehemmt werden, welde Rechte des verfchollenen Erben 
für fih geltend machen, ohne beffen Dafeyn im Augenblide der 
eröffneten a beweifen Paris. S. 14. 2.355. L. 40.101. 
f. Art. 12 

3. Wenn eine Erbfchaft eröffnet wird, zu welder ein Ab: 
mefender berufen ift, von dem man Eeine Nachrichten hat, fo 
haben die Übrigen naͤchſten Verwandten das Recht, diefe Vers 
loffenfchaft an fich zu ziehen, felbjt wenn der Erblaffer einen 
Zeftamentsvollzieher ernannt, und diefem die Verwaltung feinse 
Vermögens aufgetragen hitte, bis das Schidfal feines abwefenden 
Sohnes ‚aufgeklärt feyn follte. Air. 8. 12. 2. 27. 

Der Erbe, welcher feinen Antheil an der Erbfhaft an 
einen Dritten fordert, und dem diefer Dritte entgegen fegt, daß 
ein natürlihes Kind des "Erblaffers vorhanden gewefen, und 
vielleicht nody vorhanden fey, welches ebenfalls einen Anſpruch 
auf die Verlaffenfhaft habe, ift nicht fehuldig, den Zweifel, 
welder ihm entgegen gehalten wird, durch einen negativen 
Gegenbeweis zu befeitigen ; es genügt, wenn er einen * 





”) Laukhard II. S. 19. 
8 * 


136. 
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lichen unbeftrittenen Titel hat, und das Dafeyn des natärlihen 
Kindes nicht gewiß ift, um die Auslieferung der aanaen Vers 
laſſenſchaft verlangen zu tönnen. Colmar. S. 15. 2. 274. 

. Wenn ein Individuum, beffen Dafenn nicht anerkannt, 
zu einer Erbfchaft berufen ift, fo muß der Sreitheil fo berechnet 
werden, als wenn der Abmwefende nicht eriftirte. — Es ift Sache 
der Pflichterben, welche ſich auf die Exiſtenz des Abwefenden 
berufen, um eine Minderung des Br zu erzielen, die 
Exiſtenz deſſelben zu tn Zouloufe. S. 23. 2. 252. Bors - 
deaur. J. 19. S. 1834. 2. 312. 

f. Art. 135. Neo. 5, 

6. . Wenn ein anwefender Erbe den Antheil bezogen hat, 
ber feinem Miterben, bdeffen"Dafeyn nicht anerkannt mar, ges 
buͤhrte, fo Eönnen die. Gläubiger des anwefenden Erben den 
Berkauf des Erbtheils des Abweſenden gegen jenen betreiben, 
ohne zu dem Beweiſe verbunden zu feyn, daß der Abmwefende 
wirklich verftorben war, als die Erbſchaft eröffnet wurde, vorbe: 
haltli dem Abmwefenden, bei feinem Wiebererfheinen feine Erb» 
ſchaftsklage gegen jeden Inhaber feines Erbtheils anzuftellen, 
Rouen. S. 18. 2. 313. 

10b. Der Art. 136. ift auf den Fall nicht anmwenbbar, 
two der abmefende Erbe eine Militärperfon ift. — Es handelt 
ſich nicht fowohl von einer, einem Abmwefenden angefallenen Erbs 
fhaft, al8 von dem Nachlaß eines Abwöfenden: es wird daher 
nothmwendig, bas Ableben oder die unbekannte Abmefenheit der 
Dititärperfon darzuthun. Limoges. S. 30. 2. 301. 

1 Im entgegengefegten Sinn entfhieden. — Wenn 


. folglich ein abweſender Militär, deffen Dafeyn nicht anerkannt, 


als Erbe zu einer eröffneten Etbſchaſt berufen ift, fo ift Eein 
Grund vorhanden, in feinem Intereſſe einen Pfleger zu beftellen. 
Paris S. 30. 2. 302. 

f. Urt 112. Nro. 2. ff. 113 120. 725. 744 1039. *) 

(13) Ein vermeintliher Erbe im gefeglihen Sinn 
ift nicht derjenige, welcher zuerft die Benennung eines Erben an: 
nimmt, um alsbald die Erbſchaft zu veräußern, fondern derjenige, 
welcher in der Eigenfchaft als Erbberechtigter im öffentlichen, ruhigen 
und offenfundigen Befige der Erbfchaft ſich befindet, und fie in Folge 
beffen vor Sedermanns Augen verwaltet. — Wenn die Beräuße: 
tungshandlungen bes legtern gültig find, felbft dem wirklichen 
Erben gegenüber, falls diefer in der Foige erſcheinen ſollte, ſo 
verhaͤlt es ſich nicht gleichermaßen, mit den Rechtsgeſchaͤften, 
welche der erſtere vorgenommen hat. — ſ. Art. 137. 1599. 

Der Grundfag, welcher Veräußerungshandlungen eines ver« 


- meintlichen Erben für unanfehtbar von Seiten des wirklichen 


Erben erklärt, ift nicht auf die Veraͤußerung der Gefamtheit der 


*) Von den Rechten, Ban einem Abwefenden anfallen oder eröffnet 
werden, Zachar. I. 155, 
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Erbrechte anwendbar; eine folhe Veräußerung ift hinfichtlich des 136. - 
wirklichen Erben ungültig. Rouen. J. 19.8. 1834. 2. 443. *) 
f. Art. 137. 1599. 1696 — Gaff. Paris. R. G. 1833. 1. 737. 

+ 1) Ob ein dem Abmwefenden zugetheilted Erbe ‚wieder in die Maffe 
uruͤckgegeben werden müfle, wenn nachmals feine Verfchollen: 
eitserklaͤrung erfolgt, ift controverd. Hohnh. TI. 92— 95. | 

2) Ueber dad. Verfahren bei Erbanfallen an Abmefende. Abh. 
Annalen III. 37. | 

1. Die Theilungsflager nimmt den Charakter einer Erb» 137. 
fhaftsflage an, wenn die Eigenfchaft der Perfon, welche als 
Erbe auftritt , widerfprochen wird. — Es iſt in diefem Falle 
nicht nöthig , eine neue Erbſchaftsklage anzuftellen. Paris. S. 
14. 2. 367. L. 39. 340. 

2. Der Miterbe, welcher den einem Abmwefenden zufallen: 
den Antheil einer Erbfhaft an fich gezogen hat, und fich der 
Einrede der Verjährung bedient, kann nicht behaupten, gegen 
den Abwefenden felbft erfeffen zu haben, welcher als todt ver- 
muthet wird; die Verjährung Eonnte in diefem Falle nur gegen 
die Kinder oder Erben des Abmefenden laufen, die als beffen 
Erbfolger angefehen werden, und fomit befugt find , die Un- 
terbrechung der Verjährung, während der Dauer ihrer Minder: 
jährigfeit, vorzufhügen. C. H. Vw. Limoges; S. 35. 1. 167. ° 

3. 1. 36. L. 73. 453 


f. Art. 130. 772. 789. 815. 2252. 2262. 

1. Unter der alten Rechtslehre, wie unter bem Code, war 138, 
ber antvefende Erbe, melcher in gutem Glauben den ganzen 
Nachlaß an ſich zog, und den Antheil eines abwefenden Miterben 
genoß, deffen Dafeyn nicht anerkannt war, befugt, die Früchte 
bis zu dem Tage fich zuzueignen, an welchem die Erbfchaftsflage 
im Namen des Abwefenden angeitellt wurde. — Der Art. 138. 
hat Fein neues Recht eingeführt. EC. H. Bw. Angers. S. 21. 
1. 325 u. 354. D. 19. 1. 408. L. 62. 380, 

2. Es fommt übrigens nicht darauf an, ob der anmefende 
Erbe Kenntniß vom Daſeyn ber abmwefenden Erben gehabt habe, 
felbft wenn er benfelben einen Pfleger hätte beftellen Iaffen. 
C. 9. Bw. Caen. S. 27. 1. 277. D. 25. 1. 92. 

3. Der, Miterbe eines Abmwefenden, der zum Nachtheile 
dee Kinder deffelben ſich des Antheils der Erbfhaft bemächtigt 
hat, welcher ihrem Water gebührte, wird nicht dafür angefehen, 
daß er in gutem Glauben genoffen habe. C. H. Bw. Limoges. 
S. 25. 1. 167.-D. 23. 1. 36. L. 73. 453. - 

f. Art. 550 u. 2268. - 

(4) Der vermeintlihe Erbe (wie jeder andere Befiger) 
wird Eigenthuͤmer der Früchte, wenn er fie in gutem Glauben 
bezogen hat. Unter diefen Früchten find auch diejenigen begriffen, 
welche vor der Befig:-Ergreifung des vermeintlihen Erben erzielt 
worden find, und die er aus den Händen der Aufbewahrer der 


*) Laukhard. II. 8, 19, 


1138. 


. 139. 


141. 
142, 
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Erbfchaftsgelder, 3. B. von ber Hinterlegungskaffe ,. empfangen 
hat. — Der nitkliche Erbe ift nicht befugt, den Erfag dieſer 
Früchte, als Fapitalifirt und folglich einen Zheil der Erbmaffe 
bildend, zu verlangen. Paris. J. 19. S. 1834. 2. 416. — 
f. Art. 549. 550. 

(5) Der Staat, welcher eine VBerlaffenfhaft in gutem Glauben 
als erbloß befeffen hat, wird Eigenthuͤmer der Früchte zum Nach— 
theile der gefeslichen Erben, obwohL er das Erfenntniß auf Befig- 
einweifung erft ange Zeit nad) Eröffnung der Erbſchaft erwirft hat. 

In diefem Falle findet Fein Unterſchied flatt zwifchen den 
vor und nach der Befigeinweifung bezogenen Früchten ; fie ges 
bühren fämtlih dem Staate, welcher nur die feit der Klage 
der Erben bezogenen Früchte zurüdzugeben hat, und überdies 
am Betrage derfelben 5% als Verwaltungskoſten einzubehalten 
befugt ift. Paris. J. 19. S. 1834. 2. 456. 

f. Art. 545. 550. 


Dritter Abſchnitt. j 

Bon ben Wirkungen der Berfchollenheit in Hinſicht auf die Ehe. 

1. * Art. 139 iſt auf den Fall, wo ber Ehegatte nur 
vermißt, eben fo anwendbar, wie auf den Fall, wo er für ver« 
fchollen erklärt war. — Der zweite Ehegatte ift daher nicht befugt, 
auf Unguͤltigkeit der zweiten Ehe anzutragen, zumal wenn er nicht 
das Dafenn des erften Ehegatten beweifet. yon. S. 30. 2. 227. 

f. Art. 129. 147. 184. ff. 312. 

(2) Im entgegengeſetzten Sinn entſchieden. — Die Kinder 
erſter Ehe ſind daher befugt, auf Unguͤltigkeit der zweiten Ehe 
anzutragen, wenn zu der Zeit, wo dieſe geſchloſſen wurde, der 
andere Ehegatte nur vermißt war. 

Jedoch genügt der Beweis der erſten Ehe, als Thatſache, 
noch nicht zur Unguͤltigkeitserklaͤrung der zweiten Ehe; hierzu 
wird erfordert, daß erwiefener maßen die zweite Ehe vor der Auf: 
löfung der erften gefhtoffen wurde, Douai. R. G. 1837. 2 
488. — f. Art. 147. 184.*) 


Viertes Kapitel. 


Bon der Aufficht über minderjährige Kinder, deren Vater 
verſchollen ift. 


f. Act. 155. 283. 371. 389. 450. 1427. 1990. #) 
f. Art. 155. 402 ff. ** 


+ Im Tert ded B. EN. p“ hatt Vorwiſſen zu lefen: Vermiſſen. 
Srudteblen) ſſen zu leſ ſſ 


*) Bon dem Einfluſſe der Abweſenheit auf die Ehe. Zachar. I. 159. 
**) Von Ka Einfluffe der Abweſenheit auf. die elterliche Gewalt. 
Zachar. I. 160. 
“r), Beftellung von Bormündern für die minderjährigen Kinder 
eines Abmwefenden. Trefurt 77. $. 116. 
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Fünfter Titel. 
Bon der Ehe"). 


1) zu Bi Ar 1807. R. 8. 1807. XXVI. Sammi. It. 


rag zu derfelben. — ——— in Art. 5. der 
ES. R. B. 1807. XLIl: —— 
2) —— —— in Betreff von Eheſachen. Bo 8. 1807. XXXIU. 


902, 
3) Bette der Ehe. Ehe-O. $. 1. Vergl. Brauer V, 380 
4) —““ der Ehe. — ern 5,2. N. * R. B. 1807. 


LIII. Samml. I. 908. — onft. Ed. $. 1 
5) — der Eiefacen. "eben, 3. Er B. 1808. VI. 


Erites Kapitel. 


Bon den Eigenfchaften und Bedingungen, welche erforderlich 
find, um eine Ehe fchließen zu fünnen **). 


* 1) Don den Eigenfchaften und Bedingungen zu Schliefu dam 
end a re gungen zu Schließung 


2) Erläuterungen wu d. 5. der Ehe-O. R. B. 1808. I. Wehrer IT. 


2. — im aktiven Dienſte duͤrfen ohne Ge⸗ 
nehmigung des Kriegsminiſters keine Ehe ſchließen, bei Strafe 
der Abſetzung und des Penſionsverluſtes fuͤr ſie und ihre Wittwen. 
Dekret. (1808.) S. 8. 2. 252 

2b. Ein Militär auf kriegeriſcher Unternehmung kann 
im Auslande mit einer Auslaͤnderin guͤltig eine Ehe ſchließen, 
unter Beobachtung der Foͤrmlichkeiten, und vor dem buͤrgerlichen 
Standesbeamten des Landes. . 

Es iſt nicht bei Strafe der Nichtigkeit erforderlich, daß die 
Ehe vor den — Standesbeamten der Armee geſhloffen 
werde. C. H. Bmw. Colmar. S. 27. 1. 108. — S. 24.2. 156. 

6. Für Eathofifche Geiftliche gilt das ihnen Eraft Eichlicer 
Vorfchriften auferiegte Eheverbot nicht als ein trennendes Ehe: 
binderniß in der Staatsordnung ; eine von folhen allenfalls 


*) Begriff der Ehe. Zachar. III. 449. 
Geſchichte des Eherechts. Ebend. 450. 
an der Ehe. Brauer I. ©. 14. f. — Baurittel 1. 


Ueber das Verhältniß zwifchen Staat und — insbeſondere 
in Beziehung auf die Ehe. Archiv f. R. IV. 1-20. 
Ueber das cheliche Verhaͤttniß nach dem B. J R. Archiv f. 
R. IV. 497 — 507. 
+») Irefurt. 327—333. 
Baurittel I. 400-404. 4 


144. 


144 a. 


145. 


146. 
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gefchloffene Ehe würde daher vor dem politifchen und bürgerlichen 
Gefege nicht ungültig, und die daraus entfproffenen Kinder 
würden ehelich feyn. — Indeſſen würden fie fih den kirchlichen 
Strafen ausſetzen; ihre Familien- und Buͤrgerrechte wuͤrden 
fie, beibehalten, aber ihre geiftlihen Berrihtungen aufgeben 
müffen. Motive des Concordats. S. 2. 2. 37. 
7. Stellen die bürgerlichen Gefege ber Priefter: Ehe ein 
trennendes Ehehinderniß entgegen? Bordeaur. S. 9. 2. 389, 
Die bürgerliche Staatsgewalt, als Befhügerin ber 
firhlihen Sagungen, kann einem gewefenen Pfarrer die Heirath 
mit feinem gemefenen Pfarrkinde unterfagen, obwohl derfelbe 
feine geiftlihen Verrihtungen nicht mehr — — Schreiben 
—— des Cultminiſters. 8. 6. 2. 71. D. A. 
9. Modifizirt durch folgende Entſcheidung: die bürgerliche 
Stantsgewalt darf die Heirathen der Priefter nicht dulden, bie 
nah dem Goncorbat ihre geiftlichen eo en zeiegt 
haben.“ Entfcheidung des Kaifers. (1807.) S. 
13. Die Ehe ift den Eatholifchen — — ſelbſt 
wenn ſie auf Kirchendienſte verzichte, und wenn der Biſchof 
— —— unterſagt hat. Paris. 8. 29. 2. 33. 


14. Deßgleichen, nach der Charte. Paris. S. 32. 2. 65. 
2 — Im ie Sinn entfhieden. Sffoudun. 
f Le 8 170. 331. 335. 
* Ehe⸗Unmuͤndigkeit. Ehe⸗O. $. 4. 


* 7 en ertheilen die AUemter. Organ. 1809. 0. 
auh Alphabet. Auszug I, 261. II. 228. Sofraibe. Ins 

— $. 33. 

(3) Die Losfprechung von ber Ehe⸗ Unmuͤndigkeit hat die 
Wirkung, dem der ſie erhalten, alle Rechte und jede Faͤhigkeit 
beizulegen, welche das Geſetz dem Ehemuͤndigen verleiht: — na— 
mentlich was die Schenkungen unter Ehegatten mittelſt Heiraths⸗ 
vertrages betrifft. Baſtia. R. G. 1836. 2. 247. — f. Art 
1095. 1398. 

Iſt Wahnfinn ein Grund unbedingter Ungältigkeit der Ehe, 
felbft alsdann , wenn die Ehe während der Anhingigkeit des 
Entmündigungs:Verfahrens , aber vor Erklärung der Entmündi- 
gung, gefchloffen worden if? Gaff. Paris. S. 24. 1. 157. 
D. 19. 1. 113. L. 60. 5. — f. rt. 180. ***) 


*) Bon den Ehehinderniſſen. Zachar. III. 458—469. 
Ehehinderniffe wegen zu geringen Alters, Brauer V. 392, 
**) Trefurt 327. $. 389. f. 
***) Bon der Uebereinftimmung ber Parteien zur Schließung ber 
Ehe, Zachar. III. 451. 
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* 4) Unfreiheit, Irrthum. Ehe⸗O. 0. 
2) Unmirkfamfeit des er Ehe. $. 14—16. 

1. Die Frauen abmwefender Militärperfonen dürfen fich 
nicht wieder verheirathen, ohne den gefeglichen Beweis des Ab: 
lebens ihrer Ehemänner zu führen ; der burd) einen Kundbarkeits— 
Schein hergeftellte Beweis ift ungenügend. Gutachten des 
Staatsraths. S. 5. 2. 176. D. 3. 2. 138. L. 11. 415. 

f. Art. 112. 139. 170. 184. 187. 201. 202. 

* Ehe:Gebundenheit. Ehe:D. $. 6. 

1. Die im Auslande gefchloffene Ehe eines Minderjähri- 
gen, ohne Aufgebot und er Einwilligung ber Eltern, ift nichtig. 
Dekret. (1805.) S. 5. 2. 311. 

. Die Mitwirkung der Eltern bei der Urkunde, meldye 
die Keftfegung der bürgerlichen Eheverhältniffe ‚ihres Kindes ent: 
hält, und der Umftand,, daß fie demfelben in diefer Urkunde 
. eine Ehefteuer gefegt haben, Fann nicht als hinlänglihe Einwil— 
figung betrachtet werden, um zu Schließung ber Ehe zu fchreiten. 
Toulouſe. S. 29. 2. 29. 

f. Art. 63. 73. 139. 160. 166. 170. 171. 182. 183. 
186. 188. *) e 

* Familien⸗Ungehorſam. Ehe:D. $. 12. 

f. Art. 141. 155. 518 ff. 176. 182. 511. 

1. Minderjährige, deren Eltern verftorben, entmünbdigt, 
oder aus gefeglicher Urfache abmwefend find, dürfen mit Genehmi— 
gung des Familienraches eine Heirath fchließen. Dekret. 

2. Ein Kind, bdeffen beide Eltern und värerlicher Groß: 
vater geftorben fi ind, kann mit der bloßen Einwilligung feiner 
väterlichen Großmutter eine Heirath ſchließen, obmohl feine bei: 
den mütterlihen Großeltern noch leben, und ber Heirath ſich 
widerſetzen. — Es iſt daher nicht erforderlich, den muͤtterlichen 
Großeltern das ehrerbietige Anſuchen vorzutragen, es genuͤgt, 
wenn ihre Verweigerung der Einwilligung bekannt iſt; dieſe 
Weigerung begruͤndet im Sinne des Art. 150. die Verſchieden— 
heit der Meinung beider Linien, und dieſe gilt für Einwilligung. 
Poitiers. S. 30. 2. 239. 

f. Art. 73. 142. 143 155 u. die Not. 158. 160. 170. 
182. 183: 278. 

1 u. 2. Das ehrerbietige Anſuchen an den Vater von 
Seiten einer Tochter, die ſich bei dem im Hauſe aufhaͤlt, welchen 


Bedingungen bei der Ehe Ban —* ſtatt. Brauer V. 406. 
ueber Eheverloͤbniſſe. Zachar. III. 457: Archiv. f. R. I. 517. 
——— der —— Trefurt 341. — Brauer 


.386. 411 
*) — Einſtimmung zu Heirathen der noch nicht ehevolljaͤh⸗ 
rigen Kinder, Brauer V. 364. 


147. 


48. 


— 


149. 


150. 


151. 
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fie ehelichen will, Tann nicht als das Ergebniß eines freien 
Willens angefehen, und muß folglich für ungültig erlärt werden. 
Ar 8. 3. 2. 326. 

3. Die Gerichte fönnen daher verordnnen, daß diefe Tochter 
fih in ein von ihren Eltern ihr zu begeichnendes Haus zu beger 
ber, und dort eine gewiffe Zeit zu bleiben habe, um ihren: 
Math zu empfangen. Montpellier. S. 22. 2. 247. 

Sm en Sinn entfhieden Caſſ. Paris. S. 9. 
1. 199. D. 7. 1. 

3b. Das FE Anſuchen einer Tochter an ihren 
Vater ift nicht darum als das Ergebniß eines unfreien Willens zu 
betradyten,, weil die Zochter das väterlihe Haus verfaffen, und 
f ch zum Vater beffen, den fie ehelichen will, begeben hat. Agen. 

. 32. 2. 298. — Paris. R. G. 1836. 2. 238. 

4. Der Ahne kann nicht beaehren, daß das Kind, um 
feine Antwort auf die ehrerbietigen Anfuchen zu empfangen, ſich 
in ein drittes, von a Haus begebe. Brüffel. S. 9. 
2.85 D. 6. 2. 171. 

9. Die Einholung des auf das ehrerbietige Anſuchen zu 
empfangenden Rathes kann durch Bevollmaͤchtigte geſchehen. 
Amiens. S. 4. 2. 88 L. 7. 543. 

Ib. Das ehrerbietige Anſuchen eines Sohnes, welcher 
einem Notaͤr in einer und derſelben Vollmacht den Auftrag er⸗ 
theilt hat, das dreimalige ehrerbietige Anſuchen zu uͤberreichen, 
iſt ungültig, wegen Unehrerbietigkeit, weil damit die Abſicht an 
den Zug gelegt iſt, auf den Rath, welchen der Vater ihm geben 
koͤnnte, keine an zu nehmen. Brüffer S. 25. 2. 375. 
— Rouen. S. 28. 2. 119. D. 27. 2. 92. 

Im entgegengefegten Sinn entſchieden Gaen. 8. 28. 
2. 51. D. %. 2. 383. — f: Art. 154. Neo. 1 

50. Wenn man annimmt, daß eine einzige Vollmacht 
von Seiten des Kindes jur Ueberreihung des breimaligen ehrer⸗ 
bietigen Anſuchens genuͤge, ſo muß in dieſer Vorausſetzung 
wenigſtens jedes, uͤber das wiederholte Anſuchen aufgenommene 


Protokoll den Beweis enthalten, daß die Antwort der Eltern 


dem Kinde befannt war, und es darauf beharrte, ihre Einwil— 
ligung zu erbitten. — In Ermangelung dieſes Beweiſes muß 
das Anſuchen fuͤr —— erklaͤrt werden. Douai. 8. 28. 2. 
185. D. W. 2. 97. L. 81. 32. 

6. Wenn der Vater auf das erſte ehrerbietige Anſuchen 
ſeine Einwilligung verweigert, ſo ſind die nachmaligen Wieder⸗ 
holungen des Anſuchens um deßwillen allein nicht ungültig, weil 
das Kind darin feine unwandelbare Entſchließung erklärt hat, 
das Vorhaben feiner — or aufzugeben. EC. 9. Bw. 
Riom. S. 7. 2..1049. D . 42. 

7. Das ehrerbietige as ift gültig, worin bag Kind, 
ftatt um den Rath ber Eltern, um ihre Einwilligung 
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bittet. Zoufoufe. 8. 22. 2. 98. D. 20. 2. 69. L. 61. 232, 
— Zouloufe S. 22 2 99. D. %. 2. 70. os 237. — 
Amiens. S. 25. 2. 425. 

8. Das ehrerbietige Anfuchen darf nicht in Form eines 
Unfinnens oder einer Aufforderung abgefaßt feyn. Borbdeaur. 
S. 5. 2. 185. 

9. Das Wort Aufforderung darf in den Eingaben 
gebraucht werden, wenn fie übrigens in ehrerbietigen Ausdrüden 
—— find. C. H. Bw. Rouen. $. 8. 1.57. D.5.1. 


f Art. 182. 

(10) Wenn, nad) gefchehener einmaliger Wortragung des 
ehrerbietigen Anfuchens , die Eltern ihren Wohnfig Ändern (ein 
Zhatumftand, deffen Würdigung den Gerichten zufteht), fo muß 
ber zweite und dritte Vortrag am neuen MWohnfige gefcheben. 
—C. H. Vw Limoges. R.G. 1837 1 911 — f. Art. 104.154. *) 

(2) Der Mangel eines chrerbietigen Anfuhens von Seiten 
des Kindes, welches eine Heirath fhließen will, und die Eher 
Volljährigkeit hat, zieht nicht die Unghltigkeit der Ehe nach ſich. 
E. 9. Bw. Paris. R. G. 1833. 1. 195. 

f. Urt. 153. 

Eine Zochter, welche älter als fünf und zwanzig Jahre ift, 
barf ſich nad) einem einzigen ehrerbietigen Anſuchen verheirathen. 
— Die Verbindlichkeit zu einer zweimaligen Wiederholung, vor 
zurüdgelegtem dreißigftem Fahre, geht nur die Söhne und nicht 
die Toͤchter an Bordeaur. S. 7.2 769 L. 19. 334. — 
er S. 7. 2. 770. — Paris. S. 16. 2. 343. D. 14. 2. 
117. L. 43. 391.. 

1. Der Notär, dem das Kind Vollmacht gegeben hat, es 
zu verfreten, und in feinem Namen bei den ehrerbietigen An: 
fuchen zu handeln , welche e8 feinen Eltern vortragen will, barf 
bei Strafe ber Nichtigkeit die Eingaben nicht felbft überreichen ; 
die Verhältniffe eines Gewalthabers und eined beurfundenden 
Beamten find unverträglich mit einander, Douai. S. 28. 2. 
185. D. 26. 1. 97. L. 81. 3%. — f. Art. 151. Neo. 5b. 


151. 


152. 


153. 


154. 


1b. Das ehrerbietige Anfuchen und das Protokoll über 


die Einhändigung deffelben find zwei verfchiedene Urkunden, 
welche, jede -für fih, die erforderlichen Förmlichkeiten zu ihrer 
Volftändigkeit enthalten müffen. Toulouſe S. 30. 2. 177. 
1c. Es ift nicht nothwendig, daß der Sohn bei Ueber: 
reihung der ehrerbietigen Anfuhen gegenwärtig fey, worin er 
den Rath feiner Eltern ſich ausbittet. Bordeaux. S. 7. 2. 768. 


9 eg Willens: Erbittung ift zur Ehe nöthig. Brauer. V, 


Richtige Anwendung der L. S. 151154. Bel, mit 8, 3. I“ 
Brauer VI. 280. 


154. 
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L. 19. 334. — Douni. 8. 20. 2. 116. D. 21. 2. 90. — ©. 
. Bw. Rouen. S. 8. 1. 57. D. 5. 1. 524. — Rouen. S. 
. 2. 104. L. 14. 474. — Douni. S. 28. 2. 185. D. %. 2. 
97. L. 81. 39. — Paris R. G. 1836. 2, 238. 
Im entgegengefegten Sinn entfchieden. Caen. $. 5 2. 
43. = f. Art. 151. 

2. Wenn gleih der Zwed eines ehrerbietigen Anfuchens 
ift, den Sohn in die Gegenwart des Waters zu bringen, um 
feinen Rath Über die vorhabende Heirach zu empfangen, fo ift 
doch nicht nothwendig, daß der Sohn feinem Bater Tag und 
Stunde vorher anzeige, wo er fein ehrerbietiges Anfuchen vorzu— 
tragen beabfichtet. Angers. S. 15. 2. 65. L. 40..277. 

Die ehrerbietigen Anfuchen find nicht gültig, wenn fie, 


ftatt beiden Eltern, nur einem derfelben überreicht worden find. 


Brüffel. S. 9. 2. 81 D. 6 2. 171. 

4. Ein ehrerbietiges Anſuchen iſt unguͤltig, welches nicht 
beiden Eltern berreicht wurde, und die Antwort eines jeden 
Elterntheils enthält: es genügt nicht, wenn der Vater erklaͤrt 
hat, daß er fowohl für fi als für feine Frau antworte; 
es ift bier eine ons aus N Rechte Douai. 
S. 16. 2. 114. D. 2. 91. L. 41. 363. 

5. Es ift — * Strafe = Nichtigkeit erforderlich, daß 
die ehrerbietigen Anſuchen den Eltern in Perfon überreicht 
werden müffen ; die Mothwendigkeit, ihre Antwort in dem Pro: 
tokolle auszudrüden, verfteht fih nur in dem Falle, wo die No: 


El beide Eltern einheimifh finden. Toulouſe. 8. 22. 2. 98. 


20. 2. 69. L. 61. 232. — Zouloufe. S. 22. 2. 99. D. 20. 
2. 70. L.. 61. 237. — Douni. S. %0. 2. 116. D. 21. 2. 90. 
— Bruͤſſel. 8. 5. 2. 52. — Amiens S. 25. 2, 425. 

9b. Zumal, wenn die Eltern fich entfernt halten, um die 
nn nicht annehmen zu müffen. ©. H. Bw. Toulouſe. 
S. 1. 473. D. 25. 1. 300. L. 80. 172. 

*E Im entgegengefegten Sinn entfchieden, vorbehaltlich 
einer Ausnahme im Iegtern Falle. — Wenn e8 fih davon hanz 
delt, die Einwilligung der Eltern ſich auszubitten,, fo müffen 
“ker alsdann wet re zurüdgelaffen werden. Gaen. 

.« 13. 2, 157. L. 37. 2 

6b. Wurde — daß eine einzige Abſchrift genügend 
fey. Brüffer. S. 25. 2. 376. 

6c. Das ehrerbietige Anſuchen ift nichtig, welches in der 
Wohnung des Vaters in deſſen Abmefenheit abgegeben wurde, 
wenn nicht nachgemwiefen ift, daß der Notär die nöthigen Schritte 
gethan habe, um ihn fprechen, und fich feinen Rath m feinen 
Sohn ausbitten zu koͤnnen. Brüffel. 8. 25. 2. 375 

7. Das ehrerbietige Anfuchen ift gültig, wenn auch das 


Zuſtellungsprotokoll nicht enthaͤlt, daß eine Abſchrift uͤbergeben 
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worben, wenn anders — iſt, 9 Bit — et: 154. 
füllt wurde. Bruͤſſel. S. 9. 2. 85. D. 

8. Wenn in einer der gefeglich a inzasen des Ans 
ſuchens der Notär die Wohnung der Zeugen nicht ausgedruͤckt hat, 
fo ift dies Bein Nichtigkeitsgrund, wenn die nämlichen Zeugen bei 
den andern Eingaben angewohnt haben, und in diefen die Wohe 
nung angegeben ift. Bruͤſſel. 8. 10. 2. 304. L. 27. 286. 

9. Es ift bei Strafe der Nichtigkeit nothwendig, daß bie 
mitgetheilte Abfchrift des chrerbietigen Anfuchens mit ber Unter: 
fohrift des Notaͤrs verfehen ſey, und fowohl der Unterſchrift der 
Beugen als des Kindes, welches den Rath ſich ausbittet, Erwaͤh⸗ 
nung thue. Bordeaux. S. 7. 2. 769. L. 13. 248 

10.. Es ift zur Gültigkeit eines ehrerbietigen . Anfucheng 
nicht erforderlich, daß die Zeugen die Abfchriften unterzeichnen, 
welche bei den Eltern zurüdgelaffen werden ; es genügt > wenn 
f ie Ey Unterfohriften dem Originale beifegen. _ Zouloufe. S. 30. 


10 b. Ein ehrerbietiges Anfuchen ift darum allein nicht 
nichtig, weil die Urkundszeugen die den Eltern zurüdgelaffene 
ra nicht unterzeichnet haben. Montpellier. 8. 22%. 2, 


(11) Es iſt nicht erforderlich, daß die Abfchrift des Protos 
kolls über das ehrerbietige Anfuchen auch mit der Unterfchrift 
des zweiten Notaͤrs oder der zwei Zeugen, welche dieſen erfegen, 
und mit jener des Kindes verfehen fey. 

Wenn die Eltern, an welche das ehrerbietige Anfuchen 
gerichtet wird, bon dem Motär nicht einheimifch angetroffen 
werden, fo fann die Abfchrift der Urkunde gültiger. Weife beim 
Zhluftehet, — Hauſes zuruͤckgelaſſen werden. — Paris. R. G. 


* — den. Zufdy 1544. find Staatöfchreiber auch bei Amts- 154 a. 
. füßigen Perfonen nicht audgeſchloſſen. .Juſtiz⸗Min. 29. Aug. 


Ex R ch zu verehelichen, find die Verlobten nicht gehalten, 155. 
die Zodtenfcheine ihrer Eltern vorzulegen, wenn die Großeltern 
das Ableben derſelben beftätigen. — Im Falle des Todes oder 
der Abwefenheit der’ Eltern und Großeltern, deren Einwilligung 
‚oder Rath erforderlich ift, wird ber Mangel des Beweiſes bes 
Ablebens oder der Abweſenheit duch eine eibliche Erklaͤrung der 
Verlobten und der vier Zeugen des Eheſcheines ergaͤnzt. Gut⸗ 
achten des Stattsrathes. 8. 5 2. 389. 
1. Wenn ein. Zweifel über die Identitaͤt der Perfon, 156. 
welche ſich verheirathen will, mit derjenigen entfteht, welche in 
den gefeglich erforderten Befcheinigungen erwähnt ift, fo haben 
die Gerichte, und nicht die Adminiftrativbehörde, Über dieſen 
Streit zu entfcheiden. Dekret. S. 16. 2. 394. 

3. Die Staatsanwälte koͤnnen fuͤr ſich allein, und ohne 


156. 


157. 
158. 
159. 
160. 


161. 
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Mitwirkung ber Familie, auf Geld» und Gefängnißftrafe gegen 
die bürgerlichen Standesbeamten antragen, melde einen Minder: 
jährigen getraut haben, ohne die Einwilligung der Familie zu 
erheben. Die nad) der Heirath gegebene Einwilligung mindert 
das Vergehen nicht. — Die Strafe wäre gleichermaßen anmwend: 
bar, wenn vor ber Heirath jeder Elterntheil, einzeln und ohne 
$amilienberathung, eingemilligt hätte. In diefer Hinſicht wäre 
keine Entfchuldigung mit Unmwiffenheit oder gutem Glauben zu: 
täffig. Turin. 8. 10. 2. 65. D. 8. 2. 22. 
f. Art. 50. 73. 76. 158. 

f Art. 73. 76. 151 ff. 

f. Urt. 182. 183. 334 ff. 

f. Urt. 318. 9) 

Damit der Zuſtand als vorhanden angenommen merde, 
welcher es Eltern oder Großeltern unmöglih macht, ihren Willen 
wegen der Heirach ihres minderjährigen Kindes zu aͤußern, ift 
nicht nothwendig, daß der betreffende Elterntheil entmündigt, 
oder auch nur auf deffen Entmündigung angetragen worden ſey; 
es genügt, wenn er ſich in einem Zuſtande befindet, daß er 
a überlegte Zuftimmung geben kann Poitiers 8. 30, 7. 


60 Wenn in Ermangelung von Eltern und Großeltern 
ein Familienrath zufammen berufen wird, um die bürgerrecht: 
lihen Berabredungen des Heirathövertrages eines Minderjährigen 
zu ordnen, fo kann der Beſchluß, obwohl der Beftätigung nicht 
bedürfend , vor Gericht angefochten werden, wenn er nicht eins 
flimmig gefaßt wurde. Paris. R. G. 1837. 2. 225.) — 
f. Art. 1398. 
* 1) An die Stelle ded Familienrarhed tr i in dieſem 
le Fe F er hes treten die Pfleger in biefem 
2) Gegen Verſagung der Verbeirathung ded Mündeld von Seiten 
ded Vormundes kann nad Analogie :$. 5. ded IT. E. E. und 
lit. C. $. 20. e. des Organ. €. von 1809. der Rekurs an die 
Dbervormundfchaft ergriffen werden. U. A. B. 1837. N. 11. 
| Ein natürliches, in Blutfchande oder Ehebruh der Frau 
erzeugtes Kind ift mit dem Manne diefer Frau verfchwägert, 
Gaff. Loire. S. 9. 1. 136. D. 7. 1. 177. L. 94. 59, | 
2. Wenn die Ehe zwifchen einer Frau und dem Liebha— 
ber ihrer Mutter verboten iſt: — wenn diefer Liebhaber als in 
verbotenem Grade verfhrwägert angefehen werden Fann: — wenn 
unfere dermaligen Gefege, gleich den Altern, den öffentlichen An— 
ftand als ein Hinderniß betrachten — fo muß denn doch mes 
nigftens, um dies Hinderniß vorzufchügen, die unerlaubte Wers 


. 


*) Zrefurt, 338. 5). ._ 
**) Trefurt. 838. 3). 346. 9. 402. Zr 
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bindung rechtlich erwieſen, und zu biefer Zeit kein Beweis mehr 161, 
zu führen feyn ; eine Unterfuhung % in Diefer Beziehung nicht 
zulaͤſſig. Nismes. S. 12 2. 438. L. 34. 333. *) 

+ 1) Berwandfchaftähinderniffe. EheO. 8. 5 

2) Ehehinderniffe und Diöpenfation. R. B. 1807. XXXVIII. 

Samml. I. 906. R. B. 1808, I. Samml. I. 909. vgl. mit K.- 

3. 1806. XVI. Samml. II. 535. 

1. Bewirkt die Nichtigkeitserffärung einer Ehe, daß Eeine 162. 
Verſchwaͤgerung mehr zwifchen dem Ehemann und der Ehefrau, 
mit welcher er ſich auf unformliche Weiſe verheirathet hat, vor⸗ 
handen iſt? Brüffel. S. 8. 2. 274. L. 22. 496. 

2. Die Ehe ift nicht verboten mit der Beuderswittive ber 
erſten Frau: weil bier nur eine Verſchwaͤgerung mit dem Bru—⸗ 
der, aber nicht mit deffen Frau vorhanden ift, und aus Bere 
fhmwägerung feine weitere Verſchwaͤgerung entfteht. Schreiben 
des Juſtizminiſters. 

Die Staatsbehörde ift ermächtigt, auf Nichtigkeit einer 
Ehe anzutragen, melde im Auslande zwiſchen Schwager und 
Schwägerin, beides Sranzofen, gefchloffen worden, felbft wenn die 
Heirath in Frankreich noch nicht durch Eintrag in die Standes— 
bücher, dem Art. 171. gemäß, Kundbarfeit erhalten hat, und 
feine, von beiden Ehegatten ausgegangene Urkunde deren Abficht 
zu erkennen gibt, die Heirath aufs neue für gültig zu erklären, 
um den bürgerlihen Stand der N — als Kinder 
zu ordnen. Caſſ. Colmar. S. 24 1. 428. D. 22. 1. 479. 

f. Art. 170 184. 187. 190. 201. 202» 348. 

(4) Die Verfhmägerung, fo wie die Unfähigkeit und die 
Derbote, melde deren Folge find, endigen ſich nicht (einige wer 
nige ausdrüdliche Gefegesbeftimmungen ausgenommen) durch 
das Einderlofe Ableben des Ehegatten, von dem bie Verfchtäger 
rung herrührte. Caſſ. Paris: J. 19. S. 1834. 1. 729. .**) 

* 1) Diöpenfation des — A deirat mit der ma der 
verftorbenen Frau, R I. Samml. 1. IR . B. 
1811. IV. Samml. 1. —5 R. v 1822. III. Samml. I 25 

2) rat zwiſchen ee und Halb: ‚Sefchwifterfindern 

durh Die Aemter. R. B. 1810. XLIV. Samml. 1. 911. 

—— 1809. D.$ 10. 4) R. 3. 1822. II1. Samml. I. 


+ 3) 2818 die Schwägerfchaft fei — ihre ‚Dauer nad. römifchem und 
nach franzöfiihem Rechte. Hohnh. IV. 10 — 13. 19. 

4) ——— eh ber — — —— 
5) er inter se * sunt affines. Hohnh. IV. 12. 


1. Die Heirath zwifchen dem Großoheim und der Groß: 163. 
nichte kann nur nad erhaltener ——— des Eheverbotes in 


*) Verwandtſchaftsverbote. Brauer V. 400 — 404. 410. 
”"*) Zrefurt. 329, 2, . 
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163. Gemaͤßheit beffen, was der Art. 164. vorfchreibt, zugelaffen wers 

den. Gutachten des Stantsrathe. S. 8. 2. 248. 
2. Ein Neffe darf bie Frau feines Dheims heirathen. 
Schreiben des SZuftizminiftere. * 
2r f. Art. 145. 164. 170. 184. 187. 190. 201. 202. 
* Zur DBerebelihung mit der verfchmägerten Muhme iſt Eeine 
— —————— Miniſt. d ee a A 20. 
Wehrer III. 897. 

164. Duch das Gefeg vom 16. April 1832. ift dem König 
Vollmacht gegeben, auch im Falle des Art. 162. aus wichtigen 
Gruͤnden Nachſicht zu verſtatten. 

ſ. Art. 145. 169. 

1644. *) 


164b. * Die Eheverbote btr. R.B. 1811. IV. Samml. I. 904. 


Zweites Kapitel. 


Bon den Förmlichkeiten, die ſich auf die Schließung der Che 
beziehen **). 


*1) Die ——— = Schließung einer Ehe btr. R. B. 1808. 
2) Die fir eg REIHE evangelifchen Theild. R. B. 1808. 


3) V. wen —— verſchiedener Confeſſion aus tolchen Orten 
fi beirathen, wo für einen Ag der Verlobten feine Parochial: 
rechte feiner Kirche befteben. R. B. 1813. XXI. Samml. I. 913. 

4) 2. V. Die Nothwendigfeit der Erfaubnif der — — e 

* börde bei jeder A eg bir. R. 3. 1804 
Samml. I. Zrefurt 346 

5) Spue Stunierlan niß gefchloffene hen. R. 3. 1812. XL 

amml 

6) —— —— für Staatsdiener. R. B. 1818. XX. Samml. 


7) Dierk der Offiziere. R. 1 1804 1 - Samml. III. 622. 
8) — der Soldaten. R. B. 1 I. Samnıl. III. 623. 
9) = der fatholifchen kschulleprer "8 3. 1806. XXV. Samml. 


10) —— — nicht deñn v angeſtellter Individuen bir. 
ammi. 


*) Iſt die Heirath zwiſchen dem Neffen und deſſen verſchwaͤgerter 
Muhme verboten? Brauer und Zach. 264. 
*4) Schwägerfchaft. Brauer V. 238 f. 
»*+) Zrefurt. 340. 
— der Ehen in foͤrmliche und unfoͤrmliche. Brauer 


‚Bon Eingehung der Ehe. Rettig. $. 270 — 280. 
ke ber Eingehung. Ebend. $. 281 — 290, 
eftimmung, in welchem Glauben die Kinder zu erziehen 
feyen. Zrefurt 396, fi 
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- 41) Seigröntung „der eirthöbeiigungen für Staatödiener bir. 
amml. 
12) an mit der Shisehenfipen Eidgenoffenfchaft , die 
Heirathen der MEI EMELL Den Staatsangehörigen —3— R. B. 
1810. J. Samml. III. 803. 
13) Beitritt des Cantons St. nn gi obigem Staatövertrage. 
„R. B. 18290. XVI. Samml. I 
14) Ausdehnung des — — — mehrere Cantone und 
* gegenſeitigen ganzen dermaligen Gebietsumfang. R. B. 
21. V. Samml. 9. 
15) Sler Ausdehnung diefed Staatövertraged. R. B. — XVI. 
u. Samml.- IV. 1075. % 
f. die Zuf. zu Sit. I: Kap. IT. Abſchn. I 
16) Keligiondeigenferaft der arlge beim der Kinder, wie fie in — 
Ehen durch Vertraͤge be — werden fann. III. 
n.E. 1803. Art. IL—I. Eonft.E. $ 0.2.3. 1809. N. 
Behrer 11. 708. 
17) Eheverträge, welche in gemifchten Orten bie Erziehung der Kin, 
ber in der Religion der Mutter bedingen, Rest in fo weit 
ur Anwendung, ald dies nach den Geſetze eſchehen kann, d 
J ſo * die weiblichen | Kinder betrifft. ini, d. nn. ug 
1823. Nro. 5. Wehrer V. 367. 
18) £. DB. wornach die Kinder an gemifchten Orten entweder in der 
Confelfion ded Vaters oder der Mutter erzogen, oder nach dem 
—— getheilt werden duͤrfen. R. B. 1826. XIV. Samml. 


19) 9. Hr ‚die Sr Genastung und — von Staatsehen 


+ 


NR. XXVIII. Samml. I. 906. 
20) nr — Ed. $. 1. 

1. Wenn die Nichts Deffentlichkeit einer Ehe deren Nice 165. 
tigkeit zur Folge hat, fo muß denn doch das Gericht der Haupt⸗ 
facdye feiner Einficht nach beſtimmen, was dem Zwecke des Ges 
feges gemäß, als Deffentlichkeit anzufehen ſey. — Mithin find 
weder die nicht gefchehene Vornahme im Gemeindehaufe , noch 
die ermangelnde perſoͤnliche Gegenwart eines der vier Zeugen, 
die den Eheſchein unterzeichnet haben, ſolche Uebertretungen, 
welche einen weſentlichen Grund zur Caſſation abgeben. C. H. 
Vw. Pau. S. 14. 1. 291. D. 12. 1. 348. L. 40. 369. 

2. Die vor dem einfchlägigen bürgerlichen Standesbeamten 
gefchloffene Heirath eines Minderjährigen ift nicht darum mer 
ſentlich nichtig, weil fie außerhalb des Gemeindehaufes, und mit 
der Einwilligung eines Familienrathes eingegangen wurde, wel⸗ 
cher erft Vormittags auf den. Nachmittag des nämlihen Tages 
zufammen berufen worden, und aus andern, als den vom Ge: 
fege — , naͤchſten — oder Verſchwaͤgerten — 
ſtand. C. H. Vw. Agen. S. 7. 1. 320. D. 5. 1. 320, L 
18. 257. 

3. u. 4. Eine Heirath, die ohne Gefaͤhrde, Irrthum oder 
Gewalt, und uͤberdies ohne trennendes Ehehinderniß geſchloſſen 
worden, iſt gültig, ober kann für gültig erklaͤrt werden, obgleich 
ſie nicht im Gemeindehauſe, und vor einem incompetenten Stan: . 

= 9 


165. 


166. 


170. 


130, Don der Ehe. 


desbeamten geſchloſſen wurde, ein unrichtiges Datum hat, und 
weniger als vier Zeugen beim Eheſchein zugegen geweſen ſind: 
überdies die Heirath nicht vollzogen worden iſt. Bourges. S. 
72. 2. 315. L. 64. 311. 

5. Es ift der Einfiht der Gerichte überlaffen, zu erwägen, 
bis zu weldem Punkte die Incompetenz des  Standesbramten 
(dem Bezirke nah), ald Mangel der Deffentlicheit gelte. C. 9. 
Vw. Bourges.. S. 24. 1. 360 D. 22. 1. 336, 

5b. 68 ift nicht gerade, die Umgehung einer ober mehres 
ver der vom Gefege, zur Sicherung der Deffentlichkeit der Hei 
rath vorgeicd;riebenen Förmlichkeiten, was die Nichtigkeit wegen- 
Mangel der Deffentlicykeit zur Folge hat; das Gefeg überläßt 
der Einfiht der Behörden, nach den Sachverhältniffen und Um: 
ftänden zu würdigen, ob binlängliche Deffentlichkeit vorhanden 
fey oder nicht. yon. S. 32. 2, 357. 

— 6. Ein Ehefhein kann gültig ſeyn, obgleih die Un: 
—3 des a ie dabei mangelt. Grenoble. S.25. 
150. — f. 

f. Art. 48. 74. 75. 76 170. 191. 19. 
* 11. E. E. 8. 8. 


Eine Heirath iſt nicht defhalb nichtig, weil ihr nur ein 
einziges. Aufgebot: vorausgegangen , und fie nur in Beiſeyn von 
zwei Zeugen gefchloffen worden ift. 

Es ift der Einſicht des Richters uͤberlaſſen, nach den Um: 
ftänden zu entfcheiden, ob die Vernachläfigung der im Art. 165. 
vorgefehriebenen Foͤrmlichkeiten, z. B. der Mangel der gehörigen 
Deffentlichkeit, die Incompetenz des Standesbeamten, die Ay 
tigkeit ae fi ziehen follen. Grenoble. S: 18. 2 


103. L 
f. Art. 63. ff. 74. ff. 94 169. 170. 
+ f. die Zufäge zu &. ©. 63. 


f. Art. 145. 164. 

1, Der Mangel der vorgängigen. Aufgebote zieht die Nic: 
tigkeit einer im Auslande gefchloffenen * u nah ſich. 
Paris. S. 20 2. 307. — Colmar S.24. 2 

4 Selbſt wenn’ diefe Unförmtid: — = dem Umftande 
verbunden wäre, daß die Eltern des Franzofen ihre Einwilligung. 
nicht gegeben haben, und. ihnen kein ehrerbieriges Anfuchen über:. 
geben wurde; wenn anders die Ehe nad) den Gefegen des Landes, 
wo fie ſtatt fand, gültig if. Nancy. S. 26. 2. 251. — f. 
Art. 162. Nro. 3. 

2b. Die Nichtigkeit einer im. Auslande, ohne vorheriges 
Aufgebot in Frankreich, gefchloffenen Ehe wird N, ben Beſitz 
=” bürgerlihen Standes geheilt. er S. 32. 2. 384, — 

* Paris, R. G. — 195. — Paris, R, G 
N 2. 297. — f. Art. 63 
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3. Die Vernachlaͤßigung der Förmlichkeiten, durch deren 
Beobahtung nad Art. 170. die im Auslande unter Franzofen, 
welche fid dort nicht aufhalten, gefchloffenen Ehen gültig find, 
bat die Nichtigkeit jener Ehen, bei welchen dieſe Bedingungen 
nicht erfüllt wurden, zur Folge — Mithin ift eine im Auslande 
unter Sranzofen gefhhloffene Ehe nichtig, wenn feine Aufgebote 
vorhergingen,, und die Ehegatten kein ehrerbietiges Anfuchen ge: 
madht haben, um die Einwilligung ihrer Eltern zu erhalten. 
Paris. S. 29. 2. 179. D. 27. 2. 214. — Paris. S. 29. 2. 
178. D. 27 2. 2314. — Gaff. Rennes. R. G. 1837. 1. 177. 

3b. Das Aufgebot , wie e8 Art. 63. vorfchreibt , ift die 
wefentlihe Bedingung der dem ausländifhen Standesbeamten 
eingeräumten Ermaͤchtigung, daß die Heirath von Franzofen, 
welche in Frankreich wi find, vor ihm gefchloffen werden 
dürfe. €. H. Bw. S. 142. 

(8) Der Art 48. — die diplomatiſchen Agenten und 
die Konſuln ermaͤchtigt, die buͤrgerlichen Standesurkunden der 


170. 


Franzoſen im Auslande, den franzoͤſiſchen Geſetzen gemäß, aufzu⸗ 


nehmen, iſt nur auf Franzoſen ausſchließlich —— nicht 
auf Franzoſen und Auslaͤnder; unſere Geſetze und Agenten 
haben im Auslande nur Gewalt uͤber ze TE — 
Caſſ. Rouen. 8. 19. 1. 492. D. 17. 78. 

f. Art. 47. 48. 63. 144. 148. er 38. get 
Nro. 2. *) | 
1) . ge —— — $. 23. 
12) fd. Zufäge zu &. © 

Die Borfihriften des 171.. haben feine Nichtigkeit im 
Gefolge. Der Ehefhein kann zu jeder Zeit, felbft nad dem 
— eines der Ehegatten, —— werden. Rouen. 8. 28.2. 


C. 9. Qw. Rouen. S. 29. 1. 261. D. 27. 1. 272. 


L. 85. 75. 

(2) Der Mangel des Eintrages ber von einem Franzoſen 
im Auslande geſchloſſenen Ehe in die buͤrgerlichen Standesbuͤcher, 
in den drei erſten Monaten nach der Ruͤckkehr, hat nicht die 
Unguͤltigkeit oder Unwirkſamkeit der Ehe zur Folge C. H. Vw. 
Paris. R. G. 1833. 1. 195. 

(3) Eine Auslaͤnderin, welche im Auslande einen Franzoſen 
geheirathet, hat in Frankreich ein geſetzliches Pfandrecht auf die 
Güter ihres Mannes erſt von dem Tage an, wo ihre Ehefchlief- 
fung in bie bürgerlichen — dem Art. 171. gemaͤß, 
eingetragen worden iſt. Amienc. 19. 8. 1835. 2. 483. — 
f Art. 2121. 2135. 





*) Bon vn — welche im Auslande TEE worden, 
Zachar. III. 455, 
g* 


171. 


132 Bon den Einſprachen wiber die Ehe. 
Drittes Kapitel. 
Bon den Einfprachen wider die Ehe 9. 
* die Zufäge zu 2. ©. 161.162. 164 b. und zum zweiten Kapitel 
Niro. 2. 


‘fe Art. 66. 176. m 

* Einſprachsrecht. Ehed. 8. 55: f. 
1. Ein Bater kann feine Einfpradhe gegen die Heirath 
feiner großjährigen Tochter nicht damıt begriinden , daß der zu: 
‚künftige aan ihn fchwer verleumdet habe. Brüffel. 
S.9. 2. 368. D: 7. 2. 145. 


9. Die N des Herfommens , bes Alters , des 
Vermoͤgens, des Standes, koͤnnen von Seiten der Eltern kein 
ae. gegen. die Heirath ihrer Kinder abgeben. Bordenur. 

. 7. 2. 1050. L. 19, 334. 

3. Die ao. eines Waters gegen bie Heitath feines, 
ſelbſt großjährigen Kindes kann vom Gerichte aufrecht erhalten 
werden, fogar wenn diefelbe auf Fein trennendes und verbietendes 
Ehehinderniß gegründet ift. In dieſer Beziehung verläßt das 
Geſetz fih auf die Sorgfalt der Väter und- die Einficht der 
Obrigkeiten. Bourges. 8. 13. 2. 169. — Caſſirt durch Nach— 
ftehendes: ; 

4. Die Einſprache der Eltern gegen die Heirath ihrer 
Kinder , weldye Älter find als fünf und zwanzig und dreißig 
Jahre, obwohl fie geſchehen kann, ohne Beweggruͤnde dazu anzu— 
fuͤhren, darf von den Gerichten nicht angenommen werden, wenn 
fie, auf Fein gefegliches Hinderniß der vorhabenden Heirath ge— 
gruͤndet iſt. — Das Geſetz laͤßt den Gerichten gutfindendes 
—— — Beziehung. Caſſ. Bourges. 8. 15, 1. 245. 

5. Bei der Heirath eines in elterlicher Gewalt ſtehenden 
Kindes iſt die Einwilligung der Mutter ſo weſentlich, wie die 
des Vaters; wenigſtens in dem Sinne, daß die Einwilligung 
der Mutter von ihm erbeten werden, und daß dieſer jedes Mittel 
unbenommen ſeyn muͤſſe, ihrer Tochter Rath zu ertheilen. — 
So wie es ſich anders verhaͤlt, hat ſie das Recht, Einſprache zu 
erheben, obwohl der Water nach Art. 148. eine uͤberwiegende 
Stimme bei der Einwilligung zu der 2 feiner minderjaͤh⸗ 

l 


| tigen Tochter hat. Riom. 8. 18. 2. 


Der Vater und die Mutter. welche gegen die Heitath 
ihrer Tochter Einſprache machen, haben jedes ein geſondertes 
Intereſſe; die Zuſtellung einer Ausfertigung iſt daher nichtig, 


* Trefurt. 344. $, 401. 
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nicht jedem von ihnen eine Abfchrift zugeſtellt worden iſt. 
E. H. Vw. S. 16. 1. 371. D. 14. 1. 214. 
f. Art. 176 179. *®) | 
1. Ein Minderjähriger Eann- Eeine Einfprache gegen die 
Heirath feiner Schweftern einlegen, zumal wenn eine Großmutter 
am Leben ift, welche einwilligt. Niemes. S. 7. 2. 1050. 
L. 18. 270. 
1b. Wenn bei Gericht Einfpradhe aus dem Grunde bes 
Wahnfinnes des Fünftigen Ehegatten eingelegt wird, fo muß 


173. 


das Gericht eine Frift beftimmen , binnen welcher über die Ent: 


mündigung zu erkennen ift; es darf hierin kein unbeflimmter 
— Ka gegeben werden. Lyon. S. 28. 2. 237 D. %. 2. 


2. Verwandte, denen das Gefeg nicht erlaubt, Einſprache 
gegen bie Heitath einzulegen, Eönnen bdiefelbe dadurdy nicht hem: 
3 Der At. 174. welcher dem Gericht erlaubt, die auf 
MWahnfinn des Fünftigen Ehegatten gegründete Einfprache unbe: 
dinge zu verwerfen, if auf den Fall nicht anwendbar, wo die 
Einfprahe vom Vater oder einem andern Ahnen herrührt. — 
In diefem Falle kann das Gericht fich nicht entheben , einen 
Familienrath zufammen. zu rufen, und im Gemäfpeit der im 


wi daß fie einen Antrag auf Entmündigung ftellen. Bruͤſſel. 


Titel von der Entmuͤndigung Tee Regeln zu vere 
2 


fahren. Brüffel. S. 13. 2. 338. L 

3b. Im Gegentheil entfhieden: daß felbft in diefem Sale, 
nachdem die Thatſachen, welche auf MWahnfinn fchließen laſſen, 
einzeln fhriftlich verzeichnet worden, das Gericht diefelben un: 
mittelbar prüfen, und die Einfprache verwerfen Eönne, ohne 
- weitere Erfundigung einzuziehen, wenn daffelbe findet , daß die 


.. —— nicht eretich find. C. H Bw. Lyon. | 


1. 103. D. 27. 1. 94 L. 85. 286 
4. Wer Eraft der Art. 174. und 490. Einfprache gegen 
die Heirath feiner Schwefter, auf den Grund von MWahnfinn 
‚einlegt, muß die einzelnen Zhatfachen verzeichnen, die ihrer Na: 
‚tur nad) geeignet find, den Wahnſinn nicht bloß. zu vermuthen, 
fondern vielmehr zu beweifen. Paris. 8. 4. 2. 172: L. 8. 


5. MWenn Jemand Einſprache gegen die Heirath eines 


Seitenverwandten einlegt, welcher ſeiner Behauptung nach, ſich 
in einem Zuſtande von Geiſtesſchwaͤche, Wahnſinn, oder Raſerei 
befinden ſolle, ſo genuͤgt das Erbieten nicht, daß er in der Friſt, 


welche ihm das Urtheil anſetzen werde, uͤber die Entmuͤndigung 


wolle erkennen laſſen; ſondern er muß uͤberdies, um der Ein— 


*) — * Recht, einen Einſpruch zu thun. Zachar. III. 459 


174, 
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fprache Eingang zu verſchaffen, die Thatumftände einzeln ſchrift⸗ 
lich verzeichnen , welhe dazu Grund geben fonnen, und die 
Zeugen namhaft machen, bie er abhören Iaffen will. Colmar. 
S. 11. 2. 93. D.-9. 2..74, L. 29. 316 
6. Gegen die Heirat) eines Greifen kann nicht von Seiten 
feiner Töchter und Schwiegerföhne Einſprache eingelegt werden. 
Brüffel. S. 6. 2. 157. D. 4. 2. 157. L. 15. 190. 

7. Eben fo wenig von Seiten einer Groß-Michte. Air. 
S. 14. 2 10. 
| fe Art. 179. 489. ff. 

* Ci den Fällen diefed und des folgenden 2. ©. treten die Pfle: 
ger an die Stelle ded — el. II. E. E. 6. 5. | 


175. N f. Art. 159. 174. 406. ff. 450. 
175 a. | 
a. /, Sie Stelle des Kronanwalies vertritt die den Trauſchein ertheis 
fende Behörde. II. E. €. 5.8. R. 3. 1811. XVI. 
176. Die Einfprache eines Water gegen die Heirath feines 


Sohnes macht den Vater nicht zum Klägers; — folglich muß 
das Begehren auf Verwerfung der Einfprahe vor dem Gerichte 
des MWohnfiges des Vaters angebracht werden, nach der ordents 
fichen Negel der Gerichtsbarkeit, und nicht vor dem Gerichte des 


‚Drtes, wo die Heirath hätte gefchloffen,, und von dem Water, 


177. 


179. 


um dem Gefege zu genügen, der Wohnfig hätte erwählt werden 
follen. Paris. S. 29. 2. 235. D. 27. 2. 212. L. 84. 220. 

1. Die zehntägige Frift, innerhalb welcher, auf ergriffene 
Berufung, über das Begehren um Verwerfung der Einfprache 
gegen die Heirath erkannt werden foll, ift gegen den Verlobten, 
welcher diefe Verwerfung betreibt , nicht firenge zu nehmen. 
C. H. Bw. Rouen. S. 8 1. 57. D. 5. 1. 524. **) 

Ein Ahne, welcher Einfprache gegen die Heirath eines 
feiner Abkoͤmmlinge einlegt, kann nicht in die Koften des Rechtes 
ftreites verurtheilt werden, felbft wenn die Einfprache unbegründet - 
wäre. Amiens. S. 6. 2. 411. — f. Art. 523. ©. proced. 


Viertes Kapitel. 
Bon Klagen auf Ungültigfeit der Ehe ***), 


* 4) Ehe:Derfänglichkeit. Ehe⸗O. 8. 7. 
) Staatöungehorfam. Ebend $. 11. 
) ——— Banräge. Ebend. $. 57. 
4) Trennungd:Gefuhe. Ebend. $, 58. 
*) Zrefurt. 342. $. 396, 3). . 3 
Verbot der Heirathen gewiſſer Staatsdiener und der katholiſchen 
Ppriefter. Brauer V. 396. Trefurt 
**) Keine Religions: Verfchiebengeit ift mehr ein Ehe-Hinderniß. 
eur V. jo —* = 
tandessUingleichheit ein EhesBinderniß, Brauer V. 399. 
***) Trefurt 344. 8. 399, — 


J 
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1. Iſt ein natürliches Unvermögen eih Grund für Mich: 180. 
tiakeit der Ehe? — Bejaht. Trier. S. 8.2. 214 D.6. 2. 
137. L. 231. 395 — Trier. 8. 11. 2. 401. Berneint. 
Genua. S. 11.2. 193.-D. 9, 2. 129. L. 30 253. ar 
‚ 1b. Unter der Herrfchaft des Gode ift das Unvermögen 
oder die Mifbildung eines der Ehegatten, felbft wenn .diefelbe 
ein Dindernif der Gefchlechtsvereinigung waͤre, fein Grund für 
Nichtigkeit der Ehe Riom s. 28. 2. 226. D. 6. 2 91. 

1ec. Serehum in der Perfon, milden daß Geſetz für eis 
nen Grund der Nichtigkeit der Ehe erklärt, iſt nicht allein von 
einem Jirthum Über das phyſiſche Individuum, fondern auch 
bon einem Irrthum über den bürgerliben Stand diffelben zu 
verftehen; — zumal winn der. Sertbum- über den bürgerlichen 
Stand der veranlaffende Grund zur Heirath, und ir Scham 
zugleich das Werk der. Gefährde und des Betruges des andern 
Ehegatten war. Bourges. S. 29. 2. 40. D. 27 2. 7: 

2. Eine Fatholifhe Frau, welche unwiſſentlich dihen ge: 
wefenen Kloftergeiftlihen heirathet, ift in einem mefentlihen Irr⸗ 
thume, welcher ihre Ehe nichtig za Colmar. $. 12. 2. 89. 
L. 32. 538. — f. Art. 144. Neo. 6. 11. | — 

‚3 Eine Frau, die bei, einer Heirath ſich über dag Ver: 
mögen ihres Mannes geirrt hat, weil die Schwiegereltern eine 
Schenkung vorgaben, weiche ſie nicht wirklich erfuͤllten, iſt be— 
fugt, gegen dieſelben eine Entſchaͤdigungsklage anzuftellen, und 
ihnen über die Thatſachen des Betruges ben Eid zuzufchieben. 
Colmar. S. 15. 2. 247. | 
4. Auf Nichtigkeit einer Ehe aus dem Grunde, daß 
einer ber Ehegatten nicht einmwilligen tonnte, teil er im Augen- 
blicke der Trauung Bewußtſeyn, Gedaͤchtniß ind Se 
derlören habe, kann nach dem Ableben des Ehegatten (der ihte- 
gri status verſtorben) nicht geklagt werden. _ EURE ILATRR: 

Dies wäre im Widerſpruche mit Art. 504. die Aufechtung 
einer Reheäbondlung wegen Gemuͤthsſchwaͤcht oder Mahnfinnes, 
nad dem Ableben deffen, von welchem fie hetrährt. Zonloufe. 
$:-24, 1. 923.D. 2. 2. 125 —— 
— 5. Die Beſtimmung des Art. 251. welcher in Schei⸗ 
dungsſachen das Zeugniß der Verwandten der Parteien, mit 

usnahme der Kinder und Abkömmlinge, aus dem Grunde ber 
Verwandtſchaft, für nicht verwerflich erklärt, ift auf den Fall eis 

v Klage auf Nichtigkeit ‚der Ehe wegen Mangels der freien 
rg willigung eines ber Ehegatten anwendbar. ontpellier. S. 
57. 2. 4. D. 3. 2. 7. a 

6. Bor der Verkündigung des Code beftand Fein Gefeg, 
welches einem Ehegatten unterfagte, auf Ehenichtigkeit zu klagen 
obwehl die ehelihe Beimohnung und Genehmigung der Ehe 
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180. nadhgefolgt war, g. 8. Vw. Paris. 8. 8. 1. 140. D. 6. 1. 
53. L. W. 321. 


. Ant 146. 170. 174. 181. 199. 1242. ° 


* 4) Ehe » Unvermögen. EheO. $. 10. vgl. Brauer V. 392. lit. b. 
12 a als , Run tgtehEermd der Ehe. Hohnh. 


3) Daffelbe ift Fein Ehefcbeidungs rund. — Ein mefentliher Irr⸗ 
thum ng phyſiſchen Perfon ded einen Ehetheils ift aber nad) 
$. 10. EheO. ald ein folder ur —— zu 
II. — — vgl. Zuſ. 1) zu 8. ©. — ſ. N 
d. T. 

4) —A *8 eteihafie und ſchwer heilbare Körpergebre: 


5) Die Untauglichfeit = rau zum ehelichen Beifchlafe begründet 
für fie feine Scheidungdurfache, zumal wenn fie für Feinimpe- 
dimentum perpetuum anzufehen if. Hohnh. II. 152. f. 

6) Es wäre denn, daß wo den Beifchlaf dad Leben der Frau in 
Gefahr käme. Ebend. 


181. 1. Eine — welche gleichzeitig auf Man: 
gel der Ehemündigkeit und auf Gewalt begründet wird, kann 
nicht dadurch allein entkräftet werden, baf mehr ale ſechs Mo: 
nate umlaufen find, feit der Ehegatte die Ehemündigkeit befchrit- 
ten hat. Diefer Beweggrund, welcher die Nichtigkeit in Bezie⸗ 
hung auf das Alter befeitigen würde, ift wirkungslos gegen bie 
— Caſſ. Pau. S. 23. 1. 219. D. 21. 


f. Art. 25. Nro. 18. 185. 194.- 


482, 1. Derjenige, welhem eine beflimmte Summe mit ber 
Auflage vermacht mwurbe, eine Klage auf Ehenichtigkeit fortzus 
fegen, welche von einem Ahnen im Sinne bes Art. 182. ange: 
ſtellt worden, ift nicht befugt, diefe Klage nady Ableben bes Ah: 
nen und —— welcher angeſtellt hatte, zu verfolgen. 
Agen. 8. 25. 2. 339. — ſ. Art. 184. 

2. Ein — welcher a Frau und Kinder verlaffen 
hat, ift nicht befugt, gegen beren Verheirathung, weldhe ohne 
feine Einwilligung gefchehen, fich zu befchweren, wenn alles in 
gutem Glauben ftatt fand; — aus weit ftärferen Gründen fteht 
den a feibft diefe Befugniß nicht zu. S. 18. 2. 131. 

3. Der Mangel der Einwilligung der Eltern zur Heirath 
ihres Kindes, welches die im Art. 148. beftimmte Volljährigkeit 
erreicht hat, zieht die Nichtigkeit der Ehe nad) ſich, en fein 
— Anſuchen gemacht worden iſt. Toulouſe. S. 29. 


*) Ehefehler und Ehegebrechen. Brauer V. 383 — 385. 
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4. Der Art. 182. ift auch auf die Unguͤltigkeitsklagen gegen 182. 
Ehen anwendbar, welche vor dem Code gefchloffen wurden. Air. 
S. 9. 2. 362. 

f. Art. 148. 201. 202. 

1. Eine gefegmäßig gefchloffene Ehe kann nicht, nach dem 183, 
Ableben eines der Ehegatten, von den Erben als Scheinehe ange: 
griffen werden. CE. 9. Vw. Lyon. D. 6. 1. 428. L. 21. 481. 

— 2. Es kann über bie Gültigkeit oder Ungültigkeit' einer 
Ehe nicht im Wege fehiedsrichterfichen Verfahrens erkannt wer: 
den. Caſſ. S. 3. 1. 351, D. 1. 582. L. 4. 490. 

3. : Wenn ein Vater auf Nichtigkeit dee Ehe feines min 
derjährigen Kindes Elagt., und ihm die Unftatthaftigkeie feiner 
Klage wegen ftilfehmweigender Genehmigung entgegen gehalten 
wird, weil er die Ehe nicht innerhalb eines Jahres, nad) davon 
erlangter Kenntniß, angefochten habe, fo muß bas Gericht biefe 
Thatfache mit Beftimmtheit herftellen; es genügt nicht, zu fagen, 

daß nach drei und zwanzig Jahren der Water nothwendig davon 
Kenntniß habe erlangen müffen. Caſſ. Paris. S. 17. 1. 232. 
D. 15. 1. 293. L. 49. 69. | 

1. Die Staatsbehörde kann Appellation gegen ein Urtheil 184. 
einlegen, welches eine Ehe für ungültig erlärt hat. Pau, 8. 
9. 2. 241. D. 7. 2. 39. 

2. In Eheſachen hat die Staatsbehoͤrde ein Klagerecht zur 
Verfolgung der Eheungültigkeit in den Art. 184. und 191. vor: 
gefehenen Fällen; nicht aber um Abänderung des Urtheils zu 
verlangen, welches die Nichtigkeit einer Ehe ausgefprochen hat. — 
Hiergegen kann nicht eingewendet werben, daß durch Einver- 
ftändniß der familien eine Ungültigkeitserklärung übel. ausgefchla= 
gener Ehen erwirkt, und die Scheidung in einer andern Form 
(nach dem Gefege von 1816. welches in Frankreich die Ehefcheir - 
dung abfchafft) wieder hergeftellt werde koͤnne. Caſſ. Grenoble. 
S. 21. 1. 154. D. 18. 1. 538. L. 59. 138. — Caſſ. Agen. 
Ss. 21. 1. 197. und 232. D. 19. 1. 225. L. 60. 252. 

3. Die Staatsbehörde hat eine Klage auf Unguͤltigkeits— 
Erklärung einer unter Verwandten im verbotenen Grabe mit 
Uebertretung des Art. 162. gefchloffenen Ehe. — Hat diefelbe 
gleichfalls eine Klage, um gegen eine foldhe Ehe Einfprache zu 
thun, ehe fie gefchloffen ift? — Sie ift hierzu wenigſtens 
dann befugt, wenn biefe Einſprache nothwendig ift, um ſich die 
Klaggründe zur Ungültigkeitserflärung der gefchloffenen Ehe zu 
bewahren. — Sn diefem Falle kann fie aus eigner Bewegung, 
und im Intereſſe des Gefeges, gegen ein Erkenntniß ber erſten 
Inſtanz die Appellation ergreifen. Brüffel. S. 8. 2. 273. L. 
22, 496. — f. Neo. 9. er 

4. Die Staatsbehdrde kann von Amtswegen den Mangel 
ber Eigenfchaften des einen Theils zum Grund des Antrages 
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auf Ungüftigkeirgerflärung einer Ehe nehmen. Agen. S. 25. 2. 
339. — f. Urt. 162. | 
5 Nah dem Tod eines Ehegatten, welder fi in gutem 


* 


Glauben mit einer bereits durch frühere Ehe gebundenen Perſon 


verehelicht hat, find deffen Seitenverwandte befugt, gegen den 
zweifach Verehelichten auf Ungüttigkeit der Ehe und der dafür 


bebungenen Vortheile zu lagen; — zu gleicher‘ Zeit Können fie 


die bürgerlichen WBortheile der Ehe begehrten, auf welche ihr 


Mechtsvorfahrer vermöge feines guten Glaubens Anfpruch. hatte, 


namentlih auf die Zheilung der Ehegemeinfchaft. Paris, S. 19. 
2, 633. D. 17; 2. 8. | 

7. Die Ungültigkeit der Ehe Eann von dem Ehegatten 
ſelbſt vorgefchügt werden, troß dem unbefttittenen Befige bes 
bürgerlihen Standes auf Seiten bes andern Chetheils, und vor: 
nehmlih, wenn die beftrittene Ehe eine zweifache iſt. Selbſt 
wenn dieſer Umftand vor der Heirath befannt geweſen mwäke. 


Paris. 8. 18. 2. 30. D. 15. 2, 139. L 49. 274. 


8.. Die Seitenverwandten find nicht befugt, die Ehe iheer 
Verwandten anzufechten, als wo fie dazu durch das Gefeg: foͤrm⸗ 
lich ermächtigt - find. — Diefer Grundfag folgt aus der Zus 
fammenftellung des Art. 184. mit Art. 144. 147. 161. 162 


163. 191. 348. Caff. Paris. S. 21. 1. 157. D. 19. 1. 113. 


L. 60. 5. — f. Art. 139. 182. 185. 187. 191. 200. 201. 
(9) Die Staatsbehörde, ber das Geſetz eine Kläge auf Uns 


guͤltigkeit jeder Ehe gibt, wo bie Art. 144. 147. 161. 162. 


gegen eine vorbabende . 
6. 1833. 2.2 


185. 


und 163. übertreten worden, hat in Eeinem Falle die Befugniß 

Ehe Einfprahe zu thun. Paris. R. 

; j 86. — f. Art. 172. 173. 174. 190. — f. At. 

1854 Neo. 3. | | 

+ dem Verlangen einer Eheſcheidung ift au das Verlangen 
= Nichsigkeitderkldrung —— —— on 

Ein Ehegatte, welcher vor dem gefeglihen Alter eine Che 

eingegangen, kann diefelbe nicht mehr anfehten, wenn ſechs 

Monate umlaufen find, nachdem er das erforderte Alter erreicht 

dat, naͤmlich achtzehn Jahre für den Mann und ——— ü 


die Frau. Caſf Pau, S. 23. 1. 210. D. 21: 1. 


187. 


257. f. Art. 181. 

Ein Seitenverwandter ift ermächtigt, eine Ehe anzufechten, 
feibjt ohne einen Geldvortheil dabei zu haben; fein Intereffe, 
zu verhindern, daß die aus der Ehe entfproffenen Kinder dem 
Familiennamen führen, gibt ihm genuͤgende Befugniß, auf Nice 
tigkeit zu Blagen. | | ER 

Der Grundfag, dab die Seitenverwandten nur alddann 
eine Klage gegen eine Ehe anftellen Eönnen, wenn fie ein: wirk⸗ 
liches: und bereits vorhandenes Intereffe dabei haben, ift auf den 
Kal. anwendbar, wo die Klage auf Nichtigkeitserflärung- einer 
Ehe gerichtet wird, deren Dafeyn anerkannt iſt, und nicht auf 
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den Fall, wo, in Ermangelung einer Urkunde über bie Schließung 
der Ehe, behauptet en. ur 2 F nr? ftatt — habe, 
C. H. Bw. Air. 19 56.251, 
f. Art. 184. Nro. 8 
ſ. Art. 147. 


f. 165. 166, Fo u. die Not. — 
+ ——— = She Ehe⸗O. $ * 


”) 
» 4 —F 1811. XVI. 6. 12. zu — und den beiden folgenden 


187. 


188° 
89 a. 


190. 


191. 


192. 


wer) 193. 
1. Wer der MWittwer einer verftorbenen Perſon zu ſeyn 194. 


behauptet, muß feinen Ehefchein vorlegen (alsdann wenigftens, 
wenn Beine Bücher geführt wurden, oder biefe verloren gegangen 
find) ; es genuͤgt nicht, daß der bürgerliche Stand des vorgeb« 
lichen Ehegatten nur von Seitenverwandten, und fpäter, als fünf 
Bahre, nad) dem Tode des verlebten Ehetheils beftritten wurde; 


felbft wenn bie Erben die Ehe anerkannt zu haben feinen, - 


indem fie ihre Gegnerin als Wittwe bes Verlebten bezeichnen, 


und die Vormundfchaft ihres — gleich als eines ehelichen 


Kindes, uͤbernommen haben. Bruͤſſel. 8. 6. 2. 350. L. 17.110. +) 

2. Die Gültigkeit der zwiſchen Ehegatten gemachten Schen⸗ 
Eungen , Aberhaupt die bürgerlihen Wirkungen einer unter 
Beobachtung der .gefeglihen Formen gefchloffenen Ehe, hängen 
niht vom ferneren Befige diefes Standes ab. Caſſ. Paris. 


8. 5. 1. 161. L. 11. 257. 
f. At. io. 46, 47. 76. 194. 196. 197. 321: 


19. 


1. Eine Frau , welche bei ihrem Manne nicht gewohnt, 196. 


und niemals feinen Namen geführt hat, nicht den Standes» 
befig einer gefegmäßigen Ehegattin im Sinne des Art. = fie 
2 ae befu en ‚ den Ehefhein anzufechten. Bourges. 8 2, 


24 — = Gt 196. ausgedruͤckte Unzulaͤſſigkeit einer 
Klage auf Eheunguͤltigkeit von Seiten der Ehegatten, wenn a e 


) Trefurt 329. 6). Ehe⸗Verfaͤnglichke it. 

.**) Wann iſt eine Ehe wegen Richtbeobachtung der $. 452. f . als 

| a te ats nicht gefchloffen zu —— 
Zachar 
* inehe, welche nor erfolgter Nichtigerklaͤrung zu Ruaft 

wächst, Brauer V. 409. 
Trefutt. 31—32. 347. $. 403. ’ 
⸗****) Trefurt. 347. 2 2. 
+) Bon dem Beweife, —— fuͤr die aaa Be eine Ehe ab⸗ 

geſchloſſen worden ſey, zu fuͤhren iſt. Za I. 456, 


19% 


- 
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im Befige diefes bürgerlihen Standes ſich befinden, und ber 
Ehefchein vorgelegt wird, ift allgemein und unbedingt; fie kann 
nicht bloß in dem Falle vorgefhügt werben, wo die Ehegatten 


auf Ungüftigkeit Hagen, um das Eheband aufzulöfen ,. fondern 


aud in dem Falle, wo fie nur deßhalb Elagen, um eine zweite 
von ihnen eingegangene wer zur Gültigkeit zu — C. H. 
27. 1. 108. D. 25. 1. 8. L. 77. 168. 


Bmw. Colmar. 


197, 


f. Art. 25. 181. 185. 194. 195. 321. 322, 

1. Damit die eheliche Geburt eines Kindes in dem vom 
Art. 197. vorgeſehenen Falle nicht beſtritten werden koͤnne, muß 
fchlechterbings hergeftellt werben , daß die Eltern Öffentlich als 
Mann und Frau gelebt haben; es würde nicht genügen , darzu⸗ 


thun, — Eltern fuͤr Eheleute gehalten wurden. Pau. 


8. 30. 2 
1b.. Damit bie cheliche Geburt eines in feinem Geburts: 


ſchein als ehelic genannten Kindes, auch nach dem Tode feiner 


Eltern, und in Ermangelung der Vorlegung des Standesfcheines 


‘der Ehe, aus welcher es entfproffen feyn will, nicht beftritten 


werden koͤnne, iſt erforderlich, daß dag Kind mit dem perfönlichen 
Beſitze des Standes eines ehelichen Kindes auch den Beweis 
verbinde, daß feine Eltern im Se Beſitze des ehelichen 
Standes gelebt haben. Paris. S. 3. 2. 441. L. A. 427 


2. Sn dem Falle, wo bie Ehe nicht unzweifelhaft ift, 


kann der perfünlihe Standesbefig eines ehelihen Kindes durch 
uUrkunden aufgehoben werben, welche von den Eltern ausgegangen 


And, und daffelbe für ein — Kind erklären. Paris, 
. 17. 2.44 D. 15. 2. 56. L. 46. 206. 

3. Eben fo was ben erften Punkt betrifft. — Eine Erklaͤ⸗ 
sung ber ehelichen Geburt in einem Geburtsfchein ift nicht gleich= 
geltend mit diefem Standesbefige : felbit wenn der Geburtsfhein 
noch durch Urkunden unterflügt wurde, welche nachweiſen, daß 
bas Kind, als feinem Vater und deſſen Familie nicht fremd 
betrachtet wurde. Air. S. 11. 2. 227. 

» Menn ein Kind verftorbener Eltern Eeinen Geburtöfhein | 
hat, und feinen Befigftand als eheliches Kind nur auf. die Offen: 
kundigkeit einer bloß kirchlich gefchloffenen Ehe gründet, fo 
ift dies kein Beſitz des Standes ehelicher Kindfchaftz diefer Bes 
weis genügt nicht, um der günftigen Ausnahme des Art. 197. 
Raum zu geben, und baffelbe von der Vorlage des Ehefcheines 
feiner Eltern [oszuzählen. Rennes. S. 15. 2%. 49. | 

9. Das Kind, um feinen Stanbesbefig als eheliches Kind 
darzuthun, Fann fi & auf feinen Geburtsfchein berufen, worin 
feine Mutter als Ehefrau bezeichnet if. — Es kann ſich auch 
auf Urkunden.berufen, welche ſich nicht auf feine Perfon beziehen, 
und die nämliche Bezeichnung enthalten, fo 3. B. den Todten- 
fchein der Mutter, die Geburtsfcheine feiner Geſchwiſter. Grenoble. 
S. 7. 2. 84. D. 5. 2. 84. L. 18. 9. Ä 
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6. Unter der alten Rechtslehre, wie unter bem Code, konnte 197. 
die eheliche Geburt der Kinder, in Ermangelung der Vorlegung 
des Ehefcheines der verftorbenen Eltern, nur durch den zweifachen 
Standesbefig, ber Eltern als. Ehegatten, -und der Kinder als 
.. Kinder, Ban werden. Paris. S: 22. 2. 183, 

. 20 2. 132. L. 62. 470. 

7. Wurde entfchieden, daß es genuͤge, die Eigenfchaft eines 
ehelichen Kindes durch den Geburtöfchein beffelben , in Verbin—⸗ 
dung mit dem perfönlichen Standesbefige , — C. H. 
Vw. Paris. S. 6. 1. 307. D. 4. 1. 145. L. 14. 483. 

7b. Der Grundfag, nah meldhem ein Kind, das ben 
Stand eines ehelichen Kindes in Anfpruch nimmt, gehalten ift, 
wenn feine Eltern oder eines derfelben noch leben, deren Ehe: 
ſchein vorzulegen, ift auf die vor dem Code geborenen Kinder 
anwendbar, — Sn diefer Hinficht hat der Code fein neues 
Recht eingeführt. _ 

Keine Beſcheinigungen oder Beurfundungen koͤnnen von 
Vorlegung des Eheſcheines befreien, der in dem durch Art.197. 
vorgefehenen Falle erfordert wird, um bie. ebeliche Geburt eines 
Kindes darzuthun. Bourges. S. '30. 2. 174. 

8. Kinder, welche durch Geburtsfhein und Überdies durch 
den Standesbefig ig als‘ ehelich ausgewiefen find, dürfen nicht 
gehört werden, wenn. fie die Ehe ihrer Eltern, und folglich 
ihre eigene ehelihe Geburt, in Abrede ftellen wollen, um mittelft 
deffen zu beweifen, daß einer ihrer Brüder einen Antheil an 
der väterlichen WVerlaffenfhaft haben dürfe: meil dieſe in Er: 
mangelung eheliher Verwandten auf fie allein, als anerkannte 
natürliche: Kinder gefallen ſey, während ihr Bruder nicht fo, wie 
fie, den Vortheil der Anerkennung für habe. Der Stand 
aller diefer Kinder ift untheilbar. Paris, S. 13. 2 41. L. 33. 
554. — f. Art. 322. 


9. Auch wenn ein Kind, welches von zwei — ent⸗ 
ſproſſen iſt, die öffentlich als Ehegatten gelebt haben, eine Ges 
burtsurfunde und den Standesbefig eines ehelichen Kindes für ſich 
bat, fo kann es feine ehelihe Geburt, wenn feine Eltern nicht 
beide verftorben find, nur durch un ihres Eheſcheines 
beweifen. Paris. S. 8. 2. 204 L. 21. 542. 


10. Wurde gleichfalls Er daß die Ausnahme, 

deren ber Art. 197, erwähnt, auf den Fall nicht ausgedehnt - 

werden dürfe, wo noch eines der beiden angebliden Eltern des 

Kindes lebt, obwohl daffelbe der Behauptung des Kindes wider: 

fpricht, und den Thatumjtand der Ehe leugnet. — Diefer Wi: 

De hat ws diefelbe Wirkung, wie der Tod. Zouloufe. 
S. 27. 2. 224. L. 79. 417. 


411. Wie J > im Sale der Abwefenheit ber Eltern? 
a 0. 2. 132. L. 62, 470. 


197. 
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12. Das Kind, welches in dem mit feinem Geburtsſchein 


übereinſtimmenden Standesdefig fit, und deffen Eltern öffentlich 


als Mann und Frau gelebt haben, ift. von der Vorlegung des 

Chefcheines feiner Eltern nur dann befreit, wenn beide verftorben 

find; e8 genügt nicht, daß ein Elterntheil verſtorben, und der 

andere verfhollen ift, ‚zumal wenn das Kind erklärt hat, zu 

Ei, an a. Drte die Ehe gefchloffen wurde. Toulouſe. 
$S. 20. 2. 280. L 59. 310. 

13 Wenn Kinder, nady dem Tobe ihrer Eltern ‚ welche 
öffentlich als Ehegatten gelebt haben, ihre eheliche Geburt durch 
Geburtsfchein und den entſprechenden Standesbefig beweifen, fo 
kann man von ihnen in “feinem Falle verlangen, daß fie den 
Ehefchein ihrer Eltern vorlegen. — Der Art. 197. ift allgemein: 
man’ darf ihm ‚nicht bloß auf bie Fälle des Verluſtes oder ganze 
lichen Mangels der Standesbüher, und auf die Behauptung 
bes Kindes befchränfen, daß es den Dirt, ” feine Eltern ge: 
traut wurden, nicht Habe entdecken Lönnen ©. H. Bw. Lyon. 
s. 10. 1. 239. D. 8. 1. 243: L. 27. 209. 

14: Man — den Stand des Kindes nicht beſtreiten, 
deffen Eltern aeftorben find, wenn es den Geburtdfchein und 
Standesbefis für ſich Hat, ferbft wenn eine Erffärung feiner 
Mutter vorliegt, worin zugegeben ift, daß Eeine Ehefchliefung 
flatt gefunden babe: Montpellier. S. 25. 2. 118. L. 71. 39. — 
Bordeaur. J. 19. S. 1835. 2. 313. 

15. Die Anführung- im Geburtsſchein eines Kindes, daß 
feine Eltern verehelicht waren, genuͤgt nicht, um die eheliche 
Geburt, feldft nady dem’ Ablchen der Eltern, zu beweifen, es 
Bedarf überdies, wenn der Ehefchein nicht u werden kann, 
des Beweifes, daß die Eltern des Kindes öffentlich ald Mann 
und Frau gelebt haben, und es im EN itze bes zn ehelicher 


Kindſchaft ſey. C. H. Vw. Lyon. 8. 24. 1. 


198. 
199. 
201. 


ſ. Urt. 46: 317. 319. 322. 

f. Art. 40 ff. 99 ff. 3236. 327. 

f Ace. 184 191. 

1. Der gute Glaube: wird vermuthet; wer behauptet, daß 
die: Ehegatten . in qautem m gemwefen, hat dies zu 
beweifen. Paris. S. 5. 2. 216. L . 13. 150. 

2. Muß im Falle einer Ehenichtigkeit, aus Unfähigkeit: 
gründen. des: einen Ehegatten, der gute Glaube des andern von 
dieſem bewiefen werden, um bie Vortheile der bürgerlichen Wir— 
ee feiner Ehe je genießen ? — — entſchieden. Caſſ. Paris. 

S. 21. 1. 157. D. 19. 1. 113. L. 60. 5. 

3. Die von zwei gefcjicbenen Ehegatten nach der Scheis 
dung geborenen Kinder werden für ehelich geachtet, wenn bie 
während der Abmefenheit oder Auswanderung des einen Ehetheils 
erfännte Scheidung bemfelben dor der ut jener. Kinder 
nicht befannt geworden. if. . 
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Die geſetzliche Vermuthung ift zu Guniten des guten Glaus 204. 
ben: der Ehegatten; mer behauptet, daß dem abmwefenden oder 
ausgewanderten Ehetheile die —. bekannt geweſen ſey, 
bat dies zu beweiſen. Douai. S. 21. 2. 156. L. 58. 383. 

4. Um guten Glauben zu begräinden, genügt ed, daß die 
Ehegatten fih im Irrthum befanden: — felbft wenn ed ein 
Rechtsirrthum gemwefen. Paris. S. 5. 2. 291. L. 14. 91. 

9. Das Appellationsgeriht kann, ohne Gefahr der Caffation 

feines. Erfenntniffes, denjenigen für ehelich erklären, der aus einer 
Ehe geboren iſt, welche vor dem Code zwifchen einem ledigen 
Manne und einer bereits verheiratheten. Frau, deren Ehemann, 
ireiger MWeife für todt gehalten wurde, gefchloffen worden; auch 
wenn nody Fein Jahr zwifhen Schließung, der Ehe, und. ber 
Entfernung des Ehemannes der Frau, umlaufen wäre, felbft 
wenn der vorgebliche Tod des legtern. weder. durch einen Todten—⸗ 
fhein, nocd durch irgend eine gerichtlihe Urkunde, bdargethan 
wurde: - und wenn ber Schließung der Ehe bie gefeglidh 
vorgefchriebenen Aufyebote nicht voraudgegangen waren. C. H 
Bw. Zurin. S. 10. 1. 324. D. 8. 1. 317. L.. 28. 
6. De an „jeder muß ſich um bie Bertragsfähig: 
keit deffen erkundigen, mit dem er einen Vertrag ſchließt,“ ift 
nicht ftrenge auf Inländer, in ihren Verhältniffen zu Ausländern, 
anzuwenden. — Folglih konnte einer Deutfchen, melde. in. 
Deutſchland einen Franzofen heirathet, gar wohl unbekannt feyn, 
daß derfelbe bürgerlich todt war: und folglich konnte fie jih in 
dem guten Glauben befinden, welcher der Ehe ihre bürgerlichen 
Wirkungen nah Inhalt des Art, 201 zufihert. Caſſ. Douai. 
S. 16. 1. 81. D. 14. 1. 49. L. 45. 161. 

7.. Damit eine in gutem Glauben. gefchloffene, jedoch nich⸗ 
tige Ehe, die bürgerlichen Wirkungen einer gültigen Ehe hervorz 
bringe, müffen, auffer der Thatſache der Ehefchließung, auch alle; 
bei dieſer Heirath erforderlichen Foͤrmlichkeiten beobachtet worden 
ſeyn, und die Nichtigkeit, womit ſie behaftet iſt, muß ſich auf 
Umftände beziehen, welche beiden Zheilen, oder doch einem ders. 
felben nicht befannt waren. Bourges. 8. 30. 2. 174. 

f. Art, 25. Neo. 15 u. 16. 144, 147. 161 180. 188. 
190. 192. *) 

Wenn. eine Ehe. unter zwei. Perfonen gefchloffen worden, 202 
deren eine mit dem bürgerlichen Tode behaftet ift, fo genügt 
der gute Glaube (der nah Art. 202. hinreiht, um die bürger: 
lihen Wirkungen zu Gunften der aus einer Ehe entfproffenen 
Kinder hervorzubringen), in gleihem Maße, ‚um bdenfelben Erb⸗ 
rechte in der Familie des Ehegatten einzuraͤumen, welcher im 
unredlichen Glauben, wie in der : Samilie deffen, welcher im gu⸗ 





*) Matrimonium. pntativum, Zachar. III. 465. 
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. ten —— ſtand. Be. Douai. S. 16. 1. 81. D. 14. 1. 
49. L. 45, 161. — 4. 2. 142. 
f. Act. 25. Neo. * und 16. 


Fünftes Kapitel. 
Bon den Berbindlichkeiten, die aus der Ehe entfpringen. *) 


j 2, Das natürliche Kind, n Stand gefeglich anerkannt 
worden, Fann feinen Unterhalt eglich an dem gefeglichen Ers 
ben fordern, welcher allein unter dieſem Titel in Beſitz und 
Gewähr der eh gelangt Ik bis zur a A 
derfelben. Paris. S. 9. 2. WO. L. B. 41. — f. N 
3. Ein natürliches Kind hat ein Klagerecht — en 
Vater auf Ernährung. — In Ermangelung gefeglicher Beſtim ⸗ 
mung wird dieſe Ernährung als eine Folge der natuͤrlichen Wer: 
bindlichfeit angefehen, welche aus dem Zhatumftande der Das 
terfhaft hervorgeht. C. H Vw. Toulouſe. S. 12. 1. 13. D. 
9, 1. 455. L. 32. 76. 


4. Der Vater ift dem von feinem Sohne gefeglicy anerfannten 
natuͤrlichen Kinde, welches ber — nicht unterhalten kann 
— Douai. S. 16. 2. 164. D. 14. 2 2. 107. 


Ab. Wurde caffirt, und entfchieden, daß hinſichtlich ber 
Ahnen nicht diefelbe Verbindlichkeit vorhanden fey, weil das 
natürliche Kind nicht zu ihrer —— — Caſſ. Douai. 
S. 17.1. 289. DM. I. 516. L. 59. 201 

5. Die Mutter eines nathrlichen Kindes, für welches fein 
Vormund ernannt worden, ift wefentlih befugt, den Unterhalt 
au nn diefes Kindes zu verlangen. Paris. S. 12. 2. 161. 


6. Jeder Verzicht von Seiten eines natürlichen Kindes, 
von feinen Eltern Ernährung zu verlangen, wird al® nicht ge: 
fhrieben betrachtet. Brüffer. S. 7. 2. 325. L. 92. 441. — f. 
Art. 301. Nro. 2. 

7. Der Beweid, dag ein Mann bie Laft übernommen 
habe, ein Kind zu ernähren und zu unterhalten, beffen Water. 
fhafe ihm zugefchrieben wird, kann aus baaren Anerbietungen, 
die er in biefer Beziehung gemacht hat, hergeftellt werben, zu⸗ 
mal, wenn jene Anerbietungen noch duch Wermuthungen une 


*) Baurittel T: 480. 
Bon der aus der Blutöverwandtfchaft und aus der Echwäger- 
Schaft entftehenden Unterhaltungspflicht. Bachariä III. 552, 
Ernährungspflicht der ehelichen Kinder — der nicht aner: 
kannten — der Geſchwiſter. Brauer. V. 347. 348, 
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terftügt find. €. H. Vw. Paris. S. 8. 1.31. D. 6. 1.156. 203. 
L. 21. 86. ° — * 


8. Das Kind, dem feine eheliche Geburt, nicht feine Kinds 
fchaft, beftritten wird, hat ein Recht auf fürforglichen Unterhalt 
aus dem Vermögen feines verftorbenen Waters. — In diefem 
Falle kann es nicht zur Sicherheitsleiftung angehalten werden : 
zumal wenn feine Erbrechte dem Werthe der Unterhaltungsgels 
der entfprechend find. Befangon. S. 7. 2. 776. — f. Neo. 2. 
| 9. Der Vater ift feinem Sohne außerhalb des väterlichen 
Haufes keine Ernährung fchuldig ; er ift ihm gar Feine ſchuldig, 
wenn der Sohn ein Gewerbe erlernt hat, durch deſſen Ausuͤbung 
er feinen Unterhalt ſich verſchaffen kann. Nismes. 8. 7. 
ar L.. 22. 284. — Paris, R. G. 1833. 2. 227. — f. Art. 

10. Die Mutier, welche zur zweiten Ehe gefchritten iſt, 
und in Folge deffen den Genuß. des Vermögens ihrer minders 
jährigen Kinder verloren Hat, ift nicht fhuldig, fie auf ihre 
Koften zn ernähren, wenn die Kinder felbft die Mittel zu ihrem 
Unterhalte befigen; wenn fie alfo biefelben in der That er 
naͤhrt hat, fo kann fie, nach eingetretener Großjährigkeit ders 
felben,, ihren Aufwand für Ernährung und Unterhalt rhdfors 
dern. Nismes. S. 26 2, 192. — f. Neo. 16 — f. Art. 205. 
209. Neo. 1. ! 

11. Wenn Kinder, die im Stande find, ihren Lebersuns 
terhalt zu erwerben, gegen den Willen des Vaters die väterliche 
Wohnung verlaffen,, fo ift diefer nicht verbunden, ihnen Unters 
balt zu reichen, felbft wenn fie ſich erbieten, darzuthun, daß fie 
das Haus nur wegen übler Behandlung verlaffen haben. Ni: 
mes. S. 5. 2. 13. D. 3. 2. 11. L. 10. 45. 

12. Das Geriht, wenn es die Tochter zum Beweiſe zus 
1äßt, daß fie nicht ohne Gefahr in ihr väterliches Haus ruͤck⸗ 
Eehren kann, darf ihe nicht von diefem Augenblid an einen fuͤr⸗ 
forglichen Unterhalt zuerkennen, fondern dies darf erft geſchehen, 
wenn nad gehörig verhandeltee Sache das Endurtheil gegeben 
worden. Brüffel. S. 5. 2. 105. — f. Art. 211. Nro. 1. | 
| 13. Den Lebensunterhalt ift der Vater feinem Kinde ſchul⸗ 
big, auh wenn es fi ohne feine Einwilligung verheirathet 
hätte. Bruͤſſel. S. 11. 2. 317. L. 30. 366. — €. 9. Bw. 
Grenoble. S. 9. 1. 38, D. 6. 1. 582. L. 23. 81. 

13b. Selbſt wenn das Kind fih gegen den Willen des 
Vaters verheirachet hätte. Garn. 8. 30. 2. 83. 

14. Die Beftimmung eines Urtheils, daß der Vater, fo - 
lange er lebt, feiner Tochter den Unterhalt reichen folle, hindert 
nicht, daß diefer Unterhalt hinwegfalle, wenn die Tochter zu 
Ben selangt. C. H. Bw. Grenoble. S. 9. 1. 38. D. 6 

81 


15. Obwohl der Vater und ber Sohn gegenfeitig von _ 
| 10 | 


203, 
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einander den Lebensunterhalt fordern Fönnen, wenn fie in Noch 
find, fo hört doch diefe Verbindlichkeit auf, wenn es in der 
Gewalt deffen, der fie begehrt, fteht, fidy durch Arbeit und Fleiß 
feinen Unterhalt zu verſchaffen. Trier. S. 11. 2 59. 

16. Die dem Vater obliegende Verbindlichkeit zur Ernäh: 
rung feines Sohnes hört auf, wenn diefer hinlängliche Einkünfte 
hat, um fein Dafepn zu erhalten. Wenn folglich ein Water 
ber das Vermögen feines Sohnes Rechnung ablegt, fo kann er 
die Aufrechnung desjenigen verlangen, was er ihm zur Ernaͤh— 
rung und Unterhalt gegeben hat, von dem Tag an gerechnet, 
wo die Verbindlichkeit, ibm Lebensunterhalt zu reichen, ein Ende 
genommen. C. H. Vw. Gaen. D. 11. 1. 314. L. 37. 401. — 
Bordeaur. R. G. 1836. 2. 19. 

f. Nro. 10. und Art. 208. 209. 385. s 

17. Zwiſchen Minderjährigen und demjenigen, der ſich 
mit ihrer Einährung, Unterhalt und Erziehung belaftet, entfteht 
ein Halbvertrag, welcher den. Kindern die perfönliche Verbind⸗ 
lichkeit auferlegt, die Vorfhüffe rüdzuerfegen, obwohl der Dritte, 


der fie gemacht, nur auf ausdrüdliches Geheiß und Auftrag des 


Vaters gehandelt hat. CE H Bw sle de France. S. 14, 1. 
86. D. 12. 1. 47. EL. 40. 218. | 
PS die Not. zu Art. 208. 

18. Die Entfheidungen der Gerichte über die Art der 
Reiftung, oder über den Betrag des Unterhaltes, in den vom Code 
vorgefehenen Fällen, find nicht zum Gaffationsrecurfe geeignet. 
G. 9. Bw. S. 5. 1. 285. D. 3: 2. 1%0. L. 11. 4%6. 

- 49 Wer Unterhalt zu fordern hat, fann nicht verlangen, 
daß ihm zu Vettretung und Entrichtung deffelben ein. Kapital 
gegeben werde. 

Der den natürlichen Kindern fhuldige Unterhalt läuft von 
dem Tage an, wo ihr Stand und ihre Rechte für fie in Ans 
fpruh genommen wurden. Montpellier. S. 7. U, 787. — f. 
Art: 205. Nro. 10. | 

f. Art. 349. 852. 913. 1409. 1448. 1558. 

(20) Die Verpflibtung der Ehegatten, fich den Unterhalt 
zu reichen, ift eine Verpflichtung des natürlichen Rechtes, auf 
deren Erfüllung, auch zwifchen Ausländern, bei den franzöfifchen 
Gerichten geklagt werden kann, wenn der beffagte Eherheil 


in Frankreich feinen Wohnfig hat. Paris J. 19. 8. 1834. 2.384. 


(21) Die im Vermögen abgefonderte Frau ift im Falle 
der Unzahlbarkeit des Mannes gehalten, den Unterhalt und die 
Erziehungskoſten ihrer Kinder ganz zu beftreiten; die Ehegattın 
haben in diefer Beziehung eine untheilbare und Samtverbind- 
lichkeit auf fih. Grenoble. R. G. 1836. 2. 335. *) 


*) Bon den Rechten der Kinder. Zachar. III. 551. 
Ton den Elternpflichten, Rettig. $. 296 — 304, 
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* 1) Don den elterlichen Rechten und Pflichten. EheO. 8. 28. 203 
2) — ——— der Eltern — der Schwiegereltern. EheO. 8. 


3) Der Gefchwifter und Halbgeſchwiſter. EheO. $. 33. Ei 
4) f. die Zufäße zum Rena ach —8 Tr; — Dgl. Tre 203 a. 
furt. 396. f. 

1. Die Verbindlichkeit, einem Kinde außerhalb des väter: 294. 
lihen Hauſes den Unterhalt zu reichen, begreift nicht auch die 
Berbindlichkeit unter fi, ihm die Fahrniß zu ftellen, und bie 
a erften Einrichtung zu übernehmen. Bordeaur. $. 32. 

(3) So wie es richtig ift, daß das Kind Feine Klage ge: 
gen feine Eltern auf einen Theil ihres Vermögens hat, um eine 
häusliche Niederlaffung fih zu verſchaffen, fo verhält es fich 
nicht gleichermaßen mit ben Koften, melde zur Vollendung 
fhon begonnener Studien nothwendig, und zur Betreibung eines 
Geſchaͤftes unerläßlich find, dem der Sohn auf den Rath feines 
Vaters oder feiner Mutter fi gewidmet hat. Bordeaux. R. G 
1833. 2. 78. 

* 1) J. E. €. VIII. 
2) $. 28. lit. h. der EheO. iſt aufgehoben. ü 

1. Die Verbindlichkeit, den Eltern im Nothfalle ben Un: 205. 
terhalt zu reihen, ift eine Samtverbindlichkeit der Kinder. 
Der Vater ift daher nicht ſchuldig, gegen jedes derſelben eine 
gefonderte Klage anzuftellen. Paris. S. 7. 2. 779. L. 9. 109.— 
a 13. 2. 16. L. 34. 542. — Colmar. S.14.2. 3. D. 
12. 2. 13 | 

1b. Die obige Verbindlichkeit ift untheilbar, und folglich 
eine Samtverbindlichkeit der Kinder, wenn jedes von ihnen 
hinlänglihes Vermögen hat, um den Vorfhuß zu Ieiften. Gre— 
neble. S. 32. 2. 495. Riom. R. G. 1833. 2. 574. ö 

1c. Wurde entfchieden, daß diefes Feine Samtverbind: 
lichkeit fen: jedes der Kinder ift nur zu feinem Antheil und 
nach Verhaͤltniß feines Vermögens gehalten Mes. S. 4. 2. 
11. Toulouſe J. 19. S. 1834. 2. 285. 

1d. Wurde entfchieden, daß Feine Samtverbindlichkeit, 
aber doch eine untheilbare in bem Sinne vorhanden ſey: daß 
wenn eines der Kinder feinen betreffenden Antheil nicht zu bes 
zahlen im Stande wäre, ‘der Ahne ſich an die übrigen halten 
Eönne, um nöthigenfalls deren Antheile nach Verhältniß des Ver- 
mögens eines jeden erhöhen zu laffen. Rouen. S. 28. 2. 11. 
D. 25. 2 165 — Nancy. S. %. 2. 290. D. 24. 2. 38. — f. 
Art. 209. — Rennes. J. 19. S. 1834. 2. 112. 

2. Die Verbindlichkeit der Kinder, ihren Eltern nöthigen- 
fall den Unterhalt zu reihen, ift weder untheilbar noch eine 
Samtverbindlichkeit; jedes der Kinder ift nur gehalten, den An: 
theil an demfelben zu Übernehmen, der ihn perfönlidy nad dem 
Stande feines Vermögens triffe. Lvon. 8. 32. 2. 549. 


10* 
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2b. . Die Kinder dürfen nicht ſamtverbindlich verurtheilt 
werden, ihren Eltern den Unterhalt zu reichen, wenn der Antheil 
des von Iegtern geforderten Nahrungsgehaltes nicht mit dem 
Vermögen der Kinder — — im Verhaͤltniſſe ſteht. 

Paris. S. A. 2. 89. L. 7. 527. 
Wenn ein — Kinder, und von einem verſtorbe⸗ 


nen Kinde Enkel hat, ſo trifft die Obliegenheit, dem Großvater 


den Unterhalt zu reichen , die Enkel mit den Kindern ſamtver— 
bindfich, felbft dann, wenn Iegtere bie en befäßen , den Un: 
terhaft allein zu beffreiten. Amiens. S. 22. 2. 303. D. 21. 
2. 50 | | 


4. Unterhalt gebührt dem Ahnen fhon darum allein, weil 
er in Noch ift, auch wenn er an feinen Gebrechen leidet, bie 
1% außer Stand fegen, bei feine — zu ſorgen. Golmar, 

S. 14. 2. 3. D. 12. 2. 13. — f. Neo. 9. 

5. Der Art. 205. — auch — den Groß⸗ 
vater. C. H. Vw. Brüffel. S. 8. 1. 45. D. 5. 1. 509. 

Die Kinder werden von ber Werbindlichkeit,, ihrer 
Mutter im Nothfalle den Unterhalt zu reihen, dadurch allein 
nicht frei, daß diefelbe zur zweiten Ehe gefchritten (wenn nämlid) 
der zweite Mann auch arm if). Man fann die Verfügung des 
Art. 206, welche auf die tr ſich bezieht, — 
hierher ausdehnen. Colmar. S. 12. 2. 359, — f. Art. 2, 3. 
Pro. 10. 
7. Die Verbindlichkeit des Sohnes jum Unterhalte- des 
Vaters erlöfcht nicht durch den bürgerlichen u des letztern. 
Paris. S. 12. 2. 208. L. 23. 331. — f. Art. 

7b. Ein Nahrungsgehalt., welden ein * feinem Ba- 
ter Eraft Urtheils fchuldig ift, bleibt auf der Verlaſſenſchaft des 
Sohnes haften, wenn derfelbe vor feinem Vater ftirbt. Nancy. 
S. 25. 2. 362. D. 24. 1. 139. 

8. Wenn Kinder genöthigt worden find, ihren. Eltern 
Unterhalt zu reichen, fo haben diejenigen unter ihnen, welche 
aus ber Verlaſſenſchaft nichts erhalten, das Recht, zu verlangen, 
daß ihnen die fuͤr den Unterhalt bezahlten Gelder von den andern 
Kindern ruͤckerſetzt werden, welche aus der Erbſchaft Vortheil 
ziehen. Paris. 8. 19. 2. 34. D. 17. 2. 39. L. 52. 315. 

9, Ein Ahne wird ſchon dadurch “allein als in Noth und 
zur Unterhaltsforderung berechtigt angefehen, daß feine Einfünfte 
unzulänglich find. — Seine Kinder Eönnen ihn nicht nöthigen, 
vorher entweder feine Kapitalien — oder dieſelben ihnen 
zu uͤberlaſſen Bordeaur. S. W. 2. 1%0. D. W. 2. 93 

10. Wenn ein Kind, — zur Bezahlung eines Nah— 
rungdgehaltes an feinen Vater verurtheilt worden, Eeine Liegen: 
ſchaft befigt, auf welche der Vater zur Sicherung ber fällig wer- 
denden Zahlungen Eintrag nehmen Eönnte, fo ift das Gericht 
nad feiner Einficht, und den Umftänden gemäß, zu verordnen bes 
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fugt, daß ein bewegliches Kapital von dem Kinde angelegt oder 208. 
hinterlegt werden folle, um zur jährlichen Beftreitung des Nah- 
ende zu dienen. Angers. S. 29. 2. 187. D. 97. 2. 

53. — f. Art. 203. Nro. 19. — Art. 349. 384. 1558. 

(11) Ungültig, als der Sittlichkeit oder den Rechten ber 
väterlichen Gewalt zuwider, ift jede Uebereineunft, deren Zweck 
wäre, einen Vater, dem fein Sohn Unterhalt zu reichen fchuldig 
ift, zum Aufenthalt an einem beftimmten Orte zu nöthigen, um 
dort die Zieler feiner Unterhaltsrente zu empfangen. Bourges. 
a pa 371. 

* 1) Eh ed. $. 38. lit. 
+2) Kinder find den eliem, die in Dürfigtet gerathen, Unterhalt 

fhuldig. Hohnh. V. 21 ——— ſ. Nro. 1. d. T. 

1. Eine Schrwiegertochter ann, emeinfehafetic mit ihrem 206. 
Manne, verurtheilt werden, ihren Schwiegereltern den Unterhalt 
zu reihen. Paris. S. 7. 2. 776. D. 4. 2. 170. L. 14. 342. 

Menn ein Ahne von feinen Schwiegerfähnen und 
Schwiegertöchtern auf den Grund des Art. 206.- „Unterhalt be: 
gehrt, fo ift es nicht an ihm, nachzumeifen, daß er in Noth ſey, 
ſondern es iſt an jenen, zu beweiſen, daß er die Mittel zu ſei— 
ner Ernaͤhrung beſitze. Colmar. 8. 14. 2. 3. D. 12. 2, 13, * 

ſ. Art. 205. 1558. 

* a der Schwiegerföhne und Töchter. EheO. 


34. 
indliche Pflichten. EheO. $. 38 207. 

= Der Sohn ift nit perföntich zur Zahlung eines vom 208. 
Vater allein unterfhhriebenen. Schuldfcheines verpflichtet, obwohl 
es unbeftritten wäre, daß die darin enthaltene Summe für die 
gemeinfhaftlihen Bedürfniffe des Vaters und Sohnes verwen: 
det wurde, 

Ein Darleihen, um daraus ben Unterhalt zu beftreiten, 
kann nad) dem Tode des Entlehners nicht mehr an jene Ber: 
wandten rüdverlangt werben, welche demfelben den Unterhalt 
hätten leiften follen; das Recht, Unterhalt zu begehren, ruht 
ausfchließlih auf der Perfon, und Fann von den ea 
nicht ausgehbt werden. Grenoble. 8. 19. 1. 308. 1. 
295. L. 55. 283. 

2. Die Klage auf Unterhaltsleiftungen muß während ber 
Lebenszeit deffen, dem fie gebühren, angeftellt werben. - Caſſ. 
Chatillon fur Seine. S. 12. 1. 314. D. 10. 1. 405. L. 34. 
293..***) 

f. Art. 203. Nro. 17. 


*) Archiv f. R, I. 655. " 
**) Frefurt. 399, 1). » 
*+%) Merbrechen, 3* nicht den buͤrgerlichen Tod nach ſich ziehen, 
auch kein Schenkungsundank find, heben die Erziehungspflicht 
nicht auf. Brauer V. 
Schenkung eines gereichten Unterhalts, Ebend. 


210. 


211. 
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1. Der Art. 1409. welcher die Erziehung der Kinder un: 
ter die Laften der Ehegemeinfchaft zähle, bat nur während ber 
Lebensdauer der in Gemeinfhaft lebenden Ehegatten Anwendung. 
Nach dem Ableben eines derfelben ift die Erziehung der Kinder 
aus ihren eigenen Einfünften zu beftreiten, wenn fie deren hin: 
laͤnglich befigen ; fie Eönnen nicht begehrten, daß ihre Mutter 
dazu beitrage, obwohl fie fich wider verheirathet, und die Hälfte 
des Gemeinſchafts-Vermoͤgens bezogen hätte. Trier. S. 12. 2. 
275. L. 35. 379. — f Art. 203. Nro. 10 

2. Der Antheil, zu deffen perfönlihem Beitrag am Un: 
terhalte der Eltern jedes der Kinder verurtheilt worden ift, kann 
gemehrt oder gemindert werden, je nach den in den Vermögens: 
Umftänden eines jeden. Kindes eingetretenen . Veränderungen. 
Colmar. S. 25. 2. 217. D. 23. 2. 16. - 

3. Die Beftellung einer Leibrente, unter dem Titel des 
Unterhaltes, von Seiten eines Sohnes zu Gunften feines Vaters 
und mit Pfandreht, muß als eine wirkliche, ihrer Eigenfhaft 
nad unmiderrufliche Schenkung betrachtet werden, nicht als ein 
bloßes, zum Vortheil des Waters dienendes Recht auf Unterhalt, 
welches mit den Vermögensfräften deffen, der damit belafter ift, 
erlöfht. Paris. S. 29. 2. 351. D. 27. 2. 226. *) 

* Unterhaltödauer. EheO. $. 36. vgl. Brauer VI. 285. 

1. Ein Kind kann feine Eltern nicht nöthigen, den Unter: 
halt, welchen es ihnen fchuldig ift, bei ihm zu nehmen, unter 
dem Vorwande, dab «8 feinen Nahrungsgehalt bezahlen Eönne. 
Befanson S. 9, 2, 161. | 

Der Vater, der ſich wieder verehelicht hat, kann nicht 
verurtheilt werden, bei feinen Kindern erfter Ehe den ihm ſchul— 
digen Unterhalt zu nehmen, und defihalb feine zweite Ehefrau 
zu verlaffen. Die Kinder müffen in- diefem Falle verurtheilt 
werden, ihrem Water ein Jahrgeld zu bezahlen Poitiers. S. 


25. 2. 304 


* Unterhaltdart. EheO. $. 39, 
.. Die Eltern können angehalten werden, deu ihren Kin: 
dern [huldigen Unterhalt außerhalb ihres Haufes zu reichen, 
wenn Diefe fie einer üblen Behandlung befhuldigen — Zhr 
Anerbieten, die Kinder bei fih und an ihren Tiſch aufzunehmen, 
genügt nicht zur Verwerfung der Klage. Air. S. 8. 2. 109 
f. Art. 203. Nro. 12. 


2. Die Eltern koͤnnen auch alsdann zur Reihung des 
Unterhaltes außerhalb ihres Haufes angehalten werden ‚ wenn 
nachgewieſen ift, daß mechfelfeitige Machtheile aus dem Zufam- 
menleben entftehen würden. Bordeaur. S. 32, 2, 468. 

EheO. 8. 39. auch 33. 34. 





*) a. — — — —— gegen ſeinen Vater geht 
enig, als andere Unterhaltspflichten, auf die Erben des 
Sohnes über. Brauer.V. 349. f. G — 
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Sechstes Kapitel, 
Bon den wechfelfeitigen Nechten und Pflichten der Ehegatten. *) 


f. Art, 75. 203. 1388. | Ä | 

(1) Der Ehegatte, gegen den eine Trennung ton Zifch 212. 
und Bette ausgefprochen worden, fann, wenn er in Dürftigkeit 
iſt, vom andern Ehegatten den Unterhalt begehren, felbft wenn 
die Trennung wegen Ehebruches erfolgt war. R. G. 1836, 2. 


239. 
Gemeinſchaftliche Ehepflichten. EheO. 8. 24. — Folgen der We: 
bertretung. 8. 27. 


| “+ 293, 
* Männliche Ehepflichten. EheO. 8. 25. 

1. Der Munn, melher die gemeinfhaftlihe Wohnung 214. 
verläßt, ift fuldig, feiner Frau einen Jahresgehalt zu Beftreis 
tung ihrer Bedürfniffe zu entrihten. — Wenn er übrigens fei- 
nen Wohnfig anderswohin verlegt , fo kann er die Frau nicht 
nöthigen, ihm zu folgen, und bei ihm zu mohnen, ohne nach: 
zumweifen, daß er dort Haushaltung führe. — Wenn er in ber 
Folge diefen Beweis liefert, fo kann er angehalten werden, ber 
Frau das ruͤckſtaͤndige Jahresgehalt zu bezahlen, ehe ſie genoͤthigt 
werden kann, feinen neuen Wohnfitz mit ihm zu beziehen. ©. 
9. Bw. Brüffel. S. 8. 1. 145. D 6. 1. 77. L. 20. 401. 

. 1b. Der Mann ift ſchuldig, feiner Frau den Unterhalt 
zu reichen, felbft außerhalb der ehelihen Wohnung, wenn in 
Folge uͤbler Behandlung die Frau bei ihrem Manne nicht mit 
Sicherheit wohnen kann — Diefe Berbindlihkeit von Seiten 
des Mannes befteht felbft dann ; wenn die Frau vorher feinen 
Antrag auf Trennung von Zifh und Bette geftelle hat. Mont: 
pellier. S. 31. 2. 331. 

f. Art. %8 2369. 307. Neo. 14. und 15. 

2. Menn der Mann fich an das Gericht gewendet hat, um 
feine Frau zu nöthigen, ihm in feine Wohnung zu folgen, fo hat 
e8 nicht dabei fein Bewenden, daß das Gericht der Frau bloß 
die entfprechende Auflage ertheile; es muß vielmehr dem Manne 
die nöthigen Zwangsmittel einräumen, fo 5. B. die Befugniß, 
feine Frau durch einen Gerichesdiener in die gemeinſchaftliche 
Wohnung führen zu laffen. Pau. S. 10. 2. 241. L. 27. 127. 





) Bon den Rechten, die beiden Ehegatten gegenfeitig zuſtehen. 
Zachar. III. 470. - 
Pflichten der Ehe. Brauer V. $. 430. f. 
Bon den gemeinfchaftlichen Ehepflichten. Rettig 8. 291 — 
293. 
Bon den Nechten, welche nur dem einen Ehegatten .gegen 
den andern zuſtehen. Badar. III. 471. j 
.**) Bon den befondern Ehepjlichten des Mannes, Rettig $. 294. 


214. 


’ 
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3. Der Mann, deſſen Frau fi weigert, bei ihm zu nr 
nen, kann ſie duch Beſchlagnahme ihres Wermögens dazu nos 
thigen. Paris. S. 6. 2. 15. D. 4. 2. 225. E. 11. 419. — 
Kiom. S. 13. 2. 339. — Paris. J. 19, S. 1834. 2. 159. 

4. Selbſt duch perfönlihe Haft. Paris. S. 8. 2. 199. 
L. 23. 171. — Turin. $. 12. 2. 414. — Wir. R. G. 1833. 2, 93. 

5. Es iſt dies nicht eigentlich eine. Verhaftnahme in dem 
Sinne, daß hierdurch die individuelle Freiheit entzogen wuͤrde. 
E. Bw. Nancy. S. 27. 1. 88. D. 24. 1. 447. L. 77. 271. 
— $. %. 2. 200. 

6. Wurde im Gegentheil entfhieden, baß der Mann bie 
Frau weder durch Beſchlagnahme ihrer Kleidungen und Zahrniffe, 
noch durch perfönlihe Haft dazu nöthigen Fönne. Toulouſe. S. 
21.2. 149. D. %. 2. 23. L. 60 387. — Colmar. J. 19. 8. 
1834. 2. 128: 

7. Wenn die perfönliche Haft nicht hinreicht, zu erwirken, 
daß eine Frau in die ehemännliche Wohnung zuruͤckkehre, fo it dem 
Gericht erlaubt, ein anderes Zwangsmittel anzumenden, vorauss 
gefegt, daß diefes Mittel weder den Gefegen, noch den guten 


e 
Sitten entgegen fey. Colmar. 8. 18. 2. 123. D. 15. 2. 49. 
-L. 50. 249. " 


8. Die Frau, welche fi, fogar nad der vom Gericht erz 
baltenen Auflage, weigert, in. das Haus ihres Ehemannes ruͤck⸗ 
zußehren, kann durch perfönlihe Haft dazu genöthigt werden; 
allein unfere Sitten mwiderftreben der WBerurtheilung zur Bezah— 
fung einer nahmhaften Summe für jeden Monat der Zögerung. 
Golmar. S. 18. 2. 13. D. 15. 2. 49. L. 50. 249. — 
Golmat. J. 19. 8. 1834. 2. 128. 

9, Menn der Mann fid) weigert, feine Frau in die ehe: 
lihe Wohnung aufzunehmen, und ihr als Ehegatte zu begegnen, 
fo Fann das Gericht ihn nicht, durdy die im Art. 534. C. proc. 
angezeigten Maßregeln (Vermögens : Belhlag und perfönliche 
Haft), dazu nöthigen. — Alles was geſchehen kann, ift Verur: 
theilung zum Schabenserfage. Lyon. S. 12. 2. 63. L. 32. 387. 

9b. Menn eine Frau, nahdem fie mit dem Antrag. auf 


- Scheidung von Tiſch und Bette fachfällig geworden, in die Mohr 


nung ihres Mannes rüdkehren will, fo ann diefer nicht verwei— 
gern, fie aufzunehmen, unter dem Vorwande, daß fie nicht alle 
Fahrnißſtuͤcke zurudbringe, welche fie, als fie zum erftenmale 
bas gemeinfchaftliche Haus verließ, mit fi genommen habe. — 
In diefem Falle hat der Mann nur die ordentlichen Wege, um 
den Erfag der hinweggebrachten und nicht ruͤckgelieferten Fahrniß 
zu verfolgen. Angers. S. 7. 2. 969. | 

10. Der Mann erfüllt die Verpflichtung, feine Frau in ' 


: feine Wohnung aufzunehmen, und fie als Gatte zu behandeln, 


nicht, wenn er ihr einen Theil der Zimmer, die er inne hat, 
uͤberlaͤßt, eine Magd zu ihrer ausſchließlichen Verfuͤgung ſteut, 
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und ihr eine beftimmte Summe zu ihrem Unterhalt und Be: 214. 
duͤrfniß anweiſet; er Fann durd eine folhe Maßregel fich nicht 
entheben, fie an feinem Zifche aufzunehmen, fie durch feine eiges 
nen Dienftboten bedienen zu Iaffen, und ihr den freien Zutritt 

zu dem Theile der Wohnung ,. den — vorbehalten hat, zu 
verſtatten. Caſſ Paris. S. 30. 1. 

11. Die Frau kann nicht — werden, bei ihrem 
Manne zu wohnen, wenn diefer Eeine für fih und feine gefons 
berte Haushaltung beftimmte Wohnung hat, > * ſie, ſeinem 
— gemäß, aufnehmen kann. Bruͤſſel. 8. 7. 2.2 

C. H. Bw. Paris. S. 7. 2. 1195. D. 6. 1. 108. er 497. 
— Paris. S. 18. 2. 63. D. 15. 2. 134. L. 49. 100. — 
= 9. Bw. Paris, S. 26. 1. 362. D. 24. 1. 121. L. 76. 


12. Zumal wenn der Ehemann ein Verſchwender waͤre, 
welcher ſeine Frau dem vaͤterlichen Hauſe, ihrer einzigen — 
— Zeit, entreißen wollte. Colmar. S. 12. 2. 442. 


13. Der Ehemann, obwohl im Zuftande des Zahlungs: 
 Unvermögens und der perfönlihen Haft-ausgefegt, kann feine 
.. nöthigen , nn Wohnung bei ihm zu nehmen. Bruͤſſel. 

- 7.2.28. D. 5. 2. 28. L. 17. 411. 
f. Art. 108. 203. 1388. 1448. 1537. 
(14) Eine in Ehegemeinfhaft ftehende Frau, welcher eine 
Unterhaltsrente — ihren Ehemann bewilligt worden, und die 
mehrere Jahre hindurch die Verfallzieler nicht bezogen hat, kann 
nicht auf die Ruͤckſtaͤnde klagen, ſo lange ſie nicht nachweiſet, 
daß ſie zu Beſtreitung a ‚Bedurfniffe Anleihen zu — 
genoͤthigt war. Paris. J. 19. S. 1834. 2. 47.) — ſ. A 
1421. 1428. | 


21) WwWeiduche Ehepflichten. Ehe⸗O. $ it 
* 2) Kerr ig erg MWohnfig der ex egatten ohnh. III. 202. 
bleibt dad Haus ded Mannes im u; tmen inn, auch wenn 
die * au eini E Bet — ea ohnung bezogen bat. 

1. Der Ehemann, — J — Rechtsſtreit über das 245, 
zugebrahte Gut feiner Frau bloß ihrer Ermächtigung halber bei- 
gerufen wurde, kann nicht perfönlich in die Koften des Rechts: 
zuges verurtheilt werden. Caſſ. Gers. S. 1. 1. 170. 

2. Die vom Manne feiner Frau ertheilte Ermächtigung, 
vor Gericht zu fliehen, macht ihn nicht perfönlih für die Koften 
verantwortlich, “ weiche die Frau verfällt worden. Montpellier. 
S. 5. 2. 135. L. 12. 418. 





*) Ehevogtei des Mannes — Erwerbrecht aus ben Dienſten der 
— —— Brauer V. 438. 
efondere GShepflichten der Frau. Rettig $. 295, 


215. 


154 Rechte und Pflichten der Ehegatten. 


3. Menn eine Frau wegen ihrer Ehefteuer Rechtsftreit 
führt, fo ift der Mann für die Koften verantwortlich, nit nur 
wenn er fie zum Rechtsſtreit ermächtigt, fondern auch wenn er 
die Ermächtigung ohne Angabe der Gründe verweigert hat. 
Befangon, 8.7 2 89. 

4 Die doppelte Ermächtigung des Gerichtes, zu Ernen— 
nung eines Samilienrathes und zur Berfündung an den Ent: 
mindigungsbeflagten, fchließe ſtillſchweigend die Ermächtigung 
der Elagenden Ehefrau, vor Geriht zu ftehen, in ſich. Zonloufe. 
8. 23. 2. 130. — Rouen. 8. 5. 2. 113. L. 11. 236. 

5. Eine verheirathete Frau, deren Entmündigung wegen 
MWahnfinns von ihren Verwandten begehrt wird, muß, bei 
Strafe der Nichtigkeit des Entmündigungs - Erkenntniffes ‚ von 
ihrem Manne ermächtigt feyn , gegen die Klage vor Gericht zu 
ftehen — Der Mann ift befugt, das gegen feine nicht ermaͤch— 
tigte Frau ergangene Entmuͤndigungs-Erkenntniß mitteljt einer. 


— (tierce - opposition) anzufechten. Caſſ. Lyon. 


—— 156. D. 20. 1. 49. L. 62. 497. 

6. Man kann eine Frau nicht als gültig ermächtigt be= 
tradhten, um vor Gericht zu fichen, welche behauptet, den Rechts⸗ 
ftreit Eraft einer Vollmacht — Mannes zu fuͤhren, — 

1. 


nicht — Caſſ. Breſt. 8. 6. 1. 349. D. 4. 


L. 15 

7. Die vom Gericht einer verheiratheten Frau ertheilte 
Ermaͤchtigung muß ausdruͤcklich geſchehen ſeyn, auf die gehoͤrig 
nachgewieſene Verweigerung des Ehemannes; ſie kann nicht 
gefolgert werden. — Mithin iſt die Frau, welche gegen ihren 
Mann eine Klage anſtellt, deren Zweck ihr Unterhalt außerhalb 
der gemeinſchaftlichen Wohnung iſt, dadurch allein nicht hin— 
laͤnglich ermaͤchtigt, daß das Gericht erſter Inſtanz uͤber den 
Grund der Sache erkannt bat. Zurin. $S. 7. 2. 790. | 

8 Die an eine Frau gerichtete Vorladung ift ungültig, 
felbft wenn fie Herr ihrer Handlungen ift, wenn der Mann 
nicht gleichzeitig vorgeladen , oder doch aufgefordert wird , feine 
Frau zu ermaͤchtigen, vor Gericht zu erfcheinen,, und auf die 
Klage zu antworten. Die Negel bleibt dieſelbe, wenn ſich auch 
die vorgeladene Frau erft feit dem Zulaffungs-Defrete verchelicht 
hat, welches — ſie vor den Caſſationshof zu laden. — 
Caſſ. 8. 12. 1. 10. D .9. 1. 481. L. 32. 135. 

9. Die an eine verheitathete Frau gefchehene Vorladung, 
ohne daß der Ehemann beigerufen wurde, feine Crmädtigung 
zu ertheilen,, ift nicht unbedingt ungültig. Diefe Unterlaffung 
ift nur eine Unvolftändigkeit, welche durch eine fpäterhin an 
den Mann erlaffene Vorladung ergänzt werden kann. C. H 
Bw. Paris. S. 13. 1. 8. D. 10. 1. 567. 

u — erh nah Umlauf "der Appellationsfriſt. Paris. 
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11. * — geſetzten — entſchieden. Air. 8. 28. 215. 
2. 346. D. 77. 2. 99. — Agen. J. 19. S. 1834. 2. 237. 

12. Menn in einer Appellationd » -Sache eine Frau ohne 
Ermächtigung ihres Mannes oder des Gerichtes gehandelt hat, 
fo ift das Erkenntniß nichtig; «8 ift dies ein Gaffationsgrund, 
felbft wenn die Einrede oder die Befchwerde beim Appellations- 
Dei ur vorgetragen wurde. Caſſ. Douai. S. 15. 1. 346. 


f. Art. 225. Nr 4 ff. | 

13. Der Mangel der Ermächtigung einer verheiratheten 
grau kann in jeder Lage des Rechtsſtreites vorgeſchuͤtzt werden, 
fogar in der Appellations-Inſtanz, und nachdem in der Sache 
felbft Par Anträge geftellt worden Bordeaur. S. 26 2. 257. 
D. 24 2. 145. — Nismes. R. G. 1833. 2. 61... 

| er Die Ermädtigung vor Gericht zu ſtehen, welche der 
Frau vom Manne ertheilt worden, fhließt nicht die Ermächtis 
gung in fih, den Haupteid auszufchmwören, welcher ihr in den 
Berhandlungen der Inftanz zugefhoben wurde. Zur Ausſchwoͤ—⸗ 
‚rung des Eides — ſie einer eigenen Ermaͤchtigung. Angers. 
S. 23. 2. 159. D 21383. 

15. Die von ihrem Manne zum Stehen vor Gericht er: 
mächtigte ‚Stau kann die Richtigkeit einer gegen fie eingeklagten 
Schuld gültig anerkennen, ohne eigens hierzu vom Ehemann 
ermächtigt zu fepn. C. H. Vw. Agen. S. 28. 1. 208. 

16. Kine verheirathete Frau kann, ohne Ermächtigung ihres 
Chemannes, oder des Gerichtes, nicht zu ihrem Nachtheif in einem 
Drdnungsverfahren vor Gericht ſtehen, und die Sachfälligkeit 
oder den Ausfchluß wegen Verſaͤumniß verwirken. Selbſt wenn 
es ſich von einem gegen den Mann eroͤffneten Ordnungsverfahren 
handelte, falls derſelbe erſt zur Sache beigerufen wurde, nachdem 
der Ausſchluß der Frau bereits erfolgt war. Caſſ. —— 
8. 28. 1. 2775 D. W. 1. 22. L. 81. 161. — Toulouſe. R. 
G. 1833. 2. 346. 

17. Die Ermächtigung ber Frau, vor Gericht zu ſtehen, 
iſt ſo nothwendig, daß in deren Ermangelung jedes gegen ſie 
erwirkte Urtheil nichtig en Gaff. Chateaudun. S. 8. 1. 213. 
D. 6. 1. 151. L. 0. 4 

18. Selbſt hinſi Kal der von Tiſch und. Bus * — 
denen Frau. ar Montreuil fur Mer. S. 27. 1. 334. D. 25. 1. 
163. L. 79. 363 

19. Die Frau, welche auf Eheſcheidung aus einer beſtimm⸗ 
— Urſache klagt, bedarf keiner Ermaͤchtigung, um vor —— 

u ſtehen. €. H. Vw. S. 5. 1. 337. D. 3. 1. 135. L. 13. 
—— 8. 3. 2. 309. L. 2. 536. 

ſ. Art. 307. Ne. 2. ff. 

2. Der Mann , welcher gemeinſchaftlich mit feiner Frau 
einen Rechtsſtreit führt, wird a defhalb dafür angefehen, dab _ 
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215. er fie ermächtigt — vor Gericht zu ſtehen. C. * Vw. 
Douai. 8. 1. 1. D. 6. 1. 227. L. 21. 49. — ©. H. 
Vw. s. 7.2. TO Gemahlin R. G. 1833. 2. 38. — €. 9. 
Bw. Limoges, J. 19. S. 1835. 1. 880. 

20b. Folglich ift eine im Antrage des Mannes und der 
Frau gefchehene Appellations:Einlegung rechtsfoͤrmlich, obwohl 
darin nicht eigens ausgedrüdt ift, daß die Frau unter Ermäd: 
tigung ihres Chemannes — un S. 14. 2. 211. 
— Colmar. S. 18. 2. 190. D 2. 45. L. 50. 399. 

21. In folhem Fall ift nie — daß im Urtheile 
die Ermaͤchtigung der Frau foͤrmlich ausgedruͤckt ſey. C. H. 

Bw. Agen. 8. %8. 1 208. 

22. Eben ſo beim Manne, welcher einen N gegen 
feine grau führt. Nancy. S. 12. 2. 443. 590. 
&olmar. S. 12. 2. 442. L. 32. 590. 

23. Daraus, dag die Klage ſowohl gegen den Mann als 
gegen die Frau gerichtet ift, folgt nicht, daß die Frau bei den 
auf diefe Klage ergebenden Urtheilen vor Gericht ftehen Eönne, 
ohne befondere Ermädtigung ihres Mannes oder des Gerichtes, 
wenn ihre Mann ausbleibt, und fie allein erfcheint. — Die 
ſtillſchweigende Ermaͤchtigung des Mannes, . welcher. in einem 
Urtheile mit feiner Frau zugleich vorkommt , ift nur auf den 
Tall zu verftehen, wenn der Mann oder mo S - 
. Theil ift. Caſſ. Montpellier. . 29. 1. 40. 


25. Die von einer verheiratheten Frau ohne Ermächtigung 
ihres Mannes gefhehene Appellations » Einlegung wird gültig 
durch die fpäter im Verfolge der Inſtanz ertheilte Ermächtigung. 
Bourges. 8. 30. 2. 171. — Caſſ. Libourne, R. G. 1833. 1. 
401. — Grenoble. R. G. 1833. 2. 38. — f. Nro. 29. 

26. Selbft eine abgefonderte Frau kann, ohne Ermaͤchti⸗ 
gung ihres Ehemannes oder des Berichtes, nicht auf eine von 
ihr eingelegte Appellation verzichten , oder in Folge dieſes Vers 
zichtes über ben Streitgegenftand fich vergleichen, woruͤber das 
befhwerende Erfenntniß — if. © H. Vw. Rouen. 
S. 28. 1. 356. D. 26. 1. 128. L. 81, 417. 

27. Der Ehemann, welcher bei Gericht intervenirt hat, 
um feiner Frau in Beziehung auf eine Nichtigkeitsbefchwerde 
gegen ein Verfahren beizutreten, bdeffen Nichtigkeit auf dem 
Mangel der Ermächtigung beruht, wird durchaus nicht dafür 
betrachtet, als habe er durdy feine. Intervention bie Nichtigkeit 

des früheren Verfahrens heilen, oder die Frau zu Führung des 
| nd in der —— ermaͤchtigen wollen. Colmar. 
S. 11. 2. 190. D. 9. 2.1 

28. Eine fhriftliche ER einer Frau in bürgerlichen 
Rechtsſachen ift um deßwillen allein nicht unzuläffig,, weil fie 
diefelbe ohne Ermächtigung ihres Mannes überreicht hat, wenn 
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ihr diefe Ermächtigung fpäter während. des Laufes der Inſtanz 
ertheilt wurde. Fiorenz. 15. 2. 34. 

29. Kine verheirathete Frau, welche in einer Inſtanz fach: 
fällig - geworden ift, kann ohne vorgängige Ermädtigung den 
Gaffations-Recurs ergreifen; allein in diefem Falle fchiebt ber 
Gaffationshof fein Erkenntniß auf, bis die Frau nad Umftänden 
die Ermächtigung erhalten hat. Caſſ. S. 8.1. 127. D, 6. 2.1. 

. Wenn eine Frau vor den Gaffationshof vorgeladen 
ift, fo muß aud ihre Mann, bei Strafe der Nichtigkeit, vorgelas 
den werden, um fie zu ermächtigen. C. 9. S. 12. 1. 317. 
D. 10. 1. 356. 

32, Eine verheirathete Frau Fann ohne Ermächtigung ihres 
Mannes auf Eeinen Gaffations:Recurs fi einlaffen , der gegen 
ein zu ihren Sunften ergangenes Erfenntniß gerichtet iſt, obwohl 
ſie in der naͤmlichen Sache ermaͤchtigt war, in der erſten und 
zweiten Inſtanz zu handeln. €. H. S. 19. 1. 407. 

33. Die Frau, welche von ihrem Ehemann ermächtigt 
' worden, alle auf ihr eigenes Vermögen bezüglihen Klagen ans 
— und auf alle Klagen ſich einzulaſſen, iſt dadurch hinlaͤnglich 
ermaͤchtigt, um ſich fogar auf einen Caſſations-Recurs einzulafz 
[en a. daß es — wäre, den Mann vorzulaben, 

Gaff. Amiens. S. 21. 1. 35. 

$. Ritt 217: 218. 344 776. 1388. 1449 1576 

(36) Die der Frau ertheilte gerichtliche Ermädtigung, um 
zur Zheilung und Auseinanderfegung einer Erbfhaft zu fhreiten, 
ſchließt ſtillſchweigend die Ermächtigung zu Anftellung jeder 
Klage in fi ch, welche die Auslieferung des der Frau aus dieſer 
—— — — zum Gegenſtande hat. Poitiers. 

(37) Das gegen eine Frau „ ohne Ermaͤchtigung ihres 
Mannes oder des Gerichtes, angeſtellte Verfahren, auf Zahlung 
der von ihr ausgeſtellten Schuldverſchreibungen, iſt unguͤltig, 
obgleich die Frau bei der Ausſtellung verſchwiegen hatte, daß 
ſie verehelicht ſey; es kommt uͤberdies nicht darauf an, daß 
PHandelspapiere in Frage ſtehen. Caſſ. Evreur. R. G. 1836. 
1. 909. *) 

* f. die Zufäge zu 2. ©. 1427. 

41. Die vorgefchriebene Ermächtigung, vor Gericht zu ftehen, 

ift unnöthig, wenn die Frau ‚vor ein — vorgeladen 


iſt. Cafſſ. Rochefort. 8. 10. 1. 192. D . 117. 
2. Anders verhält es ſich, u es die Klage felbft ans 
ſtellt. Caſſ. Rouen. S. 8. 1. 5238. D. 6. 1. a L. 23. 102. 





*) Bon der Autorifation des — deren die Frau zu ihren 
Rechtsgeſchaͤften bedarf. Sadar. I I. 472. 
Zreſuri. 348 f. $. 408. 
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216. 


217. 


3. Die Frau, melde eine verleumderiſche Beſchuldigung 
aufftelft, kann zum Scadenserfag und perfönlicher Haft ver- 
urtheilt werden, ohne daß essder Ermächtigung des Mannes 
bedarf, obwohl die Klage auf Scadenserfag ein bürgerlicher. 
Nechtsgegenftand ift. E. H. Vw. Montpellier. S. 16. 1. 271. 

1. Der Art. 217. ift auf Frauen anwendbar, die vor dem 
Code unter Herrſchaft einer Gefeggebung ſich verheiratheten, 
welche ihnen erlaubte, ohne jene Ermähtigung Verträge zu 
fliegen, und deren Heirathövertrag fogar in dieſer Beziehung 
eine PERL Beftimmung enthält. Caſſ Grenoble. S. 32. 
1. 317. 


4. Ein Mann, welder fi freiwillig von feiner Frau 


getrennt, und ihr einen Sahresgehalt verfprochen , beffen Betrag 


er feftgefegt hat, kann in der Folge verurtheilt werden, feiner 
Frau die Ruͤaſtaͤnde dieſes Gehaltes zu bezahlen, um die Aus— 


gaben zu beſtreiten, die ſie im Vertrauen auf das Verſprechen 


des Mannes gemacht hat — Der Mann kann hiergegen nicht 
einwenden, daß hierin eine mittelbare Guͤltigkeits-Erklaͤrung der, 
von der Frau ohne feine Ermaͤchtigung übernommenen Berbind: 
lichkeiten liege. E. H. Vw. S. 31. 1. 11. 

5 Sculdverfchreibungen einer getrennten Frau fönnen 
für ungültig erklärt werden, aus Mangel ehemännlicher Ermäd)- 
tigung , felbjt wenn ſich nicht ergäbe, daß fie den Werth der 
Faheniffe oder Einkünfte der Frau uͤberſtiegen. Paris. $. 10. 
2, 313. L. 31. 140. — | 

6. Die ohne Ermädtigung des Mannes von einer im 
Bermögen abgefonderten Frau unterzeihnete Schuldverfchreibung 
iſt nicht unbedingt ungültig ; fie kann auf das Fahrniß-Vermoͤ— 
gen der Frau Wirkfamkeit erlangen. C. H. Bw. Riom. S. 14. 
1. 160. L. 39, 49. | 


7. Die von einer abgefonderten Frau ohne Ermächtigung 
ihres Ehemannes in einer, die Verwaltung ihres Wermögeng 


nicht betreffenden Angelegenheit, unterzeichnete Verſchreibung ift 


ungültig; fie kann felbft nicht bis zum Betrage der Fahenif 
vollzogen werden. Paris. S. 20. 2. 315. D. 21. 2. 132. 
S. 25. 2. 66. — f. Nr. 30. 

8 Eben fo, wenn die Verſchreibung Eeine Folge von der 


"Verwaltung ihres Vermögens iſt, oder nicht die Befriedigung 


ihrer Bedürfniffe zum Gegenftande gehabt hat. — €. 9. Vw. 
Rouen. S. 28. 1. 356. D. 26. 1. 128. L. 81. 417. — Gaff. 
Nismes. S. 29. 1. 181. D. 27.1. 337. L. 84 311. — Caff. 
Ss. 31. 1. %. 
f. die Not. zu Art. 1449 u. 1454. ° 
Sb. Schuldverfchreibungen, welde eine verheirathete Fra 


in Abmwefenheit, und ohne Ermaͤchtigung ihres Mannes, ausgeftellt 


hat, Eönnen für gültig erklärt werden, wenn fich die Frau für 
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mäßige, zu Iren Lebensunterhalte beftimmte Summen. verbind: 217. 
lich gemacht hat. Paris. 2 

9. Eine von einer abgefonderten Frau, ohne Ermädtigung 
des Mannes, unterzeichnete Schuldverfchreibung kann fuͤr ungäl- 
tig erklärt werden, obwohl fie zur Unterhaltung ihres Hauswe- 
fens und ihrer Kinder ausgeftelle wurde — Das Gericht hat 
in dieſer Hinficht alle Befugniß, die Umftände zu würdigen, um 
zu ermeffen, ob bie ee, die Grängen einer 

bloßen N uͤberſchreitet. — Vw. Bordeaux. 
8. 29. 1. 423. D. 27. 1. 185. L. 85. 

gb. Die Nothwendigkeit der ae dehnt ſich auch 
auf das zugebrahte Gut aus: die Frau ann ohne Ermädtis 
gung nur Verwaltungshandlungen vornehmen ; es iſt als ver: 
botene Veräußerung zu betrachten, wenn bie Frau ihr jährliches 
Einkommen überfchreitet, und das künftige belaftet, durch MWechfel 
yo jeden andern Schuldtitel. Air. S. 25. 2. 185. D. 23. 2. 
11 

10. Die ausdruͤckliche Ermähtigung des Mannes ift für 
eine Ausländerin nicht erforderiih, um ſich wegen einer Mierh: 
wohnung in Frankreich, oder ſelbſt hinſichtlich alles deſſen, was 
zu ihrem Lebensunterhalte gehoͤrt, verbindlich zu machen. — Der 
Mann, welcher in die Reiſe ſeiner Frau einwilligt, ertheilt auch 
zum Voraus ſeine Einwilligung zu allem, wozu dieſelbe 7 
fuͤr ihren Unterhalt waͤhrend der Reiſe verpflichtet. Brüffel. 

10. 2. 489. L. 25. 428. 

10b. Eine verheirathete Frau fann, ohne Ermächtigung 
des Mannes, für ihre eigene Rechnung nicht Eaufen. — Wenn 
daher eine Frau, die von ihrem Manne Vollmacht erhalten, 
eine Liegenfchaft für ihn zu kaufen, diefe Liegenfchaft, ſowohl 
für fi al8 ihren Mann, erkauft, fo kann diefe Ueberfchreitung 
der Vollmacht ihr nichts. nügen,, und hindert den Mann nicht, 
die Riegenfhaft im Ganzen zu verkaufen, wie wenn der Ankauf 
ausfchließlich we em rw gefhehen wäre ©. 9. Vw. 
Lyon. 8. 5. 2. 667. D. 3. 2. 46. 
| 11. Bor wi ee war, wie c8 auch feit der Verkuͤndi— 
gung defjeiben ſich verhält, die Frau durch die Mitwirkung des 
Mannes bei einer Rechtshandlung hinlaͤnglich ermaͤchtigt. Agen. 
S.4 2. 137. 

13.- Der Mann, welcher für feine Frau gut flieht, wird 
ſchon deßhalb allein dafuͤr angeſehen, daß er die Rechtshandlungen, 
für welche er gut geſtanden, genehmigt habe. Luͤttich. S. 4. 2. 
393 


13b. Die für die Frau nothwendige ehemaͤnnliche Ermaͤch⸗ 
tigung, um guͤltige Vertraͤge abzuſchließen, muß vor oder bei 
Errichtung der Urkunde ertheilt werden; diejenige, welche erſt 
nachher gegeben wurde, macht bie Verbindlichkeit nicht gültig. 
Grenoble, S. 29, 2. 28, D. 27. 2. 73. 
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ungültig für den Mehrbetrag. Paris. R.-G. 1833. 2.371. — 
f. Art. 1419. | | 
(31) Eine im Vermoͤgen abgefonderte Frau kann, ohne 
Ermächtigung ihres Mannes, ihre Kapitalien auf Leibrente legen ; 
es ift dies kein Nechtsgefchäft, welches die Grenzen der Verwal: 
tung ihres Vermögens Überfchreitet. Paris. J. 19: S. 1834. 
2. 280. — f. Urt. 1449. f 
(32) Der Mann, dem ein gerichtliher Beiftand verordnet 
ift, kann feine Frau nicht gültig ermädtigen, vor Gericht zu 


ftehen, er wäre denn felbft von feinem Beiftande begleitet. Paz 


vis. J. 19. S. 1834. 2. 556. — f. Art. 513. 
83) Die vom Manne feiner Frau ertheilte Ermächtigung, 
fi mit ibm gegen gewiffe Gläubiger famtverbindlid zu ma: 


hen, und kiegenfhaften, welche ſein Eigenthum gemwefen find, zu 


verpfänden, fließt auch die Ermächtigung der Frau in fi, auf 
ide gefegliches Pfandrecht an den naͤmlichen Gütern zu verzich: 
ten. Nancy. J. 19. S. 1835. 2. 84. 

(34) Eine ım Vermögen abgefenderte Frau, welche von 
ihm Manne Vollmacht erhalten, mit ihren Miterben ihre 
Rechte an eine Erbſchaft zu ordnen, ift hinlänglich ermächtint, 
um eine Urkunde zu genehmigen, worin bie vorher beſtrittene ehe: 
lihe Geburt eines der Miterben anerkannt wird ; — wenigſtens 
enthält das Urtheil, welches fo entfcheidet, Feine Verletzung eines 
Gefeges. C. H. Bw. Paris R. G. 1836. 1. 238. — f. Art. 323. 
1. Eine verheirathete Frau, ermächtigt vor Gericht zu 
ftehen, ift fhon dadurd allein auch? zum Werfuche der Güte er: 
maͤchtigt. Caſſ. Zoufoufe. S. 8. 1. 310. L. 21. 165. 

2. Die vom. Gericht einer Frau, auf Weigerung ihres 
Mannes, ertheilte Ermädtigung zu Anftellung einer Klage 
fchließt auch eintretenden Falles die Ermächtigung zur Appellas 
tions-Einfegung in fih: wenigſtens dann, wenn die Ermaͤchti— 
gung nicht ausdruͤcklich auf die erfte Inftanz beſchraͤnkt worden 
ift. Poitiers. S. W. 2 92. D. %6 2. 146. L. 82. 368. 

5. Die Frau, welche bei Gericht eine von ihrem Ehemanne 
verweigerte Ermächtigung nachſucht, ift nicht fhuldig, ſich vor— 


her von ihm felbft, oder in Ermangelung deffen vom Gerichte, 


Ye ermächtigen zu Iaffen. Air. S. 38. 2.25. D. 236. 2 


6. Die der Frau, in Ermangelung der ehemännlicen, 
ertheilte gerichtlihe Ermächtigung kann nicht rüdwirken, und 
eine vorher von ber Frau ohne Ermädtigung bewirkte Ceſſion 
gültig machen. Zouloufe. 8. 29. 2. 237. D. 27. 2. 207. 
L. 83. 217. 

7. Eine Frau, melde auf ihre dem Vorſteher des Be: 
zirksgerichtes überreichte Denkſchrift, um ermächtigt zu. werden, _ 
ihren Mann wegen vorhabender Trennung von Tiſch und Bette 
vorladen zulaffen, und ihre Klage zu verhandeln, 
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eine Verfügung erhäft, welche die Vorladung geftattet, ift 218. 
fhon hierdurch allein hinlänglich für das ganze Trennungs-Ber: 
fahren der Anftanz ermächtigt. Colmar. S. 18. 2. 190. D. 15. 
2. 45. L. 50. 399. 

f. Art. 215. Nero 18. ff. 

8 Wenn, auf Weigerung des Mannes, eine im Vermoͤ⸗ 
gen abgefonderte Frau vom Gericht ermächtigt worden , einen 
Theil ihrer Güter zu Tilgung ihrer perfönlihen Schulden zu 
verkaufen, fo koͤnnen diefem nad) die gefchehenen oder vorzuneh⸗ 
menden Veräuferungen nicht von dem Manne widerfprochen wer⸗ 
den, obwohl der Werth der verkauften Güter den Betrag der 
Schulden um vieles überftiege: wenn anders die Veräußerungen 
als zum Bortheile der Frau gereihend anerkannt find, — In 
folhem Falle genügt es, anzuordnen, daß der die Schulden übers 
ſchießende Theil des Kaufpreifes auf eine Weiſe angelegt werde, 
wodurch der Verfchleuderung deffelben vorgebeugt wird. Angers. 
8. 30. 2. 133. *) — f. Art. 1449. — 

Art. 215. 307. 1426. 1535. 1538. 1576. 2008. 

*1) R. B. 1810. XV. f. zu 2. ©. 1477. } 

2 Beſchraͤnkung der Nothwendigkeit der gerichtlihen Ermädhti- 
gun der Ehefrauen die Fälle, für melde das L. R. fie 
vorfchreibt. — ‚ap! . 8. 1835. XXXVIII. Art. 3. 

+ 3) Ob die gerichtlihe Ermächtigung der Ehefrauen eine richterliche 
oder rechtöpofizeilihe Handlung fey, und in fegter Eigenfchaft 
der Adminiftrativ:Behörde zuftehe? Abhdl. Annalen. V. 153. ff. 
fe Urt. 905. 934 940. 942. 1029. 1096 1124 1417. 219. 

1426. 1450. 1555. 

2, u. 3. So ausgedehnt die Rectsfähigkeit der Handels- 220. 
frauen nad dem Code auch iſt, fo ann eine foldhe body bie 
ehefteuerlichen Liegenfchaften nicht veräußern , felbft nicht wegen 
eines Handelsgefchäftes. Caff. Rouen. S. 11. 1. 39. D. 9.1. 
43. L. 29. 308. — S. 7. 2. 191. L. 18. 477. ; 

4. Eine Handelsfrau kann ohne Ermächtigung, felbft auf 
Leibrente, eine Liegenfchaft verkaufen, welche fie aus dem Gewinn 
oder Ertrag ihres Handels erkauft bat. EC. H. Bw. Lyon. S. 
15. 1. 39. D. 12. 1. 519. L. 41. 144. 

5. Sene, die keine Handelsfrau ift, kann nicht in ihrem 
eigenen Namen ihren Mann verbindlich machen: felbft dann 
nicht, wenn fie das Detail des Handelsgefchäftes ihres Mannes 
beforgte. — Anders würde e8 ſeyn, wenn fie ber Führung des 
Handelshaufes ihres Mannes, oder eines Zweiges feiner Ge: 
fhäfte, vorgefegt wäre. In diefem Falle Eönnte fie den Mann 
für alle Rechtsgefchäfte, welche ihre Führung angehen, verbind- 
lich machen : und alsdann würde von Seiten des Mannes hin« 


*). Archiv fi R, II. 293, 305, 
11* 
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20, laͤngliche Ermächtigung vorhanden feyn. Brüffel. S. 7. 2. 969. 
L. 8. 175. 


6. Eine Frau, welche fih ausfhließlih mit dem. Handel 
ihres Mannes befaßt, hat nicht, wie eine Handeldftau, ſchon 
hierdurch allein die Befugniß, Wechfel auszuftellen,, welche den 
Mann verpflichten , obſchon Gütergemeinfhaft unter ihnen be= 
fteht, wenn anders ihre Mann fie hierzu nicht ausdruͤcklich er- 
mächtigt hat, und wenn nicht bewiefen iſt, daß die Wechfel in 
einem Handelsgefchäfte, womit die Frau fich befaßt, ausgeftellt 
wurden, ohne daß die Ehegemeinfchaft hievon einen Gewinn bes 
zogen hat. Brüffel. S. 9. 2. 209. 1 et 
7. Der Handelsmann haftet für die von feiner Frau 
übernommenen Handels = Verbindlichfeiten, wenn es offenkundig 
ift, daß diefelbe, ohne Handelsfrau zu fenn, den Handel ihres 
Mannes führt: C. H. Vw. Pont» Audemer, S. 21, 177. D. 
19. 4. 127. L. 62. 158. 

8 Wenn die Frau eines des Schreibens unerfahrenen 
Handelsmannes gewohnt ift, die Gefchäfte ihres Mannes zu be: 
forgen, und für ihn zu unterzeichnen, fo verpflichtet der Wechfel 
oder die Indoſſirung, melde von der Frau „für ihren Mann’ 
unterfchrieben wurden, dieſen letztern gegen den dritten in gu— 
tem Glauben ftehenden Inhaber Angers. S. 20. 2. 148. 

9, Eine Frau, welhe Inhaberin eines Lotterie-Bureaus 
iſt, wird als Handelsfrau angefehen , und kann folglih das 
Lotterie-Bureau veräußern. Paris. S. 11. 2. 369. L. 32, 260. 

10. Eine Frau ,: welhe in eigenem Namen möblirte 
Mietwohnungen hält, wird ſchon darum allein ald Handels⸗ 
frau betrachtet. — Folglich kann fie fi in allem, was die Be: 
forgung diefer Miethwohnungen betrifft, ohne Ermächtigung ihres 
Mannes gültig verpflichten. Paris. S. 13. 2. 269. L. 36. 68. 

| 11. Eine Frau fann Handelsfrau feyn, ohne die aus: 

druͤckliche Ermächtigung ihres Mannes; es genügt, um fie dafür 
zu betrachten, daß fie mit Wiffen ihres Mannes und ohne def 
fen Widerfprudy den Handel betreibt. E. H. Vw. Paris. S. 
21. 1. 312. D. 19. 1. 280. L. 61. 185. — Paris; J. 19. 
S. 1835. 2. 137. 

12%. Wenn zwei Ehegatten in Gütergemeinfchaft Ieben, fo 
verpflichtet der Detailhandel, den die Frau mit Wiffen des 
Mannes und fogar bei ihm führt, denfelben in foweit wenig: 
ftens, als er das Haupt der Gemeinfhaft ift; felbft wenn von 
feiner Seite feine ausdrüdliche Ermächtigung - ertheilt worden, 
vielmehr einige Zeihen der Mifbilligung gegeben fepn follten, 
und er wirklich nicht am Drte des Handelsgefchäftes feine Woh— 
nung gehabt hätte, als die Verbindlichkeit eingegangen wurde. 
— Vw. Rennes. 8. W. 1. 33. D. 4. 1. 171. L. 75. 


13. Der Mann, welcher nicht ſelbſt Handel treibt, iſt 
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nicht unter perfönlicher KHaftverbindlichkeit für die von feiner 
Frau eingegangenen Hanbelsverpflihtungen verantwortlich, wenn 
diefelbe eine ie ift, und in — lebt. 
Lyon. 8. 23. 2. — Paris. R. G. 1833. 2. 5 

f. Art. 4. s — C. comm. 

1. Wenn auch der Mann am Orte des ehelichen Wohn: 
figes nicht anweſend, jedoch weder entmuͤndigt noch verſchollen 
iſt, im Sinne der Art. 112. ff. fo kann feine Frau vom Gerichte 
nicht ermächtigt werden, ohne daß er vorher in Perfon oder in 


220. 


222. 


feiner Wohnung vorgeladen worden, um-feine Ermächtigung zu 
206. D. 9. 2. 


ertheilen oder zu verfagen. Colmar. S. 11. 2. 

189. — Agen. S. 7. 2. 790. D. 9. 2. 17. 

2. ine verheirathete Frau , deren Mann abweſend iſt, 
kann als ſtillſchweigend vom Gericht ermaͤchtigt zu betrachten 
ſeyn, vor Gericht zu ſtehen, bei einem Verfahren, wo es ſich 
davon handelt, dem Mann einen gerichtlichen Beiſtand zu be— 
ſtellen, wenn das Gericht zu dem Ende die Zuſammenberufung 
eines Familienrathes beſchloſſen hat. 

Bedarf eine verheirathete Frau, welche durchaus die Er- 
mädtigung ihres. anmwefenden Ehemannes oder des Berichtes 
nöthig hat, wenn ihr Mann abmwefend ift, nad) Umftänden eines 
gerichtlichen Beiftandes? — Bejaht. 

Kann bei der Abwefenheit eines Mannes nad) Geſtalt der 
Sachen es ſich ereignen, daß ſeiner Frau ein gerichtlicher Bei— 
ftand beſtellt wird, ehe ber Mann für verſchollen erklaͤrt if ? — 
Bejaht. E. H. Vw. Caen. 8. 29. 1. 278. — ſ. Art. 140. 

(3) Im Fall einer Entmuͤndigung des Mannes kann die 
Frau nur gerichtlich zur Theilung einer ihr angefallenen Erbſchaft 
— wovon ein Theil in die Gemeinſchaft faͤllt. Paris. R 

. 1837. 2. 91. 

f. Art. 1388. 1508. 1538. 1988. | 

f. Art. 476. 481. 2208 — 4. 5. 7. C. comm. 

1. Der Mangel der Ermächtigung kann einer verheirathe- 225 
ten Frau nicht entgegen gehalten werden, felbft wenn fie in der 
Eigenfhaft als Wittwe den Nechtsfireit geführt, und durch 
ihre Schuld die- Gegenpartei Bent hätte, fi fie ermächtigen 
zu laſſen. Borbeaur. S. 5 2. 108. 

2. Obwohl eine Frau bei Unterzeihnung einer Schuld: 
verbindlichkeit fälfchlich angegeben hätte, dazu von ihrem Mann 
ermächtigt zu ſeyn, fo benimmt die Unmahrheit diefer Angabe 
ihe und ihrem Manne die Befugniß nicht, fih in ber Folge 
auf den Mangel der Ermächtigung zu berufen, um den Vertrag 
als nichtig aufheben zu laffen. — Es war Sache des Gläubi- 
:gers, ſich vorher zu verläffigen, ob die Frau ermaͤchtigt war. Pa⸗ 
ris. S. 7. 2. 790. L. 10, 238. 


223. 


224. 


3. Die —— welche daraus hervorgeht , dog eine. 


in zweiter Ehe. lebende‘ m in. der Eigenfchaft als’ Bormünder 


166 Rechte und Pflichten ber Ehegatten. 


225, rin ihrer Kinder vor Gericht geftanden ift, ohne ehemännliche 
Ermähtigung, und ohne daß die fernere Führung ber Vormund⸗ 
fchaft ihr Überlaffen wurde, kann weder der Frau nocd den Kine 
dern 'entgegen gehalten werden, obwohl die Frau ſich betrüglicher 
Meife für verwittwet ausgegeben hätte. E. H. Bw. Paris. 
S. 24. 1. 7. D. 21. 1. 232. L. 67. 481. 

4. Der Mann, welcher in erfter und zweiter Inftanz fich 
auf eine von feiner Frau gegen ihn angeftellte Klage eingelaffen 
bat, Fann nicht erft beim Gaffationshofe einen Beſchwerdegrund 
aus dem Mangel der Ermächtigung feiner Frau entnehmen. 
G. 9. Bw Rouen. 8. 26. 1. 453. D. 24. 1 56. L. 75. 289. 

5. Eine Frau, melde zu Führung des Rechtsſtreites in 
erfter und zweiter Inftanz nicht ermächtigt worden, kann aus 
diefem Mangel einen Gaffationsgrund gegen bie von ihren Geg- 
nern erwirkten Erkenntniſſe entnehmen. Caff. Marmande. S.7. 
9, 816. D. 3. 2. 130. ! 

6. Obwohl fie während des Rechtsſtreites keinen Schritt 
gethan, um ſich die Ermächtigung zu verfchaffen, und, ba fie 
bei der Öffentlichen Verhandlung nicht erfhienen, ihren Gegnern, 

u keine Kenntniß von dem Mangel gegeben hat, aus dem fie jegt 
zum erftenmale ſich beſchwert. | 

Selbft wenn der Mann zu einer peinlichen Strafe verur- 
theilt, und daher nur nm Ermächtigung ftatthaft wäre. 
Gaff. Chateaudun. S. 8. 1. 213. D. 6, 1. 151. L. 20. 470. 
— f. Art. 215. Neo. 12. | 

7. Diejenigen, welche mit einer verheiratheten Frau einen 
Vertrag eingegangen, haben zu bemeifen, daß fie gültig ermaͤch-⸗ 
tigt war; der Beweis des Mangels der Ermädtigung, als eines 
negativen Thatumftandes, kann weder vom Manne noch von ber 
Frau gefordert werden. Paris. S. 7. 2. 791. L. 20. 201. 

8 Der Mann, welcher feine Ehe geheim gehalten hat, 
kann nicht aus dem Mangel an Ermächtigung die Rechtshand⸗ 

- Jungen feiner $rau anfehten. . E. H. Vw. Befangon. S. 9.1. 
43. D. 6. 1. 521. L. 23. 321, 

9, Menn bei einem gerichtlihen Zugriffsverfahren bie 
Frau des Schuldners als Glänbigerin gegen bdenfelben aufgetre— 
ten, und keine Verurtheilung gegen fie ergangen ift, fo kann der 
Mann das Verfahren nicht wegen mangelnder Ermaͤchtigung 
feiner Ehefrau anfehten. — Die Befugniß, melde das Gefes 
dem Munne verleist, die Ungültigkfeit vorzuſchuͤtzen, bezieht ſich 
nicht fowohl auf fein eigenes ntereffe, als auf jenes dev Frau. 
Befanson. S. A. 2. 672. 

10. Die Ungültigkeit aus Mangel der ehemännlichen Er: 
mädtigung kann von denjenigen nicht angeführt werden, mit 
welhen eine Frau ohne Ermähtigung Verträge gefchloffen hat. 
Paris, S. 9. 2. 567. L. 11, 214. 

(10)b. Insbeſondere bei Unterpfands:Beftellungen nament: 
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lih nicht vom dritten Eee der — Liegenſchaft. 225, 
Lyon. R. G. 1833. 2. 282. — f. Art. 1125. 1166. 

11. Ein dritter Käufer ber See Güter hat nicht 
die Befugniß, dev Frau, welche ein Uebergebot ablegt, die Uns 
gültigkeit aus Mangel der —— — entgegen 
zu halten. Grenoble. S. W. 2. 226. D. 24. 2. 27. 


. 12. Dritte haben feine Befuaniß, einer verheiratheten 
Frau den Mangel der Ermächtigung entgegen zu halten, bins 
fihtlih der von ihr bewirkten Webertragung einer liegenſchaftli— 
hen Gorderung, ein Erfah ihres veräußerten Eigenthums 
ift. Bruͤſſel. 8 2. 491. L. 26. 318. 


13. Die ——— der Frau koͤnnen den Mangel der 
Ermaͤchtigung nicht vorſchuͤtzen, obwohl, der allgemeinen Regel 
nach, die Glaͤubiger die Rechte ihrer Schuldner ausuͤben koͤnnen. 
Der — — macht eine mim vom Art. 1167. Angers. 
S. 14. 2. 144. D. 10. 2. 32. L. 30. 91. 


14. Die Gtäubiger der Frau fi is? nicht befugt, die aus 
dem Mangel der ehemännlihen Ermächtigung hervorgehende 
Unguͤltigkeit vorzufchügen ; es ift dies eine der Perfon anhängige 
Einrede, im Sinne des Art, 1166. Grenoble. 8. 28. 2. 186. 
D. W. 2, 95. L. 83. 51. 

16. Wenn eine verheirathete Frau einen echtsſtreit ge⸗ 
wonnen hat, ohne daß die Staatsbehoͤtde einvernommen wurde, 
ſo iſt Niemand befugt, ſich wegen Uebertretung des Geſetzes zu 
beſchweren. C. H Bw. Paris. S. 15. 1. 269. D. 13. 1 
206. L. 43. 285. 

f. Art. 942. 1135. 1241. 1304. 1312. 1413. 1417. 
1424. 1426. 1427. 1449. 1555. 


Siebentes Kapitel. 
Auflöfung der Ehe *). 


(2) Der Ehegatte eines bürgerlich Zodten kann vor dem 277. 
natürlichen Tode des legtern eine zweite Ehe fhließen ; der 
Se Tod trennt unbedingt das eheliche Band. Toulouſe. R 

G. 1837. 2. 2%. — f. Art. 25. 


*Aufloſungsfaͤlle der Ehe. Ed. $. 42. 





*) . der Auflöfung der Ehe im Allgemeinen. Bachariä III. 
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Achtes Kapitel. 
Bon der zweiten Heirath. *) 


228. 1. Eine Frau kann vor den erflen zehn Monaten zur 
zweiten Ehe fhreiten, ohne daß dadurch die zweite Ehe ungültig 
würde. Dijon. S. 7. 2. 3%. L. 18. 44. — €. 9. Bw. 
Dijon. S. 12. 1. 46. D. 10, 1. 22. 

3. Der Code hat die ehemalige Strafbeflimmung gegen 
die Wittwen abgefchafft, melde ſich während des Zrauerjahres 
wieder verheirathen. Selbſt ruͤckſichtlich jener Frauen, die unter 
der Herefchaft von Gefegen Wittiven geworden, welche die Vor: 

theile des Ueberlebens den Wittwen, im Falle der MWiebderverhet: 
rathung mährend des Trauerjahres, entzogen. Colmar. S. 9. 2. 
168. D. 7. 2. 10. — 

4. Eine Frau, deren Ehe fuͤr unguͤltig erklaͤrt wurde, kann 
ſich, innerhalb der naͤchſten zehn Monate nach der Aufhebung 
ihrer Verbindung, nicht wieder verheirathen. — Es verhaͤlt ſich 
in dieſem Falle, wie mit dem der Eheſcheidung aus einer be— 
ſtimmten Urſache. In beiden Fällen iſt ein verbietendes Hin— 
derniß vorhanden, Trier. S. 6. 2. 139. D. 4. 2. 149. **) 
eg — 8 und Ausharrungszeit. EheO. $. 13. 

2 B.. in Betreff der Trauerzeit bei verwittweten Manndperfonen. 

2.) R. 3. 1810. VIII. Samml. IT. 914. 

ds 


Sechster Titel. 
Bon der Ehefcheidung, *** 
*4) Don der Auflöfung der Ehe. EheO. 5. 42 — 53. 


*) Bon ber zweiten Ehe. Badhar, III. 474, Nachtheile der zwei⸗ 
ten Ehe. Brauer. V. 393, chth zwei⸗ 


**) Trefurt 328. f. 395. 2.) 


»***) Trefurt 344. 4). 395. . 
Eheaufloͤſung durch Tod macht die Frau nur. nach 10 Mos 


naten ganz vom Bande frei. — Folgen vorzeitiger Wiederver 
beirathung. Brauer, V. 457. X — = 


****) Begriff und Arten ber Ehefcheidung. Zachar. III. 475. Brauer 
V. 423 — 425, 427. Baurittel I. 551 — 554. — Eheſcheidung 
und Trennung. Rettig 6. 308— 320. 


* 
u. 


In Frankreich wurde bie Ehefcheidung durch ein noch gültie 
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2) Eheftreitigfeiten. — Reeurs iu Ehefachen. Ehed. — 70. 
3) In Eheſtreitigkeiten findet bloß muündliches Verfahren 
att, nach Art des Befchuldigumgs-Prozeffes in Unterſuchungs⸗ 
achen. Die. Entſcheidungen gefcheben durch die Hofgerichte, 

ie Appellation geht ans Dberhofgericht, II. E&&; 8. 11. vergl. 
Organ. E. 1809. C, 8 17. Samml, T: 121. vgl Annalen 


« 66. 
4) Gegenftoß des £. R, mit der EheO. V. R. B. 181%. XXIX. 
--8,3. Samml, I. 919. 


Erftes Kapitel. 
‚Don den Urfachen der Ehefcheidung. 


* 1) Vollguͤltige Trennungsd:Urfachen. EheO. $. 43. 
2) TER Ereaunng urſache. EheD. $. 44. — f. Zuſatz Nro 2. 
j u . e 

+3) Die Competenz der inländifchen Gerichte über Eheftreitigkeiten 
ausländifcher Eheleute iſt nicht. begründet, wenn nicht der Ehes 

mann mit Gutheißen feiner Obrigkeit ſich gefallen läßt, feiner 

grau vor der hierländifchen Behörde zu Recht zu fieben. N. 

U. 391. f. vgl. EheO. $. 63. — f. Art. 14. Nro, 33. 

» Art. 268. Nro. 3. d. T. 


1. Eigene üble Aufführung des Mannes zieht die Unzus 
täffigkeit einer Ehefheidungskfage gegen feine Frau aus ähnlicher 
Urſache nad) fih. Mande. S. 1. 1. 188. D. 1.183, — f. 
Art. 230. Neo. 11. 331. Neo. 7. j 

2. Die Ehefcheidungsklage wegen Ehebruches ift unſtatt⸗ 
haft auf Seiten des Mannes, welcher feine Frau von fich ent: 
fernt, und an einem bekanntermaßen für die Sitten gefährlichen 
Orte gelaffen hat. Paris. S. 12. 2. 14. L. 30. 153. 

Um eine Ehefheidung wegen Ehebruches zu begründen, 

iſt nicht nothwendig, daß der fehuldige Ehegatte auf der That 

betreten wurde; ed genügen im dieſer Hinficht Beweiſe oder 

Bermuthungen, welche bie moralifche Ueberzeugung geben. Bor: 
beaur. S. 7. 2. 163. L. 0. 25: F 

4. Die buͤrgerrechtliche Erſatzklage aus dem Vergehen des 
Ehebruches geht von dem beleidigten Ehegatten nicht auf deſſen 
Erben über, obwohl fie vor dem Ableben des Ehemannes ange— 
ftellt worden ; zumal wenn die Klage zum naͤchſten Zwecke die 
Ermirkung einer Eheſcheidung, und zum Endzwede die Aufld- 
fung einer Schenkung unter den Ehegatten hat: Toulouſe. 
S. 20. 2. 290. D. 19. 2. 28. 

fe Art. 230. ff. 272. 298. 299. 





ges Beleg vom 8. Mai 1816. gänzlich abgefchafft. — Was 
‚Daher unter dem fechsten Zitel im Texte von der Chefchei: 
dung gefagt wird, findet in Frankreich nur noch Anwendung 
auf die Trennung von Tiſch und Bette. 
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229. +1) end der Frau ald Sheidungdurfache. N. Jahrb. IM. 


2) Wollufige Vertraulichfeiten werden in d. 43. der EheO. dem 
fremden Beitchlafe gleichgeftell bb. 111.16. V.58. VI. 212. — 
Ob jegt noch, ift controvers. Hohnh V. 58.59. Pa ahrb. 11.308. 313, 

3) Do-pröfumtiver Ehebruch —9* nach dem b. . R. eine Schei⸗ 
——— ſey, iſt controvers. Hohnh. V ..49. 53. 54, — f. 


230. 1. Die Frau hat das Recht auf Ehefcheidung anzutragen, 
wegen eines Ehebruches des Mannes, wenn derſelbe, während 
fie abwefend (aber nicht getrennt) war, eine Beifchläferin am 
Drte ber RT hie ehelichen Wohnung gehalten bat. 
Poitiers. S. 4. 2 

2. Selbſt ee N mit einem weiblichen Dienft: 
boten begangen murde, mwelhen nicht der Mann, fondern. die 
Ss ins Haus gebradht hatte. Amiens S. 7. 2. W3. L. 9. 


3. Selbſt wenn die Frau ohne Einwilligung ihres Man— 
nes das eheliche Haus verlaſſen haͤtte. Douai. 8. 13. 2. 33 
=. 546. — Gaff. Paris. S. 19. 1. 163. D. 17. 1. 120. 

L. 54. 369. — €. 9. Bw. Grenoble. S. 19. 1. 165. D. 17. 
1. 122. L. 54. 373. 

4. Sm allen Fällen bedeutet das Wort gemeinſchaftliche 
eg im Sinne bes Art. 230 den Wohnfig des Mannes. 
Agen. S. 25. 2. 7. 

5. Selbft wenn der Mann, um mit feiner Beifchläferin 
zu leben, feine Heimat verlaffen,, und in ber Hauptftadt fi fh 
eingemiethet hätte, und dort die Beifchläferin für eine — 
des Mannes wäre ausgegeben worden. Caſſ. Paris. S. 26. 
1.1 L. 74. 14. 

6. Selbſt wenn die Frau niemals in dee ehelichen Woh— 
nung ſich aufgehalten hätte, und die Beiſchlaͤferin erft nad) ber 
Weigerung der Frau, ſich dahin zu begeben, darin märe einge: 
— ae C. 9. Bw. Orleans 8. 21. 1. 349. D. 19. 


7. Wenn ein Mann und feine Beifchläferin mit. einander 
ein Haus Faufen, welches fie ungetheilt befigen, dort in Gemein: 
fchaft leben, und wohin der Mann feine Frau beruft, fo ift 
biefe befugt, zu behaupten, daß der Mann eine Beifchläferin in 
der gemeinfchaftlihen Wohnung halte, und kann aus der Urſache 
> er! auf Ehefcheidung Elagen. Toulouſe. S. 25. 2. 

8. Obwohl * Ehebruch des Mannes nicht an ſich eine 
Scheidungs-Urſache iſt, und ed nur in dem Falle wird, wo ber 
Mann feine Beifhläferin in der gemeinfchaftlichen Wohnung hält, 
fo kann doch jenes Vergehen, obwohl außerhalb der ehelichen 
Mohnung begangen, nach ben begleitenden Umftänden eine 
fhwere Beleidigung (Berunglimpfung) begründen, welche zur 
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—— der Scheidung genuͤgt. Bordeaux. S. W. 2. W5. 330. 
. 26. 2. 155. 


: u Deßgleichen. E. H. Vw. Limoges R. G. 1836. 

9. Die Klage auf Ehefcheidung wegen Ehebruches witd 
nicht unzulaͤſſi ig durch den Beweis, daß die That des Ehebruches 
zugleich eine Blutſchande ſey. Paris. S. 12 2. 495. — 
-& 9. Q®w. Paris. S. 13. 1. 401. D. 11.1 43. 

10. Eine Klage des Mannes wegen Ehebruches feiner 
Frau kann, wenn biefe Klage, als auf unwahren Thatumftänden 
beruhend, erkannt wird, genügen, um auf Seiten der Frau seine 
Scheidungsklage wegen ſchwerer ———— an 
gen) zu begründen. Paris. S. 26. 2. 306. D. 24. 2. 724. — 
f. Art. 231. 

11 Eine Klage der Frau auf Ehefcheidung ift zutäffi ig, 
auch wenn die Frau felbft des Ehebruches fehuldig iſt; wenig: 
ſtens Eonnte ein Urtheil fo entfcheiden, ohne der ee zu 
—— N H. Bw. Orleans. 8. 21. 1. 349. D. 19. 1. 
401. — 2. 134. und Art. 229 231 Neo. 7. 

ſ. Het 972, 295. 298. 299. 


+ 1) Verlegung der ehelichen Treue durch den Mann wird nicht ald 

— —— betrachtet. Hohnh. 111. 17. VL 

2) Ehebruh mit der Kammerjungfer der Frau murde von den 

franz ſiſchen Gern bald für einen ——— ange⸗ 
nommen, bald nicht. Hohnh. III 19. — ſ. Nro. 2. d. T. 

3) en ift ns eine Magd , die ihrem Diener zuwei⸗ 

len zu Gefallen lebt. Hohnh. IN. 19. val. jedoch VI. 212. f. 

»*) 230. 

4 ——— des Mannes iſt ein Scheidungsgrund, wenn er in 

der Heimat, oder in folder Nähe begangen wird, daß noch ein 

nn Zumandel 2. 5 Hobnd. III. 18. 19. 196. Ebend. 


1 13 

5) Die Strafe des Chebeucheh u: auch. wenn er kein Ebeſchei 
dungsgrund iſt. Hohnh.1J 
Es wird immer ein Dar babitueler Umgang mit einer 
fremden Weiböperfon dazu erfordert. Hohnh. V. 290. f. 

7) Nah einer ungedrudten V. ded Juſtiz Min. En 13. a. 
1811. fol eine von Tifh und Bette getrennte Ehefrau, we 
eined während der Trennungszeit begangenen Eebruces, ei 
welchem die Bedingungen der £. ©: 230. und 230 a. eintra: 
ten, Ehefeibung er koͤnnen. vgl. —— 367. 1). 


9 m. Rechtsfall enthält genau eine ſolche Thatfache, wie fir 
der 8. 3. 230a. als — bezeichnet. 
Trefuͤrt 351. 2). 3). 9 


*) Trefurt. 350. 1). 


n 231. 
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1. Die Entſche idung des Appellations⸗Gerichtes uͤber das⸗ 
jenige, was Lebensgefaͤhrlichkeit, harte Mißhandlung oder grobe 
Verunglimpfung ſeg keinen Caſſationsarund abgeben. C. 


. Bw. Sea. en 769. D. 4, 2. 97. — €. 9. Bw. 
Rennes. S. 8. 1. „2 D . 6. r 170. L. Pre — — C. H. 
Bw. Rouen. 8. 2%. 1. 453. D. 24. 1. L. 75. 289, — 

.. f Art. 272. 


2. Daraus, daß eine vom Manne gegen feine Frau ver« 
anlaßte Gefängnißftrafe von der polizeilichen Obrigkeit verhängt 
wurde, folgt nit, daß die Gerichte abgehalten feyn foll: 
ten, hierin eine harte Mißhandlung zu erkennen, melde die 
kin zu einer Scheidungsklage an C H. Bw. Rouen. 

. 26.1. 453. D. 24. 1. 56. L 75. 289. — S. 24. 2. 113. 


3. Beleidigende Briefe, welche eine Frau ihrem Manne 
geſchrieben, können nad Umftänden und felbft dann , wenn biefe 
Briefe Leine Veröffentlihung von Seiten der Frau erhalten ha⸗ 
ben, eine gtobe Verunglimpfung — welche die Eheſchei⸗ 
dung begründen kann. — Caſſ. S. 31. 1. 155 

4. Sind beleidigende —8 — Frau, welche 
einem Manne in vertrauten Briefen entſchluͤpft find, grobe Ver⸗ 
LEN w Sinne des Art. 231? — Bejaht. Poitiers. 
S. 6. 2. 191. D. 4. 2. 237. L. 17. 136. 

5. Eben fo, wenn bie Briefe vervielfältigt, und hierdurch 


1.8 61. 


e J—— veröffentlicht worden. Dijon. 8. 13. 2. 289. 


Verneint. Meg. S. 2. 101. 
5b. Der Vorwurf des ln von einem Manne ge⸗ 
gen ſeine Frau, welcher in vertrauten Briefen an ſie oder eine 


ihrer Verwandten enthalten, iſt keine grobe Verunglimpfung, 


welche die Scheidung begründet, zumal wenn der Ehemann uns 
gebildet ift, und die Frau durh ihre Aufführung vor der Ehe 
en Grund er Verdacht — hat. Bourges. 8. 25. 
2. 206. D. 23. 2. 139. — f. Art. 230. 

6. Eine Frau, es auf Scheidung Elagt, kann ſich nicht 
zu Unterftügung ihrer Klage auf einen von ihrem — an 
ſeinen Vater —— gl berufen, Limoges. S. 26. 2. 
177. — Aix. J. 19. S. 1835. 2. 172. 

6b. Die wiederhofte Weigerung des Ehemannes , feine 
rau in ber ehelihen Wohnung aufzunehmen , fann als eine 
grobe Verunglimpfung betrachtet werden, welhe zu Erwirkung 
der Ehefheidung genügt, felbft wenn die Frau vorher, und ohne 
gefegmäßige Urfachen, mehrere Jahre hindurch, unter Nachſicht 
des Mannes, die ehelihe Wohnung verlaffen hätte. — 
S. 29, 2. 137. D. 27. 2. 115. L. 85. 159. — f. Nro. 11. 

7. Schwere Mishandlungen oder grobe Verunglimpfungen 
koͤnnen zum Grund einer Scheidungeklage dienen, wenn 
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ber Ehegatte, welcher darüber fich befchwert, \ ie durch üble Auf: 231. 
Ben —— hat. Turin. 8. 5. 2. 23. — f. Art. 


(Dieſes ——— wurde caſſirt, doch wegen eines Form⸗ 
fehlers, — C. H. Vw. Orleans. S. 7. 2. 908, D. 3. 
AH L. 13. 241. — Touloufe. S. 24. 2. 170. D. 9. 

8. Jeder Ehegatte Bann die Ehefcheidung wegen fchiwerer 
Mißhandlungen von Seiten des andern Ehegatten verlangen, 
obwohl er diefe durch mörtliche Beleidigungen veranlaßt hätte. 
Poitierd. 8. 3. 2. 486. 

9. Damit ſchwere Mißhandlungen im Sinne des Art. 231. 
vorhanden feyen, ift nicht nothwendig, daß bie üble Behandlung 
von Seiten des einen Ehegatten das Leben des andern in Ges 
fahr gefegt babe; es genügen üble Behandlungen jeder Art, 
.. N unerträglich machen. Befangon. 


10. Mißhandlungen und grobe Verunglimpfungen , zumal 
wo Feine Lebensgefahr für den Elagenden Ehegatten vorhanden, 
“ geben feinen Sceidungs = oder Zrennungsgrund ab, wenn fie 

nicht fortgefegt find. Beſançon. S. 5. 2. 345. 

11. Die Weigerung des Mannes, feine Frau in feiner 
Wohnung aufzunehmen , fie bafelbft zu ernähren unb zu unter: 
halten, gibt einen Scheidungsgrund aus einur beftimmten Urs 
fache ab. Brüffel S. 7. 2. 904. — f. Nr. 6b. 

12. Die Belhuldigung eines Diebftahles , welche ein 
Mann jeiner Frau verleumderifher Weife gemacht hat, ift eine 
grobe Verunglimpfung, wenn aud gleich diefe Befhuldigung 
nur vor * buͤrgerlichen Gerichten angebracht worden iſt. Be⸗ 
fangon. 8. 6. 2. 401. | 

13. Mifhandlungen und grobe Berunglimpfungen, vor der 
Verkündigung des Code, koͤnnen nach derfelben als Scheidungs— 
grund vorgebracht werden Zurin. S. 5. 2. 9. L. 10. 556. 

14. In einem Sceidungsprozeffe werden die Oegenbe: 
fhuldigungen des beklagten Ehegatten in keinem Falle ald Wer: 
unglimpfung betrachtet , welche der andere Ehegatte zu Unter« 
ftügung — Klage geltend machen koͤnnte. Turin. 8. 5. 2. 
534: — f. Art. 306. 

15. Duck die Klage des Mannes wegen Ehebruches wird 
das wegen Mißhandlungen und grober Verunglimpfungen von ber 
Frau eingeleitete Verfahren nicht ausgefegt, wenigſtens dann 
nicht, wenn die Klage erfi- nad dem Urtheil auf Scheidung, und 
während der Verhandlungen in zweiter Saßanı angeftellt wurbe. 
Bordeaur. 8. 26. 2. 202. D. 24. 2. 

16. Die Mittheilung der u Tann als eine grobe 
Beleidigung betrachtet werden , welche eine Scheidungsflage ber 
gründet, Toulouſe. S. 21. 2, 344. D. 20, 2, 56. 


231. 
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17. Zumal wenn noch andere Gruͤnde vorhanden ſind. 
Befangon. 8. 6. 2. 401. 

18 Oder wenn erfchwerende Umftände hinzufommen. Lyon. 
S. 19. 2. 131: L. 54. 105. 

19. Eine. Ehefrau , welche zweimal von ihrem Ehemanne 
mit der Luſtſeuche angeſteckt worden, kann nicht auf diefe That: 
fache, ohne fonftige erfchmwerende Umftände, auf Ehefheidung 
oder Trennung von Tiſch und Bette Elagen. E. H. Bw. Pau. 
S. 8. 1. 179. D. 6. 1. 137. L. 20 513. 

f. Art 235. 259. 279 295 .299. 306. Ä 

(20) Die Belhuldigung des Ehebruches, welche ber Frau 
als Klägerin auf Zrennung von Tiſch und Bette, vom Anwalte 
des beklagten Ehemannes im mündlichen Vortrage vor Gericht 
gemacht, und von Seiten des bei der Gerihtsfigung anmwefenden 
Bevollmächtigten (avoue) nicht widerfprohen wird, kann als 


. eine grobe Beleidigung betrachtet werden, welche zur Trennung 


genügt. Rennes J. 19. S. 1834. 2. 285. *) 


+1) Harte Mißhandlung ift nicht nad dem Mafftab einer das Ver: 
brechen der Vermundung ausmachenden ſchweren Verlegung zu 
beurtbeilen. Hohnh. V. 291. — f. Nr. 9. 10. d. T. 
2) Unmäßige Beimohnung des Ehemanned ift nicht zu den groben 
Mißhandlungen zu rechnen. Hohnh. II. 152. 
3), Was grobe DVerunglimpfung ſey. Hohnh. V. 52— 54. — f. 
Nr. 2— 5. 12—15.d. €. Be 
. 4 Grobe Verunglimpfung ift jede Befchuldigung eined peinlichen 
WVerbrechens. Hohnh V. 293 f. 
5) Ehebruch des Mannes iſt nur dann dahin zu zählen, wenn er 
ch in der Nähe der Frau eine Beiſclaͤferin gehalten. Ebend. 
292 f. 60 f. — f. Art. 230. Nr. 8b. d. T. 
6) Ein Liebeöbrief, den der Ehemann von einer andern Frauend- 
Skin erhalten, ift fein Scheidungsgrund. Ebend. 60 f. 
7) Derunglimpfungen find ein relativer Begriff, wobei hauptfächlich 
auf den Stand der Eheleute Rüdficht zu nehmen if. Höhnh II. 


337 f. 
8) Gerichtliche Ehebruchd » Befchuldigung von Seiten ded Mannes 
egen feine Frau fann, mwenn fie unermwiefen blieb, unter Um— 
fänden eine‘ Ehefheidungäflage der Frau , megen ſchwerer In: 
jurien, begründen, und die wirkliche Scheidung zur Folge haben. 
— Doch ift died nicht immer der Fall, und Mißbrauc bier 
möglich. — ohnh. III. 302 — 303. — ſ. Nr. 5 b. d. T Fer 
f. Art. 306. Nr. 2. d. T. 
9) Ein auf vorftehenden Fall gebautes Scheidungsurtheil kann 
wegen eined nach erfolgter Scheidung ermwiefenen leichtfertigen 
Wandeld der früher eines Ehebruches befchuldigten Frau im 
Wege der Reftitution , mit Hmgebung des. Reititutiondeides, 
wieder aufgehoben werden. Ebend. 305 —307. 
10) Ob der Beſuch eined Ehemanned in einem Bordelle zu groben 
Derunglimpfungen zu rechnen ſey? Anfichten dafür und dage— 
gegen. Hohnh. V. 291. 





*) Zrefurt. 351, 2% 3). 9) 
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11) Erefheibung aus verſchiedenen Urfachen. Hohnh. T. 34. f. 231. 


12) Darthäcki e Verwei Ems der Bat — fer an grobe 
ißhand ung. Hohnh. 11. 332. f. XXXIII. 
zn 916. — — * at. bierber Trefurt 


13) — 5 Beiſchlaf während beſtehender obrigkeitlicher Tren— 
ag int ald harte Mißhandlung ein Scheidungdgrund. Hohnh. 


— 36. 

19 Ynfedung eines Toegatten dur den —— iſt kein Schei— 
dungsgrund. Hohnh. II. 15. — f. Nr. 19. d. T. 

15 Entgegen 1 gefeüte Entfdeidung. Hopnp. IH. 200 — f. Nr. 


16) Arm und Naprungslofigkeit find fein Grund dazu. Hohnh. 


— Verlaſſung und ren, 


*.17) Bößlihe Verlaſſung. Ehe:D. $. B. lit. 
18) Die — des $. 74. lit. b. der Kirchenrathöinfruktion 
€. Be: a ald Shefibeibungegrund betr. R. 
amml. 1. 
t 19) Bößliche Derlaflung, ald Sceidungsgrund » imar in der 
besD. audgefprochen , allein nicht mit in den 2. 3. 232 
— *—— für fi feine Scheidungsurſache. Hohnd. 
— Annalen I 
20) Kann jedod nad) Umfänden unter die groben Berunglimpfun: 
i gen gezählt werden. nd. 
. 21) Wenn der Mann den Wohnfig verändert, fo ift das Zurüd; 
bleiben der et böslichen Verlaffung nicht. gleich zu 


h. TII. 20 
* 22) —— Ehe⸗O. $. 43. 8. 4 — f. Art. 214. 


2—9 
23) V. die Klagen in ehelugen, an ande erzendbartigkeit betr. 
R. J 1812 XXXIII. Samml. 1.9 2 Dal. En 348. 
$. 407. 351. 9. — f. Nr. 6b, 11. 

t 24) Zeitfi de ein erfolgt wegen einer binnen 3 Jahren 
fortgefegten, durch guͤtliche Ueberredungs⸗ und poligeiliche Zudt: 
mittel 2 zu überwinden gemefenen Hartnädigkeit in Verwei— 

gerung der See P Bann. Hohnh. Iv. 271 f. Auf weis 
—* Sitten 8 unſchuldigen Theils erkennt das Dbergericht 
die Ehebuns — gerri wegen grober BR 

Evend. Bol. Ehe:D 


n.. oder kann böchftens eine anährie ihe Trennung 
vorberg eben, (affen. Abhdl. Annalen IV. 51—55. 
27) Die in 8.43 


. der Ehe:D. vorgefehenen ea eilihen Zw 
a 1 de : Ehe:D. nad) L. 


231. 
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lößter Ehe „peRatars ift. — Ebend. — Abmeichende Meinung. 
Archiv. f. R. IV. ©. 47. f : 

28) Der $. 43. der Ehe:D., in fo ferne die dort aufgezählten Schei⸗ 
dungsurfachen nicht wörtlich im L. R. erfcpeinen, iſt durch dieſes 
aufgehoben. Annalen IV. 78. - 

29, Eine bebarrlihe Verweigerung der Ehepflibten kann eine barte 
Mifhandlung feyn, und mehr will aud die Verordnung von 


1812, die übrigens Fein bindended Geſetz iſt, nicht fagen; Feines: 


weges aber it jede Ehepflicht⸗Verweigerng, melde durch binzus 
german Bengungsverfuhe (und, etwa durch dreijährige An- 
auer) den ran der Herzendhärtigkeit im Sinne der Ehe O. 
annimmt, fehlehthin eine harte Mißhandlung. Annalen IV. 
246 f. Bol. ebend. 54. 
30) Entgegen geſehzte Anſicht. Abhdl. Annalen V. 193—200. 

. 31) Der Begriff der groben Mißhandlung und Derunglimpfung ift 
weder durch ein alted noch durch ein neues Gefeg beftimmt, «8 
ift alfo dem Ermeffen des Nichterd überlaffen, fich diefen Begriff 
ſelbſi zu bilden, und die vorkommenden. Thatfachen darunter 
u ftellen. Annalen IV. 


246. 
32). Es darf nad $. 43. der Hofrath-Inftruftion, vergl. mit: $. 27. 


der Ehe:D., nur dreimafiges gefteigerted polizeilihed Zwangs⸗ 

verfahren gegen den miderftrebenden Ehegatten ftatt finden. 
Den Hofgerichten ift geftattet,, bis auf einjährigen Verhaft in 
einen Beilerungshaufe zu erkennen: nn ift nicht gerade 
nothwendig, daß dieſes Marimum ded Berhaftes verfügt ſeyn 
müffe. Annalen V. 66.’ gl. Annalen IV. 245. 

33) Eine —— der Zwangsmaßregeln findet nicht ſtatt: 
wird daber die Scheidungsklage (Brol. Nr. 26.) verworfen, 
fo. kann dad getrennte Leben der Ehegatten — obgleich fittens 
** — abgeſtellt werden. Annalen V. 67. Bgl. ebend. 


1. Der Art. 232. iſt in dem Sinne zu verſtehen, daß 
wenn der Verurtheilte auf Vorladen nicht erſchienen iſt, die 
Scheidung nicht vor zwanzig Jahren begehrt werden kann, b. h. 
nach ausgefprocyenem und vollzogenem Üürtheil: felbft nicht fünf 
Jahre nah dem Ausbleiben. CE. H: Bw. DeurSevres. S. 13. 
1. 293. D. 11. 1. 374. L. 37. 255. | 


2%, Die Berurtheilung des einen Ehegatten zu einer ent- 
ehrenden Strafe ift eine genügende Urfahe zu Erkennung der 
Ehefheidung auf Begehren des andern Xheils, felbft wenn bie 
Verurtheilung dem Code vorausgegangen iſt. Turin. S. 9. 2. 

. 7. 2. 15. — Zutin. S. 10. 2. 534. *) 

fe Art. 25. 27. 139. 227. 261. 295. 

+ 1) Iede Zuchthauäftrafe, auch von der geringften Dauer, it ald 

eine entebrende Strafe anzufeben. Annalen III. 187. 

2) Zmeijährige Zuchthausftrafe ift ald eine entehrende Strafe anzu« 

ſehen, und begründet die Scheidung. N. Jahrb. III. 39. f. 

Ehrlos und entehrend ift nicht gleichbedeutend : jened Fann nur 


*) Entehrende Strafen find nur die, womit unfer Strafedikt die 
Ehrenentfegung verbindet, Zrefurt 81 f. 352, 4). 44. 1), 
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vom Geſetze audgefprochen werden, diefed beruht auf der öffent 232, 
lichen Meinung. Ebend. 40. — — Anfıcht, an * 


Annalen IV. 78. ff. Ä 
— | *) 232. 
* 3) Landflüchtigfeit und Wahnfinn. Ehe:D. $. 43. lit. £. i. 
+4) Derfchollenheit, ald beibehaltene Scheidungsurſache, foll nad) 
Brauerd Erläuterung im Sinne der 2. ©. 115. 119. verftanden 
werden, — Abmeihende Meinung, wornach der $. 43. der 
Ehe⸗O. zur Grundlage dienen, alfo dreijährige Abmefenheit an 
unbefannten Orten die DBerfchollenheit berfiellen fol, Abhdl. 
Annalen III. 308. , 
-5) Die Ehe⸗O. erklärt für einen Scheidungdgrund einen über drei 
ahre andauernden, für unbeilbar erklärten Wahnfinn. — Das 
ranz. Recht weiß davon nichtd ; auch miderfpricht jenes dem 
Zwecke der ehelichen er Hohnh. VI. 363 f. 
6) Für-Wahnfinn kann die Geiſtesabweſenheit eines mit der Epi- 
lepfie Behafteten, vor und nach den einzelnen Unfällen, nicht 
angefehen werden. Hohnh. VI. 365. f. | 


Zweites Kapitel. 
Bon der Ehefcheidung aus einer beftimmten Urfache. 


Erster Abfchnitt, 


Bon ber Form des Verfahrens bei. der Ehefcheibung aus einer beftimmten 
Urfache *). 


* 4) Polizeilihe Form in Eheſachen. Ehe:D. $. 59. 61 — 69. 
2) Dad Verfahren bei Ehefheidungdprogeffen betr. R. B. 1812. 
XXIX. Samml. I. 919. 
3) — die Zulaſſung von Rechtsbeiſtaͤnden. Ebend. vgl. 
refurt 357. | 
4) Die den Pfarrämtern von erfolgten Ehefceidungen oder fonftigen 
besüglihen Weifungen zu ertheilende Nachricht betr. R. B. 
1809. XXXVIII. Samml. I. 918. 
+5) pro in Eheſcheidungsſachen beim Dberhofgeriht. Hohnh. 


6) In allem, was Leitung oder Auflöfung der Ehen betrifft, find 
die Hofgerichte für die Dber do iseibebörden erklärt. Annalen 
v.66. Dal. R. B. 1807. XXXIII. Samml. I. 902. 

7) Die neue Broseforönung hat auf Eheſcheidungsſachen feinen 
Einfluß. Annalen I. 76. 


ſ. Art. 306. **) 234. 





*) Trefurt 352. 5.) —— 
+) Vom Verfahren in Eheſcheidungsſachen im Allgemeinen, Zachar. 
III. 479. — Trefurt 358—361. — Baurittel I. 579-585. . 
Chefeidung , unabhängig von jeder tirhlichen Meinung, 
aber auch Feine zerftörend. Brauer V. 423—425. AM. - 
*.*) Bon der Ehefcheidung aus einer beftimmten Urſache. Gründe 
der Klage. Bacher, III. 476, — Bon ber Berhandlung ber 
Hauptfadhe. Ebend. 480, f. 
Trefurt 354-356: 5), . 12 
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7 Die Eheſcheidungsklage iſt nach 8. 63. der Ehe⸗O. bei dem 

> Richter des lebten ee Pen * Ehegatten 

anzubringen. Hohn III. 201 f. Art. Nr.8. d. T. 

* 2) Belehrung über zußruirung der an "und Ehefihei- 
dungd-Prozefle. BU 1816. Nr. 61. Wehrer IV. 395. 

235, + Unter die mr eined veranlaften Unterfuchungs : Ver: 

fahren! , deffen der &. ©. 235. gedenkt, gehört nicht der ald 

Scheidungsurfache angeführte Ehebruch, fondern folde Geſetzes⸗ 

Uebertretungen, welche im dfentiichen Sntereffe, alfo von 

Amtömwegen (de la part du ministere public), unterfucht 

werden müffen. Annalen V. 12. 

1. Die Klage auf Scheidung, von der Frau angrftellt, 
bewirkt Feine Unterbrechung der vhemännlichen Gewalt. C. 9. 
Vw. Douai. S. 10. 1. 45. D. 7. 1. 336 

f. Att. 270. Nr. 2. u. 3. 

239. * 
* 1) Die ————— vor Zulaſſun * En d: 
. Magen betr. — idſchein — Ed 6 1813. 
XXV. Samml. I. g 
+ 2) Da * vor Allem dem betr. Gerichte vorgelegt werden. 


3) Bei den Verfühnungsverfuchen vor dem yet it der Regel 
nad ein N Erfheinen beider Theile zu veranlaffen. 


ohnh. I 
24. * , 
242. *** 
+ 1) Rechtsbeiſtände find bei den — — in Ehe⸗ 
faden en Hohnh. I 7. — f. die Zufäge zum 
dapi 


‚2 u ein — Beiſtand iſt zulaͤſſſg. Hohnh. VI. 215 


244 —— der Ehegatten, welche nach Art. 244. zu 
" Protokoll genommen werden follen, müffen, als Grundlage des 
ABER: in Erwägung genommen werden. Gaff. Turin. S. 6. 
9 
+ Das Geftändniß der Parteien macht, menn man bloß das 
£. R. im Auge bat, da feinen vollen Beweis, wo die Umftände 
—23 machen, daß die Ehegatten die Umgebung des 
Geſetzes Durch erdichtete Eheſcheidungsurſachen beabfidhten. — 
Nah 3. 65. der Ehe O. aber beweiſet ein Geftändniß nur dann, 
wenn ed andermärtd folche Unterftügungen findet, um deren 
willen man vernünftiger Weife annehmen fann, dag Wahrheit, 
ig nicht mwechfelfeitiger es das Geſtaͤndniß geformt habe. 
N. Jahrb. IV. 165 f. — ſ. die Notiz d. T. 
246. ae) 


— She Derbörtform. Ehe⸗O. 8. 64, 
I. E. E. q. 12 — R. B. 1812. XXIX. 


* Zrefurt 356. 
+) Trefurt 357. 7). 
***) Trefurt 357. 8). 
“rr) Ueber die Stellvertretung des Kronanwalts. Zrefurt, 354, 1). 
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2. Die Gerichte Finnen zu Unterftügung der Scheidungs: 247. 
klage Thatfachen zulaffen, * erſt nach der tr Klage 
fich — haben. C. H. Vw. Paris. 8. 7. 1. 484. D. 5. 

1. 539. L. 20. 161. — ſ. Art 231. 236. 262. 373 

(3) Die Anführung folher Thatſachen (felbjt beim Appels 
lationsverfahren) bildet keine neue Klage, fondern fügt nur zur 
Unterftügung der urfprünglich angeftellten neue Gründe bei. 

E H. Bw. Nismes. R. G. 1837. 1. 89. 
*Beweis in Ehefahen. Ehe⸗O. $. 65. — 249. 

1. Die Eltern der Ehegatten koͤnnen als Zeugen bei den 251. 
Klagen auf Zrennung von Tiſch und Bette, wie bei den Klagen 
auf Ehefcheidung, vernommen werden. Paris. S. 15. 2 202 

Eben fo verhält es fih mit dem Hausgefinde der Eher 
gatten, Amiens. S. 22. 2, 237. 

3. Der Gefchentnehmer bes eg He kann 
Zeuge bei- deſſen Klage ſeyn. Der Art. 251. iſt die eigenthuͤm⸗ 
liche Regel dieſer Lehre, auf welche — Vorſchriften des 
Prozeßrechtes (Art. 283. C. — nicht onszubehuen find. €. 

mw. Agen. S. 15. 1. 128. D. 12. 1. 614. L. 42. 62. 

f. Art. 307. Ne. 1. 
*) 253. 


+ 1) Die in rer alte VONEREn WERDEN Zeugenverböre betr. 
uftiz-Min. U, U. B 69. Wehrer III. 383. — 

Art, 251. Nr, 1— ——— 
2) Si in EU In nn. A u werden. 
Dep. D. A. B. 1824. Wehrer 


) 254. 
2. Die Michtigkeiten im Verhoͤre beim Verfahren in Ehe: 255. 
fheidungsfahen find im Intereſſe der Staatsordnung vorges 
fehen , fo daß fie durch das — = re nicht 
geheilt werden fönnen. Nancy. S. 14. 2 12. 2. 28. 
L. 36. 341. 


3. Der Appellationshof, vor melden eine. Scheidungs- 
Elage gebracht wird, kann das Verhör in feinem Beiſeyn vor⸗ 
— laſſen. 

Die Partei, welche beim Appellationsverfahren gegen die 
Abhoͤr der Zeugen uͤber Thatſachen, die im Beweis-Erkenntniſſe 
nicht enthalten ſind, keinen Widerſpruch — hat, iſt nicht 
* fd 6 rer zu en 6. 9. Vw. Paris. 8. 7. 

. 484. D . 539. L. 20. 161. 


"Dem . darf von dem Richter, zum Beweiſe der der Kla . 
zum Grunde liegenden Thatfachen, — ni 


Min werden. Laukhard I. ©. 1 
“er 287, 


*) Zrefurt 359. 10). 
**) Trefurt 359. 11). 
“++, Trefurt 359, 12). j 10 * 
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258. *) 

*Entſcheidungsform. Ehe:D. $. 67. 69. 

259. f. Art. 307. Ne. 5. 

* 41) Freiwillig zeitlihe Trennung. Che-D. $. 45. 

2) Gebotene zeitliche Trennung, theild auf Begehren des gekraͤnkten 
Ehetheils, theils von Nichteramtd wegen. Ehe⸗O. $. 46. 

+ 3) Die polizeilihe Trennung im Sinne des $. 46. der Ehe:D. ift 
anz verkieden von der nach 8. ©. 259. Hohnh. II. 339. f. 

4) Sie erfordert ald —— Maßregel nicht den vollen Beweis 
eined Scheidungsgrundes. Hohnh. II. 332. 

5) Wider den Willen desjenigen Tbeild, der fie, als Durch bie 
Scheidungsklage ded andern gefränft, zur Unterdrüdung feiner 
midrigen Empfindungen fordern fünnte, finder fie nicht ftatt. 

ohnh. II. 155. 

6) Cine mit einer Ehefcheidungdklage abgemwiefene Ehefrau, die 
troßg ded Zmangsverfahrend nicht zu ihrem Manne zurückkehren 
will, hat feinen Anfpruch auf eine Unterhaftörente. N. Jahrb. 


II. 301. 
7) Selbft dann nicht, wenn der Ehemann in Befig und Genuß 
ihred Dermögend ift. Ebend. 302. — Eontroverfe. Ebend. 305. 
— Ynnalen III. 40. 
262. **) | 
* 41) Recurd in Ehefachen. Ehe⸗O. $. 70. 
2) 11. E. €. $. 11. 


263. f. Art. 307. Nr. 4. **) 3 
*O. G.O. 8. 206. Nachtrag hierzu und Beil. Lit. A. 

264. Der Staatsanwalt hat Fein Klagereht, um gerichtliche 
Einſprache gegen irgend einen Bollzug zu maden, den man 
einem Erkenntniffe geben wollte, wodurch eine Ehefheidung aus: 
aefprochen oder zugelaffen wird. Gaff. Air. S. 25. 1. 121. 
L. 71. 55. **%) | 
* 4) Verkündung der Entfheidungen. Ehe⸗O. $. 68. 

2) Mittheilung der Scheidebriefe an die ge die Publicationd- 
bebörde und dad Pfarramt. V. R. B. 1809. XXXVIII. 
Samml. I. 918. 

3) DB. in Betreff des nothmendigen Erforderniffed der Eintragung 

der Eheſcheidungsurtheile in die Bücher ded b. Standed. R. 
3. 1812.-XV1I. Samml. I. 919. 

4 DB. nah welcher diefed Erforderniß jedesmal in den Scheide: 
briefen audgedrüdt werden fol, R. 3. 1813. II. Samml. I. 
921. — U. A. 3. 1819. N, 19, Wehrer IV. 815, 


) Von ber Ausſprechung der Ehefcheidun dur ben Beamten 
des Givilftandes. Zadar, m 484, i ” 
Zrefurt. 350. $. 411. * 

Bun - Klage auf Vernichtung einer Ehefcheidung. Zachar. 


Trefurt 360. 13). 
***) Trefurt 362. 8. 416, 363, 1). 
+) Trefurt 363. 1), — Brauer u, Zach, Abhdl. 275, 
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| *) 265. 

Wenn ein Mann bie Ehefheidung wegen Ehebruches feiner 266. 
Frau erwirkt hat, und Iegtere ſonach zur Einfperrung durch ein 
Erkenntniß verurtheilt worden, wogegen ber. Caffations = Necurs 
eingelegt ward : der Mann aber vor erlaffener Entfcheidung des 
. Safjationshofes , und -folglih vor dem Ausfpruche der Ehefcheis 
dung duch den b. Standesbeamten,. mit Zod abgeht , fo bleibt 
die Verurtheilung , fowohl mas die Einfperrung, als was bie 
Scheidung betrifft, wirkungslos. E. H. Vw. Montpellier. 
S. 16. 1.4. L. 44. 407. | | 


f. Art 299. — 

+ 1) Das Eheſcheidungs⸗ Urtheil, & fange ed nicht in die Standes. 
bücher eingetragen, ift ald nicht ergangen anzufehen. Das Un: 
terbleiben des Eintrages ift Die auflöfende Bedingung der 
Wirkſamkeit deffelben : ed tritt er auch ohne den Eintrag nicht 
in Rechtöfraft. Hohnh. VI. 64 f. 

2) Wenn alfo_einer der beiden gefchiedenen Ehegatten vor ge 
fhehenem Eintrage ded Scheidungsbriefes ftirbt, fo ift dieſer 
ald nicht ergangen anzufeben. Ebend. 67—70.- — f. die Notiz 
d. T. — Laukhard II. ©. 38 41. — Vergl. dagegen die Notiz 
dv. €. Nr. 1. zu Art: 299, 


Zweiter Abfchnitt. 


Bon ben fürforglihen Mafregeln, welche die Ehefcheidungdflage, wenn fie 
auf eine beftimmte Urſache fich gründet, veranlaffen Faun **). 


1. Wenn während einer Inſtanz ber Scheidungsklage die 267. 
Kinder der Frau anvertraut worden find, und dennoch der Mann 
fi deren .bemächtigt hat, fo kann das Gericht Feine perfönliche 
Haft gegen benfelben erkennen, um ihn zu Herausgabe ber 
Kinder zu nöthigen. Paris. S. 11. 2. 486, D. 10. 2. 77. 

f. Art. 307. Ne. 6. 

(2) Die Frau, welche fi) weigert, ihrem Manne bie 
Kinder zu übergeben , deren Aufficht demfelben während des 
Trennungsverfahrens von Tifh und Bette fürforglic anvertraut 
wurde, Bann hierzu nur durch Entziehung des Unterhalte:Beis 
trages und Befchlagnahme ihrer Einkünfte angehalten werben. 
Golmar. J. 19. S. 1834. 2. 128. 

f. Art. 214. Nr. 14. — Art. 373. AR; 

1. Die Frau Eonnte felbft vor dem Code während ber 268. 
ee den Unterhalt verlangen. C. H. Vw. Brüffel. 


*) Klage auf Ausftreichung des vom b. Standesbeamten gefchehe: - 
nen enge eines Ehefcheidungs = Urtheild. Trefurt 366. 


”+) Bon den vorläufigen richterlichen Verfuͤgungen, zu welchen eine 
Ze auf Ehefcheidung Veranlaſſung geben Tann, Zachar. III. 


268, 
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2. Die Frau, als Scheidungsbeklagte, ift befugt, während 
des Laufes der Klage eine Unterhaltseente von ihrem Manne 
zu fordern, obwohl beide Theile ein beiläufig gleiches Einkom⸗ 
* beſitzen. Paris. 8. 6. 2. 110. D. 4. 2. 174. L. 14. 
2 


3. Die franzoͤſiſchen Gerichte (obwohl incompetent, auf die 


Scheidungsklage einer Auslaͤnderin einen Ausſpruch zu ertheilen) 


koͤnnen doch mittelſt einer Vorſichts- Polizei- oder Schidlichkeits- 
Maßregel die Frau ermaͤchtigen, die Wohnung ihres (in Frank⸗ 
reih wohnenden) Mannes —* zu verlaſſen. C. H. Vw. 
Paris. S. 24. 1. 48. — Paris. 8. 24. 2. 66. f. Art. 14. 19. 

(4) Die Art. 268. und 269 nad) welchen die Fortfegung 
der Eheſcheidungsklage der Ehefrau für unzuläffig erklärt werden 


konnte, wenn fie nicht nahmwies, daß fie an dem vom Gericht 


269, 


ihr angewiefenen Orte fich aufhalte, find auf Frennungen von Tiſch 
und Bette nicht anwendbar. Bordeaux. J. 19, S. 1835. 2. 
+1) Die Wohnung der Ehefrau während ded Ehefcheidungsd-Prozef: 

fed fann ihr vom Gericht auch an einem andern Orte beftimmt 

werden, wo ihr Ehemann nicht wohnt. Hohnh. II. 334—336. 

2) Eine Unterhaltörente gebührt derfelben, auch nach erlaffenem 
Scheidungs-Urtheile, bid zur gänzlichen Separation des Vermö- 
En Hohnh. V. 289. Bin Streit hiermegen ift fummarifcher 

atur. Ebend. 289. f. 

1. Die Frau, als Klägerin auf Trennung von Tiſch und 
Bette, welche ermächtigt worden, bei ihren Eltern und-in einem 
beftimmten Haufe zu mohnen, ift nicht gehalten, in diefem 
Haufe zu bleiben, fo daß fie nicht mit ihren Eltern den Aufent- 
halt Ändern, und ihnen dahin folgen Eönnte, wo fie es dienlich 
finden, felbft außerhalb des Bezirkes, worin die eheliche Woh— 
nung gelegen. E. H. Vw. Orleans. S. 17. 1.8. D. 14.1. 


2. Die Frau, als Klägerin auf Trennung von Tiſch und Bette 
ift nicht gehalten, fih vom Geriht ein Haus anmeifen zu Iaffen, 
wohin fie ſich zurüdzuziehen hat, wie es die Art. 268. und 269. bei 
einer Eheſcheidungsklage vorfchreiben. Hat fie fih dennoch ein 
ſolches Haus vom Gericht anmeifen laffen, fo ift fie nicht ſchul⸗ 
dig, fih dafelbft unter dem Nachtheil aufzuhalten, daß ihre 
Klage für unftatehaft erklärt werde. Grenoble. S. 19. 1. 165. 
D. 17. 1. 122, L. 54. 373. 

3. Eine Frau, welche die ehelihe Wohnung verlaffen hat, 
und dahin ruͤckzukehren fich weigert, verliert nicht deßhalb bie 
Befugniß zur Hortfegung einer auf Vermögens: Abfonderung 
angeftellten Klage. — In dieſer Hinfiht kann die Beftimmung 
des Art. 269. auf diefe Bermögens-Abfonderung nicht ausgedehnt 
werden. Amiens. S. 29. 2, 232. D. 27. 2. 105. 

4. Die Scheidungsflägerin , welche das für die Zeit des 
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Verfahrens ihr angewieſene Haus verlaſſen hat, verliert nicht 269 
deßhalb kraft Geſetzes ihr Klagerecht; ehe gegen ſie die im Art. 
269. vorgeſehene Unſtatthaftigkeit ausgeſprochen wird, hat das 
Gericht die Gruͤnde ihrer Abweſenheit zu wuͤrdigen, und in je— 
dem Falle ertheilt demſelben in dieſer Hinſicht das Geſetz die Ber 
fugniß gutfindenden Ermeffens. Gaff. Amiens. S. 16. 1. 321. 
.D. 14. 1. 129. L. 46. 198. — f. Urt 307. Nro 14. 

1. Der Mann, als Haupt der Ehegemeinfhaft, kann 270. 
ohne gerichtliche Ermächtigung bei feiner Frau, welche, in Folge 
einer Klage auf Trennung von Zifh und Bette, auswärts ' 
wohnt, die Siegel anlegen laſſen, wenn er naͤmlich behauptet, 
in Gemeinſchafts-Fahrniß befeitigt habe. Angers. S. 18; 

2. Der Mann bleibt, während des Verfahrens auf Schei⸗ 
dung oder Trennung von Tiſch und Bette, der Herr der Ehege— 
meinfchaft. — Seine Frau Fann ihn durch Feine Einfprache, 
hindern, die Einfünfte derfelben zu beziehen. Paris. S. 7. 2. 
905. L. 4. 438. | 

3. Auch wenn Ehegatten im Scheidungsverfahren begriffen 
find, bleibt, während der Dauer beffelben, der Ehemann Herr 
der Rechte und Klagen der Frau, wie er es vorher war. — Er 
kann folglich, ohne ihre Mitwirkung, auf Xheilung der Erbs 
fhaften antragen, welche ihr angefallen find, und bie in die 
Gemeinfhaft fallen Paris. S. 7. 2. 905. L. 7. 508. — 
f. Art. 236 1421. J 

4. Waͤhrend des Verfahrens auf Trennung von Tiſch und 
Bette kann die Frau verlangen, und das Gericht den Umſtaͤn— 
den nach verordnen, daß das baare Geld, welches einen Theil 
der Gemeinſchaft ausmacht, zur Hinterlegungskaſſe genommen 
werde. Metz. S. 19. 2. 276. D 18. 2. 44, — f. Art. 307, 
Nro. 8. ff. 

+ Auch wenn die Anlegung der u auf Antrag des Mannes 
gefcheben ift, kann dem legtern nicht geftattet werden, felbft ge- 
gen geleiftete Sicherbeit, die Siegel abnehmen, und die Fahr— 
niß verfteigern zu laffen, da die Frau ein Recht auf ihren Ge: 
meinfchaft Antdeit an der Fahrniß in natura hat. — Annalen 
Ir. 93 — 9, — GEntgegengefegte Anſicht. ebend. 94. — f. 
Nro. 2. d. €. vergl. jedoch Art. 307. Nro. 8b. . 


Dritter Abfchnitt, 
Bon den Einreden der Unzuläffigkeit wiber Ehefiheidungdflagen. *) 
* Ehe-Einreden. EheO. $. 66. 


41. Obwohl die Wiederverföhnung nicht aus der Thatfache 271. 
einer ehelichen Beiwohnung allein entnommen werben kann, fo 





*) Einreben, welche ber Eheſcheidungsklage entgegen geſetzt wer: 
den koͤnnen. Zachar. III. 477. | | 


272, 
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ift doch die richterliche Entfcheidung, wenn die Verföhnung aus 
einem Zufammentreffen von Umftänden erfchloffen worden, ber 
Einfchreitung des Caffationshofes nicht unterworfen. C. 9. Bw. 
Brüffel. S. 8. 1. 237. D. 6. 1. 180. L. 22. 377. — f. Art. 
231. - 

3. Obwohl ein Mann, nahdem er Kenntnif von ungeres 
gelter Aufführung feiner Frau erhalten, diefelbe fortwährend bei 
fich behaͤlt, fo folgt doch nicht aus diefem Thatumſtand allein, 
daß unter den Ehegatten eine ———— erfolgt ſey. 


Boͤrdeaux. 8. 4. 2. 189. D. 3. 2. 8. L. 493. 


4. Die Klage auf Vermoͤgens-Abſonderung iſt kein Abſte— 
hen von der bereit eingeleiteten Scheidungsflage. Paris. S. 4. 
2. 161. L. 8. 409. 

5. Auch ift diefelbe Fein ftillfehweigender Verzicht auf eine 
Klage auf Trennung von Zifh und Bette, melde auf felbese 


Mithandlungen gegründet if. E. H. Vw. Air. S. 9 1. 
'D. 7.1. 30. L. 504 


6. Man kann ein unregelmäßiges Berfahren auf Schei- 
dung oder Trennung von Zifh und Bette aufgeben, und ein 
neues einleiten. GC. H. Vw. Gaen. S. 9. 1. 264. D. 7.1. 
216. L. 24. 305. | 

7. Eine Frau, welche wegen übler Behandlung das Haus 
des Mannes verlaffen bat, und nun in baffelbe ohne allen Vor- 
behalt ruͤckzukehren verlangt, wird nicht deßhalb allein dafür an⸗ 
gefehen, daß fie fich ausgeföhnt, und auf ihre Scheidungs- oder 
Trennungsklage verzichtet babe. Turin. S. 7. 2, 1162, 

f. Art. 246. 247. 259. 307. Nto. 10. ff. 

(3) Das bloße Vorhandenſeyn von Thatumftänden einer 
Verſoͤhnung, welche der Klage eines Ehegatten gegen den andern, 
wegen Ehebruches, nachgefolge find, entzieht dem Kläger die Be: 
fugniß zu Fortfegung feiner Klage, von wie furzer Dauer aud) 
die Verföhnung gemwefen feyn ſollte. Eaff. Paris. R. G. 1833. 
1. 528. — f. Art. 273 

(9) Da das Gefeg den Charakter der Zhatfachen, welche 
eine Berföhnung unter Ehegatten herftellen, nicht beflimmt bat, 
To Eann das Erkenntniß, welches ausfpridht, daß gewiffe Zhat: 
amftände, die in jener Beziehung geltend gemacht werden, na-= 
mentlich die Rüdkehr des Trennungs-Klaͤgers in die von ihm 
verlaffene ehelihe Wohnung, höchftens ein Vorhaben der Ver: 
foͤhn ung andeuten, welches nicht zur Ausführung gekommen, 
feinen Grund zur Gaffation abgeben, E. H. Vw. Nismes. 
R. G. 1837. 1. 89. *) 


*) Wie bei der Ehefcheidungsflage das Klagerecht erlöfcht. Za— 
char. III. 478. 
Ausföhnung der Eheleute hebt die Klage auf, aber nicht 
a eines früheren Ehebruches mit einem fpätern. 
Brauer, V. 426, m 


# 
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*) 2722. 
+9) — durch Duldung des Zee befeitigt die Klage 
—— Hobnd. — — f. — edoch ebend. 
vergl. die Notiz Nro. 1. 

2 Die —*— — erloͤſcht — Ansföhnung der Ehe: 
leute. Hohnh. 209. — fo durch Beifchlaf: fann aber 
auch au — Umſtänden hergeſtellt werden. Ebend. 

3) Verſoͤhnung kann nur durch Urkunden oder Zeu eugen erwiefen 
werden. Hopnh, V. 295. Alfo nit durd Eid al hier 
mwenigftend dann nicht, wenn fie nicht eini samen. glaublich 
gemacht if. Ebend. 296. — f. Nro. 274. Notiz d 
1. Der Art. 273. ift in dem Sinne zu es daß von 273 

den früheren befchwerenden Thatſachen felbft in dem Falle Ge: 
brauch gemacht werden könne, wenn der Elagende Theil, in Folge 
einer Verfühnung, ſchon von der erfimaligen Anftellung einer 
Scheidungsklage abgeftanden feyn follte. ©. H. Bw, Agen. S. 
15. 1. 128. D. 12. 1. 614. L. 42. 62. 

2. Der Art. 273. fest nicht voraus, daß die ber Verſoͤh⸗ 
nung nachgefolgten Thatſachen ſo geivichtig feven, daß fie für 
ſich allein, und unabhängig von ben früheren, an a 
einer Ehefheidung hinreichen. Xrier. S. 14. 2 

3. Im Falle der Trennung von Tiſch = nn überläßt 
das Gefeg der’ Gemiffenhaftigkeit des Nichters die Würdigung 
der Wichtigkeit der Thatumftände. C. H. Vw. Caen. S. 8. T. 
202. D. 6. 1. 116. 

4 Wenn nah einem Erfenntniffe, welches eine Klage - 
auf Trennung von Tiſch und Bette verwirft, neue Urſachen 
hinzukommen, ſo kann man zur Unterſtuͤtzung einer neuen Klage, 
außer den neuen Thatſachen, auch alle, die der erſten Klage vor—⸗ 
hergingen, geltend machen, und nicht nur diejenigen, welche nicht 
verzeichnet, fondern aucd jene, welche, als ihrer WBereinzelung 
us wichtig genug, verworfen worden find. Paris. 8. 


9. Können bie einer Klage auf Zrennung von Tiſch und 
Bette vorangegangenen Thatſachen, welche jeboch zu Unterftügung 
diefer Klage nicht verzeichnet worden find, für ſich alfein zu De: 
gründung einer neuen Klage dienen? (Einwurf) Paris, S. 24. 

6. Die Urfache zu einer Trennung von Tifh und Bette, 
welche der Miederverföhnung vorausgegangen, kann fehon allein 
deßhalb geltend gemacht werben, weil eine neue Urfache nach ber 
MWisderverföhnung hinzugetreten if. 

Es ift nicht nothwendig, daß die, ber Wiederverſoͤhnung 
vorausgegangenen, von derſelben Art und auf die naͤmlichen 
Be gegründet feyen, wie die neue Urſache. Zouloufe, 

. 21. 2. 344. D. 20. 2. 56. 


. *) Zrefurt 352. 6.) 
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273, 7. Die bei eher früheren Klage auf Trennung von Tiſch 
und Bette für umerheblih und unzuläffig erklärten Thatfachen. 
Eönnen in der Folge, wenn neue Thatſachen fih damit ver: 
Enüpfen, FA erheblich an zuläffig erflärt werden. €. H. Bw. 
Pau. S. 15. 1. 380. D. 13. 1. 372. L. 43. 420. 

8. — Wiederverföhnung der Ehegatten, nach welcher ber 
Mann zur Verfolgung des Ehebruches feiner Frau nicht mehr 
befugt ift, hat diefelbe Wirkung hinſichtlich der Staatsbehörde ; 
felbft wenn ſchon eine Anklage 4 den Mann erhoben wäre. 
Caff. Montpellier. S. 23. 1. 382. D. 21. 1. 317. — f. Art. 
307. Neo. 10, ff. *) 


+1) Die — der Frau ertöfcht dadurch nicht, daß fie 
als fie vom Ehebruch ihred Manned unterrichtet mar, ihm no 
a ra ai ——— fpäter den Ehebruch noch 
fortfegte. Hohn 

2) nr — 9*— nicht, daß die Frau in einem Briefe ihrem Manne 

—— verſpricht, wenn damit nicht eine Verſoͤhnung zur 
Wiedervereinigung — iſt. Ebend. 

3) Vicht jeder neue Anlaß von einigem Gewichte bewirkt das 
Wiederaufleben der vorigen Scheidungsurſachen, ſondern die 
neuen und die aͤltern Handlungen muͤſſen ſich auf eine und 
* 3. En Ehefcheidun —— beziehen. N. „gabre. 
4 ntgegen efegte Meinung. Ebend. 36 — 38. vgl. 

Dr 


4) Durch die Eintede der Compenfation wird ein gültiger Ehe- 
heidungsgrund nicht elidirt, allein ed bleibt dem Richter über: 
affen, bei der Ehefcheidungsklage wegen grober Mißhandlung 
u beſtimmen, ob das —— unter den Begriff * 
baren Mifdandlung gene t werden fönne. Jahrb. 

66. — vgl. $. 66 a. der EheO. — ſ. Art. 230. Nro. 11. At. 
231, Nro. 7. d. &. 


274. Der Haupteid kann in einem Sceidungsverfahten über 
die Frage, ob MORE, ee gefunden hat, aufgetragen 
werden. Xrier. S. 14. 2 


Drittes Kapitel. 
Bon der Ehefcheidung auf wechjelfeitige Einwilligung. ***) 


"41,11€. E. $. 12. 
2) R. 3. 1813. IH. Samml, I. 921. 





) Trefurt. 353. 7). 
**) Trefurt 353. 6.) 
**) Mon ber ee in Folge der Uebereinftiimmung ber Ehe: 
gatten. — I. 483. * 
Trefurt 361. 2) 
Rechtsanficht der freiwilligen Scheidungen, Brauer VI. 281. 
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3) Belehrung über dad ren bei Gefaeibunen anf auf weel. 274. 
feitige Einwilligung. D.A.B. 1322. Mehr 

r 1) Bedingungen ded Werfahrene — —— A — 275. 

er Sobnh. 

44 ie. TER edufdeten 

A I den Borfchriften ded L. ©. 275. ff. 

fortbefteben, oder „er aufgehoben worden ſepen, iſt con⸗ 

trovers. Hohnh. V. 302 — 354. 


Die Scheidungsklage wegen Mithandlungen und Lebens: 277. 
gefährlichkeit kann ee nad) zwanzig Jahren angeftellt werden. 
Ztier. S. 14. 2. 

*) 279. 


+1) a Eheſcheidungen auf mechlelfeitige Einwilligun d die 
$ ee unerläßtic. —— Yı. 213 — re 


2 * kt * dem gerichtlichen Verfahren vorauds 
ehen Jahr 

3) Inventariſation wird ge Det der Eheleute nicht 
erfeßt. Ebend. 128. Annalen I er) 291 


* II. E. € 8. 12. 
* 1) Verweiſung der Aemter auf pünttiche Seo Beobachtun ng der Bor: 282, 
öriften ded 28. ©. 282. 0.9.8, 1813. N. 87. Wehrer II. 


113. 
2 8 auch die Beiſchaffung des pfarramtlichen —— eine 
x N efeniipe Körniiihtehs Kor fey, He er Hohnh. VI. 214. 


+1) Die — der Genehmigung oder der Todtenſcheine 283. 
der Eltern und Ahnen ift eine wefentlihbe Bedingung. In 
Ermangelung. ded legtern mu —Fyr werden, daß die 
Eltern noch am Leben ſeyen. Hohnh. 

2) Die Vorlegung der Todtenſcheine — — nicht unter die 
gefentich ——— Foͤrmlichkeiten, ed kann daher, 
nachmaliger bringung derfelben, Refitution ertheilt wer— 
den, ohne daß ed nörhig wäre, das game Verfahren wieder von 
vorn anzufangen. Hobnh. III. 21 —2 
3) Die —— der — muß, in * Amtsreviſorats⸗ Urs 
kunde geſchehen. N. *8 
4) Die Beurkundung di ———— iſt nach badiſcher —* 
gebung dem Geſcaͤftskreiſe der Pfarraͤnner zugewieſen, und es 
gilt dieſe — fuͤr eine oͤffentliche Urkunde im Sinne 
d S. 283. N. Jahrb, II. 157 — 163, 
„1 2832, 


Die eiheidung auf mwechfelfeitige Einwilli ung ift bei der 284 
, beunfen Gera hverfufung. nit ſtreng F die in den L. R. 





*) Bermbgene-Berhältniffe bei freiwilligen Scheidungen, Brauer 


+ 


**) Trefurt. 361. 2.) 
*) Trefurt 361. 1.) 
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284 — 286. vorgefchriebenen Termine gebunden. Hohnh. II. 


195. 

+ Die auf der Eigenthümlichkeit des franzöfifchen Gerihtöverfab- 
rend berubende Vorſchrift ded £. ©. 286., daß die Parteien 
den Gerichten in beglaubigter Form die Auöfertigung der Pros 
tofolle überreichen follen, iſt auf das ee bier ji zus 
auch nicht anwendbar. Ebend. 211. f — N. Jahrb. I. 130, f. 


* An die Stelle ded Kronanmaltd tritt der Referent ded — 
gigen Eollesiumd. II. €. €. $. 12. — vgl. Hohnh. III. 21. 

+ 1) Wenn die Sörmlichkeiten nicht alle beobachtet find, fo muß das 
Gericht die Scheidung für unftatthaft erklären. Hohnh. III. 21. 
f. vgl. Laukhard 11. 50— 58. 

2) Es muß in diefem Falle dad ganze Verfahren von neuem ans 
fangen, nah 2. ©. 287. und 290. Hohnh. III. 21. 

3) Der Zmed biervon ift, um dadurch Die Gemißheit zu erlangen, 
daß ſolchen Eheleuten, welche fib durch den Zwang folder Sors 
neh Aion ermäden laffen, das Eheband mwirkfich unerträglich fey. 

ohnh 


Ein franzoͤſi ſcher diplomatiſcher Agent iſt nicht — 
eine Eheſcheidung im Auslande —— Paris. 8. 18. 


2. 30. D. 15. 2. 139. L. 49. 274. * 


295. 


296, 


f. die Zufäge zu 2, ©. 264. 


Viertes Kapitel. 
Bon den Wirkungen der Ehefcheibung. *** 
” EHed. 8. 7. $. 47— 53, 


* ***) 


* 4) EheO. $. 1 
2) Die — des $. 47. der EheO. fo weit fie dad mn 
der ng her N eined gefchiedenen we betre 
müffen durch d 295 — 298. als aufgehoben betra * 
werden, wobei je * die dem L. R. nicht angehörigen —— 
firchlichen Hin enifle u. bleiben. d. Inn 
18. April 1836. N. 3676. vgl, Annalen IV. 137. V 198. 


) Zrefurt 361. 2.) 
*) Roth I. 129. 138. II. 93. — Zrefurt 362. $. 416. 363. 1.) 


**) Mon ben —— Wirkungen ber Eheſcheidung im Allgemei— 
nen. Zachar. III. 485. 
Ingleichen aus einer beftimmten Urſache. Ebend, 486, 
— — durch wechſelſeitige uebereinſtimmung. Ebend. 


Von den Folgen der Nichtigkeit, unguͤltigkeit und Trennung 
der Ehe, Rettig $. 321 — 328. 


***) Heirath mit einer Perfon, von [welcher man vom Bande ge: 
ſchieden, ift verboten. Brauer V. 394, f. 
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3) Die Gerichtöhöfe haben daher in ihren Ehefcheidungs-Urtheifen 

des Vorbehalt 8 * Nachſichts ⸗ GE rege — 296. 
chung feine Erwähnung mehr zu ıhun. Juſtiz Min. 10. Mai 
1836. N. 2330, — vgl. Annalen IV. 137. f. 


9. 
* —— ſoll hier niemals ſtatt — R. B. 1815. XVII. 
Samml. II. 929. — vgl. Trefurt 329, 


f. a 973, 7) 298, 
3 Eu In ae Ehebruchäfällen, * lch Eheſcheid 
ä olche eine 
—— iſt die Strafe nah £ } 298. — —8 * 


deßhalb das Erkenntniß bis dahin, wo — unſchuldige Ehegatte 
über feine Genugthuungsrechte erklärt bat, aufzuheben. — 
ußerdem bfeibt ed bei en en Ebebruchöfällen bei den Beſtim— 
mungen des Art. 61. lit. b. ded Strafediktes. R. Bel. R. B. 
- 4811. XXxXIII. Samml. 1. 1441. 

3) Die Erfennung jener Sirafe gehört ‚jedenfalld nur zur oberge- 
richtlichen er D. Juſtiʒ Dep. 238. Okt, 1824. N. 3670. 

vgl. Baurittel I. 
..r) 298 a. 


*M II. E. € 8.8, 


1. Der. Ehegatte, gegen den, durch Erkenntniß in letzter 299. 
Inftanz,. die Ehefheidung zugelaffen worden, verliert feine 
Ehevortheile, felbft wenn das eingetretene Ableben des andern 
Ehetheils den Ausfpruc ber — — 2 den bürgerlichen 
rt verhindert. Brüffel. S. 6. 2. 430. D. A. 2. 
145. L. 00. 

f. F "266. 

2. Eine Schenkung unter Ehegatten durch Heitachövertrag 
vor ber Verfündung des Code kann, felbft unter dem Code, von 
demjenigen Ehegatten widerrufen werben, ber die Zrennung von 
Tiſch und Bette erwirkt hat. E. H. Vw. Lyon. S. 11, 1. 
46. D. 3 1. 25, L. 29. 229. — €. 9. Bw. Rennes, S. 10. 
1. 96. D. 7. 1. 313. L. 24. 417. 

3. Zieht die gegen einen Ehegatten ausgefprochene Tren⸗ 
nung von Tiſch und Bette, eben fo wie Ehefheidung, den Wir 
derruf der ihm vom andern Ehegatten zugewendeten Vortheile 
nad fih? Bejaht. Caen. S. 13. 2. 69. — Colmar. $. 21. 
2. 325. L. 61. 76. — Agen. S. 21. 2. 3%. L. 61. 78. — 
Angers. S. 20. 2. 246. L. 57. 430. *+**) 

4. Wenigftens wegen en nad el des 
Art. 959. . Paris S. 23. 2, 234. D. 21. 1. 362, L. 66. 217. 


*) Zachar. III. 487, Brauer V, 388. 
*) Erefurt, 364. .2,) 368. 2.) Brauer V. 394 f. 
”*) Srefurt 345» 5.) i 

+) Laukhard II, ©, 44. 
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5 rneint. C. H. Vw Pau. S. 15. 1. 115. D. 12. 
.593 L. 41. er — Caff. F 8.21. 1. 359. D. W. 1. 350. 
63. 552. — De — S. 24. 1. 30. — Gaff. en 

1 =. . 135. L. 76. 526. — Agen. S. 24. 


s) 
. Art. er 
* 4, Auflöfungsmwirfung in Deus auf dad Vermögen völlig getrenns 
ter Ehen. Ehe:D. $. 48 
2) Defelätten bei einfeitig getrennten Ehen. Ehe⸗O. $. 4 
+ > Die, Bern —— Folgen der ——— in — 
auf das Beſtehen der Ehe fallen We — biefe durch den 
Tod ded Ehegatten — wird. 

4) Kann ein Scheidebrief, vor deſſen Pu dr dei eine Ehetheil 
ftirbt, binfichtlich der — der Eheſcheidung folgenden Vermoͤ— 
en woribe ie fortwirken? rear nnalen I. 239. — 

» (dr. 1 .d. T. 


ac) gemeinem Rechte laſſen fich die rein perfönlichen Folgen 
von denen auf dad Vermögen trennen , jene hören ald Folgen 
einer actio praeparata mit dem, Tode des einen —— 
auf, dieſe gehen auf die Erben über. Hohnh. 64. Wie 
nad fi * dem. nn Rechte? — Sopnt. VI. 66- 


6) Die ——— ne von der Soafe in allen andern Beziehuns 
en, ald — daß ſie N —— aa berbei- 
ei brt, mwefentlich verfchieden. N. Jahrb. I 


299 a. ** 


301. 


f. Art. 1452. 
Ehe⸗O. $. 49. 52. 69. 
1. Für die Klage auf Lebensunterhalt von Seiten eines 
Ehegatten ift, von der Ehefcheidung an gerechnet, Feine Frift 


geſetz * 
genuͤgt, wenn * ana nicht erft N der _ 
Sardum, entftanden ift. . Bw. Rennes. S. 9. 1. 402. 

. 7. 1. 297. L. 24. son 

2. Der gefchiedene ie kann nicht auf die Unterhaltss 


rente verzichten, welche der de: 301. — g begehren — 


Paris, S. 4. 2. 132. D. 4. 2. 171. 9. 30. — ſ. A 
203 | 


3. Auch wenn bie Beduͤrfniſſe des einen Ehegatten größer 
werben , oder das Vermögen des andern ficy vermehrt, ift die 


Unterhaltsrente Feiner Erhöhung empfänglihd. Befangon. S. 6. 
2. 55. D. 4. 2. 59. 


*) Zrefurt. 353, 8). 365. $. 419. — Brauer V. 468-471 
— der Ehevortheile durch Scheidungsurſachen. Brauer 


Richtige Anwendung des 8. S. 299. vgl, mit @, 3. Aa. 
— VI. 280. S. 686. 
Archiv f. R. I. 714. 
”®) Trefurt 363. 2). 368. 3). 
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4. Eben fo, e- J — a koͤn⸗ 301. 
nen. Paris. S. 6.2. D. 4. 2. 173. L 

9. Zumal wenn — FJahr⸗ ohne A se um: 
laufen find. Paris. S..16. 2. 142. 

7. Die Verbindlichkeit, dem gefchiedenen Ehegatten ben 
Lebensunterhalt zu reihen, geht auf die Erben des verlebten 
gefhiedenen Ehetheils über, als auf feinem Vermögen haftend. 
E. 9. Bw. Rennes. S. 9. 1. 402. D. 7.1. 297 L. U. 
401. — Amiens. S. %. 2. 48. 

. Die Frau kann vor dem Ausſpruche der. Ehefheidung 
bie im Art. 301. beftimmte Unterhaltsrente aus den Gütern 
und Einkünften ihres Ehemannes nicht erhalten. — Hier darf 
das en eintretenden — nur fuͤrſorgliche Anordnung treffen. 
Rouen, 8. 6. 2. 52. D. 4. 2. 173 

9, In einem Prozeffe auf XZrennung von Tiſch und 
Bette, wie in einem Ehefcheidungsprozeffe , ift die richterliche 
Zuerkennung einer Unterhaltsrente an den Elagenden Ehetheil ſtatt⸗ 
haft C. H. Bw. Pau S. 15. 1. 380. D. 13 1. 372. L. 43.420 

10. Das Gericht kann bei Zuerkennung einer Unterhalts: 
rente an einen von Tiſch und Bette geſchiedenen Ehegatten 
feſtſetzen, daß der andere Ehetheil, zur Sicherheit der jährlichen 
Rentenzahlung , ein Kapital oder eine freie er hinreichende 
Rente anzutweifen babe. €. H. Vw. Rouen. S. 28. 1. 279. 
D. 26. 1. 115. *) 


. f. Art. 203. Nr. 19.205. Nr. 10. 209. ff. 268. 

* 1) Die Belimmung der Satidfaction für, F— uniauibig ‚geldie 
denen Ehegatten ber. R. B. je Sammi. 
R. B . XXXV. Samml. I 

2) SE 8 lit. c. der Ehe:D. Even ©. 300 und 301. fort: 
beftehe- Bejaht. R. Bel. R.B. 1811. XXXV. Samml. I. 
928. ohnh. VII. 227 — 231. 332. Mot. 1. N. Sa I, 
2-8 Annalen IV. 2277. — Berneint N. Jahrb. I. 
423—4235. — Ardiv f. N. F Nr. 58. — Ynnafen I 81— 34. 
Ebend. 374. IV. 225. Gefep. R. 8. 1837. XIX. 

| 1. Bei der Trennung von Tiſch und Bette ift das Gericht 302, 

eben ſowohl, als bei der Ehefcheidung, befugt, dem Water die 

Erziehung der Kinder abzuerfennen, und ber Dutter zu über: 

wi > Bw. Pau. S. 15. 1. 380. D. 13. 1. 372. 


2. Die Kinder Eönnen ſaͤmtlich der Mutter anvertraut 
werden, ohne u väterlihen Gewalt wi Abbruch zu thun. 
Paris. S. 22. 2. 161. D. 20. 2. 103. L. 62. 346. 

f. Art. 267. 268. 311. 372. 373. — 300 


*) Trefurt 364. 1). 
Bon den Wirkungen ber Ehefcheibung auf die Vermögens» 
Verhältniffe der Eheleute, Abhdl, Annalen IV. 255, f. 


302. 
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(3) Wenn gleich das Gericht bereits die Perfon beftimmt 
hat, welcher die Kinder von Tiſch und Bette getrennter Ehe: 
gatten anvertraut werben follen, fo kann baffelbe doc), ungeachtet 
der Einfprache eines der Ehegatten, und nuf Klage des andern, 
eine neue Wahl treffen, wenn das Sntereffe der Kinder e8 er: 
heiſcht; das Gericht ift duch feine frühere Entfheidung nicht 
gebunden. Bordeaur. R. G. 1833. 2. 446. 

* Wirkung der Trennung auf =... Ehe:D. $. 53. 

f. Art. 384. 385. 2121. *) 


Fünftes Kapitel. 
Bon der Trennung von Tiſch und Bette **), 


1. Verunglimpfungen, welche ſich Ehegatten waͤhrend eines 
Trennungsprozeſſes zufuͤgen, ſind hinreichend zum Ausſpruche 
der Trennung, wenn die Thatſachen, auf welche die Trennungs— 
klage angeſtellt wurde, nicht erwieſen worden ſind. Rouen. 
8. 16. 2. 208. 


2. Der Mann, ber, um die üble Begegnung und die 
Mißhandlungen zu entfhuldigen, auf melde feine Frau eine 
Trennungsklage angeftellt hat, vorgibt, daß fie fich eines Ehe: 
bruches ſchuldig gemacht habe, fügt ihr eine grobe VBerunglimpfung 


- zu, welche für fi allein fehon dem Gerichte Grund gibt, bie 


Trennung gegen ihn auszufprehen, menn bie angeführte That: 
fahe nicht erwiefen wird. Paris. S. 11. 2. 236. D. 9. 2. 
107. L. 29. 413. — f. Art. 230. 

3. Der auf Zrennung von Tiſch und Bette Flagende 
Ehegatte kann in der Appellations » Inftanz feine Klage nicht 
durch neue Zhatfachen begründen, welche der von ihm angeftellten 
Klage vorbergenangen find. Paris. S. 6. 2. 248. D. 4. 2. 
188. L. 15. 203. 

4. In Trennungs : Klagfahen Eönnen die Parteien nad 
dem Beſcheide, welcher ihnen den Beweis ihrer gegenfeitigen 
Behauptungen auferlegt, Feine neuen Thatſachen zur Unterſtuͤtzung 


der Klage oder Einrede vorbringen. Bruͤſſel. 8. 5. 2. 516. ***) \ 


f. Art. 229. 230. 231. 262. 273. 
+ +2 &% Dar = n Tifh und Bette fann erft 2 f acht fen 
eidung vo ann erft nach fruchtlo 
Derföpnungs-Verfuchen erfannt- werden. Hohnh. I 


. —2 Trefurt 366. $. 419. 

* Begriff der Sonderung von Tiſch und Bette, Zachar. III. 489. 
Zur Gefchichte diefer Ebend, 490, 
Trefurt 349, 2). 366. 

++) Won den Urfachen, aus ac auf Sonderung von Tiſch und 
no — werben kann. Zachar. II. 491. — Abhdl. Annas 
en + [2 
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1. Anverwandte Eönnen bei einem Trennungsprozeß eben 307; 
fo wohl Zeugen fen .: wie bei — Scheidungs-Prozeſſe. C. 
H. Bw. Pau. S. 10. 1. 229. D. 8. 1. 200. — f. Art. 251. 
Nr. 1. ff. 

2. Eine minderjährige Frau kann unter der Herrſchaft 
des Code eine Klage auf Trennung von Tiſch und Bette an— 
ſtellen und fortſetzen, ohne — — des — und 
Beiſtand eines Pflegers. Bordeaux. S. 6. 2. 182. D. 4.2, 
238. — f. Art. 215. Ne. 19, Ä 

3 Es genügt, wenn die Frau zu — einem —— 
der Klage ſich hat Eu laffen C. H. Vw. Bordeaur. 
S: 6. 1. 114. — f. Art. 215: Re, B. 

3b. Dexeiner entmündigten Ehefrau: hierzu eigens beſtellte 
Vormund oder ſelbſt Gegenvormund, hat die Befugniß, im 
Namen: der erſtern eine Klage gegen den Mann auf, Ttennung 
von Tiſch und Bette anzuitellen, namentlich. wegen Ehebruches. 
Colmar. 8. 32 2. 612. 

4. In Zrennungs:Klagfachen wirkt der Eaffations ⸗Recurs 
nicht aufſchiebend, wie bei Scheidungsklagen. — — iſt der 
Art. %63. nicht anwendbar, Bordeaux. S. 7. 2. 815. ; 

5. Dee Art. 259., welder das Gericht ermächtigt, die 
Zulaffung. der Ehefcheidung ein Fahr lang aufzufhieben , ift 
nicht gleichermaßen auf die Zrennung von Tiſch und Bette 
anwendbar. Montpellier. S. 13. 2. 300. — f. Urt. 259. 

6. Die Art. 267. und 270., “welche fürforgliche Maß: 
regeln in Eheſcheidungsſachen, bezliglich auf das Gemeinfhafts: 
Vermögen, auf die Kinder, auf den Unterhalt 2c. vorfchreiben, 
find auch auf ben Fall einer. Klage auf: Trennung von Tiſch 
und! Bette anwendbar. Brüffel. S. 7. 2. 295. L..22, 152. — 
Amiens. 8. 5. 2. 445. — Angers. 8. 9 2. 117. D. 6. 2. 
163. L. 23 94. 

7. Eben fo, was die Obforge und fuͤrſorgliche par, 
für die Kinder betrifft. Rennes. 8 13.2. 101. L. 37. 354. 
8 Die Verwaltung der Ehegenteinfhaft' "ann dem 
Manne nicht, entzogen iverden, felbft nicht während der von der 
Frau angeftellten Zrennungsklage. Die Berichte fönnen nicht 
beftimmen, daß während des Trennungs-Verfahrens die gemeinz ' 
ſchaftlichen Einkuͤnfte durch einen ri erhoben und verrechnet 
werden ſollen. Amiens. 8. 5. 2. 273. 

Sb. Im Fall einer Klage a Trennung von’ Tiſch und 
Bette verliert der Mann vorläufig das Recht, die Fahrnif zu 
verkaufen; er iſt nur gerichtlichen Huͤter derſelben: ‚er kann fie 
nicht ohne ‚Einwilligung feiner. — oder ohne techtlich eroͤrterte 
Gründe, veräußern. - Bruͤſſel. 8. 9. 2,,47..0° 


9. Die Früchte der Gemini "Hdhen nicht, 
P 13 
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‚ während des Verfolgs einer von ber Frau angeftellten Klage 
auf Trennung von- Zifh und Bette, in Belhlag genommen 
werden. Luͤttich. S. 9. 2. 295. — f. die Nöten zu Art. 270. 

10. Die Einrede der Wiederverföhnung kann in Zrennungss 
wie in Scheidungs: Klagſachen entgegen gefegt werden. Trier. 
5:82.15. 

11: Man’ kann einer Frau, melde auf Trennung don 
Tiſch und Bette klagt, nicht die Einrede der Unſtatthaftigkeit 
aus dem Umſtande entgegen halten, daß ſie ſeit den Ereigniſſen, 
worauf die Klage beruht, fortwaͤhrend bei dem beklagten Ehe: 
manne gemohnt habe. DBefangon. 8. 6. 2. 409. 

12. Durdy Wiederverföhnung werden die Erkenntniffe auf 
Trennung von Tiſch und Bette dergeftalt aufgehoben, daß, wenn 
eine neue Urfache hinzufommt , der fchuldige Ehetheil auf bie 
frühere Zrennung nicht wieder zurhdgreifen fann, um ein. ande: 
res, ihm un ri Erkenntnif abzuwenden. Paris, 
8. 7. 2. 661. D. 6. 2 1233. L. 18. 41. — f. die Notizen zu 
Art. 272 und 373 
43 Bei einer Klage auf Zrennung von Tiſch und Bette 
kann die Frau nicht ermächtigt werden, ſich fürforglich an einem, 
der 08 des Mannes entzogenen Orte aufzuhalten. Paris. 
S. 11. 4 435 D. 10. 2. 27. L. 29. 108. f. Art. 108. 

ar Die auf Trennung von Zifh und Bette klagende 
Frau Eann feine Unterhaltsrente fordern, fo fange fie fih in 
der ehemännlichen Wohnung aufhält. Amiens. S. 5. 2. 273. 

15. Eine Frau, welche vom Gericht ermächtigt wurde, 
die ehelihe Wohnung mährend des Trennungs:Verfahrens zu 
verlaffen, kann von ihrem Ehemann eine Unterhaltsrente fordern, 
wie im Kr einer A er Angers. S. 9. 2. 117. 
D. 6. 2. 163. . 94 — f. At. 314. Nr. . 1 b. die 
Motizen zu 268. 2 s 

16. Man kann nicht von der Appellation gegen ein Er- 
fenntniß in Sachen, welche die Staatsordnung beruͤhren, abſtehen, 
namentlich nicht von einem Erkenntniß auf Trennung von Tiſch 
und Bette. Ein ſolches Abſtehen iſt gleich geltend mit einem 
Verzichte, welcher in Faͤllen der Art vom Geſetze verboten iſt; 
der Ehegatte, der ein obſiegendes Erkenntniß erhalten hat, iſt 
in der rechtlichen Lage, das Abſtehen des Andern von der 
Appellation zurlcjumeifen, und ein Erfenntniß darüber zu ver: 
langen. Gaen, 8. 27. 2. 190. D. 25. 2. 95. I 


*) Bon ben Einreden, weiche der Klage auf — * zu 
und Bette entgegen gefegt werben fönnen. Zachar. III 
Bon dem Verfahren in Sachen diefer Art, Zadar, IH. 493. 
Bon dem Verpältniffe zwifchen der —* on Eheſcheidung und 
ber Bug: auf Sonderung ic. Zachar 
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2. Die Staatsbehoͤrde iſt nicht befugt, Bei der Appella? 308 
tion, welche eine Frau gegen ein Trennungsurtheil von Tiſch 


und Bette, wegen eines Ehebruches, ergriffen‘ hat, die Appellation 
a minima (allein und ohne den Mann) gegen die Beſtimmung 
des naͤmlichen Erkenntniſſes einzulegen, welche, dem Art; 308. 
gemäß, die Frau zu einer Gefängnißftrafe verurtheilt hat. Gres 
nobfe; S. 282.130. Di26.2.:4149:°*) 
f. Urt 298. 
— 
Der Art. 310. iſt nicht auf frühere freiwillig gefäehehe 
—— von Tiſch und Bette antendbar. Haag. S. 14. 
2. 9. D: 12. 2%. 37. 'L. 37. 78. 995: 
1) Das Erkenntniß, wodurd nah 2. ©. 310. die foͤrmliche Schei: 
+ Dun — ud a, R ein bloßer aeg * Km 
* die Trennung von Tiſch und Bette zulaͤßt. ahrb. 
2) Es muß ruͤckſichtlich des Beklagten alle Biejenfden Beſtimmun—⸗ 
84 enthalten, wie ſie bei jeder andern — — gegen den 
erklärten Theil eintreten — Ebend. 50. — 52. 
Berfehiedene Anfichten hierüber. Ebend. 


3): Die ringe, des £ ©. 310, ift. auf ihren. Gegenfiand zu 


befchranfen, und auf den Fall nicht auszudehnen, wenn ein. 


‚Ehegatte nicht auf_ richterlichen Trennungs-Augipruc), ‚fondern 
eigenmächtig, drei Jahre lang vom andern getrennt Ichte, u 
** die Ruͤckkehr verweigert. Annalen IV. 248. ia 

— — befcehränfende —— hierüber. Abhdl. An- 
nalen 


- 4. Das Recht eines; von Tiſch und Bette gretenien Ehe: 
gaͤtten auf Lebensunterhalt aus den Gütern des andern, ift ges 
meinvechtlich ; zufolge des Art. 212. — Der Art. 301. welcher 
baffelbe im. Fall einer Scheibung ausdruͤcklich verleiht, begründet 
ein argumentum a fortiori für den Fall der. Ztennung. C. 
9. VBw. Pau S. 10. 1. 229. D. 8. 1. 200. L. 27.19. 
2. Im Falle der Trennung von Tiſch und Bette, wie im 
Falle der Scheidung, Eönnen die Kinder der Mutter, vorzugsweiſe 
vor dem Water, anvertraut werben, wenn die Gerichte «8 ben 
— angemeſſen finden. Montpellier. S. 6. 2. 7. — 





Ehebruch vzltenor der — Zrefükt 367. 1.) 
Hat der Ehebruch, weicher nur- Zrennüng  veranlaßte, bie 
Strafe des 2. ©. 298. zur Folge? Zrefurt 368. 2. 


2) Wie die Sonderung don Tiſch und Bette wieder aufgehoben 
werden kann. Si III. 495; 


**) Von dem. im Art. 310, emthaltenen Shefheidungs» Verfahren. 
Zachar. III. 482. 


13* 


310. 


311. 


311 
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a S. 7. 2 177. — Büffel. S.. 10, 2. 362. D. 8. 2, 


"3. Wenn eine Frau gegen ihren Mann ein Urtheil auf 


Trennung von Zifh und Bette erwirkt, fo ift dies kein Grund, 


ihr die. Erziehung der Kinder anzuvertrauen, wenn nicht: außer« 
dem der Richter dafür hält, daß der Vortheil der Kinder es ers 
fordere, fie der Mutter, vorzugsweife vor dem Water, zur Erzie⸗ 
bung zu uͤberlaſſen. Paris. S. 10. 2. 488. L. M. 297. 
Wenn eine Frau gegen ihren Mann ein Urtheil auf 


Ä Zrennung von Zifh und Bette erwirkt, fo iſt fchon um deßwil⸗ 


311a. * 


len Grund vorhanden, ihr die Erziehung ihrer Kinder anzuver⸗ 
trauen, wenn übrigens nichts anftößiges in ihrer Aufführung ift, 
und der Vater nicht bemweifet, daß der Vortheil der Kinder ver: 
langt, daß fie vorzugsmweife ihm übergeben werden. Caen. S. 
10.2. 485. — f. Urt. 302. 

5. Der Ehemann, der, während einer Inſtanz des Scheis 
bungs = oder Trennungs-Verfahrens, bei Gericht verlangt und er= 
wirft hat, daß die gemeinfchaftlihen Kinder in einer, von ihm 
felbjt angezeigten Unterrichts-Anftalt untergebracht werden, kann 
während des Laufes der Inſtanz nicht unter dem Worwande, 
dag ihm die Aufficht über die Erziehung feiner Kinder zuftehe, fie 
von dem Orte hinwegnehmen, wo das Gericht fie hinzubringen 
befohlen hat. Angers. S. 9. 2. 117. D. 6. 2. 163, L. 23, 9. 

f. Art. 267. 268. 301. 299. * 
® D Aufiöfungd: Wirkung bei zeitlicher Trennung. EheO. $. 51. 


”y Ale landrechtlichen Vorfchriften gelten nur m bürgerliche, 
nit für polizeilihe Verhaͤltniſſe R. 3. 1810. XI. vgl. mit 
. &. XVII. XVII. und 8.3. 6a. und "6b, Samml. 

— R. 3. 1810. XLIV. Samml. 1. 911. 

3) fi Bel ‚über die Verbindung ded $. 49. lit, c. der EheO. mit 
f. ©. 301. R. B. u XXXV. Gamml. I. 928. vgl. jedoch 
die au 5 t. ©. 30 

4) Wo das * R. mit — EheO. in ‚Eolifonfomm, if ift * 1 
a ae —— Gele vprzuzieben 

* 2. Samml. I. 920. vgl. mit R. B. 1811. Kxaın, 
Sm. . 1005. 
5) Wo diefelben nicht in Colliſion .. ee die va“ in —— 


rg er. fort, welde n 
koͤnnen. v VIII. R. B 1812. x Fi 3. 
6) a ift dörde der Sau mit den Ehefheidungdgründen, die der 
er nicht aufgenommen bat: dieſe e. audgefi Br 
en XXXIll. & 5.. Dre. - 917. — Vgl. 
auch Hohnh. ve 58. 296. — N. Saprb.. I "30. 


*) Bon den rechtlichen Wirkungen der Sonderung von Tiſch und 
Bette, Zachar. > 494. 


**) Zrefurt. 330 — 33 
ueber das Berhättnif der EheO. vn ®. 8 Bausite, 1 
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Bon der Vaterſchaft und Kindfhaft. ) 


Erftes Kapitel. 


don der Baterſchaft ehelicher oder in der Ehe geborener 
Be Kinder. **) 

1. Im BVerleugnungsfalle eines, vor bem hundert achtzige 312. 
ſten Tage der Ehe geborenen Kindes ift e8 nicht nothwendig, daß 
die Verleugnung bes Waters vom Beweiſe der natürlichen Un- 
möglichkeit der — unterſtuͤtzt ſey. Luͤttich. 8. 6. 2 
24. D. 4. 2. 77. L. 16. 233. 


2. Ein a welcher in Frankteich ſich hundert ſech⸗ 
zig Stunden von ſeiner Frau entfernt befindet, zu einer Zeit, 
wo das Geſetz vermuthet, daß ſie empfangen konnte, befindet ſich 
nicht hinſichtlich dieſer Entfernung in der natürlichen Unmögliche 
keit der Beiwohnung mit ihr; er hat zu ihr reiſen, und ihr 
beiwohnen koͤnnen: er wird als Vater betrachtet. 

Damit ein Ehemann ein Intereſſe habe, eine Verleug⸗ 
nungsklage gegen die Kinder feiner Frau anzuftellen, ift nicht 
nothwendig, daß bie Kinder in den bürgerlichen ee nn 
u. Kinder diefer Ehe eingezeichnet feyen. Paris. S. 13. 2. 


3. Unter ‚Ehegatten, welche gewohnter maßen nicht beiſam. 
men wohnen, begruͤndet die moraliſche Unmoͤglichkeit der Bei— 
wohnung, eben fo wohl wie die natuͤrliche, die Verleugnungs⸗ 
klage (felbft’in dem Falle, wo unter den Ehegatten feine Tren— 
nung von Zifh und Bette — ausgeſprochen war). Ajacz 
cio, S. 27. 2. 153.:D. 25. 2. 46. 

4... Die Streitigkeiten über den bürgerlihen Stand eines, 
nad dem 180ten Tage lebensfähig geborenen Kindes sejäfhen 
nicht durd) feinen Zod. Befangon. S. 5. 2. 331. D. 4.2 
76, L. 16. 145. 

5° Die Trennung von Tiſch und Bette ſchwaͤcht die Ver 
muthung der Vaterſchaft des Ehemanned. — In diefem Falle 
genügen die üble Aufführung bet Frau, und die moralifche Un: 
möglichkeit der Annäherung zmwifhen ihr und dem Ehemanne, 
um die Klage auf Verleugnung zu begründen. — Es ift nicht 


1 — — 


Das Eiternrecht. Zachar. III. 542. 


* Von der re un Zachar. III. 543 — 545. — Baus 
rittel I. 69 — 


312. 
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erforderlich, daß die Gehe: AB | Feyee dem Ehemanne verheim⸗ 


-fiht wurde. Rouen. 


6. Die — daß ein waͤhrend der Ehe geborenes 
Kind den Ehemann zum Vater habe, wird durch den Umſtand 
nicht geſchwaͤcht, daß das Kind in feinem Geburtsſchein, als — 
einem unbekannten Vater geboren, bezeichnet iſt. Toulouſe. 8 
28..2. 202. D. 27. 2 10. L. 82. 232. 


7. Allein diefe Bezeihnung genügt, um barzuthun, daß 
die Geburt dem Ehemanne verheim! icht worden, und um die 
Bey feiner Seits zu begründen. Paris. S. 20. 2. 7. 

D. 18. 2. 49. L. 56. 541. — f. Urt. 313. No. 5. 

. Mei norfommenber Berleugnung Eann die Frau Beinen 
Vortheil aus der natürlichen Möglichkeit ber Annäherung sieben, 
fo lange fie nicht beſtimmt nadyweifet, daß die Geburt des Kin: 
des zu einer Zeit erfolgt ſey, welche rienigeR eopfaeht, wo die 
Annäherung möglih war. Paris. S. 16,.2. 206. L. 41. 387. 

9° Die gefegliche Vermuthung der Art. 312. * 314. 
zu Gunſten der waͤhrend der Ehe geborenen Kinder, welche ſchon 
deßhalb allein als Kinder des Ehemannes betrachtet werden, weil 
180 Tage zwiſchen ihrer Geburt und der Heirath umlaufen 
ſind, gilt nicht auch zu Gunſten eines außer der Ehe geborenen 
Kindes, und kann von biefem ** geltend gemacht werden. 
Dijon. S. 19. 2. 153. — S. 20. 1. 222. 

10. Der Bater eines natlisfichen Kindes, welcher, auf die 
von der Mutter deffelben gegen ihn angeftellte Klage auf Lebens— 
Unterhalt, in erſter Inftanz nur den Betrag der Unterhaltsrente 
widerfpricht, fann in der Appellations:Inftanz nidyt behaupten, 
daß er der Vater nice fey, und ben. bürgerlichen Stand bed 
— — Colmar. S. W. 2. 153. D. 19. 2. 3L 


11. Die natürliche Unmöglichkeit, deren der Art. 312; 
erwähnt, darf nicht’ in ganz les Sinne genommen 
werden. C. H. Vw. Rouen. S. 31. 1. 31. 

-  f. Art. 817. 325. 334. z 


42) Die gefeglihe Vermuthung, daß das während der 
Ehe empfangene Kind den Ehemann zum Vater habe, wird 
durch eine Anzeige im Geburtsbuche nicht aufgehoben, daß ein 
anderer, als der Chemann Vater ſey; dieſe Anführung, dem Ge: 
fege widerfprechend, welches bie nerfennung im Ehebruch er: 
van Kinder verbietet, auch den Sitten zuwider, weil fie die 
ble Aufführung der Mutter beurfunden würde, muß als wir« 
fungslos, hinfichtlicy der ehelihen Geburt des Kindes, angefehen 
werden, — den Fall ftatt findender —— von Seiten bes 
Ehemannes ausgenommen. Paris, J. 19. S. 1834, 2 
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(43) Die Einweiſung in den fürforglihen Befig des Ver- 312 
mögens eines Verfchollenen muß zu Gunſten der Seitenvermand: 
ten, welche, am Tage der legten von ihm eingegangenen Nach— 
richten, feine mutbmaßlichen Erben waren, ausgefprochen werden, 
mit Yusfhluß der fpäter geborenen, und. in die b. Standesbüs 
cher, als aus feiner Ehe entfproffen, no Kinder, ohne 
daß die Seitenverwandten vorher eine Verleugnungsklage anzu: 
| gehalten wären. E. H. Vw. Paris J. 19. 8. 1835 


(14) Es ift eine wirflihe Verleugnung des Kindes 
oder der Vaterfchaft, wenn Jemand zu Entkraͤftung der von 
einem Kinde auf Berichtigung feines bürgerlichen Standesſchei⸗ 
nes angeſtellten Klage, worin ihm als Vater ein anderes Indi⸗ 
viduum, als der Ehemann feiner Mutter gegeben ift, vorwendet, 
daß zur Zeit der Empfaͤngniß die Ehegatten ſich in phyſiſcher 
Unmöglichkeit befanden, einander beizuwohnen, und daß die Ge⸗ 
burt dem Manne verheimlicht worden fey. In bdiefem Falle 
sit bie Beftreitung dee ehelichen Geburt für eine female Ver: 
leugnung des Kindes. Caſſ. Colmar. J. 19. 8. 1835.1. 545. 
— Grenoble, R. G. 1836. 2, 299. *) 

* 1) Anerfennungepfliht ded Vaters. EheO $. 29 

+ 2) Die gefegliche ——— der Vaterſchaft wird durch die Ent: 
fernung nur dann aufgehoben, wenn dadurd die ebeliche Bei: 
wohnung unmögli Sr it. Widrigenfalls bat der Ehe: 
mann den Beweis des veoruneß feiner Srau zu führen. 

gobnp. IV. 274. — f. Nr. 3.d. T. 

3) Eheicheidung von Tiſch ne Bette hebt die ———— der 

Vaterſchaft nicht auf. Ebend. — vgl. jedoch Nr. 5. 


1. Zur Statthaftigkeit der Werleugnungsklage erfordert 313, 

das Gefeg nicht das Zufammentreffen ber beiden Umſtaͤnde, daß 
die Verheimlichung des Kindes erwieſen, und uͤberdies ein 
richterliches Erkenntniß uͤber einen begangenen Ehebruch gegen 
die Frau vorhanden ſey, es genuͤgt an der Verheimlichung des 
Kindes, als einer unwiderſprochenen Thatſache, um den vermeint— 
lichen Vater als ermächtigt zu Anftellung einer —— — 
Biape. iu Drtsnhten. C. H. Vw. Riom. $S. 12. 1. 377. D 


2. Wurde im Gegentheil entfchieden, daß das Zufammen: 
treffen der Verheimlichung mit dem Ehebruche — eu 
um die Verleugnung zu begründen Nismes. S. 28. 2 
D. 26. 2. 106. 


*) Weiche Kinder find als eheliche Kinder zu betrachten, oder von 
— — Baterfchaft und der Verleugnungsklage. Zadar. 


313. 


314. 
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3. Die Klage auf Verleugnung der VWaterfchaft kann zu: 
gelaffen werden, ohne daß vorher der Ehemann den rechtögenüg: 
Iihen Beweis des Ehebruches, noch ſelbſt der Verheimlichung 
des Kindes, liefert, — Diefe Thatfachen können gleichzeitig mit 
dem Toatumftanbe ber nicht anerkannten Vaterſchaft erwieſen wer⸗ 
den, Meg. S. 27. 2. 186. D. 25. 2. 92. 

4. Die Verheimtihhung der Geburt eines Kindes genligt 
zur Begründung der WVerleugnung beffelben von Seiten bes Ehe: 
mannes, nach dem Ableben feiner Ehefrau , felbft dann, wenn 
der Ehebrudy nicht gerichtlich erwiefen ift, — zumal wenn ber 
Ehemann. die Geburt des Kindes, welche den Ehebruch - feiner 
Frau veröffenbart hat, erft nad) dem Ableben der legtern in Er: 
166. beingen konnte. Rouen. 8. 238. 2.145. D. 26. 2: 


5. - Die Geburt eines wegen Ehebruches verleugneten ain 
bes wird als verheimlicht im Sinne des Art. 313. ſchon deß— 
halb allein betrachtet, weil e8 dem Standesbeamten als. Kind 
eines unbekannten’ Vaters vorgezeigt worden ift. Paris. 8. a 
2.'98. L. 59! 306. — f. Artı 312. 

6. Die Vermuthung der ehelichen Vaterſchaft faun wen; 
und die Vaterfchaft eines Fremden iſt bewiefen, wenn dargethan 
ift, daß zur Zeit der Empfängniß die Frau mit ihrem Ehemann 
entzweit war, mit einem andern Manne zufammenwohnte, und 
dag einem unbefannten Vater zugefchriebene Kind beftändig bei 
En Mutter und deren Liebhaber fich aufgehalten hat, Paris. 

8. A. 2.98. L. 59. 306. 

7... Die. moralifche. Unmöglichkeit der Beiwohnung, gegrün- 
det auf den Umjtand feindfeliger Gefinnungen, als Folge des 
Rechtsverfahrens auf Trennung von Tiſch und Bette, kann, als 
eine natuͤrliche Unmoͤglichkeit, zugleich den Ehebruch der Frau, 
und die dem Ehemanne nicht Ar Vaterſchaft des 
Kindes beweiſen. Paris. 8. 27. 2. 185. L. 79. 180. ) 

1. Art, 312. Ne 35-3, 

Sm Berleugnungsfalle eines, 108 Tage nad) der Heirath 
geborenen Kindes kann, wenn gewichtige Verdachtsgruͤnde die 
Verleugnung rechtfertigen, der Beweis der Mutter gegen ihren 
Ehemann, daß derſelbe vor der Ehe von ihrer Schwangerſchaft 
un — habe, fuͤr — ig ertlaͤrt werden. Beſançon. 

5. 2. 331. D. 4. 2. 76. L. 10. 145. *) = 





+) BeimohnungssUnvermögen und Zeugungs-Unvermoͤgen. Brauer 


. Is Tr 
Zeit für die Vermuthung der Ehelichkeit. Brauer, Ebenp.- 
**) Lebensfähigkeit der Kinder, Brauer I, ©. 362. V. 210. 
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.. 4: Das mehr als dreihundert Tage nach) dem Tode bes 315; 
Ehemannes geborene Kind ift nicht kraft Gefepes unehelich. — 
Der Art. 315. verfüge nicht unbedingt Über biefen Punkt. Aix— 
S. 7. 2. 643. 

2. Der Art. 315 deutet an, nicht daß: das mehr als sehn 
Monate nach dem Ableben. des Ehemannes ‚geborene Kind für 

unehelich- gehalten. werden kann, fondern vielmehr; daß es für 
unehelidy gehalten werden foll.: Grenoble S. 9. 2.288: D. 
7. 2. 121. L. 24. 56. — ir. S. 12, 2 314 L. 33.: 216... 

3. Die gefegliche Vermuthung des Art: 315. wornad ein, 
mehr als. neun Monate (oder dreihundert Tage) nach Auflöfung 
der Ehe geborenes Kind als ehelich zu betrachten ift,) kann 
gleichfalls geltend. gemadyt werden, um darzuthun, daß ein, mehr 
als'neun Monate nady dem. Ableben feines: Vaters geborenes 
Kind zur Zeit diefes Ablebens empfangen war, und erbberechtigt 
fey. Die Erbberehtigung * eine Folge der ehelichen Geburt, 
Paris. 8. 19. 2: 213. en Te? 
Win. Paris. 8. 21.1. 404. D +19. 1. 898, 1: 00, 003. 4 

* 8. 1834 1. 668. ; 

* Verleugnungsrecht des Vaters. EheO. $: 304 f. 

— 1. Um zu Verleugnung der Vaterſchaft verpflichtet ‚zu 316. 
ſeyn, wird deren Beurkundung vorausgeſetzt. Damit alſo die 
Friſt zu laufen. anfange, binnen welcher eine Klage auf Var 
feugnung der Baterfchaft angejtellt werden muß, genügt es nicht, 
daß. der: vermeintliche Vater von feinem -vorgeblihen Sohne zu 
. Berichtigung ‚eines Geburtsfcheines vorgelnden worden, welcher 
benfelben, als geboren von einem unbekannten Vater, beriennt ; 
es ift auch nothwendig, daß der vermeintliche Water glauben 
mußte, daß die. im Geburtsfchein angegebene un feine Sram 
geweſen ſey. Rouen. S. 28, 2. 145. D. 26.2. 166. 

9. Im Falle der Verleugnung ber Baterfchaft, wenn die 
Geburt: dem Ehemanne. verheimlicht worden, laͤuft die zweimo— 
natliche Frift, welhe der Art. 316. ihn zu Anftellung' feiner 
Klage fest, nicht von dem Tage an, wo er den Betrug argwoͤh— 
nen Eonnte, fondern von dem Tage, wo er ben auverläffigen 
Beweis davon erhielt, Angers: S. 7. 2. 901, 

3. Die im Art. 316. dem abmwefenden — verſten 
tete Friſt zu Anſtellung ſeiner Verleugnungsklage iſt nicht vom 
Tage ſeiner Ruͤckkehr auf das franzoͤſiſche Gebiet, ſondern ſeiner 
Ruͤckkehr an den Geburtsort der Kinder, oder den ve 
Mohnfis, zu rechnen, Paris. S. 13. 2. 310. 
| Art. 312. 325. | 
- * DBerleugnungszeit. EheO. $. 32. 


Einer befondern Klage gegen den Mann auf Anerkennung 
de feines Kindes bedarf die Frau hicht. Brauer V. 474, 
Zachar. III. 572. Not. 1. 


317. 


202 Von der Waterfchäft ehelicher Kinder. 


— 4. Der Ehemann kann gültig das Kind verleugnen, mit 
dem feine Frau. ſchwanger ift. Wenn. derfeibe ver der Geburt 
des Kindes ftirbt, fo geht die Verleugnungsklage auf die Erben 
über. Die Erben des Ehemannes koͤnnen Überdies die Verleug— 
nungsklage in eigenem Namen anftellen, ohne genöthigt zu feyn, 
zu erwarten, daß dad Kind, gegen welches fie Einſprache machen, 
fih in Befig der Erbſchaft gefegt, oder. in Er — Beſitze 
fie geftört habe. €. H. Bw. Luͤttich. 8. 6. 2.24. D. 4. 2. 
77. L. 16. 23%. 

2. Serbft wenn ein Ehemann vor feinem Tode das Kind, 
womit feine Frau ſchwanger iſt, verleugnet hätte, Fönnen 
feine Erben, vom Geburtstage des Kindes an gerechnet, in dem 
durch Art. 317. unb 318, beftimmten Friſten in eigenem Namen 
die Verleugnungsklage anftellen ,. ohne genöthigt zu feyn , dem 
Wege der. von ihrem Mechtsvorfahrer rain: Klage zu fols 
gen: C. H. Vw. Luͤttich. 8. 6. 2. 952. D. A. 1. 627. 

3. Die Befugniß, ein Kind zu verleugnen, ift ein, aus⸗ 
druͤcklich auf det Perfon des angeblichen Vaters haftendes Recht, 
fo daß Niemand daffelbe ausüben kann, fo lange es möglich 
ift, daß es der Wille des Waters fey, es folle keine Verleugnung 


ſtatt finden. — Folglich Haben die muthmaßlichen Erben eines 


Abmwefenden , von dem man Feine Nachricht hat, felbft nachdem 
fie in ben fürforglihen Befig feines Wermögens eingeriefen 
worden, die Befugniß nit, eine Verleugnungsklage gegen ein 
Kind anzuftellen, weldyes von der Frau des eg während 
—— —— geboren worden. Toulouſe. 8. 29. 2. 157. 


4 In demfelben Sinne entſchieden. Es befteht in. diefem 
Falle keine Vermuthung des Todes des Abweſenden, der zufolge 
ber Erbe jure proprio handeln Fönnte; — und unter foldien Um: 
ftänden fann feiner ſich den: Stellvertreter des a nen: 
nen, um beffen Recht — Toulouſe. 8. 28. 2 
D. 97. 2. 10. L. 82. 532. — f. Art. 133. 

5. Zum Anfange des Laufes der zweimonatlichen Friſt, 
welche der Art. 317. den Erben des Ehemannes bewilligt, um 
das Kind zu verleugnen, genügt nicht, daß die Anfprüche des 
Kindes bekannt find, fondern e8 muß noch überdies eine Stö- 
sung im Befige des Vermögens des Ehemannes vorliegen. 

Die Störung : ergibt fih nur aus einer vom Kinde, und 
— ee Namen, unmittelbar angeftellten Klage. Rouen. 

S. 16 2. 364. L. 45. 115. — Gaffirt durch nachfolgende’: 

6. Jede gerichtliche oder außergerichtlihe Urkunde, worin 
das Kind entweder felbft, ober durch feinen Vormund, den ehe: 
männliben Erben feine Anfprüche auf eheliche Geburt Eund 
macht, bewirkt die im Art. 317 erforderte Störung, von welcher 
an gerechnet die Friſt für die Verleugnungsklage zu laufen ans 
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Day Caff, Rouen. 8: 17. 4. 251. D. 15. 1 459: L. 46. 307 


(6)b. Dieſelbe Wirkung hat auch eine glage auf Berich⸗ 
tigung eines Standesfcheineg , auf, melde eine Dorladung: des 
et und Inhabers des Wermögens folgt: -Eaff,. 2 Salar; 

J. 19. S. 4835 1. 545. — Grenoble. R. -G. 1836. 2. 299. 
7. Der Widerfprudy der ehelihen Geburt des, dreihundert 
Tage nach Aufloͤſung der Ehe geborenen Kindes wuß von den 
ehemaͤnnlichen Erben innerhalb der naͤchſten zwei Monate, von 
der durch das Kind geſchehenen Beſi ——— gerechnet, vorgebracht 
werden, bei Verluſt des Klagerechtes. — Der ‚Art. 317. iſt auf 
den Widerſpruch der ehelichen Geburt eben ſo ammeabögn, wie 
ger bie Flenarung Agen. 8. 22. 2. 318. D. W. te 107. 


Ä 8. Die. Eltern eines. natuͤrlichen Kindes ,,. welche dieſes 
Kind freiwillig als ehelich anerkannt haben, werden nachmals 
mit dem Widerſpruche gegen dieſe Eigenſchaft nicht mehr gehört. 
— Hiergegen kann nicht ‚angeführt, werden, daß der bürgerlihe - 
Stand der Stantsangehörigen ein Gegenftand, der Stantsords 
nung ſey, welche vom Geſetz allein ihre Beftimmung erhalte, 
und von feinerlei Webereinkunft oder Beruhigung abhängen 
koͤnne. C. H. Bw. Paris. S. 21.1. 8. D. 18. 1 x 
L. 59. 154. — S. 22. 2. 177. *) 

f. Act. 312. Nr. 11. "329, 330. 724. 

1. Im Falle der Verleugnung kann der, hierzu eigens dem 318. 
Kinde zu beftellende Vormund von einem amifienrath. ernannt 
werden, welcher nur aus muͤtterlichen u 
Bulaeapiengefegt if. © 9. Vw. Luͤttich. 8. 6. 2. 952. 


2. Ein von den Erben des Chemannes feiner Mutter 
verleugnetes Kind hat während des Mechtsftreites Anſpruch auf 
fürforglichen Unterhalt, — Die Erben koͤnnen zu deffen Abrei— 
hung Se, verurtheilt mwerden.. "Air. S. 7. 2. 643, 

i Art. 2245. befagend ,. daß eine Vorladung zum 
Berfuche * Guͤte die Verjaͤhrung unterbricht, iſt ſelbſt auf de 
all anwendbar, wo ber anzuſtellenden Klage, kein Verſuch det 

uͤte geſetzlich vorausgehen muß‘, und namentlich auf die Bits 

a — Zetecſchaft. C H. Vw. Poitiers, 8. 10 


4. Die Verleugnung, oder der Widerſpruch der ehelichen 
Geburt eines Kindes, geht nicht genuͤglich hervor aus der Beſiei⸗ 
lung eines Anwaltes, von Seiten der ehemännlichen Erben, auf 
die vom Kinde angeftellte Erbſchaftsklage, wenn gleich die Ur: 
unde, in welcher der Anwalt aufgeftellt wird, eine Behauptung 





*) Zrefurt. 395, 1). 
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318. der Unguͤltigkeit der Ladung und deren Unſtatthaftigkeit enthielte; 
eine ſolche Urkunde gibt wohl die Abſicht zu erkennen, auf- die 


0. 


Klage zu Antworten, aber nicht den ausdruͤcklichen —— 
des vom er ae ON Standes. Agen, S 
2. 318. D. 20. 2. 107. L. 62. 78. 

(5) Der Ehemann, 7 das von ſeiner Frau geboteni 
Kind in einer Privaturkunde verleugnet, aber die Anſtellung der 
Klage innerhalb Monatsfriſt gegen den zu dem Ende zu ernen⸗ 
nenden Vormund verſaͤumt hat, wird hierdurch des Rechtes zu 
Anſtellung dieſer Klage vor Ablauf der im Art. 316. geſetzten 
zweimonatlihen Frift nicht verluſtig. So Iange dieſe Frift 
nicht verfloffen, Tann er das Verfahren verbeffern, und eine 
Berleugnungskläge anftellen: des feit der außergerichtlichen 
Urkunde umlaufenen Monats ungeachtet. Wenn die Verhehlung 
der Geburt des Kindes und der Ehebrinh der Frau dargethan 
find, fo kann das Gericht, wenn es von ber unehelihen Geburt 
des Kindes fich überzeugt hat, die Verleugnungsklage äulaffen, 
öhne genöthigt zu feyn, einen Zeugenbeweis — €. 9. 
Vw. Agen. R. G: 1837. 1. 439. —f. Art. 313. 


Zweites Kapitel. = R = | 
Bon * Beweiſen der ehelichen Kindfchaft 2 


1. Der Geburtsſchein eines Kindes beweiſet deſſen Rind: 
(haft, hat aber "nicht die Wirkung, deffen eheliche Geburt. zu 


beweiſen, felbft wenn er befaat, daß die Eltern Ehegatten feyen. 


— Darum enthält die fälfhliche Angabe einer awifden den Eltern 
beftehenden Ehe Eeine De rte —— C. H. Beftät, 
Rouen. S. 9. 1, 88. D.6. 1. 306. L. 21. 349. — ni 
Zee Ss. 11. 1. 216. D. 8. 1, 183. — f. Art. 323. Nr, 3 
2. Bor dem. Code bewiefeh ‚die nn, die batin 
ausgedrüdte Kindfhaft vollftändig. Caff. S. 1. 1..23. 
Ein Geburtsſchein welcher die en und, eheliche 
Geburt eines Kindes ausdruͤckt, beweiſet keinesweges die legtere, 
und gibt dafür nicht einmal, eine Vermuthung. Es ift Sache 
des Kindes, die, Verheirathung feiner Eltern durch Vorlegung 
einer rechtsfoͤrmlichen Urkunde und den Beweis, daß fie öffente 
ih als Mann und Frau gelebt haben, darzuthun. Paris. 
8. 11. 2. 95. D. 9. 2 137. L. 29. 536. 
4. Ein Geburtsfhein, welcher einer (nicht als verheiratet 
angegebenen) Frauensperſon ein Kind zueignet, und einen andern 


*) Bon dem Beweife-der ehelichen Kindfchaft, oder von ber Klage 
auf Anerkennung oder Aberfennung des Standes eines ehelichen 
Kindes.- Zachar. III. 547, 
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als. den Ehemann als Vater diefes Kindes benennt, gibt feinen 319. 
Beweis, noch felbft den Anfang eines fchriftlichen Beweiſes, für 
die ehelihe Kindfchaft bieien Kindes. C,H: Vw deri S. 11; 
1. 200. D. 9. 1. 137. L. 29..529, 

f. Art, 34. 40. 55. 57. 197. 323. Nr. 2, 

(5) Vermuthungen oder moralifche Ueberzeugung,, A ;. B. 
die Uebereinſtimmung einiger Vor- oder Zunamen, find,. in, Er⸗ 
mangelung> alles fchriftlichen Beweiſes, unzulaͤnglich, um die 
Kindſchaft barzuthun, felbft dann, wenn wegen Entlegenheit der 
Zeit es -unmöglich ifb, Die bürgerlichen Standesfcheine beizu— 
beingen. Lyon. J. 19. S. 1834, 2.349. 

1... Man kann fid) auf.den Beſitz des buͤrgerlichen Standes 320. 
berufen, um darzuthun, daß man ein Vetter des Erblaſſers und 
erbberechtigt ſey. — Diefe: Befugniß iſt nicht auf den Fall 
beſchraͤnkt, wo es ſich vom 386 der A handelt. 6. 
H. Bw. Paris. S..10..1..110..D. 7: 1. 509 

f. Art. 46. 195. ff. 322..753. 

8), Der ununterbrochene Standesbefig iſt genügend, um. 
die natürliche Kindfhaft in Beziehung. auf. die Mutter, zu bee 
gründen. Die im Art: 334. vorgefchriebene urkundliche Aner—⸗ 
kennung iſt nur AT Mk * —2 nothwendig. Baſtia. 
J. 19. 8. 1835. 2. 52. — ſ. Art. 341. 

(4), Kann ein ——— ah zum Beweife feiner Kinde 
fhaft den ehelichen Kindern feinen Standesbefig entgegen halten? 
Stillfhweigend verneint. yon. R. G. 1836 2. 194.*) 
er f. Art, 337. 

1.. Obwohl der -Befiß der. ehelichen Kindſchaft nicht die-321. 
Bereinigung der im Art; 321. angegebenen vier Thatſachen er: 
fordert, fo. kann, doc dag Gericht entſcheiden, daß. beim. Mangel 
eines oder des andern Thatumſtandes Fein Befig vorhanden fey: 
daß nicht einmal. eine, zur Zulaͤſſi igkeit des Zeugenbeweiſes nach 
Inhalt des Art. 323. genuͤgende Vermuthung vorliege, Es iſt 
daher unerheblich, daß das Kind von der geſchiedenen Ehefrau 
des vorgeblichen Vaters anerkannt worden, wenn dieſer es nicht 
ſelbſt anerkannt hat. E. H. Vw. Metz. 8. 12. 4. 4060. 

. Wurde ferner entſchieden daß das Erkenntniß des 
Richters der Hauptſache uͤber Zulaͤſſigkeit des Beweiſes folcher 
Thatumſtaͤnde, welche den Beſitz der Kindſchaft darthun gen, 
der. Einfchreitung . bes Se, Pa PArerle 
Bw. Paris. S. 6. 307..D. 4.1 Wa 
9. Bw. Pau.. S.-30,. 1. 216. 

3: Die Führung des Namens des Vaters, weldyen man 


Tr 


— — m — 


*) Erbanſpruͤche eines Kindes, dem rw Krekel 
— wird. Brauer V. 821, En 610. * 
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221. als ſolchen in Anſpruch nimmt, ſelbſt mit Borwiſſen der Ehefrau 
deſſelben, iſt nicht immer der Beſitz des Standes der Kindſchaft 
Paris. S. 15. 2. 17. D. 20. 2. 133. L. 39. 542. 

4. Die ehelihe Kindfchaft eines Individuums, weiches 
unter der Herefchaft des alten Rechtes geftorben iſt, kann, in 
Ermangelung eines Geburtsfcheines und der Standesbuͤcher, durch 
Vermuthungen der Gattung, wie fie im Art. 321. angegeben 
find, etwiefen werden. ©. H. Vw. Caen 8. %6, 1. 229. 

5. Der Familien-Name ift ein Eigenthum, welches nur 
durch die Kindfchaft übertragen wird. — Wenn daher eine Fas 
milie ein Gut oder ein Haus befist, wovon fie den Namen 

führt, fo iſt nicht der Fremde, welcher das Gut erfauft hat, 
fofort a ben Namen davon fich beizufegen. — DOtdonnänz. 
$. 16.2. 33. — f. tt. 197. 331: | 

322. 1. Wenn ein Kind von einem Individuum anerkannt 
worden, welches fich deffen Vater nennt, und überdies legitimirt 
durch nachgefolgte Ehe diefes Vaters mit der Mutter, welche 
in feinem Geburtsfhein ihm zugeeignet ft, wenn e8 fogar im 
Befig eines, jener Anerfennung und Legitimation entfprehenden 
Familienftandes ſich befinder, fo kann ihm dieſer Famitienfland 
nicht dadurch entzogen werden, daß angeblih ein Geburts: 
fhein vorhanden ift, welcher ihm einen ändern, und fogar einer 
ehelichen Water zueignete,, wenn biefer Water bei dem Geburts: 
fheine nicht mitgewirkt hat, und wenn der Beweis feiner Ehe 
mit der Mutter des Kindes nicht erbracht worden ift. — Man 
Eann biergegen nidht einmenden, weil die Legitimation fidy auf 
den Geburtsfchein beziehe, fo müffe das Kind, welches ſich auf 
beide Urkunden zugleich beruft, alle im Geburtsfchein enthaltenen 
Anführungen als wahr gelten Iaffen. In folhem Falle iſt es 
Sache des Klaͤgers, welcher die Legitingation und ven Beſitz des 
Familienſtandes widerſpricht, die — jener Anfuͤhrungen 
zu beweiſen. Caſſ. Paris. 8. 30.1. rt NT 

TI. Wer bei den zu Gunften eines als ehelich betrachteten 
Kindes errichteten Familienurkunden mitgewirkt hat, kann für 
unbefugt erklaͤrt werden, demfelben die eheliche Geburt zu ber 
ſtreiten Montpellier. S. 25, 2. 118: L: 71. 39. 9 

f. Art. 196. 197. — —* | 

323. 1. Ein Kind, welches behaupter, dag fein Familienftand 
ihm entzogen worden ſey, iſt nicht befugt, Hierauf eine Schadens: 
erfagklage anzuſtellen, ohne vorher bewiefert, und ein Erkennen 
erwirkt zu haben, weldher Familienftand es ſey, det ihm in d 
—* gebuͤhre. Paris 8 10 410. D.155. L. 


ie —— und Standes⸗deugnungskiage. Brauer 
Bd I 
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2%. Ein Geburtsfchein, welcher ein Kind einer verheiratheten 323, 
Frau zueignet, und dabei einen andern Water als den Ehemann 
benennt, gibt weder einen Beweis; no den Anfang eines 
fhriftlichen Beweiſes über die Be * — ab, 
Paris: S. 9. 2. 112, L. 21: 424. — J. A 

3 Der Weg der Fälfhungskiage ift J — eines 
Geburtsſcheines nicht nothwendig, welcher auf den Grund der 
Erklaͤrung der Erſchienenen einem Kinde andere als feine wirk⸗ 
lichen Eltern zueignet. In dieſer Hinſicht genuͤgt der Zeugen⸗ 
beweis im Sinne des Art. 333. E. H. Vw. Amiens. 8. 23. 
1. 394. — f. Art. 319. 327. 

4. Wenn kein Beweis des Ablebens eines ehelichen Kindes 
vorhanden iſt, deſſen Geburt beſtritten wird, ſo kann das Kind, 
welches den Geburtsſchein fuͤr ſich geltend maden will, bie 
Identitaͤt im Wege der re, oder durch Zeugen beweifen: 
Paris. 8: 7. 2. 765. L. 11. ) 

5. Das Gericht kann und — (bei der enge über ehe⸗ 
liche Geburt) die Öffentlich beurkundete Erklärung der Mutter 
in Erwägung ziehen, worin fie zugefteht, daß ihre Tochter ein 
natürliches Kind fey, und die bei ihrer Entbindung anmefenden 
Seburtshelfer beauftragt , diefe Erklärung den obrigkeitlichen 
Behörden zw überreichen. — ‚Ohne Wirkung ift ein fpäterer 
Widerruf diefer Erklärung, Luͤttich. S. 6. 2. 24. D. 4.2. 77: 

6. Die eheliche Kindfchaft kann beim Befige des Familien“ 
ftandes duch Zeugen bemiefen werden, obwohl weder der Anfang 
eines ſchtiſtlichen Beweiſes, noch Vermuthungen oder erhebliche 
—— vorhanden find; der Art. 323. muß auf. dem Fall be⸗ 
* net werden, wo kein Familienſtand beſteht. Pau: 8. 30. 

57. — ſ. Art. 197. 

7: Obſchon ein Kind unter fremdem Namen in bie Ge: 
burtsbücher eingetragen und erzogen worden, fo muß es als 
eheliches Kind dee Ehegatten angefehen werden, welche e8 aner⸗ 
kannt haben, zumal wenn ed von einem derfelben erzogen wor—⸗ 
den if. Eine folhe Anerkennung ift mwenigftens der Anfang 
eines ſchriftlichen Beweiſes, wodurch dem Kinde der Weg geöffnet 
wird , feine ehelihe Geburt durch den Zeugenbeweis darzuthuns: 
Paris, S. 1:2 632. 

8 Ein Kind, weiches den Familienftand: widerſpricht, 
welchen ihm ſein Geburtsſchein beilegt, und wegen Entziehung 
feines Familienſtandes klagt, kann feine Kindſchaft nicht. durch 
Zeugen beweiſen, wenn nicht der Anfang eines —— Bes 
en vorhanden iſt. Caſſ. Seine und Diſe. 5.1.1. M4. 





) eauthard IE S. 1. 


325: 
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9, Wer keinen Anfang eines fchriftlichen Beweiſes hat, 
kann feinen Geburtsfhein wegen FZälfhung weder im Wege der 
Klage noch der Einrede anfechten: das heißt, er kann es ſelbſt 
dann nicht, wenn ein Verfahren gegen ihn anhängig gemacht 
ift, welhes zum Zwecke hat, daß er den — im Geburtsſcheine 
beigelegten un wieder —— ſolle. €. 6. Bm. Paris, 
$.:9. 1. 455. D. 7. 1. 346. L. 26. 65; 

10. Da ein Kind, welches eine. Frauensperfon ‚als Mutter 
in .Anfprud nimmt, gefeglich verbunden ift, wenigſtens den. Ans 
fang eines ſchriftlichen Beweiſes beizubringen, fo kann der. Ges 
burtsfchein diefes Kindes nicht als ein ſolcher Anfang geltend 
gemacht werden, obwohl .derfelbe die befragliche Mutter ziemlich 
deutlicy bezeichnet, wenn er im übrigen gewiffe widerſprechende 
Angaben enthaͤlt, ſo daß, um ihm feine. volle und gänzliche Wire 
tung. beizufegen;, eine Berichtigung deſſelben vorangehen. müßte. 
Das Gericht kann, nah Umftänden, : ihn nicht einmal als 
— Anzeige betrachten, im Sinn⸗ des Art. 323. — 

S. 14. 2. 161. L. 39. 40. 

- Al: Unter Herefhaft der Ordonnang von 1667. durfie 
im Falle erwieſenen Verluſtes der Geburtsbüdyer fein Zeugenbe⸗ 
weis der Kindfchaft eines ehelichen. Kindes zugelaffen werben). 
zumal in Ermangelung jeder. Bermuthung oder Anzeige, welche 
aüs unbeftrittenen Thatfachen fich ergäben. — Eben fo unter dem 
Code. C. 9. Vw. Pau. S: 28.1.4172. L. 81. 332, 

12. Der Zeugenbeweig der ehelichen. Kindſchaft im Falle 
des: Verluftes der Standesbücher muß niht nothbwendig 'zu«, 
geloffen werben; der Richter der Hauptſache kann denſelben nach 
Umftänden werwerfen, oder: geſtatten. C. H. Bw, Pau; S. aa 
1. 172. L. 81. 332. 

‚13. Die richterliche Würdigung der Erheblichkeit ber Ner 
muthungen und Anzeigen, welche zur: Zulaſſung eines Zeugen⸗ 
beweiſes der Kindſchaft erforderlich, find, kann keinen Caſſations— 
— abgeben. E. H. Vw. Rouen. 8. 26. 1. 453. D. 26. 
1. 

14. Wenn Jemand ſt ch ur einen: Geburtsſchein —*5 
welcher feinem Familienſtande widerſpricht, und: feine Identitoͤt 
darzuthun unternimmt, ihm jedoch ein Todtenſchein des im Ger 
burtöfcheine benannten: Kindes entgegen; ‚gehalten wird, ſo iſt fo: 
fort der Geburtsſchein durch_den Todien ſchein enttraftet fo: daßı 
der: Kläger darin keinen Anfang. eines fcheiftlichen: Bemeifes mehr 
fucdjen::fänn;, um den ihm obliegenden Beweis durch eine; Un⸗ 
terſuchung ergänzen) zu laffen ;:;felbft dann nicht,,, wenn er „um: 
dazu zu gelangen, eine Flifchungsklage gegen -den Zobtenfcheimi 
anftellen wollte; — e8 bleibt allezeit feine Obliegenheit, fich ei— 
nen bürgerlihen Stand zu begründen, und ehe diefer in buͤrger⸗ 
rechtlichen Formen hergeftellt ift, bleibt jedes peinliche Verfahren 
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und jeder Zeugenbemweis ihm unterfagt. C. H. Vw. Zouloufe. 323. 
Ss. %. 1. 3%. D. 18, 1. 366. L. 58 241. | 

15. Wer den Familienftand eines ehelichen Kindes an 
ſpricht, deffen Ableben nicht bewiefen iſt, ann ſich nicht des 
Geburtsfcheines diefes Kindes, ald des Anfangs eines fehriftlichen 
Beweifes bedienen, um dem Zeugenbemweife feiner Identitaͤt den 
Weg zu Öffnen. — Jedoch ift in ſolchem Falle_der Zeugenbeweis 
der Sdentität, ohne die Nothwendigkeit des Anfangs eines fchrift- 
lichen Beweiſes zuläffig, wenn auferdem, aus unbeftrittenen 
Thatſachen, Bermuthungen oder Anzeigen von folcher. Erhebliche 
£eit hervorgehen, um denfelben zuläffig zu machen. Bordeaux. 
8. W 2. 163, u | 

16. Eben. fo, was den legten Punkte betrifft. — Die 
Klage, womit Jemand die Identität feiner Perfon beweifen will, _ 
iſt eine. wahre Standesklage. CE. H. Bw. Angers. S. 18. 1, 
149. D. 16. 1. 38. L. 50. 417. | 

17. Wenn die Ferne der Zeit und befondere Umftände 
den Beteiligten nicht verflatten,, die Urkunden über die Kind: 
ſchaft vorzulegen, fo ann die Verwandtſchaft, und folglich die 
Erbberechtigung, durch öffentlihe Familienurkunden, felbft durch 
folche, die nicht von den Eltern ausgegangen find, bewiefen wer: 
den. GC. H. Vw. Limoges. S. 21. 1. 402. D. 19. 1..377. L. 
61. 472%. b. — f. Art: 46. 319. 3%0. No. 2. 340. 341. 

(18) Die Anerkennung der ehelihen Geburt eines Kindes, 
durch feine Miterben, kann aus.einer Urkunde hervorgehen, worin 
Segtere, indem fie, gemeinfhaftlid mit diefem Kinde und im 
nämlihen Intereſſe, eine Uebereinkunft treffen, eine Zahlung 
‚genehmigt haben, welche früherhin an Verwandte des Kindes 
gemacht wurde, gegen welche Zahlung diefe Verwandten, die da— 
mals die eheliche Geburt anfcheinlich beftreiten wollten, deren 
Anerkennung zugeftanden hatten. C. 9. Bw, Paris, R. G. 
1836. 1. 238. 


4, . Die in die. bürgerlichen Standesbücher eingetragene 324 
Erklärung, daß ein Kind von einer beftimmten Mutter und von 
einem abwefenden Vater. geboren worden, kann gegen die (vers 
ehelichte) Mutter oder ihre Erben den Anfang eines fchriftlichen 
Beweifes im Sinne des Art, 324. abgeben, Paris. S. 4. 2 
127. L. 9. 372. -- | | 

2. Eine Schrift, obwohl von einer der Parteien ausge: 
gangen, wird nicht ald von einer am Streite betheiligten Perfon 
herrührend (im Sinne des Art. 324.) angefehen, und ift Fein 
Anfang eines fchriftlihen Beweiſes, wenn nicht die Partei felbft, 
der die Schrift entgegenhalten wird, diefelbe verfaßt hat, ©. D. 
Vw. Meg. S. 12. 1. 406. 2 ee, 

3... Meder als. Anfang eines fhriftlichen Beweiſes, noch 

als Begründung - einer Vermuthung oder erheblichen Anzeige 
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324, fuͤr die Bufäffigkeit des Zeugenbeweiſes der ehelichen Kindſchaft, 


326. 


kann ein Teftament betrachtet werden, welches zu Gunften bie 


ſes Kindes von einem WMirgliede der Familie gemacht wurde, _ 


der daffelde anzugehören behauptet, von welcher Art auch die 
Freigebigkeit feyn möge, die darin enthalten ift: wenn dieſes 


Teſtament, ftatt dem Kinde die Eigenfchaft eines ehelichen bei: 


zulegen, vielmehr pre feiner Ausdruͤcke biefe Eigenfchaft ihm 
verfagt. Air. S. 27. 2. 239. . 
f. Art. 46. 319. 323. 531. 1331. 1332. | 
(4) Man kann ſich über die Eigenſchaft eines natürlichen 


Kindes, welche man in Anfpruh nimmt, vergleichen, eben fo 


mie über die Geldvortheile und Mechte, welche ſich daraus ablei« 
ten mögen. ir. R. G. 1837. 2. 35. — f. Art. i 

(1) Die freiwillige Anerkennung eines ehewibrigen Kindes 
(3. B. in feinem Geburtsfcheine) kann demfelben entgegen gehal« 
ten werden, um die Freigebigfeiten für ungültig zu erklären, 
welche ihm über den gefeglih gebührenden Unterhalt zugewen« 
det worden find Paris. R. G. 1836 2. 63 — Bordeaur. 
R. G. 1837. 2 71. — f. Art. 335. 

1. Der Art. 326. fteht nicht im Wege, daß nicht ein 


buͤrgerliches Gericht eine Standeskiagfahe aus Beweggruͤnden 


entfcheiden koͤnne, welbe aus einem Straferkenntniſſe gefchöpft 
find, das unter den nämlichen Parteien vor der SEHR. des 
Code ergangen if. E. H. Vw. Bourges. S. 7. 1. 401. D. 5. 
1. 401. L. 18. 481 


2. Bürgerliche Standesklagen (namentlidy folhe, welche auf 


Anwuͤnſchung ſich beziehen) eignen fich zur Competenz der peinlichen 


Gerichte, wenn fie ſich beiläufig als Entfheidungsgrund über die 
Eriftenz oder die Schwere der Verbrechen darſtellen. C. 9. 


Bw. Rom. $. 16. 1. 59. D. 14. 1. 173. L. 44. 409. 


3. Die Frage, ob ein Individuum (welches in Unterfu- 
hung gezogen worden, weil es in feinem Ehefheine den Namen, 
das Alter und den Wohnfig eines andern fi wahrheitdwidrig 
zugeeignet, und folglid der Faͤlſchung einer Öffentlihhen Urkunde 
fi) fhuldig gemacht haben foll) die Perfon wirklich fei, deren 
Mamen u. f. mw. baffelbe angenommen zu haben beſchuldigt ift, 
kann nicht als eine Präjudicialfrage betrachtet werden, welche 
Anlaß zu Unterfuhung einer bürgerlihen Standesfrage gäbe, 
deren Erledigung den bürgerlichen Gerichten uͤberwieſen werden 
müßte. — Es ift dies nur eine Frage über Identitaͤt der Per: 
fon, engftens verbunden mit der Anklage, und deren Entſchei⸗ 
dung ausfchließlie der Gompetenz bes peinlichen Serichtes ange: 
börig. Caſſ. Loire. S. 28. 1. 309. D. W. 1. 328. 

Wenn ein des Verbrechens zweifacher Ehe Angefchuldig: 
ter, flatt anzuerkennen, daß eine Ehe beflanden habe, die jedoch 
nichtig fen, das Dafeyn einer urkundlich beglaubigeen Ehe in 


% 
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Abrede ftellt, fo enthält diefe Einwendung eine — — 
welche den buͤrgerlichen Gerichten unterworfen werden muß. E. 
H. Bw. Rhein u. Moſel. S. 13. 1. 390. *) 

1. Wenn ein Kind behauptet, unter falfhem Namen in 327. 
ppm Geburtsfhein eingetragen worden zu ſeyn, fo kann biefe 
Faͤlſchung nicht im Wege des Strafverfahrens verfolgt werben, 
bevor. das Endurtheil Über die bürgerliche re bes Kin⸗ 
des gefällt worden. E. H. Bw. Seine S. 4. 1. 318. 

2. Die Staatebeh tde ann niht von Amtswegen das 
Vergehen ber Verfälfhung oder Unterfchiebung in bürgerlichen: 
Standesfahen, vor dem Erkenntniffe dee bürgerlichen Gerichte 
über bie Standesfrage, verfolgen, obwohl damit kein Streit über 
den .. des Kindes verbunden ift. Caſſ. Eure. 8. 4. 1. 
366. D. 1. > L. 10. 185. — 6 2 Bw. Rhone. S. 

4. 2. 081. D. 4. 1. 208. — ©: H. Beftät. Orme. 5. 9. 1. 
300. — €. 9. Bmw. 8.13.1. 239. — Gaff. Lyon. S.32.1.108, 

3. Wenn der Vater eines Kindes daffelbe dem bürgerlichen 
Standesbeamten  vorzeigt, und eine andere Mutter faͤlſchlich ans 
ci fo begeht er eine harakterifirte Faͤlſchung. — Da aber in die 

— das Erkenntniß uͤber die Faͤlſchung ein Praͤjudiz uͤber 

e duͤtgerliche Standesfrage des Kindes geben würde, fo koͤnnen 
* peinlichen Einſchreitungen erſt nach tar det — 
chen Klage ſtatt finden. Caſſ. Meuſe. 11. 1 57. 

4. Wer ein Kind in die Ad Standesbuͤcher hat 
eintragen, und bemfelben Eltern zufchreiben laffen , "welche die 
feinigen nicht find, kann nicht eher in ftrafrechtliche Unterfuchung 
genommen werben, als nachdem die bürgerlichen Ba wi 
die Standesfrage —— haben. Gaff. Toulouſe. S. 24. 1 
135. D. 21. 1. 432. L. 68 429. 

— — —— gegen bie Perfon eines Kindes begangene Unter: 
fhiebung kann im ftrafrechtlichen Wege verfolgt werden, ehe noch eine 
Klage auf den —— vor den bürgerlichen Gerichten an: 
geftellt worden. — Der Art. 327. ift nur auf den Fall einer 
Berfälfhung des Familienftandes , nicht wo es die — —— des 
Kindes betrifft, anwendbar. Caſſ. Rennes. 8. 2 107. 
D. 21. 1. 433. L. 68. 431. we Haute:Vienne. S. 24.1. 
181. D. 22. 1; %. L: 69. '233. 101 

(6) Bor dem Code Eonnte das Vergehen der Berfälfhung 
des Familienftandes durch eine peinlihe Anklage verfolgt werden, 
ohne daß vorher die Standesfrage endgültig von den bürgerlichen 
Gerichten. entfchieden war. 


*) Bon den Klagen und non ꝓpriche den Civilſtand zum Ge⸗ 
genſtand haben. Zachariaͤ. I. 67. 
Standesklagen (actiones — Brauer V. 61. — 
Verzicht auf Standesrechte. Brauer V. 74. 
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328. 


329. 


331. 
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In dieſem Falle konnte von tem im peinlichen Wege er- 
bobenen Beweife der Familienſtandes-Verfaͤlſchung Ge: 
brauch gemacht werden, um über den verfälfhten bürgerli: 
hen Stand abzuurtheilen. Gaff. Dijon. S. 5. 1. 108. D. 3. 
1. 345. L. 10. 289 


f. Art. 198. 319. Neo. 1. 3%. Nro. 3. 
(1) Der Art. 328. welcher, in Beziehung auf das Kind, 
die Anſprache des Familienftändes für unverjährbar erklärt , bes 
zieht ſich nur auf die ehelihe Kindſchaft: auf die Anſprache der 
Eigenſchaft eines natürlihen Kindes ift er nicht anwendbar. 
Air. R. G. 1837. 2. 25. AO 

1. Ein Urtheil, welches auf erhobene Klage der väterlichen 
Berwandten ein Kind für unehelic erklärt, hat feine Rechtskraft 
zu Gunften der mütterlihen Verwandten, ruͤckſichtlich deren das 
Kind für ehelich erklärt werden kann. — Die Untheilbarkeit des 
Familienftandes ift nicht von "der Art, daß das Urtheil feine 
Rechtskraft -Perfonen gegen. über aͤußern koͤnne, welche nicht 
m. babei gemwefen find, Angers. S. 22. 2. 177. L. 64, 


— 2. Der Art. 329. ift nicht. anwendbar. auf eine Klage, 

deren Zwed nur. iſt, darzuthun, daß das Kind bei feinem. Able: 

ben im Befige der ehelihen Kindſchaft geweſen ſey. Ein 

Kind, das im Befige fi) befand, war nicht veranlaßt, eine Klage 

anzuftellen, daher. auch Feine. Verjährung, wegen. Mangels einer 

gr > laufen anfangen ann. Pau. S..30. 2. 57. — f. 
tt. k | 


Drittes Kapitel. 
Bon den natürlichen Kindern. ) 


* Anfangdtermin ded neuen 2. R. für die Vaterſchaft und Kind. 
ſchaft natürlicher Kinder. 1. E. €, VII. 


Erfter Abſchnitt. 
Von der Ehelihmachung natürlicher Kinder. 


4. Ein offenfundiger Weife im Ehebruch empfangenes 
und geborenes Kind kann nicht durch nachgefolgte Ehe legitimirt 
werden, felbft wenn feine Geburt durh Kintrag in die Stan— 
desbücher erft beurfundet worden, nachdem es feinen Eltern frei 
— us die Ehe zu verbinden. Angers. S. 7. 2. 49. 


+ * » 


*) Natürliche — uneheliche — ehewibrige Kinder, Brauer, Vı 346. 
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6. Unter der Herrfchaft des alten Rechtes war e8 zur Le: 331. 
gitimation buch nachgefolgte Ehe nicht erforderlich ,„ daß 
die Kinder vor ber Ehe anerkannt worden, nody daß dies im 
Ehefcheine gefchehen fey, es genügte, wenn ihre Kindfchaft durch 
fpätere Urkunden bewiefen wurde. Bordeaur. S. 30, 2. 208. 

7. Anders verhält e8 fih unter dem Code: die Anerken- 
nung, melde während und nah der Ehe gefchehen, gilt nicht 
für eine Legitimation, felbft wenn fie vom Befige bes Familien: 
ftandes unterftügt wäre. Douai. 8. 16. 2. 337. L. 45. 391. 
Ä 8. Daraus, daß ein Kind als Sohn eines benannten In⸗ 
dividuums eingetragen wurde, folgt nicht, daß er nicht durch eis 
nen andern legitimirt werben koͤnne. Paris. 8. 12. 2 357. 
'D.7. 2.153 L. 24. 312. 

8b. Der Geburtäfchein eines natürlichen Kindes, welcher 
beſagt, wer deſſen Mutter ſey, gilt Behufs der nachmaligen Les 
gitimation fuͤr eine ausdruͤckliche Anerkennung von Seiten der 
Mutter. Bordeaux. 8. 31. 2. 231. — f. Art. 334. Nro. 11. 

9. Eine Legitimationg » Urkunde kann von dem Legitimir- 
ten angefochten werben, wenn bie Legitimation ihm einen Fa» 
milienftand gibt, welcher feinem Geburtsfhein und feinem vori—⸗ 
gen Standesbefige widerfpricht. — Der Legitimirte kann hierges 
gen auf feinen Geburtsfhein fi berufen, felbft wenn biefer 
ihm erbichtete Eltern beilegen follte: ingleihen auf feinen voris 
gen Standesbefig, felbft wenn darin nichts pofitives laͤge, fonz 
dern nur eine Unvereinbarkeit mit dem Familienftande, den * 
Legitimation ihm zutheilen würde, Paris. 8. 12. 2. 67. L 

. 389. — ſ. Art: 322. tar © 

10. Diejenigen, melde ber Legitimation widerſprechen, 
haben zu bemeifen, daß das Kind, als im Ehebruch oder Blut: 
fhande geboren, nicht fegitimirt werden Eonnte;s man kann von 
dem Kinde nicht fordern, daß es burch Geburtsfchein oder Beſitz 
des Familienftandes nachweiſe, als ein — u 
Kind der Legitimation fähig zu ſeyn. Bruͤſſel. 8 14. 

L. 37. 268. 

11. Die Legitimation eines im Ehebruche geborenen Kins 

des durch Mefeript eines auswärtigen Fuͤrſten, und die Anerken⸗ 

nung jenes Kindes durch Heirathsvertrag im Auslande, duͤrfen 
bei den een Gerichten nicht in Betracht gegogen werden. 
Paris. S. 8.2. 83. — Rouen. $. 13. 2. 233. L. 36. 432. 

f. Art. 3. 322. 334. 335. 338. 342. 756. 762. 

(12) Im Verleugnungsfalle eines Kindes ift nicht nöthig, 
dem zu dieſem Ende für das Kind — Vormund einen 
Gegenvormund beizugeben. Colmar. R. G. 1833. 2. 39. — f. 
Art. 420. 421. 

(13) Können Kinder, welche aus dem Umgange zwiſchen 
Schwager und Schwägerin erzeugt worden, durch die nachges 


331. 
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folgte Ehe ihrer Eltern ehelidh werden ? (Dur das Gefeg vom 
— — a fürs kuͤnftige bejahend entſchieden). R. 6; 


(13)b. Fürs Vergangene, felbft unter der — 


Geſetzes von 1832. verneint. Orleans. R. G. 1833 302 ®) 


+ Einem in der Heirathsurkunde y anetannten ne 
Kinde können mÄhrend der Ehe der Eltern die Nechte eines 
—— id ut — *28 werden. Annalen I 


Die a. = Pi Ruͤckwirkung. — Das vor der 
Ehe feiner Eltern empfangene, und während derfelben geborene 
Kind wird dritten gegenüber nicht als im Augenblide der Em: 
pfängniß legitimiert betrachtet. — Es hat alſo kein Erbrecht an 
folhe Verwandte , welche nad) feiner Empfängnif , aber vor der 
— ſeiner Eltern, u. find. Gaff. — 8. 11. 4 

9. 1. 175. L. 29. 497. — Paris: S. 13. 2. 88. L. 

35. 1 9 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon der Anerkennung der natürlichen Kinder, ".: 


1. Wer einen gerichtlichen Beiftand erhalten, bat dennoch 
die eat ein natürlichet Kind anzuerkennen. Douai. 
S. 20. 2. 102. D. 20. 2, 183. L. 58. 42. 

2. Die Anerkennung eines natürlichen Kindes durch einen 
neunzehn Jahre alten Minderjährigen kann nicht wegen Rechts: 
unfähigkeit als ungültig aufgehoben werben. — Die Staatsorb: 
nung und das Intereſſe ber Minderjährigen find durch Art. 
339. im Falle einer Dintergehung u. dgl. hinlaͤnglich gefichert, 

Die Beftimmung des Art. 334. kann nicht firenge auf bie 
Mutter angewendet werden. Folglich ift von Seiten. ber Mut: 
ter, welhe ber Water ohne Vollmacht im Geburtsſcheine ber 
nannt, und welche , entweder in einer gerichtlichen Fertigung 
oder in einem Geburtsſcheine, die Eigenfhaft einer Mutter des 
natürlichen Kindes ſich beigelegt hat, ohne zu erklären, daß fie 





*) Bon der — der — Gewalt durch die Legiti— 
mation. 3acdar. III. helichmachung durch Heirath. 
Brauer V. 482. 

Ehewidrige Kinder ſind der lichmachung nicht empfaͤn 
lich. Droste V. A 485. ——— nun, 


*) Erbrecht der Mantellinder. Brauer VI. 4. 


e) Mon den a... Kindern. Bader, III. 565. f. — Bau: 
zitter I. 18 — 
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baffeibe anzuerfennen beabfichte , dennoch sine gültige und hin» 334 
Iänglihe Anerkennung -im ke bes Art. 334 gefchehen. 
— 8. 11. 2. 100. Di 9 . 84 L. 39, 568. — €. 
Bw. Bruͤſſel 8. 13 1. 81. D. 11. 1. 360. L. 37, 215. 
— f. Art. 319. 323. 1125. zum — Theil der. Notiz. C. 
H. Bw. Pau. J. 19. S. 1835. 1 *) 

3. Bor dem Gobe (hloß F unfünigaie eines Halbmuͤn⸗ 
digen, ohne Zuziehung eines Pflegers eine Veräußerung vorzu⸗ 
nehmen, oder einen Rechtsſtreit zu führen, nicht das Verbot, 
ein vatuͤrliches Kind anzuerfennen, in ſich. Das Erfcheinen - 
des Code, welcher jene Mechtsfähigkeit eines Halbmündigen wicht 
mehr zulaͤßt, hat feine frühere Rechtsfaͤhigkeit, fo viel wenig» 
fiens die Anerkennung eines natürlichen Kindes betrifft, wicht 
geändert. Air. S. 7. 2. 69. 

4. Die Identitaͤt eines Individuums, welcher fich auf die 
Anerkennung eines natürlichen Kindes beruft, mit bem Kinde, 
welches die Anerkennung angeht, kann durch Anzeigen ober Vers 
— hergeſtellt werden; ein Urkundenbeweis * Identi⸗ 


taͤt iſt nicht erforderlich. Corſica. S. 29. 2. 279. D. 27. 2. 


229, f. Art. 323. 
5 Die Anerkennung eines natürlichen Kindes iſt gültig, 
und kann nicht widerrufen werden, obwohl fie auf vorausgegan⸗ 
gene Aufforderung gefchehen, und felbft durch Zudringlichkeit er 
wirkt wurde; jedenfalls Fönnte fie als ungültig aufgehoben 
werben, wenn — u. dgl. — unterlaufen — C. D. 
Bw. Zouloufe. 8. 12. 1. 13. D. 9. 1. 455 L 76. **) 

6 .u7. Die in einer a — ann Ans 
erkennung ber Vaterfchaft, deren Zweck ift, den Verfolgungen 
vorzubeugen, welche die Mutter ſich erlauben koͤnnte, hat. den. 
Charakter der Freimilligkeit nit, welche das Gefeg. zu sur | 
Gültigkeit erfordert. C, H. Vw. Amiens. S. 7. 1. 376. 
— 376 L. 19. 460. — Angers. 8. 28. 2. 351. Dir 
1 
8. Der Art. 334. verbietet nicht bie Anerkennung, nr 
- — Belangung — C. H. Bmw, Pau. 8. 

. 86. D. 6. 1. 49. L. 22. 

9. Ein rare Sins — vor ſeiner Geburt aner⸗ 
— werden. Aix. 8. 7. 2.1.D.5 2. 1. — Air. S. 7. 2. 

er S. 12. 2 161. L. 32. 433. — € 9. Bw. 
Bräffel. S u: 2 81. D. 10 1. 111. L. 32. 432. — Meg. 
S. 3. 2. 296 L. 73.583. +) — f. Art. 312. Nm. 1 
317. Nro. 1. 


*) Laukhard II, 8. 245. 
**), Laukhard II. S. 258. 
”#) kaukhard II. S. 241. 
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. 10. Die Mutter eines natürlichen Kindes, welche baffelbe 
weder im Geburtsfcheine, noch durch eine Öffentliche Urkunde, an⸗ 
erkannt hat, ift dennoch fähig, daffelbe nach feinem Tode zu be; 
erben, wenn fie den Beweis ihrer Mutterfchaft führt. Douai. 
8. 20. 2. 102. D. 20. 2. 183. L. 58. 42. f. Art. 765. 
. 11. Eine $rau, welche bereits im Geburtsfhein als Mut- 
ter eines natürlichen Kindes angeführt, die Einweifung in den 
Belig des Vermögens des abwefenden Kindes, als ihres (fo ber 
zeichneten) Sohnes, anfpricht und erwirkt, wird dafür angefehen, 
daß fie ihre Mutterfhaft urkundlich anerkannt habe. Nismes. 
S. 28. 2. 55. D. 26. 2. 130. L. 80. 381. 

- 42. Bei Anerkennung eines natürlichen Kindes muß das 
Kind nach allen Kennzeichen der Individualitaͤt angegeben wer« 
den. — Die Anerkennung, womit ein Vater bloß erklärt, daß 
er ein natürliches Kind habe, ift folglich ohne Wirkung. Lyon. 
S. 4. 2. 652. - 

413. Ein natürliches Kind ift urkundlich anerfannt, wenn 
e8 in feinem SHeirathsvertrage die Eigenſchaft des Sohnes oder 
ber Tochter eines gewiffen Individuums angenommen, und dies 
ſes Iegtere den Vertrag ald Vater genehmigt und unterzeichnet 
bat. Riom. 8. 10. 2. 266. | 

14. Wenn zwei Perfonen in einer Motariats:Urkunde ei- 
nen Vertrag in gegenfeitigem Verhaͤltniß, als natürliher Water 
und natürliches Kind, abſchließen, fo fichert diefer Wertrag der 
Derfon, welche als natürliches Kind darin vorkommt, alle Wir: 
fung einer urfundlihen Anerkennung, Bruͤſſel. S. 7. 2. 325. 
L. 22. 441. * 4 
— 45. Die Anführung der Vaterſchaft in einer Erklärung, 
welche das Verzeihniß ber Laften des Waters bezüglich auf öfs 
fentlihe Abgaben enthält, gilt nicht für eine urkundliche und 
förmlihe Anerkennung. Caſſ. Bordeaur. S. 9. 1. 377. D.7. 
1: 241. L. 24. 561. — Pau. S: 11. 2.12. | 

16. Wer der Aufnahme bes Geburtsfcheines eines natür: 
lichen Kindes beimohnt, und zugibt, daß der bürgerliche Stan: 
besbeamte ihn als Vater des Kindes bezeichnet, erkennt feine 
Vaterſchaft fhon dadurch an, daß er feine Unterfchrift dem Ge: 
burtsfcheine beifegt. Brüffel. S. 12. 2. 274. L. 32. 215. **) 

Der Vater, welcher den Geburtsfchein feines Kindes 
unterzeichnet bat, worin daffelbe als ehelih angegeben ift, kann 
die ehelichen Rechte deffelben dadurch nicht beeinträchtigen, daß 
er das Kind in feinem Zeftamente als ein natürliches Kind be: 
zeichnet. Grenoble. S. 7. 2. 84. D. 5. 2. 84. L. 18. 29. 


*) £aufthard II. S. 227. 
**) Laukhard Il. ©. 225. 
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18. Die Anerkennung eines natürfihen Kindes ift im ru 


Sinne des Art. 334. in Öffentlicher Urkunde geſchehen, wenn fie 
vor dem bürgerlichen Standesbeamten durdy einen Gewalthaber 
des Vaters, verfehen mit einer Vollmacht in einer Motariatds 
—— bewirkt worden iſt. Paris. 8. 12. 2. 161. L. 32. 


19. Die Anerkennung eines natuͤrlichen Kindes, welche in 
feinem Geburtsſchein in Kraft einer Vollmacht, mittelſt Privat⸗ 
Urkunde des Vaters, geſchehen iſt, hat die Wirkung, den Fami— 
lienſtand des Kindes zu beurkunden, wenn ihm nachmals der 
Vater in einem Vermaͤchtniſſe, errichtet in oͤffentlichem Teſta⸗ 
mente, die Eigenſchaft ſeines natuͤrlichen Kindes beilegt. Paris. 
S. 19. 2. 146. D. 17. 2. 19. L. 53. 264. 

20. Wenn gleich der Vater eines unehelidy geborenen Kin— 
des eingemwilligt hat, im Geburtöfcheine beffelben benannt zu 
werden, fo gilt diefe Bewilligung nicht für eine öffentliche Ans 
erfennungs:Urfunde, wenn fie nur durch Briefe oder ein sn 
ein Zeftament ertheilt wurde. Paris. S. 7. 2. 765. L 


21. Die vor dem bürgerlichen Standesbeamten durch einen 
dritten im Namen des Vaters, und Eraft eines Auftrages, der 
in einem Briefe enthalten, gefchehene Anerkennung ift ungültig, 
obwohl der Brief hinterlegt, und dem Geburtsfcheine beigefügt 
wurde. — Selbft wenn bie Anerkennung und das Ableben des 
Vaters vor dem Code ſich ereignet hätten, und damals Eeine 
Regeln der Anerkennungs: Förmlichkeiten eines natürlichen Kin- 
des beftanden. Riom. S. 18. 2. 25. L. 49 462. 

22. Eine gültige Anerkennung — natuͤrlichen Kindes 
hat gleichermaßen Wirkung, ſie moͤge gi oder nadı dem Code 
geſchehen feyn. Bräffel. S: 9. 2. 202. D. 7. 2. 1. 

Legitimationsbriefe in a: Form, welche der Va⸗ 
ter eines natuͤrlichen Kindes unter der alten Geſetzgebung er⸗ 
wirkt hatte, ſind unter der Herrſchaft des Code eine urkundliche 
Anerkennung im Sinne des Art. 334. Paris. S. 5. 2. 100. 
L. 11. 147. 

24. Unter Herrfchaft des Code, iſt die Anerkennung ‚eines 
natürlihen Kindes duch Briefe ungültig und wirkungslos, felbft 
- wenn die Schrift vor Gericht wäre anerkannt, er geprüft und 
aͤcht befunden worden. Amiens. S. 7. 2. 937. L. 9. 414. 

25.. Ein Brief, worin ein Water fein — Kind 
anerkennt, iſt eine urkundliche Anerkennung, wenn derſelbe dem 
buͤrgerlichen Standesbuche beigeheftet worden iſt. Bruͤſſel. 8. 
9. 2. W2. D. 7. 2. 1. 

26. Die Anerkennung eines natuͤrlichen Kindes, welche 
vor dem buͤrgerlichen Standesbeamten geſchehen, iſt gültig, ob: 
wohl fie auf ein fliegendes Blatt gefchrieben,, und nicht in die 
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334. rg eingetragen wurde. Mes. Ss. 3. 2. 2%. L. 73. 


27. Die Anerkennung eines natürlichen Kindes kann eben 
fo wohl vom Adjunkten ald vom Maire aufgenommen werden. 
Mes. S. 25. 2. 296. L. 73. 543. — f. Art. 34. Nro. 6. 

28. Die Anerkennung eines natürlihen Kindes ift nicht 
gültig, wenn der bürgerlihe Standesbeamte im Geburtsſchein 
erkiärt, daß der Water ihm das fchriftliche Geſtaͤndniß feiner 
Vaterſchaft gemacht habe, wenn in der Urkunde nicht erwähnt 
ift, daß jene Schrift beigeheftet worden, und wenn auch fonft 

die Schrift nicht vorgelegte worden if. E H. Bm. Zouloufe. 
S. 8. 1. 499. D. 6. 1. 415. L. 21. 468 

29. Ein natürliches Kind, welches buch Privaturkunde 
anerkannt ift, hat eine oͤffentliche Anerkennungs-Urkunde im 
Sinne des Art. 334. für fih, wenn die der Urkunde beigefegte 
Unterfchrift vor Gericht anerkannt, oder geprüft und aͤcht be 
— worden iſt. Paris. S. 7. 2. 4. D. 5. 2. 4. L. tt. 


3. Die Anerkennung eines natuͤrlichen Kindes, welch⸗ 
in einer Privaturkunde geſchehen, wird nicht zu einer Öffentli» - 
en, duch ihre Einrüdung in den vom bürgerlichen Standesbe⸗ 
amten aufgenommenen Geburtsſchein, oder durch ein eigenhän« 
diges Teſtament. Uebrigens ann Kein Befig eines Famillen- 
ftandes eine Anerkennung in Öffentlicher Urkunde vertreten, 
Limoges. 8. 12. 2. 237. | 

30 5b. Die Anerkennung eines nathrlihen Kindes in eis 
nem eigenhändinen Xeftamente ift nicht gültig; ein ſolches Les 
flament kann nicht als eine Öffentlihe Urkunde betrachtet wer: 
den. Limoges. S. 32. 2. 497. — €. H. Bw. Limoges. R. G. 

‚1. 355. — Nismes. R. G. 1837. 2. 317. *) 

31. Die Anerkennung eines natuüͤrlichen Kindes in ben _ 
Urkunden eines Friedensgerichtes ift Affentlih, im Sinne des 
Art. 334. Amiens. S. 22.2. 213. D. %. 2. 179. L. 68. 
381. — S. 24. 1. 338. D. 22. 1. 338. L. 70 301. 

32. Die in einer Privaturfunde abgelegte Erklärung der _ 
Vaterſchaft wird nicht zur Öffentlichen duch Einruͤckung in eine 
fhriftliche Eingabe, welche an die Verwaltungsbehoͤrde gerichtet, 
an von diefer erledige worden. Rouen. S. 9. 2, 199. L. 23. 


33. Ein Polizeicommiffär hat die Amtsgewalt nicht, bie 
Anerkennungsurkunde eines natürlichen Kindes aufzunehmen. — 
Diefe Anerkennung kann nicht einmal als — dienen, 
um darauf eine Klage auf Ernaͤhrung zu gruͤnden. Dijon. 8. 
17. 2. 278. D. 15. 2. 111. L. 48. 464. 
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35. Hat ein natürliches Kind, weldes fein Mater freis 334. 
willig durch Privaturfunde anerfannt hat, ein Recht, ben ker 
bensunterhalt zu fordern, obwohl es nicht erben kann? — Ber 
jaht. Angers. S. 7. 2. 776. L. 13 295. — Paris. S. 7. 
2.4.D.5 2.4 L. 11 321. 

VBerneint. Rouen. 8. 9. 2. 199. L. 23. 299. — Pau 
S. 11. 2.12. D. 8. 2. 151. gr 8. 12. 2. 337. — 
€. H. Vw. Limoges. S. 13.1. 139. D. 11. 1. 25. L. 35. 481. 

35b. Selbſt wenn der Vater in der nämlichen Urkunde 
fih dazu verbindlich gemacht hätte. Paris. 8. 11. 2. 389. — 
f. Art, 335. Neo. 8. 337. Neo. 3. ff. 

Wer, vor der Verkündigung des Code, im Befige des 
Hamilienftandes als natürliches Kind eines gewiffen Vaters ges 
weſen, Eonnte, nach der Berfündigung der neuen Gefege, ben 
Lebensunterhalt aus der Berlaffenfchaft feines Waters begehren, 
obwohl er Feine urkundliche Anerkennung im Sinne des Art. 

334. für fi Hatte. Der Beweis, welcher aus dem Beſitze des 
..... entnommen wird, kann nicht als eine Nachfrage 
nad) der Vaterſchaft betrachtet werben. Montpellier. S. 6 2, 
391. D. 4. 209. L. 15. 314. 


- 37. Wenn ein Mann in einer Privaturkunde ſich vers 
pflichtet, einem Kinbe, mit welchem eine Frauensperfon ſchwan—⸗ 
ger. ift, den Lebensunterhalt zu geben, und der Mutter die nd« 
thige Unterftügung zu leiften, jedoch beifügt, daß in diefer Bes 
siehung die Srauensperfon fi auf die Ehre, Rechtlichkeit und 
Großmuth des Verſprechenden zu verlaffen habe, fo entfieht aus 
diefer Rechtshandlung nur eine meralifche Verbindlichkeit, welche 
zu — u vor Geriht Grund geben Tann. Limoges. 8. 
38. Wer, ohne fih ausdbrüdlich den Water eines natuͤrli— 
hen Kindes zu nennen, fih in einer Privaturfunde verbindlich 
macht, deffen Unterhalt zu beftreiten, {ft gehalten, feine Wer: 
pflihtung zu erfüllen. Diefelbe enthält nichts den Gefegen und 
guten Sitten mwiderfprechendes. Agen. S. W. 2. 3. 

39. Wer, ohne ſich ausbrüdlich ald Water eines natuͤrli— 
chen Kindes zu erklären, ſich für deffen Lebensunterhalt verbind: 
lich macht, ift gehalten, diefe Werpflihtung-zu erfüllen, obwohl 
er in der That nicht Vater ift, oder man ihm feine —— 
nicht beweiſen kann. C. H. Vw. Paris 8. 8. 1. 231. 

1. 156. L. 21. 86. — f. Art. 1131. 1235.- 

40. Die —— eines natürlichen Kindes kann nicht 

widerrufen werben. Pau. S. 6. 2. 8. 


- 41. Bon welcher Art aud die Anerkennungsurkfunde fen, 
fogar ein Teſtament. Ajaccio. S. 27. 2. 106. D. 25. 2. 65 


42. Und biefe Anerkennung überlebt den Widerruf des Ir 
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334. ftaimentes, der vom Teſtirer gefchehen ſeyn möchte. Corfica. S. 
29. 2. 279. 


43. Man kann richt vor dem Ableben bes Teſtirers ſich 
gegen ihn auf eine Anerkennung eines natürlichen Kindes berus 
fen, welche in einem von ihm errichteten Öffentlichen. Teftament 
enthalten : — zumal wenn bdiefes Zeflament vom Teſtirer wider: 
rufen worden if. Amiens. S. 29. 2. 151. D. 27. 2. 163. 

Die Anerkennung eines natürlichen Kindes kann aus 
einer ihm gegebenen Benennung in einer bloßen Vollmacht her: 
vorgehen. Agen. S. 23. 2. 65. L. 64. 387. *) 

Mer der Miederfchreibung des Geburtsfcheines eines 
natürlichen Kindes beimohnt, und dieſen Geburtsfhein in ber 
ſich beigelegten Eigenfhaft als Vater unterzeichnet, wird dafuͤr 
betrachtet, daß er hierdurch allein fchon das Kind anerkannt habe, 
obwohl im Scheine felbft die Eigenfhaft als Water ihm nicht 
beigelegt ifl. . | 

Ein gerichtliches Geſtaͤndniß der Vaterſchaft gilt eben foviel 

* une Anerkennung. Colmar. 8. 14. 2.2, D. 
12. 2. 15. 
- 46. Die Mutter hat mwefentlich ein Recht oder cinen Klag⸗ 
titel, den Lebensunterhalt ihres unehelihen Kindes zu fordern, 
beffen Obforge und Erziehung ihr obliegt, Colmar. 8. 14. 2. 
2. D. 12. 2. 15 

f. Art. 62. 337. und die Notizen. 338. 456. 756. 

(47) Die in dem, von einem Geiftlihen ausgeftellten 
Zaufzeugniffe gefhehene Anerkennung eines natürlichen 
Kindes ift nicht gültig; eine ſolche Urkunde kann nicht als eine 
Öffentliche angefehen werden. Paris. R. G. 1833. 2. 226. **) 

+ 1) Anerfennung eines natürlihen Kindes kann nicht vor deffen 

Geburt aefhehen. Annalen. I. 333. . | 

2) Am menigiten in einer —— zum Geburtsbuche. Ebend. 

3) Entgegengeſetzte Meinung : ſobald anders die Anerkennung auf 
rechisguͤltige Weife geſchehen it. — Auch dürfte diefe Aners 
fennung für unmiderruflich anzufehen fepyn. Annalen III. 266. 


. Nro. 9.d. 8. 

4) Kann ein natürliches Kind, welches in der Geburtsurkunde nicht 
anerkannt wurde, [päter vor dem Pfarramte, ald bürgerlicyer 
Standesbehörde, gültig anerkannt werden? — Verneint: eb 

‚ bedarf einer Staatöfcpreiberei-Urfunde. Annalen I. 335. Ebend. 
364. f. — Entgegengefegte Beurtheilung aud den Minift. d, 


*) Lautkhard IT. S. 228. und die übrigen Rechtsfälle. 
*+) rn freiwilligen Anerkennung natürliher Kinder, Zachar. 


Anerkennung natürlicher Kinder. Brauer V. 487. a 
Rechte der aus verbrecdherifhem Umgang erzeugten, und ber 
nicht anerkannten natürlichen Kinder, Archiv f. R. I. 657. 
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Inn. und der Juſtiz, fo wie aus dem Staatsminiſt. 23. Nov. 
1836. N. 1801. Annalen IV. 309. f. i 
Ernährung unehelicher Kinder. 2 
*5)1. € E. X, Nro. 2. 3. — vergl. Trefurt 404 — 409. 

6) DB. die Unterfuchung der Unzucdten, und die Ernährung der un: 
ebelich geborenen Kinder ber. R. B. 1809. XXVI. Sammt. I. 
930. vgl. Hohnh. I. 102. “ 

7) ®. die Anmendbarkeit der Waterfchaftd » und Alimentenklage, 
feit Einführung ded neuen £. R. bir. R. B. 1812. XXI. 
Samml. I. 934. vgl. Hohnh. V. 4. 

8) Der Betrag der Alimentengelder ift durch die Kreißdireftorien 
Col zweiter Inftanz zu beftimmen. Organ.E. 1809. 
D.$.8 d. Samml. I. 143. vgl. Hohnh. V. 218. 

9) Wenn eine unebelihe Mutter zwar vermögendlos, aber arbeitd, 
fähig, und in der Lage ift, für fih und ihr Kind den Unterhalt 
erwerben zu können, fo ift ihr die Verſorgung des legtern zu» 
zumeifen. Minift. d. Inn. SUB. 1838. N. 94. 248. 173 
99. Wehrer V. 1078. 

+: 10) Uneheliche Kinder haben ein Recht auf Ernährung gegen den, 
durch erlaubte Nachfrage befannt gewordenen Water anzufpre: 
hen. Hohnh. V. 44. 

11) Von dem DBerbote der Nachfrage tritt eine Audnahme dann 
ein, wenn der Schwängerer zufällig des Beifchlafed überwies 
fen wurde. Hohnh. V. 41 — 45. — vergl. Annalen I. 192. 
Ebend. 334. — N. Jahrb. II. 194. — Ob ed eine ſolche zufäls 
fige Ueberweifung fep, wenn zwei Zeugen zufällig den Beifchlaf 
mit Pr eben haben, und bei ihrer gerichtlichen Einvernehmung 
died beitätigen, ift controverd. Hohnh. V. 41 — 45. 

12) $reimilligkeit ded Geftändniffed ift nur dann vorhanden, wenn 

- der Beklagte folhed entweder unter den .gefeglihen Formen, 

oder aus eigener — und ohne obrigkeitliches Einjchreiten, 

abgegeben hat. N. Jahrb. II. 194. 

1. Unter ber Herefchaft des Code kann ein Er-Canonicus 33; 
ein natürliches Kind gültig anerkennen, welches er zu einer Zeit " 
gezeugt hat, wo er der Ehe gefeglih unfähig war. Grenoble. 

S. 4. 92 125, L. 8. 89. — f. 331. Nro. 5 

2. Die Anerkennung eines natuͤrlichen Kindes durch einen 
Vater, wodurch daſſelbe als im Ehebruche geboren, bezeichnet 
wird, kann feine Wirkung gegen das Kind haben. C. H. Vw. 
Dijon. S. 20. 1. 222. D. 18. 1. 181. L. 57. 212. 


Die Anerkennung eines natürlihen Kindes durch einen- 
verheiratheten Water ift unbedingt ungültig, und kann feine 
— weder fuͤr noch gegen das Kind haben. Dijon. S. 19. 

. 153. 

4. u. 5. €s möge fih unmittelbar von feinem bürger: 
lihen Stande handeln, oder die-Standesfrage nur in Beziehung 
auf die dem Kinde gemachten Schenkungen ober Vermaͤchtniſſe 
geprüft werden follen. -E. H. Vw. SPoitiers, S. 28. 1. 49. 
D. 25, 1. 436. L. 80, 358. . ; 


335. 
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6. In diefem Falle, und der Anerkennung durch feine 
Eitern ungeachtet, bleibt der Stand des im Ehebrud erzeugten 
Kindes ungemiß, fo daß —— hinſichtlich des Vaters, der 
es anerkannt hat, nicht für unfähig angeſehen wird, etwas zu 
empfangen, und daß folglich die vom Vater der Mutter des Kindes ge⸗ 
machte Schenkung nicht als an eine untergeſchobene Perſon ge» 
fchehen betrachtet werden darf, und zum Vortheile der Mutter 
aufrecht erhalten. werden muß. — Wenigftens ift ein Urtheil, 
welches fo erkennt, der Einfchreitung bes en nicht 
unterworfen. E: 9. Im. Angers. S. 28.1.49. D. 25.1. 436. L. 80. 
358. 6, H. Vw. Air. R. G. 1836. 1. 241. — f. Art. 762. 

8. Die von einem Vater in Briefen gefchehene- Anerkens 
nung eines natürlichen Kindes, welche demfelben die Eigenfchaft 
als im Ehebruch erzeugt, beigelegt, kann Feine Wirkung zu Gun: 
fien des Kindes haben, nicht einmal, um Ernährung zu erhalten. 
— Eine Klage, auf Herftelung der Aechtheit jener Briefe, ift 
unzuläffig, in fo weit als fie zum Zwecke hat, eine gefeglich vers 
botene re a rer zu a EG. H. Bw. Agen. 

.1. 311. D. 18, 1. 330. L. 58. 54. 9) —f. Art. 334. 
Mio. 24. u —— 

9. Die Gerichte können einem Kinde die Eigenſchaft eines 
im Ehebruch erzeugten nicht zuerkennen, wenn ber Beweis die 
fer Eigenfhaft nicht mit Ausſchluß aller a er nady ber Er 
terſchaft — worden iſt. Caſſ Paris. S. 17. 1. 191. D. 
15. 1. 175. L. 47. 166. — f. Art. 340. 

10. Jede vor dem Code gefchehene Anerfennung eines na⸗ 
türlichen Kindes duch ein verheirathetes Individuum iſt ungüls 
tig, zufolge Art. 335., und darf dem Kinde nicht entgegen ges 
halten werden. — Folglich darf eine Schenkung, worin die Ges 
ſchenknehmer die Bezeichnung als natürliche Kinder angenommen 
und erhalten haben, nicht, ald an Kinder im Ehebruch erzeugt, 
auf bloßen Unterhalt herabgefegt werden, obwohl von Seiten des 
Geſchenkgebers die Anerkennung vorausgegangen wäre, obmwohl 
Erkenntniffe auf Berichtigung der Geburtsfcheine durch feine 
Bitte veranlaßt worden, und obwohl die Gefchentnehmer in vere 


ſchiedenen Urkunden fid natürliche Kinder des a mE 


nannt haben follten. K. H. Bw. Paris. S. 15. 
13. 1. 348. L. 43. 369. 


11. Die Anerkennung eines im Ehebruch erzeugten Kindes, 
zumal wenn fie unter Herefchaft des alten Rechts gefchehen, gibt 
zur jegigen Zeit dem Kinde das — den RN. zu 
fordern. Paris. 8. 29. 2. 75. D. 7. 2. 128, L . 83. 38, 
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12. Im entgegen gefesten Sinn entſchieden. Die lange 335. 


“ Zeit vor ber Verkündung des Code gefchehene Anerkennung eir 
nes im Ehebruch erzeugten Kindes durch deſſen Eltern, und feine 
Legitimation durch nachgefolgte Ehe, find von Grund aus uns 
gäftig, und Lönnen Feine Wirkung hervorbringen, nicht einmal 
die, dem Kinde den Lebensunterhalt zu verfichern,, obwohl bie 
Anerkennung und Legitimation von einem langen Beſitze des 
er auf Seiten des Kindes begleitet wären Angers. 
S. 26. 


13. Die Ungültigkeit dee Anerkennung eines im Ehebruch 
erzeugten Kindes zieht auch, auf den Grund des Jrrthums und 
unrichtiger Urfache,, die Ungültigfeit der Schenkung nach ſich, 
welche vom Water feinem Kinde, unter dem Titel von Lebens 
unterhalt, und als feinem natürlihen. Kinde, gemacht worden 
feyn follte. Angers. S. 26. 2. 47. 

14. u. 15. Da ber Art. 762. den aus Ehebruch erzeug« 
ten Kindern das Recht einräumt, von ihrem Vater Ernährung 

u fordern, und der Art. 335. nicht erlaubt, baß diefelben in 
ffentliher Urkunde anerfannt werden, ſo muß man hieraus 
fchließen, daß das Gefeg, um ihnen die Ernährung zu bewilligen, 
ſich mit einer Anerkennung in Privaturfunden begnüge, und 
das Verbot des Art. 335. lediglih den Vollzug ber Erbrechte 
zum Gegenftande habe. Nancy. S. 17. 2. 149.—f. Art. 334. 
Nro. 35. 337. Ne. 3. ff. 762. 

16. Iſt die Anerkennung eines im Ehebruch erzeugten 
Kindes (welche binfichtlid des Kindes unguͤltig) auch ungültig 
hin ſichtlich der Mutter, in dem Sinne, daß dieſe die Verlaſſen⸗ 
fhaft des Kindes an fich ziehen könne, welches fie felbft als im 
— geboren erklaͤrt hat? — Verneint. Nismes. S. 25. 


17. Ein Kind, welches nach dem Inhalte feines Geburts: 
ſcheines für ehelich geboren gehalten, Übrigens aud im Beſitze 
des Familienftandıs ber ehelihen Geburt nicht. geftört worden 
ift, kann nicht ermächtigt werden, feinen Familienftand zu An: 
dern, durch die bioße Handlung eines Vaters, der es für fein 
im Ehebruch erzeugtes Kind anerkannt hätte. Ohne Erheblich 
keit würde feyn, wenn es anführen wollte, daß der Ehemann 
feiner Mutter zur Zeit der Empfängniß abwefend und weit ent: 
fernt gewefen fey; wenn bier Grund zu einer Klage auf Ver: 
feugnung der Baterfchaft vorhanden ſeyn Fönnte, fo würde diefe 
Klage der Familie ded Ehemannes, und nicht dem Kinde, zufter 
den, weiches auf feine ehelihe Geburt verzichten, und fih als 
im Ehebruch erzeugt erklären laſſen wollte, um in bdiefer Eigen: 
ſchaft Unterhalt zu. begiehen. Rouen. S. 20. 2. 81. D. 19. 


j 18. Ein Kind, welches ſich lange Zeit im Stanbeshefige 
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335. als Kind eines‘ unbekannten Waters befand, dann in der Folge 
von einem Ehemann als fein im Ehebruch erzeugtes Kind an- 
erkannt, und endlich von. diefem Ehemann angewuͤnſcht marb, 
kann bie Anwünfhung fid) gefallen, laffen, und bie Behauptung 
feiner Erzeugung im Ehebruche zuruͤckweiſen. Die beiden Rechts: 
bandlungen des Anmwünfhers find nicht untheilbar. Das an— 
gewünfchte Kind kann fehr wohl die Nehtshandlung der. Aner: 
fennung zuruͤckweiſen, als ſeinen Stand We und die 

—— der rer fi zueignen. ° Zouloufe. S. 27, 2. 
188..D. 26. 2. 12, — f. Art. 322. 331. 

19. Wenn ein natürliches Kind, als. in Blutfchande er= 
zeugt, aus dem Teſtamente felbft hervorgeht, welches ihm ein 
Vermaͤchtniß zumendet, fo kann daffelbe nicht verlangen, daß das 
Teftament Wirkung habe, foweit e8 ein Vermaͤchtniß, und. ohne 
Wirkung bleibe, fomweit e8 die Erklärung einer Geburt aus 
Blutfhande enthält. — Eine ſolche Anerfennung, obwohl im 
Allgemeinen durch den Art. 335. verboten, bewirkt doc, daf das 
Begehren des Vermaͤchtniſſes unftatthaft wird. Sie hat viel: 
mehr: die entgegengefegte Wirkung , daß das Kind ermächtigt 
wird, auf den beftimmten Ausfprud feiner Kindſchaft anzutra= 
gen, um bem Art. 764. gemäß den ee... zu vr. 
Re ii S. 277. 2. 162%. D. 25. 2. 154. — s. 32. 

1. 


20. Die Anerkennungsurfunde eines im Ehebruch erzeug⸗ 
ten Kindes, ausgegangen von einem verheiratheten Vater und 
einer ledigen Mutter, wuͤrde, obgleich unguͤltig, von Seiten 
des Vaters, um dem Kinde den Charakter der Erzeugung im 
Ehebruche beizulegen, dennoch guͤltig ſeyn, — die Kindſchaft 
hinſichtlich der Mutter — Dijon. 8. 19. 2. 153. — 
— Poitiers. S. W. 1. 49. D. — 1 436. L. 80. 


21. Nachfrage nad der Vaterſchaft kann nicht gegen ein 
Kind veranſtaltet werden, dem ein Vermaͤchtniß zugewendet wor: 
den, und deffen Geburt im Ehebruche nun vorgegeben wird, 
während doch dieſer Flecken feiner Geburt nicht. durch öffentliche 
Urkunde bargethan ite ſondern hoͤchſtens aus einem — 
hervorgehen wuͤrde. C. H. Vw. Angers. 8. 18..1 ’ 

f. Art. 331. 340. ff. 762. 

(22) - Die freiwillige Anerkennung eines im Ehebruch er: 
zeugten Kindes (in feinem Geburtsfcheine z. B) ift durchaus 
ungültig : — in fo weit ſogar, daß das Kind dadurdy nicht ein: 
mal berechtigte wird, den beftändigen Beſitz der Kindfchaft zum 
Zwecke der: Ernährung zu behaupten ; der Art. 764. verfüge nur 
auf den Fall, wo die Kindfchaft folcher Kinder auf andere Weife, 
als durch freiwillige Anerkennung, dargethan worden, Mont: 
pellier. R. G. 1833, 2. 38, f. Art. 762%, —f. Nro. 14. 15. 
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(23) Das, zu Gunften eines im Ehebruch erzeugten 
Kindes, in der von feinen Eltern ausgeftellten Anerkennungsurs 
Eunde gemachte Verfprechen, ihm bis dahin Unterhalt zu reichen, 
wo 28 im Stande feyn werde, fich felbft zu ernähren, ift gültig 
und verbindlih: — und e8 muß erfüllt werden (als den Chas 
rakter einer natürlichen Verpflichtung an fich teagend), obgleich 
es unter einer Bedingung eingegangen wurde, welche unerfüllt ges 
blieben if. Grenoble. R. G. 1833. 2. 538. — f Xrt. 762. 

(24) Es ift Beine Nachfrage, weder nach der Vaterfchaft 
noch nad der Mutterfchaft aus Ehebruch, im Sinne des verbie: 
tenden Gefeges, wenn die eine oder andere durch öffentliche Urs 
Funden nachgewiefen ift, und nur erklärt zu. werden braucht. 


3365. 


Mithin kann der Beweis der Erzeugung eines natuͤtlichen 


Kindes im Ehebruch aus der Anerkennung diefes Kindes hervor— 
gehen, welche duch feinen verheiratheten Water im Geburts 
ſchein, und durch feine ledige Mutter vor Gerichte geichehen ift. 
Und diefe Anerkennung bat Wirkung, fowohl was die Anfprüde 
des Kindes auf Ernährung, als was deffen Nechtsfähigkeit be= 
trifft, Sreigebigfeitshandlungen von Seiten feiner Eltern anzuneh⸗ 
men. Paris. J, 19. S. 1835. 2. 241.—f. Art. 342. 762. 911. 

(25) Die Nachfrage nah der Waterfchaft ift unterfagt, 
eben fo wohl gegen das Kind, als zum Vortheile deffelben, und 
felbft dann, wenn es von Anfechtung eines Vermaͤchtniſſes fich 
handelt, welches dem Kinde von dem Vater, der e8 im Ehebrud 
erzeugte, hinterlaffen worden, "Xouloufe, 9. 19. S. 1835, 2. 
348. — fe Art 340, 

(26) Die freiwillige Anerkennung eins im Ehebruch er: 
zeugten Kindes, obwohl ungültig, was die Familienrechte und 
‚ das Erbfolgerecht angeht, hat gleichwohl die Wirkung, dem Kinde 
den Anfpruch auf Ernährung zu verfchaffen - Rennes, R. G. 
1836. 2. 506. — f Att 762 Ä Be 

+ Anerkennung, oder vollends Ehelibmahung eines im Ehebruch 

Era indes, ift durchaus unftatthaft. R. Sr. Annalen I. 

JO, } . 

1. Wenn eine verheirathete Frau auf. gefegmäßige Weife 
ein während ihrer Ehe geborenes Kind anerkennt, weldyes, als 
von unbefannten Eltern geboren, eingetragen ift, und feinen 
diefem Titel widerfprechenden Beſitz des Familienftandes für fich 
hat, fo macht diefe Anerkennung weder einen Beweis noch den 
Anfang eines Beweifes, fo viel die Waterihaft des. Chemannes 
betrifft, zumal wenn er bereits verftorben war, als die Mutter 
die Anerkennngsurfunde verfaffen ließ. Paris. S. 15. 2. 17. 
D. 20. 2. 133. L. 39. 542. | 


2, Wenn der Vater das Kind anerkannt und die Mutter 


336. 


‚angezeigt hat, fo kann das vom. Gefege noch weiter erforderte ' 


Zugeftändniß der Mutter als genügend gelten, obwohl es nicht 
| 15 | 
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foͤrmlich abgelegt wurde. Daffelbe kann daraus entnommen 


werden, daß die Mutter perfönlich ber Lebzeiten des Kindes bei 
Errichtung des Erbverzeichniffes erfhienen iſt, weldes auf 
Ableben des Vaters aufgenommen wurde, und bei diefer Gele: 


genheit verfchiedene Ausfagen und Anfprüche gemacht hat, melde 


die im Geburtsfchein angeführte Mutterfchaft beftätigen. In 


dieſem Falle, wenn das natürliche Kind vor der Mutter flirbt, 


ift diefelbe erbberechtigt. Caſſ. Cayenne. S. 24. 1. 317. D. 
22. 1. 163. L. 69. 107. — f Urt. 334. Nio. 2. 10. ff. 


765. 
(3) Jenes Zugeftändniß der Mutter kann aus Thatfachen 
und Umfbinden hervorgehen , namentlich aud aus der Verpfle: 


gung des Kindes durch die Mutter. Paris. I: 19. S. 1835. 


337. 


2,5 — f Ne. 2. 
1. u: 2. Die Anerfennung eine® natürlichen Kindes, 
welche, während der Ehe bewirkt, den ehelichen Kindern nicht 


ſchadet, kann ihnen fehaden, wenn fie nad Auflöfung der Eh 


e 
geſchieht. Pau. S. 6.2.8. — E. 9. Bmw. Pau. S. 8. 1. 
86. D. 6 1. 49. L.22. 191. 

3. Der Art. 337. hindert das während der Ehe anerkannte 
natürlihe. Kind nicht, den Unterhalt zu verlangen. — Er 
entzieht ihm nur die Erbrechte. C. H. Bw. XZouloufe. 8. 
12. 1. 13. D. 9 1. 455. L. 32. 76. 

4. Zumal wenn die Anerkennung vor dem Gode gefchehen 
ift, und dem Kinde ſchon der Unterhalt durdy ein Urrheil auf 
den — des alten Rechtes zuerkannt war. Paris. S. 12 
?. i 

5. Eben fo, wenn das Kind Beinen andern Titel als ein 
Urtheil hätte, welches ſich über feine Mutterfchaft ausfpricht. 
Rennes. S. 10. 2. 355. D. 8. 2. 101. — f. Art. 334. Neo. 
35. 335. Nro 8. u. 14. | 

6. Ein natuͤrliches Kind, ob zwar während der Ehe feines 
Vaters anerkannt, ann eine Klage auf Unterhalt gegen feine 
ehelichen Gefchmwifter anftellen, die im Befige der Verlaffenfchaft 
de8 gemeinfhaftlihen Waters ſich befinden — Es Fann- diefe 
Klage anftellen, obwohl fein Water daffelbe ein Gewerbe hat er: 
fernen laffen, wenn diefes Gewerbe nicht zu feinem Unterhalt 
und zu Ernährung feiner Familie hinreicht. Agen. S. 17. 2. 
281. D. 15. 2. 58. L. 49. 206. 

f. Urt. 204. 205. 334 762. 764. 


(8) Der Tauffhein eines natürlihen Kindes, unter: 
zeichnet von einer Mutter, melde ſich nachher verheirachet, und 
ehelihe Kinder gehabt hat, kann hinſichtlich diefer legtern nur 
dann als Anfang eines fehriftlihen Beweiſes angefehen werben, 
wenn er eim Älteres Datum hat, als die Heirath, und folglich, 
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den Zeugenbeweis der Kindfchaft zufäft. yon. R. G. 1836. 337. 
2. 194. *) | | 


f. Art. 320. 


+ Etwas über die Anerfennung natürlicher Kinder mährend der 
nn Abhdl. Annalen. IV. 114 — 116. — f. Neo. 1. u. 2. 


"1. Der Art. 338. ift auf ein natürliches Kind, welches fein 338. 
Vater angewünfcht hat, nicht anmendbar, In diefem Falle kann 
. das natürlihe Kind aller Vortheile der angemünfchten Kinder 
genießen. Gaff. Zouloufe. S. 11. 1. 329. D. 9. 1. 373. L. 
30. 465. die Notizen zu Art. 343. 

2. Ein von feinem Water anerkanntes natürliches Kind 
darf deffen Namen nicht führen, wenn er ihm nicht in feiner 
. Geburts» oder Anerkennungs:Urkunde beigelegt wurde, und wenn 
bei einem auf die Abreichung bes Unterhaltes. gerichteten Rechts: 
verfahren das natärlihe Kind nur den Namen angenommen 
hatte, welchen fein Geburtsfihein ibm beilegte. C. H. Bmw. 
Air. S: 19. 1. 438 D. 17 1 466. L. 56 251. **) 

f. Art. 158 203. 331. 383 756. 762. ff. 

* Kindlihe Rechte. EheDd. 8. 40. | 

. 1. Die aus einer gefegmäßigen Ehe geborenen Kinder ha= 339. 
‚ben eigene und perfünliche Familienrechte, die nicht mit denen 
zu verwechfeln find, welche ihnen an der Verlaffenfchaft ihrer 
Eitern zuftehen koͤnnen. — Folglich kann die zu Gunften 
eines natürlihen Kindes gegen feinen Water entfchiedene Frage 
der ehelichen Geburt” von dem ehelichen Sohne  beftritten 
werden. Gaff. Toulouſe. S. 21. 1. 249. D. 19, 1. 289 
L. 60. 334. 


2. Die Anerkennungs-Urkunde eines natürlichen Kindes 
wenn fie vom Kinde beftritten wird, begründet hinfichtlich der Va- 
terſchaft nureine einfache gefegliche Wermuthung, welche durd) an— 
dere DBermuthungen gleicher Gattung wieder entkräftet werben 
kann. — Sin diefem Falle kann ber. Beweis der Vaterſchaft oder 
des Gegentheils nicht ausfchließlich der einen oder andern Partei 
zu Laſt gelegt werden, das Gericht muß fih nach den Umftän: 
den der Sache beftimmen Rouen. -S. 28. 2. 43. D. 25. 2, 123. 


) Anerkennung natärlicher Kinder. Brauer VI. 285. | 
=) den Rechten unehelicher Kinder im. Allgemeinen, Zachar. 
* 567. \ * 
Von den gegenfeitigen Rechten der natürlichen anerkannten 


Kinder, und der Eltern diefer Kinder. Zachar. M. 574, — 
Bratier V. 487. 


15 * 


339, 


340. 
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3. Wer die eheliche Geburt eines Kindes urkundlich aner— 
kannt bat, ohne daß ihn damals irgend ein Umftand verpflichtete, 
fich über die Wirflichkeit. dev Thatſache jener ehelichen Geburt zu 
verläffigen, ift fpäter nicht mehr befugt, diefelbe zu — 
C. H. Bw. Rennes S. 22. 1. 224. D. 2W. 1. 142. L 
63. 295. 

(4) Ein natürliches Kind ift befugt, die zu ſeinen Gunſten 


geſchehene Vaterſchafts⸗ Anerkennung anzufechten. Nismes. R. 
G. 1837: 2. 


1. Jede Nachfrage nad einer nicht anerkannten Vater: 
fhaft ift unzuläffig: nicht allein in Beziehung auf die Erb- 
rechte, fondern auch auf die Ernährung des Kindes, die Kind: 
bettkoften und den Schabenserfag für die Mutter, felbft wenn 
es fi) vom MWiderfpruche gegen ein Vermaͤchtniß handelt, wel: 


ſches den Kindern von einem Bater, der fie im Ehebruch * * 


haben folle, binterlaffen wurde, Caſſ. Mirecourt. S. 1. 


D. 1. 1. 170. — Eaſſ. un Dt 185. D. 1. 606 L 
5. 3. — Caff. Chaumont. S. 6. 2. 570. D. 4. 2, 109, L. 15, 
38. — Baſtia. J. 19. S. 1834 2. 355. 

1b. Deßgleichen über den letzten Punkt. Gaff. — 
S. 10. 1. 272. D. 8. 1. 279. L. V. 973. — s. 8. 2. 162. 
L. 21. 359. — Paris. 8. 9. 2. 310. D. 7. 2. 188. L. 4. 
er C. 9. Vw. S. 14. 1. 111. D. 9. 1. 263. L. 30. 

+) | | 


2. u 3. Zumal wenn das Kind den Zitel eines ehelichen 


"Kindes in feinem Geburtsfcheine hat. Limoges. S. 13. 2. 335. 


. Dber er Beſitz des Familienſtandes. Aix. 8. 9. 2. 
311. L. 24. 1 

5. Der Ei 340. welcher die Nachfrage nah der Vater: 
ſchaft .unterfagt, ift dermafien gebietend (mas die uneheliche Va⸗ 
terfchaft betrifft), daß er die im Art. 46. vorgefehene Ausnahme, 
im Falle des Verluſtes der Standesbücher , nicht zuläßt: zus 
mal wenn nicht bewiefen ift, daß in diefen Büchern bie ur 
kundliche Anerkennung der Baterfchaft, welche der Ark. 
vorfchreibt, enthalten war. ©. H. Bw. Agen. S. 27. 1. 
D. 25. 1. 168. L. 78. 93. 


6. Es ift keine Nachfrage nah der Vaterfhaft im Sinne 
des verbietenden -Gefepes, wenn das Gericht nur erklärt, daß die 
Vaterſchaft durch Öffentliche Urkunden dargethan fen, als 3. B. 
durch den Geburtsfhein oder eine öffentliche rer 
tunde. C. H. Vw. Grenoble. S. 27.1. 201. D. 24. 1. 408. 

7. Unter der Entführung, welche in dem im Art. 340. 
vorgefehenen Falle die Nachfrage nach ber Vaterſchaft begrün: 


*) Laukhard II. &, 274. 
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det, ift micht bloß eine gewaltfame Entführung zu verfichen ; es 
genügt fchon, wenn ohne Vorwiſſen ihrer Eltern das Mädchen 
fi) von dem Entführer verleiten ließ. In demfelben Fall ift 

8, um den Entführer flr den Vater zu erklären, nicht noth: 

wendig, daß der Zeitpunkt der Entführung mit dem der Em: 

pfängniß übereintreffe, #8 genügt, wenn zur muthmaßlichen Zeit 
der Empfängniß das verführte Mäddyen und ihr Entführer un: 
auggefegt in denfelben Verhältniffin geblieben find, worin fie 

im Augenblide der Entführung ſich befunden. Paris, S. 21. 

2. 235. D. %. 2. 26. L. 62. 23. 

(S) Die Art. 340. und 342. welche die Nachfrage nad) 
der Vaterſchaft verbieten, find aud auf ein vor dem Code und 
unter der alten Gefeggebung geborenes Kind anwendbar, wenn die 
Mutter des Kindes bei der Verkündigung des Code noch Iebte. 
GE. 9. Vw. Grenoble. R. G. 1833. 1. 220. *) 

+ 1) Vaterſchaftsklage findet auch dann nicht ftätt, wenn das Kind 
noch zur Zeit der Gültigfeit ded alten Nechted geboren murde. 
Hohnh. IV. 235. — Dbein, unter dem alten Rechte angetrete- 
ner Beweis derfelben nah Einführung ded neuen Rechtes noch 
fortgefegt werden künne, ift controverd. Ebend. 235. f. 

2) Der Beweis der DBaterfchaftöflage, wo diefe fihb auf die in 2. 
©. 340. und 340 a. genannten Thatfachen gründet, fann (nach 

8. 569. der P. O.) durd Eideszufchiebung geführt werden, na: 

mentlich alfo über den Akt der Entführung, Darüber, daß der 

Beklagte dad Kind früher in einer (etwa vorbergegangenen) öffent: 

lihen Urkunde anerkannt, daß er den Beifchlaf früher freimillig 

eingeftanden habe, und eben fo über die Momente, durch welche 


er früber des Beifchlafed zufällig überwiefen worden if. Abhdl. 
Annalen. IT. 192. 


3) Ueber Vaterſchafts- und Kindes-Ernaͤhrungsklagen. Abhdl. 

Annalen II. 44. — f. die Zuf. zu. 8. ©. 334. — Bol. Art. 

344 Nro. 1. d. &. 

1. Im Falle der Nachfrage, wer die Mutter eines Kin— 
des fen, können Briefe der vorgeblichen Mutter nicht gegen den 
Willen von Dritten, an welche fie gefchrieben worden, vorgelegt, 
und als Anfang eines fhriftlihen Beweiſes angerufen werden. 
©. H. Bw. Amiens. S. 23. 1. 394. J 
— 2. Kann die Nachfrage nah der Mutter, welche dem 
Kinde erlaube ift, auh gegen daffelbe flatt finden? C. H. 
Bw. Amiens 8. 233. 1. 394. — f. Art. 335. Nro. 3. 

3. Die wichtigen VBermuthungen, welche nach dem Art. 
323. den Zeugenbeweis, im Falle der Nachfrage nach der eheli: 
hen Mutter, zulaffen, haben nicht die gleiche Wirkung hinſicht— 


*) Bon ber gezwungenen Anerkennung eines natürlichen Kindes, — 
Bon der Klage auf die Vaterfchaft,  Zachar, II. 569, — 
Brauer. V. 365, fr . j 


340. 


340. 4. 
341. 
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341. lich der im Art. 341. verſtatteten Nachfrage nach der natuͤrlichen 


Mutter. — Hier muß nach dem Ausdrucke des Art. 341. der Anfang 


eines fchriftlichen Beweiſes Über die Identität des Klägers mit 


IS 


dem Kinde vorhanden feyn, deffen Geburt bereits bargethan ift. 
— Und diefer Anfang eines fchriftlihen Beweiſes kann nicht 
aus dem Geburtöfchein entnommen werden. Caſſ. Rennes. S. 
10. 1. 193. — S. 8. 2. 305. D. 6. 2. 172. L. 23. 11. 


4. Ein Urtbeil, welches über die Mutterfchaft einen Aus: 
fpruch gibt, ift nleichgeltend mit einer freiwilligen Anerkennung, 
und verleiht dem natürlichen Kinde die naͤmlichen Rechte an 
dem Nachlaſſe der Mutter. — Die durdy Urtheil anerfann: 
ten natürlichen ‚Kinder find nicht den ehemwidrig geborenen zu 
vergleichen, welchen das 1 nur ein Recht auf Ernährung 
bewilligt. Paris. S. 12. 2, 418. L. 34. 316. — Rouen. S. 


‚13. 2, 330. L. 36. 276. 


5. Ein Rind, das durch Uctheil auf fein eigenes Begehren 
ald Sohn einer gewiffen Frau erklärt worden ift, Tann, ohne 
daß diefes Urtheil vorher aufgehoben worden, feine Klage gegen 
eine andere Frau dahin anftellen, daß fie als feine Mutter er- 
Fläre werde. C. H. Bm. S. 1. 1. 213. D. 1. 198. " 


f. Art. 335. 336. 337. 


(6) Darf der Erbe eines natürlichen Kindes nicht, wie 
das natürliche Kind felbft, zur Nachfrage nad) der Mutterfchaft 
zugelaffen werden, wenn der Anfang eines fchriftlihen Beweiſes 
vorhanden ift? — Berneint im Allgemeinen. Paris. J. 19. 
S. 1834. 2. 184. — Paris. R. G. 1837. 2. 369. 


(6)b. Wurde entfchieden, daß ein ehbelihes Kind nah 
dem Tod eines Individuums, welches es für feinen natürlichen 
Bruder ausgibt, um hierauf feine Erbanfprüche zu gründen, zur 
Nachfrage nah der Mutterfchaft nicht zugelaffen, und feiner 
Mutter hierdurch eine natürliche Mutterfchaft aufgebürbet wer: 
den dürfe, welche fie nicht anerkannt hat. Paris. J. 19, S. 
1834. 2. 184. *) 


f. Art. 335. **) 


*) Bon der Klage auf die Mutterfchaft. Zadar. IH. 570. — Na: 
tuͤrliche Mutterfchaft. Brauer V. 365. f. 


**) Rechte und Erbanfprücde der vor dem 1. Jänner 1810, ge: 
borenen natürlichen Kinder. Baurittet I. 736 — 740. vgl. 
mit 1. E. € X. 2. und VII. 
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Achter. Titel. 
Don der Anwünſchung eined Kindes und der freiwilligen 
Pflege eines Minderjährigen aus wohlthätigen Abfichten. 


Erſtes Kapitel. 
Von der Anwünſchung eines Kindes. *) 
* Das ganze Verfahren ift polizeilih. 11. E. €. $. 13. 
Erfter Abfchnitt. 
Bon der Anwünſchung und ihren — 


3. Eine vor der Verkuͤndigung des Code geſchehene An: 343 
wuͤnſchung iſt gültig, wenn gleich der Anwuͤnſcher zu dieſer Zeit 
ſchon ein eheliches Kind hatte, und der Angewuͤnſchte von ihm 


ale fein natürlicher Sohn anerkannt wurde: wenn anders die 


Anwänfhung in einer —— Urkunde geſchehen iſt. Caſſ. 
Toulouſe. S. 11. 1. 329. D. 9. 1. 373. L. 30. 465. 

12. Kann man unter der Herrfchaft bes Code fein aner⸗ 
kanntes mas Kind anwuͤnſchen? C. HD. Vw. Nismes. 
S. 16. 1. 45. **) 

3 Bejaht. Brüffe. S. 5. 2. 4. — Brüffel. S. 

2. 174. L. 18 42. — Grenoble. S. 9. 2. 204. — an J 
in 5.8 2. 919. — Gaen. S. 12. 2. 293. 
— s. 4. 2 313. D.23 2.15. L. 97. 514. — 
Angers, 24 2. %05. D. 33. 2. 15. — Grenoble. S. 26. 
2. 29. p u. 2. 204. — reg Ss. %. 2. 245. D. 24. 
2.204 — Rennes. S. 29. 2. 109. D. W. 2. 240. — Hoi: 
tiers. 8. 8. 2. 414. D. %. 2. 240 — f. Art. 338. — 
Orleans. R. G. 1833. 2 36 — yon, R GC. Er 2. 214. 
— Zouloufe. Rennes. Paris. J. 19. S. 1835. 2. 553. 

14. Berneint. — 8.4 2. 14L 8. 107. — 
Nismes. S. 4. 2. 548. L. 8 302. — Nismes. S. 4. 2. 548. 
L. 8. 302. — Pau. S. 97, 2. 116. D. 36. 2.. 339. — Bour: 
ge8. S. 30. 2. 163. 

15. Wenn auh ein Vater fein anerkanntes natürliches 
Kind nicht anwuͤnſchen Eönnte, fo würde er ihm bed die duch 


*) Bon der Adoption. Zadariä. III. 554. ff. Trefurt. 400402. 
Erwerbung ber elterlihen Gewalt durch Anhahme an Kin⸗ 
beöftatt. Brauer. V. 488 — 492. 
**) gaufhard II. ©. 298. 
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343. Anwuͤnſchung früher verliehenen. Rechte nicht wieder entziehen, 
wenn er den Angewünfchten als feinen natürlichen Sohn aner: 
Eennte, zumal wenn diefer nicht in die Anerkennung eingemilligt 
hätte. Paris. S. 4. 2, 113. L. 8. 100. 

16. Unter der Herrfchaft des Code Fann ein Water, felbft 
bei Lebzeiten feiner angewünfchten Kinder, noch eines, oder nad 
und nach mehrere andere anwünfhen. Bourges. 8. 4. 2, 65. 
f. Urt. 348. 

17. Ein Ausländer kann von einem Franzofen angewünfcht 
werden, zumal wenn jener einer Nation angehört, deren Gefege 
die Anwünfhung eines Franzofen erlauben würden: namentlid) 
ein badifcher Staatsangehöriger. Colmar. S. 21. 2. 288. L. 
62. 409. 

Caſſirt durch nachftehendes : 

Ein Ausländer kann von einem Franzofen nicht an= 
gewünfcht werden, wenn die gefchloffenen Staatsverträge ihm 
nicht ausdruͤcklich dieſes Recht beilegen. — Es ann nicht genuͤ— 
gen, daß der Ausländer fähig wäre, einen $ranzofen zu beerben. 
Gaff. Colmar. S. 23. 1. 353. D. 21. 1. 322. L. 67. 536. 

19: Ein Ausländer kann in Frankreich nicht angewuͤnſcht 
werden, ald wenn die Gefege oder Staatsverträge feines Landes 
die Anwünfhung eines Franzofen durd einen Landesangehörigen 
erlauben follten. E H. Bw. Dijon. S. 26. 1. 142. D. 24. 
1. 7. L. 75. 107. — f. Art. 11, 

20. Das Gefeg vom 14. Zuli 1819., weldes den Aus: 
ändern die Befugniß verleiht, auf diefelbe Weife, wie die Fran: 
zofen, zu erben und Schenkungen zu empfangen, verleiht ihnen 
nicht die Rectsfähigkeit, unter dem Titel angewünfchter Kinder 
im Erbe zu folgen, oder richtiger, eine Anmwünfchung anzuneh: 
men: — mit Vorbehalt des Falles, wo Staatsverträge diefen 
Ausländer der den Franzofen zuftehenden bürgerlichen Rechte 
theilhaftig gemacht hätten. Gaff. Nismes. S. 26. 1. 330. D. 
24. 1. 299. L. 76. 5. Ä 

344, (1) Kann derjenige, welcher ein natürliches Kind anerkannt 

hat, diefe Anerkennung unter dem Vorwand anfechten, daß er 
nicht wirklich der Water des Kindes fey (wornach alfo die Aner: 
fennung Feine Urſache hätte), daß diefelbe das Reſultat von 
Kunftgriffen und liſtigen Worfpiegelungen der Mutter,. und nur 
durch das Verhältniß eines, zwifchen ihm und der Iegtern be- 
ftandenen Goncubinats (einer unfittlichen Urfache) beftimmt wor: 
a ſey? — Bejaht. Paris. J. 19, S. 1834. 2. 6. 

345. | 


) Bon der privilegirten Adoption. Zachar. IM. 561. — Lebens: 
rettung ale Anmwünfchungsgrund. Brauer VI. 284. 
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*) 345 a. 

Die Anwuͤnſchung  verfchafft dem Anwuͤnſchenden eine buͤr⸗ 347. 
gerliche, rechtlich erdichtete Nachkommenſchaft, welche hinſichtlich 
ſeiner die Stelle der natuͤrlichen (ehelichen) Nachkommenſchaft 
erſetzt. — Sie begruͤndet die Verhaͤltniſſe der Vaterſchaft, Kind: 
fhaft und Erbberechtigung ‚- nicht allein zwifchen dem Anwuͤn— 
fhenden und Angewünfchten , fondern auch zwiſchen dem erftern 
und den Abfümmlingen des Iegtern. Caſſ. ut Ss. 23. 

1. ee Te ee 
J. Art 161. ff. 184. ***) 348, 

f. Art. 203. ff. 349. 

1. Der Angewünfchte Eann, wie das natuͤrliche und eheliche 350 
Kind, die Minderung der Vortheile verlangen, welche die anwuͤn— 
fhenden Eltern fi nad der Anwünfhung einander zugewendet 
haben. — In biefem Falle ift der Ehegatte, der einer Mindes 
rung ſich unterwerfen muß, den Erfag der Früchte, feit dem 
er des andern. Ehetheild fhuldig. CE H. Bw. Riom. 

S. 8. 1. 333. D. 6. 1. %08. L. 31. 113. 

2. Ein gemeinfhaftlich von zwei Ehegatten angemwünfchtes 
Kind kann, glei seinem aus ihrer Ehe geborenen Kinde,; auf 
den in Art. 1094. feflgefegten Betrag die Verfügung des Hei— 
rathsvertrages herabfegen laſſen, wodurch fein anwuͤnſchender 
Vater ſeiner anwuͤnſchenden Mutter das ſaͤmtliche Vermoͤgen 
ſchenkt, das er bei ſeinem Ableben hinterlaſſen wird. — Die 
Mutter und Geſchenknehmerin kann der Minderung der vertrags— 
maͤßigen Erbeinſetzung nicht aus dem Grunde widerſprechen, daß 
dieſelbe der Anwuͤnſchung vorausgegangen ſey. Montpellier. 8. 
23. 2. W5. 

8. — Recurs gegen dieſes Urtheil wurde. verworfen. 8. 
26. 1. 29. D. 23. 1. 222. L. 72. 476 

T a ein anwünfchenbder — den Freitheil ſeinen 
Neffen und Nichten vermacht hat, ſo empfaͤngt das angewuͤnſchte 
Kind, wenn es eines dieſer Neffen oder Nichten iſt, zu gleicher 
Zeit ſeinen Pflichttheil als angewuͤnſchtes Kind, und einen An- 
theil am Freitheil, als Vermaͤchtnißnehmer. Nancy. 8. 29.2. 
287. — €. 9. Vw. S. 31. 1. 321. — f. Art. 913. 

5. Ein angewänfchtes Kind, welches mit dem überleben: 
den Ehegatten zufammen trifft, hat ein folhes Recht auf den 
Pflichttheil, daß es nicht durch Zeftament auf das bloße Eigen: 
thum des Vermögens ne ie kann, — Der — 


*) Trefurt. 400. $. 478, 402. 8. 481. 
+) Trefurt. 401. 8. 480. 2). 


***) Bon den rechtlichen Wirkungen der Adoption. Zadar, III. 
559, f, Brauer V. 491, f, 


351. 


356. 


357. 
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theil des angewuͤnſchten Kindes iſt der naͤmliche, wie des in der 
Ehe geborenen. Trier 8. 14. 2.3. D. 12. 2. 42 38 
229. *) — f. Art. 343. Neo. 5 360. 745. 747. 766. 

f. Art. 747. 


weiter Abfchnitt. 


Bon der Form der Unmwünfchung. "*) 


(1) Das Erkenntniß eines Gerichtes erfter Inſtanz, mel: 
ches eine Anwuͤnſchung fuͤr unſtatthaft erklaͤrt, geht nicht in 
Rechtskraft über, und macht folqlich einen zweiten Antrag auf 
— nicht ſofort verwerflich, fo lange das Obergeritht 
nicht über den erften erkannt hat. — f Art. 357. 1351. 

Wuͤrde in der That Rechtskraft vorliegen, wenn das Ober: 
gericht auf den erften Antrag erklärt hätte, daf die Anwuͤn— 
ſchung nicht flatt finde? Lyon R. G. 1833. 2. 214. 

Ein Urtheil, welches, ohne Entfcheidungsgründe anzugeben, 
erklärt: die Anwünfhung hat niht ftatt, und gegen 
welches fein Fotmfehler vorgebracht wird, kann nicht im Gaffa- 
tionswege angegriffen werden , obwohl der Kläger fih zum Be: 
weife erbietet, daß die Verwerfung der Anwuͤnſchung auf keinem 
geheimen Beweggrunde bezuͤglich des Rufes des Anwuͤnſchenden, 
fondern einzig darauf beruhe, daß der Angewuͤnſchte das aner: 
kannte nathrlihe Kind des Anmünfchenden fer E. a Bw. 
Nismes. 8. 16 1. 45. D. 13. 1. 553. L. 44. — 
ſ. Art. 343. Nr. 13 14. 

1. Die Anwuͤnſchung iſt vielmeht ein Vertrag als ein 
Urtheil. Darum kann ſie im Wege einer Hauptklage angegriffen 
werden, ohne daß das Urtheil, wodurch dieſelbe beſtaͤtigt worden, 
die Wirkung der Rechtskraft für fih hätte Diefes Urtheil hat 
mehr den Charakter der Adminiftration als der Zufti; an fid. 
Colmar. S. 21. 2. 388. L. 62. 409. 

2. Das Urtheil , weldhes eine Anwuͤnſchung zuläßt, bat 
nicht den Charakter der. Rechtskraft, wenigftens nicht gegen 
Dritte: 08 ift eine Handlung det willfährlichen oder freimilligen 
Gerichtsbarkeit oder der Mechtspolizei, deren Gehalt und Wir: 
tungen der Anwendung der — Regeln des —— 


Rechtsverfahrens unterliegen. H. Bw. Dijon. 


142. D. 24.1.7. L. 75.1 107. 


*) Zrefurt 402. 4). 
**) Bon den Formen der Ankindung. Zadar. III. 557. 
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1. Ein Uetheil über Anwünfhung Bann vom eingefegten 360. 
Erben des Anmwünfchenden als nichtig angefochten werden, ob: 
— kein Pflichterbe iſt. Colmar. 8. 21: 1. 288. L. 
62 


2, Die Anwünfhung ift ihrer Natur nach nicht folder: 
maßen untheilbar, daß fie nicht die Zheilbarkeit ihrer Wirkun— 
gen zulaffen follte. — Sie kann von einem der Erben des An: 
wünfchenden angefochten werden, obwohl die andern Erben ein: 
willigen, den Angewünfchten alle —— der re 
genießen zu laffen. €. H. Bw. Dijon. S. 26. 1. 142 D. 24. 
1. 7. L. 75. 107. *) 


Zweites Kapitel. 
Bon der Pfleg +» Vaterjchäft. **) 


2. Die in Berpflegungshäufern aufgenommen Kinder, un: 361. 
ter welcherlei Titel und Benennung dies immerhin feyn möge, 
flehen unter Vormundfchaft der Verwaltungs-Commiffionen dies 
ſer Häufer, welche eines ihrer Mitglieder zur Ausübung der 
Derrihtungen des Vormundes, eintretenden Falles, beauftragen, 
während die — den Vormundſchafts-Rath bilden. Geſetz. 
(1805 ) Ss.8 2. 67. 

Eben fo, was die Findel« oder verlaffenen Kinder betrifft. 
Deecret. (1811) 

» „ die Stelle des Familienraths tritt 2 —— Obrigkeit. 


I. E. €. $. 5. vgl. Trefurt 403. $. 483 
*“) 


Ein von einem Pflegvater ſeinem Pflegkinde zugetheiltes 367. 
Vermaͤchtniß darf (in Ermangelung ausbrüdlicher Beftimmung 
des Gegentheil3) wicht als flellvertretend für den Lebensunter: 
halt angefehen werden, welchen die Verlaffenfchaft des Pflegvas 
ters dem Pflegkinde während deffen Minderjährigkeit fehuldig 
if. — Das Pflegfind hat demnach das Mecht, zu gleicher Zeit 
das Vermähtniß und den Lebensunterhalt zu fordern. C. 9. 
Vw. Nancy. S. 31. 1. 321. 1 
| +) 369. 


*) Bon bem Rechte der Erben des Adoptanten, eine gefeswibrig 
gefchehene Adoption anzufechten. Zadar. III. 558. 
” Ba ift ein Pflegvater? Zur Geſchichte diefer Echre. Zadar. 
111. 562. Brauer V. 490. 
Bon den Bedingungen und Form der Annahme eines Pfleg: 
kindes. Zachar. III. 563. 
**) Mon den rechtlichen Wirkungen, der Annahme eines Pflegkindes. 
Zachar. III. 564. — Brauer V. 493. 
) Dauer ber — a tn Brauer VI. 285. — 
ſ. 3uf. zu 8, ©, 209 
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Peunter Titel. 
Ron der elterlihen Gewalt, *) 


In allen nachftehenden Fällen finder nur polizeiliches, nicht ge: 
richtliches Verfahren ftatt. II. E. E. 8. 14. | 


371.  * Kindlihe Pflichten, EheO. $. 38, 


372. Der mütterlihe Großvater hat Eein Auffichtsrecht über feine 
minderjährigen Enkel, fo lange.diefe ihren Vater haben, obwohl 
jener Großvater der Gegenvormund der Minderjährigen ſeyn 
follte. — Folglich kann der Water, felbft nady dem Tode feiner 
Frau, nicht genöthigt werden, fein Kind zu beftimmten Zagen 
-und Stunden in das Haus des mütterichen Großvaters, und 
Gegenvormundes führen zu laffen. Nismes. S. 26. 2. 161. 
D. 24. 2. 28. L. 74. 348. 
f. Art. 25. 302. 383. 390, u. die Notizen. 395. 476. 
1384. 1388. **) 


* 4) Summe der Elternpflicht. EheO. $. 28. 


+ 2) Bäterlibe Gewalt begriff nach gemeinem Rechte die Rechte und 
Derbindlichkeiten des Vaters rüudkfichtlih der Perfon und ded 
Dermögend feiner Kinder: nach badifchem Rechte nur erftere. 
Hohnh. V. 166. 

373. 1. In den Fällen der Trennung von Tifh und Bette if 
es dem gutfindenden Ermeffen des Gerichtes überlaffen, welchem 
der beiden Ehegatten die Kinder am zwedmäßigften anvertraut 
werden mögen ; fie Fönnen der Mutter anvertraut werben, ohne 
daß hierdurch ein Eingriff in die väterliche Gewalt aefhähe. ©, 
H. Vw. Air. S. 21. 1. 333. D. 19. 1. 302. L. 62. 49. — 
f. Art. 302. und die Not. 389. | 


2. Der Vater ift Eraft Gefeges Special-Bevollmädtigter 
feiner minderjährigen Kinder; in diefer Eigenfchaft iſt er befugt, 
gegen Straferkenntniffe in Zuchtpolizeifachen, welche gegen die— 
felben ergangen find, Berufung zu ergreifen, ohne hierzu irgend 


*) Bon der elterligen Gewalt. Zadar. II. 543, f. — Von ben 
übrigen Rechten der Eltern. Ebend. 549. f. — Brauer. I. ©, 
270. V. 351, f. 367. 369 — 374, — Baurittel L 793. ff. 


**) Bon den Arten, wie die elterliche Gewalt erlöfcht ober. verloren 
geht. Zadar. III. 553, — Elterlihe Gewalt, Brauer. V 
— Beendigung berfelben. Ebend, 494, — Zrefurt 400. 
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einer re zu —— C. H. Vw. Paris. S. 21. 1. 373, 
353. D. 19. 1. 384. L. 61. 172 

3. Die im rn abgefonderte Frau fann angehalten 
werden, in die Hände ihres Ehemannes ihren Beitrag zur Un: 
terhaltsrente ihres gemeinfchaftlichen minderjährigen : Kindes ab: 
zugeben: allein diefe Verbindlichkeit hört mit der Großjährigkeit- 
des Kindes auf; die Frau kann alsdann fih ihrer Verbindlich: 
feit unmittelbar gegen das Kind entledigen, ohne Vermittelung 
ihres Ehemannes. Rouen. S. 26. 2. 60. D. 23. 2. 68. L. 
71. 223. 

f. Art. 1449. 1537. 
1. Wenn ein Sohn unter achtzehn Jahren das väterliche 374. 
Haus verlaffen bat, um an die Stelle eines einberufenen Gonferi« 
birten”einzutreten, und ſein Vater auf Ungültigkeit diefer Betz. 
pflihtung Elagt, fo fteht e& der Richtergewalt nur. in fo lange 
zu, über die Gültigkeit dieſes Mechtsgefchäftes zu r erkennen , als 
der Einfteher nicht von der Adminiftrativbehörde angenommen 
worden ift; nach feiner] Annahme kann nur Iegtere über die 
Einfprache des Waters des Minderjährigen erkennen. Zouloufe. 
S, 5. 2, 6. L. 10. 527. 

ie Eine minderjährige, nicht Gewalts entlaffene Perfon, 
welche aus dem ‚väterlichen Haufe unter dem Vorwand uͤbler 
Behandlung entwichen iſt, darf nicht zum Beweiſe diefer üblen 
Behandlung zugelaffen werden, um demnaͤchſt die Erlaubniß zu 
erhalten, in einem geiftlichen Haufe zu wohnen; fie muß vorher , 
— elterliche Haus zuruͤckgewieſen werden. Caen. 8. 12.. 

Obwohl Natur ‚und bürgerliche Gefege. den Eltern über 375. 
ihre Kinder eine Strafgewalt einräumen, fo geben fie ihnen doch 
nicht das Mecht, Gemwaltthätigkeiten oder Mifhandlungen gegen 
fie auszuüben, die ihr Xeben oder ihre nt in Gefahr 
fesen. S. %. 1. 145. D. 18. 1. 41. L. 57. 369. 

2.. Wenn, während einer Sceidungsklage zwifchen ben El⸗ 376, 
tern, eine Tochter das väterlihe Haus verlaffen, und fih zu ih: 
ver Mutter begeben hat, fo ermächtigt dies den Vater (welcher 
die Erziehung feiner. Zochter fi) wieder zueignen will) nicht, zu 
dem Ende der Zuchtmittel fid) & bedienen, welche der Art, 376. 
..— Brüffel. 8. 4. 2. 85. *) 

f. 


Art. 383. 468. | 
*4 377. 


*, Zrefurt 397. 2). 
**) Trefurt. 46. d. 85, 397. 2), — Zuchtrecht der Eltern, Brauer 
V. 354. ’ 
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i MWenn ein natürliches Kind gefegmäßig von beiden Eltern 
anerkannt ift, und beide deffen Obforge verlangen, fo kann das 
Gericht in diefer Dinficht, auf den Grund des größeren Intereffe 
des Kindes, die geeignete Verfiigung erlaffen. Agen. S. 6. 2. 
49. D. 4. 2. 169. — f. Art 376. ff. *) 
: 1. Die Gefege über die efterlihe Gewalt haben Wirkfam: 
keit vom Augenblid ihrer Verfündung an, ſowohl was den per 
fönlihen Stand der Kinder, ald mas die Wermögensrechte des’ 
Vaters betrifft. C. H. Vw. Befangon. S. 10 1. 348. D. 8. 
1. 367. L. 27. 517. — Xurin. S. 5. 2. 510. — €. H. Vw. 
 Befangon. S. 13 1. 58. D. 10. 1. 595. — €. H. Bw. Be: 
fangon. S. 16. 1. 495. D. 14. 1. 349. L. 47 5. A 

2. Die gefeglihe Nugnießung des Vaters am Vermögen 
der minderjährigen Kinder wird durch den Code, vom Tage fei: 
ner Verkündigung an, beftimmt, welche Gefegyebung auch zur 
Zeit der begonnenen Vormundſchaft beftanden. hätte; man fann 
nicht fagen, daß dies dem Code eine ruͤckwirkende Kraft beilkge. 
E. 9. Bw. Amiens. S. 19. 1. 446 D. 17.1. 403. 

3 Die Nugniefung der Eltern am Vermögen ihrer Kin« 
der ift nur darum verliehen, um die Eltern deſto beffer im dem 
Stand zu fegen, ihre: Verbindlichkeit zur Ernährung, Erziehung 
und Unterhalt der Kinder zu erfüllen, und fie für ihre Bemuͤ— 
bangen im diefer Hinficht zu entfchädigen. — Folglich hat diefe 
Mutznießung keinen Gegenftand, wenn die Kinder miche mehr 
find; fie fallt daher mıt dem Tode des Kindes, weihem das 
Eigentum zuſteht, hinweg. Tutin. $. 7. 2. 659. 

3. Da der Mutter Eraft Gefeges die Vormundfchaft und 
Vermögensverwaltung ihrer Kinder gebührt, fo Fann der Vater 
nicht durdy Teſtament diefe Verwaltung ihr ganz oder zum Theil 
entziehen ; folglih kann die Verfügung, wodurch er die von ihm 
ernannten Zeftamentsvollzieher beauftragt, die Fahrniß zu ver— 
kaufen, und fomit der Mutter einen Theil der Verwaltung abs 
E — keine Wirkung haben. Genua. 8. 12. 2. 444 L. 33 


6. Die Mutter, als gefegfihe Nugnieferin, hat nicht auf 
die Holzfchläge, die auf fremdem Eigenthume, nad) Pacytverträ: 
gen oder Käufen, gefällt werden, welche mit dem verftordenen 
Bater abgefchloffen wurden, das naͤmliche Recht, wie auf die 
von den Gütern der Kinder erzielten Früchte. — Diefe Holz: 
fhläge find in Beziehung auf die Mutter ein Kapital, wovon 
fie bis zum Ende der Nugnießung den Genuß hat; es find 
nicht Früchte, welche in ihr Eigenthbum übergehen. €. H. Bw. 


) Anerkennung natürlicher Kinder, als Erwerbtitel väterlicher 
Gewalt. Brauer, V. 379, 
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2 S. 25. 1. 135. D. 3. 1. 190. L. 73. 241. — f. Art. 394. 
2. ff. 

7. Der Urt. 384. welcher der Mutter nach Auflöfung der 
Ehe die Nugniefung am Wermögen ihrer Kinder bewilligt, 
kommt der Mutter zu Gute, obwohl fie vor der Verkündigung 
des Code Wittwe geworden. — Es ift wohl richtig, daß der 
Sohn vom Tage des Ablebens feines Waters in. das volle Ei: 
genthum feines Wermögens eingetreten ift: allein die gefeglich 
vermutheten Bemühungen der Mutter für ihren Sohn Eönnen 
vom Gefege eine Belohnung erhalten, obne dem Kiyenthume 
des Eohnes oder feinen erworbenen Rechten zu nahe zu treten, 
Paris S. 4. 2. 97. L: 9. 377. | | 

8. Der Xrt. 476, nach welhem die Minderjährigen durch 
die Heirath Eraft Gefeges Gewalts entlaffen werden, ift auch 
auf die Minderjährigen anwendbar, welche fih vor der Verkuͤn— 
digung des Code verheicathet haben. — Folglid kann ein Va— 
ter die Nutznießung des Vermoͤgens feines verheiratheten min: 
derjährigen Sohnes: nicht ruͤckfordern, obwohl die Ehe unter der 
alten — geſchloſſen wurde. Turin. 8. 7. 2. W. D. 
a A 

f. Art. %05. 386. u. die Notizen 453 476 730. 

(9) Die Vorſteher oder Lehrer der Erziehungsanftalten 
haben, bei ermangelnder Zahlung von Seiten der Eltern, eine 
Klage gegen die Kinder, für die Koften ihrer Werpflegung und 
Erziehung , obgleih die Eltern die gefeglihe Nugniefung des 
Vermögens ihrer Kinder haben, wenn die Einkünfte diefes Ber: 
mögens unzulänglih, und übrigens die Verwendungen nicht 
übertrieben waren. C. H. Vw. Poitiers. J. 19. S. 1835. 1. 
873. — f. Art. 385. | 

(10) Die Früchte oder Einkünfte des Wermögend, woran 
ein Vater die gefeglihe Nugniefung hat, koͤnnen die perfönlichen 
Glaͤubiger des letztern nicht im Vollftredungswege an fich ziehen, 
wenn bie Raften des Unterhaltes und der Erziehung der Kinder 
"den Betrag derfelben erfchöpfen. Colmar. J. 19. S. 1835. 2. 
246 * — f. Art. 385 
1) 1.E. S VI. 

9% Die elterliche Nutznießung am Vermoͤgen der Kinder, die vor 
— 18ten Jahre ſterben btr. B.R. B 1819. X. Samml. 


*) an 38. f. — Folgen ber Gewaltsentlaffung. Brauer 


Kann den Eltern die elterliche Nusnießung des Pflichttheils 
ihrer Kinder vom anderfeitigen Eltern: oder Ahnentheil ent: 
zogen werben ? Archiv f. R. IL 237. 


334. 


384a, * 


385. 
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+ 3) MINE Nutznießung nah gemeinem Rechte. Hohnh. II. 


4) Detnieheng der Eltern am Vermögen Ihrer Kinder. Hohnh. 
161 — 167. 220. 225. 347. VI. 159. 173. 

5) Menn- die Anden vor r dem 1Sten Jahre EBEN fo gebührt fie 
gleihmohl den Eltern noch bid zu dieſem Zeitpunfte, an dem 
auf Die Seitenverwandten übergegangenen Sinbervermögen. 
a V. 125. f. — Annalen I. 194, f. vol, R. B. 1819. 

amml, I. 937. 

6) Die elterfihe. Nutznießung ift fein Vertragdrecht, Feine auf dem 
Vermoͤgen ded DVerftorbenen haftende Schuld, fondern ein Sn: 
teftat: Erbrecht. Sohn). V. 225. f. Annalen T. 193. 

7) Sie kann durch ‚din Willen nur bis zur Hälfte gefhmälert 
— — 738 2. 226. vgl. R. B. 1818. 111. Samml. I. 


8) Verzicht kur die vätetliche Nutznießung Eann nn a Glaͤubi— 
gern des Vaters angefochten werden. Hohnh. 1 


9 Die Wirkung der auf aͤltere Landrechte rüdweifenden Cem: 

träge bir. V. R. B. 1814. XXXIII. Samm!. I 

(1) Eltern, welche der bereits.angetretenen — Nub⸗ 
nießung des Vermoͤgens ihrer Kinder ſich wieder entſchlagen, 
um von den damit verbundenen Laſten ſich zu befreien, bleiben 
dieſen Laſten fuͤr die Zeit vor dem Verzicht unterworfen, ob⸗ 
gleich ſie ſich zur Rechnungsablegung uͤber den Ertrag ihrer 
Nutznießung erbieten. Lyon. J. 19. 8. 1835 2. 310. 

(1)b. Der Samilienrath kann die Eltern des Kindes nicht 
ermächtigen, diefem eine Ausgabe zur Laſt zu fegen, welche eine 
Laft der gefeglihen Nutznießung ift. Ebend. 

(1)e. Die Beftimmung des Art. 385:, daß die Zahlung 


der Ruͤckſtaͤnde und Zinſen der ſchuldigen Kapitelien des Min: 


derjährigen eine Laft der gefeglihen Nugniefung ſey, ift nur 
von den, feit der Dauer der Nugniefung verfallenen zu verftehen. 
Die früher verfallenen bleiben dem Minderjährigen zur Laſt. 
Ebend. **) 


* Beerdigungstoften. EheO. $. 35. 


1. Wenn die Mutter, welche ſich wieder verheirathet, die 
Nutznießung des Vermögens ihrer Kinder verliert, fo ift dies 
aus. färferen Gründen der Fall bei der Mutter, melde außer 
der Ehe, bei offenkundiger unziemlicher Aufführung, natürli: 
chen Kindern das Dafeyn gibt. Limoges. S. 13. 2. 290. 

. Zumal. wenn die üble Aufführung der Mutter ſchon 
Veranlaffung gegeben hätte, ihr die Wormundfchaft ihrer Kinder 
zu entziehen. Limoges. S. 26. 2. 169. 


*) Zrefurt, 398. 4). _ 
**) Begräbnißpflicht. Brauer V. 980. 
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3. Im — — entſchieden. Air. S. 14. 
2. 70.D. L. 39. 

3b. Gen > en ben — Kan Paris. D. 9. 2. 
68. L 29. 217. — f. Art. 384. 600 60 
1. Der Sohn fann nicht als a feines Fleißes die 387, 

vom Vater gemachten Erwerbungen in Anfpruch nehmen, "unter 
deffen Gewalt er ſich zur Zeit diefer Erwerbungen befand, Zu: 
tin. S. 6. 2: 644. 

2. Wenn ein Vermädtniß einem Minderjährigen gegeben 
worden, fo ift, um dem Bater des Vermächtnißnehmers bie ges 
fegliche Nugniefung des Vermaͤchtniſſes zu entziehen, nicht ers 
forderlih, daß der Teſtirer dieſe Entziehung eigens ausgebrüdt 
babe, diefelbe kann aus mittelbaren un den der Verfügung 
gefolgert werden. — Wenn es alfo 3.3. heißt, baß ber Teſta— 
mentsvollzieher die Verwendung und Anlegung des Vermaͤcht⸗ 
niffes bis zur Großjährigkeit des Vermaͤchtnißnehmers beforgen 
folle, fo fcheint die Willensmeinung bes Teſtirers zu feyn, das 
von ber ae u "aaa Nutznießung zu befreien. Paris. 

3. Die a daß die Eltern die Verwaltung bes. 
ihren Kindern vermadten Vermögens nicht haben follen, ift un: 
gültig, obwohl das Gefeg einem Teſtirer erlaubt, dem Water 
- den Genuß eines VBermäctniffes zu entziehen, welches er dem 

m diefes Waters gibt. Caen. S. 36. 2. 310. D. 24. 2. 
In . 76. 190. — Befangon. S. 8. 2. 97. D. 6. 2. 156. 
. 21. "300. x) 
f. Art. 389. 


| Zehnter Titel. 
Bon der Minvderjährigfeit, der Bormundicaft und | der 
Gewalts⸗ Entlaſſung. * 


Erſtes Kapitel. | 
Bon der Minderjährigkeit. 


Der Minderjährige, der unter der Herrfchaft der neueren 
Geſetze, welche die Großjährigkeit auf ein und zwanzig Jahre 


*) unterfchied zwiſchen nugnießlihem und nugfreiem Kindergut. 
Brauer — 364. 
er Vermögen —— Kinder ig feine Nutznießung 
ftatt. Archiv. f. R. II. 242. 
**) Baurittel I. 812 — 814. 816. 


16 
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385. feftfegen, das ein und dreißigſte Jahr zuruͤckgelegt Hat, ohne feine 
Klagen auf Wiederherftelung angeftellt zu. haben, R ne 
— — C. H. Vw. Riom. S. 14,1 
12. 1 

f. Art, 37. 76. 108 144. 148. 224. 345. 346. 364. 
372. 442. 903. 942. 980. 1070. -1095. 1124. 1304. 1305. 
1314. 1990. 2064. 2195. 2252. en 
* 41) VI, Eonft. €. $. 27. Samml. I. 

.2) Die Eu RR TEVONRIENNIRE btr, KK B. 1812. XII. Samml. 


! 


Zweites Kapitel. 
Bon der Vormundfchaft. **) 


1) II. E. €. 8 5. 8. 15 — 21. vgl. Brauer IV. 575. Not. 15. f. 
2 £. B. die allgemeine Einführung der Waifenrichter und deren 
Inſtruktion ber. R. er 1810. XVII. Samml. I. 938. 1819, 
XXIII. Samml. II. 149. 
3) V. die — Pflegſchaften btr. R. B. 1814. XVII. 
ie II. 
nftruftion fir Vormuͤnder, über die ihnen in der — 
J —————— hauptfaͤchlich — Pflichten. V. 


— Abſchnitt. 
Bon der Vormundſchaft der Eltern. ***) 


389, 1. Die aus der elterlichen Gewalt abfließenden Rechte 
ſind nicht auch kraft Geſetzes dem natuͤrlichen Vater uͤber ſeine 
anerkannten Kinder eingeraͤumt. — Folglich hat der natürliche 
Bater nicht, wie der eheliche, das Recht der Obforge Über die 


*) Zrefurt. 38, $. 62. 
"> an der ESMEHR. Zachar. I. 87 — 91. 98. Brauer 1. 
. 278. f. V. 500, 
2 Anordnung der Vormundfchaft. Rettig. $. 352 — 358, 
Das badifhe Vormundfchaftswefen, mit befonderer Ruͤeſicht 
a die VBormundfchaft der Mutter. Archiv f. R. III. 325. 


a I. 817. f. — Brauer V. 498. f. 503 — 508. 
; a. den Pflegern, welche ein Indivfduum vertreten. Zachar. 


**) Von der Vormundſchaft der Eltern. Zachar. J. 99. 
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Kinder, der Verwaltung und der Nusnießung ihres eigenthlim: 389. 
lihen Vermögens. Die Gerichte Fünnen, zum Vortheile der 
Kinder, die Obforge über diefelben und die Verwaltung ihres 
Vermögens der Mutter anvertrauen. Pau. S. 23. 2. 89. — 
f. Urt. 373. Neo. 1. - | 

2. Das minderjährige Kind hat kein Pfandrecht für die 
Sicherheit feines eigenthümlichen Vermögens, woruͤber der Va— 
‚ ter während der Ehe die Verwaltung hat. Der Vater als Ver: 
walter kann nicht dem Vormunde gleich geftelle werden. E, 
H. Zw. Douai. S. 22. 1. 80. D. %0. 1. 62. L. 62. 337. 

3. Die Schuldner eines minderjährigen Kindes find nicht 
befugt, Sicherheit oder Anlegung zu verlangen, obwohl der Bas 
ter, an welchen die Zahlung gefchehen fole, im Zuftande der 
Zahlungsunfähigkeit fich befindet. Toulouſe S. 22. 2 8. 

. Wenn ein Minderjähriger Intereſſen zu vertheidigen 
hat, welche denen feines Vaters zumider laufen, fo ift es Sache 
des Sämilienrathes, und nicht des Gerichtes erfter Inſtanz, ihm 
hierzu einen befondern Vormund oder Pfleger zu beftellen. Zus 
tin. S. 11. 2. 184. D. 9, 2. 119. 

Urt. 141. 142. 420. 421. 1388. 

(5) Die Eltern, denen vom Teftirer die Verwaltung des 
ihren Kindern vermadhten Vermögens anvertraut wurde, koͤnnen 
angehalten werden, für ihre Verwaltung unterpfändliche Sicher: 
heit. zu leiſten; bier verhält es fich nicht, wie bei der Verwal—⸗ 
tung, welche die Eltern unmittelbar vom Gefege erhalten. €. 
H. Bw. ir. R. G. 1833. 1. 466. *) — f. Art. 2121. 

+ 1) Dem Bater fteht ga undohne Ausnahme die Verwaltun 
alles Vermögens der minderjährigen Kinder, felbft des frei eis 
rg zu. Hohnh. V. 162 — 165. 

2) Es macht Eeinen Unterfchied, ob er beim eng: diefer Der: 
waltung felbft Vermögen befitt,- oder arm ift. Ebend. 

3) Alfo kann ihm, feiner fpäter erfolgten. Verarmung oder Der: 
gantung wegen, diefelbe auch nicht entzogen werden, fo lange 
nicht befondere Umftände eintreten, welche eine Verwaltungs— 
Unfähigkeit in phyſiſcher oder moralifcher Hinficht beurfunden. 
Ebend. 162. 164. 344 — 347. | 

4) Sb den minderjährigen Kindern mährend der Dauer der Ehe 
ein geſetzliches Mfandrecht am fiegenfchaftlihen Vermögen des 
Daters zuſtehe? Bejaht. Hohnh. V. 160. 344. — N. 

Japrd. I. 42 — 43. erneint. Archiv f, R. I. 408. ff. An- 
nalen I. 207. f.vol. Laukhard I. 305. ff. — ſ. Nr. 2. d. €. 


*) Kann die gefegliche Vormundſchaft der Eltern durch eine Bez. 
dingung in einer freigebigen Verfügung entzogen werben? 
Archiv f. R. II. 243. 

Beiträge zur Erläuterung der 2. ©, 389, und 390. Archiv 
R, II. 136 — 157, 


16 * 


390. 
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5) Die Dbervormundfchaft ift-befugt, Rechenſchaft über den erg 
| —— fie diefelbe nothwendig erachtet, zu fordern. Hohnh. 


1. Die Mutter kann nicht die Vormundfchaft ihres nas 
türlichen Kindes in Anfpruch nehmen, wenn das Kind mit eis 
nem Wormund verfehen ift, den ihm der Vater mit Zuftimmung 
der Mutter ernannt hat. Paris. S. 2. 2. 401. L. 4. 60. 

2. Bezüglich auf ein natürliches Kind ıft der Vormund 
jederzeit einernannter. Folglich ift die Mutter, welche ihr na⸗ 
türliches Kind anerkannt hat, nicht Eraft Gefeges deffen Vor— 


‚münderin nad des Vaters Ableben. Air. S. 11. 2. 475. L. 


30. 549. — Agen. S. 32. 2. 58. 

3. Im entgegen gefegten Sinn entfhieden — Die ge: 
fegliche Vormundfchaft des Vaters und der Mutter findet ftatt 
für die außer der Ehe geborenen, wie für die ehelichen Kinder. 
— Folglich ift die Mutter gefeglihe Wormünderin ihrer natür- 
lihen Kinder (nah dem Tode des Waters), Sie kann in dies 
fer Eigenfchaft im Namen des Kindes den Lebensunterhalt und 
die Erbrechte in Anſpruch nehmen. Brüffel. S. 13.1 281.— 
8. 13. 2. 19. — 15. 1. 361. — %. 1. 366. 

4. Sn’ jedem Fall ift der Verzicht der Mutter auf die gefegliche 
Bormundfchaft ihres anerkannten - natürlichen Kindes unwider—⸗ 
ruflich; befonders alsdann, wenn aus dem Belchluffe des Fa- 
niilienrathes, welcher dem Kinde einen Vormund ernannt hat, 
fi ergibt, daß die Mutter nicht Iefen und fchreiben fann, und 
Eeinen regelmäßigen Lebenswandel führt. C. H. Vw. Grenoble. 
S. %. 1. 366. D. 18. 1. 417. Ä 

5. Unter der Herrfchaft des römifchen Rechtes Eonnte die 
Mutter, der während ihrer Minderjährigkeit die gefeglihe Vor— 
mundfchaft über ihre Kinder entzogen war, diefelbe, nachdem fie 
großjährig geworden, jederzeit verlangen. — Es ift folglich eine 
ruͤckwirkende Anwendung des Code auf den Fall, wo eine, vor 
dem Code eröffnete. Wormundfchaft, unter deffen Herrfchaft von 
der großjährigen Mutter gegen den Bormund zurücdverlangt wird, 
welcher den Kindern während der Minderjährigkeit ihrer gefegli- 
chen Vormuͤnderin beftellt war. Bordeaux S. 4. 7. 150. 

6. Der Code ftellt die minderjährigen Kinder nur in fo 
fern unter die Vormundfchaft ihres Waters und ihrer Mutter, 
als fie nicht Gewalts entlaffen find. — Mithin ift das vor 
dem Code Gewalts entlaffene Kind (oder, was daffelbe ift, das 
Kind, welches vor dem Code als halbmündig für Gewalts ent: 
laffen angefehen wurde) nicht mit dem Code unter die Vor: 
mundſchaft zuruͤckgekehrt, obgleich es noch nicht ein und zwanzig 
Sahre alt war, Gaff. Nismes. S. 8. 1. 241. D. 6. 1. 172. 
= — 362. — Ar. 8. 5. 2. 141. — Nismes. S. 5 


[4 
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« — Im entgegengeſetzten Sinn entſchieden. Nismes. S. 390. 
| 8. Die Überlebende Mutter kann nad dem Ableben des 
Vaters die gefeglihe Vormundſchaft ihrer Kinder, in Folge des 
Art. 390, in Anſpruch nehmen, obwohl fie vorher wegen Un: 
verträglichkeit der Gemüther die Scheidung verlangt und erwirkt 
hatte. Paris. S. 8. 2, 124. 

9. Der Art. 390. überträgt bie Vormundſchaft der Mut⸗ 
ter, ſelbſt in dem Falle, wo vor der Verkuͤndigung des Code 
ein Vormund vom Vater ernannt, und von dem Familienrath 
und der Gerichtsbehörbe — war. Turin. S. 6. 2. 94. — 
Agen.S. 7. 2. 1260. D. 4. 2. 86. — Zurin. S. 5. 2. 174. 

f. Art. 25. 302, a 

1. Ein Vater kann die Verwaltung des Vermögens des 801. 
Minderjährigen nicht dem Vormundſchafts-Beiſtande Übertragen, 
den er der Überlebenden Mutter ald Vormünderin ernannt hat. 
Brüffel. S. 6. 2. 301. L. 19. 47. 

2. Der vom Bater ernannte Bormundfehafts-Beiftand hat 
die Befugniß nicht, gegen die Mutter im Intereſſe der Minder: 
jährigen NRechtsftreit zu führen, felbft wenn er — 
mit dem Gegenvormunde handeln wollte. Douai. 8. 21. 2 
117. D. 19. 2 78. L. 59. 516. *) ; 

f. Art. 398. 

*1) II. E. E. 17. — Die — Derfügungen fi fi gi wies 

der hergeſtellt durch Geſetz. R. B. 1835 

+,2) Etwas über great und Vormundfchafis/ Veiſtande. odi. 

Annalen 11. 13 — 

Zur Ernennung — Pflegers der Leibesfrucht genügt, daß 308. 
die Wittwe ſich fuͤr ſchwanger erklaͤrt; ſie iſt nicht gehalten, den 
Beweis ihrer Behauptung zu liefern. Air. S. 7. 2. 167. L. 

18. 330. **) — f. Art. 405. i 
? +) 393 a. 


” —— der Pfleger für unebelihe Kinder. S. A.B. 1814. 
ebrer III. 1284 





*) Bon dem Beiftande. Zadar. I. 137. | 

Bon dem Beiftande, welchen a. Ehemann feiner Frau zu 

ernennen berechtigt ift. Zadar. I. 138. — Baurittel I. 828 — 
831. 


**) Ginfesung fchwangerer Wittwen in den Genuß der Erbſchaft. 
Brauer V. 821. — Beftellung eines pflegers in dieſem Falle. 
Zachar. J. 135. 


***) Trefurt 409. 21, 
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39. + Die gefeglihe Bormundfchaft — wird nicht ſtillſchwei⸗ 


395. 


gend abgelehnt. N. Jahrb. I. 19 


1. Der Xrt. 395. nah welchem bie wieder verehelichte 
Mutter nicht ohne vorgängige Genehmigung des Familienrathes 
Bormünderin ſeyn kann, ift felbft auf den Fall anwendbar, mo 
bie Miederverehelihung vor dem Code, und vor Eröffnung ber 
Vormundſchaft, featt fand. Paris. S. 7. 2. 1240. L. W. 8. 

2, Die Rechtsgefchäfte, welche eine Mutter (die der Vor— 
mundfchaft duch MWiederverehelihung -verluftig geworden) als 
Bormünderin ihres Sohnes unternommen hat, find bdergeftalt 
nichtig, daß fie auch nicht wieder gültig werden Finnen, wenn 
ber Mutter nahmals die Wormundfhaft vom Familienrath 
übertragen wurde. Nismes. S. 6. 2. 30. | 

3 Die mwieberverehelichte Mutter, welhe der Vormund— 
fhaft enthoben werden fol, weil fie feinen Familienrath zuſam— 
men berufen hat, bleibt gleichwohl Vormünderin bis zum Ein: 
tritte des neuen Vormundes in feine Berrichtungen. — Die 
Rechtsgeſchaͤfte, welche fie mittlerweile beforgt, find gültig, fo wie 
die gegen fie in dieſer Eigenfchaft gerichteten Einfohreitungen. 
Zurin. S. 12. 2. 417. D. 9. 2. 34. L. 27. 571. 

4. Die Enthebung dem Rechte nad hat nicht die nämli: 
hen Wirkungen, wie die Enthebung der That nah. — Wenn 
alfo eine Mutter, welche, in Folge ber Wiederverehelichung ohne 
Zuflimmung, dem Rechte nah) der Vormundfchaft verluftig ges 
worden, gleichwohl die Führung derfelben fortgefegt hat, fo find 
die Rechtsgefchäfte, welche fie im Sntereffe der Minderjährigen 
unternommen, namentlidy ein Befehl, um die WBerjährung zu 
unterbrechen , nicht ohne Wirkung. — In diefem Falle kann 
man nicht. behaupten, daß die Mutter unbefugt fey. Limoges. 
S. 22. 2. 295. D. 21. 2. 4. L. 64. 347. — f. Irt. 394. 

9. Die gegen die Mutter wegen Uebertretung des Art. 
395. ausgefprochene Enthebung zieht nicht deren gaͤnzliche Un: 
fähigkeit nad) fi, fo daß fie nicht durch ausdrüdliche Ernen- 
nung des Zamilienrathes in die Vormundſchaft wieder eintreten 
koͤnnte. Mes. S. 21. 2. 339. D. 20. 2. 59. — Pau. S. 12 
2. 378. — ſ. Urt. 445. | 

6. Obſchon die Mutter eines natuͤrlichen Kindes deffen ge: 
feglihe Vormuͤnderin ift, gleich der Mutter eines ehelichen Kin: 
bes, fo iſt fie dies auch nur. unter denfelben WVerhältniffen und 
Bedingungen. Wenn alfo eine folhe natürliche Mutter fich 
ohne vorherige Zuftimmung des Familienrathes über Beibehaltung 
der Vormundfchaft verheirathet, fo verliert fie die Vormundſchaft 
kraft Gefeges. C. H. Vw. Paris. S. 15, 1. 361. 

7. In dem Zale, wo die Mutter zufolge Art. 395. die 
Vormundſchaft über ihre Kinder erfter Ehe verliert, geht bie 
Bormundfchaft nicht Eraft Grfeges auf den. väterlichen Großvater 
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über; es muß ein Vormund ernannt werden. G. H. Vw. 395, 
Montpellier. S. 7. 1. 156. D. 5. 1. 156. L. 17. 550. — f. 
Art. 405. | 

8. Die Mutter, welche als wieder verehelicht in der Vor: 
mundſchaft -ihrer Kinder nicht beftätigt morden iſt, kann auch 
der "Obforge über ihre Erziehung enthoben werden ; diefe Obforge 
kann vorzugsweife dem vom Familienrath ernannten Vormund 
aufgetragen werden. -2yon. S. 27. 2, 119. D. 25. 2. 97. 

L. 79. 298. | 

9. Im nimlihen Sinn entfchieden.  Gleihwohl kann = 
man in diefem Falle der Mutter das Recht der Aufficht über 
ihr Kind nicht entziehen. Bruͤſſel. S. 25. 2. 376. 

9b. Sie verliert nicht kraft Geſetzes die Erziehung ih: 
vor Kinder, obwohl fie zur zweiten Ehe gefchritten, und ber 
Vormundſchaft enthoben worden: zumal wenn ihre Aufführung 
ohne Tadel if. — f. Art. 450. Neo. 4. u, 5. 

10. Die Wittwe, der, ihrer MWiederverehelihung ungeach— 
tet, die Vormundſchaft ihrer Kinder belaffen worden, behäft 
dennoch nicht alle Vorrechte der Vormundſchaft in ihrem ur: 
fprünglihen Zuftande. — Der Gefeggeber, welcher der Mutter 
im Falle der MWiederverehelihung die Nugnießung des Vermoͤ— 
gens ihrer minderjährigen Kinder entzieht, und felbft den Fa— 
milienrath ermächtigt, fie der Vormundſchaft zu entheben, ver: 
feiht auch nothwendig diefem die Befugniß, auf den Fall, wo 
die Vormundſchaft der Mutter belaffen wird, entweder die 
Summe zu beftimmen, welche aus den Einfünften des Minder: 


jährigen für fein Beduͤrfniß jährlich verwendet werden dürfe, 


oder die Mutter als Vormuͤnderin und ihren Ehemann als 
Mitvormund anzuhalten, dem Gegenvormunde die Ueberſicht ih: 
rer geführten Verwaltung vorzulegen. Rouen. S. 30. 2. 84. 

190 Der Familienrath kann, indem er der. Wittwe, 
welche fich wieder verheirathet, die Vormundſchaft über ihre min: 
derjährigen Kinder überläßt, ihr andere Bedingungen, als die im 
Gefege verzeichneten auferlegen. Agen. S. 31. 2. 291. — f. 
Art. 454. | . ; 

Im entgegen gefegten Sinn entfchieden. Grenoble, R. G. 
1833. 2. 76. SR 

12. Die gefchiedene Frau, melde zur zweiten Ehe ge: 
fchritten, ift nicht Eraft Gefeges, im Falle des Ablebens ihres 
Ehemannes, Vormünderin der in der Ehe mit ihm erzielten Kin⸗ 
der. — Die der Mutter als Vormuͤnderin obliegende Verbind— 
lichkeit, im Falle der MWiederverehelihung den Familienrath zu: 
ſammen zu berufen, liegt auch der geſchiedenen Frau ob, welche 
eine neue Ehe vor dem Zeitpunkte geſchloſſen hat, wo die Vor— 
mundſchaft ihr hätte übertragen werden koͤnnen. Paris. 8. 8. 
2. 124. — ſ. rt, 477. j —— — 
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13. Wenn die wieder verehelichte Frau fich vorher nicht im 
der Vormundſchaft ihrer Kinder erfter Ehe hat beftätigen laffen, 
fo kann ihr’ zweiter Ehemann famtverbindlih mit ihr, ja 
feibft unter perfünlicher Haft, nicht allein zur Rüderftattung der 
von der Frau als Wormünderin erhobenen, fondern auch zur 


. Bezahlung ber zur Ehegemeinſchaft ihres erften Mannes gehöri: 


gen Gelder, welche fie ſich ausfchließlich zueignen wollte, verur: 
theilt werden. C. H. Vw. Bordeaur. S. 29. 1 42. D. %. 
378. L. 83. 184. *) 

f. Art. 225. 2135. J 

(14) Der Minderjaͤhrige hat ein geſetzliches Pfandrecht 
auf die Guͤter des zweiten Mannes ſeiner Mutter in dem Falle, 
wo dieſe bie Vormundſchaft verliert, weil fie bei ihrer Wieder— 
verehelihung die Bufammenberufung des Familienraths unter: 
laffen hatte. — Und diefes Pfandrecht befteht eben fo wohl für 
die vormundfchaftliche Werwaltung vor ald nach der zweiten 


Heirath. Colmar. J. 19. S. 1834. 2. 231. **) 


396. 


f. Neo. 2121. 2135. 

* 1) An die Stelle ded Familienraths tritt die polizeiliche Obrigkeit. 

II. E.E. $. 5. vgl. Trefurt 350. $. 410. 

2) Diefelbe bat die zur Wahrung ded Nugend der Bevormundeten 
bei der Inventur zugezogenen Perfonen mit ihrem Gutachten 

zu vernebmen. II. €, 5 $. 16. 

+ 3) Das gefeglihe Pfandrecht der Kinder an den Gütern der über: 
lebenden Mutter. hört mit der Wiederverehelihung derfelben 
auf, weil mit leßter die Mutter kraft Gefened die Vormund 
[dor über ip Kinder verliert, fo bald fie Die in &. ©. 39. 

eſtimmte Entfcheidung nicht — N. Zadrb. II. 125. 

127. vgl. jedoch Nro. 13. d. €. und Laukhard I. 313, 

1. Obwohl der Minderjährige ein gefegliches Unterpfands: 
recht an den Gütern des Mannes feiner zur zweiten Ehe ges 
fhrittenen Mutter hat, wenn diefe die Vormundſchaft beibebal: 
sem, fo Eonnte doch dieſes Unterpfandsrecht Feine Wirkung zu 
Gunften eines Minderjährigen haben, welcher vor Einführung 
des ‚Code großjährig geworden, wenn daffelbe nicht nach den 
Zörmlichkeiten des Gefeges vom 11. Bruͤmaire $. 7. eingetra- 
gen wurde. Paris. S. 7. 2. 1028. L. 26. 299. 

2. Der Ehemann und Mitvormund der Kinder der Frau 
aus ihrer erften Ehe ift in diefer Eigenfhaft Here ihrer Etzie— 





*) gaufhard I. 313. 


”*) Befondere Fälle, in welchen der Wormund durch einen andern 
erfegt wird. Zadar. I. 121. 9 bern 


„ „ Strafen wegen unterlaffener Anzeige über das Dafenn eines 
Falles zur Bevormundung. Brauer V. 510. 
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hung. Er Bann fie zu dem Ende an den Ort —— wohin 396. 
er es für gut findet, und ift nicht verpflichtet, fie in feinem. eis 
genen Haufe aufzunehmen. Angers. S. 7. 2. 1243. 

Die Mutter als Bormünderin, welche ſich wieder ver: 
heirachet, und ihren zweiten Ehemann als Mitvormund zur 
Seite hat, kann, im Falle einer begruͤndeten Abfegung ihres 
Mannes, ebenfalls als Folge hiervon, entlaffen (oder fufpendirt) 
— — ihr kein Unrecht zu Laſt fällt. Bruͤſſel. S. 11. 


Zweiter Abſ chnitt. 


Bon ber elterlich verordneten VBormundfchaft. **) 


1. Ein Bater kann’ dem duch Zeftament feinen Kindern. 397. 
ernannten Vormunde verbieten, die — der Minderjaͤhrigen 
in Staatspapieren anzulegen. Bruͤſſel. 8 . 711. 

2. Der Überlebende Vater kann die er unter 
einen, über die Perfon, und en über das en beſtellten 
Vormund — Paris. S. 4. 2. 139. L. 9. 148 — Pa: 
is. S. 4.2. 171. L. 8. 440. — f. Art. 417. 

3. Das Rede, einem Gewalts entlaffenen Minderiährigen 
einen- Pfleger zu beftellen, ftebt bem Familienrathe, nicht dem 
Vater zu. Caen. 8. 14. 2. 394. ***) 

ſ. Art. 395. 421. 505. 1055. 

* Der elterlich verordnete, fo wie der durch dad Geſetz berufene 
Dormund, mit Ausnahme des Vaters, bedarf der obrigkeitlichen 
Betätigung. „Beieglide 80 Solgen diefer Betätigung. II. €. €. 

$. 15. vgl. Trefurt 


Die MWiederverehelihung der Mutter entzieht ihr night das 399, 
Recht zur —— ihrer Kinder erfter Ehe. Colmar. 
8. 15. 2. 164. — f. Aut. 386. 395. 2 
2) | 340. 


—— mehrerer Vormuͤnder gegen einander. Brauer 


*) Baurittel I. 838. 


***) Bon dem Bormunde, den die Eltern zu wählen schrie find. 
3adar. I. 100. | 


”+#) Zrefurt, 42, 2). 
*7) Bu * an die Stelle des Familienrtaths trete? Trefurt 


401. 
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9 
Dritter Abſchnitt. 
Von der Bormundjcaft ber Ahnen. **) 
* Wer in den  verfchiedenen gefeglich beftimmten Fällen an die 
Stelle ded Familienraths trete. II. E. €. $. 5. und bei den 
dort angeführten £. ©. vgl. Trefurt 40 — 83. 
Sm Falle de8 Zufammentroffeng zweier Großmuͤtter (der 


väterlichen und mütterlichen), welche fich die Vormundſchaft ihrer 
Enkel ftreitig machen, ift feine Nothwendigkeit vorhanden, der 


vaͤterlichen Großmutter den Vorzug zu geben. Paris. S. 1. 2. 


578. ne f. Art. 142. 
Dierter Abfchnitt. 


Bon VBormundfchaften aus Auftrag des Familienraths. ** 


.* Betreibung der Bevormundungen — Ernennung, — 
Verpflichtung, Entlaſſung der Vormuͤnder durch die ordentliche 
Obrigkeit. 11. E.E. $. 15. vgl. Brauer IV.©. 575. Not. 15. f. 
1. Wenn ein Geriht die Ernennung eines Vormundes 

fir ungültig erklärt, fo kann es nicht felbft einen andern Vor— 
mund ernennen, föndern muß diefe Ernennung an den Fami— 
lienrath zurüdweifen. Caff. S. 17. 1. 33. D. 14. 1. 569. L 
47. 392. — Orleans. 8. 17. 2: 422. L. 49, 414. 

2. In dem Falle, mo die Eltern der Vormundfchaft ihrer 
Kinder entfegt werden , ift nicht die gefeglihe Vormundſchaft 
der Ahnen, fondern die Vormundſchaft mittelft Ernennung 
— Bat. S. 32. 2. 470. — f. 395. Nr. 7. Paris. 

. 19. S. 1835. 2. 405. 

f. Art. 25. 427. 442. 
rt 1) Die Beltellung und Entlaffung des Vormundes, die Beurthei: 

lung feiner Tauglichkeit und die Aufficht ber feine Dermwaltung 

gehört, nach badiſchem Rechte und altdeutſchem Herfommen, un: 
ter die Arten der willtührliden Gerichtöbarkeit, nach franzfi 

ſchem Recht ift Died den ivilgerichten uͤberlaſſen. Hohnh. V 

165 — 167. — f. Nr. 1.2. T. 

2) Wenn über die Frage, ob der Vater als geſetzlicher Vormund 





*) Trefurt. 43. 3. — Vormunds-Ernennung durch ben Familien— 
rath. Brauer VI. 286. 
*) Von der gefeglichen Bormundfchaft der übrigen Afcendenten, 
Zachar. I. 101. — Baurittel I. 845. 
***) Bon dem VBormunde, den ber —— ernennt. Zachar. I. 
102. — Baurittel I. 848 — 
Von den —— fuͤr —— Angelegenheiten. 
Rettig $- 419 — 423 
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und Nusnießer des ¶Vermoaens feiner Kinder die Verwaltung 405. 
davon behalten fon oder nicht, ein Streit entfteht, fo 
hängt Vormund hafts - und Ru nießungsdrecht fo hei zu: 
fammen, daß man nicht jenes ald Gegenftand der willkuͤhrlichen, 

und diefed ald eg * ie Gerichtöbarkeit anfehen 

und trennen fann.. Ebend. 168. f. 

3) Untauglic zum Bormund in ‘der Dater, deffen Unfähigkeit 
oder Untreue aus feiner Verwaltun hervorgeht. Gantmaͤßig⸗ 
— — en nicht untauglih. Ebend. 162. 164. — f. Art. 

ro 


1. Die — hat nicht die Befugniß, eine Be— 406. 
rathung des Familienrathes, bezüglich auf die Vormundſchaft ei: 
nes Minderjährigen, von Amtswegen & verlangen und je be: 
treiben. Caſſ. &yon. S. 7. 2. 1058. D. 3. 1. 199. L. 12. 
2854. — f. Art. 509. 

2. Eine Familienverfammlung, welche vor einem andern 
Sriedensrichter, ale dem des wirklichen Wohnfiges der Minder: 
jährigen gehalten wird, ift durchaus nichtig, und zwar zieht diefe 
Nichtigkeit auch die aller der Befchlüffe nach fih, welche der Fa⸗ 
milienrath gefaßt hat. — Mithin find alle in Kraft eines ſolchen 
Befchluffes errichtiten Urkunden wirkungslos, und Eönnen nicht 
einmal, weder durch eine fpätere Beſtaͤtigung eines andern rechte: 
förmlichen Familienraths, noch durch mehrjährige —— eines 
— Vormundes aufrecht erhalten werden. Turin. D. 10. 

3. Die Beſtimmung des Art. 406., daß der Familien: . 

rath vor dem Friedensrichter des MWohnfiges des Minderjährigen 
zufammen berufen werde, ift nicht unbedingt in dem Sinne, 
daß der vor einem andern Friedensrichter gefaßte Beſchluß für 
nichtig erklärt werden müßte, wenn die Beauftragung jenes Friedens: 
richters in rechtskräftig gewordenen Erkenntniffe gefchehen 
if. Meg. S. 21. 2. 339. D. 20. 2. 59. 
4. Der zur Ernennung eines neuen Wormundes zufam: 
men berufene Familienrath muß am Drte des natürlihen 
MWohnfiges des Minderjährigen, an dem naͤmlich welchen er 
bei Eröffnung der Vormundſchaft hatte, zufammen berufen wers 
den, mp nicht an dem MWohnorte bes legten Vormundes. Gaff. 
Paris. 8. 19. 1. 335. D. 17. 1. 365. L. 54. 358. 

5. Der Familienrath eines Minderjährigen kann geſetzli— 
cher Ordnung gemäß am Wohnſitze des zuletzt verſtorbenen EI: 
Sa zufammenberufen werden. EG. 9. Bw. Bourgeb. 

S. 26. 1. 139. D. 23. 1. 405. L. 724. 364. *) 

f. Art: 410. 420. 422. 448. 454. 509. 1056. 


*) Von der Zufammenfesung, den Befchlüffen, der Verantwort: 

lichkeit des Kamilienraths. Zachar. I. 92—97.— Brauer VI. 287. 

Bon der a pr Zachar. I. 91, — Brauer. V. 
502. 505. 515. 520. 542. f 
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i 1. Wenn gleich die Begebenheit, die den Grund zur Vor: 

mundfchaft abgab, unter einem Gefege fih ereignete, welches zum 
Familienrathe zwölf Mitglieder erforderte, fo mußte dody die un: 
ter ber Herrſchaft des Code erfolgte Ernennung des Vormundes 
nach den Foͤrmlichkeiten geſchehen, welche dort vorgeſchrieben ſind 
Caen. 8. 13. 2. 71 L 41. 31. 

2. Wenn ber $amilienrath in einer Anzahl von mehr als 
ſechs Verwandten oder Verſchwaͤgerten berathen hat, fo iſt die_ 
Beratbfhlagung nichtig, fo wie alles, was barauf gefolgt iſt. 
Amiens. S. 7. 2. 863. L. 14. 31. 

3. Die unterlaffene Beirufung eines Ahnen, welder zum 
Familienrathe beinezogen werden follte, 3. B. der Mutter des 
Minderjährigen, zieht die Michtigkeit des Befchluffes nah ſich, 
obwohl diefe Strafe nicht buchftäblich im Gefeg ausgedruͤckt ift; 
das Gericht muß diefelbe ergangen. Toulouſe. S. 29. 2. 313. 
D. 27. 2 252. — Colmar. S. 14.2 48. D. 12. 2. 49. 

4 u. 5. Defigleihen: wenn ber Familienrath nicht aus 
den naͤchſten — des — — zuſammengeſetzt 
Be . 13. 2. 289. — Rouen 27. 2. 196. L. 


6. Wurde entfchieden, daß diefe Unförmlichkeit Beine Nich— 
tigkeit zur Folge habe, wenn die Übergangenen Berwandten 
zur Zeit der Zufammenberufung des Familienrath3 nicht befannt 
waren. Brüffel. S. 7. 2. 866. L. 19 121. 

7. Wenn anders die Wahl, die man getroffen, Eein Merk: 
mal von Gefährde an fi) trägt. Diefe Entſcheidung ift haupt: 
ſaͤchlich ſtatthaft, wenn der Familienrath von Amtswegen zu— 
fammen berufen wurde. Turin. S. 12. 2. Wl. 

8. Das Gericht kann die Befhlüffe eines Samilienrathes 
wegen Uebertretung der Beſtimmungen des Art. 407, bezüglich 
auf deffen Zufammenfegung und Zufammenberufung für nichtig 
erklären, namentlich, wenn Freunde dazu berufen worden find, 
da body Verwandte vorhanden waren. Angers. S. 21. 2. 260. 
D. 20. 2. 2. L. 60. 394. 

9. Das Gericht kann auch nach Umftänden einen Beſchluß 
für gültig erklären, zu welchem die naͤchſten Verwandten nicht 
beigerufen worden find. . 

Die Nichtbeobahtung des Art. 407. der die Grade der 
Verwandtſchaft und Verſchwaͤgerung derjenigen beftimmt, welche 
zu Mitgliedern eined Familienrathes genommen werden en 
zieht nicht Eraft Gefeged die Nichtigkeit nah fih. Riom. 8 
29. 2. 118. D. 27. 2. 144. 

10. Der Beſchluß eines Familienrathes ift nicht defhalb 
allein nichtig, weil darin die Urſache nicht erwähnt ift, warum 
die. nächften Verwandten der EBEN nicht — 
wurden. Turin. S. 14. 2. 37. D. 9. 2. 33. 
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11. Die Beſchluͤſſe des Familienrarhes müffen, bei Strafe 407. 
der Nichtigkeit, nach der abfoluten, und nicht nach der relativen 
Stimmenmehrheit gefaßt werden. Meg. S. 12. 2. 389. 

12. Der Mann, welcher Kinder von feiner verftorbenen 
grau hat, kann Mitglied des Familienrathes werden, zu dem er 
als Verſchwaͤgerter wäre berufen worden, wenn feine Frau noch 
febte. — Er bleibt mit der Familie. feiner erften Frau ver: 
ſchwaͤgert, obgleich er durch eine zweite Heirath ſich mit <«iner 
fremden Familie verfchwägert hätte. Rouen. S. 9. 2. 385. 
D. 7. 2. 192. L. 26 45. — € 9. Bw. Rouen. 8. 10. 1. 
99. D. 8. 1. 373. L. 27. 536. | 

13. Deßgleihen, obfhon keine Kinder aus der Ehe vor- 
handen, und der Mann zur zweiten Ehe gefchritten iſt; ſelbſt in 
diefem Falle kann oder foll er Mitglied des Familienrathes. 
werden. Bruͤſſel S. 13. 2. 220. D. 11 2. 9. — f. Nr. 236. 

15. Indem das Gericht die Beſchluͤſſe eines Familien: 
vathes, welcher einen Vormund ernannt hat, für nichtig erflärt, 
und die Zufammenberufung eines andern verordnet, um zu einer 
neuen Ernennung zu fehreiten,, kann baffelbe die Verwandten, 
aus welchen der erfte Familienrath beſtand, und den Friedens: 
tichter, der den Vorſitz dabei führte, nicht davon ausſchließen; — 
e8 kann namentlich nicht ein Mitglied des erflern aus dem 
Grund ausſchließen, weil es von offenfundig Übler Aufführung, 
und fid) einiges erlaubt habe, was dem Intereſſe des Minder: 
jährigen oder Entmündigten zuwider fey. Caſſ. Bordeaur. S. 
7.1 473. D. 5. 1. 473 L. %. 81. 

16. Verwandte können nicht darum allein von einem Fa: 
milienrath ausgefchloffen werden, weil fie fchon über den naͤmli— 
hen Gegenſtand befchloffen haben, zumal wenn der Befchluß geheim 
geblieben, und für nichtig erklärt worden ift. Paris. S. 5. 2. 
603. L. 11.368. 


17. Mitglieder eines Familienrathes können nicht deßhalb 
allein abgelehnt oder ausgefchloffen werden, weil fie ihr Gutadh: 
ten über den Gegenftand der Berathung ſchon früher abgelegt 
haben; bdiefer Ablehnungsgrund gegen Michter darf Eeinen Be: 
mweggrund zur Ausfchliefung geyen Mitglieder eines Familien: 
.. abgeben. Paris. S. 20. 2. 293. D. 19 2. 31. L. 

. 103. 


18. Wenn ein Minderjähriger von einem Familienrathe 
Gewalts entlaffen wurde, welcher nicht regelmäßig zufammen ge: 
fegt war, fo kann der Vormund begehrten, daß bie Gewaltsent: 
laffung für nichtig erflärt werde, obgleich er dabei zugegen war. 
Lüttih. S. 11. 2. 333. L. 30. 267. Ä 

19. Auf Nichtigkeit der Beſchluͤſſe des Familienrathes 
kann felbft von den Verwandten angetragen werden, welde da: 
bei zugegen waren, und nicht alsbald gegen die Beſchluͤſſe fich 
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407. verwahrt haben. — In. einer folhen Sache darf das Gericht 
fih nicht duch eine Beruhigung hemmen laffen, — dem 
Minderjaͤhrigen nachtheilig ſeyn koͤnnte. Lyon. 8. 13. 2. 289. 

20. Die Nichtigkeit der Beſchluͤſſe kann ſelbſt von dem 
Verwandten begehrt werden, der ſich dabei beruhigt haben ſollte. 
Colmar. S. 14. 2. 48. D. 12. 2, 49. — Anders. S. 21. 2. 
260. D. 20. 2. 2. L. 60. 394. 

21. Alte Befchlüffe des Famifienrathes koͤnnen bei Bericht 
von den Mitgliedern angefochten werden, gegen deren Meinung 
der Beſchluß gefaßt worden ift, felbft wenn e8 von einem Bes 
(hluffe ſich handelt, welcher feine as erheifcht. Angers. 

0. 2. 196. D. 19. 2, 12. L. 57. 272. 

n Die Beftimmung des Gode, daß ber Familienrath 
aus ſechs Verwandten oder Verſchwaͤgerten, zur Haͤlfte von der 
vaͤterlichen, zur Haͤlfte von der muͤtterlichen Seite, beſtehen ſolle, 
iſt nicht anwendbar, wenn der Minderjaͤhrige unehelich geboren 
iſt. Da in dieſem Falle der Minderjährige keine andern Bere 

wandten hat, als feinen Water und Mutter, fo muß der Fami— 
— ————— aus Freunden genommen werden. C. H. 
Bw. S. 6. 1. 474. D. 4. 1. 633. L. 17. 161. 

23. Der Befchluf — Familienrathes, der in Abwefen: 

heit eines der ſechs Verwandten gefaßt wurde, aus welchen je= 

der Familienrath beftehen fol, ift nichtig, wenn der abwefende 
Berwandte nicht durch eine Vorladung berufen worden ift, 
feibft wenn drei DBiertheile der Verwandten , die fireng 
nothwendige Zahl zur Gültigkeit der Befhlüffe, zugegen gewefen 
wären. Es kommt nicht darauf an, daß der abwefende Ver: 
wandte mündlich zugefagt hatte, ſich dei der —— ein⸗ 
finden zu wollen. Rouen. 8 2. 196. L. 80. 390. 

Eine Mutter, weldye ihr natürliches A erft nach ber 
Ernennung eines Wormundes für daffelbe anerkannt hat, ift 
nicht befugt, auf. Nichtigkeit diefer Ernennung anzutragen, un: 
ter dem Borwande, daß fie nicht zum Familienrathe beigerufen, 
oder daß der Familienrath auf irgend eine. andere Art unregel« 
mäßig zufammen gefegt worden fy. C. H. Vw. Grenoble. S. 
20. 1. 366. D. 18. 1. 417. 

25. Leiblihe Brüder Eönnen, je nach Gutbefinden, den vaͤ⸗ 
terlichen oder muͤtterlichen Verwandten beigezaͤhlt werden. C. H. 
Bmw. Limoges. 8. 15. 1. 411. D. 13. 1. 477. 

26. Ein verwittweter Schwager ohne Kinder hört nicht 
auf, mit feiner Schwägerin verſchwaͤgert zu ſeyn; — ihm gebührt 
daher der Vorzug vor einem Freunde bei Zufammenberufung . 
eines $amilienrathes, wenn es von einem — uͤber die 
—— ſeiner —— ſich handelt. €. 9 Bw. 
A . 25. 1. 273. D. 23. 1. 119, L, "73, 187. — f. 

vo, 12, 
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27. Es iſt ungeeignet, daß ein Familienſohn an einem 407, 
Kamilienrathe Antheil nehme, der zu entfcheiden berufen iſt, ob 
fein Vater wegen Unfähigkeit von der Vormundſchaft oder Vers 
waltung des WBermögens feiner ° minderjährigen Kinder ausge: 
ſchloſſen — ſoll: allein es iſt kein Nichtigkeitsgrund. C. H. 
Vw. Metz. 8. 30. 1. 156. 

ſ. Art. 25. 409. 415. 427. 442. 
(28) Jeder Beſchluß eines Familienrathes, zu dem bie 

Gegenpartei des Minderjährigen mitgewirkt hat, felbft wenn es 

fein Bruder wäre, ift unförmlih und nichtig. Air. R. G 
1833. 2. 307. — ſ. Artı 408. 

(29) Die Nichtbeobachhtung der Vorfchriften des Art. 407. 
was die zu Beltellung eines Familienrathes beizurufenden Ver— 
wandten betrifft, zieht nicht unbedingt die Nichtigkeit nach ſich, 
fondern es ift der Einficht der Gerichte überlaffen, die befondern 
Umftände zu würdigen, welche die begangene Unförmlichkeit ent: 
Ihenigen möchten. C. 9. Bw. na J, 19. S. 1834. 1. 


*+ — 


(BDDie leiblichen Brüder des Minderjährigen oder Ent: 408. 
münbdigten, die Ehemänner der leiblichen Schweftern und ihrer 
Ä Abkoͤmmlinge koͤnnen, wenn ſie in hinreichender Zahl vorhanden 
ſind, fuͤr — allein den Familienrath ausmachen. Rouen. S. 

9. 2. D. 7. 2. 192. L. %. 54. — 6. H. Bw, Rouen. 

S: 10. 1.355. D. 8.1.3783, L 97. 336 

1. Wenn fi nicht Verwandte genug finden, um einen 409. 
Samilienrath zufammen zu fegen, fo flieht ed nur dem Friedens: 
tichter zu, an bie en der AT Sreunde zu berufen. 
Befangon. S. 9. 2. 158. D. 7. 2. 109. 

2 Nur in — von Verwandten — Freunde 
er eines Familienrathes feyn. Paris. S . 3. 2. 469 


3. Freunde Eönnen nicht vorzugsmweife vor Verwandten 
zum Samilienrathe zugelaffen werden, welche an demfelben Theil 
zu nehmen wünfcen, jedoch über zwei Myriameter entfernt 
wohnen. Befangon. S.7. 2. 865. D. 7. 2. 193. L. %6. 172. 

4. Wenn die näcften Verwandten des Minderjährigen 
fih auf die erſte Zufammenberufung nicht eingefunden haben, 
fo kann der Friedensrichter, welcher die entfernteren einberufen 


*) Unter Verwandtfchaft wird außerhalb Ehefachen nur die buͤr— 
—* nicht die bloß natürliche verftanden, Brauer V. 233— 


**) Trefurt 41. 3), 


410. 


413. 


415. 


416. 
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. bat, doch noch die erftern einbefheiden, wenn er es für fach 


bienlich hält; wenn alsdann die einen und andern erfcheinen, 
fo müffen die die entfernteren von ber Berathung ausgefchloffen 
werden. Paris. S. 5. 2. 603. L. 11. 268. 

(5) Die Betheiligten können im Weg einer Hauptklage 
die Ernennung eines gerichtlichen Beiſtandes für ein Individus 
um beyehren, m“ auf deffen Entmündigung anzutragen. Agen. 
R. G. 1836. 2 560. 
| Wenn der Friedensrichter bei Zufammenfegung des Fami- 
lienrathes ſich nah dem Art. 407. gerichtet hat, fo Eann er 
nicht mehr von näheren DBerwandten , die jedoch außerhalb des 
in diefem Art. beflimmten Umkreiſes wohnen, genöthigt werden, 
fie u... Kamilienrathe zuzulaffen: Rouen. S. 17: 2. 76. D. 

17. 


Die Geldſtrafe, welche nad Art. 413 ber Sriedensrichter 


gegen den Verwandten, Verſchwaͤgerten oder Freund auszufpre- 


chen ermächtigt ift, welcher auf die Einberufung zu einem Fami- 
lienrathe fih nicht einfindet, hat gegen diejenigen nicht flatt, 
welche zwar erfchienen find, aber unter dem Vorwand einer un: 
regelmäßigen Zufammenfegung an der Berathfchlagung Theil zu 
nehmen ſich — haben. Gaff Breſt. 8. 29 1. 320. D. 
27. 1. 61. L. 84. 113. 

1. Daraus, daß der Art. 415. den Familienrath ermaͤch⸗ 
tigt, zu berathfchlagen, wenn brei Viertel der berufenen Ber: 
wandten erfchienen find, folge nicht, daß berfelbe ſich entheben 
Eönne, jenes Mitglied durch ein- anderes zu erfegen, welches, 
nachdem e8 erfchienen, unter einer — GERNE 
ſich wieder zurhdizieht, Agen. S. 11. 2. 87. L. 27. 269. 

2. Es ift zur Gültigkeit der Beſchluͤſſe des Familienraches 
nicht nothwendig, daß drei Viertel ber berufenen Mitglieder da= 
zu mitgewirkt haben; e8 genügt, wenn drei Viertel zugegen ge: 
mwefen find, und die abfolute Mehrheit OR a 


dieſe Mehrheit einftimmig war. Brüffel. S. 2 


19. 121 
f. Art. 407. 408. Ä 
1. Die Gerichte Eönnen nicht, unter dem Vorwand außer: 


‚ordentlicher Umftände, eines ihrer Mitglieder fenden, um ftatt. 


bes Friedensrichters den Vorfig bei einem Familienrathe zu füh« 
ren. Bordeaur, L: 1. 289. 

2. Ein Familienrath, welcher fein Gutachten über den 
Zujtand einer zu entmündigenden Perfon abgeben foll, kann ſich 
vor dem Vorſteher des Bezirksgerichtes im Gerichtssimmer 
verfammeln. Es ift. nicht bei Strafe der Nichtigkeit erforderlich, 
daß er vom Friedendrichter — werde, und bei 
dieſem ſich verſammle. Paris. S. 14. 2. 23. L. 37. 340. 
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3 . Dee Friedensrichter muß. an den Berathſchlagungen 416. 
nothwendig Antheil nehmen. Wenn er nur den Vorfitz geführt 
hat, fo ift der Befchluß nichtig. Bordeaux. S. 8. 2, 908. D. 
T. 2. 71: ı» 291; 479. 

Allein es ift nicht . nothwendig, daß feiner befondern 
Meinung in dem Berathſchlagungs-Protokolle erwähnt werde. 
Zurin. D. 9 2. 33. | 

5. Erſcheint der Friedensrichter bei dem Familienrath in 
der Eigenfhaft als Richter, und hat in diefer Beziehung feine 
Competenz, tie jene ber Gerichte, ihre Grenzen, wenn er 
einmal über den Grund der Berathfchlagung erkannt hat? Oder 
ift im Gegentheil vielmehr der Friedensrichter des Wohnfiges 
des Minderjährigen bergeftalt ein weſentliches Mitglied 
und: geborener Vorfiger jeder Familienverfammlung , daß wenn 
ein Beſchluß, woran er Theil genommen hat, aufgehoben wird, 
det Gegenftand deffelben aufs. neue einem vom Friedensrichter 
zufammen berufenen Samilienrath unter Vorfig deffelben vorge: 
legt werden kann? Paris. S. 15. 2. 215. L. 43: 193. 

Wenn einem Minderjährigen zugleich ein Ehrenvormund 417. 
für feine Perfon, und ein oder mehrere gefchäftsführende Bor: 
münder für fein Vermögen beftellt werden, fo ift der Ehrenvor: 
mund der alleinige und wirkiihe Vormund; er hat folglich die 
Befugniß, auf Klagen, welde gegen den Minderjährigen anges 
ftellt werden, zu antworten. Die gefchäftsführenden Vormünder 
find nur Gehülfen oder Gewaltkaber, um unter Leitung des 
Ehrenvormundes, dem fie verantwortlich find, die Vormundfchaft 
im Ganzen oder theilweife zu verwalten. - Paris. 8. 5. 2. 598. 
L. 10. 456, | 

2, Der Ehrenvormund war (vormals) für die Unzahlbarkeit des 
gefhäftsführenden Vormundes nur alsdann verantwortlich, wenn er 
felbft wirklich unter dem Namen eines gefhäftsführenden Bor: 
mundes die Verwaltung beforgt , oder. Gelder feines Miündels 
an fids genommen hatte. E.. H. Bw. Dijon. S. 15. 1. 109. 

D. 13. 1. 21. L. 42. 11. — f. Art. 454. *) | 

"Wie ed mit der Bevormundung von minderjährigen Gliedern 
adeliher Familien die auch außer Landes begütert find, zu bal: . 
ten gen. DB. R. B. 1810, XXXIV. 8, 17, Samml, in. 975. 
R. 3. 1813. XVII 8. 4. Samml. II. 513. 

2. Da der Code die Vormünder nicht verpflichtet, Bürg: 418. 
haft zu Ieiften, fo hat er eben dadurch auch die früher geftell: 
ten Bürgen ihrer Verpflichtungen enthoben; mithin fann ein 
Bormund, welcher unter Herrfchaft der alten Gefege Buͤrgſchaft 


*) Zrefurt. 39. 2). 
| 17 


418, 


419. ' 


420. 
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gefteilt hatte, nad der Verkuͤndigung des Code begehrten, daß 
der Buͤrge von aller Verantwortlichkeit fürs Eiinftige, und ſelbſt 
fürs Vergangene, enthoben werde, wenn nachgemwiefen ift, daß 
der Vormund feinen Nechnungsreft hatte. Zurin. S. 11. 2. 


37. D. 9. 2. 33. 


3. Ein Vormund, der unter der Herrſchaft eines Gefeges 
ernannt wurde, welches ihn zur Sicherheitsleiftung verpflichtete, 
Aft hiervon durch die Erfheinung des Code, welder den Min: 
derjährigen ein allgemeines Unterpfandsrecht auf die Güter ihrer 
Bormänder verleiht, nicht losgezählt. C. H. Vw. Brüffel. S. 
44. 1. 21. D. 11. 1. 584. *) | 

f Art. 450. Nr. 11. ff. 

Unter. Herrfhaft des römifchen Rechtes, wie unter dem 
Code , war der großjährige Erbe des Vormundes, ohne Unter: 
fchied des Gefchlechtes, gehalten , die Vormundſchaft bis zu Er: 


nennung eines neuen. Vormundes fortzuführen. Pau. S. 18. 


2, 269. L. 51. 540. 
f. Art. 724. 1370. 2010. 


Fünfter Abfchnitt. 
Bon dem Gegenvormund. **) 


* 1) Die Ernennung von Gegenvormändern unterbleibt nod, nur 
der Mutter fol ein vormundfchaftliher Beiſtand beigeneben 
werden. IU.E. €. $. 17. — R. 8. 1835. XXXVII. . 2. 
(vgl. Brauer IV. ©. 575. ff. Not. 18 — 20.) Bormundfd. 
Snftr. $. 7. lit, d.R. 3. 138. XII. 

2) Waifenrichter » Ordnung. R. ®. 1810. XVII. 8. 4 6—9. 
amml. I. 938. 


1. Der Gegenvormund hat nicht die Befugniß, dem Ber: 


kaufe der Kiegenfchaften des Minderjährigen zu wiberfprechen, - 


wenn der Vormund, welcher auf diefe Veräußerung anträgt, 
Eein entgegen geſetztes Intereffe mit feinem Pflegbefohlenen hat. 
Zurin. S. 11. 2. 272. 





*) Ron welcher Zeit an ift überhaupt der Vormund verantwortlich ? 
Zadar. I. 109. — Wann die Bormundfchaft in ber Per: 
fon des Vormundes aufhört, wann alfo der biöherige Vor— 
mund burch einen andern zu erfegen ift. Zadar. I. 120. — 


Trefurt. 48. $. 90 
*) Vom Gegenvormunde, deſſen Pflichten und Rechten. Zachar. I. 
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2. Der Gegenvormund ift für die Pflichtwidrigkeiten des 420. 
Vormundes, welche dieſer mit feinem Wiffen und auf feinen 
Rath begangen hat, verantwortlih. Paris. S. 7.2.89. D. 5 
2, 89. L. 18: 56 

3. Der Gegenvormund kann Mitglied des Familientathes 
fepn, welcher zur Berathſchlagung über die dem Vormunde nör 
thige Ermächtigung zufammen berufen wird, um im Namen 
der Minderjährigen eine — Klage anzuſtellen. C. 

n — Montpellier. 8.6.1. 474. D. 4. 1. 633. L. 17. 


— Der Gegenvormund darf nicht beigerufen werden wenn. 
der Vormund ein gemeinfchaftliches Intereffe mit dem Minber: 
jährigen hat. Paris. L. 4. 35. 

5. Eine vom Vater als Vormund der Kinder in ihrem 
Intereſſe eingelegte Appellation ift gültig, obwohl das Intereſſe 
des Vaters jenem ber Minderjährigen entgegen gefegt ift, und 
das Geſetz in diefem Falle verlangt, daß der Minderjährige durch 
einen hierzu eigens beitellten Vormund oder durch * Gegen⸗ 
ae vertreten werde. Paris. S. 17. 2. 397. D. 21. 2, 

6. Die vom gefeglihen Vormunde belangten Schuldner 
eines Minderjährigen Fönnen ſich nicht der Zahlung aus dem 
alleinigen Grunde entziehen, daß der Bormund die Verbindlich: 
lichkeit aus Art. 420, und 421. nicht erfüllte habe, zur Ernen« 
nung eines Gegenvormundes fihreiten zu Loffen, ehe er ſelbſt 
feine Verrichtungen angetreten hat. Riom. 8. 18, 2. 99. D. 
16. 2. 42. L. 50. 124. 
| 7. De Gegenvormund darf Fein Gut Eaufen, an welchem 

feine Meinderiötrigen. eine ee auszuüben ha⸗ 
ben follten. non. S. 26. 1. 200. D. 25. 1. 324. - 

— Art. 426. 8 #6, 448. 450. 1125. 1442. 2137, 


er Der Gegenvormund ift, in Ermangelung des Vor« 
mundes, befugt, gegen bie zum Nachtheile des Minderjährigen 
—— Urtheile zu appelliren. Montpellier. R. G. 1833. 


(9) Bei einer Theilung, wo ein Vormund und fein Min: 
del Parteien find, und einem berfelben ein Voraus vermacht 
ift, muß. beren Vortheil fhon deßhalb als ſich entgegen geſetzt 
betrachtet, und daher dem Minderjährigen für dieſes Geſchaͤft 
ein befonderer Vormund ernannt, oder der Gegenvormund zur 
Vertretung der Stelle eines — beigerufen werden. Grenoble. 
R. G. 1833. 2. 380. — f. Art. 838. 


+ Der Gegenvormund Zt = — anzuſprechen, und 
it dafür nicht verantwortlich. N. Fahrb, 1: 192. — vgl, Abpdi. 
Annalen, II. 13. — f. Art, 469. Nr. 3, y T. 


17* 


423, ! 


428. 
A432 * 
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4... Mer kein Verwandter des. Minderjährigen. ift, kann 
nicht als Gegenvormund ernannt werden, fo. lange noch Ver— 
wandte ber Linie vorhanden find, wozu der Vormund nicht ges 

hört. Bordeaur. S. 11 2. 479 a 
2.. Wenn das Iutereffe eines Entmuͤndigten dem Famili— 


enrathe zur Obliegenheit macht, demſelben einen neuen Vormund 
in der Linie zu ernennen, welcher der zur Zeit angeorbnete Ges 


genvormund angehört, fo kann diefer angehalten werden, feine 
Verrichtungen niederzulegen, und es findet in dieſem Falle bie 
Enennung eines neuen Grgenvormundes ftatt. Nancy. S. 26. 
2. 188. D. 24. 2. 158. » 


Sechster Abfchnitt.. 


Bon den Nrfachen, welche von der Bormundfchaft befreien. *) 


Die im Art. 427. vergönnte Befreiung jeder Perfon, melde 
außerhalb der Provinz, worin die Vormundſchaft angeordnet wird, 


ein’ öffentliches Amt beffeider, iſt auch allgemein auf diejenigen 


anwendbar, welche kirchliche Werrichtungen ausüben, die einen 
beftimmten Aufenthalt erfordern. Gutachten des Staatsraths. 
S.6. 2. 508. D. 4. 2. 239. **) | 


* 4) Theilungdtommifläre parken keine Vormundöitellen übernehmen. 


uſtiz Min. M.AB. . N. 81. U.A.B. ©. 551. 
2 En ald Pfleger und Beiltände R. 3. 1808. 1. Samml. 
f. Art. 438. ff. 


1. Ein Vetter durch Verſchwaͤgerung, welcher vom Fami— 
lienrathe zum Vormund ernannt worden, kann fich von der 
Bormundfchaft loszählen laffen, wenn der Minderjährige nähere 
Verwandte und muͤthmaßliche Erben hat, denen Feine Entſchul⸗ 
digung zur Seite ſteht. Lyon. 8. 12. 2. 56. 

dd, Mer als Vormund einer Perfon ernannt iſt, kann ſich 
nicht dadurd) allein von der Vormundſchaft befreien, daß er nur 
in entferntem Grade verwandt ſey, und im $amilienrath weit 
nähere Verwandten ſich befänden (dev Vater 5. B.), welche am 
naͤmlichen Orte, wie der zu Bevormundende wohnen. Poitiers. 
8. 35,2. 325. D. 23. 2. 150. | | Ä 


) Von ber Verbindlichkeit, eine Vormundſchaft anzunehmen, 3a: 
har. 1. 106. — Baurittel 1. 806. | — 

*) Bon den einzelnen Entſchuldigungsgruͤnden. Zachar. I. 107. | 
ri Befreyungsgründe von der Vormundſchaft. Brauer V. 
st. f. ee ee, | 
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3. Anders verhaͤlt es ſich, wenn das Gericht Anzeigen 432. 
eines Einverftändniffes unter mehreren diefer Mitglieder wahr; 
nehmen follte, um fih von der VBormundfchaft loszumachen. €, 

2 — Montpellier. 8. 25. 1.385 D. 33. 1. 108. L. 72. 


Are. 438. 
9) 433. 
= PP) 488. 
+++) 439. 


Biebenter Abfchnitt, 


Bon der Unfähigkeit sur Bormunbfchaft, auch ber Ausſchließung und Ab ſe⸗ 
gung von berfelben, ***) 


1. Ueberall koͤnnen, was die Zufammenfegung bes Fami- 442. 
lienrathes betrifft, die Gerichte keine anderen Gründe der Unfäs 
bigkeit oder Ausſchließung Ben als folche, die vom Geſetze 
vorgeſehen find. Caen. 8. 12. 2. 206. 

Die in den Art. 442. — 445. ausgedruͤckten Urſachen, 
welche ven der Vormundſchaft ausſchließen, find die einzig zu— 
laͤſſigen; dieſe Artikel find nicht bezeichnend, ſondern befchräns 
kend, A a. —— zu nehmen. Caſſ. Bordeaur. S.7. 
1. 473. D. 5. 1. 473. 20. 81. 

3. Die Frau if F Vormundſchafts· Gegenſtaͤnden vom 
Familienrathe nur in den Fällen ausgeſchloſſen, worin fie es 
auch von der Vormundſchaft ift; wenn es fih folglich von der 
Entmündigung ihres Chemannes handelt, fo verftattet das Ge: 
feß, welches ihr. erlaubt, Wormünderin zu ſeyn, ihre demnach 
auch, dem Familienrathe beijuwohnen. Der Art. 442. erlei⸗ 
bet durch Art. 507. eine Ausnahme. Brüffel. S. 13. 2. 67. 
D. 11. 2. 36. L. 35. 106. 

4. "gi Gemeinfchafts » oder Erbvertheilung , welche zwi⸗ 
ſchen den Minderjährigen und feinen Anverwandten vorzuneh— 
men, ift Bein Rechtsſtreit im Einne des Urt. 442. welche diefe 
Verwandten unfühig macht, in folhem Falle en. des Far 
milienrathes zu feyn, ae S. 12. 2. 347. 


” — von der — Brauer V. 


We) ei 2 Zutäffigkeit der Entfegutbigungsaründe, und die das 
für competente Behörde, Zadar. 1.108. _ | 
*2) Brauer IV. &, 575. Not. 17. : 
HH) Von der Unfähigkeit zur Vormundſchaft: — vom Ausſchluſſe 
von derſelben. Zachar. I, 104, — unfaͤhige Bormünden Brauer 
1. 


— 
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5. Die Verrihtungen eines Vormundes . und eines Te- 
ee ber Eltern find nit unvereinbar. Paris, 


f. Art. 407. 427. ff. 445. 446. 495. 505. 


1. Der Vormund, welcher aufhört, — zu ſeyn, 
wird unfaͤhig zur Vormundfchaft. Colmar. S. 18. 2. 250, 

. Der angewünfdte Water kann der Bormundfchaft 
entfegt werden. Befangon. S. 9. 2. 264 L. 28. 161. 

3. Der Vater, als während der Ehe gefeglicher Verwalter | 
des eigenthuͤmlichen Vermögens feiner minderjährigen Kinder, 
Tann nicht aus Gründen der Verfchwendung, der Unzahlbarkeit 
und offenktundigen üblen Aufführung, binfihtlih der Perfon 
feiner minderjährigen Kinder abgeſetzt, wohl aber von der Ver: 
waltung ihres Vermoͤgens entfernt werden. Paris. S. 26. 2 
44. D. 24. 2. 3. L. 76. 395. — f. Art. 387. 389. 

4. Eine fortgefeste Weigerung des Wormundes, Rechnung 
abzulegen, gibt dem Gegenvormund einen gefeglichen Grund, 
die Sufpenfion des Vormundes zu begehren. — Diefe Sufpen: 
fion fann vom Richter ohne vorgängige Berathung des Fami⸗ 
lienrathes ausgefprochen werden. Brüffel. S. 5. 2. 376. 

5. Die Mutter ald VBormünderin kann mie ein orbdentlis 
cher Bormund abgefegt werden. Riom. S. 6. 2. 183. 

6 Damit die Thatfachen einer Schwangerſchaft und Ge⸗ 
burt, welche einer Mutter und Vormuͤnderin zu Laſt gelegt 
werden, den Charakter einer notoriſch uͤblen Auffuͤhrung haben, 
und die Abſetzung von der Vormundſchaft nach ſich ziehen, iſt 
es nicht erforderlich, daß dieſe Thatſachen zu der Zeit, wo ſich 
darauf bezogen wird, 1 offenfundig IE, daß e8 darüber feiner 


Erkundigung mehr bed ıfte. Ar 8. 13. 2.290. L. 27. 93. 


| Ein Vater fann der an feiner minderjäh: 
rigen Tochter entfegt werden, wenn er ihre Erziehung in der 
Art —— daß ihre Sittlichkeit in Gefahr kommt. Tour 
louſe. S. 31. 2. 246. 

Tb. Der Vater fann, wie jeber — Vormund, wegen 
Unfaͤhigkeit abgeſetzt werden. Toulouſe. 8. 32. 2. 470. 

7ec. Ein Vormund kann abgeſetzt werden, wenn in Folge 
feiner Nachläßigkeit feine Miündel verführt worden , befonders 
wenn dies durch den Sohn des Vormundes felbft gefchehen ift. 
Paris. S: 1. 2. 618. 

8. Unerlaubte Verbindungen, welche aus einem geheim 
gehaltene Btiefwechſel entdeckt wurden, können nicht als eine 
offenkundig ‚übte ——— die von der Vormundſchaft 





*) Trefurt. 44. ® 79. 
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— geltend gemacht werden. Bordeaux. 8. 3. 2. 444 


9. Der uͤberlebende Vater hat kein Recht auf die gefeglicye 
Vormundſchaft feiner Kinder, wenn er gantmäßig ift. Dijon. 
8. 4: 2. 166. 

10. Blindheit ift kein Grund zum Ausfhluß oder zur 
Abſetzung von der Vormundfchaft, nur ein Grund zur Entfhuls 
digung oder Befreiung von derſelben. E. H. Vw. Grenoble. 
S. 20. 1. 366. D. 18. 1. 417. *) — f. Art. 442. 


F Die Untauglicfeit eined Vormundes wegen Schmwahfinnigkeit 
bewirkt feine abfolute, fondern nur eine relative Nichtigkeit eines 
Rechtsgeſchaͤftes, N nur dann, wenn fie die Mündel felbft 
urgiren. Hohnh. II. 206. 

1. Ein — kann nicht den Ausſchluß der Anver⸗ 445. 
wandten unter Vorwänden der Sittlichfeit ausfprechen. Derſelbe 
kann es nur in dem Falle, wo eine gefeglich ——— Un⸗ 

fähigkeit vorhanden ift. Befangon. 8. 7. 2. 866. D. 7. 2. 
193. L. 26. 172. 

2. Die Mutter, welche die Vormundfchaft, wegen unters 
laffener Zufammenberufung des FZamilienrathes, im Falle der 
MWiederverehelihung, verliert, vwoird nicht als von der Vormunds - 
fhaft aussefchloffen angefehen, im Sinne des Art. 445. Folglich 
ift fi nicht unfähig, Mitglied eines Familienrathes zu ſeyn. 
Bruͤſſel. 8. 10. 2. 397. 

f. Art. 42. 

N Der Gegenvormund, oder der Friedensrichter von Amts 446, 
wegen, fönnen allein auf die Abfegung eines Vormundes antra: 
gen. Montpellier. S. 5. 2 315. — Colmar. L. 17. 490, 

2. Eine Familienverfammlung kann auf Begehren bes 
Anverwandten , welder auf die Entfegung von der Vormund— 
fdyaft anträgt, zufammen berufen werden, wenn ber Friedene- 
richter die Zufammenberufung erlaubt hat. Aix. L. 13. 483, 

3 Wenn ein Gegenvormund auf Abfegung bes Vor— 
mundes arigetragen hat, fo kann er ald Mitglied des Familien- 
rathes den Berathungen beimohnen,, welhe auf feinen Antrag 
arflegen werden, Rouen. S. 11. 2. 86. D. 9. 2. 35. L. 29, 


4. Eben fo verhält es ſich mit dem Friedensrichter, welcher 
einen Kamilienrath wegen Abfegung eines Vormundes — 
berufen hat. Hier iſt die — der Art, 426. und 495, nicht 
anwendbar. Rennes. S. 12. 2. 424. **) 

f. Art. 420. 496. 495. 


) Entlaffung oder Abfhaffung des Vormundes. Brauer V. 549, f. 
*) Brauer IV, 8, 575, Not. 17. 


447, - 
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1. Die Belhlüffe des Familienrathes, daß eine fich wieder 
verehelichende Mutter die Wormundfchaft ihrer Kinder nicht beis 
behalten folle, bebürfen Reiner Entfcheidungsgründe ; e8 verhält 
ſich damit nicht, wie mit den Belhlüffen, — welche a 


oder Abfegung erkannt wird. Caſſ. Amiens, S. 14. 1. 74. 


12. 1. 35. L. 39. 321. 

2. Eben fo ber Beſchluß des Samitienrathes, welcher, im Fall 
einer Trennung von Tiſch und Bette, der Mutter mit Ausfchluß 
des Vaters. die Obſicht über die Kinder Überträgt. Paris. 
S. 22. 2. 161. D. 20 .2. 103. L. 62. 346. 

ſ. Act. 302. 395. 

. 41. Die Befhlüffe des Familienrathes, obgleich mit einem 
Befehle des Friedensrichterd begleitet, find Feine Urtheile. Folg— 


lich hat das Gericht erfter Inftanz ,. bei dem eine Abänderung 


eines folhen Befhluffes begehrt wird, nur in erfter, nicht in 
der Appellationg: — zu erkennen. Caſſ. Goblen 8. 5, 1. 
183. D. 3. 2. 

3. Der — kann nicht wegen unfoͤrmlichkeit den 
Beſchluß des Familienrtathes anfechten, welcher feine Entſetzung 
ausſpricht wenn er dabei angewohnt, und nicht widerſprochen 
bat. Bruͤſſel. 8. 11. 2. 433. 

Wenn der Vormund entfegt worden ift, und der Gegen 
vormund es verfäumt, den Beſchluß des Familienrathes beftäti- 
gen zu Laffen, fo kann der naͤchſte Verwandte, welcher die Ent: 
ee hat, alsdann an feiner Stelle handeln. Orleans. 


5. Die Staatsbehörde Fann von einem Erfenntniffe „nicht 
appelliren , welches den Beſchluß eines Kamilienrathes beftätigt. 
Caſſ. Rouen. S. 7. 1. 457. L. 22. 1. — f. rt. 406. 

6. Ein Vormund fann gegen bas Erkenntniß, welches 
ihm die Vormundſchaft abnimmt, nicht auf den Grund appelli— 
ven, baß er feit der Abfegung feine Aufführung geändert habe. 

— Alles was ihm übrig bleibt, ift, fih an den Familienrath 
zu wenden, welder entfcheiden wird ob er wieder eingefegt wer: 
den foll.- Befangen. 8.7 2, 1243. 

7. Das Gericht, welches den im Amte ftehenden Vormund 
entſebt, hat nicht das Recht, den Vormund zu bezeichnen, welchen 
der Familienrath ernennen ſoll. Montpellier. S. 5. 2. 315. 

Wenn ein Vormund wegen Untüdtigkeit oder übler 
Berwaltung abgefegt worden, und er gegen bdiefen Beſchluß des 
Familienrathes ſich beſchwert, ſo iſt alle Vermuthung fuͤr die 
Wahrheit der Thatſachen; das Gericht hat Ks der Regel nad 
auf den Familienrath zu beziehen. Zurin. S. 12. 2. 281. 

f. Art. 439. 

(9) Die Klage bes entfegten Vormundes, welcher fich in 
der Vormundſchaft behaupten will, ift nicht gegen die Mitglieder 
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bes Familienrathes zu richten, welche an dem Beſchluſſe Theil 448. 
ws m — gegen den Gegenvormund. Luͤttich. 
9. 


Achter Abſchnitt. 


Bon ber Verwaltung des Bormundes ). 


* ai ifenrichter- Ordnung. R. B. 1810, zn Samml. I. 938, 
ormundſch. Inſtr. R. B. 1838, 450. 

1. Da ber Art. 450. tem os ee Pflicht auferlegt, 
für die Perfon des Minderjährigen Sorge zu tragen, fo hat ber 
Samilienrath das Recht nicht, ihm die Art der eegiehung vor: 
aufchreiben , der er fich bedienen fol. Tutin. S. 10. 2. 540 
D. 7. 2. 70 

2. Der VBormund bat das Recht, feine Mündel aus einer 
Erziehungs:Anftalt zurüd zu nehmen, des Widerfpruches eines 
der Mitulieder des ——— ungeachtet, zumal wenn die 
uͤbrigen Mitglieder mit dem Vormunde einverſtanden ſind. 

In ſolchem Falle kann der Richter nicht durch einſtweilige 
Verfuͤgung dem Vollzuge des Beſchluſſes eines Familienrathes 
Einhalt gebieten, und verordnen, daß die Minderjährige fürforgs 
lih in dem Haufe bleiben fol, aus welchem der Vormund fie 
berausnehmen will, ehe das zuftändige Gericht ein anderes be: 
ſchloſſen babe. Paris. 5.235 2 313.D 2329. 

3. Kann die Erziehung des Minderjährigen dem Vormund 
abgenommen werden, obwohl diefer es nicht verdient , und. ob» 
wohl ſich Eine wichtige Veränderung in den Umftänden ereignet 
bat, welche zur Zeit feiner Ernennung beftanden, aus der Urfache 
allein, daß es nad) der Anficht des Familienraches für den 
- Minderjährigen vortheilhafter, wäre, wenn feine Erziehung einer 
andern Perfon anvertraut würde? C. H. Vw. Rouen. S. 19. 
1. 321. D. 1. 1. 446. 

4. Um zu beflimmen, wem, dem VBormund, oder der von 
der Vormundſchaft abgefegten Mutter, die Obſorge über den 
Minderjährigen anvertraut werben, und bei welchem von beiden 
er ſich aufhalten folle, muß das Gericht das Intereſſe des Kin- 
des in Betrachtung ziehen; weder der Vormund noch die Mutter 
haben in dieſer Hinfiht ein ausfchließlihes Recht. — Der 
Vormund ann fich nicht auf den Xrt. 108. berufen, welcher 
den MWohnfig des Minderjährigen beim Vormunde beftimmt ; 
diefe nn betrifft nur den rehtlihen Wohnſitz. 
Corſica. S. 28. 2. 56. D. 25. 2. 178. 

5 Die Mutter, welche fich wieder Nerheirattet, und in 
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450. Folge deffen alles Recht auf bie Vormundſchaft ihres Sohnes 
verloren hat, verliert hierdurch nicht allen Anſpruch auf die We: 
forgung feiner Erziehung, zumal wenn ihre Aufführung untadel: 
haft ift. In diefem Kalle findet eine Xheilbarkeit der —— 
ſchaftlichen Verrichtungen ſtatt Poitiers. S. 11 2. 211. 

ſ. Art. 395. Ne. 8. ff. 

6. Der Minderjährige, gegen welchen in erfter Inftanz 
verfahren worden, ohne feinen Vormund oder Pfleger mit vor: 
zuldden, kann dies als Nichtigkeitsgrund beim Appellationg:-Ge: 
richte geltend — obwohl er in . — großjaͤhrig 
geworden. Paris. S. 7. 2. 1058. L. 8 251. 

F Jeder Vormund kann in — Eigenſchaft im Namen 
der Minderjaͤhrigen auf Entmuͤndigung oder Beſtellung eines 
gerichtlichen Beiſtandes antragen, fo wie es dieſen ſelbſt zuftünde, 
falls ſie großjaͤhrig wären. Bruͤſſel. S. 7. 2. 706. L. 19. 

476. — Brüffel. 13. 2. 319. D. 7. 2. 71. L. 25. 107. 

8. Der von einem verftorbenen Ehegatten den gemein— 

haftlihen Kindern ernannte, und vom Familienrathe beftätigte 

ormund, welcher Nusnießer der Verlaſſenſchaft ift, hat die 
Befugniß, die — und Aktivſchulden der Erbfchaſt einzu⸗ 
ziehen. Caſſ. — 84. 1 1 

9. Der Käufer des Gutes eines Minderjährigen, welches 
in gerichtlicher Verſteigerung veräußert worden, kann in die 
Sünde des Vormundes bezahlen, ohne gehalten zu feyn, auf‘ 
die Verwendung des Kaufpreifes Nüdfiche zu nehmen, obwohl 
in einer Verſteigerungs⸗ Bedingung der Vormund angewieſen waͤre, 
den Erloͤs unter Beiziehung deſſen, an den der Zuſchlag gefhehen, 
ju verwenden. Paris. S. 2. 2. 153. — f. Art. 453. . 

10. Der Familienratb hat nicht das Recht, zu toiberfprechen, 
daß der Vormund eines Minderjährigen die Einziehung der Ka— 

. pitalien bes Iegtern betreibe und erwirke. — Er ann nur nad 
der Einziehung auf deren Verwendung Acht haben, und den 
Vormund abfegen, welcher Unredlichfeit oder ————— an 
den Tag legt. Riom 8. 12. 2. 288. D. 8. 2. 1 

11. Der Familienrath ann den Water, a geſetzlichen 
Vormund feiner Kinder, nicht anhalten, Sicherheit zu leiſten, 
oder geficherte Anlegung der den Minderjährigen zugehörigen 
Kapitalien zu machen, die er in feiner Eigenfchaft als Vormund 
erhebt, Eu in dem Falle, wo der Vater unzahlbar märe. 
Toulouſe. 8. 22. 2. 10. D. %0. 2. 39. 

12. 13. Die Schuldner eines minderjährigen Kindes find 
nicht befugt, Sicherheit oder Wiederanlegung zu fordern, obwohl 
der Water, an ben die Zahlung gefchehen fol, ” im — 
—— befaͤnde. Toulouſe. 8. 22.2. 20 

3 


14. Der Vormund, welcher befugt iſt, die Auslieferung 


| Bon der Vormundſchaft. 267 


eines Vermaͤchtniſſes an feinen Minderjährigen zu betreiben, iſt 450; 
fhon darum allein befugt, ben on des Vermaͤchtniſſes zu 
erheben. Paris, S. 3. 2. 283. L. 5. 284. 

16. Der Geffionar der einem Minderjährigen zugehörigen 
Forderung ift befugt, deren Beitreibung zu verfolgen, obſchon 
die Ceſſion nur durch den Vormund bei einer fuͤrſorglichen Erb: 
abeheilung , bei welcher der Minderjährige vorkam, geſchehen 
wäre. — Wenn eine ſolche Ceſſion nicht als endgültige Eigen« 
thums⸗Uebertragung betrachtet werden kann, fo gilt fie body wer 
nigftens als Auftrag zum Empfange an ber Stelle des Vor: 
mundes, wie dies der legtere. ſelbſt würde gekonnt haben. Bor: 
deaux. 8. 30. 2.7. 

19. Der Gegenvormund , in deſſen Beifeyn jeder Ver: 
kauf von Gütern des Minderjährigen geſchehen muß, ift nicht 
Partei bei dem  Nechtsgefhäft im Sinne des Notariats: 
Geſetzes; es ift folglich nicht bei Strafe der Nichtigkeit erforder 
ih, daß die Kaufurkunde von ihm unterzeichnet werde. Bour⸗ 
ges. S. 30.2 164. 

20. Dem Vormunde werden keine Ausbefferungen an den 
Liegenfchaften feiner Minderjährigen, filbft nicht die nügfihen 
oder nothmwendigen, ohne vorgängige Ermädhtigung des Familien: 
rathes, in Rechnung gutgeheißen. Paris. S. 3. 2. 287. L. 5. 
— — Art. 471. 

Wenn die Ernennung eines Vormundes wieder aufge— 
Be a ift, fo find die Verkäufe und andere Rechtsgeſchaͤfte, 
welche er während, feiner Verwaltung in gutem Glauben vorge⸗ 
nommen hat, nicht deßhalb allein ungültig, weder zum er 
Dritter noch; zum Nachtheile des Vormundes. Colmar, 5. 14. 
2. 48. D. 12. 2. 49 — f. Urt. 512. 

22. Iſt es richtig, daß der Vorfteher einer Erziehungs: 
Anſtalt fih von feinem minderjährigen Zöglinge gültiger Weife 
‚einen Schuldfhein ausftellen laſſen, und ihn unmittelbar auf 
Zahlung belangen koͤnne, felbft wenn ein Schuldfhein des 
Vormundes vorhanden ift, welcher den Unmündigen in die Ans 
ftalt. gegeben hat? — Iſt es mwenigftens richtig-, wenn es ſich 
von einem — Auslaͤnder handelt? — Ex arg · be⸗ 
jaht. Paris. S 2. 222. 

u 23. Der Bormund kann nicht unentgeldlih auf einen 
PM fandeintrag verzichten, welcher zur Sicherheit dee Forderung 
des Minderjährigen auf einen Dritten genommen worden ift. 
C. H. Vw. Grenoble. 8. 19. 4. 111. D. 16. 1. 627. — 
fe Art. 467. 

24. Der Bormund ann ohne Ermächtigung des Familien: 
rathes baare Darlegungen zum Behufe des Miederkaufrechtes 
machen; dies ift ein Rechtsgeſchaͤft von rein erhaltender Art, 
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40. GC. H. Vw. Riom. S. 27. 1. 308. D. 25. 1. 79. L’251. — 


f Art. 1663. 

25. Ein VBormund, welcher diefe Eigenfchaft verloren hat, - 
fann dennoch bis zur MWiederbefegung im ntereffe feines Min— 
derjährigen erhaltende Mechtsgefhäfte vornehmen. — Er kann 
3. B. von einem Urtheil appelliven, wodurch der Minderjährige 
befchtwert if. Colmar. 5. 18. 2. 250 L. 51. 277. — Art. 
1370. 

%. Wenn im Namen des Minderjährigen eine Inftanz 
vom Gegenvormund eingeleitet worden ift, fo kann der Vor: 
mund beim Appellationsverfahren interveniren, entweder meil er 
Anfprüche hat, die mit jenen des Minderjährigen in Verbin— 
dung ftehen, oder aber weil fein Intereſſe dabei nur ift, das 
perfönliche Intereſſe des Minderjährigen zu — C. H. 
Vw. Amiens. S. 19. 1. 121. D. 16. 1. 588. L. 54. 248. 

28. Eine bürgerlihe Klage auf Schadenserfas, vor einem 
peinlichen Gerihtshofe gegen einen minderjährigen Angefchuldigs 
ten angeftellt, ift unftatchaft, ‚wenn fie nur gegen den Minders 
jährigen gerichtet ift. — Es ift nothwendig , ben Vormund zu 
belangen, eben fo, wie wenn es fich von einer bei einem bürger: . 
lihen Gerichte angeftellten Klage — Moſel. 8. 29. 2. 
289. — Colmar. R. G. 1833. 182. — Grenoble. J. 19. 
8. 1835. 2. 308. *) 

f. Art. 417. 418. 420. 455. 907. 15%. 1718. 2121. 


* 1) V. über. dad Verfahren bei Beflandöverträgen über die tiegen. 
fchaften von Minderjährigen und Entmindiggen. R. B. 1835 
AIV. — MUB. N. 26. DAB. N. 3. U. A.B N. 29 — 
vgl. Zrefurt. 48. $. 88. 


*) Bon den Pflichten und Rechten des Vormundes, in —— 
auf das perſoͤnliche Intereſſe des Muͤndels. Zachar. I. 112.— 
Pflicht des Unterhalts des Muͤndels. Brauer V. 520. — Bon 
den Pflichten des Vormundes in Beziehung auf das Muͤndel— 
gut. Zachar. I. 113. — Sorgfalt, welche der Vormund zu 
beobachten hat. Brauer V. 516. f. — Verſehen der Bormüns 
der. Brauer VI. 5. — Uebertragung der Schuld eines Müns 
dels an deflen Bormund. Brauer V. 81. — Bon ben rechtli⸗ 
chen Folgen, welche die Verwaltung der Bormundfcaft in Be: 
ziehung auf dritte Perfonen hat. Zadar. I. 115. — Bon 
dem rechtlichen Verhältniffe, welches a dem Vormund . 
und * Muͤndel, abgeſehen von der Vormundſchaft, eintritt. 
Zachar. I. 116. — Bon der: Verwaltung des Pflegfchafts: Ver: 
mögens. Rettig. $. 371 — 390, — Bon — und Ber: 
forgung der Pfleglinge, Rettig. $. 301 — 
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2) Maßregein nur — Tr der Minderjährigen. 
ebrer I 
3) — nr. $. 1. $.4.lit. e. g. $. 7. lit. a,b, c. 
4 Ebend. $. 2 

1. Der Veluſt der Forderung, der nach Art. 451. den 
Vormund trifft, welcher unterlaffen hat, zum Vermoͤgens-Ver—⸗ 
zeichniß anzugeben, was der Minderjährige ihm ſchuldet, ift 
nach firengem Rechte auszulegen, und kann nidt auf den Ge: 
genvormund ausgedehnt werden. Paris. S. 18. 2. 59. D. 16. 
2. 24. L. 49. 358. 

(2) Wenn der Vormund bei Aufnahme bes Vermögens: 
Verzeichniffes die Angabe feiner Forderungen an den Minder- 
jährigen unterläßt, fo zieht dies den Verluſt derfelben nicht nad 
fih, wenn ber Notär verfäumt hat, ihn in biefer Beziehung 
aufzufordern. Pau. J 19. S. er 2. 123. °) 

*1) R. B. 1810. X. Samml. 1. 
2) Bei der (im £. ©. 451. —— Inventariſation hat 

F— — zwei untundigengen beizuzieben. Inſtr. 


1. Der Art. 452. ift nicht fo unbedingt gebietendb, daß 
der Verkauf der Fahrniß des Minderjährigen nicht aufgefchoben 
werden Eönnte, wenn der Vortheil deffelben es zu erheifchen 
fheint. — Wenigftens ift das Urtheil, weldes den Umftänden 
nad fo- erfannt und erklärt hat, daß der Wormund als guter 
Hausvater gehandelt habe, der Caffation nicht — C. 
H. Bw. Douai. S. 25. 1. 199. D .23. 1. 18. L. 71. 497. 

2. Der Vormund hat das ausſchließende Recht, ben Öf: 
fentlihen Beamten zu wählen, welder die in Gemäßheit des 
Art. 452. zu bewirkende Verfieigerung der Fahrniß des Min: 
berjährigen vorzunehmen hat. Das RUM kann nicht für ſich 
felbft eine andere Wahl treffen. Zurin. S. 12, 2. 372. 

3. Die Gerichte erfter Inftanz, nicht die Friedensrich- 
ter, haben über Streitigkeiten zu erkennen, welche wegen bes 
Bollzuges oder gelegenheitlich ber Beſchluͤſſe des Familienrathes 


*) Von den pflichten des Vormundes bei Uebernahme ber Vor—⸗ 
mundſchaft. Zachar. I. 111. — Trefurt 45. $. 84. — Ge: 
Tegmäßiges Vermögensperzeichniß bei Bormundichaften. Brauer 

- 515. — Bon den Gefhäften, welche der Führung der Bor: 
mundfehaft vorhergehen. — Obfignation. — Inventur. Rets 
tig. $. 359 — 369. — Ermaͤchtigung des Mündels zu .eins 
zelnen Gefchäften durh den Vormund. Brauer V. 519. — 
Gefchäfte des Mündels zu eigenem — des Normunet. 
Brauer ebend, 


450 a. 
451. 


452, 
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452, entftehen. — Wenn alſo der Gegenvormund auf den Verkauf 


453. 


44. 


der Fahrniß des Minderjaͤhrigen antraͤgt, und der Vormund, 
geftügt auf einen Beſchluß des Familienrathes, die ſem Antrage 
wibderfpricht, fo ift dee Friedensrichter hierüber zu entſcheiden in- 
competent. Amiens. S. 7. 2. 863. 

4 Der Bormund kann eine fahrende Forderung des Min: 
derjährigen ohne ar des er re cediren. Pa: 
is. S. 28 2. 41. D. W. 2. 140. L. 77. 41. 

5. Wenn eine Gewerbseinrichtung, Minderjährigen zuge: 
börig, ohne die zur Veräußerung der Liegenfchaften der Minder: 
jährigen vorgefchriebenen Foͤrmlichkeiten veräußert worden ift, fo 
Tann der Verkauf aufrecht erhalten werden, wenn er durch die 
daflır geordneten Perfonen , nach vorgängiger Abfhägung dur) 
Sadyverftändige, geſchehen ift, und es übrigens feine Richtigkeit 
hat, daß der wahre Werth erlöfet,. und zum Vortheile der 
derjährigen verwendet worden ift. €. H. Bw. Paris. S. W 
1. 168 D. 24. 1. W. L. 75. 231. 

ſ. Art. 457. 464. 522. 524. 1063. 1064. 

*Vormundſchafts⸗Inſtruktion $. 3. 

Der Art. 453. ift nur auf Geräthfchaften antsendbar, und 
darf nicht auf Waaren ausgedehnt werden, welche zu einem Hans: 
deisgefhäfte gehören. Air. S. 6. 2. 452. 

f, Art. 384. 1063. 1064 *) 

Wenn gleich ein Teftirer einen gefhäftsführenden Vormund 
nebft einem Ehrenvormund ernannt hat, und-während der Min: 


derjaͤhrigkeit der Kinder die ſchwierigen Gefchäfte erledigt werden, ' 


wodurd die Verwaltung des Gefhäftsführers Überflüffig wird, 
fo daß der Ehrenvormund alle vormundfcaftlichen Geſchaͤfte 
uͤbernehmen kann und will, ſo tritt alsdann der Fall ein, daß 
der —— Vormund entlaffen werden kann; eine fach: 
gemäße Auslegung des muthmaßlichen Willens des Teſtirers 
entbindet nn * un feiner a a Verfügung. 
Angers. S. 2, 196. D. 19. 2. 12. L. 57. 274. **) 
f. Art. 7. 


* 1) Die im £. ©. 454. und 455. vorgefebenen Beftimmungen follen 
gleih nad) gefchloffener Inventur und Abtheilung, nah Der: 
— 1 dabei —— nel a9 —* hr 

ed Bevormundeten zugegen ewefenen Perfonen, dur 
—— geſchehen. er 


*) Zrefurt, 400. d. 479, 1). 


*) Trefurt, 46. 1). — Brift zu Anlegung der Gelder des Müns 
dels. Brauer V. 518. 
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+ 2) Wo died ohne Verſchulden ded Vormundes nach allgemein 454. 
Hangeiüudenem 3 Mißbrauche) — iſt, kann dem Vor; 
mund ein verbältnigmäßiged Kaſſegeld für vorkommende Aus: 
gaben und — Faͤlle zindfrei belaſſen werden. Ans 
nalen II. Entgegen gefegte Anſicht. Ebend. 
* 3) DB. die pünftlidye Beobachtung der Darfariften der L.S. 454. 
und 455. dann $. 5. und 18. des II. €. €. “ K. Regierung. 
U.A.B. 1837. N. 14. O.A.B. 1838. N. 19. (6) 
4), Vormundſch. Inſtr. $. * lit. a.b.d. R. B. 1838. 
5) ge an IX. des I. E. E. ift außer Kraft gefegt ws I. E. 454 a, 


(1) Der Art. 456. ift auf den Hall unanwendbar, to 456. 
der Vormund dem Minderjährigen Vorſchuͤſſe gemacht hat, die 
dieſem einen Gelbvortheil virfchafft haben, der demjenigen we—⸗ 
nigftens gleich Eommt, melden die Verzinfung der vom Vormund 
erhobenen Summen ihm verſchafft haben würde. Bordeaur. 
J. 19. S. 1835. 2. 288. 

(2) Die Summen, für welche ein in gutem Glauben 
ftehender Vormund, nad angeftellter Klage auf Berichtigung 
feiner abgelegten Rechnung, als Schuldner erklärt wird, tragen 
Zinfen erft vom Tage der angeftellten Klage auf Berichtigung, 
und nicht vom Tage der Rechnung felbft. Douai J. 19. S. 1835. 
2. 369. — f. Urt. 474. 

(3) Nah Ablauf der ſechs Monate ift der Vormund aus 
den jährlihen Zinfen, eben fo wohl wie aus jeder andern Ein- 
nahme, die Zinfen zu entrichten ſchuldig. Lyon. J. 19. S. 
1835. 2. 311. 


1. Die Veräußerungen der Güter der Minderjährigen, 457. 
welche ohne die gerichtlichen Foͤrmlichkeiten gefchehen, find kraft 
Gefeges nichtig, und nicht bloß der —— wegen Verletzung 
unterworfen Amiens. S. 24. 2. 243. D. 25. 1. 81. 

2. Die für die — ſolcher Güter vorgefchriebenen 
Foͤrmlichkeiten ſind ſtrenge zu beobachten; der Richter darf ſich 
daruͤber nicht hinausſetzen, unter dem Vorwande der Ge— 
ring —— zu veraͤußern den Gegenſtaͤnde. Caſſ. Andelys. 

S. 


2b. Auch nicht aus Gründen der Billigkeit, oder um 
den re En zu erfparen. Caſſ. Rouen. 8. 7. 
1. 437. D. 5. 1. 437. L. 9.1 

3. las oder — iſt ein Erblehenvertrag uͤber 
Güter eines Minderjährigen, welcher vom Vormund ohne vor: 
gängiges Gutachten der Familie bewilligt worden, und ohne daß 
vorher entweder die dringende Nothwendigkeit, oder der augen- 
fcheinlihe Nugen diefer Veräußerung dargethan wurde. Gafl. 
Rouen. S. 7.2. 1055. | 

4. Im Falle des Verkaufes von Liegenfhaften an einen 
Minderjährigen, mit Vorbehalt des Wiederkaufes, kann der Vor: 
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457. mund für ſich allein, und ohne Ermädhtigung bes Familienrathes, 
die zur Ausübung des MWiederkaufrechtes vertragsmäßig feſtge— 
feste Friſt nicht verlängern. — Cine folche Friſtverlaͤngerung iſt 
einer Veraͤußerung gleich zu achten, und nicht eine Handlung 
bloßer — —— Turin. S. 13. 1. 326 D. 11. 1. 
551. 54. — f. Art. 450. No. 24. 464. 

= 2 Minderjährige, deffen Güter durch feinen Vor: 
mund ohne Beobachtung der vorgefchriebenen Foͤrmlichkeiten 
veräußert worden find, bat nicht die Wahl, ob er fie von ben 
Käufern duch die Zueignungsklage ruͤckfordern, oder en Bor: 
mund auf Rüderfag des Werthes belangen will. — Er muß 
zunächft gegen bie Käufer Elagen, mit Vorbehalt feines Rüd: 
geiffes gegen den Bormund, im Wege einer Schadenserfagklage, 
und nur in dem Falle, wo die gegen die Käufer angeftellte 
Klage ihm nicht zur vollen. Entfhädigung verholfen haben follte, 
Srenoble. S. 27. 2. 242. L. 80. 225. 

6. Im entgegen gefegten Sinn entſchieden — Der Min⸗ 
derjaͤhrige kann in dieſem Falle nach ſeiner Wahl entweder eine 
Widerrufsklage gegen den Käufer, oder eine Entſchaͤdigungs— 
Elage gegen den Vormund anftellen, und gegen diefen fein ge: 
ſetzliches Pfandreht von dem Tage der begonnenen vormund— 
re Verwaltung geltend machen. Zouloufe, S. 27. 2. 
242. D. 25. 2. 173. L. 79. 527. 

ſ. Art. 450. 460. 509. 1312. 1314. 1596. 2126. 2157. 
— Art. 2. 6. C. comm. 

(7) Der Verkauf von Liegenſchaften, welche ein, ſelbſt Ge⸗ 
waltsentlaſſener, Minderjaͤhriger ohne. Beobachtung der im Art. 
457. ff. vorgeſchriebenen geſeblichen Foͤrmlichkeiten vorgenommen 
hat, iſt nicht allein der Umſtoßung wegen Verkuͤrzung unter⸗ 
Bin Jose leidet an unbedingter Nichtigkeit. Rennes, R, 
G. .2. 354. *) — f. Art. 458. 459, 


e a BVeräußerungen und Verpfändungen liegender Güter der 
Minderjährigen beſchließt die ordentliche Obrigkeit. 8 ar 
fonen fie diedfalld vorber u vernehmen bat. 11. €. 

. Brauer IV.S. 577. Rot. 21.)— — Bormundfcaftlice Soft. 
pi > it, a, 

+ 2) Der Vormund it auch ohne obervormundſchaftliche Ermäcti. 

gung befugt, eine liquide Gegenforderung feiner Mündel mit 





*) Sormunbfäaftlicher Biegenfchafts= Erkauf, Brauer VI. 6. — 
Veraͤußerung beweglicher und unbeweglicher Sachen des 
Muͤndels. Brauer V. 521. — 523. — An Gelb des 
Bormunded. Brauer V. 5277. — Zrefurt. 46. f. 3). 4). — 
ge en ——— des — Brauer 


; Bon der VBormundfchaft. 273 
ber fiquiden Schuld derſelben wettzuſchlagen. Hohnh. V. 


1. Erxkenntniffe oder Beſchluͤſſe, worin Beftätigung ertheilt 458. 
wird, find ein Hinderniß gegen bie Einſprachen, melche jede i 
Partei in der Folge gegen die beftätigten. Rechtshandlungen ers 
heben. könnte. Zurin. S. 6. 2. 752. n 

2. Wenn ein Beſchluß des Familienrathes bie Veraͤuße— 
rung der Güter eines Minderjährigen genehmigt, fo kann das 
Gericht die unbedingte Ertheilung der Beſtaͤtigung nicht verweise 
gern, es fey denn dargethan, daß die Veräußerung unnöthig, 
ne dem Minderjährigen nachtheilig wäre. Brüffel. S. 5. 3 


fe Urt. 460. 509. | | 
1. Da beide Arten des gerichtlihen Verkaufes (durch 459. 
Ausruf oder vor Motaren), bei Gütern von Minderjährigen, ges 
feglidh gutgeheißen find, fo muß das Gericht diejenige Art tolhe 
len, weldhe dem Intereſſe des Minderjährigen am meiften zu— 
fagt. — Und es ift in diefer Hinficht geeignet, daß der einſtim⸗ 
mige Wunfc des Familienrathes, wenn er feinen Verdacht er= 
wedt, die Obrigkeiten beftimme. Paris. S. 25. 2. 250. L. 


..73. 394. 


2. Unter der Herefchaft des Code ift nicht bei Strafe ber 
Nichtigkeit erforderlich, daß der Verkauf der Güter der Minder⸗ 
jährigen an dem Drte gefchehe, wo fie ganz oder zum Theil ges 
legen find. — In dieſer Hinfihe ift der Ort des Verkaufes 
dem Ermeffen der Gerichte überlaffen. Der Art. 459. welcher 
. vorfchreibt, daß die Güter öffentlich verkauft werden follen, bin: 


> dert nicht, daß bie Verfteigerung nicht in der Schreibftube eines 


Motärs gefchehen koͤnne. Zurin. S. 7. 2. 1053 
f. Urt. 460. 309. 1312. 1314 1596 5 
* Dom 2. ©. 459. welcher öffentliche Verfteigerung der Lie: 
—— — —————— befiehlt, kann nicht dispenſirt wer⸗ 
en. ſtiz Min. M.A.B. 1831. N. 48. S. A.B. N. 46. U.A.B. 
45. ehrer V. 1345. | | 
1.. Der Großjährige, welcher auf die Verfleigerung einer 460. 
Liegenfhaft antragen will, die er- mit einem Minderjährigen. in 
ungetheilter Gemeinfchaft befigt, ift nicht gehalten, zu veranlaffen, 
daß diefem vorher ein Vormund eigens +hierzu beftellt werde; 
er kann feine Klage gegen den orbentlihen Vormund anftellen, 
Paris. S. 5. 2. 598. L. 10. 456 En ' F 
- 8%. Im Falle der Verſteigerung einer Liegenſchaft, die zu 
einer Erbſchaft gehört, wobei Minderjährige betheiligt find, 
ift es nicht das Gericht, von dem. das Gefhäft. vorzunehmen, 
fondern ein Gerichts: Abgeordneter ober ein dazu beauftragter 
Notaͤr. — Mit andern Worten.: nicht. buch Art. 827. fondern 
durch Art. 459. und A60, werben die. Foͤrmlichkeiten beftimmt, 


18 


461. 
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‚ welche bei Verfteigerung der Güter. der —— zu be⸗ 


obachten ſind Rouen. 8. 5. 2. 1. L. 11. 27. | 

3. Der Zufchlag eines, zwifchen Minderjährigen und Groß: 
jährigen verfteigerten Gutes kann von einem Notär um einen 
geringeren Preis, ald den durch Sachverſtaͤndige erkannten Abs 
fhägungsmwerth gefchehen, ohne daß «8 nöthig wäre, eine neue 
vorgängige Ermächtigung des Berichtes nachzuſuchen. Caſſ. 
Mes. S. 21. 1. 274. D. 19. 1. 365. L. 60. 547. 

4. Wenn gleich Gefelfhafter, auf den Fall der Auflöfung 
ihrer Gefellfchaft, bedungen haben, baß die Liegenfchaften nut 
unter ihnen verft:igert werden follen, fo muß bob, wenn zur 
Zeit diefer Auflöfung unter den Betheiligten Minderjährige fich 
befinden, die Verfteigerung nothwendig unter Zulaffung fremder 
Steigerer, und nach den Beftimmungen der Art. 460. 1686. 
und 1687. gefchehen. Rouen. 8. 7. 2. 1203. D. 4. 2. 189. 
L. 15. 252. 

f. Art. 465. 509. 823. 824. 827. 838. 1686. ff. 

1. Die Vormünder und Pfleger haben pirfonlid die 
Strafen zu tragen, welche wegen unterlaffener Erklärung binnen 
ber gefegten Frift, hinfichtlich der ihren Pflegbefohlenen zugefalles 
nen Erbſchaften, erfannt werden, oder wegen Unvollftändigkeit 
ber wirklich abgegebenen Erklärungen, oder Unzulänglichkeit der 
Abſchaͤtzung. — Geſetz (J. 7). 

2. Minderjaͤhrige, welche zu einer Erbſchaft berufen ſind, 


koͤnnen nicht als unbedingte Erben deßhalb allein betrachtet wer« 


ben, weil ihre Vormund, aufgefordert, diefe Eigenſchaft anzuneh— 
men, dies in den vorgefchriebenen Friften nicht gethan hat. Ans 
gers. D. 8. 2. 58. | 

3. Im nämlihen Sinn entfchieden. Nismes. S. 28. 2. 
208. D. 26. 2. 175. — f. Art. 801. 

4 Ein großjährig gewordener Minderjähriger kann- eine 
Zheilung, zu der er in feinee Minderjäbrigkeit eingemilligt, und 
deren Vollzug nad erreichter Grofjährigkeit er fortgefegt bat, 
wiberrufen. Ä 

Menn es eine Privaterbtheilung gewefen, fo kann er nicht 
durch Beugenbeweis ein ficheres Datum gegen Dritte berftellen. 
Bräffel. L. 31. 488. | 

5. Der Beſchluß des Familienrathes, welcher den Vor— 
mund ermächtigt, auf die Ehegemeinfchaft zu verzichten, bedarf 
einer gerichtlihen Beftätigung. C. H. Vw. Paris, D. 14. 1. 
28. L. 44. 511. 

6. Eben fo verhält es fich mit dem Befchluffe des Fami— 
lienrathes, welcher den Vormund ober den Gemwaltsentlaffenen 
Minderjährigen ermächtigt, auf eine Erbſchaft zu verzichten, 
felbft wenn Liegenfhaften darunter enthalten find. — Ein fol 
Her Beſchluß kann nicht mit jenen Beſchluͤſſen verglichen wer 
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den, woburd die Veräußerung bei Liegenfchaften eines Minder: 461. 
jährigen genehmigt wird. Es iſt aud nicht nothwendig, daß 
der Beſchluß mit Entfheidungsgründen verfehen werde. Tou— 
eo 29 2. 313. D. 27. 2. 252. — Touloufe. S. 30. 2. 
f. Art 447. 458. 776. 
"1) ap an die Stelle des Zamilienrarhed bier trete, 11. E. €. 
2) Bernebmung ded Kronanmwalted fällt weg. U. 4. - 
— Hr. 1. zu 8. ©. ’ . es 
3) Vormundſch. Inſtr. $. 5. lit. b. ec, (ſ. &. ©. 463.) 
. Art. 7. 462. 
Die einem nicht Gemwaltsentlaffenen Minderjährigen 463. 
gemachte Schenfung ift nicht ungültig, weil fie vom Vormund 
ohne Ermächtigung des Familienrathes angenommen wurde. 
Colmar. $S. 9. 2. 319. L. 24. 4. 

3. Wenigſtens kann diefer Mangel der Ermächtigung wes 
der vom Gefchenkgeber no von deffen Erben vorgefhügt wer« 
den, die Ungültigkeit ift in diefem Falle nur beziehungsmeife 
vorhanden, und fann nur vom Minderjährigen nah erreichter 
Großjährigkeit geltend gemacht werden. Meg. S. 26. 2. 119. 
L. 71. 365. 

4. Der vom Familienrathe zu Antretung eines Erbver: 
mächtniffes für feine Minderjährigen ermächtigte -VBormund hat, 
fo lange er die Antretung nicht erklärt, Leinen binreichenden 
Charakter zu Anerkennung einer Schuld des Erblaffers, und zu 
Bewilligung eines Unterpfandes zu Gunften des Gläubigers; er 
kann nad einer neuen Ermächtigung des Familienrathes gültig 
auf das. Vermaͤchtniß verzichten, und ſich folglih der Schuld 
entlaften. ©. H. Vw. Paris. S. 26. 1. 80. D. 23. 1. 237. 
L. 73. 239. Ä 

5. Ein Verzicht auf die, einem Minderjährigen gemachte 
Schenkung iſt gültig, wenn diefer vom Vormunde, nach vorgäns 
gigem Beſchluſſe des Familienrathes, bewilligte und gerichtlich) 
beftätigte Verzicht das einzige Mittel ift, den Geſchenkgeber in 
den Stand zu fegen, der Unehre zu entgehen, Paris. S. 27. 
2. 114. L. 79. 283. 

f. Art. 935. 940. 942. 1125. 

(6) Ein Vormund kann nicht. ohne Ermächtigung des Fa: 
milienrathes in einen Vertrag einwilligen, durch den er feine 
Minderjährigen als Befiger eines Theils der für die Forderung 
eines Dritten verpfändeten Güter verbindlich machen würde, einen 
Theil diefer Forderung als Beitrag zu bezahlen. — Ein folder 





*) Bormunst-Bewalt bei gewinnenden Rechtsgeſchaͤften. Brauer 
VI. A 2 


18* 


463. 
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Vertrag iſt unguͤltig, als die Grenzen ber Verwaltung des Vor: 
mundes überfchreitend (Art. 467), — Nichts defto weniger 
Eönnen bie zu Erfüllung dieſes Vertrages von dem Vormunde 
bezahlten Summen von den Minderjährigen nicht ruͤckverlangt 
werden, wenn biefe fie, als dritte Befiger der verpfändeten — 
— ſchuldig waren. Aix. R. G. 1833. 2. 106. — f. 


en Der Art. 464, ift ferbft auf den Fall anwendbar, mo 
der Vater Vormund iſt. Das Gefeg made zwifchen zn und 


einem —— Vormunde keinen Unterſchied. Angers. S. 13. 


2. 2. D. 10. 2. 95. L. 30. 208. 

2. "Wurde entfhieden, daß dieſer Artikel auf den Fall 
nicht anzumenden fey, wo der Vormund nur eine Klage wieder 
aufnimmt, welche, zu einer der Vormundſchaft vorangegangenen 
Zeit, regelmäßig war angeftellt worden. Mes. S. 7. 2. 1242. 

3. Der Mangel der Ermächtigung des Samilienrathes, zu 
Ausübung unbeweglicher Rechte des Minderjährigen, Fann nur 
vom Minderjährigen allein vorgeſchuͤtzt werden; es iſt in dieſem 
Falle nur beziehungsweiſe eine Unguͤltigkeit vorhanden. C. H. 
Vw. Caen, 8. — 1. 52. nu 28. L. 29. 214. — €. 
H. Bw. Bellen. S. 14 1.5 D. 11. 1. 532. L. 39. 36. — 
Bordeaux. J. 19. S. 1834. 3 204. — f. Art. 1135. ° - 

4. Der Bormund Eann das MWiederfaufsreht im Namen 
feiner Minderjährigen nicht ohne die Ermächtigung des Fami— 
fienrathes ausüben, — Es ift dies eine ar ang un 
en des Art. 464. Paris. S. 7.2. 12359. — f. A 
| 9. Die von einem Vormunde gegen einen Nachbar, auf 
Bezahlung der Gemeinfchaft einer dem Minderjährigen zugehö: 
rigen Mauer, angeftellte Klage ift eine liegenfchaftliche, folglich 
kann diefelbe nicht ohne Ermächtigung des Familienrathes ange: 
ftellt werden. Bordeaur S. 29. 2. 23. 

6. Der Art. 464. hindert nicht, daß nicht der — 
ohne Ermaͤchtigung des Familienrathes, auf die gegen feinen 
Minderjäteigen angeftellten Liegenfchaftlihen Klagen ſich einlaf- 
fen bü I: nn auf ein gerichtlihes Zugriffsverfahren. 
Paris. S. 5. 2. 460. L. 9. 403. 

7. Der Bormund * nicht in einer Inſtanz, welche 
unbewegliche Rechte ſeines Minderjaͤhrigen zum Gegenſtande hat, 
von den ergriffenen en abftehen, ohne Ermächtigung 
des Familienrathes. Brüffel. 8. 7. 2. 1242. L. 17. 256. — 
Douai. S. 21. 2. 117. D. 0.2 . 78. L. 59. 516. 

Der Vormund, welcher in einem Appellationsverfahren 
fahfällig wird, zu dem er vom Familienrathe nicht ermächtigt 
mat, muß, penfänli die Koften tragen, Riom, 8. 6, 2, 49. 
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9, Die Ermächtigung bes Samilienrathes ift für ben Bor: 464 
mund nicht nothwendig, um gegen ein Erkenntniß auf gerichtlis 
hen Zugriff gegen feine Minderjährigen M appelliren. Caſſ. 
Montpellier. S. 14. 1. 101. D. 12. 1. 32. L. 39. 331.- 


10. Der Vormund, weldher im Namen feines Minderjaͤh⸗ | 


tigen den gerichtlihen Zugriff erwirkt, um die fahrenden Forber 
rungsausftände deffelben beizutreiben , unternimmt damit nur 
. eine Berwaltungshandlung. — Seine Vorfchritte zu dem Ende 
bedürfen daher der Ermächtigung des Samilienrathes nicht, Bruͤſ⸗ 
fet. S. 7.2 1242. L. 17. 255. 

. Die Mutter, welche auf den Lebensunterhalt ihres 
unehelichen Kindes Elagt, deffen Obforge und Erziehung ihr ob⸗ 
liegt, hat dazu die ——— des Familienrathes nicht noͤthig. 
Grenoble. 8. 7. 2. 1240. L. 13. 204. 

12. Die Klage auf eine Unterhaltsrente, welche ein eis 
gens hierzu ernannter Vormund eines natürlichen Kindes anges 
ſtellt hat, bedarf der ausdrüdlihen Ermächtigung des Familien 
rathes nicht, felbft wenn.die Anerkennung beftritten ift. Meg. 
S. 25. 2. 296. L. 73. 543. 

13. Der Vormund bedarf ber Ermächtigung des Famis 
lienrathes nicht, um eine fürforgliche Klage auf Ernährung und 

— ſeines Muͤndels anzuſtellen. Montpellier. 8. 4. 2. 

14. Die Fahrnißklagen des Minderjaͤhrigen koͤnnen vom 

geſetzlichen oder gerichtlichen Vormunde, trotz der Fk bes 
Samilienrathes-, angeftellt werden. Riom. D. 8. 2. 11. 
..15. €& ift nicht nothwendig, daß ber Vormund, welcher 
vom Familienrath ermaͤchtigt worden, auf Ungültigfeit eines 
Mechtsgefchäftes wegen Gefährde, Betrug und Simulation zu 
lagen, von neuem und insbefondere ermächtigt werde, gegen 
das nämliche Rechtsgefhäft den beiläufigen Beweis ber Falſch⸗ 
heit anzutreten. Toulouſe. S. 27. 2. 150. 

Die Klage auf Umftoßung eines Verkaufes wegen 
Verkürzung ift eine Liegenfhaftliche ; fie kann folglid von einem 
Vormund oder Pfleger niht ohne Ermächtigung des Familien» 
rathes angeftellt werden.  Bourges. S. 32. 2. 556. 

f.e Art. 450. 452. 457. 1125. — Art. 63. C. comm. 


(17) Obwohl der Bormund eine Fahrnißklage ohne Ers | 


maͤchtigung des Familienrathes anftellen Fann, fo barf er doch 
ohne diefe Ermädtigung ſich nicht bei einem Uetheife beruhigen, 
welches über einen Kahrnifgegenftand ergangen; dies wäre-ein 
wirklicher — — * dem Vormund unterſagt iſt. Pau, 
J. 19. 8. 1835. 2 *) — f. Art. 467. 


*) Bormundsgewalt in Bezug auf Klagen. Brauer VI. 289, — 


Der obrigkeittichen Prüfung dürfte auch bie ind. &, 464. 
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464, * 1) Die Kreiödireftorien (Kreidregierungen) beforgen die — 
Ertheilungen an en ur Progeßfübrung in zweiter 
ftanz. Organ. 1809. D. — Bormundfd. In r. 


8. 6. 

2) Bormünder follen nicht ohne rn. der Waifenrichter Pro- 
zeffe anfangen. U. A.B. 1833. N. 71. 

3) Da $. 20. ded II. E. E. der obrigfeitlihen Prüfung und Be: 

x Riigüng in Bezug auf 8 S. 464. nicht erwähnt, te ericheint 
iefer Drerdurch a aufocbeben. Daß gleiche gilt für die obige 
Beltimmung ded Organ.E. — Abhdl. Annalen I. 255. f. 

4) Die Waifenrichter: Drag bat ey Belimmung D. $. 12. des 
Drgan.E. und die Vorſchrift $. 5. ded II. E. E. wornad an 
die Stelle ded Familienrathed in den Fällen der 2. ©. 461 — 
468. die $. 19. genannten EIERN treten follen, aufgehoben. 
Abhdl, Annalen I. 306. f. 

5) Entgegengefegte Anficht. N Waifenrichter-: Ordnung it eine bloße 

nftruftion, und eine Vereinbarung der Beltimmungen des 
rgan.E. und ded II. €. € nad ribtigen Grundfägen der 

Gr —— ſehr Ben möglih. Vielmehr bleibt die Vor: 

frift des . mas die Anftellung —— 

Klagen betrifft, — Verbindung mit $. 5. und 19. des1 

E. aufrecht ftehen. Abhpdt. — ——— er die Non. 

zen 144 — 146. zu Art. 1. 

6) Nur zur Erhebung le Klagen if die Er 
mädtigung der obervormundfchaftlihen Behörde —— 
a nn II. 83. — vol. Vormundſch. Inſtr. $. 5. lit. 

e + D. 


7) Ermädtigung der Gemeinden zu Rectöftreiten f. unten bei £. 
©, 1305. 


465, 1. Der Bormund ift ebenfalls von der Nothwendigkeit der 
Ermädtigung befreit, um gegen Urtheile zu appelliren, bei wels 
chen er, Namens feines Mündels, nur als Beklagter aufgetreten 
war: — zumal wenn es fih von einer Erbvertheilungsflage 
handelt. Nismes. S. 30. 2. 31. 


2. Auch wenn eine Mutter als Vormünderin ihres Soh— 
nes auf Theilung einer Erbſchaft, ohne vorherige Ermächtigung 
des Bamilienrathes, angetragen hat, ift das Verfahren nicht nn 
tig, wenn — in der Folge ermaͤchtigt worden iſt. Bruͤſſel. 8 
12. 2. 274. L. 32. 215. 

f. Art. 460. 464. 817. 


466. 1. und 2. Wenn Minderjährige bei einer Erbverthei: 
fung intereffirt find, fo können die zur Abfhägung ernannten 





erwähnte Nachgiebigkeit in eine fremde Anſprache unterliegen. 
- Brauer IV. 578. Not. 22. — Bon ber Pfliht und dem Rechte 
bes VBormundes, den Mündel vor Gericht zu vertreten, Zadar. 


° ’ 
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Sachverftindigen nicht durch gemeinſchaftliche Uebereinkunft der 466. 
Parteien gewaͤhlt, ſondern muͤſſen von Amts nes vom Gericht 
N Si Douai. S. 27. 2. 138, 3.2. —* — 

ſ. Art 


3. Doch kann dieſe Ernennung von Amts wegen auch 
auf Sachverſtaͤndige fallen, welche die Parteien vorgeſchlagen 
haben. Poitiers. S. 6. 2. 227. 


4. Eine Theilung zwiſchen Groß: und Minderjährigen, 
obwohl bloß fürforglich Hinfihtlih der letztern, wenn fie nicht 
gerichtlich gefchehen, ift gleichwohl endgültig hinfichtlich der Groß: 
jährigen. — Mit andern Worten : die Art, 466. und 840. koͤn⸗ 
nen nicht von großjährigen Miterben angerufen werden. Lyon. 
S. 13. 2. 290. — Colmar s. 17. 2. 145. D. 15. 2. 24. 
L. 49. 154. — Vergl. dagegen Nr. 6. 


5. Eine mit einem Minderjährigen oder feinem Vormund 
eingegangene Theilung, obwohl fie nach Art. 466. durch Loos⸗ 
ziehung gefchehen foll, Fann auch durch Zumeilung bes Anthrils 
gefchehen , wenn dieſe Theilunusart genehmigt wird, fo wie es 
auch bei einem Beate gefhehen Eönnte. C. H. Vw Bour⸗ 
ges. S. 15. 1. 404. D. 13. 1. 465.-L. 44. 107. 

f. Art. 838. 840. 


(6) Bei den Theilungen, wo Minderjährige intereffirt 
find, ift die Ziehung der Looſe eine mefentlihe Körmlichkeit, 
welche unter feinerlei Vorwand umganaen werden fann. Cole 
mar. R. G. 1833. 2. 52. — f. Art. 838. 840. 


(7) Die zwifhen Groß: und Minderjährigen , ohne Beob⸗ 
achtung ber gerichtlichen Foͤrmlichkeiten, geſchehenen Theilungen 
gelten als fuͤrſorglich für die einen wie für die andern. — Ges 
benfalls verhält es fih fo, wenn die Zheilungsurfunde die Wils 
lensmeinung ber Berbeiligten in biefer Beziehung zu — 
gibt. Toulouſe. J. 19. S. 1834. 2. 341. — f. Art. 8 


(7)b. Entgegenzefegte Anficht : die Theilung ift endahtig 
binfichtlich der Großjaͤhrigen ‚ zumal wenn die Eigenſchaft, in 
welcher der Minderjaͤhrige bei der Theilung betheiligt war, damals 
widerſprochen, und ſeitdem endgültig anerkannt wurde. C. H. 
Vw. Paris. R. G. 1836. 1: 238. 


(8) Wenn Minderjährige bei einer Theilung interefftet 
find, fo ift die Ziehung der Roofe unerlaͤßlich, die Theilungsart 
durch Zuſcheidung ift nur unter Großjährigen, und mit ihrer 
Einwilligung, erlaubt. — ſ. Art. 834. 

Es kann jedoch in dem Falle, wo ed von mehreren direkten 
und Seiten-Erbfchaften ſich handelt, welche die nämlihen Liegen: 
fhaften zum Gegenftande haben, das Gericht, ſtatt eben fo viele 


467. 
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Theile und Loosziehunigen anzuordnen , als eröffnete Erbſchaften 
vorhanden find, die Formirung von zwei Looſen für die beiden 
fireitenden Linien verfügen (devem jedes die Bruchtheile enthäfe, 
welche jeder Partei zukommen), und bie beiben Looſe ziehen af: 
fen, vorbehaltlich des Aufgeldes (ex arg.). GC. H. Vw. Limoges. 
J. 19. S. 1835. 1. 253. *) 


+ 1) Erbtheilungen der Minderjährigen, wobei die vorgefchriebenen 
Formen beobachtet find, gelten mie Handlungen unter Groß: 
jährigen. Hohnh. IV. 250. V. 225. 

2) Sind dagegen andern Falles nur fürforglich, und koͤnnen nad) 
erlangter Groiährigkeit auch ohne Beweis einer Verlehung 
wieder umgeftoßen werden. Die Klage hierauf kann beim 
forum hereditatis angebracht werden. Hohnh. IV. 249—252. 


1. Bor ber Verkündigung des Code Eonnten die Pfleger 
der Entmündigten (Reftitution vorbehalten) über das ntereffe 
derfelben ſich vergleichen, ohne gerichtliche Ermächtigung. €. H. 
Bw, Air. S. 6. 1. 415. D. 4. 1. 582. L. 17. 193. 
2. Der Vormund, oder in deſſen Ermangelung der Ge— 
genvormund eines Entmuͤndigten, kann, ohne Mitwirkung des 
Familienrathes und ohne Beſtaͤtigung des Gerichtes, eine vom 
Entmuͤndigten vor ſeiner Entmuͤndigung aufgenommene Schuld 
anerkennen, wenn dieſe Anerkennung in der That nur die Wieder⸗ 
herſtellung einer aͤltern Verbindlichkeit iſt. C. H. Vw. Rouen. 
S. 30. 1. 235. | | j 

3. Die Umgehung der im Xrt. 467. für den Fall vorge 
fchriebenen Foͤrmlichkeiten, wo der Wormund im Namen des 
Minderjährigen einen Vergleich fchließt‘, zieht nicht die Nichtig- 
ee nah ſich. Montpellier. S. 18. 2. 113. 


4. Unter der Herrſchaft des römifchen Rechtes Eonnte der 
Vormund, ohne Ermächtigung eines Familienrathes, über bie 
Fahrnißrechte des Minderjährigen fich vergleichen, wenn er bei 
dem Streite perfönlih nicht betheiliget war. C. H. Vw. Paris. 
D. 11. 1. 316. L. 37. 449. 

f. Art. 509. 1125. 1304. 1312. 1314. 2045. — 63. 
€. comm., 

(5) Nah der Auflöfung einer ehelihen Errungenfchafts- 
Gemeinfhaft, in Folge bes Ablebens eines ber Ehegatten, mit 
Hinterlaffung minderjähriger Kinder, kann der Überlebende Ehe: 
theil ſowohl in der Eigenfhaft als Vormund, als in eigenem 
Namen, und ohne Beobachtung irgend einer vorgängigen Foͤrm⸗ 
lichkeit, die Rechnung einer während der Ehe gerälefenen Han: 
delögefellfhaft Tiquidiren, und nöthigenfalls feine Einwilligung 


Trefurt 47. $. 86. 6). 


Bon ber Vormundſchaft. 281 


zur Minderung einer Forderung geben, welche ein Mitgefelifchafter 467. 
ber Ehesemeinfhaft ſchuldete. — Es ift dies Erin Vergleich oder 
Veräußerung von Rechten der Minderjährigen , wozu e8 der ges 
ſetzlich vorgefchriebenen Foͤrmlichkeiten bedürfte, Bordeaur. R. G. 
1833. 2. 345. — f. Art. 1498. Ä 

(6) Die Vormundihafts:Rehnung kann dem Gemaltsent: 
laffenenen Minderjährigen, ohne andere Förmlichkeit, als die 
Zuziehung feines Pfleger , abgelegt werden ; eine Rechnungs: 
Ablegung vor Gericht ift nicht erforderlich EC H. Bw. gen. 
R. G. 1837. 1. 977. — f Art. 480. | 

(7)_ Ungüftig, trog der Beobachtung der Förmlichkeiten bes 
Art. 467. ift ein Vergleich, wodurch der Vormund bie Rechte 
des Minderjährigen, deffen Mitbetheiligter er ift, abtritt, um 
feine eigenen zu erhalten. In folhem Falle muß der Minder- 
jährige beim Vergleiche vom Gegenvormunde vertreten werben. 
Amiens. R. G. 1837. 2. 478.. — f. Art. 420. *) 


*1) Zu £& ©. 461 — 467. — Nur im Falle ded 2. ©. 467. if die 
obrigfeitliche Prüfung und Beftätigung nöthig, jedoch ohne ein 
Gutachten dreier Rechtögelehrten zu erheben. II. E. €. $. 20. 
Vormundſch. Inſtr. $. 5. lit. £. — f. die Zuf. zu £. ©. 464. 

+2) Ein a. dem diefed Erforderniß mangelt, ift nicht abfolut 

ungültig, fondern fann nur von dem Minderjährigen an efoch: 
ten werden. Hohnh. II. 206 f. — Entgegengefegte Anficht. 
Ebend. 208. — f. Nr. 3. d. T. Ä 


f. Act. 375 ff. *) 
Das Berfabren a dieſem Falle it ein polizeiliche, Fein gericht: 


liches. I . 8. 14 — Vormundſch. Juſir. 8.2. R. 3 
1838. XIII. 


468. 


Neunter Abfchnitt. 


Don den Bormundfchafts : Rechnungen **"). 


1. Eine minderjährige Zochter, der ihe Water, indem er 0 
. fie verheirathete, eine Ehefteuer fegte, unter der Bedingung, dag *0. 
fie über feine Vormundſchaft Feine Rechnung fordern folle, ann 
nach dem römifchen Rechte diefe Rechnungsablegung nicht fordern, 
ohne auf die Ehefteuer zu verzichten. — Im Allgemeinen find 





*, Zrefurt 47. $. 86. 5). j , 
) An die Stelle des Familienrathes tritt die ordentliche Obrigkeit. | 
0 Zeefurt. 46. a). 398. 3. 5 
***) Bon den Pflichten und Rechten des Vormundes nach beendigter 
Vormundſchaft. Zachar. I. 122. — Baurittel I. 916—918. 
Gefihtöpuntte für Rechnungsablagen, Brauer VI. 7. - e 
Be chmungsablegung des Vormunds. Brauer V. 518. 535. 


J 
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469. die Verträge — erw N der Be. 
C. 9. Bw. Brüffel. 8. 8.1 D. 5. 2. 138 L. 25. 222. 
— f. Art. 466. Nr. 4. 

2. Wenn ein Vormund, als Erbe feines Muͤndels, mit 
feinen Miterben die Theilung, der BVerlaffenfhaft des Minder: 
jährigen abgefchloffen hat, fo find jene nicht befugt, vom Vor: 
munde bie Ablegung einer Vormundſchafts-Rechnung zu begehrten; 
* Zheilungsurkunde vertritt deren Stelle zur Genuͤge. Rennes, 

7. 2. 15. D. 25. 2. 38. 

3. Wenn der Gegenvormund fih in die Verwaltung ber 
Angelegenheiten des Minderjährigen mit Ausfchließung des Vor— 
mundes eingemifcht ‚bat, fo ifter, dem Minderjährigen gegenüber, 
für feine Gefchäftsführung eben fo verantwortliih, wie ein Vor» 
un und allen Regeln der Vormundfchaft unterworfen. Paris. 

S. 28. 2. 93. D. %6. 2. 51. 

4. Wan einem Minderjährigen mehrere VBormünder nach 
einander gefegt worden find, fo hat nur der Iegte allein dem 
Minderjährigen, nachdem er großjährig geworden, Rehnung ab» 
zulegen. — Er muß in feiner Rechnung die Verwaltung der 
andern Vormünder mit aufnehmen , welche ihrer Seite ihm, 
und nicht dem — Rechnung abzulegen haben. 
zum 8. 26. 2. 301. D. 24. 2. 219, — f. Xıt. 417. 


5. Der Code verftattet nicht, daß die Kinder, welche bie 
Minderjaͤhrigkeit zuruͤckgelegt haben, die Eheſteuer ihrer Mutter 
und Vormuͤnderin bis zur Richtiaftellung der Vormundfchafts: 
Redinung einbehalten, obwohl die Vormundſchaft vor dem Code 
ihren Anfang genommen hat. — Mithin fann auch vor ber 
Richtigftellung der Rechnung die Ehefteuer und felbft im Wege 
des Zugriffs:Verfahrens gefordert werden; — zumal wenn ein 
Dritter die Rechte der Mutter geltend macht, und diefem nicht 
Schuld gegeben wird, daß er die Urſache der Verfpätung jener 
Baur Berichtigung ſey. Caſſ. Bordeauxr. S 20. 1. 3837. 
D. 18. 583 L. 58. 209. 

(6) kin VBormund kann vom Gerichte nicht losgezaͤhlt wer⸗ 
den, die Rechnung von einem beftimmten Zeitpunfte abzulegen, 
unter dem Vorwande, daß die Werzeichniffe (registres) von 
biefem Zeitpunfte verloren gegangen feyen. Caſſ. Rouen. J. 19. 
S. 1835. 1. 479. 

(7) Ein Vormund, ber nad geendigter Vormundſchaft 
feinem Münbel nur eine beftimmte Summe Geldes fhulbig bleibt, 
ift niche gehalten, eine detaillirte VBormundfchaftsrehnung, unter 
Verzeihnung der Einnahmen und Ausgaben, aufzuftellen. Es 
ift zu feiner Befreiung hinreihend, wenn er dem Minderjährigen 
die fhuldige Summe bezahlt, fih Quittung bafür ausftellen 
laͤßt. ©. H Bw. Agen. R. G. 1837. 1. 977. 

f. Art. 472. 
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* 1) Die VBormundicaftd Rechnungen find bei Pfleglingen, melde 
500 fl. und drüber im Vermögen haben, alle 1— 2 Sabre, bei 
felden, die wen * haben, alle 3-—4 Fahre zu Renee und abju- 
bören. II. €, 21. Val. Trefurt 47. 9. 8 

2) Die Amtsreviforate find dafür, bei Gegrefforifiher ‚Haftung für 
den —IJI verantwortlich. — Ebend. —Vgl. zu 2. ©- 473. 


7 
3) * Ks —— der — — SUR E. 
10. N. 48. Wehrer I. * — Dr Inſtr. 8. 3. 


1. Eine Vormundſchafts⸗Rechnung enthält eben fo viele 471. 
einzelne und befondere Verträge zwifhen dem Wormund und 
Minderjährigen, als fih Einnahme: und Ausgabspoften barin 
befinden. — Folglidy kann nicht die ganze Rechnung für ungül- 
tig erklärt werden, unter dem Vorwande, daf bezüglich auf ges 
wiſſe darin inbegriffene Poften eine Uebereilung oder ein Betrug 
auf Seiten des Vormundes ftatt gefunden habe. 

- Nur dann ift die ganze Rechnung wegen Betrugs ungültig, 
wenn die betrügliben Handlungen im Zufammenhange mit der ° 
Unterfchrift der Parteien ftehen, auf ber jeder der einzelnen 
Verträge beruht, aus welhen die Rehnung —— geſetzt 
iſt. Brüffel. S. 11. 2. 122. D. 10. 2. 90 L. 32. 300 

2 Ale nüslihen, gehörig belegten Ausgaben fönnen 
vom Vormunde nach abgelegter Rechnung rüdverlangt werden, auch 
wenn fie das Einkommen des Pflegbefohlenen überfteigen, und 
niht vom ir angewiefen morden find. Paris S. 
28. 2. 93. D. 26. 2. 51. 

f. Art. 450. 480. 1325. 

* Dormundfch. Inſtr. $. 4, lit. h. 


1. Der Art. 472. welcher gewiffe Körmlichkeiten zur Güte 472, 
tigkeit. eines Vertrages zwifchen einem Vormund und feinem 
Dflegbefohlenen erfordert, ift nicht auf die Erbabtheilungsurfunde 
eines Minderjährigen anwendbar, welche zwifchen den Erben des 
legtern und feinem Bormunde, gleichfalls einem Erben, errichtet 
wird. — Diefe Urkunde ift den ordentlichen $örmlichkeiten uns 
terworfen., Rennes. S. 27. 2. 15. D. 25. 2. 38. 

2. Die Art. 472. u. 475. müffen in dem Sinne verftan« 
den werden, daß die Klage auf Ungültiykeit nur zehn Jahre 
währt. — Diefe Artikel beziehen fih auf die Orbonnanzen von 
1510 und 1539, welche in bdiefem Punkte eine zehnjährige 
— feftfegten. Riom. 8. 6. 2. 384. 

3. Wurde entfchieden, daß biefe Verjährung nicht auf bie 
Klage auf Ungültigkeit jener Rechtsgeſchaͤfte anwendbar ſey, 
welche der Minderjährige mit feinem Vormund ober Pfleger 
aefchloffen , der. keine Rechnung geftellt, noch bie Belege aufge: 
liefert hat. — In diefem Falle währt die Klage dreißig Jahre. 
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472. Caſſ. Baur. S. 1.1 83. D. 1.79. — ©. H. Vw. Lyon. 
S. 5. 1. 134. D. 3. 2. 87. e 

A. Anders verhält es ſich, wenn es fih von der Mech. 
nungs:Ablegung eines Pflegers handelt, der niemals Vormund 
über die Perfon, fondern nur ein bloßer Wermögensvermwalter 
war. — In diefem Falle währt die Klage nur zehn Jahre. 
Amiens. S. 9. 1. 186. 

5, Ein Vertrag, welcher auf eine Vormundfchafts:Rehnung 
zu Stande gekommen ift, ann megen Ungültigkeit aus dem 
Grunde, baß vor dem Vertrage nicht die Rechnungs « Belege 
ausgeliefert wurden, von dem Minderjährigen zehn Fahre nah 
erreichter Großjährigkeit nicht mehr angefochten werben. — Es 
ift dies Beine ordentlihe Klage auf Vernichtung, welche nur in 
zehn Jahren, vom Abfchluffe des Vertrages gerechnet , verjährt. 
G. 9. Vw. Amiens. S. 20. 1. 43. L. 56. 161. — €. 9. 
Bio. Poitiers. S. 21. 1. 370. D. 19. 1. 314. L. 61. 137. 
— f. Art. 475. nn: 

7. Die Rechnung iſt nicht Eraft Gefeges ungültig, obwohl 
darauf weder die Zahlung der Rechnungsreſte erfolgt, noch bie 
Rechnungsbelege ausgeliefert worden find. — Der Vormund 
bleibt Iediglich unter dem Nachtheile perfönliher Haft für die 
Zahlung der Rechnungsrefte, und für alle Folgen ber verfpäteten 
Auslieferung der Belege verantwortlih. Brüffel. S. 11. 2 
122. D. 10. 2. 90. L. 32. 300. | | 

8. Die im’ Art. 472. ausgefprochene Unguͤltigkeit ift felbft 
auf die, über die Nechnungsablegung errichteten Urkunden anwend» 
bar, wenn feit der Ablegung die Friſt der zehn Tage nicht um: 
laufen war. Air. S. 9. 2. 383. 

9. Der Urt. 472. ift auch auf den Fall einer Uebereinkunft 
in einem SHeirathsvertrage anwendbar, felbft wenn dem Minder: 
jährigen jene Perfonen zur Seite geftanden find, deren Einwillis 
gung er zu feiner Verheirathbung bedarf. Hier ift Ausnahme 
vom Art. 1398. duch den Art. 472. — Paris: S. 12. 2. 434. 
100. Der Art..472. ift nicht auf einen vom Minderjährigen - 
mit einem Dritten mit Einwilligung des Vormundes abgefchlofs 
fenen Vertrag anmendbar, wenn diefer Vertrag feinen Bezug 

- auf die Vormundfhafts:Redhnung hat. 
uUnd insbefondere ift der Verzicht, ‚welchen vor bem Code 
eine Tochter auf die Erbſchaft ihrer noch lebenden Mutter, mit 
Einwilligung diefer ihrer Mutter, abgelegt hat, nicht deßhalb 
allein ungültig, weil die Mutter die Wormünderin der verzich« 
tenden Tochter ift, und ihr noch Feine Vormundfchafts-Rehnung 
abgelegt hat. af. Lyon. S. 10. 1. 380. D. 8. 1. 429. _ 

11. Der Strich des gefeglihen Pfandredhtes auf die 
Güter des Vormundes, weldhen ein. großjährig gewordener 
Minderjähriger vor Ablegung der Vormundſchafts-Rechnung bes 
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willigt, iſt unguͤltig: — ſelbſt dann, wenn derſelbe nicht dem 472. - 
Bormunde felbft, fondern dem Käufer eines Theiles feiner Güter 
wäre bewilligt worden , übrigens jedoch aus den Thatumftänden 
hervorgeht, daß Kae bloß im Inteeeffe des Vormundes geſchehen 
iſt. Caen. S. 28..2. 170. D. 26. 2. 92. 

12. Die Ungültigkeit , welche im Art. 472. vorgeſehen, 
darf nicht auf Vertraͤge zwiſchen dem Vormund und den Erben 
vi Minderjährigen ausgedehnt werden. Bourges. S. 30. 2. 


13... €8 ift dies eine beziehungsweife und nicht unbebingte 
uUnguͤltigkeit; es kann fih darauf nur vom Minderjährigen und 
en Vormunde felbft berufen werben. Montpellier. 8. 30. 

13b. Die zu Gunften des Minderjährigen vorgefehene 
Einrede ber er ift ein auf feiner Perfon haftendes 
Recht. Die Gläubiger bes Minderjährigen koͤnnen ſich nicht 
darauf berufen. Paris. 8. 31. 2. 83. *) 

Der Art. 472. ift nur von folhen Rechtsgeſchaͤften 
zu verftehen, deren Abficht ift, den Vormund der Verbindlichkeit 
ber Rechnungsftellung zu entziehen ; er iſt nicht anmendbar auf 
den Verkauf eines beftimmten Gegenftandes, von — des 
———— an ſeinen geweſenen Vormund. C. H. Vw. 
Bader N . 22. 1. 284. D. %. 1. 387. L. 63. 481. 

14b Der Art. 472. ift auch nicht anwendbar auf einen 
Vertrag ober Schiedsgerichts-Beftelung , welche die Verwaltung 
des Vormundes nicht berühren, vielmehr ausdrüdlich vorbehalten, 

daß fpäterhin eine Rechnungsablegung ſtatt finden ſolle. C. H. 
Bmw. S. 31. 1. 201. **) 

15. Wenn es außer Zweifel ift, daß ber Minderjährige 
kein Vermögen gehabt, und beim Ableben feiner Eltern der Man- 
gel eines Nachlaſſes urkundlich hergeftellt wurde, fo kann er feinen 
mit feinem Vormunde gefchloffenen Vergleich unter dem Vorwand 
anfechten, daß nicht vorher die Vormundſchafts-Rechnung abge: 
legt worden fey. 

Eben fo verhält es fi, wenn die liegenfchaftlichen Rechte, 
welche in der dem Minderjährigen angefallenen Berlaffenfchaft 
inbegriffen waren, von den Gläubigern hinweggenommen worden 
find, fo daß der Vormund niemals beren Verwaltung gehabt 
hat. Paris. S. 15. 2. 33. D. 13. 2. 53. L. 39. 499. 
168. . Der Art. 472, ift auf den Verkauf anwendbar, welcher 
zreifhen einem Kind und deffen Vater, der die vormundfchafte 


* Laukhard In S. 214. 
*») Laukhard II. ©. 209, : j 


472. 
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liche Verwaltung gehabt hat, uͤber alle muͤtterliche Guͤter des 
— abgeſchloſſen worden. Caſſ. Nismes. 8. 19. 1. 252. 

. 17. 1. 180. L. 55. 167. 

17. Der großjährige Miterbe, welcher nach Eroͤffnung der 
Erbſchaft ſich in den Beſitz des Ganzen, ſelbſt des feinem min: 
derjaͤhrigen Miterben gebührenden Antheils gefegt, und fo deſſen 
Güter verwaltet hat, Eann hierdurch als deffen Mitvormund 
betrachtet werden, und folglich Eeinen gültigen Vertrag mit dem 
Minderjährigen ſchließen, ohne vorher über feine Verwaltung 
oder Bormundfchaft Rechnung abgelegt zu haben, Riom. S. 29. 
2. 203. D. 27. 2. 235. | 

(19) Die freimillige Erfüllung eines zwifhen dem Vor: 
mund und dem großjährig gewordenen Minderjährigen geſchloſſe— 
nen Vertrages, vor abgelegter Vormundſchafts-Rechnung und sen 
lieferung ber Rechnungsbelege, hebt die Ungültigkeit nicht , 
mit ein folcher Vertrag wegen Nicht:Beobahtung der —— 
benen Foͤrmlichkeiten behaftet if. Lvon. R. G. 1833. 2. 173. 
— f. Art. 2045. 1338. — Im entgegengefegten Sinn ent: 
fhieden. Limoges. R. G. 1836. 1. 946. 

. (20) Der Beugenbeweis ift unzuläffig, um die Ablegung 
einer Vormundſchafts-Rechnung darzuthun, zumal wenn fein F 
ene eines ſchriftlichen age vorhanden iſt. Toulouſe. R 

. 1836. 2. 46. — f. Urt 1341: 

(21) Eine —— fett eine Bormundfchafts-Rechnung, 
kann als regelmäßig abgelegt angefehen werden, obwohl fie feinen 
einzelnen Einnahme: noch Ausgabspoften enthält, fondern ledig— 
lich in einer allgemeinen Weberficht befteht; vorbehaltlich indeffen 
dem rechnungsfordernden Theile, die — dieſer Ueberſicht 
zu widerſprechen. C. H. Vw. Paris R. G. 1837. 1. 238. *) 
+ 1) Actio tutelae — magistratum. Hohnp. vn. 252 — 

254 257. 262—264 

2) Daß der Bormund Buͤrgſchaft Berne, oder mit Liegenfchaften 
ee — muͤſſe, iſt im L. R. nirgends vorgefchrieben. 

ohn 

3) Auch in Baden iſt es unbeſtimmt, welche Sicherheit er zu leiſten 
habe; — daß er mit ſo vielem — liege enfcaftlihen Vermoͤ— 
„F angeſeſſen ſey, als das Vermoͤgen des Pupillen betraͤgt, 
cheint nicht erforderlich zu ſeyn. Hohnh. VI. 253—256. 

) Der Vormund muß nach vorm [den Recht eine befondere Sicher⸗ 

get durch Bürgen ftellen. Ebend. 260. 

5) Nach der Reichs Polizei: Ordnung Tit. 32. $.3. muß er ein 
Inventarium von allem Liegenden und Fahrenden errichten, 
und binlänglihe Caution ſtellen, auch eidlich geloben, feine 
um Unterpf ande gegebenen Güter nicht veräußern zu wollen. 

end 


*) Ag eh des volljährigen Mündels mit dem Vormund. Brauer 
. 527. — Ehe zwifchen Bormund und Mündel vor abgelegter 
Ken ift nichtig. Brauer V. 397. 
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6) Nach pfälzifchem Necht wird bloß erfordert, daß derfelbe einen 
uten Kur abe, und Überhaupt tüchtig und rechtfchaffen, auch 
aß er den Kindern und der Verlaſſenſchaft gefeffen fey, mas 

jedoch nur in dem Sinne zu nehmen feyn wird, daß er an dem 
Aufenthaltdorte der Pupillen, oder wo ihr Vermögen zu ver 
walten ift, feinen Sitz haben muß. Ebend. 261. 263. 

7) Die Obrigkeit hat, während der ganzen Dauer der Bormund: 

ſchaft, die Pflicht der obervormundfcaftlihen Fürforge für das 
ee a zuniüen auf fih. Ebend. 32 — 2356. — f. d. 

uf. zu 2. ©. 406. 

8) Daß * von Zeit zu Zeit, ohne beſondere Veranlaſſung, ſich nach 
den Vermoͤgensumſtaͤnden der beſtellten Vormuͤnder erkundige, 
kann ihr nicht zugemuthet werden. Ebend. 252. 

9) Sie iſt verpflichtet zur Abnahme der Vormundſchaft, fo bald fie 
von einem, die Caution ded Vormundes gefährdenden Vermögens 
zerfalle deffelben offizielle Kenntniß erhält. Ebend. 252 f. 258, 

1. Wenn fi) eine gerichtliche Aufforderung am Ende der 474, 
Rechnung findet, fo laufen die Zinfen des Rechnungsreftes vom 
Tage jener Aufforderung, und nicht lediglich vom Tage bes 
Rechnungsſchluſſes. S. 18. 2. 269. L. 51. 54. 

f. Act. 455. 1153. — C. comm. 575. 612. (268.) *) 

(2) Nach den alten Rechten war der Vormund kraft Ger 
feges nad) ſechs Monaten die Zinfen von den nicht angelegten 
Summen , fo weit fie das Beduͤrfniß des Minderjährigen Über - 
fhritten, zu entrichten ſchuldig, ſo wie au die Zinfen von dem 
Rechnungsreſte vom Tage der geendigten Vormundſchaft bis zum 
Tage der Nechnungsftellung (L. 28. $. 1. D. de admin. et 
— 4. C. de usur). €. H. Vw. Air. J. 19. 8. 1835. 

980. 2 

(3) Die von einem Vormunde willführlich, ohne ausdrüd: 
liche Ermächtigung des Familienrathes, gemachten Vorfhüffe Fön: 
nen, während der VBormundfchaft, unter feinem Titel zu Gunften 
des Vormundes Zinfen tragen. Lyon. J. 19. S. 1835. 2. 310. _ 

1. Die zehnjährige Verjährung des Art. 475. ift nicht auf 475, 
die Klage, auf Verbefferung der Irrthuͤmer oder Auslaffungen 
in der VBormundfchafts-Rehnung anwendbar. Meg. - S. 24. 2. 

2. Die Verjährung der Klagen des Minderjährigen gegen 
den Vormund richtet fi nad dem Code, wenn jener die Groß: 
jährigkeit feit der Verkündung deffelben erreicht hat ; ſelbſt wenn 
die Verwaltung der Vormundſchaft unter der alten Gefeggebung 
ftatt fand. €. H. Bw. Amiens. S. 20. 1. 43. L. 56. 161. 

3. Nady den alten Rechten war bie Nichtigkeitsflage gegen 
einen zwifhen dem Minderjährigen und dem Vormunde, vor 
abgelegter Rechnung, abgefchloffenen Vertrag der zehnjährigen 
Verjährung unterworfen. — Wenigftens enthält ein Urtheil, 





*) d. i, Anhangs ſatz 268 (des badiſchen Handelsrechts). 


475. 
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das auf diefe Weife entfcheidet , Eeine Verlegung eines Geſetzes, 
welche Grund zur Caſſation geben koͤnnte. C. H. Vw. Rouen. 


Ss. 33. 1. 328. D. %. 1. 509. L. 66. 69. — f. Art. 472. 


Nr. 2. 3. 
4. Unter der Herrfchaft der Orbonnanz von 1539 war die 
Regel: factum tutoris factum pupilli, felbft auf den Fall 
anwendbar, wo der Vormund außer den Grenzen feiner Gewalt 
gehandelt hatte, — Folglih waren die von einem Vormund 
im Namen feines Mündels ohne Beobachtung der gefeglichen 
FHörmlichkeiten unternommenen Veräußerungss Handlungen nicht 
unbedingt nichtig; ber großjährig gewordene Minderjährige mußte 
fie innerhalb der erften zehn Jahre nad erreichter Großjährig- 
feit anfechten, wie er hätte thun muͤſſen, wenn er in diefe 


Rechtshandlungen felbft eingemwillige hätte; mo ber Vormund 


nur im Namen des Minderjährigen gehandelt hat, koͤnnen die 
Verkäufe nicht als Veräußerung fremden Eigenthums betrachtet 
werden. Riom. 8. 29. 2, 296. | 

5. Eben fo verhält «8 fih unter dem Code. E. H. Bw. 
Rouen. S. 27. 1. 306. D. 25. 1. 52. L. 78. 1711. — f. 


Att. 457. 


6. Wurde entſchieden, daß in dieſem Falle die Klage auf 
Unguͤltigkeit erſt in dreißig Jahren verſeſſen werde. Metz. 8. 24. 
2. 154. D. 22. 2. 29. L. 67. 441. — Bordeaux. $. 29. 2. 
319. D. 27. 2. 304. " | 

7. Eben fo bei Rechtsgefchäften, welhe von den Vormün- 
dern, ohne vorherige Ermächtigung des Familienrathes, eingegangen 
wurden. Riom. S. 27. 2. 147. — f. Urt. 1304. Ne. 4 5 

8. Die zehniährige Verjährung ift nicht anwendbar auf 
die Klage auf Ungültigfeit einer Vormundſchafts-Rechnung, oder 
von Genehmigungs-Urkunden diefer Rechnung, wenn die Ungül: 
tigkeit auf Gefährde, Betrug oder Zwang, welche bei der Rech: 
nung ober deren Genehmigung unterlaufen, begründet wird 

Die auf ſolchen dal anmendbare Verjährung ift die von 
zehn Jahren, in Gemäfheit des Art. 1304. welche erft an dem 
Tage zu laufen anfängt, wo die Gefährde und der Betrug ent: 
deckt wurden, oder wo der Zwang aufgehört hat. „Orleans, 
S. 30. 1. 97. — — 

9. Laͤuft die zehnjaͤhrige Verjährung gegen den gemalts: 
entlaffenen Minderjährigen vom Zage der Gemalts: Entläffung, 
oder wenigftens von dem Zage an, mo ber Gemaltsentlaffene 
Minderjährige in Beifeyn feines Pflegers die Vormundſchafts⸗ 
Rechnung ihm abgenommen hat? — E. H. Vw. Montpellier. 
S. 22. 1. 143 L. 63. 373 u. 673. 

10. Wenn die von einem Vormunde feinem Minder: 
jährigen gemachte Schenkung nah mehr als. zehn Jahren 
feit erreichter Großjaͤhrigkeit, und wegen eines Form: 
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fehlers (Mangel ber gehörigen Annahme) angefochten wird, 475. 
wegen deſſen ber Vormund feinem Mündel verantwortlich gewer 
fen wäre, fo kann der minderjährige Gefchenfnehmer , ber feit 
Erreihung der Großjährigkeit umlaufenen zehn Jahre ungeachtet, 
feinen Vormund auf Gemwährleiftung der ungültigen Schenkung 
belangen; man kann ihm in dieſem Falle die Beſtimmung des 
Art. 475. wegen ber zehnjaͤhrigen Verjaͤhrung nicht entgegen 
halten. ©. H. Vw. Amiens. S. 30. 1. 8 

11. Im Falle des Ablebens des Minderjährigen, vor ers 
reichter Großjährigkeit, läuft die zehnjährige Frift für das Ver 
gehren der NRechnungsablegung , die gegen ihn erſt vom Zage 
der Großjährigkeit ihren Anfang genommen hätte, gegen feine 
| an Zodestage an. Bourges. S. 27. 2. 158. D, 35. 


Drittes Kapitel. 
Bon der Gewalts-Entlaffung **). 


1. Die gefegliche Gewalts:Entlaffung des Minderjährigen 476. 
buch Heirath iſt unbedingt und unwiderruflih,, in welchem 
Alter er fih auch verheirathet hat, und menn gleih bie Ehe 
aufgelöfet iſt Widerruflichkeie ift nur im Fall einer ertheilten 
Gewalts: Entlaffung ftatthaft. Caff. Grenoble. S. 1.1. 
188. D. 19. 1. 177. L. 60. 88. 

2. Eine minderjährige Frau Bann eine liegenſchaftliche 
Klage unter bloßer Mitwirkung ihres Ehemannes anſtellen. — 
Sie bedarf in diefem Falle weder eines fremden Pflegers, noch 
der Ermaͤchtigung des Gerichtes oder Familienrathes. | 

In keinem Falle haben Dritte die Befugniß, gegen die 
minderjährige Frau, welche eine liegenſchaftliche Klage anſtellt, 
den Mangel der Mitwirkung eines Pflegers und der Ermäde 
tigung ber Familie vorzufhägen. Nur die Frau allein kann 
barauf ſich berufen. Pau. S. 13. 2. 1. D. 10. 2. 93. L. 36. 
287. — f. Art. 482. . 

3. Wenn eine minderjährige Frau auf Unguͤltigkeit ihrer 
Ehe klagt, fo hat fie nicht unter Mitwirkung eines Wormundes, 
fondern eines Pflegers, zu handeln, Hier finden die Art. 476. 
und 482. Anwendung. Zurin. S. 8.2.43, — f. Art. 384, 
482. 485. 1388. | 
+ 1) Die minderjährige Gemaltdentlaffene $rau kann die im L. ©. 

482. ff. befchriebenen Daran nn bloßer ———— 





.- © Klagen ber Stäubiger des Muͤndels gegen den Vormund. 
Brauer VI. 8, 2 

**) Bon Beendigung der Vormundfchaft. Zadar. I. 118. f. — 
Zrefurt 49, 1), | | 


19 


477, 
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Ermaͤchtigung vornehmen, ohne dazu eine befondern Vormun⸗ 
des zu bedürfen. ReFr. Annalen V. 188. ſ. Ar 2 d. T. 
2) Entgegen geſetzte Entſcheidung der Adminiftrativ. Behörde, wo⸗ 
wit „ Suftiminifterium fi einverfianden erklärte. Annalen 


1. Der Urt. 477, welcher zur Gemalts-Entlaffung bes 
Minderjährigen. nur die Erklärung der Eltern erfordert, ift auch 
auf Gewalts-Entlaffungen anwendbar, auf welche fhon vor Ver⸗ 
ündigung des Code angetragen war. Paris. S. 4. 2. 71. 
L. 7.377. 

2. Selbſt wenn die wieder verheirathete Mutter die Voer— 
mundfhaft nach den Beftimmungen des Art. 395 verloren hätte, 
fo ann fie dennoch den Art. 477. anrufen, um ihr minderjähti» 


ges Kind nach zurüdgelegtem fünfzehnten Jahre, und ſchon 


unter Vormundſchaft eines andern ſtehend, der Gewalt zu ent— 


478. 


laſſen. Bruͤſſel. S. 9. 2. 56. D. 7.2. 23 L. 233 251. 

Der Vater kann nach der Eheſcheidung feine minder— 
jährigen Kinder ohne Mitwirkung der Mutter der Gewalt entlaffen, 
wie er diefes während der Ehe —— hätte. Paris. 8. 13. 
2. 230: L. 36 394. — f. Art. 3 

4. Das Reht der Gewalts:Entlaffung gebührt den natuͤr— 
lichen Eltern eben fo wohl wie den ehelichen. Kimoges. S. 21. 


2. 322, D. 20. 2. 33. L. 60. 513. 


5. Wichtige, treffende und übereinftimmenbe Dermuthungen 
find zum Beweiſe der Thatſache einer Gewalts:Entlaffung zus 
läffig, wenn die Akten des Friedensgerichtes, welche die Urkunde 
akt enthielten , verloren gegangen find. E. H. Vw. Lyon. 

. 19. 1. 436. D. 17. 1. 235. L. 55. 113. 

1. Die Gewalts » Entlaffung kann einer Minderjährigen, 
ns ſich verführen ließ, verweigert werden. Paris. S. 1. 2, 
61 


2. Wenn ein Minderjähriger von einem Familienrathe ber 
Gewalt entlaffen wurde, welcher nicht regelmäßig zufammen 
gefegt war, fo kann der Vormund verlangen, daß bie Gewaltd: 
Entlaffung. für nichtig erklärt werde, obwohl er dabei zugegen 
geweſen Luͤttich. 8. 11. 2. — L. 30. 267. *) 

f. Art. 407. 485. Urt. 2. C. comm. 


” 41) An die Stelle des — tritt in dieſem alle die po 
lizeilihe Obrigkeit. 1. €. €. $. 5. 
2) Diefelbe har die zur Wahrung ded Nugend ded Bevormundeten 
bei der nventur EN — mir ihrem Gutachten 
gu vernehmen, 16. 


— — —— 


) Vormundſchaft des Vollmuͤndigen. Brauer V. 509. — Ober⸗ 
vormundſchaftliche Gewalts⸗Entlaſſung. Ebend. 548, 
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1. Der Ftiedensrichter ift nicht die einzige Behörde, welche 430 
für die Mechtsangelegenheiten eines Gemwaltsentlaffenen Minder: 
jährigen, der keinen Pfleger hat, einen folhen ernennen kann — 
Diefe Ernennung fann von dem Gerichte gefhehen, bei weichem 
ein Rechtsftreit, worin der Minderjährige betheiligt guhängig 
— C. H. Vw. Saint-Eſprit. 8. 1. 2. . 4. 


2. Die Eltern, eheliche ſowohl als — welche ihre Kin⸗ 

der der Gewalt entlaſſen, koͤnnen denſelben keinen Pfleger ernennen. 
Die Rechtshandlungen ſind nichtig, welche die Gewaltsentlaſſenen 
Minderjährigen mit Zuziehung eines von. ihren Eltern ernann⸗ 
ten Pflegers vornehmen. Limoges. 8. 21. 2. 322. D. %. 2. 
33. L. 60. 513. 

3. Die Vormundfhafts: — welche der Vormund 
dem Gewaltsentlaſſenen, mit einem Pfleger verſehenen Minderiaͤh⸗ 
rigen ablegt, muß bei Strafe der ee anne abgelegt 
werden. Agen. S. 25. 2. 93. D. 23.2 28. L. 72. 338. *) 

f. Art. 481. 

Ueberfchreitet der Gewaltsentlaffene Minderjährige, welcher 481. 
einen neunjährigen Pacht abfchließt, die Grenzen feiner Befug⸗ 
niſſe, wenn er bedingt, daß die neunjährigen Pachtgelder ihm 
zum Voraus bezahlt werden follen? — Iſt das Recht des Ger 
waltsentlaffenen Minderjährigen , feine Einkünfte zu beziehen, 
auf dag Recht befchräntt,, die Einkünfte zu erheben, fo wie fie 
a und nad) fällig, werden? Nismes. S. 22. 2. 138. D. %. 

. 89. L. 62. 67. **). 

f. Art. 935. 1305. 1376. 1377. 1429. 1430. 1718. 

+ Db ein emancipirter Minderjähriger für Schulden, die er auf 
eine rechtögultige Weife consrabirt bat, ein Mandrecht an feinen 
giegenfhaften eftellen könne? VBerneint. Abhdl. Annalen 


Der volmündige oder Gemaltsentlaffene Minderjährige muß 482. 
in feinem eigenen Namen vorgeladen werden, — Na Pfleger 
ift nur zu feinem Beiftande vorzuladen. C. H. S. 10. 1. 40. 
D.'7, 2. 


183. 
f. Art. 450. 457. 476. 1030. 
1. Der Gemaltsentlaffene Minderjährige hat die Befugniß, 484 
Liegenfhaften zu erwerben; folglich gibt die Verkürzung, welche 
bei einem ſolchen Ankaufe vorgefallen, zu Gunften ber Minder- 





*) Bon ber Pflegſchaft Badhar. I. 128. — ®on ben Pflegern 
— —— Minderjaͤhrigen. Zachar. I. 129; — Teen 
53. 8. 


**) Bon den Rechtshandlungen eines Emaneipirten, Baar. „I. 
190 — 13. ’ m vn. 


19 * 
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484. jährigen nicht Grund zu einer Umſtoßung des Verträges, 2 

Bo nur zue Minderung des Preifes. — 8. 26. 2. 212. 
en 2. 189. — G. H. Bw. Dijon. RG. 1833. 1. 687. 

Der Gewaltsentlaffene Minderjährige kann mit Zugies 

bung — Pflegers eine Theilungsklage ohne — 

* as anftellen. Bordeaur. S. 26. 2. D. 

RN Art. 457. 460. 482 903. ff. 1095. 1241. 1305. ff. 


(3) In Ermangelung gefchehener Anzeige. vom Tode bes 
Dflegers, welcher einem Gewaltsentlaffenen Minderjähriaen beim 
gerichtlichen Verkaufe von LKiegenfchaften, bie zu einer Erbfchaft 
gehören, beigegeben war, kann das Verfahren gültig fortgefegt, 
und der Zuſchlag ertheilt werden, ohne vorgängige Ernennung 
. andern Pflegers. E. H. Bw. Lyon. R. G. 1837. 1. 


185. f Art. 476. Neo. 1. *) 
487, f. Art. 1308. — Art. 2. 3 C. comm. 


Eilfter Titel. 
Bon der Volljährigkeit, Entmündigung und Mundtodt 
machung. 


Erſtes Kapitel, 
Bon der Volljahrigkeit. 


468. f. Art. 109. 148. 152. 372. 377. 388. 783. 1304. 
1313. *) 

*» Der 2. ©. 488. ift au de des — zur Erlangung des Mei- 

eh anwendbar. . 1818. Xlıl. Samml. II. 


Zweites Rapitel.. 
Bon der Entmündigung. ***) 


* 4) — — — GSinnenmangel. VI. Eonft. €. $. 29. 31. 

amm 

2) Derfahren bei der ‚Entmändigung. 11, E.E. $. 22, vgl. Brauer 
V. ©. 579, Not 


*) Wie bie vflegſchaft der Emancipirten aufhört, Zachar. I. 134. 
— Wiederherftellung der elterlichen Gewalt. Brauer V.497. 
*) Beendigung ber vormundfchaftlichen Gewalt, Brauer V. 544 f. 
ve Bon Bormündern, Pflegern und Beiftänden, Zadar. I. 86, — 
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2. Der Urt. 491. welcher die Staatsbehörde ermächtigt, 489 
im Falle des Wahnfinnes auf Entmüntigung anzutragen, ift 
auf den Fall nicht anwendbar, wo ein von feinem Werthe über: 
mäßig eingenommenes Individuum gegen das Anfehen ber hd. 
beren Gewalt unummundene Geringfhägung äußert, doch ohne 
Drohungen oder Herausforderungen. Nismes. S. 8. 2. 338. 
D. 6 2. 165. 

3: Berftandesfchmwäche, mit Fallſucht verbunden, "begründet 
nicht den Zuftand jener Gemuͤthsſchwaͤche, welcher zu einem An« 
trag auf Entmündigung hinreiht. Colmar. S. 5. 2, 188. 

3b. Geiftesfhwäche, obwohl nicht in dem Grade, daß fie 
allen Gebrauch der Vernunft entzieht, kann genügen, um den—⸗ 
jenigen, der bamit befallen ijt, als in einem bleibenden Zuftande 
von Gemuͤthsſchwaͤche zu betradhten, und demnach feine Ent« 
mündigung begründen, wenn anerkannt ift, daß jene Geiftes: 
ſchwaͤche ihn unfähig macht, fich felbft vorzuftehen, und einen 
> Willen zu haben. EC. H. Vw. Rennes. S. 32. 1. 

10. 
4 Es würde nicht hinreichen, daß Jemand in feiner Fa— 
milie unverträglich, im öffentlichen Leben progeßfüchtig, von ach⸗ 
tungswidrigem Benehmen ‚gegen die Obrigkeit ift, unnöthige Aus— 
gaben macht, und felbit von mehr oder minder bedeutenden 
Irrthuͤmern oder Taͤuſchungen beherefcht ift, um bdenfelben ent« 
mündigen oder verbeiftänden. zu koͤnnen. Paris. 

2. 369. 

5 Ein Minderjähriger kann mie ein Großjähriger ent- 
mündigt werden. Mes. S. 25. 2. 315. — f. Art. 492. Nr. 1. 
6. MWenigftens dann, wenn auf Entmündigung wegen 
MWahnfinns von der Staatsbehörde anyetragen worden ift. Dis 
7.7. Hat diefe im allgemein gefellfhaftlihen Sntereffe, um 
unglüdliche Ereigniffe von Seiten des Wahnfinnigen zu verhü« 
ten, erkannte Entmündigung die bürgerliıhen Wirkungen je 
ner, die auf Antrag der Eltern, im Privatintereffe des Entmuͤndig⸗ 
ten, erkannt wurde? 8. 30. 2. 218. 

fe Art. 490. 491. 512. 513. 901. 1028. 

1. Wer von einer Perfon eine Vollmacht verlangt, und 490. 
hierdurch deren Nechtsfähigkeit anerkannt hat, ift. nicht befugt, 


Bon der Bormundfchaft über Entmündigte oder Munbtodte. 
Zachar. I. 124 — 1236. — Trefurt 50—52. — Mundtodtma⸗ 
Hung der Wahnfinnigen. Brauer V. 509. beren Vormunds 
fhaft. Ebend. 532. — Baurittel I. 938, — Bon Guratelen 
der Mundtobten. Rettig $, 39: f. 


AR. 
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gegen * naͤmliche Perſon einen Antrag auf Entmuͤndigung zu 


ſiellen. €. H. Vw. Poitiers. S. 2. 1. 97. 


491. 


2, Der Mann, der als Ehegatte auf Entmünbigung feiner 


Frau anträgt, verliert das Recht zu Verfolgung des Verfahrens, 


wenn während ber ee” deffelben die Frau bie ” 
ſcheidung — hat. C. H. Vw. Paris. 8. 4. 1.65. D 
90. L. 7. - 


195 

f. Art. 174. 215. 515. 

(3) Der Schwiegervater hat bie Befugniß nicht, auf Ent: 
mündigung feines Schwiegerfohnes anzutragen. Paris. J. 19. 
S. 1835. 2. 342. 

1. Wenn die Staatshehörde auf Entmündigung eines In⸗ 
dividuums megen Trinkſucht angetragen hat, welde fie als 
Wahnfinn bezeichnete, und aledann der Antrag verworfen wird, 
fo Eann das Gericht feinen Beiftand im Sinne des Art. 499. 
anordnen, wenn nicht der Beklagte nah Beltimmung des Art. 
491. obne bekannte re fi befindet. Befangon. S. 
11. 2. 336. D. 9. 2. 

2. Wenn ein RE auf beffen Entmünbigung 


die Staatsbehörde wegen Wahnfinns anträgt, erflänt, Verwandte 


492. 


493. 


494. 


zu haben (mas die Klage der Staatsbehörde unftatthaft machen 
würde), und wenn baffelbe noc überdies feinen Geburtsort und 
den Aufenthalt feiner Familie anzeigt, fo Tann auf feine Ent: 
mündigung nicht erfannt werden, unter dem Vorwande, daß 
er die Namen und Wohnungen der Verwandten nicht mit Be: 
ſtimmtheit angebe ; es ift Sache der Staatsbehörde, das Nicht: 
Dafeyn der — zu beweiſen Paris. 8. 27, 1. 111. 
D. g 2..440. L. 77. 2369. 

Es ift nicht nothwenbig unter Strafe ber Nichtigkeit ‚ daß 
der Antrag auf Entmündigung eines Minderjährigen gegen def 
fon Bormund gerichtet werde; es kann dies auch gegen den 
Minderjährigen allein und perfönlid) geſchehen. Mes. S. 23. 
2. 315. L. 71. 320. 

f. Art. 489. Neo. 5. 

Die Verwandten fönnen als Zeugen über die dem Ent: 
mündigungs-Bellagten zu Laft gelegten Thatſachen abgehört wer: 
den, felbft wenn fie an dem Familienrathe Theil genommen 
hätten, ber Über den Zuftand der Perfon, auf deren Entmuͤndi— 
gung angetragen wird, ein Gutachten abgegeben hat. Bruͤſſel. 
S. 7. 2. 706. L. 19 476. — f. Art. 174. 251. 

Der Zamilienrath darf fih nicht zum Richter der Ent: 
mündigung aufwerfen ; es fteht niemals ihm, fondern ftets dem 
Gerichte zu, darüber zu erkennen, Montpellier S. 7. 2. 1025. 
— f. Art. 251. 

1. Ein Anverwandter, obwohl er dabei intereffirt tft, daß 


nicht auf die Entmündigung feines Verwandten erkannt werde, 
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ift aus biefem Grunde vom Zamilienrathe nicht ausgefchloffen. 495 
Gaen. S. 12. 2. 206. 

2. Wenn gegen bie Vorſchrift des Art. 495. diejenigen, 
welche auf die Entmündigung angetragen haben, an den Ver: 
fammlungen und Berathungen des Familienrathes Theil neh— 
men, fo wird die Berathung famt allem, was darauf gefolgt 
ift, fhon um defwillen allein nichtig. Pau. S. 7. 2. 1025. 

3. u. 4 Kann ed in Abweſenheit eines Ehemannes zus 
laͤſſig werden, daß, auch ehe noch derfelbe für verfhollen erklärt 
ift, der Frau ein gerichtliher Veiftand verordnet werde? — Ber 
jaht. T. 9. Vw. Gaen. S. %9. 1. 278. D. 77. 1. %5. 

f. Art. 215 446. Neo. 3. u. 4. 506 

(5) Die Kinder und der Ehegatte ciner Perfon, auf deren 
Entmündigung angetragen iſt, oder der man einen gerichtli— 
hen Beiſtand beſtellen will, koͤnnen als berathende Mitglie— 
der an dem Familienrath Antheil nehmen, welcher zur Abgabe 
eines Gutachtens über den Zuftand jener Perfon zufammen be» 
rufen wird, wenn fie nicht felbft auf die Entmündigung 
angetragen haben. — Die zweite Beſtimmung des Art. 495. 
ift in dem Sinne zu verfiehen, daB ausnahmsweife die 
Kinder oder der Ehegatte, welche auf Intmündigung ange 
tragen haben, gleichwohl beim Familienrathe zugelaffen werden 
follen, jedoch in biefem Fall ohne berathende Stimme, und nicht 
in dem Sinne, daß fie, wenn jie felbft auf Entmündigung ans 
getragen haben, niht am Samilienrathe mit berathender Stimme 
Antheil nehmen dürften. — Angenommen felbft, daß bie Kinder 
von dem Rechte berathbender Mitglieder bes Samilienrathes 
ausgefchloffen wären, obwohl fie nit auf Entmündigung anges 
tragen haben, wuͤrde diefer nn nit auf Schwieger- 
föhne ausgedehnt werden bürfen. °C. 9. Vw. Dijon. R. G. 
1833. 1. 257 


1. In Entmündinungs: Sachen ift das Erkenntniß, Mor 497. 
durch ein fürforglicher Verwalter ernannt wird, Fein Enburtbeil, 
wogegen Appellation zuläffig wäre, ehe noch über die Entmim: 
‚bung felbft erfannt worden ift. Paris. S 2. 2. 321. L.2. 440. 
2. Im entgegengefegten Einn entfhieden. E. H. Bm. 
"Montpellier. S. %. 1. 149. L. 74. 435. 

3. Der fürforglide Verwalter, der zur Obforge über ben- 
jenigen ernannt ift, auf deſſen Entmündigung angetragen wirb, 
kann das Vermögen beffelben auf feine Weife ohne gerichtliche 
Ermädtigung veräußern, obwohl es ſich von bloßer Fahrniß oder 
Biegenftänden handelte, die leicht verderben koͤnnen. Brüffel. 

. 13. 2. 319. L. 19: 158. 


4. Das Individuum, Über deffen Entmündigung verhans 
beit wird, hat Fein gefegliches Pfandrecht auf die Guͤter des 


497. 


49, 
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fuͤrſorglichen Verwalters zur Sicherheit der Verwaltung. Mont: 
pellier. S. 23. 2. 222. 

(5) Ein Individuum, auf deffen Entmündigung angetra: 
gen, und dem ein fürforgliher Verwalter ernannt worden, ift 
deßhalb allein nicht gefeglih unfähig zu teftiren, vorbehaltlich 
dem Gerichte, aus den Umftänden zu ermeffen, ob der Zeftirer 
bei gefundem Berftande gewefen ift, oder nicht. Xouloufe. R. 
G. 1836. 2. 364. — f. Art. 901. 

Der Antrag auf Entmündigung muß nad den zur Zeit 
bes erlaffenen Erfenntniffes geltenden Gefegen entfchieden wer: 
den, ohne Rüdficht auf die bei Anftellung oder Einleitung der 
Klage beftandenen Gefege. Rouen. S. 4. 2. 664. L. 8. 478. 

1. Selbft im Fall einer vor dem Code eingeleiteten Ent: 
münbdigung, wenn fie erſt nachher entfchiedben wird, kann das 
Gericht dem Entmündigungs-Bellagten einen Beiftand verord: 
nen. Lyon. S. 4. 2. 656. 

Auch wenn bie Entmöndigung nicht allein eingeleitet, 
fondern aud in erfter Inftanz darüber entfchieden war, konnte 
der, feit Einführung des Code angegangene Appellationshof, un: 
ter Verwerfung der Entmündigungsklage, einen gerichtlichen Bei: 
ftand verordnen. Brüffel. S. 4. 2. 451. 

3. Die Gerichte konnten vor dem Code Eeiner Perfon eis 
nen Beiſtand verordnen, welche nit in dem Zuftande war, 
entmündigt zu werden. Caſſ. Rouen. 8. 2. 1. 205. D.1. 
421. L. 2. 381. 

4. Obwohl ein Zaubftummer um diefer Gebrechen willen 
nicht eftmündige werben darf, fo ift doch wenigftens Grund 
vorhanden, ihm im Sinne des Art. 499. einen gerichtlichen 
Beiftand zu fegen, zumal wenn er, des Lefens und Schreibens 
unkundig, auf. diefe Ernennung felbft angetragen haben follte. 
Lyon. S. 13. 2. 12, L. 33. 332. *) 

f. Art. 491. 511. 

1) Die Rechtsbeiſtandſchaft des L. S. 499. ſetzt die Gemuͤthsſchwa⸗ 

— 8 Mm nn Kalle der weiblichen FED 
obnb. VII. 286, 

2) Der Verbeiftändete fann in der Regel alle Handlungen des 
bürgerlihen Lebens allein vornehmen, und ift nicht an die Ver 
träge gebunden , die fein Pfleger ohne feine Miteinwilligung 
— 7 ẽ. ©. 509. ift auf ihn nicht anwendbar. Hohnp. 


* Statt Berufung Recurd. R. B. 1833. XII. 
1. Die Rechtsunfähigkeit, welche aus dem Erkenntniſſe 
hervorgeht, worin ein gerichtlicher Beiftand ernannt wird, Tann 





*) Ernennung eines Beiftandes wegen Geiftesihwäche, und defs 
fen Verrichtungen. Zadar, I. 139, f. 
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gegen denjenigen nicht vorgeſchuͤtzt werden, der mit der verbeiftändeten 501. 
Derfon einen Vertrag  abgefchloffen hat, wenn nicht das Er: 
®enntnif nach der Vorfchrift des Art. 501., innerhalb zehn Tas 
gen ausgelöfet, der Partei eingehändigt, und in den geeigneten 
er — wurde. C. H. Bw. — S. 11. 1. 5. 
5 rl L. W. 129. — Turin. S.11. 2. 3 D. 8. 


2. Wenn die Beftellung eines gerichtlichen Beiflandes in- 
nerhalb des Bezirkes, nad) Vorſchrift des Art. 501. bekannt ge⸗ 
macht worden, ſo iſt die Entmuͤndigung offenkundig; ſie hat die 
Unguͤltigkeit jeder nachherigen Verpflichtung zur Folge, an wel—⸗ 
chem Orte der Entmündigte diefelbe auch eingehen möge ; ; es ift 
Sache derjenigen, welche ſich mit ihm in Vertragsverhaͤltniſſe 
einlaſſen, ſich um ſeinen ae zu erfundigen. Caſſ. 
Rouen. S. 20. 1. 8. D. 17. 1. 452. L. 56. 144. 

3. Es ift nicht en NH daß "das Erkenntniß, welches 
die Ernennung eines gerihtlihen Beiftandes enthält, auszugs⸗ 
weife in einer Zeitung eingerüct werde; es genügt, wenn es im 
Gerichtsfaal und in den Schreibftuben der Motäre des Bezirkes 
— iſt. Nancy. S. 29. 2. 122. 

1. Das Verbot, die vor Ernennung des Beiftandes ein: 602. 
geganyenen Berpflihtungen anzufechten,, ift niht auf foldhe 
Verpflichtungen anwendbar, melde unter der Herrſchaft von 
a eingegangen wurden, die das ent beftimmten. 
C 1. 640. L. 17. 


Bw. Turin. S. 13. 1. 411. D. 4. 
165. : 

2. -Die von einem wegen Verſchwendung Entmuͤndigten 
ausgeſtellten Urkunden ſind nicht gültig wenn fie fein ficheres 
Datum haben, weldhes der Entmündigung vorgeht. Paris. S. 
14. 2. 266. L. 31. 217. 

3. Im nämlihen Sinn entfhieden. — Sie können nicht 
einmal als Anfang eines fhriftlichen WBeweifes dienen, daß fie 
; älter — als die Verſchreibung. Rouen. S. 29. 1. 208. L. 

. 374 — f. Art. 970. 1124. 1328. 2003. 

J Ein Wechſel, von einem Individuum ausgeſtellt, dem 
ein gerichtlicher Beiſtand beigeordnet iſt, deſſen Datum jedoch 
dieſer Beiordnung vorgeht, wird, hinſichtlich dritter Inhaber gu⸗ 
ten Glaubens, als mit ſicherem Datum verſehen betrachtet; die 
dritten Inhaber ſind nicht — die Aechtheit des mn 
zu beweifen. Paris. S. 31. 2. 288. *) 

f. Art. 1328. Nro. 21. 

(5) SPrivaturkunden, welche von einem verbeiftändeten Ins 
dividuum ausgeftellt find (felbft Wechfel), können ihm und ſei— 





*) Laukhard Il. &, 219: 
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502. nen Erben nicht entgegen gehalten werben, obmohl ihr Datum 
jenem ber Beiftandsbeftellung vorgeht, ehe das Gericht Die 
Aechtheit diefes Datums geprüft und anerkannt hat; die Ver— 
muthung ift nicht für die Aechtbeit des Datums, fondern viels 
mehr für die Vordatirung. — Diefe Regel ift felbft gegen ben 
dritten Inhaber guten Glaubens anwendbar. Caſſ. Paris. J. 
19. S. 1835. 1 83. — f. Neo 8. z 

- (6) Schuldurkunden 3. B. Wechfel, die ein Individuum 
audgeftellt hat, welches feitbem verbeiftändet worden ift, find 
nicht Eraft Gefeges ungültig, wegen Mangels eines fichern, ber 
Verbeiftändung vorgehenden Datums. Das Gericht kann bie 
Aechtheit des angeblihen Datums prüfen, und nad Umftänden 
die Verurtheilung ausfprehen, zumal zu Gunften eines Geffio- 
nars oder dritten Inhabers. C. H. Bw. Paris. J. 19. 8. 
1835. 1. 85. — f. Art. 502. 

(7) Die Annahme eines Wechſels, von Seiten eines ver: 
beiftändeten Individuums, kann weder ihm nody feinen Erben 
entgegen gehalten werden, wenn ſich nicht ergibt, daß diefelbe 
vor der Verbeiftändung erfolgt fey, felbit wenn der Wechſel ein 
älteres Datum als die Berbeiftändung hätte: da das Datum 
der Annahme nit nothwendiger Weiſe auch jenes bes Wech— 
fels ift. Orleans. J. 19 S. 1835. 2. 417. 
| (8) Eine Privat: Schuldurkunde von aͤlterem Datum als 
ber Zeitpunft, wo der Ausftellee mit einem gerichtlihen Bei— 
ftande verfehen wurde, hat Wirfung gegen ihn oder feine Erben, 
fo lange fie nicht beweifen, daß diefelbe vordatirt wurde. ©. 
H. Vw. Dijon. R. G. 1836. 1. 236. *) — f. Neo. 5. 

503. 1. Der Art. 503. ift feine gefeglihe Neuerung: d. b. 
fhon vor dem Code waren bie ber Entmündigung vorangeganges 

nen Rechtsgefhäfte nicht Eraft Gefeges ungültig, fie konnten je: 
doch dafür erflärt werden, wenn die Urſache zur Entmündigung 
fhon zum Zeitpuntte diefer Rechtsgeſchaͤfte offenkundig vorhanden 
war, Poitiers. S. 1. 1. 2. 681. 

2. Das Erkenntniß, wodurd eine Perfon in den Zuftand 
ber Entmündigung verfegt, oder ihr auch nur ein Beiſtand bes 
fteut wird, hat die Wirkung, daß. alle ihre Verbriefungen, bie 
ein älteres Datum haben, als vorbatirt, jünger als die Entmün- 
bigung, und ungültig vermuthet werden, wenn fie anders nicht 
ein fiheres Datum haben. E. H. Bw. Angers. S. 17. 1. 
150. D. 14. 1. 554. L. 48. 232. **) 


*) Bon den Rechtshandlungen ber Munbtodten. Zadar. I, 427. 
— Verordnungsunfaͤhigkeit eines Verſtandloſen. Brauer V. 


* 


»») Laukhard II. S. 215. 
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3. Wenn, nad) Entmündigung einer Perfon wegen Wahn: 503. 
finns, das Schickſal und die Wirkung ihrer der Entmündigung 
vorausgehenden Urkunden erörtert, und alle jene für ungültig 
‚erklärt werben follen, die während der Zeit errichtet wurden, wo 
der Wahnfinn offenkundig war, fo ann fih das Gericht wiht 
mit der Unterfuhung begnuͤgen, melde Behufs der Entmuͤndi-⸗ 
gung angeftellt wurde; es bebatf einer neuen Unterſuchung, wo— 
bei die erhobenen Zeugniffe von britten WBetheiligten abgelehnt 
ober widerfprochen werden koͤnnen, um bie ältern Urkunden, 
deren Ungültigkeit behauptet wird, in Kraft zu erhalten. Nismes. 
$. W. 2. 82. D. 18 2. 36. L. 56. 233. 

I 4 Der von einem Entmündigten vor feiner Entmünbis 
gung, aber zu einer Zeit gefchloffene Verlauf, wo die Urſache 
der Entmündigung offentundig befand, kann als unguͤltig auf: 
gehoben werden, obwohl bei dem Verkaufe weder Geführbe noch 
- Betrug, noch felbft eine Verkürzung im Sinne bes Xrt. 1674. 
anterlaufen; e8 genligt, wenn hergeftellt ift , daß der Entmün- 
digte einen betrahtlihen Schaden erlitten bat. — Und bie 
Schägung diefes Schudens ift der Einfiht und der Grwiffen- 
haftigkeit des Gerichts uͤberlaſſen, ohne daß daſſelbe gehalten 
waͤre, die im Art. 1675. für den Fall einer Verkürzung über 
die Dälfte vorgefchriebenen Beweife und Ermittelungen zu er⸗ 
beben. EC. 9. Vw. Angers. S. 27. 1. 51: D. 25. 1. 48.1. 
77.485. — f. Art. 901. | | 

(5) Die Entſcheidung des Richters der Hauptſache uber 
die Erheblichkeit der Thatſachen, zu deren Beweife ſich erboten 
wird, namentlid um darzuthun, daß - irgend ein Individuum 
zur Zeit gewiſſer von ihm ausgefiellter Urkunden offenfundiger 
maßen im Zuftande des Wahnfinnes ſich befand, ift unabhängig, 
und fann in keinem Fall einen Gaffationsgrund abgeben. ©. 
H Bw. Nancy. J. 19 S. 1834 1.538. 

. 4. Die Beftimmung des Art. 504., melde nicht verftat: 504 
tet, Urkunden (deren Inhalt veritändig ift), als von wahnfinnis 

gen Individuen nusgeftellt anzufechten, wenn nicht bei ıhrem 

Lebzeiten auf ihre Entmündigung angetragen wurde, iſt auch 
auf Zeitamente anwendbar. Paris. S. 5. 2. 210. L. 13. 106. 

2. Im entgegengefegten Sinn entfhieden: d. h. die im 
Art. 504. enthaltene Beſchraͤnkung ift nur auf ordentliche Ver: 
träge, und nicht auf Schenkungen und. Zeftamente anwendbar, 
für welche die Regel im Art. 904. vergezeichnet iſt. Peitiers. 
8. 10. 2. 23. — €. 9. Vw. Poitiere. S. 11. 4. 73. D. 9. 
1. 49. — Luͤttich. 8. 14. 2. 70. D. 9. 2. 4. L. 29. 122, — 
Befanson 8. 11. 2. 351. — Eolmar. S. 13. 2. 43. *) 





*) Aaukhard I. S. 1. 
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3. Der Xrt. 504. ift eine gefeglihe Neuerung; man 
tonnte wegen Wahnfinnes die Nechtshandlungen einer vor dem 
Code verftorbenen Perfon anfechten, felbft wenn bei ihren Leb- 
zeiten nicht auf ihre Entmündigung war angettagen worden, 
und der Beweis des MWahnfinnes nicht aus den Urkunden felbft 
hervorging. Paris. S. 8. 2. 269. L. 21. 216. — f. Art. 901. 
Nr. 1. ff. 8. 13. ff. 

4. Erben, welche einen gegen ihren Verwandten geftellten 
Antrag auf Entmündigung in der Folge aufgegeben haben (zus 
folge der von der Polizei getroffenen Vorſichtsmaßregeln), können 
nad dem Tode deffelben die etwa von ihm ausgegangenen (ob= 
wohl anſcheinlich verftändigen) Urkunden anfechten. Paris. 
S. 9. 2. 221. L. 23. 73. 

5. Die legtwilligen Verfügungen eines Entmündigten wer» 
den in allem demjenigen, was die Nechtsfähigkeit des Xeftirers 
betrifft, einzig nur nad) den Gefegen , die zur Zeit der Urkunde 
und zur Zeit der Entmündigung galten , beurtheilt. Geſetze 


oder HIN. Mae Zeit kommen nicht in Betracht. 


Colmar. 8. 24.2. 2 

f. Art. 901. 

1. Erſt nachdem das Entmündigungs:Erfenntniß in Rechtes 
kraft — iſt, kann zu Ernennung eines Vormundes 
uͤber den Entmuͤndigten geſchritten werden. — Und da ein Ur— 
theil jene Kraft nicht erlangen kann, ehe es vorher gehörig ver 
kündigt worden, fo ift jebe Ernennung eines Vormundes über 
den Entmündigten, melde vor Verkündigung des Entmünbdi« 
gungs:Erkenntniffes bewirkt —— als nicht — zu be⸗ 
a H. Bw. Bordeaur. S. 7. 1. 473. D. 5. 1. 473. 

2. Derjenige, der auf die Entmündigung angetragen bat, 
iß nicht — um deßwillen unfähig, Vormund zu ſeyn. Meg. 

a: Der Bater eines entmündigten Großjährigen kann 
demfelben keinen Vormund durch Zeftament beftellen, wie er es 
zufolge Art. 3 feinem minderjährigen — thun koͤnnte. 
Caſſ. Caen. S. 12. 1. 217. D. 10. 1. 516. L. 33. 385. — 
Paris. S. 13. = 193. — f. Art. 397. 

Bei Entmündigungen beruht die Vormundfhaft auf 
Ernennung, und muß nicht nothmwendiger weife dem Water des 
Entmündigten übertragen werden. — Es verhält fi damit 
nicht, wie im Falle der Minderjäprigkeit. — Die Mutter hat 
ein Recht auf die Vormundfchaft ihres entmündigten Sohnes, 
mit Ausfchluß aller andern. Bordeaur. S. 5. 2. 107. 
= — — geſetzten Sinn entſchieden. Poitiers. 


| 6. Obgleich Ahnen die gefeglihe Vormundſchaft Aber ihre 
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‚geoßjährigen entmündigten Kinder nicht in ber Art zuftehe, 505. 
wie über ihre minderjährigen Kinder, fo ift es nichts deſto we⸗ 
niger rathſam, fie ihnen zu übertragen. — Dies ift fo zwed: 
mäßig , daß fie in jeder Lage der Sachen auf Ungültigkeit 
eines Beſchluſſes des Familienrathes antragen dürfen, wodurch 

ein u... ale Vormund ernannt wird. Mes. S. 12. 2, 389. 


fe. Art. 405. 420 471. 

1. Unter der Erklärung, daß bie Frau zur WVormünderin 507. . 
ihres entmündigten Mannes ernannt werden Pönne, verfteht der | 
Art. 507. daß fie Tediglich gewählt oder ausgefchloffen werden - 
dürfe, je nach dem Ermeſſen des Familienrathes, nicht aber, 
daß fie ein Recht habe, gewählt zu werden, oder daß ihr nur _ 
aus wichtigen Urfachen, im Sntereffe des Entmündigten und 
der in der Ehe geborenen Kinder, die Vormundſchaft durch 
den Familienrach entzogen werden koͤnne. Gaff. Paris. S. 17. 
1. 33. D. 14. 1. 569. L. 47. 392. — S. 15. 2. 76. D. 13. 
2. 60. L. 42. 25. 

2. Sn dem nämlihen Sinn entfchieden. Orleans. S. 17. 
2.422. L. 49. 414. j 

3. Die Sorge für die Perfon der Kinder, und die Auf: 
fiht über ihre Erziehung gehören der Mutter, felbft in dem 
Falle, wo fie nit als WVormünderin ihres Mannes ernannt 
worden ift. Orleans. S. 17. 2. 422. L. 49. 414. 

4. Wenn der Mann entmündigt iſt, fo gebt die Verwal: 
tung des Ehegemeinfhafts: Vermögens kraft Gefeges auf die 
Frau über; — wenn in diefem Falle der Familienrath die Frau 
nicht zur Vormuͤnderin beftellt hat, fo befchränten fich die Ver: 
richtungen des Vormundes auf die Perfon des Entmündigten, 
und auf die ihm eigenthuͤmlich zugehörigen baaren Gelber. 
Bruͤſſel. S. 7. 2. 1025. 

5. Im entgegen gefegten Sinn entfhieden. Otleans. 
—* 17. 2. 422. L. 49. 414. — ſ. Art. 395. Nr. 8. und 9. 


1. Der Vormund eines Entmuͤndigten hat allein das 509. 
Recht , Pachtverträge über deſſen Güter abzufchließen , vorzugs— 
meife vor der Ehegattin deffelben, wenn auch dieſe zur Ueber: 
nahme der Pflegfchaft geeigneter wäre. — Die vom Pfleger‘ des 
Entmündigten abgefchloffenen Pachtverträge müffen erfüllt were 
den, fo lange nicht hergeftellt ift, daß zwiſchen dem Pfleger und 
dem. Pächter ein betrügliches Einverftändniß ftatt gefunden hat. 
Paris, S. 19. 1. 17. D. 16. 1. 635. L. 54, 513. Im 





*) Bon der Vormundfchaft über Mundtodte. Zachar. I. 126. 


509. 


511. 


512. 


302 Von der Entmündigung. 


2. Die Staatsbehoͤrde kann nicht von Amts megen bie 
Zufammenberufung des Familienraths verlangen, um fein Guts 
achten über die Verpachtung ber Güter eines Entmuͤndigten 
zu geben, und zu berathfchlagen, ob Grund zur Ernennung 
eines neuen Vormundes vorhanden fen Eben fo kann fie nit 
verlangen, daß die Berpachtungen nach vorheriger Bekanntmachung 
in Öffentlicher Verſteigerung zugeſchlagen werden ſollen. — Die 
Gefege geben der Staatsbehoͤrde nur in den eigens beſtimmten 
Fällen den Weg der Klage, Caſſ Paris, S. 19. 1. 17. D. 16. 
t. 635. L. 54. 513. 

3. Wenn der Ehemann einer entmündigten Frau von der 
ihm gefeglich zuftehenden Vormundſchaft abgefegt worden, fo 
bedarf der neu ernannte Bormund, wenn er vom Familienrath 
ernannt worden, weder der Ermächtigung des Mannes, noch in 
deren Ermangelung jener des Gerichtes, um im Namen unb 
Intereſſe der Frau, feiner Pflegbefohlenen, ein Webergebot abzu« 
geben. — Die Ermächtigung des Ehemannes ober des Gerichtes 
wird nur erfordert, wenn die Frau den vollen Gebraud ihrer 
Vernunft hat, und für - felöft handelt. Amiens. S. W. 2. 
199. D. 24. 2. 179. L. 78. 61 

f. Art. 405 ff. 450. 2121 1135. 

(4) Die Behändigung eines Urtheile, welches ber Vormund 

gegen feinem Mündel erwirkt hat, gefchieht nicht auf genügende 

* an den Gegenvormund, um den Lauf der Nothfriſten zu 
begruͤnden, ſondern es muß die Behaͤndigung an einen eigens 
—* beſtellten Vormund geſchehen. Orleaus. J. 19. S.1 


1. Der Art. 511. iſt auf die Kinder der Taubſtummen, 
wie auf die Kinder derjenigen anwen’bar, die wegen Gemuͤths⸗ 
ſchwaͤche ober entmündigt worden find. Nismes. 
u. 378. . 108. L. 30. 2W. — f. Art. 499. 

19 

2. Zum Verkauf einer Liegenfhaft, melde einem Ent 
münbdigten zugehört, kann die Ermächtigung ertheilt werden, um. 
einem der Kinder, aud auf andere Weife, als durch Heirath, 
eine Niederlaffung zu verfhaffen. Amiens. S. %6. 2. 173. — 
f. Art. 407. 513. Ne. 11. 

1. Wenn die Ernennung des Pflegerd oder Vormundes 
eines Minderjährigen, welche durch ein Wetheil im letzter Inſtanz 

beftätiget war, im affationswege aufgehoben wurde, fo find 
die Vergleiche umd andere Rechtshandlungen, die der Bor- 
mund oder Pfleger während feiner Verwaltung eingegangen, 
nicht ſchon deßhalb allein ungültig, zum Machtheile Dritter, die 
weder gehört * beigeladen at find. €. 9. Air. 

S. 6. 1. 415. D. 4. 1. 582. L. 17. 193. — f. Art. 450. 
2 De Entmündigte konn. für fih allein und um Mit: 
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wirkung feines Vormundes die Aufhebung feiner Entmändigung 512. 
verlangen: — ' zumal wenn er zum Vormund und Gegenvor: 
mund erbberechtigte Verwandten hat, welche ein Intereffe dabei 
haben, daß er nicht wieder zur Verwaltung feines Vermögens 
gelange. Bordeaux. S. 22. 2. 205. D. 21. 2, 9. — Riom. 
R. G. 1833. 2. 493. — f. Art. 513. Ne. 8 

3. Der Entmündigte, welcher die Aufhebung feiner Ent—⸗ 
muͤndigung nahfucht, iſt nicht gehalten, ſich einen Contradictor 
fegen zu laffen, Zunaͤchſt hat bie Staatsbehörde zu prüfen, 06 
die Bitte um die Aufhebung gegründet ift. Hiernaͤchſt ift es 
Sache des Familienrathes, oder der Mitglieder deffeiben, Eins 
fprahe zu erheben, wenn fie e8 geeignet finden, In keinem 
Falle hat der Vormund des Entmündigten die Befugniß, Wider: 
ſpruch einzulegen, er kann daher gegen Fein Urtheil , welches bie - 
Entmuͤndigung aufhebt, eine Zwiſchenklage (tierce-opposition) 
anftellen. Gaff. Colmar. $. 16. 1. 217. D. 14. 1. 19%. 
L. 46. 73. *) 

f. Urt. 494. 


Drittes Kapitel. 
Bon der Mundtodtmachung *). 
1 Jergigten und Verſchwendung. VI. Conſt. E. $. 30. Samml. 


2) Verfahren bei Mundtodtmachung der Verſchwender. 11. E. €, 
$, 23. — Drgan. 1809. D. $. 12.1, — Bol. Brauer IV. 
©. 579. Not. 25. 

3) Das bei Mundtodtmahung der landeds, ftanded » und grund- 


berrlihen Diener zu beobachtende Verfahren betr. R.B. 1809. 
XXXIX. Samml. I. 940 —. 


4) Dad obrigkeitliche Verfahren bei Mundtodtmachungen betr. 
R. 8. 1811. XXXV. Samml. I. 94. — Juſtiz Min. D. 4. ©. 

1829. Nr. 44. U.A. B. Nr. 29. Wehrer V. 1121. 

1. Es kann dem Verſchwender ein gerichtlicher Beiſtand gefegt 513. 
werden, der Stand feines Vermögens fey, welcher er wolle, auch 
. daffelbe nur in einer Unterhaltsrente befteht. Turin. 
2. Nicht der Mangel an Urtheilsfraft, fondern die Un: 
fähigkeit, fein Vermögen zu verwalten, begründet bie Verſtandes— 





) MWiederaufleben der Nechtsmächtigkeit im lichten Augenbliden 
findet nicht ftatt. Brauer V. 212, en 

.**) Trefurt 50—52. Vormundſchaft der mundtobt gemachten Ber: 
fhwender. Brauer V. 532. — Bon Berfhmwendern, Wettig 

= — WMundtodtmachung im erſten Grad, Ebend. 
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513. — 5* und rechtfertigt die Maßregel, deren die Art. 499. und 
513. erwähnen. 
| Folglich kann man einem Priefter, welcher. fein Vermögen 
gehörig verwaltet, feinen‘ Beiftand unter dem Vorwande fegen, 
daß er thörichte BE in religiöfen Dingen hege. Angers. 
S. 6. 3, 396. — f. rt. 489. 
3. Die Wahl Ban Gewalthabers , der ein Verſchwender 
ift, genügt nicht zum Vorwurfe der Verfehtwendung gegen bie 
Baus, — ihn erwaͤhlt hat. Beſançon. 8. 9. 2. 158. 


4. Das Gericht kann die Ernennung eines gerichtlichen 
Beiftandes für eine Frau anordnen, wenn fie zu einem fo hohen 
Alter (87 Sahre 3. B) gelangt ift, daß hiervon Mißbrauch ges 
macht wird, um fie zu Verkäufen oder andern Rechtsgeſchaͤften 
zu bewegen, die ihr augenfcheinlich zu feinem Nutzen gereichen. 
Riom. 8. %6. 2, D. 24. 2. 89. 

5. Einem geiſtesſchwachen Greife, ben eine Frau für ſich 
eingenommen hat, Fann das Gericht einen Beiftandb fegen, ohne 
daß dieſes Erfenntniß einen gefeglihen Verdacht gegen —— 
begründet. C. H. Bw. Romorantin. S. 2. 1. 1. L. 6.2 

6. Vor dem Code beſtand kein Geſetz, welches die 
muͤndigung wegen Verſchwendung abſchaffte. — Ein älteres Er: 
kenntniß auf Entmuͤndigung wegen Verſchwendung behaͤlt nach 
der Einführung des Code die. Wirkung bei, welche ein Erkennt: 
niß auf Beftellung eines — Beiftandes — haben 
wuͤrde. — Vw. Bruͤſſel. 8. 10. 1. 338. D. 8. 1. 337. 


7. Seit der Verkündigung des Code, welcher bie, wegen 
Verſchwendung für mundtodt Erkfärten zur Anftellung ihrer 
Klagen wieder befugt erklärt, Eönnen die Klagen eines foldyen 
Entmündigten nicht mehr durch deffen Pfleger allein, im Namen, 
in Abmwefenheit und ohne Vorwiffen des Verſchwenders, angeſtellt 
werden: ſondern vom Verſchwender in eigener Perſon, doch mit 
Zuziehung eines Beiſtandes. Caſſ. Turin. S. 6. 1. 263. D. 4. 

1. 375. L. 15. 145. 

8. Mundtodten Perfonen, nach ber Beſtimmung des Art. 

= obwohl befhränke in der Befugniß, ihre Güter zu ver: 
äußern nnd gu verpfänden, kann diefe Befugniß weder rechtlich 
noch tharfächli völlig entzogen werden. — Folglich ift der ges 
richtliche Beiftand eher außerhalb der Familie, als unter den 
naͤchſten Verwandten zu waͤhlen, welche, weil die Beibehaltung 
der Guͤter zu ſehr in ihrem Intereſſe liegt, zu deren Verkauf 
ihre Zuſtimmung niemals ertheilen, oder, mit andern Worten, 
fie unveraͤußerlich machen wuͤrden. Amiens. S. 7. 2. 864. 

L. 14. 45. — f. Art. 512. Nr. 2. 
9. Wer wegen Verſchwendung für mundtodt erklärt worden, 
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ann unter perſoͤnlicher Haft zur Zahlung - won. Schulbigkeiten 513. 
verurtheilt werden, welche ihrer Natur nad eine folhe Haft 
nach ſich ziehen, und vor der Mundtodterklärung eingegangen 
worden find, Brüffel. S. 8. 2. 209. — f. Art. 503. 

10, Der wegen Verſchwendung für mundtodt Erkfärte 
kann nad) feinge Mundtodterffärung feinen. Wohnfig ändern. — 
Wenn er in die Ausübung feiner Rechte wieder eingefegt feyn 
will, fo hat er ſich nicht an den Richter, ;welcher die Mundtodt- 
Erklärung ausgefprohen hat, fondern an den Richter feines 
neuen MWohnfiges zu wenden: Paris. S. 2.308. L. 3. 88. 

411: Wer fid), ohne Mitwirkung eines Beiftandes, weder 

verpflichten ; noch feine Güter veräußern und verpfünden kann, 
behält gleichwohl die Befugniß, feine Kinder in ſchicklicher Weife 
auszufteuern , ohne Genehmigung des Beiftandes, — Ausfteur 
der Kinder ft, von Seiten des Vaters, nicht fowohl eine Were 
äuferung, als die Erfüllung "einer natürlichen Verbindlichkeit. 
Pau. 8. 12. 2. 387. — f. Art. 511. Nro. 2. 

12. Daraus, daß der Familienrath den Pfleger ernennen 
muß, welcher der Ablegung der Vormundſchafts-Rechnung eines 
Gemwaltsentlaffenen Minderjährigen beimohnt, folge nicht, daß 
derfelbe auch den zweiten. befondern gerichtlichen Beiſtand oder 
Dfleger ernenne, welden der Verfchwender haben muß, wenn er 
gegen feinen erften gerichtlichen Beiftand auf Rechnungsablegung 
Hagen will. — Im Iegtern Falle fteht die Ernennung dem Ges 
richte zu. Zurin. S. 9. 2. 243. — f. Art. R 

(13) Eine von einer gerichtlic verbeiftändeten Perfon Übers 
nommene Berbindlichkeit ift nicht unbedingt ungültig, in Er— 
mangelung ber: Mitwirkung des Beiflandes bei dem Rechtsge— 
fhäfte; fie. kann für gültig erklärt werden, wenn bargethan 
wird, daß das Intereffe des Mundtodten dabei nicht beeinträch- 
tigt worden. Paris. R. G. 1833. 2. 286. 

(14) Ein Verfchwender Eann, ohne Mitwirkung feines ges 
vichtlihen Beiftandes, gültiger Weife eine Keibrente, als Kohn ge= 
leiſteter Dienjte beftellen. Paris. R. G. 1836. 2. 17. 
+1) Der Pfleger eined Halb-Entmündigten fann, ohne deffen Mit: 

einwilligung, feinen für diefen bindenden Vertrag abfchließen. 

Zahah- VII. 283, 286. Nro. 7. d. T. 

2) Der im erſten Grade Mundtodte iſt der ſtaatsbuͤrgerlichen 
Rechte nicht unfähig. N. Jahrb. I. 142, Er ift fein unfähiger 
Teſtamentszeuge. hend. 141. 

3) Halbe Mundtodterflärung ift ein bloß polizeilicher Beſſerungs— 
verfuh. N. Jahrb. I. 139. deren Aufhebung kann auch ftills 
ſchweigend gefchehen, Ebend, 142. 5 * 

A 513 a, 





*) Mumbtobterklärung im zweiten Grabe, Rettig. 5. 284. f. 370. 
= Trefurt 50.—.52. | u nr 
20 
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sta. ) Einſendung der Tabellen Über die mundtodt Erlärten: M.A.B. 
1°» 4810. N.48. Wehrer HIT, 14. Formular der Tabelle. Juſtiz⸗ 

W Bm: MUB... 1836. N, F er N, 104, sei. ie . 

5) Die volle, Mundtodterflärung erlöfcht nur. durch einen Rich⸗ 
terfpruch. N. Jahrb. I. 142, DER. | 


"Biertes Kapitel. 


Bon der Geſchlechts  Beiftandichaft. 7) 


* 4) Beitanddordnung. R. B. 1804. IX. X. Sammf. I. 943. 
DR. Bel, in Bezug auf die Beiftandfchaft. R. B. 1808. XXIX. 


Samml. I. 949. 
3) Gefchlechtäunterfchied. VI. Conſt. E. $. 26. Samml. J. 673. 
4) Gin —— —— der Geſchlechts⸗Beiſtandſchaft. R.B. 
516 2. *) Die Beſtellung des Vaters, als Beiſtand fuͤr ſeine großjährige 
oder ge Tochter bir. R. ®. 1814. VI. Samml. 
1. 950. gl Hohnh. V. 68. 
+ 2) Ob die Verpflihtung des Beiftanded durch einen Theilungd 
. . tommiffär die. Nichtigkeit eined von jenem unterzeichneten 

Kechrögefchäfted zur Folge babe, if controvers. Höhnh. EI 


200. 211. 
3) Wenn bie Beiftandöverpfichtung in einer Urkunde ermähnt 
wird, fo muß der Beweis ded Gegentheild geführt werden, 
a vi. 178. vgl. Ebend. IV. 37. 
515d. +4) R. 8. über die Ungültigfeit einer Verhandlung vor einem aus 
fändifchen Gerichte, von Seiten der Wittwe eined badifchen 
Staatöbürgerd, ohne Zuziehung eined Beiſtandes. Annalen 


IE 57% 

5) Der Geſchlechtsbeiſtand kann fi felbft zu Führung eined Pro: 
effed für feine Pflegbefohlene nicht ermächtigen. N. Jahrb II. 5. 

6) Wo der Vater, bei einem Rechtsgeſchaͤfte der in feiner Gewalt 
befindlichen Tochter, eingewilligt bat, kann dieſes, wegen an eb; 
lihen Mangels eined Beiftandes, nicht angefochten werden. Ans 
nalen II. 154. 

7) Es ift nirgends vorgefchrieben, daß der Beiltand fchon vor Ans 
fang ded Geſchaͤftes verpflihtet ſeyn muͤſſe, fondern es foll nur 
— ——— verpflichteten Beiftand vollzogen werden, 

ohnh. IV. 52. 

8) Wird der Mangel eined Beiftanded erft in zweiter Inſtanz ges 
rügt, fo ift dies kein neuer Klaggrund, fondern nur eine Der 
färfung des urfprünglihen. Hohnh, V. 68. 

9) Ohne Beiftand fann eine Frau ſich für die Schulden ihres 
Mannes nicht famtverbindlih machen. Hobnh. III. 79. 

10) Woht aber ihre perfünlihe Verbindlichkeit für die Hälfte einer 

* Gemeinfchaftöfchuld begründen. Annalen J. 78. 
515g. 


*) Eingeſchraͤnkte Rechtsmaͤchtigkeit des weiblichen Gefchlechtes. 
Brauer V. 230. — Geſchlechts-Beiſtandſchaft. Trefurt 55—67. 
Brauer V. 509. — Bon den Gefchlechts:Beiftänden, Rettig 
.$..405 — 409. Ueber Aufhebung der Geſchlechts⸗Beiſtandſchaft. 
Abhdt. Annalen III. 1497 — 1%. 

*) Mirkung weiblicher Quittungen ohne Beiftand, Brauer VI. 9. 
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Zweites Buch, 


Von Den Sachen, dem Cigentbum und 
Ä - Genuß derfelben. ) 


Eriter Titel. 
Bon der Eintheilung der Sachen. **) 


+ Universitas facti et juris, was fie ſeyen. Hohnh. VI. 341. 
1:u.2% Welche Vermögenstheile in der Ehegemeinſchaft, 516- 
ruͤckwirkend auf die Zeit vor Einführung des Code, fuͤr beweglich 
oder umbemweglich zu halten. — f. oben zu Art. 2, Lokalftatuten 
lit, b. Gemeinſchaft lit. b. ***) 


Erſtes Kapitel. 
Bon den unbeweglichen Sachen. ****) 


(1) Ein Badofen, den ein Miether, unter der ihm aufers 517. 
legten Bedingung gefegt hat, ihn nach Ablauf der Miethe mies 
der hinwegzunehmen, muß als eine bemweglihe Sache betrachtet 


*) Bon ben äußern Gegenftänden ber Eivilrechte im Allgemeinen. 
— I, 168, — Bekk über dingliche Rechte an Liegenfchaf: 
en, 


**) Bon ben Rechten an Außern Gegenftänden im Allgemeinen, 
3adhar. I. 177. - Unftreitige Sadenredhte.. Brauer I. ©. 
591. — Merkmaie der Sachenredhte. Ebend, &. 596. — Begriff 
und Folgen der Sachenrechte. Ebend. S. 597. — Einzelne 
Sachenrechte. Bett 8. 5 — 9 — Saͤchliche und fachartige 
Rechte. Beet 5 1 — A. — Zufällige Eigenfchaften der Sas 
chenrechte. Brauer I. &, 599. — Bertretbare, verbrauchbare 
und verzehrbare Sachen. Brauer V. 261. — Einzelne und 

geſamte Sadhen als Gefamtheiten oder Sammlungen, Ebenb, 
262. — Ehellbare und untheilbare Sachen. Ebend. 263. — 
Zrefurt 82, $. 123. — Ob man wegen ber Nebenfachen in An 
fprud) genommen werben koͤnne, wenn die Hauptklage erlofchen 
it. Brauer V. 264 — Körperlichkeit und unkoͤrperlichkeit 
einer Sache. Ebend. 257. fr — Debenmagung e4 Begriffs ber 
Sachenrechte auf Vorredhte, Brauer I. ©. h 


***) Von der Gintheilung der Sachen in. beweglihe und unbeweg⸗ 
lie. Zachar. I. 169. f. | 


20 * 


518. 


519. 


520. 
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— und kann daher ein Gegenſtand einer Pfaͤndung ſeyn. 
Lyon. R. G. 1833. 2. 190. — ſ. Art. 5W. 529. 

1 Bergmwerke find unbeweglich ihrer Natur nah, fo mie 
auch die Gebäude, Mafhinen, Schachte, Gänge und andere Ein- 
richtungen, welche für ftändig zum Behufe des Bergbaues anz 
gelegt werden. Geſetz. S. 10. 2. 177. 

2. Bankaktien können verliegenfhaftet werden durch eine 
bloße Erklärung, welche der Eigenthümer in Form einer Eigen» 
thumsg:Uebertragung machte. 

Dur) bie einmal gefchehene intragung diefer Erklärung 
in die Bücher, werben bie verliegenfhafteten Aktien den Beltim« 
mungen des Code iind den Gefegen über Vorzugs- und Unter- 
pfandsrechte, gleich dem Grundeigenthum unterworfen. Dectet. 
8. 8. 2. 124. ; 

A. Die ben Gebäuden beigelegte Eigenſchaft ‚von ER 
lichen Gütern darf nur von denjenigen verftanden werben, welche 
mit dem Boden verbunden find, auf dem fie errichtet worben, 
und davon gleichfam eine nothwendige Zubehör bilden. — Folgs 
lich kann man nicht als unbeweglich betrachten : Gebäude, 
melche ein bloßer Pächter auf dem gepachteten Grundftüde er— 
richtet, und fich vorbehalten hat, fie bei feinem Abzuge abzubre: 
chen, und die Bauftoffe mit fi zu nehmen. — Solhe Gebäude 
koͤnnen nicht zu Unterpfändern dienen. Grenoble. S. 297. 2. 
107. D. 25. 2. 78. — f. Xıt. 520. 524. 555. ff. 2118. 

1. Wenn bewegliche Gegenftände einen tefentlichen und 
nothwendigen Beftandtheil einer Liegenfchaft ausmachen, 3. B. 
die Getriebe, Walzen, Raͤder u. ſ. w. einer Muͤhle, ſo werden 
dieſelben als von Natur unbeweglich angefehen.. Caſſ. Guin—⸗ 


gamp. S. 24. 1. 199. D. 22. 1. 78. L. 69. 157. 


(2) Es genügt, wenn eine Windmühle auf ausgemauerte 
Pfeiler gefegt ift, um fie ihrer Natur nah für unbeweglich zu 
achten, obfehon fie mit feinem Gebäude zufammen hängt. Caff. 
Balenciennes. J. 19. S. 1834. 1. 489. 

1. Als beweglich werden die aus den Bergwerken gewon⸗ 
nenen Stoffe, fo mie. auch die Worräthe angefehen. Gefeg. 8 
40. 2. 177. 

3. Die Baummoll»Spinnmafchinen,, welche durch ein 
Mafferrad getrieben werden, find — re zufolge un= 
beweglich. Lyon. S. 27. 2. 205. D. 25. 2. 35. 

Die rt. 520. u. 521. — die Fruͤchte auf dem 
Halm oder auf dem Baum fuͤr unbeweglich erklaͤren, hindern 
nicht, daß dieſe Gegenſtaͤnde nicht als beweglich betrachtet werden 
koͤnnten, wenn fie in der Abficht verfauft werden, um fie vom 
Boden zu trennen. Caſſ. Douai. 8. 20. 1. 277. D. 18. 1. 


312. 
4. Fruͤchte auf dem Halm können der Fahrnißpfaͤndung 
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‚unterworfen. werben *). Schreiben . bes Groß⸗Richters. s. 5. 5%. 
2. 240. — Dijon. $.:5. 2. 45. 

‘5. "Ab. Folglich iſt der Verkauf eines Holzhiebes beweglich: 

und wenn dieſer Hieb nach einander an zwei Kaͤufer veraͤußert 
worden iſt, ſo hat der den Vorzug, an welchen die Uebergabe 
geſchehen. — Dieſe Uebergabe ergibt ſich, fuͤr den ganzen Hieb, 

aus dem Anfange der —— C. H. Vw. Befangon. S. 
-21..1.:109%:D. 19. 1..33. L..60. 241. 

5: Wenn. die Früchte vom Eigenthümer des Bodens ver 
eauft find , “fo koͤnnen fie nicht mehr im Vollftredungsverfahren 
gegen ihm gepfaͤndet werden. Und werden fie gepfändet, ſo 
Kann .der Käufer. die . Nichtigkeit des Pfändungsserfahrens ver» 
langen, fein: Recht beſchraͤnkt fih nicht auf einen te 
— gegen den Verkäufer. Colmar. S. 7. 2. 983. 


10.Die Fruͤchte und Ernten ſind nur unter gewiſſen Ber 
ziehungen unbeweglih, im Sinne des Art. 520, — Sie find 
beweglich, wenn — dem ffenetiiten Verkaufe ausgefegt werben. 
Amiens.: S. W. 2. 129. 

11. Eben fo "Gebäude zum Abbruch beftimmt, Bearbeitung 
:der Bergmerke und Steinbrüce, und. anderer Ergebniſſe des Bo⸗ 
dens. Rouen. S. W. 2. 316. D. M. 2. 151. 

12. Der Art. 520. welcher die Früchte und Ernten für 
unbeweglich erklärt, geht nur auf den. Fall, mo es fi .vom Eis 
genthbum des Bodens handelt, und die Früchte. nur. eine . Zube- 
hoͤrde deffelben. find. .: Paris. S. 29% .2.. 153. **) — Art. 
532. — f. Art 521: 529. Ne. 8 9. 

+ Wer an einer fremden Liegenfchaft ein Retentionbtecht bat Baia 
ſolches auf die Früchte derſelben nur in fo fange ausdehnen, 
ald —— von ihr find. Annalen IV. 302. — f. Nr. 
5.10 

- ...4..:Der Eigenthümer eines Holzſchlages, welcher mit Un: 524, 
terpfand befaftet -ift, kann den Hieb verkaufen, ohne. baß ‚feine 
Pfandgläubiger Widerfpruh dagegen — duͤrfen. Dies 
Don wird Br — angeſehen. ©. H. Bw. Bourges. 8. 
9. 1. 65. D. 6. 1. 63. L. 20. 388. 

— we‘ Der Hieb eines — iſt, ſeiner Natur und Be⸗ 
ſtimmung zufolge, nn nicht unbeweglih, zwiſchen dem 
Käufer und Verkaͤufer. C. H. Bw. Rouen, 8. 15. 1. 335. D. 
13. 1. 321. 

J % Der Berkauf eines Holzhiebes mit der Erlaubniß, das 
Holz nach — des Kaͤufers zu ſchlagen, bleibt dennoch 


8. $. 1008— 
m) den einer Unbemeglitit der gefepnittenen Sruct. Bran 


522. 


524, 
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ein TE C. 9. Bw. Braune. S. 4.4: 119. D. 
18. 1. 325. L. 59. 282. — f. rt. 520. | 

1. Alles zu einem Grundftüde gehörige Bieh, ſelbſt das 
verftellte und das bloße Maſtvieh, wird als ber: Beftim 
nah unbeweglidy angeſehen. — Dieſe Eigenfchaft ri nicht 
bloß mi das. zum Feldbau en Vieh. zu beſchtaͤnken. 
Riom. 8. W. 2, 79. D. 277. 2 

2. Das Vieh, welches jur — der Grundſtiee be⸗ 
ſtimmt iſt, ohne welches ſie unergiebig ſeyn wuͤrden, muß als 
unbeweglich, ſeiner Beſtimmung nach, angeſehen, und kann darum 
nicht als Fahrniß abgepfaͤndet werden. — So die Schaafheerden 
in Heidegegenden. Bordeaux. S. 30. 2. 70. — ſ. Art. 524. 

1. Die Pferde, Seile, Werkzeuge und Geraͤthſchaften zum 
Bergbau ſind unbeweglich, ihrer Beſtimmung nach. — Man be- 
trachtet nur jene Pferde ald zum Bergbau gehörig, welche aus⸗ 
role ic) an der Bergmwerfe verwendet werden. Geſetz. 


— Die Faͤſſer in den Brauereien —* ——9 ihrer 
Beftimmung nad. EC. H Bw. Douai. & 17. 1: 359. D. 15. 
1. 115. L: 49. 132. 

3. F Buͤtten, Keſſel und Werkzeuge eines Faͤrbers glei» 
chermaßen. — Fölglih find die Unterpfandgläubiger des Hau: 
fe, wo feine Werkftätte fich befindet, vorzugsweiſe vor dem 
Handfcheiftgläubigern, auf. den Erlös der Bütten und Werkzeuge 
zu collociren. Grenoble. .S. 7. 2. 1010. 

4. Die Fahrniß und Werkzeuge zum Betrieb einer Ma: 
nufattur, welche das Geſetz ihrer Bellimmung nad) als unbe⸗ 


weglich betrachtet, find Feine andere, als jene, welche zum Bes 


teiebe nothwendig find. — Folglich kann man nicht, als ihr 
rer Beſtimmung nad unbeweglich, Webftühle anfehen, welche der 
Eigenthümer in einer Seidenfpinnerei aufgeftellt hat: — Wenig- 


ftens verhält es ſich ſo, wenn es darauf ankommt, ob diefe Web: 


ſtuͤhle Gegenſtaͤnde der Pfändung find. C. H. Bw. Cam. S. 
21. 1. 327. D. 


19, 1. 244. L. 60. 401. 

9. Bei Erbfihaften oder Bermäctniffen werden Pferde, 
die zum Feldbau beftimmt find, und Feldgeraͤthſchaften nicht als 
ihrer Beftimmung ‚nah unbemeglich angefehen , darum: allein, 
weil der Gutseigenthuͤmer ſie dem Paͤchter im Beſitze gelaſſen 
hat, wenn ſie anders nicht ausdruͤcklich im Pachtvertrage mitbe⸗ 
griffen ſind. — Folglich kann der Erbvermaͤchtnißnehmer der 


Liegenſchaften dieſelben nicht als einen Beſtandtheil feines Ver⸗ 


mädtniffes in Anſpruch nehmen. Bruͤſſel. 8. 12. 2. 273. L. 


32. 211. ©. H. Bw. Orleans. R. G. 1836. 1. 55. 


6. Bor dem Code war das zum Feldbau beftimmte. Vieh 
und bie Ackerwerkzeuge wicht kraft Geſetzes als unbeweglich, ihrer 
Beſtimmung nach, IR — Folglih waren fie, in Erman: 
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gelung einer ausbrüdlichen Vereinbarung, in ber — —— einer 524, 
ae nicht mitbegriffen. Riom. S. 22, 2. 339. L. 65, 
1 


7. Um Vieh, als der Beftimmung nad) unbeweglich, und 
folglich) als ber Pfändung nicht unterworfen , zu betrachten, 
genügt es nicht, daß folches auf sin Grundftüd geftellt, daß es 
zum Feldbau geeignet ift, und der Eigenthuͤmer erklärt, daß es 
dazu geeignet ſey, ſondern es muß zur en des Grund: 
er fiteng nothwendig Im. Limoges. S. 21. 2. 16. D. 19. 


8. Das von einem Pächter zum Bau des Pacıtgutes 
eingeftellte Vieh ift nicht feiner Beftimmung nad) unbeweglich, 
in dem Sinne, daß es von allem Pfändungs:Zugriff ‚frei wäre. 
— Es hat biefe Eigenfhaft nur, wenn es vom Eigenthümer 
a mann L felbft zum Feldbau beftimmt wurbe. Lüttich. 


1. Die — und mauerfeften Geraͤthſchaften einer Manu⸗ 525. 
factur werden fuͤr unbeweglich angeſehen, und koͤnnen bei einer 
— —— Pe mit den Gebäuden verkauft werden. 
Paris. S. 2. 2. 310. L. 3. 150. 


(2). Um die Spiegel eines Zimmers als unbemweglich duch 
Widmung. betrachten zu koͤnnen, ift durchaus nothwendig, daß 
die Flaͤche derfeiben in die Vertäfelung eingelaffen ſey. Jedes 
andere Kennzeichen i ungenhgend, um ben Spiegeln * Eigen⸗ 
— als Fahrnißſtuͤcke zu benehmen. Paris, J. 19. 8. 1834. 


(2)b. Im entgegen gefesten Sinn entſchieden. Die Wide 
mung fann duch jede andere Verfügung des Eigenthuͤmers her» 
geſtellt werden, aus welcher die Abſi * hervorgeht, die Spiegel 
für ‚allezeit dort anzubringen., Paris. J. 19. S. 1834. 2. 223, 
| Die Klage: auf Aufhebung eines Kaufes wegen — 5252* 526, 
iſt nicht unbeweglidh. €. 9. Bw. Paris. S. 4. 4. 369, D. 2, 

430.: L. 8.401. C. 9. Bw, KZouloufe 8. 6, 1. — 
D. 4. 1. 419. 2 Urt. 518. 529. 2118. 
*) 5268, 





*) Widmung eined Befiges. Brauer V. 265. 

> Ausdehnung der Eintheilung in bewegliche und unbewegtid 

1: Sachen auf Rechte. Zachar. I. 171. — Trefurt. 83, $. 124 

— Bde — Liegenſchaftlichkeit Ar felbftftändigen Rechte wornad) 

e fich beftimme. Brauer V 

"hs, Neber bie durch ihren Gegenftand unbeweglichen Baden. Bekt 
Bm — Fahrniß. Bekk $..20.--Zre: 
ur 


528 


E27 


529, 
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Zuweites Kapitel. 

Bon den beweglichen Sachen. | 
" Man kann nicht einmal ideell einen Waaren⸗ oder Geld: 
vorrath, aus bloß beweglichen Gegeriftänden- beſtehend, als un⸗ 


"beweglich betrachten ; das Ganze kann feine andere Natur 'haben, 
— F einzelnen Gegenſtaͤnde. C. H. D. 1. 63. — Er ‚9 
2,9, * id 


1. Die Aktien, ober Antheile an einer Gelelſcheft —* 
en ee eines Bergbaues, ſind beweglich. 


Soft. a 


— * von der Regierung bewilligte Zollberechtigung in 
Geftatt einer  Entfhädigung für. Privatperfonemy: welche. auf 


eigene: Rechnung einen Kanal angelegt haben, wird im Sinne 


des :Art, 529. nicht: für beweglich erachtet. Patis. Su % 2, 
249. L. 23. 294. 


— 3. Die Klage auf den Kaufpreis, * ein Unterpfande- 


„glänbiger gegen den dritten Befiger anftellt,. ber fein, Eigentum 


vom Pfandrechte frei gemacht hat, ift eine. rein bewegliche 
Klage. — Sie ift nit von berfelben Natur, wie die Klage auf 
Vertheilung des Kaufpreifes unter fämtliche. aufgetretene | laubi⸗ 

w 


ger, nach Ordnung und ihrer ———— w. 
Drieans. 8. 8, 1. 353: D. 6.1. 217. L. 41.283: —T. 
Art: 518. a 3 


4 Der Kaufpreis einer veräußerten —** if eine: 
fein bewegliche Forderung , "welche nicht ——— rd gegeben 


‚erben kann. Paris. S. 14. 2. 355. L. 


- 5b. Die Klage, welche entweder die — ——— — Ruͤckſtaͤnde 


einer Rente, die aufein Grundftüd verunterpfändet ift, ‘oder die Er- 


Anndung einer neuen Urkunde für diefe Rente, zum Gegenftande hat, 
iſt perfönlih. — Man kann nicht fagen, daß eine ſolche Klage 


ses ‚zugleich: dinglich und' perfönlich, oder gemiſcht fey; weil fie eben 
.fo wohl: gegen die verpfändete Liegenfchaft, als gegen die Perfon 


des Rentenfhuldners gerichtet werde. Paris. S.-25. 2. 115.1 
Ein Erfindungspatent, die Webertragung eines Palit: 
rechts, und die Kundfchaft einer Gemwerbseinrichtung find Feine 
beweglichen Gegenftände. C. H. Bmw. Paris. S. W. 1. 271. 
D. 24. 1. 140. L. 75. 197. — S. U. 2. 77. L. 68. 89. 

f. Urt. 518. 520. Nr. 4. ff. 5. 

(10): Die ehemaligen Grundrenten find durch die Gefege 
vom 11. Brümaire und 22. Frimaire 3.7. für beweglich erklärt 
worden, in-bdiefer Hinfiht hat der Art, 529, des Code nur das 
ſchon beftandene Recht befkfrigt, Eine vor dem Code und nach 





+) Fahrende —— der Gewerbladen. Brauer v1. 11. 
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ben beiden Gefegen des Jahres 7. gemachte Schenkung bes be: 529 
weglihen Vermögens begreift daher die Grundtenten in ſich. 
C. H. Vw. Caen. R. G. 1833. 1. 546. 

(11) Die ehemaligen Grundrenten dewirken heut m v4 8 
auf die damit behaftete Liegenſchaft bloß eine unbewegli 

‚wein unterpfaͤndliche Forde rung, ſo daß der Käufer: der. 
genſchaft ſich durch das m le davon * * 
kann. Caſſ. Orleans. J. 19. B8. 4835. 4. 900 9 : 

ſ. Art. 2186. BE g 

* Aktien einer Gefellfchaft find: Bit" old — — vererbt au 

- betrachten. : Hohnh. IL. 178. faorsin A 
4, Das in einem Kaufverting eingethihte —* daß 530. 
der Käufer das Kapital nur nach eigenem Belieben zu zahlen 
verpflichtet fey, und bis zur Zahlung beftimmte Zinfen zu ent= . 
richten habe, gilt wie die Bewilligung einer Rente 5 und madt 
die Schuld unaufkuͤndbar. Paris. 8. 5.2. 570. L. 113%. 
2. Unter dem Code find die alten Grühdrenten fein Eigen: 
thumß= "oder "Miteigenthumstecht mehr. — Sie wirken bloße 
‚Unterpfande: Forderungen, welche des Eintrages bedürfen ‚und 
‚wovon man ſich durch‘ zuns frei, machen kann. Eaß. 
Amiens“ 8. 13. 1. 382. L. 37. 529. 

3. Mithin iſt der 55. —— einer nit 
Grundrente belafteten Liegenſchaft nicht zut Bezahlung der 
Mente, aus dem, Titel der empfangenen Schenkung ,, und “als 
Wirkung der bloßen Inhabung verpflichtet: 2muon 
Der Rentenglaͤubiger hat Feine direkte und Tr 
En ae * "Inhaber der Liegenſchaft. Poitiers. 8 
| % pa: Vermaͤchtniß einer Gelbfumme rann nicht oeien 
den Willen des Vermächtnißnehmers duch die Auslieferung eines 
Rentenvertrages entrichtet werden, welcher ‘ein dem Jahteszinfe 
jener Summe gleiches Einkommen abwirft, felbft wenn ber 
Vermaͤchtnißnehmer ein Hofpital, eine Armenftiftung, oder eine 
Anftalt — oͤffentlichen Nutzen waͤre. Caſſ. Riom. 7.2 
1083. D. 3. 2, 172. L. 13. 145. j 

(40) Eine durch Heirathsvertrag beſtellte Erbrenie zu 
Gunften der Ehegatten, felbft unter Bedingung der Unübertrag: 
barkeit, kann vom Gefchenfgeber abgelöfet‘ werden ; weder die 
Unmiderruflichkeit "der Schenkung, noch bie Bedingung der Un: 
a ftehen hier im Wege. Paris, J. 19. 5. 183. 


91 


») Trefurt 86. $. 125, 3-5). — Archiv fe RI. 
**) Dienſtbarkeit/ die im. Leiften were Handlungen beſteht, 
iſt ablöslih. Brauer V. 604. 


531. *) 


532. 


533. 


F 
534.. 


535. 


314 Von den beweglichen. Sachen. 


Befgnabn freitiger Saprniß,. 9. O. &. 2”. Ar. 6. 


1. Der Art. 532. welcher die Bauvorräthe von niederge⸗ 
eiffenen Gebäuden für beweglich erklärt , ift auch auf den Fall 
anwendbar, wo ein Gebäude nur darum abgeriffen.wird , um 
ein anderes an beffen Stelle aufzuführen, und wo bie Bauoon 
2 neuen Gebäude verwendet werden follen. Lyon. $.13 


2. Der Verkauf. von: Gebäuden auf ben Abbruch muß 
wie ein Verkauf von Bauvorräthen eines -abgeriffenen Haufes, 
und als folcher wie ein Verkauf. von Babsnißgegpaflänben betrach« 
‚set werben. Brüffel. 5 25. 2. 379 

f. Urt. 2118. Nr. 2 

4. Unter dem Vermãchtniß aller Fahrniſſe und Effekten 
werden die Aktiv⸗ » Schuldverfhreibungen inbegriffen betrachtet, 
wenm der Teſtirer in einer mweitern are ar die mean, 
et Effekten ausgenommen hat. Paris. S. 6. 2. 222. L. 15. 

2. Wenn ein Teſtirer einer Perfon den vierten. Theil 
feiner Fahrniß und Liegenfhaften zum Eigenthum vermadt, fo 


iſt das Wort Fahrniß in diefem Falle nicht bloß von Möbeln, 


Sondern von -allen beweglichen Segeoftinben zu — ae 

der Erblaffer Sr Paris. S. 7, 2. 1092. 

Rouen. S. 6. 2. 129. L. 15. 57. — f. 1008 1000, 
(3) Die — alles beweglichen Verm hens a 


Anfueihhe Rechtsbehelfe und Klagen, begreift die Forderungen 


oder Aktivfchulden des Geſchenknehmers nicht unter fih, wenn 
‚ein, nahfolgendes Gedinge, welches das Verzeichniß des geſchenk⸗ 
en beweglichen. Vermögens. enthält, nur fabsenbe hohe (im 

e Des Art. 535.) anführt. Bordeaur J. 19. S. 1835. 


(1) Der Verkauf eines Haufes mit den Möbeln, Faͤſſern, 
Kufen, Leinenzeug, Speifevorräthen, wie fie beim Ableben des 
Teflirers fih vorfinden werden, kann, nah Umftänden, als nit 
die ſaͤmtliche Fahrniß, fondern nur als jene enthaltend, erflärt 
werden , die ihrer Eigenfhaft nah angeführt worden ift. — 
Eine ſolche Entſcheidung, obsieh eine Würdigung des Inhalts 
einer Urkunde , kaun feinen ——— abgeben. CE. H. 
Bw; Toulouſe. R. G. 1837. 1. 718. 

(1) Das Vermaͤchtniß der Fahrniſſe kann, nach einer 
Auslegung der Willensmeinung des Teſtirers, vermittelſt Zuſam⸗ 


) Koſtbare nicht leicht zu vᷣewegende Sachen seh. * u 
giegenfchaften. Brauer V. 239. 4 — — 


Bon ben beweglichen Sachen. 35 


— ber Gedinge bes Teſtaments, fo betrachtet werben, 535 
als wenn bdaffelbe nur die Geräthfchaften im engern Sinne zum 
Gegenftand habe, der Beſtimmung des Art. 535. ungeachtet ; 
der ermittelte Wille des Teſtirers macht in biefem Falle bie 
——— unanwendbar. C. H. Vw. Bordeaux. 


ſ. Art. 533. 1010, 

*) 535. 
een Geräthfchaften eined Gebäudes, das zu einem be 
ftimmten —— gebaut und eingerichtet ik, gelten kraft Ge⸗ 

(et ed ald Zubehoͤrden, mo „wit: das Gegentpeil ausdrücklich 

bedungen if. Annalen. 

1. 2 in einem — gebrauchten Worte „Fahrniſſe 536. 
und E “begreifen alles in ſich, was im ner des Art. 
ee ei Fahrnip gehalten wird. Poitiers. S. 25. 2. 429. 

D. 23. 2. 239. L. 73. 417, 

2. Das Vermaͤchtniß aller Fahrniffe, Effekten and Lebens: 
mittel, welche fih im Haufe des Zeftirers im Augenblide feines 
Ablebens befinden , faßt weder die Schuldurkunden noch das 
baare Gerd in ſich. Poitierd. S. 25. 2. 71. 

3. Das Vermaͤchtniß aller Fahenifgegenflänbe ; reiche ſich 
im Haufe des Teſtirers im Augenblide feines Ablebens finden 
werden, begreift die Schuldforderungen in ſich, deren Urkunden 
man zu dieſem Zeitpunkt im Haufe finder: Bordeaur. 8. 29. 


4. : Das Vermãaͤchtniß der Moͤbeln, des gepraͤgten Geldes, 
des Silbergeſchirres, und überhaupt alles deſſen, was 
ein Haus beim Ableben des Teſtirers enthalten wird, faßt 
auch die Schuldurkunden in ſich, welche in diefem Haufe aufs 
bewahrt find. Air. 8. 29. 2, 281. 

— 5. Das Vermächtniß der Fahrniffe und Effekten, welche 
fih in einem Haufe des Teſtirers finden werben, ift weder auf 
jene $ahrnifgegenftände zu befchränfen., welche man bloß mit 
dem Worte Möbeln bezeichnet, nody auf alles dasjenige aus: 
zudehnen, was: nah dem Gefege für Fahrniß geachtet wird. 
Die Wirkung. einer folhen Verfügung ift durch. den Art. 336. 
geordnet. Folglih umfaßt das Vermaͤchtniß weder das baare 
Geld, noch die Schulbforberungen oder andere Gerechtſame, 
worüber die Urkunden im Hauſe fi vorfinden , wohl aber find 
alle andere, im Art,533. aufgezählte Effeften darunter begriffen. 
Bordeaur. S. 30.2. 148. **) 

ſ. Urt. 1003 ff. 1010 ff. 


) Trefurt 85. &, 125. 
**) Zrefurt 85. $. 125. b). 


537, 


538. 


‚ber. Betheiligten, 
Decret. S. 11. 2.1 
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Drittes Rapitel 00. 
Bon der Berfchiedenheit der Sachen nach ihren Inhabern, *. 


‘+ 1) Sürf, deſſen doppelte Perſon, als Regent und Privatmann, 
. und die daraus entfpringenben Derhältniffe. Hohnh. L. 115 ff. 
rich e. 


* 2) Erfted Conſtitutions-Edikt. Kirchliche Conſtitution des 
Großherzogthums Baden betr. R. B. 1807. XXI. Sammi. I. 


3) Kirchenpräfentationdrecht. der Standes: und Grundherrn. R. 
Gemeinbeiten. 
4) Zweited Eonflitutions-Edikt. — Die Derfaffung der 
| Gemeinheiten, Körperfchaften und Staatsanftalten bir. R. 2. 
160. XXVI. Samml. I. 423, | u 
I Dad Bürgerrecht an mehreren Orten btr. — Erläuterungen 
- über den Sinn des Art. 5. ded obigen Conft. &d. — N, 8, 
1807. XXXIII. Samml. I. 436, 
6) Gemeinde-Drdnung u. f. w. R. 8. 1832. VIII. Samml. IV, 
247 fi. ol. oben ©. 63—64). 


4. Die Manufakturen, welche einen ſchaͤdlichen Geruch 


verbreiten, koͤnnen kuͤnftighin nicht ohne Erlaubniß der Verwal: 
tungs⸗Behoͤrde errichtet werden, vorbehaltlich des Miderfpruches 
— Präfektur-Rath zu entſcheiden hat. 


f. Art. 544. 674, | | Ä 
1. Die Bäume, welche zufolge Gefeges an den Heerſtraßen 


von den anſtoßenden Beſitzern gepflanzt werden muͤſſen, gehoͤren 


dieſen Guͤterbeſitzern eigenthuͤmlich zu‘, vorbehaltlich der hieruͤber 


8. 12. 2. 
2. Die Frage über das Eigenthum eines zum öffentlichen 


— Vorſchriſten. 8. 5. 2. 325. — Deeret. 


"Plage dienenden Grundftüdes ſteht den Gerichten zu: um fo 


viel mehr eine bezüglich dort gepflanzter Bäume angeftellte Be: 
ſitzklage. Decret. 8. 16..2. 385. 

Das Bette der weder fchiff: noch floßbaren Gemäffer 
gehört nicht den Ufer-Eigenthuͤmern zu. Ein folder Ufer-Eigen« 
thümer kann demnach nicht mit Grund eine Entfhädigung an 





*) Bon dem Givilrechte der moralifchen Perfonen. Zachar. I. 53. 

— Erwerblihe — nicht erwerkliche Sachen. Zadar. I. 173, 
— Sagen, bie dem Staate— die einzelnen Menfchen gehören. 
Zadar. I. 174. — Sachen, bie. in und außer dem Verkehr 
find, Zachar. I. 175. — Gemeinheits- oder Gemeindsrechte — 
Samtrechte und Samteigentyum. Brauer V. 218.. 
Staatögut und Eigengut des NRegenten. Brauer V. 27. — 
Kirchen» und Heiligengut. Brauer V. 256. — Begriff einer 
Gemeinbeit. Brauer V, 219, | 
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den gegenäber liegenden Eigenthuͤmer, bloß um des Thatumftans 538. 
des willen forbern, daß :diefer Anlagen in dem Theile des Fluß: 
bettes, längs dem Eigenthum des erſtern, gemacht hat. Diefer 
hat nur Anſpruch auf Erſatz ‘des wirklihen Schadens , ben jene 
Anlagen ihm etwa verurſachen. Toulouſe. 8. 32. 2. 411. 

3. Die weder ſchiff- noch floßbaren Gewaͤſſer und Baͤche 
gehoͤren denjenigen, uͤber deren Grund und Boden ſie fließen, 
und im Verhaͤltniſſe der Ausdehnung ihrer Beſitzungen. Gut: 

achten des Staatsrathes. 8. 5. 2 53* 

4 Ein am Ufer eines — Gewaͤſſers ee kein: 
pfad ift eine Zubehörde des Staatseigenthums, eben fo als wenn 
u Gewäffer ſchiffbar wäre. : Minift. d. 3. Ord. 8. 38. 2. 
19 

5. Ein Leinpfad hat Bio den Charakter: eines —— 
Weges. Toulouſe. 8. 25. 2. 119. D. 33. 2. 1 — f 


6. Ein Fluß kann nicht als ſchiffbar betrachtet, und der 
Adminiſtrativ-Juſtiz uͤberwieſen werden, fo lange nicht dieſe 
Eigenſchaft durch eine adminiſtrative Verfügung ermittelt oder 
erklärt worden if. Ordonnanz. S. 21. 2. 139. 

Die vom Staat erbauten oder an ſich gebrachten Kante 
find ohne Zweifel Theile des Staats-Eigenthums; aber die von 
Privatperſonen erbauten find Privat:Eigenthum, mit der immer: 
währenden Dienftbarkeit belaftet, in diefem Zuftande zu bleiben, - 
und allen denjenigen die Durchfahrt zu geftatten, an diefelbe 
den Vorfhriften und dem Zarife gemäß verlangen. €. H. Bw, 
Daris. S. 29. 1. 254. 

8. Allerdings koͤnnen die Eigenthuͤmer der Sciffahrts: 
Kanäle, ſelbſt mit Bewilligung der Regierung, keine andern als 
die tarifmaͤßigen Gebuͤhren beziehen, ſo lange es ſich nur von 
dem durch die Verleihungsurkunde beſtimmten Gebrauche des 
Kanals handelt. — Wenn es ſich aber von einem Gebrauche 
handelt, dem die Eigenthuͤmer nicht unterworfen wurden, z. B. 
die Stationirung der Fahrzeuge im Kanal laͤngere Zeit hindurch 
ſich gefallen zu laſſen, als die Beduͤrfniſſe der Schiffahrt erfor— 
bern, fo koͤnnen bie Eigenthümer des Kanals ermaͤchtigt werden, 
eine Gebühr für diefe Stationirung au beziehen , deren 
in > Tarife nicht feftgefest if. ©. H. Vw. Paris, S. 29, 
1: 

9, Gin Gewaͤſſer ift nicht deßhalb fchiff= oder floßbar, im 
Sinne des Art, 538., weil die Ufer⸗Eigenthuͤmer, um über 
daffelbe zu fegen, ſich irgend eines in die Schiffahrt einfchlägigen 
Mittels bedienen, Ein Gemwäffer. iſt nur alsdann Iciff oder 
floßbar, ‚ac in der That darauf zu Berg und Thal geſchifft 
Oder geflößt wird. -. Praͤfektur-Beſchluß. S. 22. 2. 113. 

10... Ein Gemwäffer ift nicht flofbar, dem Art. 538, gemäß, 


538. 


318 Verſchiedenheit der Sachen nad ihren Inhabern 


wenn baffelbe nicht mit Floͤßen im eigentlihen Sinne befahren 
wird, Gewaͤſſer, auf welchen nur einzeln er verfloͤßt 
— ſind nicht floßbar, und kein Staats-Eigenthum 

ie Fiſcherei auf dergleichen Gewaͤſſern iſt — wie dieſe 
— ſelbſt, den Ufer-Eigenthuͤmern zugeh Bee wi fein 
Staats: Eigenthum.: E H. Bw. Troyes. 
f. Act. 715. 

414. Nur die Verwaltungs: Behörde ift competent, hinſicht⸗ 
lich der Wege zu erkennen, wenn es fich einzig davon handelt, 
die größere. oder geringere Ausdehnung einer — oder 
Vieinalſtraße zu beſtimmen. Decret. 8.7.2.7 


15. Jeder Weg, der nicht nach Art. * — Staate 
zugewieſen iſt, und den die Gemeinden zu unterhalten haben, 
wird fuͤr einen Vicinalweg geachtet. 

Die Privatperſonen koͤnnen gleichermaßen den Gebrauch 
und Vortheil eines Vicinalweges gerichtlich in Anſpruch rn 
wenn der Gebraud, diefes Weges ihnen nöthig if. Meg. S 
2. 44. L. 14. 41. 

16. Die Verwaltungsbehörde ift nicht competent, über 
Anfprüche einer Privatperfon zu entſcheiden, welche über den 
Gebrauch eines Weges erhoben werben, den der Eigenthümer 
des Grundftüdes, auf dem er beftanden, abgefchafft hat, in 
fofern diefer vorgeblich Öffentlihe Weg weder vom Domainens 
—— noch von der Gemeinde angefptochen wird. Decret. S. 16. 


17. Wenn ein Beſchluß des Präfekten die Veränderung 
einer Vicinalſtraße, ihre Richtung und Leitung über ein anderes 
Gtundeigenthum angeordnet, fo bat der durch „Dielen Beſchluß 
verlegte Eigenthuͤmer ſich an den Miniſter des Innern zu wen» 
den, wenn er ſich uͤber die dem Wege, gegebene Richtung, und 
an das Richteramt, wenn er ſich daruͤber beſchwert, daß durch 
die neue Richtung, obwohl ſachgemaͤß in abminifkratiper Hinfiche, 
doch das Eigenthum des Bodens beeinträchtigt wird, über melden 
der neue Weg ziehen fol. Deere. S. 14. 2 2. 337. — f. Art. 
650. Ne. 1. ff. 


18. Die Anftelung aller Klagen, der beweglichen ſowohl 
als unbeweglichen, bie auf das Eigenthum bei dem Staate ber 
firittenen Güter Ag beziehen, fteht den Präfekten zu. Instruct, 
de la regie. 7. 2. 290. 

19. Die oo. über Eigenthum zwifhen ber Re: 
gierung und: den m. eignet fih vor die richterliche 
Behörde. Decret. 8. 16. 2. 277. 

20. Die Verwaltungsbehörbe iſt nicht competent, eine 
Privarperfon in den Vefig einer Liegenfchaft zu fegen, deren 
Eigenthum vom Domainenfiscus beftritten iftz; die Verhandlung 
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uber das Eigenthum gehört vor die Gerichte. Deeret. S. 16. 538. 
2 — f. Art. 644. 650. 674. 714. 1128. 1598. 1712. 


(21) Das Eigenthum eines Mühlendammes im Bette , 
eines fchiffbaren Fluffes kann dem Eigenthümer ber Mühle 
zuerkannt werden, als von ihm in Kraft alter Bewilligungen 
aufgeführt, wenn das Gericht, bei einer folchen Entfcheidung, ber 
Verwaltung alle ihre polizeilichen Befugniffe und den Vollzug 
der Gefege und Vorfchriften, das allgemeine Intereſſe angehend, 
vorbehält; diefe Beſchraͤnkung genuͤgt, um die Entfcheidung vor 
dem Vorwurfe zu fihern, es fen erkannt worden, daß die Zu: 
behörden eines fchiffbaren Fluffes ein Gegenftand des Privat: 
Eigenthbums feyn könnten. €. H. Bw. Toulouſe. J. 19. 8. 
1835. 1. 513 


(22) Kann die Fährgerechtigkeit auf nicht fehiffbaren Ge: 
waͤſſern Privateigenthbum feyn, oder ift jene Gerechtfame aus« 
ſchließliches Staatseigenthbum, auf den unfhiffbaren wie auf 
den fhiffbaren Flüffen? — Im letztern Sinne ftillfhweigend 
bejaht. Gefeg (3. 7. 3. 10). — €. 9. Bw. Brives. R. G. 
1837. 1. 203. *) 


+ Domainen: ob auf denfelben der Unterhaft ded Regenten 
und feiner Familie haftet. — Verſchiedene Klaffen der Domainen, 
Baiferlihe , vormalige Stammgüter und neu binzugefommene. 
Deren Unterfhied von Privat: und Ehatoulle-Gütern (Kammer: 
güter). Hohnh. I. 110—114. 117—121. 

Die Iedigen und herrenlofen Güter, welche gelegenheitlich 
der Katafter-Fertigung entdedt werden, ‚find zur Verfügung. der 
Staatsverwaltung ber Domainen zu ftellen, wobei es denjenigen, 
welche Anfprüche darauf zu haben glauben, unbenommen bleibt, 
diefelben geltend zu machen. Circular des. Finanzminifters. 
8. 10. 2. 324. Be 

f. Art. 33. 713. 714. 723. 724. 768. 769. 1128. 1588. 
1712. 2226. 2227- **) Ä 

2. Die Wälle, Gebäude und der Grund und Boden der 540. 
MWaffenpläge find als folhe unverjährbar ; fie Fönnten jedoch 
verjährbar werden durdy eine Veränderung ihrer urfprünglichen 
Beftimmung, allein diefe Veränderung kann nur aus einer au: 
druͤcklichen Erklärung der Regierung hervorgehen, und nicht aus 
Thatſachen, die von deitten Befigern herrühren, melde fich jene 
Liegenſchaften zugeeignet haben koͤnnten. Caſſ. Douai. S. 1. 
146. D. 26. 1. 157. — f. Art. 2226. 2238, 

Die für die Gefundheitspoligei in den Städten getroffenen 541. 
Maßregein, 3 B. Abtragung der Wäle, find weſentlich dem 


39. 


>11 


) Staats⸗Eigenſchaft ver Fluͤſſe. Brauer VI. 12. 
**) Von ber Occupation. Bacher. I. 200. 


54. 
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öffentlichen Intereſſe angehörig :-fie können vollzogen; "aufgehoben 
oder widerrufen werden, nach Gutbefinden ber -Staatsverwaltungz 
Privatperfonen können daraus Fein dingliches oder exwonnenes 
Recht ableiten: ſelbſt dann nicht, wenn ſie in der Zuverſicht, 
daß jene Mafregeln vollzogen. würden, Enehafationen unternom⸗ 
men, hätten. Decret. S. 17. 2. 192, 5 Ä 

f. Art. 2227. 

1. Seder Bauplatz, welcher Ki im Umkreife \ einer. ae 
meinhe befindet , ‘wird, in Ermangelung-" eines ‚ausbrädlihen 
Rechtstitels für das Gegentheil, als der Gemeinde angehörig 
betrachtet, wenn er weder geſchloſſen noch eingegraͤnzt ale Sol 
mar. 8. 6. 2. 991. 

- 8. Die Thatfache, daß von mehreren. Gemeinden, swifhen 
denen ein mwechfelfeitiges Durchtriebsrecht beſteht, die eine einen 
Theil des Grundes und Bodens, uͤber welchen dieſes Recht aus— 
gebt wurde, abgeſchloſſen, und damit dem Durchtrieb entzogen 
hat, gibt der andern Gemeinde die Befugniß, die gaͤnzliche Auf⸗ 
hebung dieſes wechſelſeitigen Rechtes zu verlangen, -fo- klein auch 
der dem; Duckhtrieb: entzogene Theil feyn moͤchte 5. ſelbſt dann, 
wenn bie klagende Gemeinde ihrer Seits einen Theil ihres 
Grundes und Bodens der Ausuͤbung jenes Rechtes..entzogen hätte. 
— Das Gefeg . verftattet in diefem Falle nis: eine: Art von 
Wettſchlagung. Befangon:. S. 29. 2.207. D. 29.. 2.31. — 
f. Art. 648. 

4. Eine Gemeinde Tann bag Durchtriebstecht auf der 
Markung einer andern Gemeinde nicht verlangen, wenn ſie dieſer 
Gemeinde nicht eine angemeſſene Wechſelſeitigkeit innerhalb der 
Graͤnzen ihrer Markung dagegen anbietet. Gutachten des Staats⸗ 


raths. 8.4. 2. 222. 


5. Die von Gemeinden ungetheilt beſeſſenen Waldungen 
werden, wie die Selbgüter, nad) in getheilt. Gutachten 
des Staatsraths. 2. 225 

6. Zwiſchen — Gemeinden oder mehreren Abthei— 
lungen derſelben Gemeinde ſoll die Theilung der Gemeindsgüter 
nach Feuerftätten geſchehen, ohne irgend eine Ruͤckſicht auf die 
groͤßere odere geringere Ausdehnung des Grundes und Bodens. 
Caſſ. Colmar. S. 10. 1. 287. D. 7. 2. 158. 

45: Die Vereinigung der Gemeinden darf ihren gegenſeiti⸗ 
gen Rechten keine Beeintraͤchtigung verurſachen. Wenn alſo 
eine Abtheilung einer Gemeinde von derſelben getrennt, und 
einer andern einverleibt wird, fo behalten die Einwohner der 
Adtheilung das Beholzigungsredht an den Ghtern jener Gemeinde, 
welches ihnen vorher zuſtand. C. = — Nancy. 68. W. 1. 
375. D. 26. 1. 245. — S. 277. 2 

16. Eben fo wird auch durch Fr Bereinigung ben Ein- 
mwohnern der vereinigten Gemeinde fein Beholzigungsrecht in 
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ber Gemeinde, mit welcher fie —“ wurden, verliehen. Be: 542 
9 


fangon. S. 28. 2. 242. D. 236. 2. 
Gemeindegüter. — Allmente. 


* 1) Bannrecht der —— — Markeigenthum. N. Conſt. Ed. $. 
2—5. Samml. I. 425. — Gemeinded. $. 5. — vgl. Rettig 


3—4. 
2) —— — I. Conſt. Ed. $. 3. Samml. I. 426. — 
Gemeinded. $. 53 — 150. 
3) ira des Gemeindevermögend. Gemeinded. $. 114. 
5 

4) Derdußerung, ve „Oemelnbesermögent Gemeinded. $. 115. 

5) Vertheilung, ae Verpachtung und DVerpfändung des 
rg end. — GemeindeD. $. 110. 113. $. 116. 120. 

6) Werden unter Iaudreitlicpen — perſoͤnliche oder din line 
Anſpruͤche an ein Allment oder Gemeindegut gemacht, To ft 
der Streit vom Eivilrichter zu entſcheiden. — In allen andern 
Fällen entfcheiden die SILNRROROPIEHNIDER: V. Minift: d. Inn, 
14. Jänner 1833. N. 296. 

7) Allmentgenuß fann nur dann, ald auf dem Befige beftimmter 
Güter oder Häufer unmwiderruflih haftend, angefehen werden, 
wenn die Befiger, Fraft eined auf den Gütern oder len haf. 
tenden —— — im — inne zum 
ag — chtigt — JJ nn. 8. Dec, 1837. — 


8) Kr N We — handelt, das Sparfungsrecht über einen ge 
wiffen Diftrift, — einer Gemeinde unheſtritten zuſteht, ei- 
ner andern Gemeinde einzuräumen, gebührt der oberften 
Staatöbehörde die Entfheidung ‚ mogegen, die übrigen Der: 
waltungsbehörden nur in dem Faue zuftändig w mo das 
Markungsrecht zwifchen ee Gemeinden —— 2 . Minift. 
d. Inn. MAD. 1838 18. (V. DI. 12.) * 

9) Alles (iegende und fahrende Vermögen * — iſt das 
— der Gemeindebuͤrger, als Geſamtheit. Gemeinded. 


10) Vertheilung der Ueberfchüffe der Gemeindäfaffe an die Orts⸗ 
bürger. GemeindeD. $. 34. 

11) Vertheilung ded Allment- und Bere au Eigenthum. 
Gemeinded. $. 92 — %. 104 — 109. $. 1 1). 

12) erg Pordedineungen bierzu. ini . nn. 235. Mai 


—— — — keinem Einzelnen die Befugniß zuer— 
kennen, ſeinen Torf auf dem Grundeigenthum ſeines Nachbarn 
auszubreiten und zu trocknen, wie auch in dieſer Hinſicht der 
alte Ortsgebrauch geweſen ſeyn moͤge. — Jede Dienſtbarkeit 


*) Verfuͤgung uͤber gemeine Guͤter. Brauer V. 221. — Beſitz 
der Gemeinden durch einzelne Gemeindsglieder. Brauer VI. 13. 
Dh Verordnungsblatt. 


21 


543. 
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„ des Eigenthums, welche bloß auf Herfommen beruht, und we⸗ 


der auf den Gode noch auf die Weldgefege fic gründet, iſt 


‚ duch Art. 7. des Gefeges vom 30. Ventoſe. 12. aufgehoben. 


544, 


Gaff. Amiens. S. 13. 1. 305. D. 12. 1. 601. L. 38. 85 
f. Art. 578. 637. ff. 649. ff. 686. 690. ff. 


Zweiter Titel, 
Von dem Cigentbum und Belt. *) 


1. Verliert der Weberfchuldete wie der Vergantete bie Ver: 
waltung und Verfügungsgemwalt über fein Vermögen? Bejaht. 
Brüffel. 8. 2. 954. —— Bruͤſſel. 8. 11. 2. 280. I: 33. 234. 
— Brüffel. S. 10. 2. 235. 

2. Berneint. Abhandlung. S. 11. 2. 273. 47. — Pa: 
tis. S. 7.2. 958. L. 7. 218. — Paris, S. 7. 2. 974. L. 
28. 470. — Rennes. S. 12. 2. 313. — Nancy. S. 12. 2. 
382. L. 33. 140. — €. 9. Bw. Nancy. S. 13. 1. 131. D. 
10. 1. 624. — €. 9. Bw. Zouloufe S. 13. 1. 124. L. 36. 
250. — f. Art. 2146. Art. 442. C. comm. (%, &. 209.) **) 

3. VBeräuferungen von Seiten eines Verurtheilten, vom 
ergangenen Atreſtbefehl an gerechnet, find nicht ohne Unterſchied 
ungültig, nur der Staatsfhag kann fie als betrügerifc anfechten, 
und wenn fie unter belaftetem Zitel gefhehen find, fo werden 
fie überall aufrecht erhalten, wo die Käufer am Betruge des 
Verkäufers keinen Antheil genommen haben. Instr. de la re- 
gie. S. 10. 2. 332. 

4. Der Eigenthümer einer verpfändeten Liegenfchaft, wel: 
cher, felbft vor der Zwangsveräußerung, außerordentliche Holz: 
hiebe vornimmt, und Waldſchaden anrichtet, kann, als gegen bie 

fanbgläubiger betrüglich handelnd, felbft mittelſt perfönlichen 
erhaftes, zu deren Entfchädigung angehalten werden. Paris. 

$. 410. 2. 189. L. W. 166. 
5. Daraus, daß eine Fiegenfhaft im Zuftande des Mit: 


eigenthums ſich befindet, folgt nicht, daß ohne Einwilligung aller 


Miteigenthümer Feine Veränderung damit vorgenommen werden 
dürfe. — Insbeſondere wenn ein Haus nad Stodwerfen unter 
mehreren Eigenthümern getheilt ift, hat jeder Miteigenthümer, 
ungeachtet des Widerſpruches der Übrigen, die Befugniß, in dem 
ihm zugehörigen Hausantheil alle Herftellungen oder Verbeffe: 


*) Eigenthumsrcehte an Sachen. Zachar. I. 193. — Ueber den 
Begriff des Vermögens. Zadar. II. 573, — Archiv f. R. 
III. 312 — 315. — Eigenthum. Belt $. 5. $. 16. 

*) Die fo eingeflammerten Nummern bedeuten die Anhang: 
Säpe des badifchen Handelsrecht, wo diefelben von den Ar— 
tifeln des franz. Textes verſchieden find. 
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zungen nach, Gutbefinden vorzunehmen. — Der Miteigenthümer des 644. 
obern Stodwerkes kann fogar dag gemeinſchaftliche Dach erhöhen, 
vorausgefegt, daß die Bauarbeiten den übrigen Miteigenthumern 
keinen Nachtheil bringen, und der Beitimmung der gemeinfchaft: 
lichen Sache nicht zuwidet find. Gtenchle. S. 30. 2. 34. 

"8 Die Kanäle ftellen ein Eigenthum von befonberer Art 
‚in den Händen der Gefellfhaften vor, an die fie vom Staate 
veräußert worden find. — Die Gefellfchaft, welche deren Eigen: 
ehümerin iſt, darf die urfprüngliche Beſtimmung der Kanäle 
nicht verändern, noch re theilweife ihr Recht abtreten oder 
Übertragen. Decret. 8: 10. 2. 284. 

9. Keine Fabrik (usine) kann ohne Genehmigung errichtet 
werden. Die Vermwaltungsbehörde ift befugt, bie zu dieſem 
Zwecke unternommenen Anlagen zu verbieten, felbft fie zerftören 
zu faffen. — Obwohl die Gerichte Über jede Eigenthumsfrage zu 
urtheilen ‚berufen find, fo koͤnnen fie doc nicht, unter dem Vor: 
wand diberfeheittener Gewaltsvollmacht, Handlungen der Verwal: 
tungsbehörden. abändern, oder derem Wirkung einftellen, Decret. 
8. 17: 2. 112. Ä Ä 

40. Wer zu Errichtung einer Fabrik eine Ermächtigung 
der Verwaltungsbehoͤrde erhält, welche der Beftätigung der ober: 
ften Staatsgewalt: bedarf, fol, ehe er diefe erlangt, fi jeder Un⸗ 
ternehmung zur Anlage des Werkes enthalten, widrigenfalls, 
wenn er die vorbehaltene Bedingung überfchreitet, er Gefahr 
läuft, daß die, ganze Ermächtigung ihm verfagt merde, und es 
kann der: Abbruch der. Fabrik angeordnet werden, ohne Ruͤckſicht 
auf ‚alle Gründe, welche. zu: Gunften der Errichtung fprechen 
möchten. . Decret. 8. 17. 2. 19. Ä 

11. Das Eigentbum der Suͤmpfe ift befondern Regeln 
unterworfen. Geſetz. S. 7. 2::248. j 

12..: Der Eigenthäümer eines Haufes hat zur Unterhaltung 
des Straßenpflafters nah. den Ortsgewohnheiten beizutragen. 
Gutachten des Staatsraths. S-. 8. 2.27. 

13; Kine HutfärbereisFabrif kann nur dann erſt unterfagt 
werden, wenn die Unmöglichkeit: erwieſen ift, alle dem abzuhel⸗ 
fen, was Beſchwerlichkeit oder Ungeſundheit verurſachen koͤnnte. 
Ordonnanz. 8. 21. 2, 231. 

16. Die einfache Befchlagnahme im Kriege genügt nicht 
zur Entziehung des Cigenthums, und bleibt ohne Wirfung, 
wenn duch nachherigen Zractat die Rüdgabe erfolgt. — Mithin 
hatte der Eigenthümer die urfprünglihe Befugniß zur Veraͤuße⸗ 
tung oder Verpfändung feiner zuerſt fequeftrieten, dann ruͤckge⸗ 
gebenen. Güter. — Wenn fequeftrirte Güter in Form. der Wie: 
derherftellung, und unter den Titel eines Gnadengeſchenkes, zu: 
ruͤckgegeben werden, mit der Bedingung, die darauf gelegten 
Schulden zu bezahlen, fo erſtreckt fid) diefe Bedingung auch auf 


21? 


544. 
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die während des Sequefters beftellten Hypotheken. Caff. Paris. 
S. 17. 1. 217. D. 15. 1. 154. L. 47. 231. 


18. Wenn einer Ehefrau ein dingliches Recht auf die 
Güter ihres Ehemannes durch die Gläubiger des legtern bes 
ftritten wird, und folhes in ber That aud der Frau. nicht 
zuſteht, und nun biefelbe um ihren Anfprud zu fördern, 
den Gläubigern die Vergütung diefes dinglichen Rechtes, nad) 
einer Abfhägung anbietet, fo dürfen die Gerichte diefes Aner— 
bieten nicht annehmen, und den Gläubigern das Intereſſe ab: 
fprechen, jenes dingliche Recht zu beftreiten. Wer ein Recht auf 
eine. Sache. hat, kann nicht. verpflichtet werben, fi mit dem 
Merthe zu begnügen, und im Gegentheil, wer fein Recht auf 
eine Sache hat, Fann nicht verlangen, daß ihm biefelbe um. einen 
verhäftnißmäßigen Preis abgetreten werde. Caff. Lyon. S.17.1.277. 


19. Jeder Eigenthümer kann fürforglic an feinem. Eigen: 
thum jede gutfindende Veränderung vornehmen, vorbehaltlich der 
Einſchteitungen der Polizei oder Straßenbau: Behörde. — Wenn 
irgend ein Nachbar durch das neue Werk insbefondere benach⸗ 
theiligt wird, und Widerſpruch einlegt, unter dem Vorwande ei⸗ 
ner entgegenſtehenden perſoͤnlichen Verbindlichkeit oder Grund— 
dienſtbatkeit, fo verſetzt der bloße Privatwiderſpruch den Eigen: 
thuͤmer (Erbauer, Ausbeſſerer, Erneuerer) nicht in die Noth— 
wendigkeit, fein Werk zu unterbrechen; er kann auf eigene Ges 
fahr daffelbe fortfegen. In diefer Hinſicht fehreitet das Nichter: 
amt weder durch Einhaltsgebot noch durch unbedingten Befehl an 
den Erbauer desneuen Werkes ein. Der durch das neue Werk. beein: 
trächtigte Nachbar hat heut zu Zage nur noch die. Klage aus 
dem. Befig: oder Rechtsftande, den Regeln des C. proc. gemäß. 
Die alte Regel des römifhen Rechtes über die Wirkung der 
nunciatio novi operis ift abgefhafft. Caſſ. Gaftres. 8. 20. 
1. 434. D. 18 1. 508. L. 58. 556. *) | 

2. Das Recht, fein Eigenthum nah Gutbefinden zu ges 
brauchen, ift, außer den Beſchtaͤnkungen durch Geſetze und Ber: 
ordnungen, twefentlich eingefchränft durch die Verbindlichkeit, dem 
Nachbar die Befugniß zu laffen, fein Eigenthbum ebenfalls: zu 
genießen. Meg. S. 21. 2. 154. — Meg. S. 21. 2. 155. D. 
19. 2. 85. L. 64. 111. — f. Art. 714. Neo. 1. 

1. Das Schild einer Gewerbseinrichtung ift (gleih dem 
Fitel eines literarifchen Werkes) ein gefegmäßiges Eigenthum, 
deffen Verlegung, durch Aneignung oder Nahahmung auf 
nachtheilige Weife, ein jeder fih zu enthalten hat. — Diefer 
allgemeinen Regel zu Folge kann aus noch ftärkerem Grunde 


*) Vergl, &. 3. 1386 a. 
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’ 
der Verkäufer einer Gemwerbseinrichtung , wenn er in ber Mähe 544. 
eine andere Gewerbseinrichtung derfelben Art errichtet, noch we. -· 
niger ein Schild wählen, welches dem des verkauften Gefchäftes - 
ähnlich ift. — Wenn übrigens eine Aehnlichkeit in den Schilden 
den Grund zur Unterdbrüdung des neuen Schildes abgegeben 
hat, bloß darum, weil in den mefentlihen XTheilen der Venen: 
nung eine Gleichförmigkeit vorhanden, welche zum Irrthum und 
zur Vermwechfelung der beiden Anftalten Anlaß geben Eönnte, fo 
kommt es nicht mweiter auf. die verfchiedenen Namen der Eigen: 
thümer, oder darauf an, daB auf dem neuen Schilde einige 
Worte fehlen, welche im älteren enthalten find. Air. S. 29, 2. 
225. D. 27. 2. 168. L. 85. 528. 

(23) Das Miteigenthum einer Liegenfchaft zieht nicht immer 
und nothwendig ein Recht auf die Hälfte der Früchte diefer Lie- 
genfhaft nach ſich; dieſe zwar allgemeine Regel fchließt doc) 
nicht jede andere Art des Miteigentbums aus, So kannz. B. 
ein Miteigenthümer nur Anfpruc auf eine gewiffe Gattung von 
Produkten haben, und ein anderer auf den Ueberfhuß der Pro: 
rg C. H. Bw. Rouen. J. 19. S. 1834. 1. 905. — f. Art. 


552. 

(24) Sind die Uferbeſitzer der weder ſchiff-noch floßbaren 
Gewäffer Eigenthümer. des Flußbettes? — Verneint (vom Ge: 
richt 1. Inſt.). In Eeinem Falle iſt ein folcher Uferbefiger be— 
rechtigt, Beſchwerde darüber zu führen, daß aus dem Flußbette 
Steine herausgenommen worden feyen, wenn er nicht einen 
Sahresbefig des Theiles des Flußbettes nachweifet, wo die Steine 
herausgenommen wurden ; vergebens würde er behaupten, daß 
der Befisftand feines Grundftüdes ſich ipso facto auf die Hälfte 
des Flußbettes erftrede. ©. H. Vw. Largentieres. J. 19. S. 
1834. 1. 280, 

(25) Wer fih für den Eigenthümer eines Grundftüdes 
ausgibt, und zu dem Ende die Zueignungsffage anftellt, über: 
nimmt bierdurch die Verpflichtung, feines wirklihen Befiges 
ungeachtet, das Eigenthbum, worauf ec Anſpruch macht, zu be: 
mweifen. €. H. Bw. Befangon. J. 19. 8. 1835. 1. 967. *) 


+ 1) Didpofitiondbefugnig — deren Begriff und Unterfhied vom Ei: 
genthumsrecht. Hohnh. IT. 197. 


2) Hg — iſt im Zweifel als Regel anzunehmen. Hohnh. 


Von den im Eigenthum enthaltenen Rechten im Allgemeinen. 
Badjar. I. 194. — Widerrufliches — unwiderruflihes Eigen: 
thum. ebend. 196. — Wie das Eigenthumsrecht aufhört oder 
verloren gebt, Ebend, 220. — Trefurt 90. $. 143. 3) — 
Brauer V. 558. f. — 602, — en ya 
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51 &s *) 
544 c. **) 
— iltes Eigenthum: daz d Ge 
3) Getheiltes Eigenthum: dazu erfordert das Geſetz ein beſonderes 
— ——— deẽ Grundeigenthuͤmers. *8* VI. 184. Beis 
ele. Ebend. 
* 4) Beſitzprozeß. P. O. $. 742 — 760. — Motive 58 — 61. 
5440 e. #+r*) 


5) Beſitzklage zur Wiedererlangung eines verlorenen Beſitzes fin 
der nicht ſtatt in Anſehung beweglicher Sachen. P. D. 8. 744. 


vgl. Hobnd. vi. 224. 
6) Bere age auf Nugnießung unbewegliher Sachen. P. O. $. 


7) Bei Grunddienftbarkeiten. P. D. $. 746 — 749, 

8) Erfordernifle der Befigklagen. P. D. $. 750 — 754. — Verfah—⸗ 
ren. 755—760. 

+ 9) Die_beiden Ermerbdarten durch Kauf und Ererbung find im 
£. ©. 711. einander gleich geſtellt. Es kommt daber lediglich 
auf den Befig an, fo daß bei Anftellung der Zueignungsflage 
der Kläger, fein ftärfered Recht zu ermweifen bat, nach £. 3 
544 c. — Hohnh. I. 265. . 

10) Arreft und Retention ftreitiger Gegenftände ift nur eine, die 
Sicherheit ded Streitgegenftanded bezweckende Befchlägnahme: 
gewaͤhrt nicht die Rechtswobhlthat des wirklichen Befined, befreit 
alfo nicht von der Beweispflicht. Hohnh. IV. 48. 

11) Beerepangsdenber Beſitz Fann Feinen Rechsötitel geben. Hohnh. 


*) Gefdhmälertes, beſchraͤnktes, belaſtetes, zertheitten. Eigenthum. 
Brauer V. £ 


**) Grundeigenthbum und Nupeigenthum. Brauer V. 557. — Russ 
eigenthum, Bekk. $. 6. 17. — Deffen Eintrag ins Grundbuch. 
$.41. — Wirkung der Eintragung. $. 83. 


***) Miteigenthbum. Zachar. I. 197. — Volles oder ungetheiltes — 
getheiltes Eigenthum. Ebend. 198. — Eintrag ins Grund: 
buch beim Erwerbe des Miteigenthums. Bekk. 8. 39, 


"**) Bon der Inhabung einer Sache — Innebehaltungsrecht. Zachar. 
I. 184. — Begriff des Beſitzes — rechtliche Folgen — Beſitz⸗ 
klage — Störung bes Beſitzes. Ebend. 185 — 191. — Brauer 
V. 290 — 320. 6233. f. — Zrefurt 88. f. — vgl, Hohnh. II. 
258 — 260. VII. 140. f. — Bueignungsflage. Brauer V. 563 
—565. 570 — 572. — Interdicks⸗Prozeſfe. — Possessorium 
summariissimum, — Epolienverfahren. Ebend. 1217, vgl. 
Hohnh. II. 251 — 253. — ebend. IV. 88 — 96. — Beräuße: 
zung des durch Dritte erworbenen Befiges, Brauer VI, 14.— 
Befig:Entwährungsklage bei dem Beſitz durch Dritte. Brauer 
v1. 15. — Schranten des WBefiges. ebend. 16 — Anfangsziel 
der Befigerfigung. ebend. 17. — Ueber die Zuläffigkeit des 
Rechtsmittels, wodurch ſich der dritte Inhaber einer Dienft: 
barkeit in dem jüngften Befige derſelben vertheidigt, Brauer 
u, Zach. 194 — 218. Archiv f. R. I. 687. 
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12) Befiß gibt * Vermuthung für das Eigenthum. brb. 544 e. 
1. 38. — und alle Befugniſſe eined Eigenthümers. — 95. 

13) Selbſt bei unftändigen —— gibt Ber Beſitz alle Bes 
fuonie aus &igen enthümerd. N. Jahrb. I. 39. — vol. Art. 

14) * „antlndigen © Dienfibarkeiten finder eine Beſitzklage ftatt. 


15) ” 3. Beſi inbrogeh in * Weidgerechtigkeitsſache. Annalen J. 
— Annalen 11. 117. 

Der Staat kann Aufopferung eines Privateigen⸗ 545. 
thums aus Gruͤnden des oͤffentlichen geſetzmaͤßig ermittelten In— 
tereſſe fordern, aber nah vorgaͤngiger Entfchädigung Charte v. 
1814. Art. 10. 

3. Das Schrifteigenthum ift der Abtretung um bes öffent: 
lihen Nutzens willen nicht unterworfen. Mithin kann ein Werk 
über die Fechtkunft, welches das Eigenthum feines Verfaſſers ift, 
ohne deffen Einwilligung nicht wieder aufgelegt werben, umter 
dem Borwande, daß die MWieberauflegung des Werkes im Na: 
men des Staates und im Zwecke bes —— Nutzens Ye 
2 — genehmigt wurde. Caſſ. Nancy. S. 26. 1. 364. L 

9. 25 

4 Die Mitwirfung der gefeggebenden Gewalt iſt nicht 
nothwendig, wenn es fih davon handelt, Jemanden fein Eigen» 
thum um des Öffentlihen Nugens willen zu entziehen. — In 
diefem Falle Eönnte der Gefeggeber nicht mit Sicherheit und 
Würde einfchreiten, weil die Frage, ob der Fall eines öffentlichen 
Nutzens im Sinne des Art. 545. vorhanden, eine Thatfrage ift, deren 
Beantwortung Kenntniffe der Oertlichkeit vorausfegt, welche ber 
Gefeggeber nicht Überall hat, und Überdies, weil er ſich nicht in 
einen Richter ummandeln foll, über Fragen, welche in ber Regel 
nur ein geringfügiges Intereffe darbieten. Gutachten des Staate: 
raths. 8. 7. 2. 149. 

5. u. 6. Die Staatsgäter, welche einen Theil einer Stu: 
terei des Staates ausgemacht haben, und veräußert worden find, 
tönnen wieder erworben, und mit biefer Stuterei vereinigt wer: 
den, entweder durch freiwillige Mebereintunft, oder aus Gründen 
des Öffentlichen Nugens, nad) rg Abfhägung und vor- 
gängiger Bezahlung. Gefes. 8. 6. 2. 360. 

7. Die Abtretungen um bes öffentlichen Nutzens willen 
können nur unter Einfhreitung der Juſtiz gefhehen, nachdem 
der Mugen vorher ermittelt, und die Parteien, an welche bie 
Abtretung verlangt wird, mit ihren Rechtseinreden gehört wor: 
den find. — Die Entfhädigung wird von den Gerichten be- 
flimmt, wenn es nicht in gütlihem Wege gefchehen kann; er 
Bezahlung gefchieht dem Art. 545. gemäß. Gefeg. (1810.) 8 


8. Die Gerichte: können nicht befehlen, daß ihre Uecheile, 
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545. welche auf eine folche Abtretung erkannt haben, unter Anerbieten 
der bewilligten Entfhädigung fürforglih vollzogen werden. — 
Der Vollzug kann nicht eher gutgeheißen werden, als nad) vor: 
gängiger Bezahlung der Entfhädigung, befonders alsdann, wenn 
deren Betrag ein Gegenftand des Streites ift. Bourges. S. 29. 
9, 144. D. 97. 2. 43. 

11. Wenn Moräfte ausgetrodnet werden follen, fo find 
die Eigenthümer fo lange im Befige zu erhalten, als dies feyn 

“ Bann. Nach vollzogener Austrodnung entfchädigen die Eigen- 
thümer die Unternehmer. Wenn Grund vorhanden ift, bie 
Entwährung der Eigenthümer zu, verfügen, fo find die Ent 
fhädigungsgelder durch Sacverftändige im Verhandlungswege 
feſtzuſetzen, und das Reſultat dem Urtheil und der Beſtaͤtigung 
einer Specialcommiſſion zu untergeben. Geſetz. S. 7. 2. 218. 

2. Der Widerruf einer von. der Regierung gefchehenen 
Verleihung gibt nur dann Grund zur Entfchädigung, wenn ber 
Widerruf im öffentlichen Intereſſe erfolge ift; anders verhält es 
fih, wenn derfelbe darum ergangen, weil die Betheiligten x 
Bedingungen der Verleihung nicht erfüllt haben, Decret. 
16. 2. 348. 

13. Die im rt. 545. bewilligte Entfhädigung gebührt 
jebem Eigenthümer, der zum Bellen der Staatsverwaltung zur 
Abtretung eines nüglidyen und ſchaͤtzbaren Rechtes, wenn auch 
nicht eben eines Eörperlichen Gegenftandes, genöthigt wurde: fo 
z. B. eines Zollrechtes. — Die Regel ift namentli dann 
anwendbar, wenn der Reclamant eine Gemwährleiftungsklage 
anftellt, d. 5. wenn er fich darüber befchwert, daß. der Staat 
ihm die nämlichen dinglihen Rechte verkauft * ne. E 
demfelben in ber Folge wieder abtreten mußte. HB 
Paris. S. 25. 1. 297. D 24. 1. 123. L. 73. 1. 

14. Die Brüden : und Straßenbauverwaltung, oder bie Mater- 
nehmer der Landſtraßen, haben nicht die Befugniß, ohne Geneh⸗ 
migung der Eigenthuͤmer den Kies zu ſammeln und wegzufuͤh— 
ven, der ſich auf den die Straßen begrenzenden Grundſtuͤcken 
befindet. Noͤthigenfalls ift denfelden eine Entfhädigung zu be- 
zahlen, wenn die Genehmigung unter feiner andern Bedingung 
gegeben wird. 8. 29. 2. 58. 

415. Die Zurüdfegung eines Haufes um der geraden Li⸗ 
nie willen, obwohl das Eigenthumsrecht barunter leidet, hat 
nicht den wirklihen Charakter einer Abtretung um des öffentli- 
chen Nutzens willen, melde die Einſchreitung der Gerichte be— 
gruͤndete. — Dieſelbe iſt an ſich nur eine rein adminiſtrative 
Weiſung, eine Maßregel der Straßenbehoͤrde oder Polizei, gegen 
welche der Recurs nur an — vorgeſetzte Verwaltungsbehoͤrde 
ſtatt findet. Caſſ. Toulouſe. S. 25. 1. 128. 

16. Der Eigenthuͤmer, deffen Haus an der Kandftraße 
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gelegen, unb einer Maßregel- zu, Erzielung einer geraden Linie 545. 
unterworfen ift, darf, wenn die vordere Mauer abgebrochen more 
den, fie ohne Genehmigung nicht wieder aufführen, widrigenfalls 
kann die  WVerwaltungsbehörde ihn zum Abbruhe nöthigen. — 
Sedenfalls vorbehaltlich der Entfchädigung, wenn die Herftellung 

der Linie nicht anders, als auf Koften feines Eigenthums, geſche— 
ben fann. Decret. S. 16. 2. 351. 

17. Die Frage, ob der Eigentümer, welcher auf einen 
Theil feines Bodens bauet, der von dem Landftraßenzuge abfeits 
liegt (im oben vorgefommenen Sinne beabfichteter Verbreiterun— 
gen), ſchon dadurch allein eine unrechte That beging, daß er ver— 
nachlaͤßigte, die Beftimmung ber Linie zu begehrten, und fich da= 
her den Abbruch feiner Bauten gefallen laſſen müffe: ingleichen, 
ob ihm nicht zur Entfhuldigung gereihe, daß das Projekt der 
Berbreiterung nicht ausgeführt, daß die Eigenthbumsabtretung nicht 
vollzogen, noch Entfchädigung von der Werwaltungsbehörde an— 
geboten wurde? ift zum Nachtheile des Eigenthümers entfchieden 
worden. Gaff. Tours. S. 28. 1. 396. D. 26. 1. 369. 

18. Wenn die PVerwaltungsbehörde Kinrichtungen vors 
nimmt, wozu fie eines Grundes und Bodens bedarf, der einer 
Gemeinde zugehört, fo muß fie ſich zuvörderft nad) dem Gefege 
vom 8. März 1810. über die Abtretungen um des öffentlichen 
Nugens willen benehmen. Folglich Eann eine Verfügung des 
Kriegsminifters aufgehoben werden, der ohne vorgängige Ent— 
fhädigung die Grenzen des militärifhen Terrains auf einen 
Platz ausdehnt, welcher ber Gemeinde (oder Stadt) zu ihrer 
Vergrößerung durch ein Gefeg war zugetheilt worden. . Ordons 
nanz. 8. 18. 2. 328, 

19. Die. Unterlaffung der vorgängigen Entfhädigung 
wirkt nicht die Ungültigkeit jener Zwangsabtretung, welche durch 
gebieterifhe Umftände herbeigeführt wird, zumal wenn das Jin» 
tereffe des Eigenthuͤmers durch eine Abfhägung. nad) den im 
Geſetze vorgefchriebenen Förmlichkeiten gewahrt worden. Decret. 
S. 17. 2. 39. | 

2%. Die Bezahlung einer . angemeffenen und vorgängigen 
Entfhädigung kann allein die Befigentfegung des Eigenthümers 
wirken, welcher aus Gründen des öffentlichen Nugens zu einer 
Zmwangsabtretung genöthigt wurde. — Eine koͤnigliche Ordonnanz, 
welche zur Zwangsabtretung ermächtigt, und die Abfhägungen 
zur guͤtlichen Augmittelung der Entfhädigung, haben nicht die 
Wirkung, den Eigenthuͤmer des Befiges zu entfegen, und verlei= 
hen ber Verwaltungsbehörbe die Befugniß nicht, dem Zufchlage 
ber. vorher zur Veräußerung ausgefegten Liegenfhaft zu wider: 
fprechen. Paris. S. 24. 2.350. D. 22. 2. 104. L. 68 460. 

21. Die Verwaltungsbehörde kann felbft nicht im Falle 
der Dringlichkeit ermächtigt werden, fich fürforglich in ‚den Beſitz 
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545. eines Privateigenthumes zu fegen, ehe die dem Eigenthümer ge: 
bührende Entfhädigung definitiv beftimmt und bezahlt worden ift. 
Amiens. S. 2. 32. 218. D. 31. 2. 126. 

9%. Auch genuͤgt es nicht, daß der Eigenthuͤmer irgend 
eine qutfindende Entfhädigung, z. B. eine foldhe, die bloß durch 
die Amtsgewalt des Präfekten beſtimmt worden, erhalten habe; 
die vorgängige Entfhädigung muß von den Gerichten felbft feft: 
gefegt werden. — Diefe Regel ift insbefondere auf den Fall an: 
wendbar, mo es fih von der Anlegung eines Vicinalweges han: 
delt. Bourges. S. 27. 2. 6. D. 25. 2. 6. 

23. Dem Ridhteramte fteht es zu, über die Schwierigkei— 
ten, bezüglich auf die Feftfegung einer Enıfchädigung ſich auszts 
fprehen,, auf welche ein Einzelner Anfpruh zu haben glaubt, 
entweder wegen Abtretung von Grund und Boden um bes oͤf⸗ 
fentlihen Nugens willen , oder megen ber Beſchaͤdigungen, 
welche die Ausführung der befhalb angeordneten Arbeiten an 
feinem Eigenthume verurfaht haben könnte; das Richteramt 
würde jedoch die Grenzen feiner Gewalt überfchreiten, wenn es 
an Zahlungsftatt folder Entfhädigungen Zheile von Landftraßen 
oder Flußbetten anmweifen mollte. Drdonnanz. S. 18. 2. 83. 

24. Die Entfhädigung wegen Bmwangsabtretungen muß 
fih auf alle Befhädigungen ausdehnen, welche dem betheiligten 
Eigenthuͤmer dadurch zugegangen find. — Es dürfen folglich 
bei Beftimmung der Entfhädigung bie Richter nicht bloß auf 
den Kaufwerth der hinweggenommenen Grundftüde Rüdficht 
nehmen, fondern aud auf die Arbeiten, welche. die Eigenthümer 
in Folge der Abtretung auf ihrem Eigenthume vorzunehmen ge: 
nöthigt feyn werden, 3. B. die Koften der Errichtung einer 
—— C. H. Vw. Montpelliet. 8. 27. 1. 162. D. 25. 
1. 147. 

25. Es ift Sache der Gerichte, über die Entfchädigungen 

der Eigenthümer zu erkennen, denen ein Gebäude auf vor— 

übergehende Zeit zum öffentlichen Mugen meggenommen 
wurde, eben fo, ald wenn es fih von einer Abtretung um 
des öffentlihen Nugens willen handelt. — Der Grundfag ift 
auf den Fall anwendbar, wenn die Verwaltung über ein Ge: 
pt! KR Ban eines Scaufpielfaales verfügt. Ordonnanz. 


26. Der Eigenthuͤmer, deffen Haus, durch die Erhöhung 
einer Straße, bis zu einer gewiffen Tiefe verfenkt wird, hat Ans 
ſpruch auf Entfhädigung gegen die Gemeinde, deren Vorftand 
die Straße in Folge einer polizeifihen Vorſchrift hat erhöhen 
laffen, wenn ausgemacht ift, daß jene Arbeiten ihm einen merf: 
lihen Schaden verurfacht haben, 5. B. wenn bas Haus um tel 
feines Werthes dadurch verloren hätte. CE. H. Vw. Air. S. 29. 
1. 85. D. %. 1. 54. 
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27. Defgleihen : wenn hetgeſtellt ift, daß die vorgenommenen 545. 
Arbeiten dem Eigenthlimer einen wirflihen Schaden, ohne einen 
benfelben aufwiegenden Vortheil, verfhafft haben. C. H. Vw. 
Rennes. S. %. 1. W7. D. 2%. 1. 130. L. 75. 207. — 
8. 77. 2. 65. D. 25. 2. 1. — Dounai. R. G. 1837. 2. 366. 

28. Wenn ein Grund und Boden , einer Privatperfon 
zugehörig, durch die WVerwaltungsbehörde um des öffentlichen 
Nutzens willen begehrt wird, z. B. zu Erweiterung der Land» 
ftraße : wenn der Präfekt befiehle, daß der Cigenthimer im Ver⸗ 
hältniffe des Werthes des abgetretenen Bodens entfchädigt werden 
folle, ohne Ruͤckſicht auf den Minderwerth , der hieraus I das 
anftoßende Haus fich ergibt, fo hat diefe auf die Entſchaͤdigung 
fi) bezichende Verfügung den Charafter einer abgeurtheilten 
Rechtsfache nicht, gegen welche ein Adminiftrativ-Recurs ergriffen 
werden müßte; fie ift nur ein im Wege des Verwaltungsgefchäf: 
tes der Domainen gemachtes Anerbieten. — Der Eigenthlimer 
kann ſich jederzeit unmittelbar an die Gerichte wenden, und bie 
Abſchaͤtzung feiner Entſchaͤdigung in Gemäßheit des Gefeges vom 
8. März 1810 verlangen. Ordonnanz. S. 2f. 2. 87. 

29. Der an einen Vicinalweg angrenzende Eigenthuͤmer, 
zu deffen Nachtheil der Weg erweitert worden ift, Fann die Ge: 
meinde vor Gericht Iaden, um geltend zu machen, daß ber 
Grund und Boden, womit der Weg erweitert wurde, fein Eis 
genthbum war, — und baf ihm in Gemäßheit des Gefeges vom 
8. März 1810 eine Entfhädigung gebühre, wie im Fall einer 
Abtretung zum. öffenelihen Nugen. — Vergebens würde bie 
Adminiftrativ-Fuftiz das Erkenntniß über den einen oder andern 
biefer beiden Punkte des ftreitigen Anſpruches fih anmaßen 
wollen. Ordonnanz. $S. 18. 2. 309. 

30. Wenn die Verwaltungsbehörde, um bes öffentlichen 
Nugens willen, die Abtretung von einem Theile des Grundes und 
Bodens einer Privatperfon verlangt, fo haben die Gerichte bie 
Befugniß, das Verhältniß der dem Eigenthuͤmer gebührenden 
Entfehädigung zu beftinnmen. — Allein fie Fönnen der Verwal: 
tung Eeine Art von Verbindlichkeit auferlegen,, irgend etwas, 
was es auch fein möge, zum Mugen jenes Eigenthümers oder 
des ihm übrig bleibenden Grundes und Bodens, zu thun. — 
Eben fo wenig Pönnen fie denfelben ermaͤchtigen, auf Koften 
der Verwaltung irgend eine Art von Arbeit, welche zur Erhal⸗ 
tung dienen fol, zu unternehmen. Ordonnanz. 8. %. 2. 


38 Wenn ein Gemeindevorftand,, in Webereinflimmung 
mit dem Präfekten, bei der Abſteckung eines Vicinalweges einen 
Theil des Grundes und Bodens mit einbegriffen hat, welcher dem 
Anſtoͤßer zugehoͤrt, fo hindert diefe Verwaltungshandlung nicht, 
daß nicht die Eigenthumsfrage von den Gerichten abgeurtheilt 


585. 
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werde. — Allein das Gericht darf auch nicht weiter gehen; es 
darf nicht befehlen, daß die von der Verwaltung vorgenommene 
Abſteckung ohne Wirkung bleiben folle, und daß der Eigenthümer 
unter Zuruͤcknahme feines Grundes und Bodens denfelben ein 
friedigen dürfe. Drdonnanz 8. 23. 2. 198. — Gaff. Lagny. 
R. G. 1833. 1. 391. 
32%. Der Staat fann ohne Zweifel eine Straße abfchaffen, 
wenn das öffentliche Intereſſe dies erheifht, allein nur nad 
vorheriger Prüfung de commodo et incommodo, und mit der 
Verpflichtung, eine Entfhädigung den Eigenthümern zu Ieiften, 
welche durch jene Abfchaffung ihre Gerehtfame der Ausfiht oder 
des Durchganges tiber diefe Straße einbüßen würden. Bourges 
S. 29. 2. 262. — Caſſ. Grenoble. R. G. 1836. 1. 600. 
(32) b. Bloße Verwaltungshandlungen, wodurch, im Sn: 
tereffe und zur Sicherheit einer dem Staate zugehörigen öffent: 
lihen Anftalt (eins Zeughaufes 3. B.), die einftweilige Sclie: 
fung einer Straße verordnet wird, find Feine Beeinträchtigungen 
des Eigenthums der Gemeinde an der Straße. Gaff. Grenoble, 
RB. G. 1836. 1. 600. ’ 
33 Straßen einer Stadt find öffentliches igenthum, 
dem Verkehr entzogen, niemanden zugehörig. — Man fann auf 
denfelben Eeine Dienftbarkfeit durch Verjährung erwerben, namentlich 
nicht das Recht eines Waſſerabfluſſes, der, aus einer Fabrik 
herfließend, einen ungefunden Geruch verbreitet. — In folchem 
Falle kann der Wafferabfluß auf Befehl der Gemeindeobrigkeit, 
und ohne Entfhädigung für den Eigenthümer der Fabrik unter: 
fagt werden. C. H. Bw. Colmar. 8. 28. 1. 253. D. %. 1. 
129. L. 82. 42. — f. Art. 537. 639. 640. 703. 714. 2226. *) 
34. Die Befugniß, welche die Gemeinden haben, die 
Eigenthümer von Hallen zu nöthigen, ihnen diefe Einrichtungen 
zu verkaufen oder zu vermiethen, gibt den Gemeinden bie Er: 
maͤchtigung nicht, fie den Eigenthümern zu entziehen, ohne vor: 
herige angemeffene Entfhädigung. — Auch hierüber haben bie 
Gerichte zu erkennen, Drdonnanz. S. 19. 2. 194. | 
35 Um den Kauf: oder Miethpreis zu beftimmen,. welde 
die Gemeinden ermächtigt find, von den Eigenthuͤmern folder 
Hallen ſich fegen zu faffen, ift nicht allein der innere Werth des 
Bodens und der Gebäude in Erwägung zu ziehen, fondern auch 
das, was diefe Hallen ihren Eigenthuͤmern jährlich eingetras 
gen haben. — Hiergegen läßt fih nicht anführen, daß das 
Recht des Standgeldes den Gemeinden gehöre, und die Berech— 
tigungen des Eigenthümers ber Hallen auf den Werth des Bo: 
dens und der Gebäude befchränkt feyen. CE. H. Vw. Rennes, 
S. 30. 1. 114. — 
36. Das Geſetz vom 8. März 1810, welches ‚gegen vor: 


*) Laukhard II. S. 85. i 
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gängige Entfhädigung „verftattet , bie Staatsbhrger zur Eigen: 545 
thumsabtretung zu nöthigen (eben fo wie der Art. 10. ber 
harte) , kann nicht von den Gemeinden um ihres Nugens 
willen angerufen werden, außer wenn der Nugen der Gemeinde 
mit dem: allgemeinen Antereffe zufammentrifft. 

Der Art. 649. ann daher nicht zu Erklärung des Art. 
545. angerufen, und behauptet werden, daß in Betreff der: Ge: 
meinde-Dienftbarkeiten der Gemeinde: Nugen zugleich Öffentlicher 
a fey. Gutachten des Ausfchuffes des Innern. 8. 21. 


39, Wenn es fi) von Feftfegung einer Entfhädigung für 
eine Dienftbarkeit zu Gunften der Staatsverwaltung hanbelt, 
fo ift der Minifter Partei und nicht Richter; dem Eigenthümer 
fteht der Rechtsweg offen. Ordonnanz. $S. 21. 2. 337. 

40. Die Arbeiten und Unternehmungen , bezüglich auf 
Rriegspläge, Fönnen Grund zu Entfhädigungen abgeben, fowohl 
wegen Entfegung des Eigenthumes, als wegen — der 
Ben oder Entziehung des nn, Drdonnanz. 8. 21. 


u Der Art. 545. ift ſowohl auf den Fall anwendbar, 
wo bie Abtretung zum Nutzen des Staates in Folge eines Ge: 
feges geſchieht, als wo fie durdy Decret oder Ordonnanz ber 
Staatsverwaltung befohlen wird. €. H. Vw. Paris. S. 25. 
1. 297. D. 23. 1. 123. L. 73, 149. 

(42) €s ift eine Befig-Entfegung, und hiernach feistic 
eine Entfchädigung wegen gezwungener igenthums-Abtretung 
ftatthaft, nicht aber wegen bloßer Schadens-Zufhgung , wenn 
in Folge von Bauanlagen, welche der Staat an einem -Fluffe 
machen läßt, ein Grundftüd der beftändigen Ueberfhwenmung 
ausgefegt wird, Gefeg (1807), 

Die richterlihe Gewalt ift in diefem Falle, mit Ausfhluß 
der abminiftrativen ‚ allein competent , die Thatſachen zu wuͤr⸗ 
digen, und über die Frage ber —— zu etennen. 
Sefes (1810). Rennes. J. rs — 2. 316. * 

* 41) Verfaſſ. U. $. 14. Samml. 
2) Expropriations⸗Geſe über die Atreung pe von „argenfetten, 
aus Gründen des Öfentiden Nugend 
3) — * a A R. B. 


4) Geſe ..— über Anmangkabreningen zum Behuf der Eifenbahn. 


15) x 8. die Co mp * der Gerichte in Beziehung auf Eigenthums— 
—— ah ffentlichen a (vor 1835). Anna: 


*#) 545, 


*) Zrefurt 90. 2). 
**) Frefurt 260. 6. 283. 


546. 
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4. Jeder durch Menfhenhand angelegte Mühlgraben wird 
als weſentlicher Beftandtheil der —— zu deren Betrieb er 
— iſt, angeſehen. Bordeaux. S. 28, 2. 104. D. W. 


(1)b. Deßgleihen: fo daß Befishandlungen, die bei jedem 
andern Grund und Boden als zur. Verjährung geeignet ‚betrach- 
tet werden könnten , zur Verjährung der Ufer des Kanals für 
unzureichend — werben muͤſſen. Paris. R. G. 1835. 2, 
233. er f. Art, 2229. 


2. Aber nicht eben fo (wie bei Nr. 1) verhält es Bun mit 
dem neben an gelagerten Kiefe. Toulouſe. S. 27. 2. 205 


3. Das Eigenthum eines durch Kunft angelegten Ranales 
führt die gefegliche Wermuthung des Eigenthumes der Ufer diefes 
Kanals und der auf folhe gepflanzten Bäume mit fih. — 
Feder Befis diefer Ufer durch Dritte ann nur als nachſichts— 
weife verflattet angefehen werden, und ſonach nicht für das Ei— 
genthum zu Gunften diefer Dritten beweifen. Paris. S. 30, 
2. 138. — Toulouſe. R. G. 1833. 2. Aa — Vrgl. dagegen 
€. H. Vw. Bourges J. 19, S. 1835. 1. 278. 


(4 Darin, daß zwei Individuen zu Eigenthuͤmern deffelben 
Bodens erklärt werden, ber eine auf Die Stoppeln und den Rar 
fen, ber andere auf das Gehölz, welches dafelbft wächst, liegt 
feine gefeglih unterfagte Theilung des Eigenthums — Das 
Zuſammentreffen dieſes zweifachen Eigenthums kann durch den 
unfuͤrdenklichen Beſitz dargethan werden, zumal wenn dieſer 
Defit — — — — if & 2 Vw. Mancy. 

N Ein a Menfhenhand — — obgleich 
er ſein Waſſer aus einem ſchiffbaren Fluß erhält, in. ben er. au: 
mündet, iſt nicht deßhalb allein als eine Zugehörde diefes Fluffes, 
und unter biefem Titel als ein Theil der Staatsbomaine anzu: 
fehen, wenn er anders nur die Bewäfferung von Privatbefisum 
gen zur Beftimmung hat, und nichts zu erkennen gibt, daß es 
der Staat gemwefen, der denfelben angelegt hat. — Die Bermu: 
thung fpricht dafür, daß der Kanal von den beiberfeitigen An: 
grenzern auf ihren eigenen Grundftüden angelegt wurde, und 
folgtih muß das Eigenthum beffelben, bis zum Beieife des 
—— ihnen zuerkannt werden. Pau. J. 19. 8. 1835. 


ſ. Art. 644. 





= Bun einzelnen im Eigenthum enthaltenen Rechten. Zachar. 
. 19. | 
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1. Wenn zwei Perfonen gegenfeitig Über daB Eigenthum 549. 
einer Liegenfchaft ftreiten, und noch feine von beiden eine Beſitz⸗ 
Elage angeftellt hat, um fürforglih den Genuß verlangen zu 
können, fo follen die Früchte, gegen Sicherheitsleiftung, von der · 
jenigen Partei bezogen werden, welche den fcheinbarfien Zitel 
für ſich dat. Paris. S. 7. 2, ‘972. L. 16. 267. 

3. Gemeinden, denen der Beſitz von Gütern aberfannt 
wird, melde fie unter dem Namen von Gemeindegütern mit 
Uneecht inne hatten, tönnen zum Erfag der Früchte, nur vom 
Tage der Klage anfangend, angehalten werben, obwohl bet Belig 
als unredlich amgefehen würde. — Der Art. 9. des Gefeges 
vom 9. Ventoſe 12. derogirt dem im Art. 549. enthaltınen 
Ar Rechte. Caſſ. Riom. 8. 16. 1. 452. D. 14. 1. 
328. L. 47. 17. 

4. Nach dem Tode des Nugniehers ift fein —— 
welcher in unredlichem Glauben befigt, verbunden, die Früchte, 
vom Tage feines ungebührlichen Beſitzes anfangend , und nicht 
bloß von dem Tage an zu erflatten, ba er ie Berzug geſetzt 
wurde. Paris. S. 8, 2. 116. D. 6. 2. 79. L. 22. 262. 

I. . Der Erbe eines Nutznießers ift die Zinfen von ben 
verzehrbaren Sachen , welche aus den Händen des Erblaffers in 
die feinigen uͤberge egangen find, nur vom Tage der Klage an 
fhuldig,, in Gemäßheit des Art. 1153, Abf. 3. — Es fann 
nicht entgegen gehalten werben, daß diefe Zinfen kraft Geſetzes 
laufen, nach den Art. 586. 587. und 617. oder aber, baß ber 
Erbe, der nicht Eigenthuͤmer fey, noch fich daflır haften Eonnte, 
durch den Art. 549. verhindert werde, die Früchte fi) zuzueignen. 
C. H. Bw. Paris. 58, 30. 1. 23. 

6. Der Erbe des unredlichen Befigers kann feinen eigenen 
guten Glauben nicht geltend machen, um fich der Rüderftattung 
— Fruͤchte an den wahren Eigenthuͤmer zu entziehen. Caen. 

8. 28. 2, 131. D. W. 2. 151. 

7», Der redliche Beſitzer bezieht die Früchte bis zum Tage 
der Klage. Der Miterbe, der Eraft eines urſpruͤnglich gültigen, 
aber in der Folge buch die Wirkung eines fpätern Gefeges auf- 
gehobenen Rechtstitels, einen größern Theil ber Erbſchaft genoffen 
hat, als ihm nad jenem Gefege gebührte, muß ruͤckſichtlich def 
fen, was feinen em überftieg, als redlicher Befiger angefehen 
werben. Dijon. S. 17. 2. 357. D. 15. 2. 98. L. 48. 184. 

, Im Fake, wo ein Leibrentenvertrag aus Mangel einer 
inmerlichen Foͤrmlichkeit, ans Verſchulden des Notärs, aufgehoben 
wird, iſt ber Menten-Empfänger nicht gehalten, die im reblichen 
Glauben bezogenen Einkünfte gu erfegen; er ift dafuͤr anzufehen, 
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549. daß er Eraft eines gültigen Mechtstiteld genoffen habe, und 
Eigenthümer der Früchte bis zum Zage der angeftellten Nich— 
tigkeitöflage geworden fey. Douai. S. 20, 2. 127. D. 18. 2. 
53. L. 57. 540. 

(8) b. Deßgleihen, nah altem Rechte, wie. unter dem 
Gode: wer unter einem Rechtstitel, welcher Eigenthum ‚übertragen 
konnte, und insbefondere kraft einer Subftitutiong-Urkunde , bes 
faß. Caſſ. Paris. J. 19. 8. 1835. 1. 531. — f. Art. 2268. 

9. Mer. duch ein im Beſitzprozeß ergangenes Urtheil im 
Befig einer Erbfhaft erhalten worden iſt, Fann nicht, wenn er 
im: Verfahren über den Nechtsftand unterliegt, zum Erfage. der 
Früchte vernetheilt werden, die. er ſeit dem erſten Urtheile bezo⸗ 
gen hat, unter dem. Vorwande, daß ihn diefes Urtheil nur fürs 
forglih und vergünftigungsmweife im. Beſitze gefhügt., und er 
forglich im unredlihen Glauben beſeſſen habe. Das Erkenntniß 
im-Befigberfahten ift bezuglidy .auf die. Thatfache und den Cha- 
rafter des Befiges ein Endurtheil; e8 begründet eine VBermuthung 
des Eigenthbums zu Gunften des Befigers: diefer eignet ſich 
folglich die Früchte zu, fo lange. der Beklagte feine Anſpruͤche 
nicht im Verfahren über den NRechtsftand begründet hat. Eben 
fo wenig läßt ein unredlicher Glaube fih aus Urtheilen herleiten, 
durch welche Dritte verurtheilt wurden, Antheile der Erbfchaft 
abzutreten, welche fie unter dem naͤmlichen Titel befäßen ;- diefe 
Urtheile find hinfichtlich des im. Befige: aefhügten res imter 
alios aeta, Gaff. Colmar. S. 27. 1. 115. D. 24. 1. 409... 

: 40. Der Nugungsberechtigte, der als Eigenthümer. genoffen 
hat, ohne einen andern Zitel, als den ihm das Nugungsredht 
verleiht, kann ſich nicht für einen .redlichen Befiger ausgeben ; 
er ift zum NRüderfage der Früchte gehalten. Colmar. 8. 25. 2.14. 
7 fu Art. 138. 550. 555. 1378. 2102. 2279. 4 

(11) Wer in Kraft einer vom Geſetze für ungültig erklaͤr⸗ 
ten Urkunde, an der er perfünlich Antheil. genommen hatte, 
befist , kann ſich nicht für einen Beſitzer guten Glaubens: aus» 
geben, und wird folglih nicht Eigenthümer der Früchte. WBours 
ges. J. 19 S. 1834. 2. 38. | ne 

(12) Ein Urtheil, welches erklärt, daß eine: Partei durch 
Mipbraud) , ohne Recht und Anfprud , eines Eigenthums fid) 
bemächtigt habe, beweifet den unredlichen Glauben zur Genüge, 
und daß ſonach die Zurüdgabe der bezogenen Fruͤchte mit Recht 
verordnet worden. C. H. Vw.: Rouen. J. 19. S. 1835. 1. 


(13) Wer mit Gewährleiftung gegen Entwährung einem 
Dritten eine Sache verkauft, die er. bereits einem andern vers 
kauft hatte, ift, wenn jener Dritte entwährt, und zur Herauss 
gabe der Früchte an. den erften Käufer verurtheilt. wird, gehalten, 
dem zweiten Käufer, außer dem Hauptpreife der "verkauften 
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Sache, den Werth der Früchte zu erfegen,, welche dieſer zurüds 549, 


geben muß. — Und dies felbft dann, wenn der zweite Käufer 
beim Kaufe das Vorhandenſeyn des — a — 
2. C. 9. Bw. Dijon. R. G. 1836. 1. 34. — f. A 
137 


(14) Der ungebuͤhrliche Beſitz, welcher ben Ruͤcerſat der 


Fruͤchte von Seiten eines Kaͤufers im unredlichen Glauben ver— 
anlaßt, kann auf einen der Kaufurkunde vorausgehenden Zeit— 
punkt udbeogen ‚werden, wenn aus den Thatumftänden ſich 
ergibt, daß der Kaͤufer ſich vor der Aufnahme der er in 
Befig gefegt hatte. C. H. Vw. Dijon. R. G. 1837. 1. 964. *) 
* Nedlicher Befig befreit von der Verbindlichkeit, die genoffeneh 
grüchte zu erfegen. Hohnh. II. 81. Dergl. zur. 3. 1151 a. - 

1. Der Käufer, gegen welchen das MWiederfaufsrecht aus: 
geübt wurde, ift zum Rüderfage der Früchte erft von dem Tage 
an verbunden, wo ber Verkäufer den Miederverkauf, durch den 
Ruͤckerſatz oder die Hinterlegung bes — — en bat. 
E. H. Bw. Touloufe 8. 7. 1. 356. D. 5. 1. 350. 33. 

1b. Unter zwei Vermögens-Abtrerungen, welche ein Vater 
nad einander an zwei feiner Kinder gemacht hat, wenn der 
zweite Vertrags:Erbe im tharfächlichen Befige der in der Abtre— 
tung begriffenen Gegenjtände fi befindet, und ber erfte jene 
Uebergabe für fih hat, welche aus der Forkfegung der Nutz⸗ 
nießfung herrührt , gebührt diefem erften ber Vorzug. — 
In dieſem Fall iſt der zweite Vertragserbe den Ruͤckerſatz 
der Früchte nicht vom Todestage des Vaters an ſchuldig; er 
wird erft vom Tage der Klage an als unredlicher Befiger ange: 
fehen. Bordeaur. S. 1. 2. 568. 

2. Der Käufer eines mit Fideicommiß beſchwerten Gutes 
iſt zum Ruͤckerſatze der Fruͤchte erſt von dem Tage an verbunden, 
wo die Klage auf Abtretung angeſtellt wurde, und nicht von 
dem Tage der Eroͤffnung des Fideicommiſſes, obgleich ihm das 
Daſeyn deſſelben bekannt war. Caſſ. Baſtia. S. 27. 1. 370. 
D. 25. 1. 109. | 

3. Wenn eheweibliche Beibringensgüter von dem Ehemann 
allein verkauft worden find, jedoh um die Frau zu befreien, fo 
ift der Käufer, welcher verurtheilt wurde, dieſe Güter der Frau 
zuruͤck zu geben, die Fruͤchte erſt von dem Tage an ſchuldig, 
wo auf Unguͤltigkeit des Kaufes gegen ihn geklagt wurde: wenn 
ihm auch die Eigenſchaft der verkauften Guͤter nicht unbekannt 
geweſen ſeyn ſollte. Nismes. S. 4. 2, 529, 


*) Fruͤchte⸗ Erſtattung des gewaͤhrten Beſitzers. Brauer VI. 18. 
— Welche Fruͤchte hat der Beſitzer guten Glaubens dem ruͤck⸗ 
fordernden Eigenthuͤmer zu erſetzen? Archiv f. R. II. 390. 
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4. As im redlihen Glauben empfangen werden die Gel- 
der angefehen, welche Eraft einer Vermeifungsurfunde aus einem 
nicht angefochtenen Gollocationg:Urtheile bezogen worden find, 
obwohl der Rechtstitel der collocirten Forderung ſpaͤterhin fuͤr 
ungültig erklärt wurde: als von einer Frau bewilligt, deren 
fämtlihe Güter Ehefteuer waren , und folglich die empfangenen 
Gelder rücdbezahlt werben mußten. Caſſ. Limoges. S. 27 1. 
496. D. 25. 1. 289. L. 80. 58. 

5. Die Frau, welche nah Auflöfung der Ehe bie, durch 
ihren Mann bewilligte, ungefeglihe Veräußerung von Pflichte 
theilsrechten,, die fie fih als Eheſteuer gefegt hatte, ihren 
Miterben gegenüber widerruft, hat Anfpruh auf bie Früchte, 
nicht bloß vom Zage der Klage, fondern felbft vom Zodestage 
bes Mannes an gerechnet. Die Miterben der Frau find in 
diefem Falle nicht befugt, ‚zu behaupten, daß fie in redlichem 
Glauben genoffen hätten. C. H. Um. Toulouſe. S. 25 1. 
421. D. 23. 1. 180. L. 73. 101. 

8. Das anerkannte natürliche Kind, deſſen Anfprüce 
jedoch für ungültig erklärt worden find, muß die von ihm be- 


zogenen Früchte des Vermögens feines vorgeblichen Vaters ruͤck⸗ 


erſetzen, es wird nicht als Beſitzer guten Glaubens angeſehen. 
Angers. S. 7. 2. 971. L. 13. 295. 

9. Der entwaͤhrte Verkaͤufer (in Folge eines Urtheils, 
wodurch ein anderes Urtheil aufgehoben wurde, worin fein Wer: 
fäufer als Eigenthümer erflärt war) fann nur zur Herausgabe 
der Frühte, vom Tage der Entwährungsflage gerechnet , verur: 
theilt werden. — Die Hoffnung, die er haben mußte, daß der 
Rechtstitel feines Käufers beftätigt werde, genügt, um feinen 
guten Glauben zu begründen Bordeaux S.1.2.85.D.9 2.115. 

10. Im entgegen gefegten Sinn entfhieden. — Sonach 
hindert die Regel des Art. 550. zu Gunften des redlichen Ber 
figers , welcher die Früchte ſich zueignet, nicht, daß die Partei, 
die kraft eines Urtheils ein Kapital empfangen hat, nicht ver— 
pflichtet waͤre, im Falle der Caſſation, oder weiterer Sachfaͤllig⸗ 
keit, nebft Ruͤckzahlung des Kapitals, auch unter dem Titel von 
Erſatz oder Entſchaͤdigung die Zinſen dieſes Kapitals zu bezahlen, 
die fie mit Unrecht bezogen zu haben erklärt worden ift. C. D. 
Bw. Orleans. 8. 28. 1. 409. D. W. 1. 436. 

11. Der Befiger ift zu Herausgabe der Früchte, vom Tage 
der Anforderung des wahren Eigenthuͤmers an, verpflichtet, auch 
wenn dieſer in erſter Inſtanz ſachfaͤllig geworden iſt, und mit 
der Einlegung der Appellation laͤngere Zeit gezoͤgert hat. 

Wie lange auch das Stillſchweigen des wahren Eigenthuͤ— 
mers gedauert haben moͤge, ſo wird angenommen, daß der gute 
Glaube des a igerd vom vn ide der oe an aufgehört 
babe. Caen. S. 28. 2. 131. D. %6. 2, 1 
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12. Wer Eraft einer Theilung befigt, auf deren Umſtoßung 560. 
erkannt worden ift, Fann nur dann zum Erfage ber bezogenen 
Früchte verurtheilt werden, wenn das gegen ihn eruangene Ur: 
theil felbjt ihn als unredlichen Beſitzer, dem- die Mängel des 
Theilungsgefchäftes befannt waren, erklärt. Da der unredliche 
Glaube nicht vermuthet wird, fo müßte ein ſolches Urtheil auf: 
gehoben werden, wenn e8 unterlaffen hätte, über ben unreblichen 
Glauben ſich auszufprechen. Gaff. Befangon. S. 30. 1. 94. 

13. Die Herausgabe der Früchte, welhe der Ehemann zu 
leiften bat, gegen den die Zrennung von Tiſch und Bette erkannt 
ift, finder nicht von dem Tage des Urtheils an flatt, fondern 
von dem Tage, wo die Frau auf Trennung geklagt hat, Bruͤſſel. 
S. 10. 2. 363. D. 8. 2. 103 

14. Wer die Güter einer Erbſchaft Eraft eines nich— 
tigen Zeflamentes befigt, deffen Nichtigkeit er nicht Eennt, darf 
fih die Früchte bis zum Tage der angellellten Nichtigkeitsklage 
zueignen. Er ift redliher Befiger im Sinne des Art. 550. 
Lyon. S. 29. 2. 220. D. 27. 2. 33. 

15. Der Erbe guten Glaubens, der kraft eines Teſtamen⸗ 
tes genießt, kann nicht dem Miterben guten Glaubens verglichen 
werden, melder für ſich allein, und ohne befondern Rechtstitel, 
eine Erbfhaft genießt, welche mehreren zugefallen ift; auf 
diefen allein wäre der Grundfag anwendbar: fructus augent 
hereditatem. Zouloufe. S. 22. 2. 207. — Bordeaur. J. 19. 
S. 1834. 2. 375. 

16. Der Miterbe, der Eraft einer fürforglichen Abtheilung 
mit feinen Miterben,, einen größeren Theil der Güter genoffen, 
als wozu er wirklih das Recht hatte, ift bei der endgültigen 
Theilung keine Früchte zu erfegen fchuldia, wenn anders er in 
gutem Glauben genoffen hat. Nismes. S. 28. 2. 195 D.29. 
2 185. — Exarg. im entgegen gefegten Sinn entſchieden. 
Bordeaur. J. 19. S. 1834. 2. 375. 

.17. Obgleich die ohne die gefeglih vorgefchriebenen Form: 
lichkeiten geſchehene Veräußerung der Ghter cines Minderjähris 
gen umgeftoßen werden kann, fo wird bob, wenn der Erlös 
auf irgend eine Weiſe zum VBortheile des Minderjährigen ver: 
wendet wurde, der Käufer als guten Glaubens betrachtet, und 
ift folslih nicht zum Erſatze der Früchte verbunden, wenn die 
Umftoßung ausgefprohen wird. — Man kann nicht entgegen 
halten, daß, da fein Rechtstitel fhon in ſich felbft den Be: 
weis feiner Mangelhaftigkeit trage, der Käufer nicht im guten 
Glauben fern Eonnte. E. H. Vw. Amiens, S. 27. 1. 310. 
D. 25. 1. 81. 

18. Der Befiger wird nicht als in gutem Glauben ftehend, 
und als Erwerber des vollen Eigenthums der Früchte, zufolge 
Art. 550. betrachtet, wenn er unter dem Titel eines Verkaufes 
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550, befeffen hat, während in der That nur ein Nutzpfand vor: 
handen war, und diefer Scheinverfauf zu Beeintraͤchtigung der 
Rechte eines Dritten geſchah. E. H. Vw. Caen. $S. 27. 1. 
383. D. 24. 1. 293. 

f. Art. 2265. 
(20) Der Steigerer eines Landgutes, der in Fraft feiner 
Zufchlagsurfunde fih in Befis von Guͤterſtuͤcken gefegt hat, 
welche im Zugriffsprotofolle nicht mit enthalten find, kann nady 
Umftänden, als in gutem Glauben ſtehend, und hiernach die 
Fruͤchte, als ihm zugehörig, erklärt werden. €. H. Bw. Bour: 
ges. R. G. 1837. 1. 729. *) 
+ 1) Redlicher Befiger wird man dadurch noch Nicht, daß man in 
possessorio ein obfieglihes Urtheil erlangt hat. Hohnh. III. 
152. — ft von dem IHREN Beſitzer wohl zu unter: 
Karben. bend. — f. Nr. 10.d. 8. 
2) Redlicher Befig kann auch bei einer irrigen Geſetzanwendung 
a erwedtem guten Glauben beftehen. Hohnh. 
3) Die römifhe Rechtsdichtung, welche den Inhaber einer Sache 
durch deſſen Einlaffung auf die Klage zum unredlihen Beſitzer 
— * badiſchen 2. R. fremd, Hohnh. TIL. 152. — 
. Nro. 11. d. T. 


Zweites Kapitel. 


Bon dem Zuwachsrecht auf das, was mit der Sache verei- 
nigt, und ihr einverleibt wird, 


551. *) 

+ Wer nicht Eigenthlimer eines Grundftüdes ift, erwirbt auch) kein 
Grundeigentyum daran durch Veränderungen und Verbeſſerun⸗ 
gen, ‚weil dem Eigenthümer alled gehört, mad mit feiner 

ache vereinigt oder ihr einverleibt if. Hohnh. VII. 60. 


Erfter Abfchnitt, 


"Bon dem Zumachörecht bei unbeweglichen Tachen. *"*) 


55 


2, 1. Die Bergwerke find fein Staatseigenthum ; gleichwohl 
erheifcht das öffentliche Intereffe, daß man nicht unbedingt bas 


) Einfluß des Rechtsirrthums auf Nedlichkeit. Brauer. VI. 19. 


**) Mon dem Zuwachs im Allgemeinen. Zachar. I. 202. — Brauer 
V. 595. — Zuwachs durch Bereinigung, Umbildung, Einver: 
leibung und Mifchung. Ebend, 594. 

***) Von dem Zuwachs, wie fern er bei Grundftüden ftatt findet, 
3achar, I. 203, | | 
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Eigenthum der Bergwerke demjenigen zutheile, welcher die Ober⸗ 552. 
fläche des Bodens: befigt. — Es ift Sahe der Regierung, die 
geeigneten Verleihungen zu ertheilen, nahdem dem Eigenthümer 
der Oberfläche angemeffene und vorgängige Entfhädigung zuge: 
twiefen worden ift. Gefeg. (1810). S. 10. 2. 177. 

In Bergwerksſachen gebührt die Erörterung der Streis 
tigkeiten, in Beziehung auf die Forderungen und Feſtſetzung der 
Entfhädigungen, ausfchließlich den Gerichten. — Die Eigenthüs 
mer find nicht befugt, Einweiſung in die Privilegien der Con: 
ceffionirten zu begehren, unter dem Vorwande, daß diefe wegen 
Nichtvöllzuges des Concefiions:Decretes deren verluftig gehen wuͤr— 
den. Decret. S. 16. 2. 392. 

3, Der Verwaltungsbehörde fteht es zu, über den Streit 
wegen eines von mehreren angefprochenen Rechtes zu Bearbeitung 
eines Bergwerkes zu erkennen. Caſſ. Limoges. S. 3. 2.266. 
| Die Verwaltungsbehörde allein ift zur Entfcheidung Über 
die Streitigkeiten competent, die fich auf die für den Bergbau erforder« 
lichen Einrichtungen zur Erzwäfche beziehen. Caſſ. Befüngon. 8. 6. 
2, 601. D: 4.2 142. — Brüffel. S. 12. 2. 256. L. 33 240. 

5. Deßgleihen, um die Weafhaffung der Dämme anzu: 
ordnen, welche die Bearbeiter des Bergwerkes auf den Grundftür- 
den der Angrenzer angelegt haben. Decret. S. 16. 2. 389. 

5b. Die Gemeindeobrigkeit einer Stadt hat die Befugniß, 
die Höhe der neu aufzuführenden Gebäude, der Breite ber 
Straßen gemäß, zu beftimmen. Es ift dies eine Maßregel für 
öffentliche Sicherheit und Gefundheit. — Wenn der Art. 552. 
befagt, daß das Eigenthum an Grund und Boden alles umfaßt, 
was ober und unter der Oberfläche ift, fo ift dies unter der Ber 
dingung, fich diefes Nechtes nur den Gefegen und Berordnungen 
gemäß zu bedienen. Gaff. yon. S. 27. 1. 477. D. 25. 1. 


149. 

6. Wer den Boden hat, hat mas darüber und darunten 
ift, ohne daß Beſitz oder Gebäude eine Dienftbarkeit -beweifen. 
Saff. Paris..S. 1. 1. 63 

Das im rt. 11. des Gefeges vom 24. April 1810. 
enthaltene Verbot, Bergwerke-Schachte in einer Entfernung von 
hundert Metern von den Wohnungen und ummauerten Gehöf: 
ten. zu eröffnen, ann nicht nur von dem Eigenthümer des 
Grundftüdes, wo der Schacht eröffnet wird, fondern auch von 
allen andern benachbarten Eigenthümern von Häufern und ge— 
fhloffenen Räumen geltend gemacht merden, CE. H. Vw. An— 
gers. S. 27. 1. 103. D. 25. 1. 120. 

38. Dies Verbot verfteht fi nicht allein von. bem Falle, 
wo nach ‚Erz. erft gegraben werden foll, fondern auch von der 
Benrbeitung bereits verliehener VBergwerke: — Die Fragen. über 
Entfhädigung der Eigentbiimer, wegen der durch Bergwerkshe« 
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552, figer vorgenommenen Arbeit, eignen fidy zur Competenz der Ge: 


553. 


„3602. 


richte; wenigſtens wo es fih von Arbeiten handelt, welche erſt 
nah der Verleihung veranftaltet worden find, und fih.auf die 
Bearbeitung der Bergwerke beziehen, Caff. S. 23, 1. 391. D. 
21. 1. 223. — f. Art 671. 672. 674. 678. 1403. 2118. 

(9) Der Eigenthümer eines Gebäudes wird, bis zum Be: 
meife des Gegentheils, als Eigenthuͤmer des Bodens betrachtet, 
auf welchem von dem einen Borfprung bildenden Dache das 
Regenwaſſer abläuft. Bordeaur. J. 19. S. 1834. 2. 429. 

(10) Das Gericht kann, ohne den, den Berträgen gebüh: 
renden Glauben zu verlegen, entfcheiden, daß der MWaffergang 
einer Mühle, welcher durh ein verfauftes oder vertaufchtes 
Grundftüc Läufe, nicht im Verkauf oder Tauſche mitbegriffen, 
fondern eine AJubehörde der dem Verkäufer eigenthümlichen 
Mühle geblieben fey, wenn diefer Waffergang unter der Zahl der 
verkauften Gegenftände nicht erwähnt ift, und es in der Urkunde 
nur beißt, daß der Käufer das Waſſer zur Bewäfferung feines 
Eigenthbums gebrauchen dürfe; — es ift dies Übrigens eine Aus— 
legung des DBertrages, dem Richter der Hauptſache zuftehend. 
©. 9. Vw yon. J. 19. S. 1835. 1. 206. — f. rt. 1157. 


* 1) Die Aufführung von Gebäuden in» und außerhalb eined Ortes 
unterliegt der polizeilihen Bewilligung. Der £. ©. 552. fann 
nicht entgegen gehalten werden, da die Befugniß der Staatd- 
behörde nicht auf dem Privatrechte, fondern auf dem Öffentlichen 
Rechte beruht. — Außer der Feuerpolizei nimmt dieſelbe auch 
darauf Ruͤckſicht, ob durch folhe Bauaufführungen die öffent: 
lihe Sicherheit und Ordnung jegt oder in Zufunft nit ge 
fährdet oder erſchwert "wird, und foll zugleich die Mißftände 
und nconvenienzen zu vermeiden ſuchen, welche durch das 
planloſe Hinfegen einzelner Gebäude entfteben. DB. Minift. d. 

nn. U.A.B. 1838. Nr. 20. (DB. B. Nr. 11)—f. Nr. 5b. d. &. 

+ 2) Eigenthum an Grund und Boden umfaßt alled, mas ober und 

unter der Oberfläche ift, fomit auch die Dualitär deffelben, ald 
untrennbar vom Ganzen. Hohnh. VII. 60, 


1. Im Allgemeinen hat das Eigenthbum einer Mühle das 
Eigentbum des dazu gehörigen Mühlgrabens zur Folge. — So: 
nach wird jeder Deich auf einer von beiden Seiten des Grabens 
als Zugehörde des legtern und der Mühle betrachtet: wenigſtens 
wird bderfeibe für eine Dienftbarkeit zum Vortheile der Mühle 
angefehen. Aeußerſten Falles wird eine folhe Dienftbarfeit in« 
nerhalb dreißig Jahren erworben, in fo weit, daß der Eigenthü- 
mer der Mühle alle zu Unterhaltung des Deithes nöthige Ar: 
beiten vornehmen kann. Bordeaur. S. 27.2 8.D. 3.2. M. 


— f. Art. 546 644. Ne. 9. ff. 


(2) Kann man vermittelft des Wefiges das Eigenthum 
von Bäumen erwerben, welche fih auf einem Grund und Bo: 
den befinden, der anerfanntermaßen einem andern gehört, und 
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kann man hierdurch die für die Anpflanzung und das Eigen⸗ 553. 
thum zu Gunften bes Eigenthümers des Grundftüdes fprechende 
Vermuthung entkräften? — Nicht entfchieden. In jedem Falle 
würden bloße Thatumftände des Genuffes jener Bäume zur Er: 
werbung des Befiges unzulänglic fepn, wenn auch nicht zuges 
geben werben follte, daß jene Thatfachen auf Vergänftigung und 
en Nachſicht beruhten. CE. H. Bw. Montargis. R. G. 1836; 
(3) Die an einer in Gemeinfhaft befeffenen Liegenfchaft 
vorgenommenen Anlagen oder Berbefferungen werben kraft Ge- 
feges, und bis zum Beweiſe des Gegentheils, ald den beiden ge: 
a Befi igern zugehörig vermuthet. Gaff. Cambrai. 
. 1837. 1. 698. *) 

en welche in gutem Glauben verkauft, geliefert, 454 
weggebracht und verwendet worden find, koͤnnen nicht mehr ruͤck · 
verlangt werden. Paris. S. 8. 2. 100. **) 

1. Der Käufer guten Glaubens, welcher anon domino in 555. 
Befig gefegt worden, hat eine Entfhädigungsklage für die Aus⸗ 
lagen und Derbefferungen zum Vortheil ber — — 
den Werth derſelben erhöht haben. Colmar. S. 16. 2. 203. 

L. 44. 429 

A Der Figenthümer, auf deffen Grund und Boden, feis 
ned Wider ſpruches ungeachtet, ein Eingriff geſchehen, und Bau⸗ 
werke aufgefuͤhrt worden ſind, kann in jedem Falle den Abbruch 
der Werke verlangen; wie gering auch der Schaden ſey, der 
ihm durch die Bauwerke verurſacht wird, und wie betraͤchtlich 
der Schaden fuͤr den Erbauer durch die Nothwendigkeit des Ab⸗ 
bruches. — Den Eigenthuͤmer noͤthigen, ſich mit einer Entſchaͤdi⸗ 
gung zu begnuͤgen, waͤre ein Eingriff in das Eigenthumsrecht. 
Caſſ. Rouen. 8. 23. 1. 381. D. 21. 1. 205. L. 67. 138. 

3. Befiger von Gemeindsguͤtern in gutem Glauben, 
welche auf denfelben Anpflanzungen und Bauwerke errichtet has 
ben, und eine Entwährung erleiden, Eönnen fih auf die That⸗ 
fahe ber Anpflanzung und Bauerrichtung ald Rechtsgrund 
ihres Anfpruches befchränfen, um vom Richter, während er fie 
des Beſitzes entfegt, die Zuerkennung einer Entſchaͤdigung bie zu 
ihrem eigenen Beitragsantheile zu verlangen. Es bedarf hier 
nicht einmas ausdrüdlicher Anträge auf —— ſondern 
es a Caſſ. Mes. S. 18. 1. 132. D. 16. 

1. 


*) Dandlungen auf fremdem Grund und Boden. Brauer V. 
585. f. 


**) MieberzueignungssKlage auf verbauten fremden Bauftoff fin 
det nicht ftatt. Brauer V. 58. 


% 


555. 
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(4) Im Allgemeinen hat ber Nuspfandgläubiger das Recht 
nicht, bie Art des Baues oder Betriebes der Liegenfchaft , die er 
als Pfand inne hat, abzuaͤndern. — Nichts deſto weniger, wenn 
derfelbe bei einer Fabrik in gutem Glauben neue Einrichtungen 
gemacht, und neue Mafchinen zum Erfage ber alten angefchafft 
hat, muß ber Eigenthümer (wenn er den Werth vdiefer Ein- 
richtungen und Mafchinen nicht vergütet) angehalten merden, 
dem Nugpfandgläubiger den Mehrwerth zu erfegen, ben 2 
Liegenfchaft dadurh gewonnen hat. Parie. R. G. 1837. 2 
29. *) — f. Art. 2085. 2086. 

1. Die Eigenthümer von Gütern, welche an ſchiffbare, 


dem Staate zugehörige Flüſſe grenzen , find gehalten, wie fie es 


aud ehemals waren, einen 24 Fuß breiten Raum fuͤr den 
Leinpfad zu laffen. Sie dürfen kein Gebäude, Hecken oder Ein« 
friedigungen näher al8 30 Fuß von der Seite, wo bie Schiffe 
gezogen werden, und 10 Fuß Entfernung von der andern Seite 
haben, bei Strafe von 500. Franken und Gonfiscation der bei 
der Uebertretung verfallenden Gegenftände. Decret. S. 8. 2. 


100. 

2. Wenn Anfhwemmungen an den Ufern fchiffbarer 

Fluͤſſe den Ufereigenthümern zu Gute kommen, fo verfteht- fich 
dies nur mit der Belaftung der abminiftrativen Dienftbarkeiten 
für den Leinpfad und die Schiffahrt. Drdonnanz. 8. 25. 2. 
353. D. 4. 2.14. 
- 3. Eine durch Zufall in einem nicht ſchiffbaren Fluſſe ge: 
bildete Sandbanf, wenn fie den Lauf des Waffers hemmt, kann 
nicht als eine Anfhwemmung (Eigenthum der Uferbefiger) an: 
gefehen werden. Die Streitigkeiten, wozu die Wegſchaffung ber: 
felben, in Gefolge ber en für die Reinigung der 
Fluͤſſe, Anlaß gibt, gehoͤ * zur Competenz der Adminiftrativge: 
walt. Deeret. S. 16. 2. 283. 

4. Damit ein Zuwachs am Ufer den Charakter einer An— 
ſchwemmung habe, genügt es, daß derſelbe ſich unter dem Waſ—⸗ 
ſer allmaͤhlig und unmerklich gebildet hat, ohne Ruͤckſicht darauf, 
daß ſeine Erſcheinung ploͤtzlich, und in Folge einer Ueberſchwem⸗ 
mung, geſchehen iſt; die zur Darſtellung einer Anſchwemmung 
erforderliche allmaͤhlige und unmerkliche Bildung bezieht ſich nur 
auf das Entſtehen und nicht a die Erfcheinung des Zuwachſes. 
Caſſ. Nismes. S. 27. 1. 402. D. 25. 1. 282. 

5. Ein Zuwachs, der fid) — einem Leinpfad und 
dem Flußbette gebildet hat, iſt Eigenthum des Uferbeſitzers, kraft 
des Zuwachsrechtes. Toulouſe. S. 22. 2. 32. — Montpellier. 
J. 19. S. 1834. 2. 12%0. 





) Novi operis nunciatio. Brauer V, 321 — 325. 
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6. Selbſt alsdann, wenn zwiſchen dem Grundſtuͤcke dieſes 556. 
Beſitzers und dem Fluß oder Gewaͤſſer eine Landſtraße ſich be— 
findet. — Die Landſtraße muß in bdiefem Falle betrachtet wer: 
den, als wenn fie einen Theil des Grundftüdes felbft ausmachte, 
mo nicht quoad proprietatem, doc) quoad commodum et in- 
commodum; fie ift folglich Eeine — des Anſchwem⸗ 
mungsrechtes. Toulouſe. S. 29. 2. u D. 27. 2. 205. L. 
84. 439. — Zouloufe. R. G. 1833. 1. 

(6) b. Das Gegentheil fand unter 1: alten Gefeggebung 
ftatt. Toulouſe. R. G. 1836. 2. 450. 

Einer ber wefentlichen Gharaktere der Anfhwemmung 
ift die Verbindung des angeſchwemmten Bodens mit einem 
Privateigenthum. — Folglich kann der in einem Fluſſe gebildete 
Zuwachs, der von dem zunaͤchſt am Ufer liegenden Grundſtuͤcke 
durch einen Arm des Fluſſes getrennt iſt, nicht als Anſchwem⸗ 
mung betrachtet werden. — Wenigſtens iſt Fein Grund vorhan- 
den, ein Urtbeil zu caffiren, welches aus biefem Umftande und 
dem, daß der Zuwachs ploͤtzlich erfchienen ift, feiner Anſicht nach 
alfo Fein unmerklicher Anwachs ftatt fand, die Folgerung zieht, 
daß der Zumachs den Charakter der Anfhwemmung nicht habe. 
C. H. Bw. Nismes. S. 27.1. 247. D. 24. 1. 273. L. 76, 102. 

8. Die Anlagerungen und Zumücfe, welhe fih an den 
Grundſtuͤcken am Ufer eines Fluffes bilden, und nicht in feinem 
Bette, wie die größern und Eleinern Inſeln, gehören den Ufer- 
eigenthbümern und niht dem Staate. — Selbſt dann nicht, 
wenn diefelben durch Arbeiten von Menfchenhand veranlaßt wors 
den find, welhe im Fluſſe vorgenommen wurden, wenn jene 
anders nur allmählig und unmerflih entftanden find. €. 9. 
Bw. Grenoble. S. 29, 1. 437. D. 27. 1. 294. — f. Art. 560. 
561. 596. 650. 

9) Ein Grundftüd, welches mehrere Jahre hindurch von 
dem Waſſer eines Fluſſes bedeckt worden iſt, kann nicht, wenn 
das Gewaͤſſer ſich zuruͤckzieht, einem Flußbette gleich geachtet, 
und daher als ein Zuwachs oder eine Anſchwemmung angeſehen 
wetden, welche dem anſtoßenden Uferbeſitzer zufaͤllt, ſelbſt dann, 
wenn der uͤberſchwemmte Boden von aller kulturfaͤhigen Erde 
entbloͤßt wäre. — Dieſes Grundſtuͤck gehört dem vorigen Eigen⸗ 
— C. H. Vw. Riom. R. G. 1833. 1. 622. — Rouen. 
J. 19. S. 1835. 1. 363. 

(10) Im Zweifel, ob ein längs eines ſchiffbaren Fluſſes 
hinziehender Weg ein Vicinalweg, und der Gemeinde zugehoͤrig 
ſey, oder ein Leinpfad, Eigenthum der Uferbeſitzer, iſt dem Wege 
dieſe letztere Eigenfchaft beizulegen, da die Vermuthung dafür 
fpricht, daß der Weg über dag Eigenthum ber — itzer genom⸗ 
men worden ſey. Montpellier. J. 19. S. 1834. 2. 120. 

(11) Die Anfhwenmungen oder Zuwuͤchſe, welche an den 


557, 
558, 


559. 


559. 


560. 
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Ufern eines Stromes ober Fluffes längshin einer Landſtraße fich 
bilden, gehören dem Staate, und nicht dem anftoßenden Eigen: 
thuͤmer auf der andern Seite der Straße. Caſſ. Orleans. R. 
G. 1836. 1. 405. 

f. Art. 538. _ 

Man kann keinen nusgbaren Befis zum Nadıtheile des Ei- 
genthümers eines Teihes an dem Grund und Boben erwerben, 
welcher vom Waffer bevedt wird, wenn baffelbe die Höhe des 
Zeichabfluffes erreicht hat, aus dem Grunde, weil bad Geſetz je— 
nen Boden dem Eigenthuͤmer bes Teiches vorbehaͤlt, alles Fal— 
lens der Grmäffer ungeachtet C. H. Vw. Laval 8. 11. 1. 
D. 9. 1. 336. L. 30. 516, — ©. 9. Vw. R. G. 1836. 


9 


* 

1. Eine im Bette eines ſchiffbaren Fluſſes gebildete Inſel 
kann nicht von ben Gemeinden als unnuͤtzes und oͤdes Land ans 
gefprochen werden, zumal wenn biefelbe fih zur Zeit und von 
Alters her im Zuftande der Verbindung befand. Caſſ. Schieds: 
ſpruch. S. 1. 1. 115. D. 1. 134. | 

2. Das Eigentbum der Fleinern Infeln in den fhiff» oder 
floßbaren Gewäffern gehört dem Staate. Folglich Eönnen bie 
Ufereigenthämer feine Anfprüche geltend machen, weder um die 
felben mit ihrem Befisthume zu vereinigen, noch um Klage 
gegen andere Ufereigenthümer aus dem Grund anzuftellen, daß 
Ds Bee in ihrem Befige geftört worden feyen. Decret. 8. 


3. Es fteht allein dem Richteramte die Entfheidung zu, 
ob irgend ein Grund und Boden eine zum Staatgeigenthume 
gehörige Inſel, oder eine dem Ufereigenthümer gebührende An: 
ſchwemmung fen; ferner ob die Anlegung eines Werkes cine er— 
faubte Handlung des igenthümers fen, oder ein unerlaubter 
Eingriff an einem dem Staate zugehörigen Kanale. Deecret. 8. 
11. 2. @t. | | 

4. Eben fo die Frage, ob ein Zuwuchs dem Staate zuge: 
hört, weil derfelbe durch öffentliche Arbeiten am Ufer eines Fluſ— 
ſes verurfacht wurde, oder einer Privatperfon, weil er ſich auf 
feinem Eigentbume durch Webereinanderfhieben gebildet hat. 
Deeret. S. 16. 2. 397. — f. Art. 538. 556. 2227. 

Das verlaffene Flußbette, welches das Gefeg dem Eigen: 
thlimer der neu unter Waffer gefommenen Grundftüde zumeifet, 
geht auf diefen neuen Eigenthuͤmer über, frei von aller Dienft: 


) Almählige Anfhwemmung. Brauer V. 598, 
**) Zrefurt 134. $. 149. — cbend, 512. 9). 
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barkeit des früheren Ufereigenthuͤmets €. H. Bw. Lyon. 8. 
15. 1. 100. D. 11. 1. 253. L. 37. 89. 

1. Das Halten. der Tauben im Felde ift feiner andern 564. 
Verwaltungs: Mafregel noch richterlihen Anordnung unterworfen, 
als dem Gefege vom 4. Auguft 1789. welches in biefer Dins 
ſicht volle Freiheit geftattet, unter ber Bedingung, Ddiefelben zur 
Saat: und Erntezeit einzufperren, widrigenfall® fie von dem 
Eigenthuͤmer, deffen Früchte fie befhädigen, getödtet werben duͤr⸗ 
fen. Gaff. S. 21. 1. 426. — Caſſ. S. 20. 1. 404. 

2. Derjenige, deffen Früchte von Tauben befhädigt wer: 
den, darf diefe al wild betrachten, und folglich auf feinem Eis 
genthume tödten, gemäß Art. 2. des Decretes vom 4. Auguft 
1789. obwohl kein Beſchluß der Gemeinde-Öbrigkeit ergangen 
ift, welcher den Zauben:Befigern gebietet, fie eingefpertt zu hals 
ten. — Die Eigenthümer der eingefäeten Srundfiüde können in 
folhem Falle nicht der Nachläffigkeit der Gemeinde-Dbrigkeit 
aufgeopfert werden. ©. 9. Bw. $. 29. 1. 369. D. 27.1 317.*) 

f. Art. 715. 1383. 


**) 564 a. 
Zweiter Abfchnitt. 
Bon dem Zuwachsrecht bei beweglichen Sachen. ***) 
u) 567. 
570. 
+) 573. 
*- Drittes Kapitel. 577. 
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Rehensfachen. FFFP) 


2) Fuͤnftes Conſtitutions Edikt oder Lehens⸗Conſtitution. 
(Lehend-Fdift). R. DB. 1807. XXXIV. Samml. I. 603 — 639. 


2) Bemaͤchtigung einer Sache durch Jagen ꝛc. Brauer V. 595. 
*+) Zrefurt 135. $. 149. 
»** Mon dem Zuwachs, in mie fern er bei beweglihen Sadıen flatt 
findet. Zachar. J. MM. 
****) Hauptſachen — Nebenſachen. Zadar. I. 176. 
+) Schrift und Gemälde zieht den Werth bes Stoffes an ſich. 
Brauer V. 596. 
++) Mifhung. Brauer V. 599. 
+44) Vom zertheilten Eigenthum. Zrefurt 94 — 106. An die Stelle 
der Emphyteusis et superficies treten mit Eigenthum ges 
mifchte Rechte und reine Dienftbarkeiten. Brauer V. 626 — 


+444) Trefurt 94 — 96. — Brautſchatz aus Lehen» und Stammgut. 
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577. 2) Die von den Erblehntraͤgern der Corporationen und milden 
; Stiftungen nachzufuhende Belehnung und Beftätigung ber: 
. R. B. 1831. XXI. Samml. IV. 447. 
‚3 Kebendeide. E. D. 5. 18. Sammt. I: 1103. — 
7 4) Die Lehenbarkeit der Pertinenzſtuͤcke bei einer Universitas re- 
rum mird vermuthet. Hobnd. I. 134. f VI. 341 — 343. 
5) £ehendleute find den Staͤmmgutsbeſitzern vollfommen gleich ge; 
ſtellt. Hohnh. II... 297. er 
6) Servitus proiniscua s. communis. — Hierher gehört die ei: 
nem, theits aus Gebäuden, theild aus Acckern und Wiefen be; 
ſtehenden Lehen conftituirte Dienftbarkeit. Hohnh. II. 231. 
7) Rüdftändige Lehensnutzungen hat der Fürft zu feiften, dem durch 
den Reichd:Depur. Schluß von 1803. die kebensherrlichkeit und 
* — der dienenden Sache zugefallen.ift. Hohnd. II. 
235: f. f. | . 
8) Exceptio plurium litis consortium fann dem Lebendinhaber 
in folchen ällen nicht entgegengefegt werden. Hohnb. II. 235. 
9 £ehenbarkeit wird im Zmeifel nicht vermuthbet, fondern Allodiali: 
tät Hohnh. III. 153. 5 
10) Zweifel über die Anwendbarkeit der gemeinrechtlichen Grund. 
fäße an Regredient-Erbreht auf einfahe Erblehen. Hohnh. 


11) Lehens-Ueberweiſung ermächtigt nach $. 8. des Lehensedikts, bei 
erfolgendem Widerfpruche des Inhabers oder eines Dritten, den 
Lehensmann bloß zur Anftellun einer fummarifchen Befig:Er: 
langungsklage vor dem ordentli en Richter. Hohnh. 111. 152, 

12) Lehend-Anwartfchaften, die von einem £ebensberrn ertbeilt mur. 
den, deffen Difpofitiondgemalt über das Lehen auf feine Lebens; 
zeit beſchränkt ift, müffen dennoch) von dem Nachfolger beachtet 
werden, wenn das Leben noch zu feinen Lebzeiten apert gemor; 
den ift: un fo mebr da, wo dem Lehnsheren ein unbefchränf: 
tes Eigenthbum zufteht. Hohnh. IV. 123. 

13) Afterbelehnung ohne Zuftimmung des Lehensherrn, in wie weit 
für letztern verbindend. Hohnh. VI. 270 — 275. 

14) Perſonliche und dingliche Dienftbarfeiten fünnen auf einem 

eben conftituirt werden, find aber an die Dauer des Rechts 
des Dafallen geknüpft. Hobnd. VI. 274. f. 

15) Ehrſchatz als laudemium feudale, ohnh. VI. 183, $. 

16) Feudestria, [ehenähnlihe Inſtitute. Hobnd. VI. 274, 

17) Was im Sinne des $. 36. des Lehens Edlkles unter Grundſtuͤck 
zu verſtehen. Hobnb. VI. 340. 342. 344. f. 

18) Dad badifhe Lehens-Edikt erklärt alle alte £ehengefege und 
Gewohndeiten für aufgehoben. Hohnh. VI. 341. 

18)b. Nur da findet eine Ausnahme fatt, wenn zur Erklärung des 





Brauer VI. 23 — Rüdgriff der Landerben auf Lehen» oder 
Stammerben wegen bezahlter Lehens- oder Stammſchulden. 
ebend. 24. — Unterfchrift der Stammverwandten, als Aner: 
fennung einer Lehen: oder Stammſchuld. ebend. 25. — Ueber 
die. allgemeine gefesliche Lehensfolge des badifhen Rechtes. 
Brauer u. Bad. S. 14. — Ueber die Anfprüche der Wittwe und 
der Töchter des Vaſallen gegen den Lehenserben auf einen 
Lehengehalt. Archiv f. R. I, 268. 
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Willens der Lehensbetheiligten, in Abficht auf ältere Lebnöver: z77, 


träge, Elare Entfcheidungen ded alten Lehenrechts als ſtill ie 
ir ag der Bertragsperfonen —— 
. Sahrb. IV. 352. ff. 
19) £ongobardifched Lebenrecht, wo ed im Badifchen noch anmwend: 
bar it. Hohnh. VI. 41 —343. 
20) Beſteht dad Lehen aus einer Ortöberrlickeit, fo ſtreitet Die Ver 
mutbung für die Lehenbarkeit aller in dieſe Kaffe. gehörenden 


Gefälle. Hohnh. VI. 337 — 345 


. 21) en von £ongobardifchen Ledenrechte ftreitet die Dermuthung 


* 


für die Feudalität der einzelnen Pertinenzien, wenn eine uni. 
versitas rerum vel juris zu £eben gegeben murde, oder wo dieſes 
auseinem Complex von Grundftüden befteht. Hohnh. VI. 337—341. 

22) Rach der Meinung anderer wird der Beweis der Eontiguität 
nicht erfordert. Ebend. 337 — 342. 

23) Rectsdariom: resoluto jure subinfeudantis resolvitur sub- 
feudum. ohnh. VI. 272. 

24) Der Lehendfolger bat zur Abfertigung ausgeſchloſſener Lehens⸗ 
erben niemals über des Lehenseinkommens zu verwenden, 
falls Familienvertraͤge und Obſervanz hieruͤber nichts anders bes 
ſtimmen. Hohnh. VII. 168. — Diefer Maßſtab kann aber 
nicht in Anwendung kommen, wenn der Lehensbeſitzer als 
Schuldner von ſeinen Glaͤubigern in Anſpruch genommen wird. 


Ebend. 

25) ünterſchied zwiſchen Erblehen und Mannlehen. N. Jahrb. I. 
179. Deren Natur beſtimmt ſich aus dem Verhaͤltniſſe des 
Ober⸗ und Nugeigenthümerd aus dem £ebenvertrag. ebend. 180. 

26) In reine Erblehen fuccediren alle Allodialerben. N. Jahrb. 


1. 181. 

77) Db bei fubfidiären MWeiberlehen die durch dad Dafepn eines 
Sep von der Lehensfolge audgefchloffenen Weiber nach dem 
völligen Ausfterben des Mannsſtammes dennoch zum Lehen ge: 
langen können? Eehens-Edikt $. 27.) — Bejaht, fo ferne 
died ald Abficht des erften Geberd und Empfängerd der Zehen 
erwiefen werden fann. N. Jahrb. IV. 338 — 356. 


Standes: und Grundherrn. 


28) Dritted Confitutiond:Edift. Die Standeöberrlichkeits: 
Derfaffung im Großberzogthbum Baden ber. R. B. 1807. XXIX. 
Samml. I. 460 — 478. 

29) Bierted Eonfitutiond-Edift. Die Grundherrlichkeitd: 
Berfaffung im Großherzogthum Baden bir. R. B. 1807. XXXI. 
Samml. 1. 478 — 93. 

30) Standes- und Grundherrlichkeits-Verfaſſung. — Gerihtöftand 
der Reichöritter, die zugleich Landedangehorige find. R. B. 1805. 
XIX. Samml. I. 454. t 

31) D. die Siegel der unter G. Badifher Souveränität ftebenden 
Standedberrn, fodann der Grundherrn und ihrer Beamtungen 
bier. R. B. 1807. XXXVII. Samml. I. 493. 

32) DB. Über die den Standes: und Grundherrn zuftehenden polis 
lien Befugniffe. R-. B- 1807. XL. Samml. I. 495. 

33) D. die Huldigung in grundherrlihen Orten bir. R. B. 1808. 
VII. Samml. I. 501. — 

34) V. wegen der den Standesherrn allein und ungetheilt mit an⸗ 
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dern Geundberrm zuftebenden Grundperrfchaften. R. ®. 1808. 
IX. Samml, 502.- 


35) B. die An —— deb — en — s der Grundherrn btr. 
R. B. 1308. 1X IX MT. fe er 


36) DB. Über die Berihrvermaltung be der — — R 3. 1809. 
XXIII. Samml. I. 506. XXV. ebend. 508. 
37) 2 über die Yurisdierion der —— und Grundherrn. R. B. 
1813 .Samml. I. 509. 
38) D. Über den Gerichtäftand der in den Großherzogthuͤmern Ba: 
‘den und Heften zugleich erh ger Standes: und Grundperrn. 
| R. 3. 1813. XVII. Samml. I 512. 
39) V. die Aufhebung der Patrimonial-Öerichtäbarteit bir. R. 2. 
1813. XVII Samml. I. 
40) B. Über dad —— F Standes: und Grundherrn. 
R. B. 1816. III. Sammf. 
41) > — die ‚Kanztefäfigkeit sr Gehen. R. B. 1816. II. 
amm 
42) Epikt, bie Sechröverhäftniffe der ——— Reichöftände und 
__ Reichdangehörigen btr.. R. B. 1818. IX. Samml. I. 519. 
43) Edikt, die ftandes -» und Ep ——— im 
Sðroßherzogihum Baden R. B 9. XIV. Samml. J. 
550. 


533 — ’ 

44) 8. V. über die Gehe har — ——— der fuͤrſtl. Standes⸗ 
40 8. de © —— 182 Samml. I. 550. 

die Dertretung der enden in ihren Uusgelogen. 
beiten im Lande btr. R. B. 1824. VIII Samml. 1. 

46) £. B. über die ftaatdrechtlihen Verhältniſſe der — 
der Ortenau, des Kraichgaus, des Odenwaldes und des Nitter- 
— Hegau. R. B. 1824. XI. Samml. I. 572. 

47) 8. DB. über die ſtaatsrechtlichen Verhäftniffe jener Grundberrn, 
melde fhon vor dem Preßburger Frieden, und dem darauf ge: 
F Rheinifchen Bunde, zur Klaffe des mit Gerichtöbarfeit 
.. Bei dungen Landiäifig geweienen Adeld gehörten. R. 

I. Sammi. I. 5 

48) 7 le die. ftaatärechtlichen Derbäftnie der fuͤrſtl. Stans 
—— Salm⸗Krautheim. R. B. 1825. XXV. Samml. 


49) 2. V. uͤber die ſtaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe der Standedberr: 
ſchaften Leiningen-Billigheim und Leiningen-Neudenau. R. B. 
0) 8, © ber de Hatte) lic V bältn iſſe d h 
über die ſtaatsrechtlichen Verhältniffe der gro rivat: 
KEORDEINEITIGEDEN: N . 3. 1877. — % —— 


51) £. V. über die ſtaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe des ſuggt Hau⸗ 
ſes von der Leyen. R. B. 1830. XII. Samml. IV. 1 
52) 8». iu Beforgung der Gefchäfte freiwilliger Gerichräbarteit 
binfihtlih der Standeöherrn und deren Familien fi ad in 1. 
dran die Kreidregierungen competent. R. 3. 1838. 
53) Proviforifhed Geſetz, die Nechtöverhäftniffe mehrerer Stan 
und Grundderrn gegen die Gemeinden btr. R. B. 1837. 
+ 54) Abfahrtgeld, nach — Gefegen ald Recht der Brund. 
obrigfeit. Hohnd. IV 7. f. 50 
55) Standedberrn : deren beiöehdirene Rede dur die rheinifche 
und deutſche Bundedafte. Hohnh. V 
56) Sie gehören nach der dentfchen Bundedafte zum hoben Adel. 


Bom Grund : und Nugeigenthum. 351 


obnd. VII. 137. Die A zugeſtandenen Vorrechte binficht: 577. 

lich des Verhaͤltniſſes au Amtlichen Bundeöftaaten duͤrſenkihnen 
= get einzelnen Bundesſtaate nicht entzogen werden — 

en [3 [3 

57) Kann ein fandeöherrliched Gefäll, nachdem ed von den Be; 
zugöberechtigten für eine alte Steuer declarirt, und als ſolche 
von der Staatöregierung aufgehoben worden ift, in der Folge 
wegen befferer Aufklärung über die privatrechtliche Natur der 
Abgabe, gegen den Befiger ded vormals pflichtigen Grund« 
ftücked wieder an: und nachgefordert werden? Berneint. 
Annalen 11. 63. — Im entgegengefegten Sinn entfchieden. 
N. Gahrb. IV. 323. 

58) Aus obigem Verzichte zu Gunften der Staatöregierung folgt 
noch feinedmeges ein Verzicht. zu Gunften ded Schuldnert, hin. 
ſichtlich deſſen ein Akt unter Dritten vorliegt, eben fo menig 
eine ——— ſondern nur eine Rechtsuͤbertragung. N. 

a . . + T» 
59) Si bei Theilung der Schulden und Laften der mebdiatifirten 
nder zwifchen Den Souveränen und Standesherrn die baierifche 
Declaration von 1807. (auf melde der $. 14. der Bundedafte 
verweifer) unbedingt zu Grunde ze legen? — Verneint: 
der $. 54. des III. Conſt. Ed. als Landesgeſetz muß vorzugd- 
meife zur Anmendung kommen, die Frage aber, ob das Conſt. 
Ed. neben der baierifchen Declaration befteben fönne, eignet 
fich zur an an die Bundesverfammlung. Anna: 
em IV. 45. f. 

60) Sind Koften, welche dur die Erhebung einer Graffchaft zu 
einem reichs- unmittelbaren Fürftenehum entftanden, nach den 
Reichsgeſetzen ald Landedfchulden zu betrachten ?— Verneint. 
Annalen IV. 189. 

61) Findet der }:. 53. ded III. Conſt Ed. Anmendung auf die 
reichsſchlußm ge Suftentationen der geiftlihen Regenten? — 
Verneint. Annalen IV. 199 — 208. 


1) Die Kriterien eined römifch-deutfhen Erbzinslehens find: 
> Untheilbarfeit, Heimfall, Erhaltung ded Gutes in feiner Inte, Be 

grität, und der Baulichfeiten in gutem Stande, jährliher Ka- 

non, Zaudemium bei Veränderung des Lehentraͤgers. Hohnh. 


II. 192. 

2) Der Ehrfhag (Handlohn) kann nicht anders die gefegliche Ver: 
muthung ded £. 3. 577 ab. für die Erbiepen-Cigenfaaf be; 
gründen, als wenn ed unbezweifelt ift, daß derfelbe als eine 
ET aa (laudemium feudale) gegeben worden. 

ohnh. VI. 184. 

3) Zahlung des Handlohns ift nach dem deutfchen Privat: 
rechte dad Merkmal eined Gurdübertraged. N. Jahrb. II. 450. 

Gilt nach badifhen Geſetzen für eine Anerkennung ded Grund: 
eigenthbumed. Ebend. 451. — Entſcheidung deffelben Falles in 
zweiter Inftanz und die verfchiedenen Rechtdanfichten f. Anna- 
len I. 26. 61. 203. 

*4 B. die Befdrfterung der, Lehendmaldungen btr. Direct. d. For: 577 af 
ften und Bergw. einverftändf, mit den Minift. d. Fin. d. Inn. und 
der Zuft. MA.B. 1833. N. 48. S. A. B. N. 48. Wehrer VI. 231. 

* 5) Die Beltimmungen des 2. 3. 577al. find durch jene des I. 577al 
Rap. 4. Soon, der Grundfteuer:Ordnung nicht für aufgehoben 
zu achten. £, V. R. B. 1832. LX. 
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ak *) 

57 ao + 6) Nutzeigenthum: darunter gehört der Erbbeftand. — Die neu: 
rechtlichen Beftimmungen über daffelbe: find meiſtens aus dem, 
mad biöher fhon gebräuchlich war, entlehnt. Hohnh. LIT. 12. 
— Nah 2. 3. 577 ao, endigt daffelbe, wenn der lehte der 

Erbberechtigten geftorben if. Ebend. 7. BE 
7) —— Erbberechtigte duͤrfen nicht fuͤr buͤrgerlich todt ge⸗ 
halten werden. Hohnh. III. 12. 8. 3. 577 a40. entfcheider nid. 
a . * als Nutzeigenthumserben angeſehen werden ſollen. 

en 


577ar 8) Der Grundeigenthuͤmer kann ſich bedingen, mann dad Nutzei— 
genthum wieder an ibn zuruͤckfallen fol. Hohnh. III. 8. — 
Er fann fein Heimfalldrecht anfprechen, fobald bei der Erbtbei- 
lung dad Erbleben einem Erben zugetbeilt wurde, der mach dem 
Erblehenbriefe dazu berechtigt war. Ebend. 10. 

9) Zum Vortheile des Grundeigenthuͤmers wirken die Abänderungen 
des alten Rechted durch das neue in allen Fällen, wo in Er: 
mangelung eines gefeglihen Erbrechtes mach altem Rechte noch 
die successio ex pacto et providentia ::majorum im Erble— 
ben ftatt gefunden hatte, nach neuem aber heimfällig war. — 
Die früheren Rechtöverhältniffe deffelben erlitten Dadurch feine 
Abänderung, daß nach neuerem Rechte der Anfchlag ded Erbie: 
bend in die Maffe geworfen werden muß. Ebend. 10. 


»Viertes Rapitel. 


Vom Mit» Eigenthum. *) 


577 bb ***) 
577 bg *r%*) 


* Fünftes Kapitel. 
Vom Familieneigenthum oder Stammgut. 7) 


71) Samilien=Zideicommiffe der vormaligen Reichdadlichen: 
a Den Normirung durch Die deutfche Bundedakte. Hohnh. I. 


*) Verwendungen und beren Erfat. Brauer V. 465. 569, 743. — 
Berbefferungs-Aufwand des Nugeigenthümers, Brauer VI. 20. 
**) Zrefurt 92, a), 

*) MWiedererftattung der Verwendungen auf gemeinfchaftlidhe Sa: 
hen. Brauer V. 574. f. — Einfeitige Gebäude auf gemeins 
Thaftlihem Boden. Brauer VI, 21. 

*) Zufällige Gemeinfhaft. Brauer V. 215 — 2317. Natur des 
Samt- oder Mitbefiges, Brauer VI. 22.—f. auch 8. ©, 815. 
7) Bom Familien» Eigentum. Trefurt 106 — 1%. — Belt. 
5. — Samilienverträge. Brauer V, 161 — 167. — Ruhen⸗ 
des und thätiges Eigenthum. ebend. 581. — Fortwährende 
Aftererbfchaften gibt es micht: das Stammgutserbe ift nur eine 

‚ bevorrechtete gefegliche Erbordnung. Brauer V. 771: f. 
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2) Aeltere Samilienverträge ‚der Standeöheren find nach 8 8, ded 477.0a 
IT. Conft. Ed. vorerft der landesherrlichen FAR u — 
ſtätigung unterworfen, ehe fie vor Gerichte geltend gemacht wer— 
den fönnen, nicht aber nach $. 14. der Bundesakte, welche 
diefer Vorſchrift derogirt: Hohnh. VII. 123...130... Nur die 
fpäteren, feit Auflöfung des d. Reicheverbandes , bedürfen der- 
felben. — Entgegengefehte Anfiht. Ebend. 127. 

3) Die Vorrechte des Adels befteben in Baden: a) in der Bes 
fähigung zu Bafoeralgen b) in dem Stammgutsrechte, c) in 
der Siegelmaßigkeit; nicht aber in einem Vorrechte zu Staats: 
dienften. Hobnb. V. 235. f. — Die Nichtgemeinfchaftäehe ala 
—88 Ebend. 233, ff. iſt durch Geſetz aufgehoben. f. zu Zuf. 

a 


393 a, 
H Stammgut hat die —9 den Glanz und die Wuͤrde 
der Familie zu erhalten. Hohnh. II. 206. 298, 

5) Am. Stammgute ſteht dem Stammherrn ein ungetheilted Ei- 
genthum zu. N. Jahrb. I. 32. Derfelbe ift Eigentbümer, und zu 
allen Eigenthumshandlungen berechtigt, fo weit ibn die Gefeße 
— Die Agnaten haben nur ein Succeſſionsrecht. 

end. 31. 


*) 577cb 
+ 6) Sind adlihe Familien » Stomm » oder Haudverträge = 
ohne deren Öffentlihe Bekanntmachung gegen dritte Perfonen 
— Verneint. Annalen III. 235. — N. Jahrb. III. 


7) Objekt eined Stammguted kann auch verliegenfchaftete Fahrniß 
jeder Gattung feyn. Annalen. III. 304. 
* 8) Epdiftal-Ladung bei Ermwerbung und Veräußerung von Leben: 577 ck 
und Stammgütern. P. O. $. 775 — 778. 
+9 Kann der ger eined Stammguted einen auf Erben und 
Erpbnehmer -hingeliehen gemwefenen, und dann heimgefallenen 
Erbbeftand mieder unter gleichen — * ohne Conſens 
der Agnaten hingeben, und dieſen Kaufſchilling für ſich behalten? 
R. Fr. — Gründe dafür und dawider. Annalen III. 104. 
**) 577cp 
*⸗*) 577 cq 
+ 10) Der hohe und niedere Adel hat im Eoncurd eine Competenz 
aus den Früchten ded Lehen: oder Stammgutes anzufprechen. 
gehnb. II. 296 — 299. : 
11) Der Maßſtab der Eompete 2 eined verganteten Grundherrn 
ift das billige Ermeflen des Richteramtes; die Suftentation 
muß fo befchaffen ſeyn, daß fie dem Eridar für die Dauer feines 





*) Landtafeln oder Grundbuͤcher der Eanzleifäßigen Güter fallen 
weg durch II. E. €. $. 4. Brauer IV. ©. 581. Not. 28, — 
Eintrag des Ramilien » Eigentbums oder Stammgutes ins 
Grundbuch. Bekk. $. 40. 

**) Brauer VI. 3 — 25. 

“+, Verhältnigmäßige Theilung der Schulden zwifchen dem Lands 
erben-und dem &onbererben, bei Erblaffern, die Stammgut, 
Lehengut oder Aftergut in ihrer Verlaſſenſchaft haben, das auf 
andere, als ihre bürgerliche Erben fällt, Brauer. V. 729. 
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s Lebend einen menlgftens ee Lebendunterhaft ſichert. 
ie ohnh. VII. 167 — 169. Rechtliche Natur dieſer Guftenta; 
—* es. Folgen daraus, Ebend. 169 — 170. vgl. $. 30. des 
eben 
12) Der in ein Fideicommiß ſuccedirende Erbfolger ift zur Zahlung 
der aa ti des fegten Befigerd verbindiih. Hohnh. 
VII — 
13) —* —5 Regredienterben find * älterem Rechte von 
Schuldenzahlung befreit. Hoͤhnh. VII. 46. f. nad neue⸗ 
9— Recht aber dazu verbunden. Ebend. * — f. zu 577 cs. 
13. 
577 cr # 14) Befotidere Gant wegen STRING der Leben: und Stamm: 
utdgläubiger. B. D. $. 8 
577cs + 15) Bidelcommip- 344 wird nach deutſchem Privat: 
rechte, wenn ed frei geworden, als ein zur Erbmaſſe des letzten 
Befigerd geboͤriges ermögen behandelt. — Diefem fand fo- 
ar ein Difpofitiondrecht zu, wenn nicht der Stifter die freie 
uslieferung an die T chier befohlen hatte, oder nicht ein ei— 
gentliches Kegredient-Erbrecht, oder ein Vertrag für den unbe: 
fafteten Anfall der Güter, auf die weiblihen Nahfommen vor; 
banden gemwefen. ‚Hohnd. vIl. 49. Behtmmnngen des B. |. 
R. hber diefen Puntt. Ebend. 48 — 49. 
577 ct *) 


577cu} 16) Erbverzicht der Weiber: ob ein folder nach deutſchem P 
vatrechte bei Fideicommiß An ftatt findet. Hohnh. VII. v4 
MWirfung deffelben. Ebend. 
17) Regredient:Erbrect. f. zu * * Nro. 13. zu 577 es. Nro. 15. 


Sechstes Kapitel, 
Vom Schrifteigenthum. **) 


577da je 
1) Das ne an ungedrudten a * den 
riftſtellern u aan net zu Hohnh. VI. 
577de +2) Fi tretungen geiaeen, b dur Derfauf auſq. 
enkung, Vererbung. Hohn 
3) Derlagbuertrag: unter weide Art der Verträge gehört, 
Dahn): — Gedenfalld bringt die Parur deffetben 
* ir da, mo der Verleger, im Vertrauen auf vie 
Tennnilfe des Derfaflerd, die Ausarbeitung eined beftimmten 
MWerfed von ihm verlangt , oder die Ausarbeitung nicht auf 
Probe übernommen hat, jener durch die unbedingte Beftellumg 
oder Annahme des Mſpts auf alle Einwendungen Bagger 
verzihtet, und fo in die Uebernahme ded Werkes mit den 


*) Ehelihmahung gibt unbefchränfte —— weder im 
Stammgut noch im Lehengut. Brauer V 
— en 1233 — 136. — Schrifteigenthum. Brauer V. 580. — 
Bom Buͤcherderlag und Nachdruck. Rettig $. 202 — 205. 
”) Bon a ee je Brauer Ill. &, 633; 
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N menſchlichen Fehlern und. Irrthuͤmern des Verfaſſers eingemil- 
Er lat bat. Ebend. vo — eig 
aatövertrag mit Preußen, zum gegemfeitigen Schutze der 
Schriftfteller und Verleger gegen den Bü . 
1828. II. Sammi, IV. 1073 ei ROT 


577 df 


4) Bundedtags Befhluß, die Sicherſtellung gegen den Nachdruck 


von Gegenfländen ded Buch- und Fun [ . R. B. 
1832. LXI. Samml. IV. 446. LED 
5) — ———— einer zwiſchen den deutſchen Bundesſtaaten 
gefaßten Vereinbarung, wegen Schuß des ſchriſtſtelleriſchen Ei: 

| genthums gegen den Nahdrud. R. 3. 1835. XXVIIL. 
6) ng EA ef ri vom 9. Nov. 
) . die ng gleichförmiger Grun en den Nach: 
drud bir. R, 2. 1838, Kae BURE DIN MAZUN 


Dritter Titel. 
Von der Nutznießung, Nutzung, Wohnung, oder perfün: 
fihen Dienftbarfeiten. *) 


Erſtes Kapitel. 
Bon der Rusnießung. **) 


1. Wenn gleich der Gefhenfgeber von Grundftüden, wel: 
her erffärt hat, daß er die Nusniefung ſich vorbehalte, von 
. allen Kaften, Auflagen und Baufoften fi frei halten wollte, fo 
daß dieſes Gedinge auf einen Vorbehalt der Früchte dem Re— 
fultate nach hinausläuft, fo hat das Gericht hierin eine wghre 
Nutznießung zu erkennen, gegen melde, mie gegen liegenfchaft: 
liches Eiyenthbum, Zugriff ftatt findet, und nicht einen einfachen 
Vorbehalt von Früchten, wogegen nur Pfändung vorgefehrt wer: 
den kann. Nismes. S. 7. 2. 697. 

2, Der Eigenthuͤmer kann, des MWiderfpruches des Nuß- 
nießers ungeachtet, über Gegenftände verfügen, melde in ber 
Nutznießung begriffen, wenn diefe Gegenftände dem Verderben 
ausgefegt find, und übrigens dem Nutznießer nichts eintragen, 
nicht einmal als Annehmlichkeiten zu betrachten find. Poitiers. 
S. 18. 2. 200. ***) — f. Art. 587. 1568. 1915. 2118. 


*) Begriff und Eintheilung der Dienftbarkeiten. Zadar. II. 
221. — Gegenftände der Dienftbarkeiten nad) neuem Rede. 
Brauer V. 603. — Perföntiche Dienftbarkeiten. Brauer I. 
©. 471. — Dienftbarkeits > unterfchied nad) dem berechtigten 
und nach dem verpflichteten Theile. Ebend. 582, f. nad ber 
Dienftart. 585. 

**) Begriff der Nusnießung. Zachar. II. 222, 

»*) Die Geftalt der Sache darf der Nutznießer nicht eigenmächtig 
andern, Brauer V. 611, 


23* 


396 Bon ber Nugnießung. 


578. Nutznießung: ihr Begriff, Berechtigungen und Verpflichtungen 
aus derfelben. Hohnh. V. 125. f. 162. 164. 

2) Sie ift eine eigene Ermwerbweife, melde an ſich den Erbrechten 

nicht beigezäbft wird, wo es nicht ausdruͤcklich beftimmt ift. 


ohnh. V, 220. 

3) = Gefellfchafter kann diefelbe ſich lebenslänglih am Antbeile 
un — bedingen, ohne darum des andern Erbe zu ſeyn. 
Ebend. 

4) Rießbrauch iſt eine perſoͤnliche Dienſtbarkeit, welche mit dem 
Tode des Nutznießers erloͤſcht, ſo daß deſſen Erben nur die 
fructus perceptos, nicht Die percipiendos anſprechen koͤnnen. 
Hobnd. IV. 237. f. 

5) Derfelbe. wurde nad altem Recht in 10 und 20 Jahren ver: 
jährt. — Ob nad) £. ©. 2277. die fünfjährige Verjährung ein 
Su A * Fruͤchte jährlich verfallen find, ift zweifelhaft. 

ohnh. end. 
579. f. Art. 384. 730. 754. 899. 949. 1403. 1422, 1438. ®) 
60) 


580, 
Erster Abfchnitt. 


Bon den Nechten des Nutznieñers. 


582. 1. Ein Nugnießungsreht, welches vertragsmäfßig von 
einem Ehemanne, zu Gunften feiner Ehefrau, auf feine Liegen» 
fhaften, im Falle des WVorabfterbens des Gefchenkgebers , beftellt 
wurde, ‚wird als unter ber doppelten Bedingung , fomohl bes 
Ueberlebens der Befchenkten, ald des Vorhandenfeyns von Liegen- 
fhaften im Augenblide der Eröffnung der Erbfchaft, verliehen % 
betrachtet. Die Nugniefung kann nit am Erlöfe der feit der 
Schenfung veräußerten Liegenfchaften ausgeübt werden. Dijon, 
S. 23. 2. 74. 

2. Der Refervefond der Bankaktien, welcher ſich waͤhrend 
der Dauer einer Nugniefung gebildet hat, ift nicht zu den bür: 
gerlihen Früchten zu rechnen, welche dem Nugnießer zugehören. — 
Diefer Refervefond wächst dem Kapital zu, und gehört folglich 
ausfchließlih dem direkten Cigenthümer. Die Befugnif des 
Nutznießers beſchraͤnkt fih auf den Genuß des Antheils an 
diefem Refervefond, welcher während des Laufes der Nugniefung 
vertheilt worden ift, und er hat Eeinen Anfpruh auf den in 
dem Augenblide, wo die Nugnießung erlöfcht, noch unvertheilten 


*) Bon der Ermwerbung der Nugnießung im Allgemeinen. Zadar. 
II. 223. — Nusnießungen, die Eraft Gefeges erworben werden. 
Brauer V. $. 621. — Eintrag der Nusnießung ins Grunds 

buch. Bet. $. 41. 8. 83. 

*") Von der Erwerbung der Nusnießung duch den Willen des 
Gigenthümers insbefondere. Zadar. II. 224, — Eintyeilung 
der Nugniefung. Zadar, 11. 225. 
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— Paris. S. 27. 2. 183. L. 79. 285. *) — f. Art: 582. 


+ Der Gewinn aus Lotterielooſen oder Lotterie : ähnlichen Staats; 
papieren gehört nicht zu den bürgerlichen Früchten, und ift 
Daher nicht vom — ig — zu beziehen. Abhdl. 
Annalen 1Vv. 72. — ſ. N 
ſ. Art. 1905. 1909. 584. 

+ Binfen treten zuweilen an die Stelle des u: namentlich 
in den Faͤllen der &. ©. 127. 130. Hohnb. 

1. Bor dem Code wurde ber —J— fs verfallenen 985. 
Fruͤchte, von Seiten des Nutznießers, durch deſſen Abſterben un— 
guͤltig, ſo viel davon naͤmlich im Augenblicke des Todes noch 
nicht eingeſammelt waren, nicht allein hinſichtlich ſeiner Erben, 
ſondern ſelbſt hinſichtlich des Käufers; alle zur Zeit des Todes: 
falles noch haͤngende Fruͤchte, obwohl vorher ar und vers 
Fauft, gehörten dem Eigenthuͤmer. C. 9. Bw. S. 18. 1. 382. 

2. Wurde entfchieden, daß wenn ein — Verkauf hin⸗ 
ſichtlich der Erben des Nusgniehers ungültig ſey, er doch wenig: 
ftens im Intereſſe des Kaͤufers gelte, in dem Sinne, daß dieſer 
kaufen konnte, wie er haͤtte pachten koͤnnen, mit dem Vorbehalte 
fuͤr den Eigenthuͤmer, den Kaufpreis an ſie ch zu ziehen. Caſſ. 
Orleans. S. 18. 1. 375. D. 16. 1. 456. **) 

f. Art. 320 ff. 590. Nr.2. 599. 1437. Nr. 2. 1571. 2118. 

Der Bermächtnißnehmer der Fahrniß hat ein Recht auf 586. 
alle Pachtgelder, oder den Antheil der Pachtgelder , welche der 
bis zum Tode des Zeflirers verlaufenen Zeit des Genuffes ent: 
priat, Aue met es an, fonftiges Berfallziel. Rouen. 

$. 28. 2. 256. D. %. 2. +) 

f. Yet. 1980, 

1. Der Waarenvorrath eines Spezereiladens ift verzehrbare 587. 
Fahrniß, deren der Nutznießer fich zu bedienen befugt iſt, unter 
der Bedingung, am Ende der Nusniefung die Dinge, mworaug 
diefer Vorrath beſteht, in gleicher Menge, Beſchaffenheit und 
Werthe zuruͤckzugeben. Caſſ. Beſangon. 8. 4.1.29. L.5. 913. 
——— Und fo jede Gewerbseinrichtung. Toulouſe. R. G. 

>. Bern die Wittwe eines Handelsmannes als Nutznießerin 
die Handlung fortfegt, fo wird fie, als auf eigene Gefahr und Rech— 
nung dies unfernehmend betrachtet, Die Erben haben nur An: 
ſpruch auf den Schaͤtzungswerth des Handelsfonds. — Es kann 


*) Bon ben ran des Nutznießers. Zachar. II. 227. — Früchte. 
Brauer V. 266. 
*) Saattoſten⸗ Verguͤtung bei dem Heimfall findet nicht ſtatt. 
Brauer V. 613 
***) Buͤrgerliche Früchte werden am Schluſſe ver BANN Tag 
für Tag berechnet und abgetheilt, Brauer V. 613. 


597, 
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nicht entgegen gehalten werden, daß fie fich ausdruͤcklich mit 
der Verwaltung belafteet habe. — Diefe Verbindlichkeit kann 
nicht im Sinne des Art. 453. verftanden. werden, welcher zur 
Müdlieferung im Stuͤck verpflichtet, fondern im Sinne des 
Art. 587. welcher nur zum Erfage des Werthes verbindlih macht. 
Rouen. S. 25. 2. 132. 

3. Wenn der Nugnießer einer Gemwerbseinrichtung förmlich 


. bie Abficht erklärt hat, diefelbe zu erhalten, und dem Eigenthuͤmer 


589. 


im Stud zurüd zu geben, und wenn er foldye in det That 
erhalten hat, indem er die während des Laufes der Nugniefung 
verkauften Waaren duch andere Waaren derfelben Gattung 
erfegt, fo bat der Eigenthümer das Recht, nach geendigter Nup: 
nießung die Waaren im Stud zurüd zu nehmen. €. 9. Vw. 
Rennes. S. 14. 1. 238. D. 12. 1. 290. L. 40. 161.*). —. 
T. Art. 578. 582. 1552. | 

f. Art. 578. 582. S56. 1568. 1980. 

f Art. 950. 1566. | 

1. Wenn der Eigenthlimer eines Holzfchlages eine Schonung 
anzuordnen nöthig findet, fo kann fi) der Nusniefer nicht auf 
das Herfommen berufen, was die Ordnung und den Umfang 
der Holzſchlaͤge betrifft, wäre aud die Schonung nur theilweife 
angeordnet, und das Herkommen nur für die der Schonung 


‚ nicht unterworfenen Theile des Maldes in Anfprüch genommen. 


In diefem Falle muß der Nutznießer fih die Schonung für die 
ee ai der Waldung gefallen Taffen. Paris, S. 12. 2, 


2. Die Holzhiebe, obwohl vom Nutznießer zu. einem Zeit 
punfte verfauft, wo fie ihm zugefallen waren, gehoͤren dem 
Eigenthümer, wenn fie von den Käufern nicht bei Rebzeiten des 
Nutznießers gefällt worden find; und hat das Holzfällen bereits 
feinen Anfang genommen, fo gehören fie ihm für den Theil des 
Gehoͤlzes, der noch nicht gefällt worden ift. Orleans. S. 16. 
2. 382. D. 14. 2. 74. L. 45. 150. : 

f. Art. 521. 585. 1403. 

8) Der Vermaͤchtnißnehmer der Nutznießung einer Liegen⸗ 
haft, dem im Teſtament erlaubt worden, die Bäume in den 

een, auf den Wiefen und Feldern zu feinem Vortheil umzu: 
hauen, darf die Bäume in den MWaldungen nur unter Beobach— 
tung der Ordnung und des beflimmten Umfanges der Schläge, 
der Bewirthſchaftung oder dem ftändig eingeführten Gebräuche 
der Eigenthümer gemäß, fällen Iaffen. — Wenigftens würde ein 


*) Bertretbare — nicht verizeibake — verbraucdhfame micht ver: 
braubfame Saden. Zadar. I. 172, — Kleider ‚gehören micht 


zur Balb-Nugniegung. Brauer V. 609. f. 
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Urtheil, ‚welches ben. Inhalt des Teſtamentes fo auslegte , der 590. 
Gaffation nicht ausgefegt fepn. CE. H. Bw. Drleans. R. GC. 
1836. 1. 55. *) | 

1. Obwohl ber Nusnießer, welcher ohne Beobachtung ber 391. 
xegelmaͤßigen Holzfchläge Hochſtaͤmme fäut, Entſchaͤdigung fdhul: 
dig Alt, fo kann doch diefe Entfchädigung, da fie an die Stelle 
der Hochſtaͤmme tritt, deren Genuß er während der Dauer feiner 
Nutzuießung hat, erft am Ende der Nugniefung gefpebert Metz 
den, wo bie Hochſtaͤmme felbft dem Eigenthuͤmer hätten zurüd: 
gegeben werben müffen. Paris. S. 13. 2. 318. L. 32. 257. 

ſ. Art. 521. 585. 1403. 

(2) Der Nugnießer hat das Recht nicht, auf dem Grund: 
ftüde, das er genießt, Stammholz zu hauen, felbft wenn ber 
Eigenthuͤmer vor ihm dies gewohntermaßen jedes Fahr gethan 
hätte, fey es zur Ausbefferung feiner Gebäude, oder um es zu. 
feinem Vortheil zu verwerthen. Man kann in diefem Gebtauche 
des früheren Eigenthuͤmers nicht die Einführung regelmäßiger 
und periodifcher Holzfchläge fehen. Agen. R. G. 1836. 2. 570. 
| 1. Wenn ein Padıtvertrag, früher als drei Jahre vor dem 595. 
Ablaufe des wirktich beftehenden Vertrages, durch denjenigen 
‚erneuert worden iſt, welcher das volle Eigenthum eines Theiles 
der Liegenfhaft und: die Nugniefung des: Meberreftes hatte, fo 
kann der Eigenthümer dieſes Ueberreftes ‚bei der. Erföfhung der 
Nugnießung die Aufhebung des Pachtvertrages verlangen, fo 
viel feinen Aneheil betrifft , aber nicht die gänzliche Aufhebung, . 
unter dem: Borwande,, daß der Pacht untheilbar fey; felbft in 
nem Falle, wo. die Liegenfhaft nicht getheilt ‚werden kann. Meg, 

8. 418.2. 3. Ä 

29%, Die von einem Nugnießer abnefchloffenen Pachtverträge, 
deſſen Recht unter der Herrfchaft des Code begonnen hat, zichten 
ſich hinfichtlich ihrer Dauer nach den Art. 595. 1429. :u. 1430 
ſelbſt wenn die Begebenheit oder der Titel, aus melden das 
Nutznießungsrecht fich ableitet, Älter wäre, als der Cote. :-C. 9. 
Bw. Rouen. S. 26. 1. 24. D. 33. 1. 312. L. 73. 486. 

3. Der Art. 595. welcher den Nutznießer ermächtigt, die 
Liegenfhaften auf neun Jahre zu verpachten, gilt nur bezüglich 
folher Nugniefungen, die erft feit dem Code beftellt worden find. 
— Was die vor dem Gode beftellten Nusniefungen betrifft, 
‘fo muß die Megel, wornach beim Zode des Nutznießers die von 
ihm ‘abgefchloffenen Pachtverträge <erlöfchen, ihre Wirkung beibe- 
halten, felbft bei den feit dem Code gefchloffenen Padjtverträgen. 





*) Wald: und Bergwerksgenuß hatin-unferem Rechte beftimmtere 
und zum ‚Theil geänderte Vorfshriften, ‚Brauer V. 612. — 
Bol. unten zu. &. 636. 


595, 


596. 
5%. 


599, 


360 Bon ber Nugniefung. 


— So wurde in einem Rechtsfalle erkannt, too Übrigens her- 
gefteilt war , daß der Pacht ein Werk der Täufhung und Ger 
fährde gewefen. Paris. S. 26. 2. 32. D. 24. 2. 207. L. 73. 
489. — f. Art. 601. Mr. 1. u. 2. 

4. Wer eine Liegenfchaft auf laͤngere Zeit verpachtet, als 


die Gefege ihm erlauben, z. B. der Nugnießer, kann ſich gültig 


zur Zahlung einer Entfhädigung auf den Fall der — 
des Paͤchters verbindlich machen. Caen. S. 26.2. 310. D. 24. 
2. 159. L. 76. 1%. *%) — f. Art. 1429. 1430. 

+ Der Nugnießer darf verpachten, verkaufen, verfchenten, aber 
* nicht verpfaͤnden. Hohnh. VI. 281. 283. | | 
1. Der Art. 598. ift nicht auf einen Schag anwendbar, 
der durch WVeranftaltung des Nutznießers gefunden morden ift, 
und den er felbft entdedt hat. — In diefem Falle Eann der 
Nugnießer: die Hälfte des Schages verlangen , wie jeder andere 
$inder. Grenoble. S. 13. 2. 306. L. 32. 274. 

2. As ein in Bearbeitung flehender Steinbrud (im Sinne 
des Gefeges vom 16. Sept. 1807. wegen Entfhädigungen) Kann 
nur ber angefehen werden, welcher dem Eigenthuͤmer eine ge 
fiherte Einnahme darbietet, fey es, daß er denfelben regelmäßig 
für fich felbft und feine Bedürfniffe bearbeite, ober auf gleiche 
Meife einen Handelsgegenftand daraus made. Decret. S. 14, 
2. 325. **) — f. rt. 1403. 

Baumerke, welche der Nugnießer auf dem Boden des Eigen: 
thuͤmers anlegt , find oder Eönnen als Verbefferungen betrachtet 
werden, im Sinne ded Art. 599. Der Eigenthuͤmer ift für 
diefe Verbefferungen weder dem Nußnießer noch den Unternehmern 
Entfhädigung ſchuldig. — Die Unternehmer und Errichter der 
Bauwerke find nicht einmal befugt, ihre Bauftoffe zuruͤck zu 
nehmen ; ber Art. 559. erſtreckt fi niche auf den im Art. 599. 
Abf. 2, vorgefehenen Fall. Bw. Paris. S. 25. 1. 414. 
D. 23. 49. L. 73.1 | 


„249. 5, Krk) 


fe Art. 555. 1562. 2236. 
| Zweiter Abfchnitt. 


Bon ben DObliegenheiten des Nugniehers. 


1. Derjenige, dem eine Nugniefung vermacht ift, Tann 
vom XZeflirer von der Aufnahme eines Erbverzeichniffes befreit 
werden. Agen. S. 6. 2. 111. D. 4. 2. 125. L. 15. 219. 


*) Nugnießung Tann auf andere übertragen werben, bleibt aber 
auf dem vorigen Kopf. Brauer V. 609. f. 
**) Anſchwemmung erhält der Nusnießer, aber nur nugnießlid. 
Brauer V. 611. 
**) Nusnießung der Bodenfrücdte. Brauer VI. 290, 
”) Bon den Rechten des Eigenthümers, diefe im Werhältniß zur 
Nusnießung betrachtet. Zachar. Il. 229. 
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2. Eben fo ber Gefchentnehmer in einem Heirathsvertrage. 600. 
Bruͤſſel. S. 11. 2. 4. 

3. Das Gedinge, baß der Gefchent» oder Vermaͤchtniß⸗ 
nehmer nicht gehalten feyn fol, ein Inventar zu errichten, be: 
freit den Nugnießer nicht von der Errichtung eines folchen 
Berzeichniffes über die Sachen, woran jene Befugniß ihm zufteht ; 
— die Wirkung eines folhen Gedinges beſchraͤnkt ſich auf eine 
Befugniß des Nugnießers, von den Erben den Erfag der Koften 
des Inventars zu fordern, zu deſſen Errichtung diefelben ihn 
jederzeit anhalten koͤnnen. Paris. S. 3. 2. 276. L. 5. 2363. 
— Poitiers. S. 7. 2. 647. — Büffel. S. 12. 2. 145. D. 10. 
2. 33: L. 33. 487 


4 Wenn ein Nugnießer gerichtlich die Verpflichtung über: 
nimmt, als guter Hausvater zu genießen, und am Ende der 
Nutznießung die Gegenftände feiner Berechtigung zurüdzugeben, 
. fo begründet dieſer gerichtliche Vertrag zu Gunften des Eigen: 
thümers ein allgemeines Pfandrecht, felbft wenn nad) dem 
Mechtstitel über die Beſtellung der Nutznießung die Errichtung 
eines Inventars und die Sicherheitsleiftung ihm nachgelaffen 
war. Befangon. 8. 13. 2. 318. L. 28. 44. 

4 Das Gedinge eines Heitathsvertrages, wodurch die 
Nutznießung der ehelichen Errungenſchaft dem uͤberlebenden Ehe⸗ 
gatten zugetheilt wird, hat RKuͤckwirkung auf den Tag des Er: 
werbes der Güter. — Folglih kann der uͤberlebende Ehegatte 
beim Tode des andern diefe Nugnießung beziehen, und die Früchte 
fi zueignen, ohne daß er ein Verzeichniß der Liegenfchaften hat 
aufftellen Iaffen, und ohne daß er um Auslieferung angeftanden 
if. € H. Vw. Douai. $. 30. 1. 75. "J 

5. Der Nugnießer, ber, der Beftimmung des Art. 600. 
zuwider, fi in den Genuß der zu feiner Nutznießung gehören- 
den Güter fest, ehe er ein Vermögens: Verzeihniß der Fahrniſſe 
imd Liegenfhaften hat errichten laffen , geht darum nicht der 
Früchte diefer Güter verluſtig. Das Gericht hat nur in dieſem 
Falle die Befhlagnahme der Güter bis zur geſchehenen Errich⸗ 
tung des Wermögens » Verzeihniffes anzuordnen. - Grenoble. 
8. 25. 4 298. D. 23. 4 75. nn Baftia. R. G. 1836. 2. 
153. 248. i i 

6. Der Nugnießer, ber, ehe er den Genuß antritt, die 
Errichtung eines Imventars über eine Liegenfhaft verfäumt, 
welche feiner Nugnießung unterworfen ift, bat die Vermuthung 
gegen fi), daß er diefelbe in gutem Zuftande angetreten habe. 
Er kann indeffen dieſe Wermuthung durch Zeugenbeweis' befeiti- 
gen, wenn ein ffolher Beweis den ordentlihen Regeln gemäß 
zuläßig ift. Nancy. S. 26. 2. 114. L. 74. 50. — f. Art. 
1731 | 


7. Wenn der Zufland der mit Nutznießung belaſteten 


601. 
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600. Güter weder zu Anfang noch Ende dieſer Mutznießung ermittelt 
worden, und eine betraͤchtliche Zeit von letzterem Zeitpunkte her 
veefirichen ift , fo Fann der Eigenthuͤmer des Rechtes verluftig 
erklärt: werden , unter dem Vorwande ſtatt gehabter * 
merungen waͤhrend der Dauer der Nutznießung, von den Erben 
des Nutznießers eine ——— zu — Bordeaup. 
‚2.4. D.%. 2. 134, L. 79. 290. —:f. Urt, 885 
950, 1533. 1562. 1580. 

48) Da der Nusnießer die Sachen in dem Stand übe 
nehmen muß, wie er fie in dem Angenblide der. Eröffnung feines 
Rechtes findet, fo kann er den Eigenthümer nicht noͤthigen, bie 
erforderlihen Hauptausbefferungen bei feinem Eintritt in den 
Senuß vorzunehmen, obgleich diefe Ausbefferungen zur Erhaltung 
der - Sache unerläßlich ſeyn follten Allern am Ende der, Nuß- 
niefung;hat er das Recht, die won ihm für diefe Ausbefferungen 
gemachten zen zu begehrten. Douni. J. 19. S: 1835. 2. 
29. —-f. Aut, 599. 605. 

(9) Er kann indeffen, wenn bie Liegenſchaft aus Mangel 
pätbiger Hauptausbefferungen zu Grunde zu gehen «droht, und 
auf Weigerung des Eigenthlimers , dafür zu ſorgen, vom ‚Be: 
richte ſich ermaͤchtigen laſſen, die durch Sachverſtaͤndige fuͤt noth: 
wendig erkannten Arbeiten hexzuſtellen, mit dem Vorbéhalte, 
ſeine Auslagen von demjenigen wieder zu der nach den 
Regeln der — dazu verbunden. G. 9. Bam, Dijon. 
i a Art: 605. 

4. Der Ehegatte, dem «ine Nugniehung unter ber ‚Deu: 
fchaft eines Statuts geſchentt wurde, welches ihn, von der Sicher⸗ 
heitsleiſtung befreite, iſt nicht verbunden, ſolche zu ſtellen, 
‚obwohl. das Recht zur Nutznießung erſt unter * — des 
Code angefallen waͤre. Bordeaux. 8. 9. 2. 317. L. 28. 403.; 
2; ®leichlautende Entfheidung. — In diefem alle die 
Beſtimmung des Code anwenden , waͤre demfelben ‚eine ruͤckwir⸗ 
Sende Kraft beilegen. Bourges. S..27,.2. 140. D. 25.2.5. 

3. Der ‚Überlebende Ehegatte, zu deflen Vortheile der 
Heitathevertrag die Bewilligung eines Boraus enthält; aber 
unter dem Gedinge des Rüdfalles zu Gunften der kuͤnftigen 
Kinder,, kann, wenn ser ‚nicht durch den Vertrag davon ıbefreit 
ift, feinen Kindern zur re angehalten, werben. 
Agen. 5. 29. 2. 301. D. ‚27. 2. 1.8.71 

4. Der Nusnießer kann F gie sine 
nicht. befreien, obwohl er die zu feiner Nutznießung gehörigen 


) Verbindlichkeiten des Nutznießers beim Anfange . der ‚Nup: 
nießung. Zachar. II. 226. — Roſten ber Nugniefunge - Vers 
‚zeichniffe. Brauer VI. — — Unterlaſſung der Nutznießungs⸗ 
WVerzeichniſſe. Ebend 
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Liegenfchaften in Pacht gegeben Hat, ‚wenn er nicht zu gleicher 604. 
— die Zahlbarkeit des Beſtaͤnders nachweiſet. Air. 9* Ag N 


5. Wo ein Vermaͤchtniß einer Geldfumme auf ein gemife 
ſes Ziel hinausgeſetzt (betagt) worden iſt, bleibt der Erbe Eigen: 
thuͤmer der ganzen Verlaffenfhaft bis zum Eintritte des Zieles. 
— Folglich ift er nicht ſchuldig, dem Vermaͤchtnißnehmer, als 
zeitlicher Nutznießer von deſſen Vermaͤchtniſſe, Sicherheit zu 
leiften. Nismes S. 13. 2. 220. D. 11. 2. 100. L. 37. 271. 

6. Der Verkäufer unter Nutznießungs-Vorbehalt ift kraft 
Geſetzes von der Sicherheitsleiftung befreit. — Er fann nur in 
fo weit dazu angehalten werben, als feine Nutznießung, in Kolge 
beträchtlicher und fortgefegter Mibbräuche, dem Käufer nachtheilig 
wird. Air S. 17. 2. 163, D. 21. 2. 69. 

7. Das Geſetz, weldyes den Notherben einen Pflichttheil 
vorbehält,, verftattet nicht, daß diefer Pflichttheil (wenn er mit 
einer Nugnießung belaſtet ift) der guefindenden Verfügung des 
Nutznießers überlaffen werde, oder hinſichtlich feiner von der 
Sicherheitsleiſtung befreit bleibe. Nancy. S. 25. 2. 362. 9 

8. Die offenkundige Unzahlbarkeit des Nutznießers einer 
Erbſchaft genuͤgt nicht, um ihn zu Zahlung der Summen, 
welche er diefer Erbfchaft ſchuldet, anzuhalten, oder Sicher: 
heit dafür zu Teiften, wenn ihm die Nutznießung mit Befreiung 
von der Sicherheitdfeiftung verliehen worden; zumal wenn diefe 
Befreiung im Hetrathsvertrage des Nutznießers felbft — 
— iſt. Paris, 8. W. 2. 231. D. 2%. 2. 202. L. 74. 
51 


f. Art. 385. 602. 626. 949. 2018. ff. 2040. 

(9) Kann der Ehegatte, dem der andere Ehetheil die 
Nutznießung des Antheils der Güter gefchenft hat, welcher den 
Ahnen des Gefchenfgebers vorbehalten bleibt (Art. 1094) , bier 
durch von der Sicherheitsleiftung,, wegen Nüderftattung des ber 
Nutznießung unterworfenen Vermögens, befreit werden? Iſt 
ber Art. 601. weicher im Allgemeinen eine ſolche Befreiung 
von der Sicherheitsleiftung geflattet, in biefem Falle anwendbar ? 
Bejaht. Orleans. R. G. 1833.2. 193. — Im entg ge⸗ 
festen Sinn entſchieden. Paris, R.G. 1836. 2. 536. * 

(10) Bon da an, wo der Mann den Erben feiner. RR 
wenn aud wur ideell, über die Summen Rechnung abgelegt, 
die er für letztere erhoben hat, find feine Güter von dem bie 
dahin darauf gehafteten Unterpfande befreit. — Wenn daher 
der Mann, jener Abrechnung ungeachtet, und ale Vermaͤchentz⸗ 


) eaukhard I. © 
** Laukhard IT. 
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601. nehmer der Nusnießung des MWermögens feiner Ehefrau, den 


ER 


Genuß ber den Erben verrechneten Summen beibehalten bat, 
fo Eönnen diefe auf fein gefegliche® Unterpfand, zur Sicherheit 
der Rüdgabe diefer Summen nad) geenbdigter er Ans 
fprud) — Grenoble. J. 19. S. 1834. 2. 397. C. H Bw. 
1835. 1. — f. Art, 2121. 

in" Da Nutznießer kann zu der von ihm zu Ieiftenden 
Sicherheit die Summe nad Verhältniß mit verwenden, von der 
ihm das bfoße Eigenthum zufteht, die fi aber in den Händen 
des Figenthümers der mit der Nusnießung belafteten Güter bes 
findet, fo daß berfelbe auch Nutznießer biefer Summe ift. 
C. 9. Vw. Mes. R. G. 1836. 1. 855. 

(12) Die vom Teſtirer dem Nugnießer nachgefaffene 
Sicherheitsleiſtung kann modifiziert und für wirkungslos erffärt 
werden, wenn der zur Zeit der verliehenen Nutznießung vorhanz 
dene Stand der Dinge fich geändert hat. So 5. B. wenn die 
Nutznießung auf Liegenſchaften haftet, dieſe Liegenſchaften ver: 
aͤußert, und in ein bewegliches Kapital umgewandelt worden 
ſind, oder auch, wenn der Ben unzahlbar geworden iſt. 
Lyon. R. G. 1836. 2. 230. * 
+1) ——— der — der Pflicht der Sicherheitsleiſtung. 


2) Es ift Yin Umertieb in Bezug auf den —— — 
ob die ng; noch beftehe oder nicht. Hohnh. V. 167 —1 

347. NR. Jahrb. I. 48. — Annalen I, 196. 

f. Art. 601. 805. 826. 1955. 2041. 

(1) Wenn, in Folge eingetretener befonderer Umftände, ber 
Verkauf von Liegenfhaften, welche mit einer Nugniefung bes 
laftet find, nothwendig geworden, fo hat der Nugnießer, obgleich 
duch feinen Zitel von der Sicherheitsleiftung befreit, das Recht 
nicht, die Ausfolgung des Kaufpreifes zu begehren; er hat nur 
ein Recht auf die Zinfen des zu Kapital anzulegenden Erloͤſes. 
Bourges. R. G. 1833. 2. 648. 

* — — Errichtung * — — 
I. $. 4. Nr. 3. 8. 6. Nr. 3. 8. 7. ff. 

1. Der Eigenthümer kann den Nusaieher anhalten, — 
rend der Dauer der Nutznießung die zur Unterhaltung nothiwen= 
digen Herftellungen zu machen. Das Recht des Eigenthümers 
beſchraͤnkt ſich nicht — ‚ die Aufhebung der Nutznießung 


*) Bon ben Berbindlichkeiten des —— Zachar. II. 228, 
— Sicherheitsleiſtung für die Nusniegung. Brauer V. 618. f. 
— Brauer VI. . ©. 684. 

9 ——— in Stellung der Sicherheit fuͤr die Nutznießung. Brauer 
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mm Resr zu verlangen. Caſſ. Amiens. S. 25. 1. 427. 605 


1b. Der Eigenthümer kann während der Dauer der Nutz⸗ 
nießung die Derftellung ber von. dem Nutznießer verurſachten 
Verſchlimmerungen verlangen; er iſt in dieſer Hinſicht nicht 
verbunden, das Ende der Nutznießung abzuwarten. Montpellier. 
8. 32. 2. 10. 

2. Der Eigenthümer ann den Nugnießer nicht anhalten, 
während der Dauer der Nugnießung ſolche zur Unterhaltung der 
Sache dienende Ausbefferungen vorzunehmen, deren Abmangel 
in feinem alle das der Nugniefung unterworfene Eigenthum 
verfchlimmern Fönnte, zumal wenn die vom Nugnießer geftellte 
on dem — — Gewaͤhr gibt, C.H. Bw. 
Lyon. S. 29. 1. 14. D. 27. 1. 75. L. 84. 536. *) 

ſ. At. 601. 608. 618. 635. 1409. 1754. 

Der Nugnießer kann nicht verurtheilt werden, bie Fußböden gr, 
herftellen zu Iaffen, welche beim Anfange feines Genuffes bereits 
ihres Alters wegen im Zuftande Reiner: — ſich befan⸗ 
den. C. H. Vw. Lyon. S. 29. 1. 14. D. 97. 1. 75 L. 84. 
536. — f Art. 605. 855. 1148. 1733. 

1. Beftellte Renten find Eeine Unterpfandslaften , fondern 608, 
einfahe Schuldforderungenz; hieraus folgt, daß der Nugnießer 
eines mit Renten belafteten Erbgutes nicht gehalten ift, bie 
Ruͤckſtaͤnde zu entrichten, wie er, während feines Genuffes, zur 
Zahlung ber ———— Laſten des — ——— verbunden 
iſt. Bruͤſſel. 8. 13. 2. 205. D. 11. 2. 95. L. 38. 539. 

2. Die Steuern aus den, einer Niubnießung unterworfenen 
Guͤtern ſind, bei Ermittelung des Wahlcenſus, dem a et 
und nit dem Eigenthümer aufjurechnen. ir. S. 30. 2.1 

3. Eben fo verhält es fi, wenn bie Steuern in der F 
vom Eigenthuͤmer bezahlt werden, Folge einer Vereinbarung 
—* De und dem C. H. Vw. Poitiers, S. 29. 
1. D. 27. 1. 215. L. 85. 419. 

E Die Steuern, welche auf Erbbeftandsgüter gelegt find, 
fallen dem Erbbeftänder zur Laft (da ein Erbbeftand von 99 
Fahren und Eürzere Zeit wohl einer Nugniegung gleich zu achten), 
felbft dann, wenn er fih duch den Erbbeftandsvertrag nicht aus: 
druͤcklich zu dieſer Zahlung verbindlich gemacht hat. — Der 
Erbbeſtaͤnder iſt berechtigt, ein Fünftel am Betrage feines Erb⸗ 
pachtes zur Vertretung der vom Erbbeſtandsherrn ſchuldigen 


*) Die zur Zeit der Nutznießung angefangenen Gebäude iſt weder 
der Eigenthuͤmer noch der Nutznießer zu vollenden ſchuldig. 
Brauer V. 611. — Wenn der Nugnießer neue Gebäude auf: 
führt, — er dem, der auf fremden Boden baut, zu ach⸗ 
ten. end 
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608. Grundſteuer einzuhalten, in-wie weit das Gegentheil nicht aus⸗ 


614. 


drülich angedungen worden if. Gutachten bes Staatsraths 
S. 9. 2. 69. — f. Art. 605. 911 635. 

5) Auf Fabınipftüde und alle andere Sachen, die durch 
den Gebraud nah und nach ſich verringern , wenn fie unter 
dem Titel der Nutznießung befeffen werden, kann kein Zugri 
Der en des Nutznießers flatt finden. Rennes. 

Die een der 8. ©. 608. ‚und: 609. find durch die 
Beſtimmungen ded I. Kap. 4. Abſchn. —— — 
nicht für aufgehoben zu achten. . V. NR, B. 1832. LA. 
Dgl. Annalen III. 100. Anmerf. 2 | 


f. Art. 1003. 1009. 1010. 1020. 

1. Der Vermaͤchtnißnehmer, dem die Fahrniß zum vollen 
Eigenthum, und nur die einzige erbſchaftliche Liegen[haft jur 
Nutznießung vermaht worden, wird ald Erbvermädtnifnehmer 
der Nugniefung betrachtet. Folglich find feine Verbindlichkeiten 
bezüglidy der Schulden, zu welchen die Liegenfchaft beitragen 
muß, nah dem Art. 612, zu beftimmen. G. H. Vw. Xip. 
S. 6. 1. 18. D. 3. 1. 500. L. 13. 161. 

fe Art. 609. 1009. 1012. 1017 

(2) Der Nugnießer hat die Zinfen aus den, vom Eigen— 
thuͤmer zur Zahlung der auf dem Gute haftenden Schulden vor⸗ 
geſchoſſenen Summen, vom Tage der Zahlung an gerechnet, 
zu entrichten, ohne Unterſchied der Schulden, welche kraft Geſetzes, 
und jener, welche nur kraft Uebereinkunft Zinſen tragen; — es 
kommt nicht darauf an, wenn der Eigenthuͤmer ohne vorherige 
Berathung mit dem Nutznießer bezahlt hat, und ohne demſelben 
die Wahl zufolge Art. 612. zu laffen , wenn dem Nutznießer 
das Vorhandenſeyn der Schulden perföntich befannt war, Tou⸗ 
foufe. J. 19. S. 1834. 2, 362. 

(3) Die Verjährung Läuft nicht gegen den Erbnehmer 
der Nugnießung eines Nachlaffes, hinfichtlich feiner. Forderungen 
an die Erbſchaft, fo lange feine Nugnießung dauert... Zouloufe. 
J. 19. S. 1835. 2. 472. **) 

Der Nugniefer ift wefentlid der Gemwalthaber des Eigen 
thuͤmers; alle Rechtshandlungen zur Wahrung der Nugniefung 
fommen dem Eigenthümer zu gute; — namentlidy jene, welche 
zur Wahrung einer a arte dienen. C. H. Bw, 
Orleans. S. 15. 1. 143. D. 13. 1. 56. L. 42. 295. ***) 


*) Außerorbentlihe Grundlaften hat ber Suse the nit zu tra> 
gen, fondern nur zu verzinfen. Brauer V 4 

er Ehutbenbeitrag der Erbſchafts-Nutznießer. Brauer VI. 27. 

»**) Dienftbarkeiten bedürfen feiner eigenen Klagen, fondern man 
bedient fih der belaftenden oder entlaftenden Zueignungsklage. 
Brauer V. 625. 
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f. Ace. 1768. —614. 
ſ. Art. 617. 623. 6%. 950. | 618. 


| ++4) 616. -- 
Dritter Abfehnitt. . 


Bon Ber Endigung der Nugniehung. 


4. Der Käufer einer Liegenfchaft, welchem das MNutz nießungs· 617. 
recht eines Dritten nicht unbekannt war, verjährt nicht in zehn 
Zahren gegen den Nutznießer. — In diefem Falle muͤſſen alle 
vom Käufer bezogenen Früchte, ſelbſt die vor angeftellter Klage 
bezogenen,: rücferfegt werden, mit dem Vorbehalte, fie gegen die 
Berbefferungen mwettzufchlagen , weit 4 Nutznießer zu Gute 
tommen. Paris. S. 7. 2. 1118. D. 6. 2. 79. L. 22. 262. 

f. Art. 22. 25. 611.. 612. 619. 623. 624. .1209. 1300. 
1302. 2236. 2238. 2262. 2265. ff. 

(2) Wenn im Allgemeinen die theilweife Erlöfdyumg eines 
Nugungsrehtes durch ZOjährigen Nichtgebrauch von. Seiten 
einiger Nugungsberechtigten, dem Eigenthümer, und nicht den 
übrigen Berechtigten zu ftatten kommt, deren Rechte unverändert 
die nämlichen bleiben, fo verhält es fich doch anders, wenn die 
Rechtstitel jener Nugungsberechtigten „ welche die Verjährung 
haben ablaufen Iaffen , jünger find, als die der übrigen, und 
diefe, von Anfang am die Nugungsrechte im Ganzen  genoffen 
haben. — Wenn in folhem Falle eine Diftrittd-Abtheilung von 
den Nutzungsberechtigten verlangt wird, ſo muß dieſe nach dem 
Umfange des urſpruͤnglich verliehenen — 2 ng eine 
— bewirkt werden. C. H. Bmw. Befangon; R 16 
1836. 1. 416. — ſ. Art. 625. 2219. **) 

—* Strafe, die der Art. 618. gegen: den, "Nugnießer aud: 618. 
fpricht , welcher die Nutznießung mißbraucht (Verluſt der Nutz⸗ 
nießung) , iſt alsdann anwendbar, wenn der Mißbrauch unser 
Hersfhaft des Code ftatt gefunden hat, ohne Ruͤckſicht darauf, 
daß. die Nugnießung früher beftellt worden er = H. Bu 
Gaen. S. 19. 1. 1%. D. 16. 1. 664. L. 50. 5 

f. Art. 605. 614. 1167. 

+ Was für einen Mißbrauch zu achten. Hohnh. V. 163 — 165. 

u er Re: ch Hohnh. 
| (1) Die Nugnießung _ Liegenfhaft kann nicht auf 619. 
alle Zeit, zu Gunſten einer Reihe nach einander folgender 
Perſonen beſtellt wetden. Unter der Hertſchaft bes römifchen 


*) Trefurt 138, $, 168, 

”*) Bon ven Arten, wie die Nugnießung aufhört. Zachar. n. 330. 
Val: Hohnh. IE 78, — Won den rechtlichen Belgen, welche 
das Aufhören der Nugnießung hat. Zachar. IT. 
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619. Rechts war die Dauer einer ſolchen — auf hundert 


621. 


622. 


Er 


Jahre — Rennes. R. G. 


*. V B. 1819. X. Samml. J. 937. — f. zu ẽ. Z. 384. S. B9. f. 
19 Ein, Der nicht ded Nu wi erd auf die Nugnießung einer ver 
fauften Sache muß in om sefdehen, wenn der Käufer die 
zueniehung anfprechen mi Es genügt hierzu, daß der 
Nupnieber Die erfaufdurfunde „ worin geſagt iſt, daß die ver⸗ 
kaufte Sache mit deren Genuß, o der ohne andere ald die gemöhn. 
lichen Zaften , in einer ee Zeit übergeben werden folle, 

Weterkatant. —— II. 77. f. 

L. 4. D. de dol, — met. except. iſt durch obigen 

ẽ. ©. S Hohnh. II. 

Siäubigen von Eltern — Kinder koͤnnen die 
Nutznießung des Kinderqutes von ihren eigentlichen Schuldnern 
in Anſpruch nehmen. Diefe Nutznießung ift kein ausſchließlich 
an die on der Eltern im Sinne des Art. 1166. gefnüpftes 
Recht. C. H. Amiens. S. 19. 1, 446. D. 17. 1. 403. — 

f. Art. 1166. 
ſ. Art. 615. ff. 
1. Der Nusniefer eines vom Eigenthuͤmer verſicherten 


Haufes hat im Falle einer Feuersbrunft das Recht nicht, zu 


verlangen, baß der geleiftete Schadenserfag zur Wiedererbauung 
bes Haufes verwendet werde, — Aber er hat ein Recht auf 
den Zinsertrag jener Erſatzſumme, als die feiner Nugnießung 
unterworfene Liegenfchaft vertretend. — Der Eigenthümer kann 
nicht entgegen halten, daß die Verfiherung nur in feinem aus⸗ 
fhließlihen Intereffe gefhehen ſey; diefelbe kommt nothmwendig 
dem Nusgnießer zu Gute, wenn er für fih, in einem angemeffes 
DE zur — — — Colmar. 8. W. 
— [4 

(2) Der — iſt fuͤr Feuersbruͤnſte in den Gebaͤuden, 
woran er die Nutznießung hat, verantwortlich, ſofern er nicht 
beweiſet, daß die Feuersbrunſt durch Zufall entffanden ; die Ver⸗ 
— ſtreitet gegen ihn, wie gegen den Miether. Toulouſe. 
— 837. 2. 357. — ſ. Art. 607. 1302. 1315. 1383. 


Zweites Kapitel. 
Bon der Nukung und der Wohnung **). 


f. Art. 579. 617. 638. 1127. 
(1) Wer Nusgungsrehte an einem Grundftüde behauptet, 
bie ihm von einem Dritten mwiderfprochen werden , ber fih für 


*) Zrefurt 398, alpinen ber — Brauer VI. 28. 

**) Nutzung (Usus). Brauer V. 615. — Wohnungsrecht ift von 

ei Ti eines Hauſes in nichts — 
bend. 
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ben Eigenthuͤmer des Grundjtüdes ausgibt, hat Feine Befugniß, 625; 
das von dem Dritten angefprochene Eigenthum zu beftreiten, 
wenn er, ohne dafjelbe für fich felbft zu verlangen, und ohne 
denjenigen, von dem er feine Nugungsrechte hat, zum Streite 
beizuladen, fih auf die Behauptung befhränkt , daß das Eigen: 
ern en legten zugehöre. ©. H. Vw. Befanson. J. 19. 

. 1835. 1. 967. 

(2) Die Nugung, wie jede andere eigentliche Dienftbarkeit, 
erlöfcht durch bie Vermifhung oder Vereinigung des der Nugung 
untermworfenen Grundftüdes, und desjenigen, dem die Nugung 
zu Gute kommt , in einer und bderfelben Hand. Caff. Monts 
pellier. R. G. 1837. 1. 805. *) — f. Art. 617. 705. 

t Wohnungsrecht muß in das ir Ba eingetragen fepn, um 

Öinnafen 111. 347 ger an wirken, Sahrb. III. 166. — 


f. Art. 601. 2018, 2019. 2040. 626. 


**4 632. 

Das Nutzungsrecht zu Gunften eines Te Butes 635. 
folgt der Hauptwohnung. Paris. S. 31. 

”"NR.3. 1832. LX. f. oben zu L. ©. ee 

(1) Die Klage auf Anerkennung von Nusb ungsrechten in 636. 
einem Walde iſt eine dingliche Klage, worüber das Erkennt⸗ 
niß ausfchließlih dem Gerichte des Bezirkes, worin der Wald 
gelegen ift, zufteht, und feine gemifchte Klage, welche vor dem 
Gerichte des Mohnfiges des Beklagten angeftellt werden könnte. 
Caſſ. Montpellier. R. G. 1833. 1. 488. 

(2) Eine Gemeinde, welche ein Weidrecht nad) der erften 
Heuernte auf einem von ihr verkauften Grundſtuͤcke ſich vorber 
halten hat, ift nicht gehalten, zu der Grundfteuer und ben 
Unterhaltungskoften des bienftbaren Gutes beizutragen. — Es 
ift dies Kein TEN im Sinne des Art. 635 €.H. Vw. 
Amiene. J. 19. S. 1835. 1. 305. — f. Art. 688. Abf. 2. 

(2)b. Ein welches durch Ueberweifung der Vers 
waltungsbehörde zu Entfcheidung der Frage berufen ift,- von 
welcher Beſchaffenheit, Art und Ausdehnung, dem Herkommen 
zufolge, ein Weidrecht ſey, deſſen Vorbehalt eine Gemeinde in 
einem adminiſtrativen Rechtsgeſchaͤfte ſich ausbedungen hatte, 
kann entſcheiden, daß nach dem Inhalte der Urkunde die Ge— 





*) Eintrag ins Grundbuch der Nutzung a Sue. Bett 
$. 42. Wirkung gegen Dritte, Ebend. 
**) Bon dem Nutzungsrechte. Zachar. II. — 
***5) Bon dem Wohnungsrechte. Zadar, II. 233. — Lange unents 
gelblich genoflene Wohnung. Brauer VI. 29, 


24 
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‚ meinbe feinen Beitrag zur Grundfteuer ſchuldig ſey, ohne ſich 


hierdurch die Auslegung einer adminifirativen Handlung unb 
Gemwaltsäberfchreitung zu erlauben Ebend. *) 
1) Orfet Fe die Verwaltung der Forftpolizei «Borfigefeg). R.B. 


| Sinöbefondere: 

2), Bon den Forftberehtigungen. Ebend. $. 100 105. 

3) Vom Beholzigungsrechte, den zen —— Befugniſſen 
und Beſchrantungen Ebend. 8. 1 

4, Bon dem Weidrecht in Waldungen. Ehen. $. 121 — 12. 

5) Bom Laub: und Streurehte — vom Rechte zur Maft und 
jum m Ederid — zum Harzſcharren und Theerſchwellen — zum 

üffelfuchen. Ebend. $. 125 — 131. 
6) * der Trift- und Weggerechrigfeit in Waldungen — von 
dem Mechte zur Viehtraͤnke. Ebend. $. 132 
— 7) Don Ablöfuny der Korfiberechtigungen. hend % 134 — 136. 


Vierter Titel. 
Bon Grund » Dienftbarfeiten **). 


1. Wenn ein Eigenthümer eine Veranftaltung zur Leitung 
bes Waſſers auf mehrere ihm zugehörige Wieſen, vermittelft 
einer Rinne gemacht hat, und alsdann eine der untern Wieſen 
veräußert wird, fo kann die Rinne, obwohl zum Behufe mehrerer 
Wieſen angebraht, nicht ald den verſchiedenen Eigenthämern 
gemeinſchaftlich angeſehen werden; es iſt dies eine eigentliche, 
für die obere Wieſe beſtellte Dienſtbatkeit. Caſſ. Limoges. 
—— 1. 153. — f. Art. 544. 649. 686. 687. 690. 705. 

(2) Eine Dienftbarkeit kann den Gebrauch des dienftbaren 
Gutes gänzlih in Anſpruch nehmen. — Insbefondere: eine 
Meggerechtigkeit ann , je nah Inhalt der Urkunde, felbft zum 
Nachtheile des Eigenthuͤmers des dienftbaren Grundftüdes, für 
ein ausfchliegfiches Recht, den Weg über baffelbe zu nehmen, 
erklärt — C. H. Vw. Paris. J. 19. S..1834. 1. 509. 
— J.1 

(3) Der Verkäufer kann auf dem verkauften Grundftäde 
die „ewige Jagdgerechtigkeit, für fi , feine Erben over Rechts— 


*) Der Code forestier vom 21. Mai 1827 enthält in 15 Ziteln 
und 225 Artikeln, nebft der in 12 Ziteln und 497 Art. bes 
ftehenden Ordonnance regl&mentaire , die franzöfifhe Forſt⸗ 
Gefeggebung. Won ber Nupunasgerechtigkeit in Walbungen 
handelt Tit. IIF. Sect, 8. des droits d’usage dans les bois 
de l’etat. (Art. 63-85). 

*n) —* den Grund-Dienſtbarkeiten. — Eintheilung. Zachar. II. 
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folger” vorbehalten. Ein. ſolcher Vorbehalt Hat meder den 637. 
Charakter eines Jagdrechtes im inne der (in Frankreich): abge 
fhafften Lehensgeſetze, noch den einer im Code verbotenen pers 
fönlichen. Dienftbarfeir. Und jenes Gedinge ift verbindlich für 
bie.nachherigen dritten, wie für dem erften Käufer. Amiens. 
8. G. 1836. 2: 198 

(4) Im Bweifelsfalle , ob eine Durchfahrt ans Bergünfti« 
yans oder animo domini ausgelibt worden, muß für die Freie 
beit des Grundſtuͤckes, und gehen die Dienfvarkei waren 
tvetden. Douai. R..G. 1836. 2. 544. *) 


* Sretal fann ale als Grunddienfbarfeit angefeben werökn. 
N. Jahrb. II. 183 


99) 638, 
= U@F) 639. 
| Erſtes Kapitel. in 
Bon den Dienfibarfeiten aus der Lage der Orte. 


1. Der Eigenthuͤmer eines unten liegenden Zeichen, nielchen 640. 
zu deffen Verbindung mit einem obetn Zeiche Schugbretter, und 
Stellfallen anlegt, kann felbft nad hundert Jahren, nicht. in 
Anfprud) ‚genommen werden, unter dem Vorwande, daß bie 
übermäßige Höhe. diefer Stellfallen die Austrodnung des obern 
Teiches verhindere, mgleichen daß bies eine nach den Lokal⸗ 
Statuten unverjährbare Dienftbarkeit fey, CE. H. Vw. Paris. 
S. 9. 1. 248 L. 24. 113. 

2. Der Art. 640. welcher dem untern Eigenthuͤmer jede 
Anlegung eines Dammes unterfagt, der den Ablauf des Waſſers 
hindert, bat nur Beziehung auf = — nicht auf 
Baͤche und Fluͤſſe. Air. S. 14. 2, . 12. 2, 18. 

2b Die Ufereigenthümer, — — die Anlegung eines 
Dammes, gegen den Ablauf eines weder ſchiff⸗- noch floßbaren 

Gewaͤſſers, benachtheiligt werben Eönnten, haben das Recht, zu 
verlangen , daß diefer Damm weggefchafft werde, felbft wenn 
eo für A noch fein wirklicher Schaden entftanden ift. Riom, 

— In jedem Falle wäre biefes Eigenthum, zu Gunften 
des gegemüberliegenden Ufereigenthümers, . mit der : gefeglichen 
Dienitbarfeit aus der Lage der Drte befchwert. . Gaff. Aurillac. 
8. 30. 1. 32. J 

f Art. 681. 688. 690. 701. 


Grundgerechtigkeiten. Bett. $.7 u 
) bg begründet keine Gewaltsbefugniß. Trefurt 
171 


24), Eintrag ins Grundbuch der Grunddienſtbarkeiten Bett. 43. f. 
— Wirkung der Gintragung gegen Dritte, Ebend. 9. 83 


24 * 
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(4) Wenn der Eigenthümer eines Teiches mittelft neuer 
Anlagen eine neue Art des Wafferabfluffes veranftaltet, und 
hierdurch den niedriger gelegenen Befisungen einen merflichen 
Schaden zufügt, fo kann das Gericht, ohne die Schranfen- feiner 
gefeglichen Gewalt hierin zu Überfchreiten, die Wiederherftellung 
des alten Zuftandes verordnen, und felbft die Art und Zeit: des 
ſtatt findenden Abfluffes feftfegen, dergeftalt, daß dem niedriger 
gelegenen Eigenthum Fein Schaden zugehe. — Vergebens mürbe 
man einwenden,, daß dies ein Eingriff in das Eigenthum 
des Teiches, oder in das Dienſtbarkeitsrecht fey, welches 
efeglih zum Wortheile des obern Grundftüdes , und für den 
blauf des Waſſers auf die niedriger gelegenen Grundſtuͤcke bes 


— ſtellt iſt. C. 9. Vw. Meg. R. G. 1833. 1. 54. — f. Art. 
:» 644 — 645. 545 


541. 


(4) b. Untergeordnete Anträge innen ohne ausdrüdliche 
Entfheidungsgründe verworfen werben (forma negandi), wenn 
fie durch die über die Hauptanträge ausgedrüdten Entſcheidungs⸗ 
gründe nothwendigerweiſe ausgefchloffen find. — Wenn folglich 
eine Partei, während’ fie auf unbedingte Erhaltung gewiffer neuer 
Anlagen für den Abfluß des Maffers eines Teiches amträgt, 
huͤlfsweiſe ſich erbietet, diefen Anlagen das nöthige hinzuzufügen, 
um bie Befhädigungen des benachbarten Eigenthums zu’ vers 
hüten, fo hat das Gericht durch feine Eritfeheidung unter aus: 
druͤcklicher Anführung der Gründe, daß die neuen Anlagen nicht 
beibehalten ‚werden koͤnnen, hierdurch die ftillfchweigende Wers 
werfung des hülfsweife gefchehenen Anerbieteng gerechtfertigt, 
welches vom Eigenthümer des Zeiches zur Beibehaltung feiner 
neuen Anlagen gemacht wurde. Geſetz (1810). — Ebend. 

(5) Der Grundfag, daß ber Eigenthümer des höher gelegenen 
Grundftüdes nichts unternehmen dürfe, wodurd die Dienftbarkeit 
des untern Grundftüdes zur Aufnahme des Waffers im natuͤr— 
lihen Laufe erfchwert wird, ift auch alsdann anmwendbar , wenn 
die ‚beiden Grundftüde durch den Öffentlihen Weg getrennt find; 
in diefem Falle, wie in jenem, dba beide Grundftüde an einan— 
der ftoßen, ift e8 dem obern Eigenthümer nidıt erlaubt, auf 
feinem Grund und Boden Anlagen zu madhen, weldie das 
Waſſer auf den öffentlihen Weg ableiten, und in Folge deffen 
den unten liegenden Befisungen Schaden bringen: Caſſ. Nancy. 
J. 19. S. 1834. 1. 169.-*) — 

1. Das Regenwaſſer, welches auf ein Grundſtüͤck fällt, 
ift für den Eigenthümer, wie eine auf demfelben entfpringende 
Quelle zu betrachten, worüber er unter ausfchließlihem Rechts⸗ 


*) Waſſerabfluß. Zadar. II. 235. — Zrefurt 139. $ 173. — 
Neue Werke, bie den natürlichen Abfluß des Waſſers hindern 
oder täftiger machen. Brauer V. 589, ; 


* J 
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titel verfügen. kann, und nicht wie -fließendes MWaffer, welches er 6A. 
mit der Obliegenheit aufnimmt, es weiter abzuleiten. — Die 
alten Gefege gaben dem Kigenthümer volles Necht, baffelbe zu 
feinem Nugen zu verwenden; e8 mar ihm nur unterfagt, davon 
einen für andern fehädlihen Gebrauch zu machen. Es kommt 
nicht darauf. an, ob der Nachbar, ber daruͤber verfügt, daffelbe 
vermittelft einer durch Kunft angelegten Ableitung erhalten hätte. 
— Das MWaffer der Dachrinnen behält feine Eigenſchaft als 
Regenwaffer bei. C. H. Bw. Air 8. 23. 1. 173. — 
2. In der Vorausſetzung, daß der. untere Eigenthuͤmer 
durch offene Anlagen mittelſt Verjaͤhrung ein Recht erwerben 
koͤnne, daß das Waſſer einer Quelle nicht abgewendet werden 
darf, im Sinne des Art 641., iſt der Eigenthuͤmer der Quelle 
berechtigt, dem untern Beſitzer die Errichtung ſolcher offenen An⸗ 
lagen auf deſſen eigenem Grund und Boden zu wehren, welche 
beſtimmt ſind, den Abfluß und Lauf des Waſſers zu erleichtern. 
Mes. 8. 25. 2. 266. Zr 

: 3. Menn der Eigenthuͤmer des untern Grunbftüdes das 
Mecht erfeffen hat, das Waffer einer auf dem oberen Gute befinds 
lihen Quelle zur Bemwäfferung feiner Grundftüde zu beziehen, 
fo. bat. er hierdurch zwar ein Eigenthbumsreht an dem Waffer 
erworben , wohl aber eine Dienftbarkeit, auf welcherlei Weife 
er fid) derfelben auch bedient haben möge; — folulih hat er 
hierdurch nicht die Befugniß erlangt, fich des Waſſers zu jeder 
beliebigen Zeit und in jeder beliebigen Menge zu bedienen. — 
Die Gerichte Fönnen, indem fie fein Dienftbarkeitsrecht mit dem 
Rechte des Eigenthümers der Quelle vereinbaren, die Entfcheis 
dung dahin geben, daß er ins künftige fi des Waſſers nur in 
dem Maße bediene, woruͤber er mit jenen übereinfommen wird, 
oder in Ermangelung einer Webereinfunft, wie baffelbe durch 
Sachverftändige wird ermittelt werden. C. H. Vw. Meg. 
S. 28. 1. 213. D. 26. 1. 250. L. 82. 438. = 

4. Das ausfchließlihe Recht, welches ber Eigenthuͤmer 

einer Gewerbsanlage (Fabrik) auf ben MWafferfanal hat, der 
zum Betriebe derfelben dient, auch wenn er folhe auf feinem 
Eigenthume angelegt , hindert nicht, daß die Anftößer von dem 
MWaffer des Kanals zu den gewöhnlichen Naturbedürfniffen Ges 
brauch machen, als zum Wafchen, MWafferfhöpfen und Tränfen, 
fobald nur hieraus Fein Nachtheil für die Werkanlage entfteht. 
C. H. Vw. Poitiers. S. 27. 1. 473. D. 25. 1. 270. *) 
— Art. 644. Nr. 14. 15. 645. 688. 690. 706. 712. 


*) Benutzung der Quellen. Zachar. II. 236, 


642. 
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1. Der Eigenthümer einer Quelle kann fein Verflgungs- 
echt Über diefelbe nicht durch Verjährung verlieren, fo daß, 
wenn auf feinem Grundftüde duch den untern Eigenthuͤmer 
Anlagen gemacht worden, es nicht genügt, wenn Rinnen oder 
Deffnungen feit unfürdenklicher m vorhanden. find. Caſſ. 
Fougeres. S. 12. 1. 550. D. 10. 1. 599. 

Im entgegengefegten Sinn entfhieden. — Eine un: 
terirdifhe MWafferleitung, wenn fie auch nur in irgend einem 
Theile fihtbar ift, muß als eine offene Anlage im Sinne des 
Art. 642. betrachtet werden. — Es ift übrigens nicht nothwendig 
zu beweifen, daß diefe im obern Grundftüde, wo die Quelle ent: 

eingt, vorhandene Anlage durch den Eigenthümer des untern 

eundftüdes, welcher die Dienſtbarkeit in Anfprud nimmt, oder 
durch deffen Rechtsvorfahren, errichtet worden ift: fondern es ge: 
nügt, daß Ießterer einen unfürdenklihen unwiderfprochenen Beſitz 
für fih anführen kann. C. H. Vw. Riom. 8. 30 1. 174. 

3. Bezüglih auf das Waſſer einer Quelle kann der Eis 
genthümer des untern Grundftüdes nicht das Recht erfigen, ſich 
des vom obern Grundftüd abfließenden Waſſers zu bedienen, 
als wenn auf diefem obern Grundftüd Anlagen zum Nugen 
des untern gemadht worden find. — Iſt e8 unbedingt nöthig, 
daß diefe Anlagen auf dem obern ne ſelbſt errichtet 
wurden? G. H. Vw. Vire. S. 26. 1. 406 D. 23. 1. 356. 
L. 74. 139. 

Bejaht hin — des letztern Punktes. Bordeaux. 3. 19. 
8. 1834 J C. H. Bw. Montpellier. R. G. 1837. 1. 


ey 
ſ. Art: 641. Nro. 2, 690. 706. 712. 2219. 2281. 


+ 1) Dienfbarkeiten fallen nach roͤmiſchem Recht unter die „ügemeime 
Kegel der Verjährung der Immobilien. Hohnh. 180. — 
Es reicht alfo “ ihrer Ermerbung ein long um I us von 
10 resp. 20 jahren hin, wenn ed am Titel nicht fehlt: mo 
aber diefer fehlt, ift tempus longissimum von 30 % Jahren er: 
forderlih. Ebend. — Na Fanonifhem Nechte wird bei_man- 
De Kitel zu m —— unfuͤrdenkliche Verjaͤhrung 
erfordert. Ebend. — Nah dem neuen £. R. reiht der bloße 
Befig zur —* derſelben nicht hin. Ebend. 173. — Das 
Possessorium gemä aͤhrt alfo bei ihnen feinen Vortheil mehr, 
menn nicht dad Petitorium damit verbunden wird Ebend. 

2, Erfigung — Waͤſſerungsrechtes. — Was der untere Gutk— 

iger auf feinem eigenen Grundſtuͤcke vornimmt, kann, auch 

bei noch fo langer Dutdung, keinerlei filifmeigende Anerfen; 

nung von ©eiten des obern Qutöbefiger8 begründen, da diefer 

daffelbe, "> — nicht berührend, ja nie verhindern fann. Xin« 
nalen 11. — f. Nro. 3. d. T. 


=) — Waͤſſerungen und verjaͤhrte Bitten. Brauer. 
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1: Obwohl die Gemeinden das MWafferfchöpfreht an 643. 


einem Brunnen erfigen Eonnen,, fo fann doch der Einzelne ut 
singulus auf das von ben Einwohnern ut universi erworbene 
Recht ſich nicht berufen, wenn die Gemeinde in diefer DHinficht 
— Anſpruch machen will. Colmar. S 10, 2..61. L. 25. 


2 Obwohl ein Bach oder Brunnen, der an einem. Öffent« 
lichen Wege entſpringt, das Eigenthum der Gemeinde ift, und 
diefe folglich das Recht hat, fich feines Waſſers zu bedienen, fo 
erſtreckt fich doch diefe Befugniß nicht fo weit, um. ohne Titel, 
felbft in Folge eines unfürdenklichen Genuffes, auf dem fremden 
Grund und Boden; wo der Bach fließt, das Recht zu erwerben, 
dort Waſſer zu fhöpfen, und Wafchpläge anzulegen. Poitiers 
S. 35. 2. 347. D. 33. 2. 136. 

3. Daraus, daß der Eigenthümer einer Quelle deren 

Lauf zum Nachtheil einer Gemeinde nicht änbern darf, folgt 
nicht, daß gleichermaßen einem Eigenthümer unterfagt fey, auf 
feinem Grundftide Nadgrabungen zu veranftalten, welche bie 
unterirdifchen Waſſeradern abfchneiden und abwenden : felbft wenn 
das Ergebnif biefer Arbeiten das Verſiegen einer Quelle herbei: 
führen würde, deren Waffer einer Gemeinde nöthig ift. C. H. 
Bw. 8. 31. 1. 110. — f. Art. 644. Nr. 4 f. — f. Art. 54% 
641. — Grenoble. J. 19. 8. 1834. 2. 491. — €. H. Bu. 
Air. J. 19. S. 1835. 1. 957. 
(4) Obgleich der Art. 643. zum Vortheil ber Gemeinden 
eine Berechtigung auf den Genuß des Waſſers ber Quellen vet: 
leiht, welche zum Gebrauche der Einwohner dienen, und es in 
Kraft Diefer Berechtigung dem igenthümer des Grunditüdes, 
von dem das MWaffer feinen Lauf nimmt, unterfagt ift, dieſen 
zu ändern, fo folgt doch hieraus nicht, daß jenes Grundftüd, fo 
wie der höher liegende Grund und Boden, nicht aud irgend 
einer andern Dienftbarkeit zum WBortheil der Gemeinde unter: 
worfen ſeyn Eönne, fo daß diefe gegen Arbeiten auf jenen Grund: 
ftiden aus dem Gefihtspunkt Einfprache thun ann, daß bie 
MWafferadern dadurch abgegraben, und die MWaffermaffe dadurch 
vermindert werde. C. D Vw. Apt. R. G. 1836. 1. 819. 

(5) Der Eiyenthümer eined Grundftüdes kann der ihm 
zuftehenden natürlihen Befugniß, auf feinem Grunpdftüde zu 
graben, und fo die unterirdifchen Adern einer auf benachbartem 
Boden entfpringenden Quelle abzufchneiden, fich nicht bedienen, 
wenn er, als Beſitzer von noch andern Grundftäden, verpflichtet 
ift, einen Kanal zu unterhalten, durch welchen das Waſſer auf 
das benachbarte Grundſtuͤck geleitet werden fol. — Jedenfalls 
tann eine ſolche Entſcheidung, als Auslegung des die Parteien 
bindenden Vertrages, keinen Grund zur Gaffation abgeben. ©. 
9. Bw. Riem. R. G. 1837. 1. 684. | 


6a. 
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1. Die Ufereigenthämer können , ohne Erlaubniß ber Re 
gierung, auf nicht ſchiffbaren Gewaͤſſern keine Gattung von 
Bauwerken, z. B. Muͤhlen oder Fabriken anlegen, welche den 
Lauf des Waffers hemmen ; folglicy fteht es nur der Adminiftras 
tiv-⸗-Gewalt zu, über Streitigkeiten zu — welche in dieſer 
Beziehung entſtehen. zo der le . 7.2. 925..— 
Defgleichen. S. 7. 2. 

2. Derjenige, — Grundſtuͤck ein fließendes Waſſer 
durchlaͤuft, kann nicht alles Waſſer zum Nachtheile der untern 
aan für ſich — C. H. Um. Dijon. S. 7. 1. 
183. D. 5. 1. 183. L. 17. 566. 

3. Wurde entfeyieben, daß es in dergleichen Fällen genuͤge, 
wenn der Eigenthuͤmer ſolche Vorrichtungen macht, daß das 
nicht verwendete Waſſer, wenn welches vorhanden, ſeinen natuͤr⸗ 
lichen Lauf wieder erhaͤlt, wo es ſein Eigenthum verlaͤßt. — 
Gleichermaßen, wenn den untern Eigenthuͤmern das Wa — 
waͤhrend einer zur Erſitzung erforderlichen Zeit zugefloſſen waͤr 
C. H. Bw. Bourges. 8. 29. 1. 403. D. 27. 1. 402. — 
Bourges. R. G. 1837. 2. 319. ib. 428. 

3b. Die obige Verbindlichkeit ift nur von jenem Waſſer 
zu verſtehen, welches nach gaͤnzlicher Befriedigung des Bedarfes 
des obern Grundſtuͤckes ſich eruͤbtigt. — Das Recht des Eigen: 
thümers des untern Grundftüdes befhränft ſich auf das übrige 
Maffer, immerhin mit dem Vorbehalte, jedem Mißbrauche zu 
begegnen, weichen der Cigenthümer des obern —— im 
Gebrauche des Waſſers begehen koͤnnte. Bourges 8 VN. 
240. L. 78 526. 

4. Borausgefegt, daß der anftoßende Eigenthümer nicht 
alles Waſſer verbraucht, und demfelben feinen Lauf wieder gibt, 
fo ift ihm unbenommen, auf feinem Grund und Boden alle 


- Anlagen zu machen, die cr für dienlich hält, felbft wenn das 


duch das MWaffer zu feinem VBortheil und zum Nachtheile der 
untern Eigenthümer vermindert werden follte Paris. S. 6, 2, 
184. D 4. 2. 197. L. 15. 301. — ©. 9. Bw. Paris. S. 7. 
1. 470. D. 5. 1. 470. L. 20. 89. 

3. Gleidylautende Entfcheidung in dem Falle, wo bie bei« 
den Ufer eines Baches im Beſitze zweier Cigenthümer . find, 
welche in Uebereinftimmung handeln. Diefe beiden Ufereigens 
thümer koͤnnen vereinigt alles dasjenige thun, was der alleinige 
Eigenthümer der beiden Ufer thun koͤnnte, zufolge des Art. 
644. Abſ 2. Die untern Beſi iger Eönnen den beiden in Ger 
meinfchaft handelnden Ufereigenthümern nicht die Verfuͤgung 
des Art. 644. Abf. 1. entgegen halten, welder nur erlaubt, 
ſich des MWaffers zur ———— zu bedienen. Befangon. S. 
28. 2. 346. D. 77. 2. 9 

6. Der Angrenzer a Baches kann davon im Sinne 
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bes Art. 644. Gebraudy machen, felbft wenn derfelbe durch den 644. 
Gebrauch verfiegen, und dem Betriebe der unterhalb liegenden 
Mühlen dadurch Schaden zugeben follte. Colmar. (1. Inſt.) 

8. 25. 2. 438. 

Te. Mühleneigenthämer haben kein wefentlihes Recht auf 

die für ihe Werk nothwendige Waffermenge, in der Weife, daß 

fi den obern Güterbefigern den Gebrauch des Waffers zur Ber 
wäfferung ihrer Wiefen entziehen koͤnnten. € 9. Bw. Lyon. 

S. 9. 1. 316. — ©. 9. Vw. Bourges. S. 29. 1. 403, 
D. 27. 1. 402. 

8. Die Geridte dürfen nicht unter dem Vorwande des 
Sintereffe des Feldbaues einen Grundeigenthuͤmer ermädtigen, 
das Waffer abzumenden,, welches durd fein Grundſtuͤck fließt, 
Sy auf demfelben feine Quelle zu haben. Angers. S. 9. 2. 


9. Der Art. 644. ift nicht auf das Maffer eines. durch 
Kunft angelegten Kanales anwendbar, welcher einem andern 
Eigenthümer als demjenigen gehört, durch deffen Grundftüd das 
Maffer fließt. In diefem Falle darf der Eigenthuͤmer des 
Grundftüdes weder MWaffer aus dem Kanale nehmen, noch irgend 
eine Anlage machen, welche den igentbümern des Kanales 
nachtheilig ſeyn Eönnte. Colmar. S. 14. 2 6. D. 12.2. 17. 

Ein folhee Kanal ift Privateigentbum. Er darf 
nicht gegen den Willen des Eigenthuͤmers dem Gebrauce der 
Uferbefiger unterworfen werden, obwohl der Gebrauch dem Eigen 
thuͤmer nicht ſchaden, und dies dem Intereſſe der Induftrie ges 
mäß feyn follte. Gaff. Grenoble. S. 19. 1. 168 D. 17. 1. 
32. L. 54. 57. — €. 9. Vw. Nismes. S. 16. 1. 374. D 
14. 1. 79. L. 45. 179. 

11. Im naͤmlichen er entfhieden. EC H. Bw. Dr: 
leang. S. 28 1 118. D. 25. 1. 468. L. 81. 220. — f. Art. 
546. 641. Neo. 4. 

12. Daraus, daß ein Bad auf Koften einer Gemeinde 
unterhalten und gereinigt wird, und in dieſer Beziehung den 
Charakter eines öffentlichen oder Gemeindebadhes hat, folgt nicht, 
daß den Ufereigentbümern ihre DBefugniffe, als folhen, und der 
Genuß des Waffers entzogen würden. Wenn alfo ein folder 
Eigenthümer mit Bewilligung der Verwaltungsbehoͤrde eine 
Brüde anlegt, welche einem andern Uferbefiger den Genuß bes 
Waſſers entzieht, ſo hat dieſer das Recht, daruͤber zu klagen, 
und in — gehoͤrt der Streit vor das Richteramt. 
Decret. S. 16. 2. 297. 

13. "Der Ufereigenthuümer an einem fließenden Waſſer, 
weicher auf feinem Grund und Boden Anlagen zu Benugung 
diefes Waſſers macht, gibt dem andern Ufereigenthümer Grund 
zur Klage, wenn bie von ihm errichteten Anlagen fo: geeignet 
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644. find, daß fie den ſchon ein Jahe andauernden Beſihzſtand jenes 
Nahbars ftören. — Der Art. 644. ift vorbehaltlich der erwon⸗ 
nenen Rechte Dritter zu verſtehen. E H. Vw Befoul. $. 29. 
1. 281. L. 85. 476. 

. 14. Der Eigenthümer des einen Ufers des fließenden Waf« 
ſers hat die Befugniß nicht, auf dem entgegengefegten Ufer ohne 
Beroilligung bes Eigenthuͤmers deffelben, eine Schleuſe (barrage) 
anzulegen, felbft wenn die Page der Drte diefe Schleufe fuͤr den 

Gebrauch des Waſſers unerläßlih nothwendig machen follte. 
Die Anlage der Scleufe genehmigen, wuͤrde die Beſtellung 
einer Dienftbarkeit auf fremden Eigenthum feyn. Rouen. 8 
28. 2. 347. L. 83. 116. 

15. Das gewohnte Bette eines (weder ſchiff- noch floßba⸗ 
ven) Gewaͤſſers, ift nicht in fo mweit zur Verfügbarkeit der beir 
derfeitigen Ufereigenthüümer geftellt, daß fie dort Anlagen, ſelbſt 
zum Schuge, nah Willkühre errichten dürften (unbefchaber deſ⸗ 
fen, was bie Wafferbau: Behörde aus Gründen beforzlicher 
Ueberſchwemmungen anzuordnen für gut findet). — Der gegens 
über gelegene Ufereigenthlimer Eann nach Umftänden die Weg» 
eäumung dieſer Anlagen, als Schaden drohend und nachtheilig 
verlangen. Nismes. 3.30. 2. 43. — f Art. 641. Nro.2.u.3. 

16. Regenwaſſer ift Bein fließendes Waffer im Sinne des 
Art. 644. — Der Eigenthümer des obern Grundftüdes kann alfo 
demfelben zum Machtbeile des untern eine andere Rihtung ger 
ben, feibft wenn diefer vorher Weranftaltungen gemacht hätte, 
um baffelbe zu feinem Vortheile zu verwenden. Rennes. 8. 
W 2 74 D %. 2. 390 


17. Das Regenwaſſer, deffen Lauf nur zufällig iſt, folches 
3. B. welches auf öffentliher Straße fließt, ift kein Gegenftand 
eines ausfchließlihen Beſitzes, und kann im Vorbeifließen von 
den Angrenzern nad ihrem Gutdünten ſich zugeeignet werben. 
C. H. Vw. Cherbourg. S. 26. 1. 407. D. 23. 1. 366. L. 74. 
207. — f rt. 641. 

18. Die für die. Bewaͤſſerung im öffentlichen Intereſſe 
fowohl als der angrenzenden Eigenthümer nörhigen Vorſchriften 
follen von den Präfekten ertheilt w.rden. — Ein Privatmann, 
dbeffen Eigenthbum ein Bach durchläuft, kann, der Bewaͤſſerung 
feiner Grundftüde halber, einer adminiftrativen Vorſchrift un— 
terworfen werden. Drbonnanz. S. 18, 2. 312. Ä 

19. Der Art. 644. bat nur da volle Wirkung, wo abmi« 
niftrative Vorſchriften nichts befiimmen. Wenn alfo der Prä- 
fekt eine Vorfchrift Über die Benugung des Waffers unter den 
verſchiedenen Angrenzern ertheilt hat, fo ift dieſelbe für jeden 
diefer Eigenthuͤmer verbindlich , und die Gerichtshöfe müffen den 
Mebertretunger derſelben entgegen wirkten. E. H. Bw. Ecouis 
$. 27. 1. 482 D. 25. 1. 386. — f. Art. 645. Nro. 8. 
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20. Streitigkeiten zwifchen zwei Privatperfonen, den Damm 644. 
einer Mühle betreffend, gehören vor das Richteramt, wenn es 
fih davon handelt, nicht die Höhe des Waſſers im Intereſſe 
der MWafferbaupolizei zu beftimmen, ſondern dem Laufe beffelben, 
nad alten Urkunden, Berträgen oder Vorfchriften feine Mich 
tung zu geben. Die richterlihe Entfbeidung eines. foldyen 
Streited kann die ANdminiftrativgewalt auf feine Weife binden, 
Be — intereffiren. Ordonnanz. 8. 21. 2. 352, 


21. Wenn aus Anlaß der Richtung eines MWafferlaufes 
die verfchiedenen Intereſſen der Eigenthümer, und das Intereſſe 
der Wafferbaupolizei, 3. B. die Anordnung einer Abänderung 
des Wafferlaufes, beftimmt werden follen, fo haben die Gerichte, 
welche über den erſten Punkt zu entfcheiden haben, fih einer 
Entfheidung bes zweiten Punktes zu enthalten. Ordonnanz. 
S. 20. 2. 303. — j. Art. 538. 561. 645. 

(22) Der Wafferlauf, felbft bei Gewaͤſſern, die weder 
ſchiff⸗ noch floßbar find, muß in die Klaffe derjenigen Sachen 
gezählt werden, welche niemanden ausfcließlich angehören, und 
deren Gebrauh allen gemeinfcaftlic it — Daher koͤnnen die 
Uferbefiger auf einen folhen Wafferlauf Fein unbedingtes Eigen: 
thum anfprechen, wenn anders ihr Anfprud auf Eeine befondere 
a oder alten. Befisftand gegruͤndet iſt. — f. Art. 


(22) b. Obdgleich in dem Falle, wo die Uferbefiger an. eis 
nem fließenden, weder fchiff: noch flogbaren Waffer durch Anter 
gung einer von der Verwaltungsbehörde genehmigten Mühle oder 
Fabrik Nachtheil erlitten zu haben behaupten, die Anftellung ihrer 
Klage vor die Berichte gehört, fo verhält e8 ſich doch anders, 
wenn fie fi befchweren, daß durch die angelegte Fabrik die 
Höhe des Waffers gemindert, oder der Lauf deſſelben mehr oder 
weniger fchnell geworden, und dadurd ihre Gerehtfame beein: 
trächtigt worden feyen, weßhalb fie die Sachen in ihren vorigen 
Stand zurüdgebracht zu fehen verlangen. — In diefem Falle 
gehört das auf die Aufhebung oder Modififation der adminiftra« 
tiven Berwilligung gerichtete Begehren der Uferbefiger ausſchließ— 
lich vor die adminiftrative Gewalt. E H. Bw. Rouen R..G 
1833. 1. 418 : 

(23) Derjenige, deffen Eigenthum duch einen Offentlichen 
Weg von einem Bade gefchieben ift, kann nit als ein Ufer: 
eigenthuͤmer des Baches angefehen werden; er kann fi daher 
dieſes Baches zur Wälferung feines Eigenthums nicht bedienen, 
oder in Folge deffen begehren, daß der Eigenthümer. des höher 
gelegenen Grundftüdes eine Berichtigung des Wafferlaufes vor: 
nehme. Toulouſe. R. G. 1833. 2. 572. 

(24) Wer ein von feinem Grundſtuͤck abfließendes Waſſer, 


644. 
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und zugleich den noͤthigen Boden verkauft hat, um dem Waſſer 
eine neue Richtung auf das Grundſtuͤck des Kaͤufers zu geben, 
kann ſich nicht beſchweren, daß letzterer, nachdem er des Waſſers 
ſich bedient, demſelben feinen natuͤrlichen Lauf erft in einer 
etwas weiteren Entfernung , al® vorher , zurüdgegeben hat, 
fo daß es auf andere tiefer gelegene Befigungen des Verkäufers, 
nur mit verminderter Maffe, als Folge des arößeren Raumes, 
den es durchlaufen hat, gelangen kann. — Vergebens würde 
der Verkäufer in diefem Falle das Recht der dazwiſchen liegens 
den Eigenthuͤmer, welche fich beruhigen, vorfchügen ; er Eönnte 
hinfichtlich Iegterer nur als verantwortlih für die Veräußerung 
betrachtet werden, welche er mit ihren Mechten auf das fließende 
Maffer, deffen Lauf er verändern fieß, vorgenommen hätte. ©. 
H. Bw. Nancy. R. G. 1836. 1. 850. 

(25) Der Uferbefiger an einem fließenden MWaffer, welcher 
gegen einen Beſchluß der Werwaltungsbehörde, ohne Ermaͤchti⸗ 
gung , am Mafferlauf Ableitungsgräben angebraht hat, um 
feine Befigungen zu bewäffern, Fann diefe Art, das Maffer zu 
genießen, felbft gegen die Anftöher, durch Verjährung nicht er= 
werben. Paris. R. G. 1836 2. 467. 

(26) Iſt die jedem Anftößer eines fließenden Waſſers ver- 
ftattete Befugniß, ſich deffelben zur Bemwäfferung feiner Befigun- 
gen zu bedienen, auf die Bemwäfferung der unmittelbar an das 
Waſſer ftoßenden Befigung befchränft ?_ oder erſtreckt fie fich 
auc auf die übrigen Befigungen deffelben? — Im legten Sinye 
bejaht (vom Gericht 1. Injt). Ebend. 

(27) Der Uferbefiger eines fließenden Waffers darf daſſelbe 
benutzen, ſo lange es den Lauf an ſeinem Eigenthume hat, in⸗ 
dem er eine auf dem hoͤher gelegenen Grundſtuͤck angebrachte 
Waͤſſerung auf ſeinem Grund und Boden fortſetzt, wenn nur 
das Waſſer da, wo es fein Eigenthum verläßt, feinen ordentli⸗ 
hen Lauf wieder annimmt. Es ift nicht nothwendig, daß das 
Waffer unmittelbar aus feinem Bette auf das — Grund⸗ 
9— geleitet werde. C. H. Bw. Bourges. R. G. 1837. 1. 


— Kann ein Grundbefiger, der kein Anftöer eines 
nicht fhiffbaren Gemwäffers ift, durch Verjährung das Recht er 
werben, des Waffers zur Bemwäfferung feiner Grundftüde ſich zu 
bedienen? Bejaht. Bourges. R. G. 1837. 1. 493: *) 

1. Der Art. 645. befagt nicht, daß das Eigenthum auf 
irgend eine Weife im Intereſſe der Landwirthſchaft beeintraͤch ⸗ 
tigt oder verkürzt werden folle; er verlangt, daß die Michter die 


*) Benugung fliegenden Ban 3adar. 1. 237. — f. au 
die Noten zu 8. ©. 640, 
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Landwirthſchaft und alle landwirthſchaftlichen Intereffen begün: 645. 
ftigen follen , aber unter . ber Bedingung, daß . — 
rechte dadurch nicht geſchmaͤlert werden. Caſſ. 8 1. 83. 

1b. Die Gerichte, nicht die Aminifratin.Gemalt, haben 
über alle Streitigkeiten unter Privarperfonen, über die Höhe, 
den Lauf und die Benugung des Waffers zu entfcheiden. 
Caſſ. a. und 2oire. S. 1. 1. 271. — €, 9. Vw. Dijon. 
S. 7. 1. 183. D. 5. 1. 183. L. 17. 566. — f. Re. 6b. ff. 

> Eben fo bei fließendem —— das keine Zubehoͤrde 
— Staatseigenthumes iſt. Colmar. 8. 25. 2. 427. D. 25. 


3. Jede Entſcheidung, welche ein Praͤfekt uͤber ſolche 
Streitigkeiten geben wuͤrde, waͤre ein Gewaltsuͤbergriff, ſelbſt 
wenn dieſelbe vorzugsweiſe * Gruͤnden — Nutzens 
waͤre erlaſſen worden. Dekret. S. 10. 2. 73. D. 8. 2. 97. 

4. Es iſt nicht Sache der Gerichte, zu entfeeiben, ob ges 
wiſſe Perſonen das fließende Waſſer ableiten duͤrfen oder nicht; 
ſie duͤrfen in dieſer Hinſicht keine polizeiliche Einſchreitung vor⸗ 
nehmen, oder die Saͤuberung des Waſſers anordnen, oder Ber: 
anftaltungen irgend einer Art errichten laffen, fen es, um ben 
Lauf des Waſſers zu befördern, oder um gemeinfhädliche "Wire 
tungen defjeiben zu. hindern. In diefem Falle ift die Staats 
verwaltung allein competent. Caſſ. Chateau-Renard. 8. 7 1 
217. L. 19. 417. 

3. Die Abminiftrativ:-Gemwalt, welche die Errichtung eine® 
Müplenablaffes verftattet hat, barf allein über die Streitigkeiten, 
bezüglich auf die Stellung und Höhe diefes Ablaffes entſcheiden. 
Caſſ. Coutances. S. 7. 2. 716. 

5b Sn Bezug J bas Waſſer der an Baͤchen angeleg⸗ 
ten Muͤhlen iſt die Staatsverwaltung nur befugt, uͤber die ad⸗ 
miniſtrativen Intereſſen, als z. B. die Errichtung des Ablaſſes 
zu Verhuͤtung der seien. zu entfcheiden. — Jede 
andere Entfheidung, über den Umfang des den oberen oder untern 
Mühlen zugehörigen. Waffers, ift, als lediglich im Privatintereffe 
der. er den Gerichten zu überlaffen. Bordeaur. 8. 
26. 2. 313. D: 24. 2. 163. 

6. De Adminiftrativ: Gewalt fteht e8 zu, die Ausdehnung 
bes Ableitungskanals (retenue) und des Waffergrabens (biez) 
einer Mühle zu beftimmen. — Allein die —— welche 
dieſe Beſtimmung veranlaſſen koͤnnte, muͤſſen der richterlichen 
Gewalt vorgetragen werden. Dekret. S. 12..2. 373. 

Es ift Sache der Adminiſtrativ-Gewalt, unter ven 
—— die. Art der Bewaͤſſerung und des Waffer- 
ſchoͤpfens, ſelbſt bei fließendem Waffer oder Gewäffern, die weder 
ſchiff⸗ noch: floßbar find, zu beftimmen. — Die in diefer Be: 
ziehung erlaffenen abminifteaeiven Vorſchriften muͤſſen von: dem 


382 Bon den Dienftbarkeiten. aus: ber Lage der Dete. 


645. Gerichten felbft auf ſolche Angrenzer angewendet werden, welche 
befondere Rechtstitel für das Mafferfchöpfen behaupten, wenn 
diefe Rechtstitel nicht die Art beſtimmen, wie die Befugniffe 
ausgelibt werben dürfen. " Paris. S. 29..2,. 141. D. 26. 2. 241. 
L. 82. 290. | | — 

77. Die Streitigkeiten über ein fließendes Waſſer unter 
Privatperſonen find vor die Gerichte zu bringen obwohl es ſich 
von Waſſerwerken handelt, woruͤber alte Verordnungsbeſtim⸗ 
mungen vorhanden find. Deeret. S. 142. 450. — 

7b. Wenn eine Privatperfon, um darzuthun, baf fie an 
einem (weder floß= noch fchiffbaren) fließenden Waffer ausgedehnt 
tere Befugniffe habe, als die allgemeine Anordnung der Staats: 
verwaltung ihr gewährt, fid) auf privatrechtliche Titel berufk, 
welche Älter find, als jene Anordnung, fo ift die Frage, ob :biefe 
Titel, der Anordnung ungeachtet, Wirkung haben -follen‘, von 
der Abminiftrativgewalt,, und nicht von den Gerichten , zu ent: 
— Caſſ. Rouen. 8. 27.1. 34. D. 25. 1. 231. L. 


8. Die im Art. 645. verordnete Beobachtung der beſon⸗ 
dern und oͤrtlichen Anordnungen, uͤber den Lauf und bie Bes 
nugung der MWaffer, ift nur von folhen Anordnungen zu vers 
fliehen, welche duch die Adminiftrativgewalt getroffen : werben, 
und nicht von vertragsmäfigen Anordnungen, welche unter ben 
"betheiligten Parteien verabredet worden find. Dieſe Gattung 
von Anordnungen kann nah Umftänden jeder Zeit von den 
Gerichten mobdificirt werden. C. H. Bw. Grenoble. 5. 8. 1. 
63. D. 25. 1. 438. L. 80. 477. — Garn. $. 30. 2. 06, — 
f. Art. 644. Ne. 18. ff. | 

9. Die mit der Waſſerbau⸗Polizei beauftragte Verwal⸗ 
tungsbehoͤrde hat in Folge deſſen die Befugniß, über die Anſtaͤnde 
zu entfcheiden, welche fih beim Vollzuge ihrer Beſchluͤſſe hin⸗ 
ſichtlich des Wafferlaufes ergeben follten. — Sonach fteht. den 
Gerichten die Entſcheidung nicht. Zu, über den Widerſpruch einer 
Privatperfon gegen den Ausfprud ded Ortsvorſtehers, daß bie 
von jener an einem fließenden Waſſer errichteten‘ Werke abges 
brochen werden follen, weil fie eine Austretung des Waſſers 
veranlaffen. Decret. S. 16. 2. 318. Br 

11. In Gegenftänden, melde auf den Wafferlanf Bezug 
haben, ift nut die Adminiftrativbehörde competent, alles. dasjenige 
zu beſtimmen, was in die höhere Verwaltung einfchlägig , und 
auf den öffentlichen Nugen bezüglich if. — Aber die Gerichte 
allein find — = die ———— ſich auszufprechen, 
welche die gegenſeitigen Intereſſen der angrenzenden Eigenthuͤmer 

as er ν. 

12. Daraus, daß durch einen Erlaß der Adminiſtrativ⸗ 
behoͤrde bie Errichtung von Anlagen an einem fließenden Waffer 
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zur Erbauung einer Mühle genehmigt worden, folgt nicht, baf 645. 
jene Behörde nicht ermächtigt wäre, ihre Verfügung wieder 
zuruͤckzunehmen, und die MWegräumung jener Anlagen zu ver 
ordnen, wenn fie diefelben als den Wafferlauf hemmend erkennen 
follte. Decret. S. 16. 2. 205. 

13. Den Präfekten fieht die Beſugniß zu, bie Höhe des 
Waſſers zur Errichtung von Mühlen und andern Werken an 
fließenden Waffern zu befiimmen, aber den Präfekturrächen, 
über die Einwendungen der Angrenzer zu erkennen, weldhe in 
Folge der angeordneten Mafregeln, oder ducch deren Ausdehnung, 
Schaden erlitten zw haben behaupten. Deeret: 8. 16. 2. 319. 

14. An fließendem Waffer, welches Privateigenthbum ift, 
kann die Verwaltung weder ein Recht verleihen, noch defhalb 
irgend eine Gerichtsbarkeit ausüben ; ihre Thätigkeit ift auf das 
Polizeilihe befchränkt, um Ueberfhwemmungen vorzubeugen, ober 
den -Gefundheitszuftand zu erhalten ; alle ihre Anordnungen 
druͤcken nothwendig aus, oder es ift darunter zu verftehen:: 
vorbehaltlih der Rechte Dritter. Drdonnanz. 8. 21. 
2.46. — f. Nr. 5b. ff. 
| 15. Wenn benachbarte Eigenthämer die Berechtigung haben, 
ſich des nämlihen Waffers zu bedienen, und die Art bes 
Genuffes weder durch Rechtstitel, noch durch irgend eine befon- 
dere und lokale Vorſchrift beftimme ift, fo Eönnen die Gerichte, 
auf Verlangen einer der betheiligten Parteien, fich nicht ensheben, 
über die nöthige Anordnung hinfichtlich dieſes Waſſers auf eine 
Meife fi) auszufprechen, wodurch jeder Fünftige Streit verhüter 
wird. Gaff. Nismes. S. 21. 1. 316. D. 19, 1. 454. L. 61. 


241. | | 
16. Der Wafferkauf, hinſichtlich deffen nach Art. 645. 
die örtlichen Anordnungen beobachtet werden follen, ann der 
Gegenftand von Anordnungen der Gemeindepofizei ſeyn. — 
Wenn daher eine Anordnung der Gemeindeobrigkeit den Ufere 
eigenthuͤmern eine® Baches verbietet, deffen Lauf zu hemmen, 
fo ift das Abdämmen und gänzliche Abfchneiden des Waſſer— 
laufes eine Webertretung jener Anordnung, ganz unabhängig 
von jebet Eigenthumsfrage, und folglich, ohne Ruͤckſicht auf 
irgend eine Einwendung im Wege einer Präjudictalfrage nehmen 
zu dürfen. Würde es fich anders verhalten, wenn es ſich vom 
Waffer eines Brunnens, in Beziehung auf den Eigenthuͤmer 
beffelben handelte? Ex arg. bejaht. Caſſ. Joigny. 8. 26. 1. 

D. U. 1. 93. L. 74. 444. — f. Urt. 641. 644: 

(17) Die Frage, ob die Eigenthämer einer an einem Fluffe 
gefegenen Muͤhle Eigenrhämer der Wafferfraft feyen , von der 
fe Gebrauch machen, ift eine vor die Gerichte gehörige Eigen: 

umsfrage. — Allein Sache der Verwaltungabehörde iſt es, 
ec ben Streit zu erkennen, wenn es nicht vom einer Eigen⸗ 
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645. thbums-Entfegung, als Folge einer tändigen Minderung jener 
Waſſerkraft, fondern von einer vorübergehenden,‘ wechfelnden und 
unftändigen Beſchaͤdigung fich handelt. Gefeg (1807.). Ordon⸗ 
nanz (1833.). J. 19. S. 1834. 2. 568. Ä 

(18) Ueber Streitigkeiten zwifchen den‘ Anftößern eines 
fließenden Waffers, bezüglich auf die Höhe deſſelben, hat bie 
eichterliche Gewalt zu entfcheiden, wenn es fih nur von ber 
Anwendung gegegenfeitiger Rechtstitel handelt; — in Ermanges 
lung der legtern aber, und wenn die Entfheidung den Charakter 
einer. im allgemeinen Intereſſe erlaffenen Beltimmung über die 
Höhe des Waſſers haben Eönnte, hat die Verwaltung darüber 
zu erkennen. — Die Regeln der Sompetenz find daher in einem 
Urtheile nicht verlegt, wenn in einem Rechtsftreite diefer Gattung 
nad) den von den Ufetbefigern vorgelegten Rechtstiteln erkannt, 
und im übrigen die Sache vor die Adminifirativbehörde verwie⸗ 
ſen wird, um im allgemeinen Intereffe eine Vorſchrift über "die 
Höhe des MWaffers zu erlaffen. Gefes (1791.). E H. Bw. 
Caen. J. 19. S. 1835. 1. 669. 

(19) Wenn eine adminiftrative Vorfchrift, Über den Ge 
brauch des MWaffers eines Baches, die Wochentage beftimmt hat, 
wo die Grundftüde einer. gemwiffen Kulturgattung bewäffert 
werden follen, fo koͤnnen die Gerichte nicht, ohne ihre Competenz 
zu überfchreiten, zwiſchen zwei Eigenthuͤmern erkennen , feldft 
nicht auf Nechtstitel in diefer Beziehung ſich ſtuͤtzend, daß jeder 
derfelben das Waſſer abmwechfelnd an einem der benannten Tage 
zu genießen haben folle. Dies würde die Segung einer neuen 
Borfhrift an. die Stelle der adminiftrativen Vorfchrift enthalten. 
©. 9. Bw. Nismes. R. G. 1837. 1. 892. . 

* 1) Mübhlenordnung für dad Großherzogthum Baden. B. 189. 
2 Sl R. 3. 1822. VII. Samml. 17. 840. 
+2) Der Richter. muß. die) auf fließended Waſſer bezüglichen Polizei: 

Vorſchriften beobachten. N. Jahrb. I. 359. 

3) Streitigkeiten über. Zuläßigkeit von Aenderung ded Mühlen; 

ftandes gehören zur polizeiliben Cognition , bevor die —36 

re verhandelt wird. N, Jahrb. I. 356. — Annälen IV, 


4) Die nah $, 10. auf alle Gattungen von Muͤhlwerken ausge: 
dehnte Muͤhlenordnung, obgleich fie nicht von der. gefeßgeben; 
den Gewalt ausgegangen, it doch nah. f. ©. 645. ald Verord⸗ 
nung der oberften Polizeibebörde, und aus der Natur der Sache 
Bm. zu berüdfichten. N. Tahrb. I. 360. — Annalen IV, 


5) Entgegen geſetzte Anficht: ein Vorverfahren der Polizeibehörde 
it Durch Eein Geſetz voraefchrieben, daher auch nicht präjudiciell 
für die Anbringung. der ‚gerichtlichen. Klage; ed kommt alſo 
überall darauf an, ob der jeweilige Klagegrund ein privatrecht- 
licher oder polizeilicher fey, da die polizeilichen und gerichtlichen 
Befugniſſe neben einander beftehen. Bei einem polizeilichen 
Klaggrunde aber erfcheint die richterliche Competenz unbedingt 
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ald unſtatthaft, indent der Civilrichter weder früher noch ſpaͤter 

über jenen, dem_ öffentlichen Rente angehörigen Klaggrund er 

fennen Dane Annalen IV, 262, f. 

f. Art. 5 — 19, d. T. 

1. Di. Abfteinung an einander floßender Grundſtuͤcke 646 
muß nah dem wirklichen Befisftande der Eigenthümer gefchehen ; 
es findet Eeine Vermeſſung ftatt, um hiernach die Segung der 
Grundfteine zu beftimmen , als im Falle der Anftellung einer 
Zueignungsflage von einem der beiden Befiger. Orleans, $. 

18. 2. D. 15. 2. 40. L. 50. 255 

2. Die Klage auf Abfteinung finder nicht flatt, wenn die 
Grundſtuͤcke, feit Tänger als einem Jahre, durch sinen Zaun oder 
eine Mauer gefchhieden find; — in diefem Falle kann ber Ei— 
genthümer , welcher das ihm gebührende Flächengehalt nicht zu 
haben behauptet, Feine andere, als die Zueignungsflage anftellen. 
Befangon. S. 28. 2. 275. D. 26. 2. 215. 

3. Grenzberichtigung iſt nicht mit Abſteinung zu verwech⸗ 
ſeln: erſtere bezeichnet die Grenzlinie zwiſchen zwei Grundſtuͤcken, 
letztere ſtellt in geſetzlicher Weiſe dieſe Grenzlinie her. — Folg— 
lich iſt die Klage auf Abſteinung nüglid, und muß angeſtellt 
werden, ſelbſt wenn die Grundſtuͤcke andere, ln — 
nete Grenzen haben ſollten. Caſſ. Amiens. 8 19. 1. 232. D 
17. 1. 176. L. 55. 555. 

(4) Die von einem Nugnießer —— vorgenommene 
Grenzberichtigung kann dem Eigenthuͤmer nicht entgegen gehal⸗ 
ten werden, welcher ſtets das Recht hat, auf eine neue anzu: 
tragen, felbft während der Dauer der Nutznießung. Bordeaux. 
R. G. 1837. 2. 37. *) — f. Art. 614. 

fe Art. 544. 552. 666. 682. 647. 

**) 647 a. 

1. Damit der Uebertrieb erlaubt fen, ift nothwendig, daß 648. 
die Ernte in dem gefamten Felde, wohin die Herden getrieben 
werden, feit zwei Lagen vollendet fey. Eaſſ. Gondeville. 8. 1. 
1. 260: 


2. Das Reht, das Gras einer Wiefe zu genießen, ift 
ein Dienftbarkeitss fein Miteigenthumsreht; folglich Eönnen 
die Eigenthümer der Wieſen fidy durch Einzäunung von der Bee 
rechtigung der Gemeinde freimahen, die zweite Schur des Gra: 
ſes zu ihrem Vortheile verkaufen zu ae ſelbſt bei unfürdentli = 


*) Grenzbereinung. Zachar. II, 238. — Grengberichtigungeftage. 
Brauer V. 576, 2 — Trefurt 139. 176. Grenzftreitigkeis 
ten, —— 8.85, — vgl. V. R. B. 1818. XXI. Samml. 


) Trefurt 90, 1), 
25 


648. 


649. 


650, 
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chem Befite, wenn berfelbe fi auf Beinen Rechtstitel gruͤndet. 
Bruͤſſel. 8. 8. 2. 42. 

4. Anders verhält es ſich „nes un G. H. Vw. 
Maine und Loire. 8. 9. 1. 78. D. 1. L. 25. 176. — 
Caff. Lyon. 8. 9. 1. 79. D. 6. 1. 761 . 25. 178. 


Zweites Kapitel. 
Bon den Dienftbarfeiten aus dem Geſetz. 9 


(1) Die Entfhädigung für die Anlegung eines Leinpfabes 
wird von der Verwaltung, und nicht von den Gerichten beftimmt. 
Ordonnanz. J. 19. S. 1835. 2. 538. 

Die Beſtimmung des Art. 650, daß alles, was bie 
zum allgemeinen DBeften -oder zum Vortheil einer Gemeinde 
feftgefegten Dienftbarfeiten betrifft, ducd eigene Verordnungen 
beſtimmt werde, ift nur auf folhe Dienftbarkeiten diefer Cats 
tung anmenbdbar, deren Dafeyn nicht beftritten if. — Wo «8 


ſich folglih von der Entfheidung über das Beſtehen einer ber 


gleichen Dienftbarkeit handelt, haben die Gerichte ſich nur an 
bie — Rechtsgrundſaͤtze zu halten. ©. H. Div. Paris. 
S. ; 


2. Die Verbindlichkeit, am Ufer der fhiffbaren Flüffe eis 
nen Leinpfad zu laſſen, iſt nur eine Dienſtbatkeit für den Ufer 
eigenthümer, feine Zwangsabtretung Der Eigenthümer ift das 
her nicht zu geflatten fhuldig, daß zum Vortheil eines Dritten 
längs des Leinpfades ein beftimmter Hafen zum Anlanden an 
gelegt werde. — Die Schiffer können überall Halt machen, mo . 
das Bedürfniß der Schiffahrt es erheifcht, aber ihren Landung: 
plägen längs der Mauern des Leinpfades Feine feite Beftimmung 
geben. Uebrigens find dergleichen Streitigkeiten durch das Ger 
feg vom 29. Flor. 3: I an den Präfefturrath verwiefen. Dr: 


donnanz. S. 18. 2 


3. Die —— des Leinpfades, womit der Uferbeſi— 
ger eines fchiffbaren Fluſſes belaſtet iſt, erfiredt fi auf den 
ganzen zur Schiffahrt nothwendigen Grund und Boden, durch 
alle Zahrszeiten hindurh. Ordonnanz. S. 19. 2. 249. 

4. Auf den Ufern der ſchiffbaren Fluͤſſe beſtehen zwei 
Wege fuͤr die Schiffahrt, der eine von dreißig Fuß, auf der 
Seite, wo die Schiffe gezogen werden, der andere von zehn Fuß, 
auf der andern Seite. Dies ſind die Dienſtbarkeiten zum Vor— 


*) Beifpiele der durch die Geſetze dem Eigenthuͤmer auferlegten 
Pflicht zu beftimmten Handlungen. Brauer V. 585. 
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theile des Staatseigenthums oder der Schiffahrt. — Die Ab⸗ 650 


grabung bdiefer zur Schiffahrt dienenden Wege muß von der 
Adminiftrativ-Furisdiktion unterfagt werden. — Sind aber diefe 
Staatsbienftbarkeiten um deßwillen auch Dienftbarkeiten zum 
allgemeinen Vortheil, oder zum Wortheile jedes Einzelnen? — 
Dies ift eine privatrechtliche oder Eigenthumsfrage, welche auss 
ſchließlich der gerichtlichen Rechtspflege unterworfen if. Drbon« 
nanz. S. 24. 2. 98. 

5. Ein Vicinalmeg oder Leinpfab ift eine Dienftbarkeit 
auf dem ans Ufer gränzenden Grundſtuͤcke; er ift ein Eigenthum 
bes — fein Staats = oder Gemeinds-Eigenthum. Tou—⸗ 
foufe. S. 2 . 82. 

6. > der Leinpfad nur eine vom Gefeg auferlegte Dienſt⸗ 
barkeit ift, fo behält das Privateigenthbum feine Natur und Vor 
vechte, den Fall ausgenommen, wo es ber Schiffahrt dienftbar 
it. Caſſ. Port: St. Marie. S. 27. 1. 481. D. 25. 1. 388. 

7. Auf ben Gewaͤſſern, wo nur einzelne Scheiter geflößt 
werden können, befteht eine Durcfahrts:Dienftbarkeit zu Guns 
Be Sloßberechtigten. Gutachten des Staatsraths. 8. 25. 


8. Die ebengebahte Durchfahrts:Dienftbarkeit geht nur 
ſolche Gemäffer an, wo diefe Gattung von Floßrechten unter 
dee Herrfchaft der Ordonnanz von 1669. eingeführt wurde. — 
Unter der Herrſchaft der neuen (dem Privateigenthume günftigeren) 
Sefege kann diefe Dienftbarfeit nur mit Vorbehalt einer wi 
rag Abe den ———— beſtellt werden. Decret. 8 

Art 

9. Die ——— auf deren Eigenthume Vicinalwege 
angelegt worden find, koͤnnen biefe nicht nach eigenem Gutduͤn⸗ 
Een verrüden; auch nicht, wenn diefe Verrüdung aus Gründen 
des öffentlihen Nutzens gerechtfertigt werden könnte. 2 
8. 16. 2. 301. — f. Art. 538. Nr. 14. ff. 556. Nr. 1. *) 
8. 21. 2. 329. 


Erfter Abfchnitt, 


Bon Scheibmauern und Scheidgräben. *) 


(4) Die Vermuthung für die Gemeinfhaft einer Mauer 653 


bat bei keinem Theile derfelben ftatt, wenn nur auf einer Seite 


) Pflicht zu öffentlichen Wegen das nöthige von feinem Land 
abzugeben — Xeinpfad. Brauer V. 582, 


“*) Scheidemauern, Gräben, Zäune. Zachar. II. 239. 
25 * 


663. 


654, 
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ein Gebäude ſich befindet; die Mauer wird als dem Eigenthir- 
mer des Gebäudes ganz angehörend betrachtet. Pau. J. 19. 5. 
1835. 2. 298. 

(1)b. Das ausfchlieflihe Eigenthum ‚einer gemeinfhaft« 
lichen Mauer Pann, mie das Eigenthum einer jeden andern 
Liegenſchaft, durch Verjährung erworben werden. — Es genuͤgt 
hierzu, daß Handlungen oder VBeranftaltungen vorgenommen mworben, 
welche alle Vorausfegungen einer Gemeinfchaft ausfhließen : und 
es ift Übrigens nicht nothivendig, daß jene Handlungen fich auf 
das Ganze der Mauer erfiredt haben. Ebend. — f. Art. , 
2229, 

(2) Wenn von zwei, durch eine und dieſelbe Mauer, ohne 
ein vorhandenes Zeichen der Gemeinfcaft, gefonderten Käufern, 
das eine erft nach dem andern erbaut wurde, und zwar. feit. mer 
niger als dreißig Jahren, fo kann der Einenthümer jenes Haus 
fes ſich nicht auf die nach Art. 693. gefegfih zu vermuthende 
Gemeinfchaft berufen: und folglidy an dieſe Mauer nicht ans 
bauen, ohne vorher die Gemeinfchaft davon erworben zu haben, 
Bourges. R. G. 1837. 2. 477. — f. Urt. 661. 

f. Art. 666. 670. 1350. 1352. *) 

+ Die Merkmale über dad Eigenthum einer Mauer, die noch un: 
ter der Herrfchaft ded alten Rechts aufgeführt wurde, richten 

f& >. * damaligen Geſetzen und Gewohnheiten. Hohnh. 


1. Die Stuͤtzmauern eines am Ufer eines Fluſſes geleges 


nen Hauſes werden als ein zum Hauſe gehoͤriges Eigenthum 


betrachtet; gleichwohl kann deren Unterhaltung theilweiſe eine 
Obliegenheit der Regierung ſeyn: in fo weit als dieſelben durch 
das Anftoßen der Schiffe befchädigt werden Fönnen. Ordon⸗ 
nanz. 5. 18. 2. 75. 
2. Die MWiederherftellung der Kanäle, deren Beftimmung 
ift, eine Gemeinde vor Ueberfhwenmung zu fichern, ift eine 
Dbliegenheit der Anftößer, wenn nachgemwiefen ift, daß fie die 
Verſchuͤttung derfelben fich haben zu Schulden Eommen Iaffen. 
Drdonnanz. S. 18. 2.85. 1 

3. Die von einer Geſellſchaft, welche Flußbauten unter: 
nimmt, bezüglih auf die Koften diefer Arbeiten gefaften Be: 
fhlüffe Eönnen nur für Diejenigen Gemeinden bindend ſeyn, 
deren Befigungen in dem Gefellfchaftsverbande begriffen find. — 
Wenn eine diefem Verbande fremde Gemeinde fidy bei jenen Ars 
beiten intereffirt findet, fo liegt darin Fein Grund, derfelben 


*) — der Gemeinſchaftlichkeit der Scheidmauern. Brauer 
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eirien verhaͤltnißmaͤßigen Antheil der Koften aufzubuͤrden, fondetn 655. 
fie ur vorher zum Berbande beigezogen worden feyn. Ordon⸗ 
nanz. 8. 18. 2. 323. *) — f. Art. 663. 664. 

— 1. Der Art: 663. bat den Art. 656. nicht mobificirt, 656, 
folglich koͤnnen die Grundeigenthuͤmer in Städten und Vorſtaͤd⸗ 
ten, wie die auf dem Lande, ſich vom Beitrage zur Erbauung oder 
Unterhaltung einer Scheidemauer losſagen, wenn ſie auf ihr 
Recht an der Gemeinſchaft versihten. ©. H. Vw. Caen. $; 
— 166. D. 18. 1. 34. — Toulouſe. J. 19. 8. 1834. 2. 


39. Es ift übrigens Fein Grund vorhanden, bei Ausuͤbung 
diefer Befugniß einen Unterfchied zwifhen neuem Aufbau und 
der gr eines Be —— Baues zu machen. 
Caſſ. Paris. S.. W. 1. 292. D. W. 1. 164. L 82. 97. — 
Toulouſe. J. 19. 8. 1834. 2. 3 ”r) 

3. Im entgegengefesten Sinn entfchieben: daß dieſe RER 

Miteigenthänmer verftattete Befugniß eine Ausnahme ſey, und auf 
den Fall zu befchränfen,. wo es fih vom Wiederaufbau einer 
ſchon beſtehenden Mauer handelt, und nicht auf den Fall: der 
Erbauung einer noch nie vorhanden gemwefenen Mauer auszubeh« 
nen. Bordeaux. 8. 28. 2. 103. D. 26. 2. 144. 
— 4. Wurde entſchieden, daß der Art. 663. eine unbedingte 
Beſtimmung ‚enthalte, weder von dem Fall abhängig, wo bet 
Nachbar ausdruͤcklich auf das Miteigentfum der Mauer verzich» 
ten, noch von dem Falle, wo berfelbe einen breiten Graben zwi— 
fhen der Mauer und feinem Eigenthume ziehen wuͤrde. Angers. 
$.:20.:2. 203. D.-20.:2. 131. L. 57: 237. — Paris. 8. 23. 
2.334. — ſ. Art: 646. 663. 699. ***) 

Mer das Miteigentbum der Mauer nicht —— Hat, 657. 
8* davon keinen Gebrauch machen. — Er kann nicht einmal 
Reben oder Spaliere daran anlegen. Paris, 8. 13. 2. 322, 
D. 2%. 2. 131. L. 29: 375. — f. Art. 662. 674.675. . 

1. Wer dur dreißigjährigen Beſi itz das Recht erworben 658. 
Hat, “aufsfeinem Eigenthum, in einer: geringeren Entfernung, als 
die Art. 678. und 679. vorſchreiben, Fenfter anzulegen, hat 
nicht: ſchon dadurch “allein. gegen feinen Nachbar eine Uusfichte: 
Dienftbarkeit erworben, und kann folglich diefen Nachbar nicht 
hindern, entweder auf feinem eigenen Grund und Boden, oder 
a einer a! ein Gebäude zu errichten, — den 


9— Richterſad der Auslagen auf ein gemeinfäaftläs Hans wirt 
keinen Eigenthums-Verfall. Brauer V. 601. 
**) Laukhard II. ©. 67. 
***) Laukhard Il. S. 75 
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658, en | feiner Be vereitelt. ©. H. Vw. Amiens. 6. 10. 
1. 176. D. 8. 1. 125. L. 31. 33. 

2, In BR Meife entſchieden: daß in dieſem 

Falle der Nachbar keinen Bau aufführen dürfe, welcher dem 

Lichte hinderlich ift, felbft wenn er ſich erbietet, das Mecht der 

Gemeinfhaft an der Mauer zu erwerben. Bordeaur. 8. 22. 

2. 266. — f. Art. 676. Neo. 1. und 2. 678. Ne, 2% ff. 


2. 

3. Der Art. 658 welcher jedem Miteigenthümer die Et⸗ 
höhung einer gemeinfhaftlihen Mauer erlaubt, a aus ne 
———— modificirt werden. Meg. S: 7, 2, 188. D 

‚2. 131 

4. Der Miteigenthümer einer Scheidbemauer, welcher fie 

auf feine Koften erhöhte, bat an dieſem Theile der erhöheren 

Mauer kein ausfchließlihes Eigenthumsrecht; folglich darf er 

darin jene gefhloffenen und vergitterten Fenfter nicht anbringen, 

welche jeder Eigenthümer in feiner Mauer anlegen darf, mern 
fie audy timmittelbar — das Grundſtuͤck eines andern grenzet. 

Douai. $. 13. 2. 29. D 108. 

Wenn ber Code dem Miteigenthümer einer Scheide 
mauer erlaubt, biefelbe zu erhöhen (ohne irgend eine Beſchraͤn⸗ 
fung ber Höhe beizufügen), fo muß bies in dem Sinne verftan: 
den werben, daß die Erhöhung dem andern Miteigenthuͤmet 
u. fodnic m werde, ze * — alles Licht entziehe. Bruͤſſel. 

3 [2 — ſ. A 

6. Obwohl der ER dee Scheidemauer diefelbe 
erhöhen darf, fo muß er doch, wenn der andere Miteigenthlimer 
in diefer Mauer, feinem Rechte gemäß, Einrichtungen oder Baus: 
anlagen gemacht, legtern für den Nachtheil entfch —* den er 
an ſeinen Eintichtungen erlitten hat. — Hier iſt der Art, 1382. 
er — Für bloße Unbequemlichkeiten oder Unannehm⸗ 
lichkeiten, welche die Erhöhung — iſt jener keine Ent⸗ 

ſchaͤdigung wg Paris. S. 14. 2. 88. L. 37. 195. *) 
660. 1. : Der Nachbar, welcher zur Erhöhung einer Mauer 
nichts beigetragen hat, kann das Recht der Gemeinfhaft an fich 
bringen, obwohl er die Abficht nicht hat, an der Mauer anzu: 
bauen, und fein Zwed kein anderer iſt, als den, der die Erhoͤ— 
hung gemadt hat, zu nöthigen, die darin angebrachten — 

gen oder Fenſter zu — C. H. Vw. Lyon. S. 14. 1 

95. D. 12. 1. 39. L. 40. 254. — f. Art. 661. Nro. 2. 3. 

2. Die Befugniß, das Gemeinfcaftsrecht an der Erhoͤ⸗ 
hung einer Scheidemauer zu erwerben, und folglich gegen An⸗ 
bringung jeder Gattung von Fenſtern und Oeffnungen in biefer 


*) Zrefurt 140. $. 177 
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Mauer Einfprahe zu thun, bem Art. 675. gemäß, Fann dadurch 660. 
nicht gehemmt werden, daß ber teclamirende Eigenthuͤmet feine 
Befisung in Beſtand gegeben hat, und fein WBeftänder in bie 
Anlegung der Fenſter eingerilligt, oder aber, daß der Ießtere, 

als gleichzeitiger Beſtaͤnder ber beiden durch bie Scheidemauer 
getrennten Gtundftüde, bie Fenſter felbft angelegt hätte. Caſſ. 
Maris. S. 15. 1. 49. D. 13.1 45. L. 42. 510. — f. Art. 
675. ff. 
1. Der Eigenthämer einer Mauer, deſſen Nachbar das 661. 
Hecht der Gemeinfchaft erwerben will, kann jederzeit verlangen, 

daß der Merth der Mauer durch Sachverftündige beftimmt werde, 
und der Gegentheil hat die Koften des Gutachtens zu tragen.— . 
Saͤbſt alsdann, wenn er vorher Anerbietungen gemadıt hätte, 
welche bie abrhägung der Sachverftändigen überfteigen. Limoges. 

s. 9. 2. 232%. D. 20. 2. 131. 

2. Die jedem Anftößer einer fremden Mauer verftattete 
Befugniß, das Recht des Miteigenthums berfelben an fich zu 
bringen, Fann nur unter der Bedingung und mit der Verbind: 
lichkeit ausgehbt werden, bie Dienftbarkeiten, 3 DB. jene ber 
Ausſicht, ungeftört zu Taffen, melde zum Vortheil des Eis 
genthuͤmers beftellt feyn koͤnnten. Montpellier. 8. 26. 2: 
930. D. 24. 2. 196. — Grenoble. S. 28. 2. 180. D. 236. 2. 

87. — f. Art. 660. Rro. 1. 675. 678. — ©. 9. Vw. Rens 
nes. R. G. 1836. 1. 529. *) 

(9) b. Im entgegen gefegten Sinne: wo weder Rechtätis 
tet noch WVerjährung vorhanden iſt. Paris. R. G. 1836. 2. 


3, Allemal muß in, biefem Falle das Miteigentkum ber 
Mauer, wenn daffelbe angefprochen wird, bis zur Höhe der Ten: 
fter eingeräumt werden, durch welche bas Recht der Ausficht 
Ausgelibt wird. Bordeaux. S. 28. 2. 283. D. W. 2. 213. 

4. Rene Befugniß iſt nicht auf den Fall auszudehnen, 
wo die Mauer zu einem dem Verkehr entzogenen öffentlichen 
45 gehoͤrt, namentlich zu einer Kirche. Toulouſe. 8. 31. 

276 


5. Das neue Recht, ſtatutariſch oder geſetzlich, läßt bie 
feliher durch Verjährung erworbenen Befugniffe unbeeinträdhtigt, 
Grenoble. 8. 1.2 9. 

(6) Die im Art. 661. verflattete Befugniß kann auch zu 
dem Zwecke allein ausgehbt werden, um die darin befindliden 
&ichtäffnungen zu verfhließen, wenn gleich der Käufer nicht an 
&ie Mauer anbauen wid. Toulouſe R. G. 1833. 2, 632. 


— — 





*) Laukhard Il, &. 346. 


661, 


662. 


* 
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(7) Das Recht des Eigenthuͤmers einer Mauer, deren 
Gemeinſchaft der Anftößer erfauft hat, das ausfhließliche Eigen- 
thum biefer Mauer wieder an fid) zu ziehen, wenn der, Werth 
der Gemeinfchaft ihm nicht bezahlt wird, begründet eine ding» 
liche Klage, welche gegen jeden britten Inhaber des anftoßenden 
sonne angeftellt werden Kann. Paris. J, 19. S. 1834. 


f. Art. 657. 
+ ar £. = 657. Fir an * Fern — * 
mit einander zu ſtehen. Hohnh. II. 267. Verſuch zur Loͤſun 
deſſelben. Event. 268. z 
41. Der Art. 663. ift auf alle Grundſtuͤcke anwendbar, 
welche zu Häufern gehören, bie in Städten und Vorſtaͤdten ges 
legen find, obwohl jene Grundftüde weder ald Höfe noch als 
Gärten betrachtet merden Eönnen; er ift insbefondere anwend— 
bar auf ein Grundftüd, welches zum Durchgang bei der Bear: 
beitung eines Gartens dient. Caff. Bordeaur. S. 28. 1. 308. D. 
26. 1. 246. | | 

(2) Wenn an die Stelle einer zwifhen zwei benachbarten 
Häufern fhon beftehenden, aber durch Alter abgängigen hölzer: 
nen Scheidewand, die Errichtung einer andern von Mauerwerk 
nöthig wird, fo muß diefe neue Scheidemauer auf die Stelle der 
alten gefegt werben, wenn gleich die Stelle, wo die Fundamente 
der Mauer gelegt werden follen, ausfchließliches Eigenthum eines 
ber beiden Nachbarn ift. — Es verhält ſich hier nicht, wie in 
dem Falle, wo eine Sceidewand zwifchen zmei bis dahin offe: 
nen Grundſtuͤcken errichtet werden fol, und alsdann jeder der 
beiden ‚Eigenthümer bie Hälfte des nöthigen Bodens dazu here 
zugeben gehalten if. €. H. Vw. Meg. R. G. 1833. 1. 17. 
— f. Art, 554. 555. | | 

(3) Die Unterhaltung der Zreppen und Abtritte, melde 
zwei aneinanderfloßenden, verfhiedenen Eigenthuͤmern zugehöris 
gen Häufern gemeinfhaftlic find, müffen von jenem im Ber: 
hältniß des Werthes und Erträgniffes jedes der Häufer, und 
nicht gleihheitlih, wenn diefelben von ungleichem Werthe find, 
beftritten werden, Lyon. J. 19. S. 1834. 2.224. — f. Art. 664. 

(4) Die gefeglihe Höhe einer Scheidemauer in einer 
Stadt ift von der Seite zu nehmen, wo der Boden am meiften 
erhöht iftz; der Bau muß ganz „auf Koften beider Nachbarn ges 
fhehen.. Caen. R. G. 1837. 2. 333. *) 

*2. D. zu Befeitigung der Danereitigfeiten über Scheidemauern 


und Theilnahme der Nachbarn (für di 
und Zheilnepme ber Nachbarn (für Die Kefibenz Kartörupe). 8. 


„*) Gemeinfchaftlihe Unterhaltung der Scheidemauern, Zadar. 
Il. 240. — Zrefurt 140. $. 178. 
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4. Wenn bie verfchiedenen Stockwerke ‚eine Hauſes vers 664. 
ſchiedenen Miterben zugefallen find, unter der Hertſchaft eines 
Geſetzes, welches die Ausdefferungen des. Daches den 'Eigenthü: 
mer des oberften Stodwerfes auferlegte, und die Theilungsur: 
Eunde feine andere Beftimmung enthält, ſo gilt dieſes Schwei⸗ 
gen der Berheiligten: für einen ftillfichweigenden Vertrag, der 
vom Geſetze beftimmten Art der Ausbefferungen zu folgen: und 
es kann unter ber Hertſchaft des Code der Eigenthuͤmer des 
oberften Stodwerkes nicht verlangen , daß alle Miteigenthümer 
zur Ausbefferung des Daches, dem Art. 664. gemäß, beitragen 
follen. ©. 9. Vw. Lyon. S. 19. 1. 303. D. 17. 1. 288. L. 
55. 342. 

(2) Wenn mehrere Stockwerke eines Hauſes verſchiedenen 
Eigenthuͤmern zugehoͤren, ſo hat jeder derſelben das Recht, an 
ber Mauer des ihm zugehörigen Stockwerkes die neuen Einrich: 
tungen zu machen, welce ihm gutdünten, vorausgefegt , daß 
hieraus ) weder: Schaden noch Gefahr a die Cigentsümen der 
andern Stockwerke entftche, Grenoble, R. G. 1833. 2. 208. *) 

— fi. Art. 544. 1859. 

Miderfpruc gegen eine neue Bauanlage hat nicht mehr 665 
ein Verbot derfelben zur Folge. : Dew widerſprechende Nachbar ' 
bat nur die orbentlihe Klage. Gaff. Eaftres. S: 20. 1. 434. 
rn 18. 1. 508. L. 58. 556. — f. Art. 701. 702. 708. 
41. ‚Ein Urtheil, weldyes jemanden im. Befi ite eines Fute⸗ 666. 
Grund und Boden jenſeits eines Grabens erhaͤlt, und folg— 
lich erklaͤrt, daß dieſer Graben ganz auf dem Eigenthume jener 
Perſon liege, genuͤgt nicht, um die: geſetzliche Vermuthung der 
Gemeinſchaft des: Grabens aufzuheben. Bourges. 8. W.2 
108. D. 24. 2 88. — f. Art. 653. 670. 1350. 1352. 

(2) Die ‚gefeglihe Vermuthung, daß ein Graben zwiſchen 
zwei Grundjtüden gemeinfhaftlidy fen, wird durch den Thatum⸗ 
ſtand nicht aufgehoben, daß der eine der beiden anſtoßenden Ei— 
genthuͤmer zu verſchiedenen Zeiten den Graben ausgeraͤumt, und 
die hieraus gewonnene Erde zum Bau ſeines Feldes verwendet 
haͤtte. Angers. J. 19. 8. 1835. 2. 244. 

(3) Die gefeglihe Vermuthung der Gemeinſchaft eines 
jeden Grabens zwiſchen zwei Grundſtuͤcken (wenn keine Urkunde 
oder kein Kennzeichen fuͤr das Gegentheil vorhanden iſt) wird 
—* durch einjährigen: Beſitz zu Gunſten eines der beiden An— 
ftößer enteräfter: nur durch sr Befig kann dies. ge: 
fchehen: Douai. R: G. 1837. 2. 116. 

1. Der Aufwurf eines Grabens-witb al Eigentum b des⸗ 668. 


*) Trefurt 91 8. 145. 
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668. jenigen vermuthet, weldjer die Gräben ausgehoben hat, wenige 


669. 


670. 


671. 


in Ermangelung eines entgegen ftehenden Beweifes oder 
Mechtstitels. Caen. 8. 26. 2. 29, D. 24. 2. 206. 

2. Ein Urtheil, welches, geftügt auf eine allgemeine Orts« 
gewohnheit ausfpticht, daß der Aufwurf eines Graben nicht 
kraft Geſetzes als dem Eigenthuͤmer des Grabens zugehörig bes 
trachtet werde, — nicht der Caſſation. C. H. Vw. 
Rouen. S. 27. 1. 136. D. 25. 1. 149 L. 79. 169. 

(3) Das Borhandenfepn einer Boͤſchung oder eines Erd⸗ 
aufwurfes auf der Grenze zweier Grundftüde ift nicht nothwen⸗ 
dig ein Beweis, daß dem Eigenthümer diefer Boͤſchung auch die 
andere Seite derfelben , ein Graben oder ber zu beffen Anle⸗ 
gung erforderliche Raum zugehoͤre, wenn anders ein fruͤheres 
Vorhandenſeyn des Grabens nicht durch Urkunden oder den oͤrt⸗ 
lichen Zuſtand gerechtfertigt iſt. C. H. Vw. Rennes. J. 19. 
8. 1835. 1. 207. 

(1) = Miteigenthuͤmer eines gemeinfhaftlihen Grabens 
kann nicht feine Hälfte wieder an fich ziehen, ohne bie Einmil« 
— des andern Miteigenthuͤmers. Angers. R. G. 1836. 2. 


f. Art. 653. 666. 673. 1350. 1352. 

(1) Der Art. 670. gibt die Regel felbft an den Orten, 
wo vor der Verkündigung des Code ein entgegen gefegter Ger 
brauch herfhend mar. Dies ift feiner von den Gebräuden, 
ge ae Art, 671. beibehalten worden find. Bourges. R. G. 

(2) Da eine Scheidhede zwifchen zwei Greundftüden für 
gemeinfchaftlic) angefehen wird, wenn nicht eine Urkunde oder 
ein hinlaͤnglicher Befisftand für das Gegentheil fpricht, fo bes 
barf e8 zur Entkraͤftung diefet gefeglichen Vermuthung, in Er— 
mangelung einer Urkunde, eines breißigjährigen Beſitzes: ber 
einjährige Befig ift unzureihend. — Die gefeglihe Vermuthung 
der Gemeinfchaft ift auf jeden Theil, wie auf das Ganze der 
Hede anwendbar. Kaff. Poitierd. R. G. 1837. 1. 215: — 
Bourges. R. G. 1837. 2. 265. *) 

1. Die Beſtimmung des Art. 671. hat nur Wirkung 
für den Fall, wo weder ein befonderes — noch dr 
ee befteht. Paris. S. 21. 2. 227. D. 19, 2. 71. 


2. Die dem Gefege zuwider laufenden und lediglich ger 
duldeten Gewohnheiten können nicht dem Charakter eines unbe 
frittenen Gebraudhes im Sinne des Art. 671. erhalten. Amiens, 
8. 22. 2. 297, D. 21. 2. 6. 


8) unterfleh zwiſchen Scheibmauern und Gcheidheden. Brauer 
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2b. Es ift nicht nothwendig, baß der Gebrauch, deſſen 671. 
der Art. 671. gedenkt, ſchriftlich abgefaßt ſey. — Das Beſtehen 
eines ſolchen Gebrauches kann durch die ordentlichen Beweis: 
mittel dargethan werden, und namentlich durch Zeugen, da das 
Geſetz hier keine beſondere Gattung von Beweiſen angezeigt hat, 
— 8. 31. 2. 152. — Poitiers. J. 19. 8. 1834. 2. 


3. Die in einer geringeren Entfernung, als ber Art. 671. 
vorfhreibt, vom Gute des Nachbars gepflanzten Bäume find 
dem Verbote des Code nicht unterworfen, wenn zur Zeit ber 
Einſprache diefe Bäume erweislich feit 30 Jahten befiehen: 
fie werden durch die dreißigjährige essen — a H. 
Vw. Orleans. 8. W 1. 176. . 337. 4. 194. 
— Toulouſe. S. 27. 2. ML 76. —* gen 
€. 9. Bm. Mes. S. 32. 1. 323, *) 

4 Wer auf einem erfauften Grundſtuͤcke Bäume vorfinder, 
weiche vom Nachbargute in einer geringeren Entfernung { als 
ber vom Gefege vorgefchriebenen, ftehen, kann nad) der Faͤllung 
diefer Bäume feine neuen in gleicher Entfernung pflanzen. — 
Er kann nit eine hausväterlihe Widmung feinem Nachbar 
entgegen halten, wenn Ddiefer den ea en wie 

jener gehabt haben follte. Paris. S. 26. 2. 20. L. 74. 228. 
— f. Art. 704. 

5: Die Regeln über die Entfernung, in welcher Bäume . 
in der Nähe der nachbatlichen Grenze zu pflanzen find, haben 
ihre Anwendbarkeit, von welcher Art auch bie Eigenfchaft bes 
benachbarten Grundfiüdes ſeyn möge, und aud) .alddann, wenn 
die Beobachtung einer geringeren — dieſem Grun 
Beinen Nachtheil bringen würde. C. H. Bw. Paris. 8. W. 1. 
354. D. 26. 1. 186. L. 81. 321. 

6. Obwohl das Gefeg, welches die Anftößer ermächtigt, 
längs der Vicinalwege Baͤume zu pflanzen, benfelben biefe 
Pflanzung, auf dem Grund und Boden der Wege ſelbſt, fill: 
ſchweigend untetfagt, fo folgt doch hieraus nicht, daß ber Anſtoͤßer 
ſich nicht erlauben duͤrfe, laͤngs des Vicinalweges zu pflanzen, 
ehe ihm von der Verwaltungsbehoͤrde die Ermächtigung ertheilt, 
ober die Abſteckung der Linie geſchehen iſt. — Es kann ihm 
daher nuf alsdann die Wegräumung feiner Pflanzung auferlegt 
werden, wenn er diefelbe nicht auf feinem Eigentbum angelegt 
hätte, Allemal wenigftens in Ermangelung einer — 
ann Anordnung. Ordonnanz. 8. W. 2. 342. — f. A 


(7) Der Art. 671. Über die bei Pflanzung hochſtaͤmmiger 
Baͤume gegen benachbarte Grundſtuͤcke (in Ermangelung einer 


*) Laukhard II. S. 75. 


671. 


672. * 


673. 


674. 
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Ortsgewohnheit) zu beobachtende Entfernung iſt auf Gebaͤude, 
wie auf Feldguͤter anwendbar. Nismes. R. G. 18332.481.*) 
1. Der Art. 672. hat feine Wirkung, unangeſehen allet da 
Gegentheil befagenden Älteren Verordnungen und Gebräuche.” Soldye 
find nicht unter diejenigen zu zählen, Bun der Art. 671. auf 
305 erhält. Caſſ. Air. 8. 11. 1. 81. D. 9:1. 74. L. 29. 


12)" Das kraft Widmung des Eigenthümers —— 
Recht, Bäume in einer geringeren, als der geſetzlichen Entfernung 
zu haben, zieht das Recht nicht nach fich, die Arfte diefer Bäume 
auf das Nachbargut hinüber ragen „(offen zu dürfen. €. 9. — 
Paris; J. 19 8. 1835. 1. 79. RT, 

fe Art. 692%. 

4) Die: Anftöger eines dem Staate — — 
en nicht das Eigenthum der auf bemfelben angepflanzten 
Bäume: anſprechen es fey denn, daß fie. nachweifen, diefelben 
unter belaſtetem Titel erworben, oder fie angepflanzt zu haben: 
Sefeg (1792). Deeret (3. 11). — €. 9. Bw; Douai. R. G. 
18331. 48: — 


— Zuweiter Abſchnitt. ar 


* 9 
4 


Bon der Entfernung und ben Zwifchenmauern bei gewiſſen —— 


1. Man darf ohne Ermaͤchtigung weder Wohnungen auf: 
— noch Brunnen graben, in einer geringeren Entfernung, 
als 100 Metern von neuen Begräbnifplägen ‚ welche ®raft Ge: 
feßen und BVerondnungen außerhalb der Gemeinden verlegt wor⸗ 
den find, Die vorhandenen Gebäude dürfen ohne Ermaͤchti⸗ 
gung meber vergrößert noch ausgebeffert werden. Deeret. 8. 10. 


2. Wenn eine Privatanfage a? B. ein Badofen ; dem 
Nachbar dadurd) ſchaͤdlich wird, dag man bei der Errichtung: bie 
technifchen Regeln nicht beobachtet hätte, fo. kann der: Abbruch 
im Rechtswege verfügt werden , wenn gleich fonft durch fein 
Gefeg, Verordnung oder Gebrauch vorgefchrieben wäre, welche 
Entfernungen bei der Errichtung des Badofens zu beobachten, 
oder welche Werke zu machen feyen, damit der Nachbar nicht 
Schaden leide. €. H. Vw. Air. S..29. 1. 201. D. 27. 1. 
108.) Ba SPA 

5 Art. — 


2 an von: Bäumen, Zachar. IE, ‚241. 

4. neidung der Aeſte benachbarter Bäume. Zadar. II. 242. 
— ueberwachfen fremder Bäume. Weberfall: Brauer V. 382. 

***) Brunnen, Senkgruben ꝛc. Zadar, II. 243. — Trefurt 14. 
$. 181. — Brauer V. 583. 


Bow den Dienftbarkeiten aus dem Geſetz 897 
Dritter Abfehnitt, 


Bon der Ausficht auf Nachbargut. 


1. Wenn der Eigenthuͤmer eines Gebaͤudes beim Verkauf 675. 
eines Theils deſſelben auch das Gemeinfchaftsreht der Scheide: 
mauer ohne Vorbehalt der darin angebrachten Fenfter abtritt, 
fo wird angenommen, der Käufer habe das Gemeinfchaftsrecht 
in deffen ganzem Umfange erworben: er gap * Deffnungen 
en laffen. Angers: S. 19. 2. 277. 18, 2,8. L. 


2. Die Befugniß, welche. der Code dem Eigenthümer bes 
Grmeinfhaftsrechted einer angrenzenden Mauer einräumt (die 
Deffnungen oder Fenfter in dieſer Scheidemauer zu fließen ), 
erftredt fi nicht auf den Fall, wo die Ausfichtsdienftbarkeit 
durch Verjährung bereits erworben iſt, wenigftens dann , wenn 
der benadybarte Eigenthuͤmer ein Gemeinſchaftsrecht während der 
zur Verjährung erforderlichen en hatte. €. 9. Vw. yon. 
S. 25. 1. 309. D. 23. 1, 138. L . 72. 483 — E. H. Bw. 
Nancy. R. G. 1836. 1. 604. *) 

ſ. Art. 657. 658. 660. 692. 

+ 1) Servitus luminum feßt voraus, daß ſich die Dealer in der 
Wand ded Nachbard, oder doc in einer gemeinfchaftlichen ber 
finden. Hohnh. IV. An — Sie dürfen nicht durch Entziehu 
alled Lichts ganz unnü — — am Schmälerung vs 
Lichtd aber kann ftatt finden. Ebend. 1 

2) Daß dieServitus ne in a. aus ihr „folge, läßt 
fih alfo nicht unbedingt behaupten. Ebend. — Ebend. I. 267: 

3) Wenn eine Störung unter Herrfchaft des neuen 2. R. vorging, 
fo find die £. ©. 696. und 701. anwendbar. Ebend. 

. 4) Wer einen neuen Bau aufführt, muß von den Fenſtern des 
andern 6 Fuß entfernt bleiben. Ebend 181. 18. 

5) Senfters und Lichtrecht, ein — ſtatutariſches Rechtsinſtitut, 

worin ed beſtehe. Hohnh. I 

6) Verjährung der — * von dem Momente aus, 
wo dem Beſitzer des anſtoßenden Hauſes a ‚benachtpeiligende 

Handlung unterfagt wurde. Hohnh. LI. 

1. Die Urt. 676. und 677. find — = Fall nicht an⸗ 676. 
wendbar, wo ein entgegen ftehender Beſitz und. Verjährung vor: 
handen iſt. Gaff. Riom. S. 14. 1. 9. L. 38. 49. 

2. Das Nedyt der Gemeinfhaft zieht an und für fich die 
Befugniß nach fich, die Vergünftigungsweife angelegten Fenfter 
zu fohliefen, um an der Mauer anzubauen: wenigſtens dann, 
wenn kein ausdruͤcklicher Vorbehalt zur Schonuͤng jener Fenſter 
gemacht worden iſt. — Es wuͤrde nicht genuͤgen, wenn die 
Urkunde uͤber die Erwerbung des Gemeinſchaftsrechtes enthielte, 


*) Fenſter in der Mauer, Zachar. II. 244. 


676. 


678, e 
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daß die Vergünftigungsmweife angelegten Fenſter vergittert und 

verfchloffen werden follen; auch koͤnnte der Eigenthümer dieſer 

Fenſter fi nicht auf langen Beſitz oder eine — haus: 

vÄterlihe Widmung berufen. Lyon. 8.27. 2. 25.2.63. 
f. die Notiz. zu Art. 658. 660. 661. 678. 600. 


+9) hr aperiendi fenestram in proprio pariete findet 
da fintt, wo ed durch Gewohnheit oder ftatutarifched Recht 
verboten ift, in der eigenen Mauer Senfter zu haben, die in des 
Nachbars Eigentum geben. Hohnd. IV. 179. — Sie gehört 
u den affırmativen offenen Dienitbarfeiten. Ebend. 183 

2) Kichtöffnungen dürfen nur in — — — * gemein 

ſchaftlichen Mauer angelegt- werden. en « 465. 
Seufitt polizeiliher und gerichtlicher Ein — hierbei. 


3) Aus den 2. ©. 676-678. folgt keineswegs, daß der Eigenthü- 
mer einer auf Nachbarsgut en Mauer nur bei Errihtun 
von Lichtfenftern und Ausfichtööffnungen beſchraͤnkt, hinfichtli 
aller auf andere Zmede gerichteten Deffnungen aber ungebunden 
ſey; vielmehr folgt daraus dad unzweifelhafte Verbot aller auf 
andere — gerichteten Deffnungen , insbeſondere ſolcher, 
melde z. B. zum Durchfchieben sur —— eichſel auf frem⸗ 
des Cigentpum beftimmt find. N. Jahrb. IV. 386 — 392, — 
Annalen VI. 71. 

1. Die Beftimmung des Art. 678. ift unbedingt, und 
feihfallis auf den Fall anwendbar , wo das dazmifchen Fiegende 

Brundftüd dem Beſuche des Publitums ober einzelner Private 

perfonen gewidmet ift, denen es in Gemeinfchaft dugehönt, wie 

auf den Fall, wo diefes Grundftüd demjenigen gehört, welcher 
in feiner Mauer bie Fenſter anlegen will; die Entfernung 

in jedem Falle die naͤmliche ſeyn. Nancy. 8. 17. 2. 155. 
.16.2 W. — ©. H. Bw. Rennes. R. G. 1833. 1. 836. 

2. Die durh Verjährung erworbene Dienftbarkeit, ein 
offenes Tenfter gegen das Nachbargut zu Haben, hat die Befug—⸗ 
niß im Gefolge, dem Nachbar die Errichtung folder Bauanlagen 
zu verbieten, welche dem Gebrauche Den: Dienftbarkeit — 

lich find. Bordeaur. S. 28. 2. 80. D. 26. 2. 44. L. 80. 

519. — Nancy. S. 29. 2. 178. 

4. In entgegen gefegten Sinn entſchieden. eo 8. 77. 

2. 14. D. 25. ns ıren . 25. 2. 

177. — Baftia. J. 19. S. 1835. 2. 301. — f. Art. 701. *) 

5. Die Ausfihtsdienftbarkeit ober Berechtigung ( wenn 
ihre Wirkung oder Ausdehnung nicht ausdruͤcklich durch eine 

Vertragsurkunde beftimmt ift) erſtreckt ſich nicht auf das Nach ˖ 

bargut,, und hat nur ein Verbot, bis zur Entfernung von 19 

Decimetern (fehe 38) zu bauen im Gefolge. Caſſ. Meg. 

. 24. 1. 3. D 1. 307. L. 67. 273. 


——— —— 676. 
*) Laukhard II. &, 332. 
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(6) Brennholzſtoͤße, weiche vorübergehend in einem Holz ⸗ 678. 
bofe aufgefchichtet werben, kann man nicht als eine Anlage be 
trachten , welche eine Ausfi ht in gerader Richtung auf das 
Nachbargut, im Sinne des Art. 678. verfchaffte. — Der Eigen» 
thümer des Holzhofes kann daher nicht angehalten werden, feine 

olzftöße um fechs Fuß von der Grenze beider Grundftüde zus 
chefzufegen. Paris. R. G. 1833. 2. 438, 

Man kann nit als Ausficht in gerader Richtung, 
oder Fenfter, die dazu dienen, im Sinne des Art. 678. die 
leeren Räume betrachten, welche in dem Gitterwerk eines Licht 
fenfters, in einer Umfaffungs= oder Scheidemauer vorhanden find. 
Der Nachbar, deffen Eigenthum an diefe Mauer ftößt, ift daher 
nicht befugt, die Verſchließung jener Deffnungen zu begehen, 
aus dem Grunde, daß die Mauer ſich in einer geringeren Ent« 
fernung , als ſech Fuß von dem angrenzenden Grundſtuͤcke ber 
finde. €. 9. Bw. Bordeaur. R. G. 1836. 1. 744. 00 

a. 


Dierter Abschnitt. 
Bon ber Dachtraufe. 


1. Der Art. 681. ift au auf den Fal anwendbar, mo 681. 
ber durch das Dach überragte Grund und Boden höher liegt, 
als das benachbarte Grundftüd. — Hier ift nicht ber Hall zur 
Anrufung des Art. 640., welher dem untern Grundftüde bie 
Verbindlichkeit auferlegt , das a. von bem höher gelegenen 
aufzunehmen. Colmar, S. 20. 2. 130, L. 56. 504. 

Der Eigenthümer eines Haufes, wo das vom Dache 
ablaufende Regenwaffer dem Eigenthum eines andern Schaden 
zufügt, Bann verurtheilt werden , diefen Befchädigungen abzu— 
helfen und vorzubeugen. — Insbeſondere, wenn bas im Hofe 
bes Eigenthümers des Gebäudes abfließende Waffer in den einem 
andern zugehörigen Keller, der unmittelbar unter jenem Hofe 
fi befindet, eindringt, fo Fann der Eigenthümer bes Haufes 
und des Hofes angehalten werben, feinen Hof auf folhe Weife 
zu pflaftern,, daß ber Gigenthümer des Keller Leinen Schaden 
erleidet. Der Eigenthümer bes Hofes kann hiergegen nicht 
einwenben, daß dadurch fein Eigenthum mit einer Dienſtbarkeit 
befchwert würde, für welche weder nn noch Befig vor: 
— ſey. €. H. Vw. Paris. S. 27. 1. 360. D. 25. 1. 


3. Es gibt Feine natuͤrliche Dienftbarkeit des höher gele— 


*) Trefurt 141, $. 182. 
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631) genen Grundſtuͤckes fuͤr den erg ber Wafferfteine — der 


682. 


Dachtraufe. C. H. Bw. Paris. 8. 30. 1. Ik PEJAFNER 
f: Act 344,‘ 697. 701. 1382 dt, 


Fünfter: Abschnitt, 


Bon ber Durchfahrtsgerechtiskeit 


Eine: Gemeinde kann: nicht, kraft bloßen Beſibſtandes 
auf sein aa den fürforglihen Gebrauch eines Weges 
anfpreshen, der. ihe nicht nothwendig iſt. Poitiers. S. 6. 2. 72. 

2, Wer die Berechtigung erworben. hat, auf einem Grund» 
ſtuͤcke Torf zu graben, kann, wenn das Grundſtuͤck von der 
gemeinen Straße abgeſchnitten iſt, in eigenem Namen den noͤthigen 
Meg fordern. — Der: Art. 682. verfügt nicht. ausſchließlich zu 
Bunften des Eigenthuͤmers des abgefhnittenen Grundftüdes. 
Amiens. S. 14. 2. 98. L. 37. 75.. 


31% 3 Um im Sinne des Art. 682. für abgeſchnitten zu 


gelten, muß der Mangel eines Zuganges vollſtaͤndig und unbe⸗ 
dingt ſeyn. — Folglich kann der Eigenthuͤmer, welcher zur 
öffentlichen Straße durch einen ehemals gangbaren, über einen 
Moraft führenden , ſelbſt gemeinen Weg gelangen ann, bie 


Durchfahrt über das Eigenthum feines Nachbars nicht fordern, 


wenn auch der Weg in ſchlechtem en ein Ummeg und 
feine Herftellung PR wäre. ©. 9. Bmw. Poitiers. 8.26. 
1. 220. D. 23. 1. 398. L. 74. 116. 

4. Im naͤmlichen Sinne entfchieden : wenn der Zugang, 
obwohl fehr ſchwierig, doch übrigens einer Herftellung fähig 
waͤre, felbft um einen Koftenaufwand, der um ein weniges bie 
Entfhädigung überftiege, welche das Gefeg dem Eigenthümer 
gewährt, a deffen ea: die Durchfahrt verlangt wird, 
Rennes. S. 28. 2. 74. D. 26. 2. 30. 

9. Auf gleiche Weiſe entfchieden, en chtlich eines 2 
gänzlich ungangbaren Weges. Beſangon. 8. 28. 2.308. D. 26 
2. 247. — Rouen. R. G. 1836. 2. 87. 

5b. Ein Grundftüd wird nicht für abgefhnitten erachtet, 
wenn es vom gemeinen Wege nur durch einen Wäfferungs: 
graben getrennt ift, felbft wenn diefer Graben in feinem dermas 
ligen Zuſtande ein Hinderniß für den Eigenthuͤmer des Grund: 
ſtuͤckes wäre, auf den gemeinen Meg zu gelangen, wenn anders 
diefes Hinderniß durch leicht ausführbare und nicht fehr oft: 
fpielige Arbeiten befeitigt werden Fann. Colmar. S. 31. 2. 278. 

. Damit ein Grundftüd als abgefchnitten im Sinne des 
Art. 682. gelte, ift nicht nothwendig, daß es durchaus an jedem 


*) Abfluß des — vom Dache. Zachar. II. 245. 
**) Laukhard II. S.7 
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Zugange zur gemeinen Straße fehle, fondern es genuͤgt, wenn 682. 
fein Zugang zu einer fahrbaren Straße vorhanden if. €. 9. 
Bro. Colmar. S. 28. 1. 111. D. 25. 1. 498. L. 81. 

Caff. Toulouſe. J. 19. S. 1835. 1. 806. 

7: Der Eigenthümer , welcher feinen andern Zugang hat, 
als über einen Leinpfad, kann befugt feyn, Über das benachbarte 
Srundftül einen Weg, aus dem Titel, daß er von der gemeinen 
Strafe abgefhnitten fey, zu verlangen. Zouloufe S. 25. 2. 
119. D. 33. 2. 108. — Borbeaur. R. G. 1836. 2. 334. 

8. Wenn die Unmöglichkeit dargethan ift, daß ein Eigen: 
thuͤmer an feinem Haufe die nöthigen Ausbefferungen vornehmen - 
laffen koͤnne, ohne das benachbarte Grundſtuͤck zu betreten , fo 
hat der Nachbar als Dienftbarkeit die Anbringung ber Leitern 
zu dulden, vorbehaltlich der Entſchaͤdigung. Brüffel. 8.25. 2. 374.: 

9. Das einem abgefhnittenen Grundftüde gebührende 
Durchgangsrecht kann aus einem bloßen Fußwege in die Berech⸗ 
tigung eines Fahrweges mit Ochfen und Karren verwandelt 
werden, wenn dies für den Anbau des Grundſtuͤckes, zufolge 
eines abgeänderten Kulturplaned nothmwendig wird :. vorbehaltlich 
gebührender Entfhädigung für den Zuwachs der Dienftbarkeit. 
Agen. S. 24. 2. 89. D. 22. 2. 79. | Zu 

(10) Der Eigenthümer eines Grundſtuͤckes, der, um dafs 
felbe zu bebauen, fich der freien Durchfahrt über ein Nachbargut 
bedient, kann nicht unter dem Vorwande, daß biefe Durchfahrt 
nur eine VBergünftigung fey, aus dem Zitel der von der Straße 
abgefchnittenen Lage eine andere Durchfahrt an einen andern 
Nachbar begehrten, fo lange die, deren er ſich bedient, ihm nicht 
befteitten wird. — Bis dahin ift er nicht im Sinne des Art. 
682. als abgefhnitten zu betrachten. C. H. Vw. Amiens. 
J. 19. S. 1835. 1. 701. 

(11) Die Durchfahrtsgerechtigkeit der eingefchloffenen 
Grundftüde ift eine gefeslihe Dienftbarkeit, welche zum 
Unterfhiede von andern unftändigen Dienftbarkeiten durch Wer: 
jährung erworben werden kann: — zumal wenn Äußere Merk: 
male der Uebung der Dienftbarkeit vorhanden find. Caſſ. Dreur. 
R.G „1. 253. — Caff, Zouloufe. J. 19. S. 1835. 1. 
806. — f. Art, 691. * 

(11) b. Man kann im Falle des Art. 682. die Durchfahrt nicht 
unter dem Vorwande verweigern, daß das eingeſchloſſene Grund⸗ 
ſtuͤck ehemals einen Zugang uͤber einen jetzt eingegangenen Vicinal⸗ 
weg hatte, und daß der Eigenthuͤmer des Grundſtuͤckes die Wieder⸗ 
herſtellung des Weges erwirken, oder die Durchfahrt an die an⸗ 
ſtoßenden Beſitzer dieſes Weges begehren koͤnne. Caſſ. Toulouſe. 
J. 19. 8. 1835. 1. 806. 

(12 Die Durchfahrtsgerechtigkeit eines eingeſchloſſenen 
Grundſtuͤckes erloͤſcht in dem Augenblicke, wo der Eigenthuͤmer 


26 


682. 


683. 


685 + 
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deffelben Erwerbungen gemacht hat, wodurch jener Zuftand aufs 
hört. — Im folhem Falle, wenn der Befig der Dienftbarkeit 
länger als 30 Jahre gedauert hat, muß man vermuthen,, daß 
dem Eigenthümer des dienftbaren Gutes urfprünglich eine Schade 
Ioshaltung bezahlt worden ſey, und hiernach iſt biefer Eigen» 
thuͤmer verpflichtet, bei feiner Befreiung als Erfag die Summe 
zu zahlen, zu welcher die Schadloshaltung angefhlagen werben 
kann. — Gleichermaßen muß er den andern Eigenthümer für 
die Koften entfchäbigen , welche die Herflellung einer neuen 
Duchfahrt auf fein eigenes Grundflüd erfordern möchte. Agen. 
J. 19. S. 1835. 2. 414. 

(13) Der Thatumftand,, daß ein Grundftäd eingefchloffen 
fey, kann vom Gerichte nach den vorgelegten Beweisſtuͤcken als 
hergeftellt. erflärt werden , ohne daß daffelbe gehalten. wäre, 
ein Gutachten Sachverftändiger zu erheben. €. H. Bw. Riom. 
R. G. 1836. 1. 322. F 

(14). Die Durhfahrtägerehtigkeit eines eingefchloffenen 
Grundſtuͤckes Fann in ihrer Aushbung abgeändert und ausge⸗ 
dehnt werden, wenn in Folge einer neuen Beſtimmung jenes 
Grundftüdes, und einer geänderten Bauart, bie vorhandene 
Durchfahrt fi zu den Erforderniffen der Beftellung als unzu: 
länglidh ergibt. E. H. Bw. Guadeloupe. R.G. 1836. 1. 453. 

(15) Die Durchfahrtsgerechtigkeit eingefchloffener Güter 
begründet eine gefeglihe Dienftbarkeit, welche, zum Unterfhiede 
von andern unftändigen Dienftbarkeiten, der Gegenftand einer 
Beſitzklage des, in dem feit einem Jahre beftandenen Befige 


-geftörten Inhabers feyn kann. C. 9. Bw. St. Mihiel. R. G. 
1836. 1. 936. *) | 


f. Art. 691. 

1. Es ift kein Gaffationsgrund gegen ein Urtheil um 
deßwillen allein gegeben, weil das Durchfahrtsrecht auf ber 
Seite genommen worden, welche den weiteren Weg zur öffent: 
lichen Straße enthält. C. H. Bw. Bordeaur. S. 11. 1. 325. 
D. 9. 1. 340. L. 30. 470. 

(2) Deßgleihen. Der Eigenthlimer des dienftbaren Gutes 
kann bie Durchfahrt auf einer Seite anweiſen, wo der Weg 
länger , aber feiner Anfiht nah für ihn minder fchädlich if. 
Bordeaux. R. G. 1836. 2. 334. 

14. Diefes gefeglihe Durchfahrtsrecht ift verjährbar, und 
darin: von den fonftigen Durchfahrtsgevechtigkeiten verſchieden. 
Nach dreißigiährigem Befige oder Gebrauche kann der Nachbar, 
auf deſſen Eigenthum der Weg genommen werden mußte, Feine 
Entfepädigung mehr fordern. Caſſ. Pau. 8. 22, 1. 154 D. 





*) DBurdfahrtögerechtigteit. Zachar. II. 246. 
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20: 1.44. L. 63. 60. — Bordeaur. S. 277 2. 46. D. 25. 685. 
2. 75. — E. 9. Vw. Colmar. $. 28. 1.111. D. 35.1. 
498, L. 81. 48 

2. und 3. Eben fo unter dem alten Rechte. C. H. Vw. 

Nismes. S. 29. 1. 3. D. 297. 1. 199. L. 83. 34. 
8 ‘Die Verjährungszeit diefer Entfhädigung läuft nicht 
bloß von dem Tage, wo die Durchfahrt für unumgänglich noths 
wendig erkannt wurde, fondern fchon von dem Tage an, mo 
die Durchfahrt — hatte. ©. H. Vw. Colmar. S. 28. 1. 
114. D. 25. 1. 498. L. 81. 48. 

9. : Das Anerbieten einer Entfchädigung, für die zum Bau 
eines abgefchnittenen Grundftüdes nothwendige Durchfahrt, ift 
fein Verzicht auf die etwa bereits erworbene Erfigung eines 
ſolchen Durchfahrtsrechtes. Bourges. $. 25. 2. 299. 

f. Art. 688. 691. 706. 


Drittes Kapitel. 


Von den Dienftbarkeiten, welche durch Handlungen der 
Menfchen erworben werden *). 


Erster Abschnitt. 
Don dem verfchiebenen Gattungen der liegenfchaftlichen Dienftbarkeiten *. 


1. Die Gerechtigkeit, an einem Brunnen Waſſer zu 
ſchoͤpfen, kann unter dem Namen einer Dienſtbarkeit von dem⸗ 
jenigen nicht ausgeuͤbt werden, welcher kein Eigenthum neben 
dem Grundſtuͤck hat, auf dem der Brunnen ſich befindet. Gaff. 
Bayonne. S. 9. 1. 35. D. 6. 1. 548. L. 23. 197. 

2. Wenn der Eigenthuͤmer eines Haufes, beim Verkauf 
eines bei diefem Haufe liegenden Stüdes Land, dem Käufer bie 
Berbindlichkeit auferlegt, auf jenes Stu Land nicht zu bauen, 
fo ift dies die Beſtellung einer dinglichen Dienftbarfeit zum 
Vortheile der Liegenfhaft, nicht einer perfönlichen, zum Vortheile 
dee Perfon. a Rouen. S. 25. 1. 213. D. 23. 1.84. ***) 


. Art . | 

* Wem bei der Negatorientlage der Beweis obliege, ift 
eontroverd. — Da jedoch nad £. ©.:690. f. der bloße Befig 
nicht zur Erwerbung einer Dienftbarkeit hinreicht, fo ‚gemährt 


*) Begriff der Dienftbarkeiten, die auf einer rechtlichen Thatſache 

beruben. Baar. M. 247. — 

**) ‚Bon. den Grunddienſtbarkeiten. Zachar. II. 234. — Einthei⸗ 
Ung derſelben. Ebend. 248. hr 

”**) Bewilligung einer Dienftbarkeit. Brauer V. 621. — Beſtel⸗ 

lung der Dienſtgerechtigkeiten auf zertheiltem oder beſchraͤnktem 

er ig Brauer VI. 32, — Actio negatoria. Zadar. 


“ 
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dad Possessorium feinen Vortheil mehr, wenn nicht dad 
Petitorium damit verbunden wird, Hohnh. IV. 178. 

3) Wenn der Beklagte im Beſitz ift, fo nt bei.der Negatoriens 
lage dem Kläger der Beweid der Sreiheit ob. N. Jahrb. I. 


3) Wen trifft bei der Negatorienklage, ind befondere wenn ein 
Bannrecht in Frage ftebt, die Beweislaſt? — Dabin entfchieden, 
daß die gefeglihe Dermurhung für die Freiheit ſpreche. Annas 
len II. 37—39. DBgl. Hohnh. IV. 182. Abmeihende Meis 
‚nung. Annalen II. 37. — Abhdl. im letztern Sinne. Annalen 
11. 110. Ebend. III. 25. Vrgl. Brauer und Zachar. 216, ff. 
— Abhandlung im erftern Sinne. Annalen III. 156. — Ferner: 
Abhdl. Annalen. IV. 165. — f. Art. 690. Nr. 3. d. €. 


1. Das Nugungsreht an einem Walde kann als Dienft: 
barkeit vereigenfchaftet feyn. Und diefe Dienftbarkeit, in fo 
weit fie unftändig ift, kann die Eigenfchaft einer verborgenen 
haben. — Folglich begreift das allgemeine Gedinge, wodurch 
die Käufer zu allen offenen oder verborgenen Dienftbarkeiten 
verpflichtet werden, das Weidrecht in den MWaldungen in fi. 
C. 9. Bw. Riom. S. 17. 1. 2365. D. 15. 1. 208. L. 48 
385. — f. Art. 640. 641. 675. 690, 706. 
(2) Die Wäfferungsgerechtigkeit ftelt eine felbftftändige 
Dienftbarkeit dar, welche durch Verjährung erworben werben 
kann, felbft dann, wenn man, - um. fid ihrer zu bedienen, ein 
Stellbrett oder. eine Schleufe ziehen muß; biefer bloß zufällige 
Thatumftand, welcher nur dient, die Unterbrehung im Gebrauche 
der Dienftbarkeit wieder aufzuheben, legt diefer den Charakter 
einer unftändigen Dienftbarkeit nit bei. Pau. J. 19. S. 
1835. 2. 202. 
(3) Die Weggerechtigkeit, wenn auch ein fichtbares Zeichen 
derfelben vorhanden ift, als z. B. eine offene Thür zu dem be 
nahbarten Grundftüce, ift dennoch eine unftändige Dienftbarkeit, 
die nur durch einen Merhtstitel, nicht durch Verjährung, ertwor: 
ben 'werden kann. €. H. Vw. Pau. R. G. 1836. 1. 52. *) 
f. Art. 691. 
+} 1) Servitus altius non tollendi mird durch den bloßen Beſitz 
von Fenſtern nr begründet. Hohnh. IV. 183. — f. zu 2. ©. 
0 5 


689, r * — 
2) Dad Lichtrecht gehört unter die ſelbſtſtändigen Dienſtbarkeiten, 
da unter legtern nach 2. ©. 688: die Ausſicht begriffen wird, 
welche eine noch größere Berechtigung ald jene in fich fchlieft. 

Annalen V. 39, 

3). Bedarf ed zur Begründung einer Beſitzklage, wegen Störung 
im Licht» und Zenfterrechte, Durch Verbauung der Lichtöffnungen, 
der Beibringung eined Nechtöritel3? Abhdi. Annalen VI. 166. 
Zufammenftellung der oberhofgerichtlichen Grundfäge in Bezug 
auf diefe Frage. Ebend. 167. 


) Benugung unftändiger Dienftbarkeiten, Brauer. V. 604. 606. 
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9) Sol abe einer Gemeinde an eine Pfarrei ift feine unftändige agg, 

Dienftbarfeit im Sinne des £. ©. 688. fondern die Abgabe 
eined Befoldungstbeild aus einem unbenannten Vertrage do ut 
facias, N, Jahrb. IV. 69, 


Schafweide = Gerechtigkeit. *) 


* 5) *. V. die — der Schafweide » Gerechtigkeit btr. R. B. 
- 1818. XI. Samml. II. 738. Wehrer IV. 1. — B. . 8. 
1819. XX. Samml. IT. 743. 
t 6) Ob diefe dad MWeidrecht ———— Verordnung ein allge⸗ 
meines Landesgeſetz oder bloß polizeiliches Regulativ ſep. Hohnp. 
II. 132. 134. 137, = u 
7) Der Rechtöbeftand der Schäferei » Berechtigung ift, fo F er 
unter dem alten Rechte vorhanden war, nach diefem zu beur— 
sbeilen. Die durd ein neued Ereigniß erzeugten Solgen jedoch 
nach dem neuen Rechte, wenn fie unter diefem eingetreten find. 
ohnh. VI. 173. 175. — ſ. zu 8. S. 701. Nr. 1. 
8) Schaͤferei⸗Berechtigung auf fremdem Grund und Boden ift 
eine Servitut. Hobnd. ebend. 
9 Wenn fie von der Landes » Standes » oder Grundherrfchaft aud. 
geübt wird, kann fie vielleicht ald Ausflug des Obereigenthums 
En werden. Hohnh. VI. 288. f. vgl. Annalen I. 26, 


10) Jeder Gemeinde als folder fteht frei, die Errichtung einer 

emeindefchäferei zu befchließen. Hieraus folgt 9* nicht, 

daß diejenigen Güterbefiger, welche hierzu . ernmwilligen, durch 

einen Gemeindebefchluß verbindlih gemacht merden Fönnen, 

F ee ihrer Felder gefchehen zu laſſen. Annalen I. 

11) —— —* nicht Ausmaͤrker, welche nicht eingewilligt haben. 
nnalen III. 130. 


Mitweiderecht, Uebertrieb ꝛc. **) 


* 12) Schäferei » Uebertriebögerechtigkeiten ſollen möglicht befeitigt, 
und auf Verlangen der Ablöfung von einer Seite, der Kapital: 
werth des Webertriebörechted im polizeilichen Wege ausgemittelt 
werden. DB. Minift. d. Inn. M.A.B. 1834 N. 45. DAB. 
N. 45. U. A.B. N. 45. S. A.B. N. 49. Wehrer VI. 417. 

1 13) Jus compascendi iſt dad Recht, auf eigenem Grund und 
Boden mit einem Dritten, dem darauf die Weidrechts⸗Dienſt⸗ 
barkeit (Koppelweide, Servitus compascui) zuſteht, zugleich 
meiden zu dürfen. — ft ein aus dem Eigenthumdrechte ber: 





*) Ueber bie Schäfereiberechtigung der Eigenthümer und ihre 
Ausübung neben jener ber Dienftbarkeitsberechtigten. Archiv 
iR. 1. 389, 


$? f. . 

**) Die Koppelweibe Tann für eine wechfelfeitige Dienftbarkeit 
nicht gelten, wenn nicht eine BergünftigungssUrkunde ‚vorge: 
legt werben Tann. Brauer V. 608. — Rechtsverhaͤltniß ber 
Koppelweiden. Brauer Vl, 31, 
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688. fließended Gebrauchsrecht? — ftebt alfo auch jeder nde 
auf ihrer Gemarkung zu. Der MWeidberechtigte bat Fein Ein: 
fprachörecht, wenn der Eigenthümer nicht. förmlich auf dies 
en verzichtet bat. Hohnh. IV. 227. — Hohnh. Vi. 173 


175. 

14) Der Alleingenuß desgSchafweiderechtd auf Seiten der Grund: 
berrfchaft, —9 wenn er unfuͤrdenklich ſeyn follte, kann darum 
nicht ald Beſitz eines ausfchließenden Dienſtbarkeitsrechtes gel- 
ten, weil. dad aus dem re an dem dienenden: Gute flie- 
gende Mitweiderecht durch bloßen Nichtgebrauch nad) L. ©. 2232. 
niemals verloren gebt. Annalen IT. 119. | 

15) Das Mitweidereht ded Grundherrn, old Sache freier Willführ, 
ift unverjährbar. N. Jahrb. II. 21. 457, f. 

16) Daffelbe findet nicht ſtatt, wenn die Grundberrfcaft die Aus: 
fchließlichkeit des ibr zuſtehenden Schäfereirechted dadurch nach» 
meifet, daß —7 e. in: der, Gutsherrlichkeit ſeinen Urſprung 
habe, und bei Ueberlaſſung des Grundes und Bodens von den 
übrigen Nutzungsrechten getrennt, und dem Gutsherrn vorbe: 
balten worden ſey, mas durch die Natur der Dienfte und Abs 
gaben, vorzüglich Die Handlohnbezahlung, geſchehen kann. Ebend. 
448. 450 — 52. Vgl. Annalen J. 26. 61. 203. — ſ. zu 8. 2. 
577 ab. Wr. 3. \ 

17) Berluſt deffelben tritt ein, wenn ein die Freiheit, des —— 
mers beſchraͤnkendes Rechtsverhältniß von einer Seite auüsgeübt 
wird, und der andere Theil ſich dabei beruhigt. Ebend. 21. 


457: f. 

18) Pferchrecht oder Hürdenfchlag: iſt ein für fich beftebendes be- 

ondered Recht, ** die Eigenthuͤmer der Schafe ſolche in 
uͤrden ſtellen, und auf gewiſſen Grundſtuͤcken lagern laſſen 

dürfen : verſchieden von Schaͤfereirecht und Schaͤferei⸗Gerechitig⸗ 

keit. Hohnh VII.175.f. ' 

19) Der Beſitz der Schafweide gibt Fein Recht auf den Hürden: 
fchlag, dieſer ift Feine notbwendige Folge des Weiderechts und 
der Schäferei:Gerechtigfeit.. Ebend. 176. 

20) Der Eigenthümer kann über den Pferch, ald eine Nutzung der 
Schafe, fo lange nah Willführ verfügen, bid eine vertragsmd- 
ige oder rechtöberfömmliche Einſchraͤnkung erwiefen mird, w 
megen auch auf Fremd em Boden das Pferchen durch Herkom— 
men oder Servitut befonders erworben ſeyn muß. Ebend. 

21) Das Pferchreht wird bei den Gemeindefchäfereien auf die $el- 
der gewöhnlich nach einer gewiſſen Reihenfolge gelegt: Hohnh. 
vir 176. wo aber dergleichen Derbättniffe nicht, befonder® 
nachgewieſen find, bleibt e8 bei der Kegel, daß der Eigenthuͤmer 
der re nach Belieben über den Pferch und — 
verfügen kann. Ebend. 175. 

22) Begründer bei Schäferei:Gerechtigkeiten der alleinige Beſitz oder 
der Vorbehalt der Gerechtigkeit durch den früheren Eigenthl- 
mer dad Recht, den Eigenthuͤmer des dienenden Gutes vom 
Mitweiderecht auszufhließen? Verneint: N. Gahrb. IV. 184. 


689. (1) Der Eigenthümer von einer MWafferleitung und von 
Röhren, welhe das Waffer eines Brunnens auf fein Grund: 
fü Teiten, und unter dem Boden der angrenzenden Eigenthü- 
mer durchgeführt find, ift in dem Falle, wo legtere ihn im Be: 
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fige des Waſſers durch Arbeiten ſtoͤren, welche fie auf ihren eiges 689. 
nen Grundftüden anlegen, zu Anftellung einer Beſchwerde gegen 
Diefelben befugt. — In folhem Falle muß das Recht des Be— 
fchwerbeführers nicht als eine verborgene Dienftbarkeit, ſondern 
als ein Eigenthumsrecht, oder als eine felbftftändige offene Dienft» 
— betrachtet werden. €. H. Bw. Senlis. J. 19. 1. 1834. 
+1) Wenn gleih im £ ©. 689. dad Dafepn von Fenſtern ald 
Merkmal einer offenen Dienftbarfeit des Nachbarguted gan 
augemein bezeichnet wird, fo Fann daraus noch nicht gerade aut 
die Eriftenz des Lichtrechtes gefhlo en werden, da auch die im 
8. ©. 676. erwähnte Berechtigung fih durch Fenſter anfündigt. 
Annalen V. 39. — f. zu £. ©. 688. Pr. 1. 

2) Wenn dagegen die Senfter geöffnet werden fönnen , müßte bie 
Dienftbarkeit ald eine peu angefeben werden, welcher Annahme 
die Beſtimmung des £. ©. 689. Abf. 2. nicht entgegen ftebt, 
wenn dem Derlagten nicht dad Bauen überhaupt auf dem 

fraglichen Grundftüd unterfagt werden foll, fondern auf das 

. Berlangen ſich befchränft wird, Daß derfelbe nur auf einem 
heile feined Grundes und Bodens: fein Gebäude errichte, da⸗ 
mit jened angeblich: erworbene Recht nicht vbllig vereitelt werde, 
— Pier die Beltimmung ded betr. Raumes uͤberlaſſen 
wir wen en . 7 

3) Entgegengefegte Anfihten. Ebend. 38.f. 


weiter Abfchnitt. 


Wie Dienftbarfeiten erworben werden. 


1. Unter der Herrfchaft des roͤmiſchen Rechtes konnte 690. 
man durch die dreißigjaͤhrige Verjaͤhrung das Recht erwerben, 
hochſtaͤmmige Bäume dieſſeits der geſetzlichen Entfernung beizube: 
gelten. CE 9. Zw. S. 92. 1. 410. D. 20. 1. 348 L. 64. 


(3) Bei verjährbaren Dienftbarkeiten an fremden Grund» 
fiüden iſt der in der Beſitzklage obfiegende Theil bei der Klage 
auf den Rechtsſtand von der Erbringung eines ausreichenden 
Beweifes der Verjährung der Dienftbarkeit nicht befreit. — Da 
jedes Grundftüd bis zum Beweiſe des Gegentheiles als frei. be: 
betrachtet wird, fo ift es derjenige, der die Dienftbarkeit ermor- 
ben zu. haben behauptet, und nicht jener, der fie leugnet, dem 
der Beweis des Befiges obliegt, vermittelft deffen dieſelbe er- 
worben. werben konnte. Grenoble. R. G. 1833. 2. 11. — f. 
Art, 1315. 

(4) Der Art. 2265. bezüglich auf die zehn: und zwanzig: 
jährige Verjährung, zu Gunften in gutem Glauben ftehender 
dritter Inhaber, ift auf Dienjtbarkeiten nicht anwendbar. — 
Hinfichtlic dritter Käufer, wie hinfichtlich aller andern werden 
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690. die (felbfiftändigen und offenen) Dienftbarkeiten, in Ermange⸗ 
lung eines Rechtstitels von Seiten des Eigenthlimers des dienft- 
baren u nur durch — Beſitz erworben. Caſſ. 
——— .19. 8. 1835. 1. M. — Caen. R. G. 1837. 1. 


+ 1) Eine aftene, [elöRRändige Dienftbarfeit erwirbt man nad neues 
rem Rechte durch Verjährung von 30 Jahren. Hohnh. IV. 


2) Die, auf Erfitung des Eigenthums anmendbaren 2. ©. 

65. f. finden feine Anwendung auf den vom Eigenthume ganz 

veröichenen Rechtsge —— einer Dienſtbarkeit. Anna— 
en — 

3) Das aͤußere eichen der Dienfbarkeit ift nie der Rechtötitel 

—* ſondern lediglich nichts als die Ausuͤbung des Beſitzes. 


4) * zum Dunfbetge negativer Dienftbarkeiten erfordert wird. 

691. 1. Bor dem Code war e8 in Frankreich ein Grundfag bes 
gemeinen Rechtes, daß der unfürdenkliche Befig als Rechtstitel 
galt, * fuͤr unſtaͤndige Dienſtbarkeiten. C. H. Vw. Metz. 

8. 226. D. 15. 1. 122. L. 49. 382. 

7 ET. Belgien genügte ein dreißigjähriger Beſitz. Bruͤſ⸗ 
fel. 

5. der 7 im Elſaß, nur mußten es offene Dienftbarfei- 
ten feyn. Colmar. S. 6. 2. 99. 

9.  Dienftbarkeiten, welhe vor dem Code erfeffen werben 
Eonnten, und unter demfelben nicht mehr, Eönnen durch eine 
wor dem Code begonnene, und während beffelben fortgefegte Ver: 
jährung nicht erworben werden. Hier ift ber Art. 2281. nicht 
anwendbar. Gaff. Bordeaur. S. W. 1. 27. D. 23. 1. 433. 
L. 79. 336. Gaff. Bourges. R. G. 1837. 1. 679. 

10. Ein Urtheil, welches heut zu — den Beweis einer 
vor Einführung des Code vollendeten unfürdenklichen Verjährung 
zulaͤßt (hinfichtlicy einer unftändigen Dienftbarkeit in jenen Lans 
den, wo biefelbe auf diefe Weife erworben wurde), ift nicht im 
— ————— mit dem Geſetze. C. H. Vw. Pau. S. 27.1. 
29, D. 25. 1. 44. 

11. Der Befig einer Dienftbarkeits:Gerechtigkeit auf bie 
zweite Schur einer Wiefe, wenn der Verkauf mit Vorbehalt 
der Dienftbarkeit gefhehen, und wenn die Dienftbarkeit jedes 
Fahr mittelft einer, vom Eigenthümer geduldeten, verſchließlichen 
Deffnung ausgehbt worden, ift als Befig einer mit Nechtstitel, 
oder gegen erhobenen Miderfpruch, ausgehbten Dienftbarkeit anzu: 





” — II. 96. — Bon der Erſitzung der Dienftbarkeiten. 
zn 2 — Brauer V. 1031. — Brauer und Zadar. 
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fehen, fo daß fie nicht als bloße Vergimftigung betrachtet werden, 691. 
vielmehr die Einrede der Verjährung gefeglich begründen Eann. 
C.H. Vw. Douai. S. 26. 1. 324. D: 24. 1. 179. L. 75. 407. 

12. Selbſt wenn der Beſitz Feine Wirkung zu Begrüns 
bung einer Durchfahrts⸗-Gerechtigkeit hat, fo ann dennoch, 
wenn ber Rechtsgrund anerkannt ift, auf ben Befig ſich berus 
fen werden, um die Stelle zu beftimmen, an welcher die Durchs 
fahrts:Gerechtigkeit ausgehbt werden fol. E. H. Vw. Bordeaur. 

Ss, 35. 1. 42. D. 22, 1. 501. 
12. b. Oder um die Art der Aushbung, oder deren Aus: 
behnung zu beflimmen. € H. Bw. Pau. S. 32. 1. 260. 

13. Das Beholzigungsreht in einem Gemeindswald er⸗ 
‚wirbt jeber Einwohner ber Gemeinde ſchon durch diefen That 
umftand allein. Man kann hiergegen nicht einwenden, daß bie 
fes Recht, weil es kein dingliches Eigenthum- fey, nur eine 
Dienftbarkeit feyn könne, daß es als folche nur eine une 
ftändige Dienftbarkeit fey, welche nur durch einen. Recht 8: 
titel erworben werde: Die Beholzigung ift ein Genufrecht, 
weldyes aus tem Xitel des Miteigenthums ftatt hat, in fo weit 
“als die Einzelnen diefe Berechtigung auf Gemeindsgäter ausüben 
koͤnnen. — Jedenfalls iſt fie eine befondere, von einer unftäns 
digen Dienftbarkeit im Sinne bes Art: 691. ganz verfhiebene 
Berechtigung. C. H. Bw. Befangon. 8. 29. 1. 180. D. 27. 
41. 240. L. 85. 383. — f. Art. 103. 105. C. forest. | 

14. Der Art. 691: nad) welchem unftändige- Dienftbarkeis 
ten, welche vorlängft durch Fangen Beſitz erworben waren, heut 
zu Tage nicht mehr angefochten werden Eönnen, ift auf den Fall 
nicht anwendbar, wo ber Beſitz Fraft eines örtlichen Statuts 
‚ober Gebrauches ftatt fand, wodurd dem Eigenthümer des dienft: 
baren Gutes jeder Widerſpruch unterfagt war. Gaff. Air. S. 
41. 1. 81. D. 9. 1. 74. L. W. 305. — 

14 b. Damit der unfuͤrdenkliche Beſitz eines Dienftbar- 
keitsrechtes als eine Erſitzung betrachtet werden koͤnne, iſt nicht 
nothwendig darzuthun, daß dieſer Beſitz ſchon zu einem beſtimm⸗ 
ten Zeitpunkte vor Einführung des Code ein unfuͤrdenklicher ges 
weien fen. C. H: Vw. Meaur. S. 32. 1. 706. 1 

15. Ein: urfpeünglicher Privatweg kann durch Verjährung 
ein Öffentliher werden. — Hier. ift. der Art. 691. nicht anwend⸗ 
bar, nach welchem unftändige Dienftbarkeiten nicht ohne Rechts— 
titel erworben werden können. Bourges. S. 27. 2. 62. D:25, 


+’ 


16. Ein zwifchen mehreren Grundftüden zum Gebrauche 
dienender Weg fegt nothwendig einen Rechtstitel, eine vorgän- 
gige Vereinbarung zwifhen den betreffenden Eigenthümern vor 
aus: fo daß, wer dort ſeit unflrdenklihen Zeiten eine Durch: 
fahrtö:Gerechtigfeit ausübt, nicht, wie in dem Fall einer un: 
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691» ftändigen Dienftbarkeit, gehalten ift, die Mechtstitel zur Untet- 
ftuͤzung feines Befiges vorlegen. Agen. S. 28. 2.3. — f. 
Art. 637. 671. 672. 686. 688. 689. 706. 712. 

(17) Aus dem Grundfage, daß unter dem alten Rechte 
die zum Beweis einer unfürdenklihen Verjährung vorgeſchlage⸗ 
nen Zeugen über Thatſachen ausfagen. follten,, movon fie eine 
auf mehr als AO Jahre ruͤckwaͤrts gehende perfönlihe Kenntniß 
hatten, und: aus dem weitern Grundfage, daß fie vor. zuruͤckge⸗ 
Iegtem 14ten Jahre nit zur Beugenfchaft zugelaffen erben 
Eonnten, folgt, daß heut zu Tage der Beweis eines unfuͤrdenkli⸗ 
chen Beſitzes aus den Zeiten vor bem Code, in Gegenftänben, 
wo die Wirkungen eines folhen Befiges aufrecht erhalten wur: 
den, nur aus dem Ausſagen von Zeugen hergeftellt werdenkoͤnne, 
welche bei Verkündigung des Code wenigfiens 54 Jahre alt wa- 
ven. - Agen. R. G. 1833. 2. 255. 

.: (48): Da unftändige Dienftbarfeiten nur durch Rechtsur: 
Eunben erworben werden koͤnnen, ſo find einfache Anführungen 
in einer alten. Urkunde, in: Ermangelung des urfprünglichen 
Rechtstiteld oder eines Anerkenntniffes ungenügend, um das 
Borhandenfeyn einer ſolchen Dienftbarkeit zu beweifen. — Hier 
iſt die Marime nicht anwendbar: in antiquis enunciativa 
probant. Borbeaur.. J. 19. S. 4834. 2. 554. 

(69) Wenn ein Grundſtuͤck feiner Natur nah nur zur 
Viehweide und zum Streufammeln geeignet. ift, fo haben dieſe 
Thatumftände alsdann den Charakter einer bloßen Dienftbarkeit 
nicht mehr; es find Handlungen des Befiged oder Mitbefiges, 
welche duch Zeugen bemwiefen werden koͤnnen. C. H. Bw. 
Bellac J. 19. 1835. 1. 538. 

(20) Der auf einem Gemeinds-Eigenthbum für nöchig er: 
kannte Weg, um das Bieh zur Zränfe zu treiben, ift nach Um: 
fländen nicht als Weggerechtigkeit, fondern als eine Art von 
Genuß des Gemeinds-Eigenthums zu betrachten. EC. H. Vw. 
Beauvais. R. G. 1836. 1. 867. 

(21). Die Frage unter Privatperfonen, und im ausfcließ- 
lichen Intereffe derfelben, ob ein Weg lediglich zum Gebrauche 
des Eigenthümers angelegt worden, oder ob er mit einer Durch⸗ 
fahrts: Gerechtigkeit zum Vortheil der benachbarten Eigenthümer 
belaſtet ift, gehört zur Competenz der. Gerichte, wenn gleich der 
Weg von denen, die den Gebraudy deffelben unter dem Titel 
einer: Dienftbarkeit anfprechen,, für einen öffentlihen Weg aus: 
gegeben wird. Caſſ. R. G. 1837. 1. 700. 

(21)b. Eine unftändige Dienftbarkeit, 5. B. das Durch— 
fahrtsrecht, kann nicht, als durch einen dem Code voraudge- 
gangenen: breißigjährigen Beſitz erworben, erklärt werden, wenn 
das Gericht nicht ſich nice überzeugt, daß bie betreffenden 
Grundftüde im Bereich eines Gewohnheitsrechtes gelegen waren, 
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welches, in Ermangelung eines Rechtstitels, die dreißigjährige 69T. 
Berjähtung als Erwerbungsmittel unftändiger Dienftbarkeiten 
zuließ. Ebend. 
+ 1) Unftändige Dienftbarfeiten, deren Begriff. Hohnh. IT. 286. 
2) Diefelben können nur durch eine vor Einführung des ER. 
bollendete sufürdenttige Derjäbrung erworben werden. Ebend. 
obnb. IV, 88 — N. 483. V. 231..f. «9. d. 
nfürdenflihe Verjaͤhrung ift an feinen betimmten Zeitfauf 
ebunden. Hohnb. VI. 163. 
erjährung Unftändiger Dienftbarkeiten. Die Worte „auf foldye 
. ae find nicht a ———————— klichen, ſondern jeden 
Defit au berieben N. Jahrb. IT. 112. — ES onh. 
zes v. 89. ff. Vgl. jedoch eb 13. 


An 
5) Die SOjährige Derjährung genügt nicht, wenn ed an zu ge: 
En. Kite fedit, fondern nur die unfürdenkliche. N. Zahrb. 


6) Ber Neöte an einer fremden Sache audübt, muß ftetd eineh 
gerechten Titel bemweifen, wenn er micht unfürbenklice Berjäb: 
ung für fich bat. —88 VI. 72. — Annalen V. 90. 

7) — der Bewei jeugen und des Beweisthemas zur uns 
m Verjährung. Jahrb. IV. 73. — f. Neo. 


HR. 5. Über die Errichtun na einer verborgenen Dienftbarfeit (des 
Verbotes, pi Be zu überbauen). Annalen III. 4. 
9) ae ienkbarkeit gehört. zu den unftändigen Dienftbarkeiten. 
ohn 
10) Eıne Öenteinde, welche im Namen einzefner Bürger eine Weg: 
erechtigfeit auf fremder Gemarkung anfprict, ift nicht zür 
- Ende he legitimirt; fordert fie diefelbe aber ald Gemarkungsbe⸗ 
—— ſo — 8* * Entſcheidung der Adminiftrativbehörde 
ahr 
11) Durch da — —— de Lehensherrn, dem Lehendinhaber 
dad benötbigte Brennholz jährlich ukommen zu laſſen, wird 
eine Grunddienſtbarkeit conſtituirt. nb. IF. 230. 232. 
43) Die Natur einer Grunddienftbarkeit haben Hohführen, welche 
einer —— frohndweiſe geleiſtet werden muͤſſen. 


o 
13) Ras ch Fi Bezuge der Waldrugfirafen fann durch Ber: 
A erworben werden. Hohnh. | 
14) Alm — bei einem angeſprochenen Lichtrechte: * un | 
(et er 7. 


—— * beureheilt. Annalen V 

— ehe gie! bie Widmung des Hausvaters 692, 
dr einen Rechtstitel, auch wenn diefelbe nicht ſchriftlich abgefnßt ift. 
Paris. 8.4.2. 727.L.7. 524. — Paris. S. 13:2. 327. L.34.188, 

2. Daraus, daß ein Eigenthuͤmer zwifchen zwei ihm zuge 
hoͤtigen Haͤuſern eine Mauer aufgeführt Hat, folgt nicht, daß 
vermoͤge hausvaͤterlicher Widmung für die Käufer dieſer beiden 
Häufer eine Dienftbarkeit oder eine Verpflichtung beſtehe, die 


Mauer nicht zu —— ſie in ihrem urſpruͤnglichen Zuſtande 
zu erhalten. Meg. S. 7. 2. 188. 
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692%, 3. Anders verhält es fih, wenn der Eigenthümer ber 
Häufer dieſelben unter der Bebingung uti possidetis verfauft 
bat. Brüffel, S.- 11. 2. 256 

4. Der Eigenthümer, beffen Grundftüd von einem Teich 
uͤberſchwemmt wird, felbft ohne außergewöhnliches Anwachſen 
des Waſſers, kann eine Abhülfe oder Entfehädigung verlangen, 
wenn. das uͤberſchwemmte Grundftüd vom Eigenthuͤmer des 
Teiches herrührt, wenn es in jenem Zuftande verkauft, und feit 
dem Verkaufe eine Veränderung in ber urfprünglichen Beſchaf⸗ 
fenheit der Orte gemacht worden iſt. — In dieſem Fall iſt eine 
Dee vermöge row) des Hausvatere vorhanden. 
Angers. S. 15. 2. 65. L. 39. 

9. Nur ſolche Dienftbarkeiten. koͤnnen, als von Widmung 
des Hausvaters herruͤhrend betrachtet werden, welche aus der 
Lage der Orte hervorgehen, und offene ſind. Die aus der bloßen 
Widmung herruͤhrende Ausſichts-Gerechtigkeit, ohne ausdruͤckliche 
unterſagung altius non tollendi, benimmt dem Eigenthuͤmer 
des auf dieſe Weiſe dienſtbaren Grundſtuͤckes, nach gemeinem 
Rechte, die Befugniß nicht, auf ſeinen Grund und Boden, unter 
er der ET zu bauen. C. H. Vw. —— 

8. 17. 1. 336, D 1. 497. L. 48. 193. Pau, J. 19. S 
1835. 2. 303. 


6. Die Dienftbarkeit einer Wafferleitung iſt eine offene, 
mwelhe duch Widmung des Hausvaters beftellt werden Tann. 
Bw. Riom. S. 26. 1. 179. D. 24. 1. 9. L. 74. 

453. — f. Art 658. Ne. 1.2. Art. 678. Nr. 1. ff. 694. Ne. 1. 
(7) Die Dienftbarkeit altius non tollendi fann nicht 
. eg A des Familienvaters beftellt werden. Caen. R. 


(8) Es ift eine Widmung, wenn bie Urkunden befagen, daß 
die beiden Grundftüde in dem Zuftande, worin fie fich befinden, 
dem nämlichen Cigenthümer sugehört haben. Es ift nicht noͤ⸗ 
thig, zu beweifen, daß der Eigenthümer er die Dinge in je 
nen ae gefegt habe. Bordeaux. S. 26. 2. 275. 

69. 1. Der Art. 694. ift auf unftändige Dienftbarkeiten nicht 
‚anwendbar: er hebt den Art. 692. nicht auf, Lyon. S 2, 
223. — Sm — Sinn entſchieden. C. H. Vw. 
Zouloufe. R. G. 1837. 1. 916. 

4b. Wenn von zwei, dem nämlichen Eigenthuͤmer zugehoͤ⸗ 
tigen, an einander ftoßenden Häufern das hoͤchſte mit der Bedin⸗ 
gung verkauft worden ift, daß die aftiven und paffiven Dienft: 
barkeiten fortbeftehen follen, fo kann ber Verkäufer das ihm vers 
bliebene Haus nicht mehr in ber Art erhöhen, daß die im Au— 


+) — ex destinatione patris familias. Zachar. II. 
252. — Zirefurt 183. $. 19. 
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genblide des Verkaufes erg Be dadurch geſchloſſen 694. 
werden. Colmar. S. 22. 2. 16. — f. Art. 692. 

(1)e. In einem ( der Motiz Seo, 4 ) entgegengefeßten 
Sinn entfchleden. Der Art. 694. ift auf den Fall einer un« 
ffändigen Dienftbarkeit 3. B. ein Durchfahrtsrecht, wie auf den 
einer ftändigen Dienftbarkeit anwendbar. Zouloufe. R. G. 1837. 
2. 155. — Gaen. R. G. 1837. 2. 187. 

2. Wenn der Eigenthümer zweier aneinander floßenden 
Häufer eines berfelben mit dem allgemeinen Gedinge der Freiheit 
von jeder Dienftbarkeit verkauft hat, fo genügt diefes allgemeine 
Gedinge nicht, um das verkaufte Haus von der Belaftung mit 
einer offenen Dienftbarfeit zu befreien, welhe vor dem Ver: 
kaufe zu Gunften des andern Haufes beftand. Die Befreiung 
von ber Dienftbarkeit kann in biefem Falle nur aus einer aus: 
drüdlichen Zuſage hervorgehen. — Wenigſtens ift das Urtheil, 
welches unter Auslegung der Bedingungen des Kaufvertrages fo 
— der — nicht. unterworfen. GC, H. Bmw. Aix. 
S. 25. 1. 363 D. 23. 1. 114. L. 74. 59. 

R Mer das weite Stodwert eines Haufes erfauft hat, 
worin fidy ein Gußftein befindet, deffen Gebrauch mit dem erften 
Stodwerke gemeinfhaftlich war, kann ungeachtet des, im Kauf 
vertrag enthaltenen Gedinges, der Freiheit von jeder Belaftung 
und Dienftbarkeit, angehalten werden, den Gebraud des Guß— 
fteines den. Bewohnern bes erſten Stodwate einzuräumen, 
wie folhes vor dem Verkaufe ftatt fand. C. H. Vw. Baftia. 
S. 25. 1. 362 D. 23. 1. 60. 

4. Die mit einem Grundftüde verbundene dingliche Dienfte 
barfeit altius non tollendi geht Eraft der Wirkung des bloßen Ver— 
kaufes auf ben Käufer des ‚Srundftüdes über, ohne daß es einer. 
Bee Be ——— beduͤrfte. Caſſ. Rouen. S. 25. 1. 213. 


5. Der Art. 694. bezüglich auf die burch Widmung ber 
ftellten Dienftbarkeiten, unterftellt den Fall, wo ein Eigenthümer 
zwei befondere Grundftüde befigt, zwiſchen denen ein offenes 
Zeichen einer Dienftbarfeit befteht. Er ift nicht auf den Fall 
anwendbar, wo ein Ganzes in verfchiedenen Looſen veräußert 
wird. Wenn mithin ein Staatsgut, beftehend aus einem 
Schloffe und einer Meierei, in zwei gefonderten Looſen veräußert 
wurde, fo hat dee Käufer der Meierei das Recht, wenn fein 
Vertrag nichts anderes befagt, vom Käufer des Schloſſes bie 
Vermauerung der Thüren zu verlangen, un welche er in ben 
Hof der Meierei Rn kann. €. H. Vw. Paris. S. 26. 1. 
235. D. 26. 1.235. L.74.9. — Im entgegengefegten Sinn aus: 
druͤcklich entfchieben vom Appellationgboft,. und ftilfchweigend vom 
Caſſ. Hofe. — €. 9. Bw. Zouloufe. R. G. 1837. 1 

6, Es ift nicht nothwendig, daß das offene Beichen der Dienfls 


694 


696. 


696. 
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barkeit, welches der Art 69. Behufs der Widmung fordert, ein 


Werk der Kunſt fey, es genügt ein von der Natur gefegtes Zeis 


hen, 3 B. der Lauf eines Baches. Bourges. $. 26. 2, 222. 
94. 2. 169. — f. Art. 691. 692, 
+D Der 2. ©, 694. ‚bezieht nd nur. auf die im 2. ©. 6 
Ba ee ea gegen 2a “ 
m N 
der 2. en 1. 695. — WUbhdf. Annalen IM. 272 — re 


Nr. * E 
2) Au — t.ed bei der Widmu t ſowohl darauf am, 
a — * E — dee — * Finn 

"gemeinfeaf a = rundftücen getrofen —— ge he daß 

{ der Dienitbarfeit find, fon genügt, wenn er vn 
Ne —— a der Vereinigung der beiden Grün due 
feiner Hand dat beftehen laſſen. Ebend. 274. 

r Der Art. 1337. dem zufolge die Anerkennungs-Ur 
kunden nicht von der Vorlegung der urfprünglichen Urkunde be: 
freien u. ſ. w. ift auf unftändige Dienftbarkeiten nicht anwend⸗ 
bar, fondern nur der Art. 695., und muß in bem Sinne 
verftanden werben, daß eine einfahe Anerfennungsurkfunde ge: 
nügt, um den urfprünglichen Titel zu erfegen, obwohl der Inhalt 
diefes Bela Titels nicht darin enthalten if. C. 9. Vw. 
Bourges. S. 29. 1. 408. D. 27. 1. 408. * 

J Wenn der urſpruͤngliche Titel einer unſtaͤndigen Dienft- 
barkeit (z. B. der Weidgerechtigkeit) durch höhere Gewalt zer- 
nichtet worden, und nur noch eine Urkunde vorhanden ift, welche 
auf den alten Zitel hinweifend, fi) auf den Ausdruck befchränft, 
daß die Dienjtbarfeit mehreren Einwohnern einer gewiffen Ge 
meinde gehöre, ohne irgend eine Bezeihnung diefer Einwohner, 
fo find in einem- folhen Falle jene Einwohner, weldhe eine Be: 
rechtigung auf die Dienftbarkeit behaupten, zum Beweiſe ihres 
langen Befiges durch Zeugen zuzulaffen; bies it ein dem Gefege 
widerfprechender Beweis einer unftändigen Dienftbarkeit durch 
Zeugen. Bourges. S. 29. 2. 277. D. 27.2. 4. **) 

“) 


Dritter Abfchnitt. 


Bon den Nechten des Eigenthümers einer Dienfi-Gerschtigkeit. 


Das Eigentbum des Abzugsgrabens einer Mühle hat zu: 
gleich für den Eigenthümer die Durdgangs- ‚Gerechtigkeit über 





*) Laukhard II. &. 58. 
”) Bon der Ermwerbung der Dienftbarfeiten im Allgemeinen. 3a: 
char. U. 249, — Durch einen NRechtstitel, Ebend. 250. 
“) In Beziehung der Nutzungen AN der Dienftberechtigte dem 
Eigenthümer vor. Brauer V. 
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die an den Graben angrenzenden Grundſtuͤcke in Gefolge, um 697. 
denfelben zu reinigen, und bie Berechtigung, auf diefe Grund: 
ftüde die durch die Reinigung ausgehobene Erde zu werfen: — .ı. 
befonders alsdann, wenn der angrenzende Eigenthümer im Falle 
ift, den Verkäufer der Mühle ſelbſt zu vertreten. Borbeaur. 8. 
28. 2. 104. D. %. 2. 40. *) u 

1. Die Koften der Unterhaltung eines Werkes, welches 698. 
für mehrere benachbarte Häufer nothwendig ift, 5. B. die Koften 
der Reinigung einer Wafferleitung, müffen gemeinfchaftlih und 
verhältnifmäßig von den Eigenthlimern der Häufer getragen tere 
ben, welche davon den Mugen beziehen, ohne: daß es in biefer 
Hinſicht einer befondern Beſtimmung bedürfte. C. H. Bw. Air. 

S. 25. 1. 363. D. 33. 1. 114. L. 74. 59. 

2. Der Eigenthümer des oben Grundſtuͤckes kann von 
dem des untern nicht genöthigt werden, eine Stügmauer zu 
errichten, um das Einfinten ded Bodens zu verhüten oder abs 
zuhalten. Paris, S. 32. 2. 329, 

: 3. Die Ufereigenthüimer eines fließenden nicht fehiffbaren 
MWaffers find, ihre Grundſtuͤcke mögen ober: ober untermärts 
liegen, verbunden, auf ihre Koften, nach der Länge ihres Eigen- 
thums, das fließende Waffer zu reinigen, wenn der Schlamm 
den Lauf des Waſſers hemmt, und daffelbe hierdurch auf die 
Grundſtuͤcke austritt. E. H. Vw. Angers, S. 32. 1. 398. *) 

f. Art. 650. 663. 69. 

1. Die Ueberlaffung einer MWeidgerechtigkeit für eine ber 700. 
ſtimmte Anzahl Hornvieh unter der Bedingung : ‚‚vorausgefegt, 
daß das Hornvieh dem und dem oder feinem Pächter zugehöre,‘’ 
ift die Beſtellung eines bdinglihen echtes, deffen Ausübung 
weder an die Perfon des bezeichneten Individuums, noch an 
den vollftändigen Befig des Gutes geknüpft ift, deſſen Eigen: 
thuͤmer jenes Individuum war; es genÄgt 3. B. die Gebäude 
jenes Gutes und das MWeidrecht erfauft zu haben, um zur Aus: 
übung dieſes Rechtes befugt zu feyn. — Es kann bhiergegen 
nicht eingewenbet werben, daß das Weidrecht nur allein zum 
Bortheil der Bewirthſchaftung des Gutes beftellt worden fep, 
welches dem im daruͤber errichteten WBertrage benannten Indi—⸗ 
vibuum zugehörte. Caſſ. Paris. S. 27. 1. 353. D. 35. 1. 
277. L. 80. 178. | 





) Bon ben Rechten, mwelche dem Gigenthümer des berrfchenden 
Grundftüdes zuftehen. Zadar. II. 253. 


**) Der Herr. des dienenden Grundftüdes Fann durch feinen Rechts⸗ 
titel ſchuldig werben, die dem Dienftberechtigten für feine Ges. 
rechtigkeits = Ausübungen nöthigen Ausbefferungen zu marken. 
Brauer V. 604 Da 


700. 


701. 
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- 2%. Im nämlihen Sinne entfchieben. Amiens. S. 29. 2. 
68. D. 237. 2. 129. L. 81. 568. — f. Art. 686. 702. 

f. Art. 640. 658. Pe. 1. 2. 678. 683. 684. 

(1) Der Eigenthümer eines. mit dem Dachtraufrechte bes 
fchwerten Gebäudes kann ſich nicht ermächtigen laſſen, felbft 
auf eigene Koften, auf dem dienftberedhtigten Gebäude eine Vor: 
richtung anzubringen, mwoduch der Mafferablauf minder be— 
ſchwerlich für ihn würde, woraus ‚aber für den Eigenthümer bes 
berechtigten Gebäudes einige Beläftigung entftehen Fönnte. — Er 
würde diefe Befugniß nicht einmal dur die Erlangung des Ger 
meinfchaftsrechtes der Mauer, in welcher er feine Vorrichtungen 
anbringen will, erhalten. Bourges. R. G. 1833. 2. 35. — f. 
Art. 681. 661. 

(2) Der Eigenthümer eines mit der Weg: und Durchs 
fahrtsgerechtigkeit befchwerten Grundftüdes kann da, wo bie. 
Dienftbarkeit ausgeübt wird, zu feinem ausfchließlichen Gebrauche 
Vorrichtungen anbringen, ein Gatter 3. B., vorausgefegt, daß 
der Dienftbarkeitsberechtigte an der bequemen Ausübung feiner 
Gerechtigkeit, feinem Rechtstitel gemäß, nicht gehindert werde. 
Bordeaur. R. G. 1833. 2. 283. 

(3) Das Geriht kann eine Baueinrichtung, welche den 
Gebrauch einer Dienftbarkeit, und namentlih einer Lichtgerech- 
tigkeit, zu ſchwaͤchen geeignet ift, nicht unter dem Vorwand 
erhalten, daß der bdermalige Schaden aus. derfelben für den 
Eigenthümer des herefhenden Gutes. fehr gering fey: wenn es 
anders gewiß ift, daß der Schaden in dem Falle bedeutend. mer: 
den Eönne, wenn ber Eigenthümer auf feinem eigenen Grund: 
ftüde einige neue Einrichtungen treffen wollte. Caſſ. Paris. 
J. 19. S. 1835. 1. 713. 

(4) Hat der Art. 701., welcher in gewiffen Fällen die 
Derlegung einer Dienftbarkeit an einen andern Plag verftattet, 
ein neues Recht eingeführt? — Ex arg. verneint. eben: 
falls — da die Verlegung nur ftatt finden kann, wenn für den 
EigenthHümer der Dienftbarkeit dadurch Fein Schaden entfteht, 
und fie ihm Fein zur Zeit ſchon erworbenes Recht entzieht — 
kann die Beſtimmung des Art. 701. ohne Ruͤckwirkung auf 
Dienftbarkeiten angewendet werben, welche vor dem Code beftellt 
worden find. Die Befugniß, eine Dienftbarkeit in den geſetzlich 
verftatteten Fällen zu verlegen, ift auf bedungene, wie auf andere 
Sattungen von Dienftbarkeiten anwendbar. Der Befiger des 
dienftbaren Gutes kann in dem, Art. 701. vorgefehenen alle 
die Verlegung begehrten, obwohl er in der Errihtungsurkunde 
barauf verzichtet haben follte. Diefer Verzicht ift wirkungslos, 
weil die Befugniß zur Verlegung im Intereſſe der Staatsord: 
nung eingeführt iſt. Es ift nach der Befchaffenheit des berech⸗ 
tigten Gutes zu ber Zeit, wo die Dienfibarkeit beftellt wurde, 
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zu entſcheiden, ob die Verlegung, der Dienftbarkeit dem Eigen: 701. 
thümer.. bes. :berechtigten - Gutes. Nachtheil bringe, oder nicht, 
Auf neue Anlagen, die ſeit jenem Beitpunfte gemad)t oder ents 
8, — ſind, darf man keine Ruͤckſicht nehmen. Pau. 
(5). Die Dienfigerechtigkeit altius non tollendi begreift 
nicht auch. die, der Ausficht unter ſich, — Namentlicy zieht das 
Verbot, auf einem Grund und Boden üb:er eine gewiffe Höhe 
zu. bauen, nicht auch das Verbot nach ſich, hoch ſtaͤmmige Bäume 
auf dieſem Boden zu pflanzen, noch fuͤr den Augenblick Holz: 
ee dort aufzufegen, welche, die bedungene Höhe überßeigen. 
0: Vw. Bourges. R. G. 1837. 1. 316. 
(6) ‚Die Befugniß, welche vertragsmäßig dem Eigenihämer 
eines unbebauten, mit ‚der Weidgerechtigkeit. belafteten Grund: 
üdes eingeräumt. worden, die Benugungsart des letztern zu 
ndern , kann nach Umftänden auch, als die Berechtigung: zum 
orfasaben enthaltend , erklärt werden — Man kann nicht ber 
baupten, daß dies eine Veränderung des Zuftandes des Grund: 
kes fen, welcher die Ausübung der. Dienftbarkeit, in ‚dem. ihr 
durch die VBeftellungsurfunde verliehenen Umfange ſtoͤre. C. H. 
en Amiens, R.:G. — 1. 600. *) 
+9 Anmen ver 2 . ©. 701. und 702. nach melchen die, Be 
fugniſſe de Beredtigten und die Verpflichtungen des Belaſteten 


in Einflan u ſetzen ind, aur un a ene äfere erechti 
lc Sk I — g Her PH dua 


9) Wird durch Beſchraͤnkung einer karte Cin$befondere einer 
Schafweidgerechtigkeit), auf Veranlaflung der obern Polizeibe⸗ 
börde, a. Entfeddigum gegen * ———— des — 

on ' Entgegenkefegte nf ſcht. ee 5. f. 

4: Wer kraft einer Dienſtbatkeit verpflichtet wo das — 702. 
paffer von einer, Scheidemaner aufzunehmen, kann im: Falkreinet 
rhoͤhung der Mauer fich. nicht. darlıber — Felde 

Dienftbarkeit, Fäftiger ‚geworden. ſey. Metz S. 7.2. 1 Ä 
rue, Mer einen: Dfencin eimem Fenfter anbringt;, weiches 
unter dem Titel einer Lichtgetechtigkeit beſteht, hat, je mach 
Umſtaͤnden, die Dienſtbarkeit nicht aſtiger gemacht, wenigſtens 
dann nicht, wenn ermittelt iſt, daß der Rauch nicht 2. 
und befenwerli fen, C. v. Bw. S 25. 1.116. — 1. 
4. L. 72. 32. 77 
3. Mer. eine Wafferleitungsgerechtigkeit auf die). Ani» 
barten Grundftüde beſitzt, hat (vorbehaltlich jeder, andern: Ueber 
einkunft in, dieſer Dinficht) das : Recht, in dies Röhren sıdiefer 
Anlage alles, Waſſen zu leiten, wae ſie faſſen koͤnnen, ohne daß 


ee 20 ET irn 
luR) Ban den Rechten , weiche dem Gigenepüme des. wdienntdaren 
Srundſtuͤckes dufie hen dachar. IL. ak Be 
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702, ex möthig hätte, zu unterfuchen,, ob ein Theil biefes Waſſers 

oder felbft das Ganze, aus einer andern Quelle als derjenigen 
herrühre, für welche die MWafferleitung reg worden ift: 
allemal in der VBorausfegung, daß die Fläche dieſes Waffen 
zufluffes auf dem Punkte, wo berfelbe in den Kanal ſich ergießt, 
nicht höher fiege , als: der der urfprünglihen Quelle. — Man 
Tann hierin £eine Erſchwerung der Dienftbarkeit erbliden, wenn 
anders alle VBorfihtsmaßregeln genommen find, damit das dienſt⸗ 
bare Grundftüd Beinen groͤßern Nachtheil erleide, als im Ans 
fange. Riom. S. 29. 2. 180. D. 27. 2. 146. 
4. Obwohl bie Dienſtbarkeiten auf keine andern Grund» 
ftüde ausgedehnt werden dürfen, als jene, für welche fie beſtellt 
worden find, fo kann doc; derjenige, welcher den Ablauf eines 
Maffers zum Betrieb eines Wafferwerfes auf einem beftimmten 
Grundſtuͤcke erfauft hat, ſich deffen für einen Theil eines, auf 
anderem Grund und Boden errichteten Wafferwerkes bedienen, 
wenn nämlich die Dienftbarkeit dadurch nice Fäftiger wird, in 
fo fern, den Verträgen gemäß, der neue Theil des Maffertverkes 
auch auf dem —— Grundſtuͤcke haͤtte errichtet werden 
dürfen. Caen. 8. 30. 2. 206. 

5. Wenn im Kaufvertrag eines Waſſerwerkes, und des 
Rechtes auf den Ablauf eines Waffers, förmlich bedungen worden 
iſt, daß der Käufer an jenem Wafferwerke jede gutfindende Er: 
weiterung vornehmen dürfe, fo zieht diefes Recht zu Erweite⸗ 
rungen nothwendig aud) bie Befugniß nah fih, die Maffers 
maffe zum Betriebe des Werkes — — zu vermehren. 
Caen. 8. 30. 2. 206. — f. Art. 645. Nr. 8 

6. Der Miteigenthümer einer Hede zisifehen zwei Grunbs 
ftüden kann diefelbe nach eigenem Gutbefinden wegräumen, und 

: duch. eine Mauer erfegen, welche nicht über die Grenze feines 
Eigenthbums , d. h. über die Mitte des Bodens, welchen die 
Hede einnimmt , ſich hinaus erſtreckt. — Wenigftens unterliegt 
das Urtheil , welches fo entfcheidet , aus dem Grunde, daß die 
Beränderung der Befriedigung dem andern Miteigenthümer 
feinen Nachtheil bringe, der Gaffation nicht. C. H. Vw. Poir 
tiers. S. 29. 1. 334. D. 277. 1 4%. L. 84. 186. 

(7) Jede durch Verjährung erworbene. Dienftbarkeit darf 
zu Beinem andern Gebrauche, ald wozu fie dem Erwerber ges 
dient hat, verwendet werden, wenn diefer neue Gebrauch dem 
Eigenthümer des dienftbaren Srundftüdes nachtheilig ift;  bier= 
durch wuͤrde der Zuftand des Iegtern erfchwert werden. — 
ſondere: wer durch Verjaͤhrung das Recht erworben hat, 
Waſſers aus dem Kanale ſeines Nachbars zur Betreibung a 
Lohmühle ſich zu bedienen, darf diefe nicht in eine Oeimuͤhle 
verwandeln, zu Verfürzung der Erträgniß einer Ähnlichen Mühle 
auf dem bienftbaren Gute, auch wenmn weder in der Außern 
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Geſtalt der Mühle, noch: im Wafferbedarf etwas geändert würde. 702. 
C. H. Bw. Air. J. 19. S. 1834. 1. 49. *) 
6) Die Dienftbarkeit , das Maffer dee Dahrinnen und 
jenes, welches aus dem benachbarten Hofe abfließt, aufzunehmen, 
ſchließt nicht auch die Laft in fih, dem Ablauf aus der Küche 
und: den des Urins aus jenem Hofe aufnehmen zu mäüflen. 
Paris. R. G. 1836. 2. 329. **) 


Dierter Abschnitt. 
Wie Dienftbarkeiten erlöfchen. 


1. Die Wafferleitungs-Berechtigkeit, welche auf einem andern 703. 
Grundftüde ftatt hat, als auf demjenigen, wo die Quelle, ber 
MWafferkeitung ihren Urfprung nimmt, erlöfcht nicht dadurch allein, 

daß diefe Quelle verfiegt ſeyn folltes hier ift der Art. 703. nicht 
anwendbar. Riom. S. 29. 2. 180. D. 27. 2, 146. — f Art. 
665. 702. 704. 1302. 

(2) Die ertheilte Berechtigung zum Holzhieb in einem 
Walde ergreift alle Theile diefes Waldes, fo, daß wenn in 
Folge von Staatsverträgen ein Theil diefes Waldes an einen 
benachbarten Staat abgetreten werben follte, die Berechtigung 
fortwährend auf dem nicht abgetretenen Theile haftet; es gibt 
hier feine andere Beſchraͤnkung, als die Unmöglichkeit, die Quans 
tität des verfprochenen Holzes zu liefern. C. H. Vw. Meg. 
J. 19, S. 1834. 1. 0. — f. Art. 1102. 

(3) Die richterliche Verwerfung des Begehrens des Eigen: 
thümers eines Grundftüd:s, mit der servitus non aedificandi 
beſchwert, welcher auf die gänzlihe Veränderung des Plages 
geftügt, in deren Folge fein Eigenthum an bie öffentliche Straße 
zu liegen geflommen , nunmehr im Allgemeinen verlangt, von 
der Dienftbarkeit befreit, und zur unbedingten Befugniß berech» 
tigt zu ſeyn, auf der Straße jede gutfindende Anlage zu errich« 
ten, — ift fein Hinderniß, daß diefer Eigenthlimer nicht in ber 
Folge, mittelft einer befondern Klage, das Recht in Anſpruch 
nehmen £önne, feine Einfaffungsmauer zu vertiefen, und Laden: 
gewölbe auf der öffentlichen Straße daran anzubringen. Paris. 
R. G. 1837. 1. 980. 


(3)b. Eine Servitus non'aedificandi, zu Gunften des 
benachbarten Grundſtuͤckes, befteht fort, obgleich, in Folge einer 
Veränderung der Geftalt des Plabes, das Grundſtuͤck nunmehr 
die öffentliche Straße begrenzt. Ebend. ***) —— 


) Laukhard II. ©. 92. 
* Einer Dienſtbarkeit kann keine weitere aufgelegt werben, wo⸗ 
durch die erſte laͤſtiger wuͤrde. Brauer V. 604. 
*) Wie Dienſtbarkeiten aufhoͤren. Zachar. II. 255. — Brauer V. 622 


2 


704, 
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3) De eh a *8* der ⸗iiden Laſten zu Haltuns des 
aſelviehe 

+ 2) dir Grunddienftbarfeit elta nicht durch den theilwei en, 

| fondern nur durch den gänzlichen Untergang ded berrfchen en 


Gutes. Hohnh. II. 231: 

Wenn der Staat eine Domaine veräußert, fo überträgt er 
diefelbe mit den. ihr anhaͤngigen -Dienftbarkeiten. Es genuͤgt 
nicht, daß der Verkaufsgegenftand zur Zeit des Werkaufes von 
Dienftbarkeiten frei zu fepn fheine, damit die Veräußerung die 
Befreiung von der Dienftbarkeit wirklich nah fih ziehe. — 
So ift der Fall, wenn der Staat eine Straße verkauft, 
worauf ein Durchfahrtsrecht haftet, welches wegen, Erhöhung 


“ der Straße feit mehreren Jahren nicht mehr ausgeuͤbt Werden 


705. 


Tonnte, ohne daß gleichwohl die Durchfahrtsgerechtigkeit durch 

breißigjähtigen Nichtgebrauch GE wäre. Caſſ. Otleans 
8. 29. 1; 164. D. 26.1. 124. L: 82. 5. *2* RG 
- $ Art. 637.686. 1300. *) Su ch 
+ Res propria nemini servit. Hohnh. Y. 125. 


1. Um eine Dienftbarkeit durch Nichtgebrauch zu verſitzen, 
muß dieſelbe von der Art ſeyn, daß fie, waͤhrend des ganzen, zur 
Verjährung erforderlichen Zeitverlaufes, in einem unausgeſetzten 
Buftande ‚des Nichtgebrauches fich befunden hat. — Die, Bes 
fteiung von der. Dienftbarkeit kann nicht aus einem, wefentlich 
mwanbdelbaren und von unbejtimmten Umjtänden „abbängigen, Bus 
ftande des Drtes hervorgehen. Caen. S. 30. 2. 206. | 

Ä Die zehnjährige Erfigung gegen den wirklichen. Eigen: 
thuͤmer, zu Guniten des Beſitzers mit Rechtstitel, kann nicht 
gegen denjenigen, ber. ein bloßes Nugungsredht bat, geltend ges 
macht werden, um biefes Recht für verfeffen auszugeben , weil 
die Nugung ſich mehr einer Dienſtbarkeit, als einem Eigenthum 
annaͤhert. Grenoble. 8. 32. 2. 228. 

Wenn der Eigentümer: einer mit einer Nugungsges 
techtigkeit belafteten Waldung dem Nugungsberechtigten. die Vers 
figung der Gerechtigkeit wegen breißigiähtigen Nichtgebrauches 
entgegen hält, fo liegt e8 am Nugungsberehtigten, bie Erhaltung 
feiner Gerechtigkeit duch den. Beweis eines in Fürzerer Zeit, als 
dreißig Jahren geuͤbten Gebrauches darzuthun; es iſt nicht Obe 
liegenheit des — den Nichtgebrauch zu beweiſen. 
Limoges. 8. 31. 2. 33... — Pau. -R. 6. 1836. 2. 4. — 
Gaff. Limoges. R. G. 1833. 1: 161. — Cal —x 
Ebend. 579. — Caſſ. Montpellier. J. 19. 8. 1835. 1., 92, — 
ſ. Art, 1348. 2229. 2233. 


*) Zrefurt 142, 9. 185. — Wirkung der Dienftbarkeits-Merkmale 
— — auf einen weihcuen et RN Brauer 
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4. Holzfaͤllung ohne vorgaͤngige Anweiſung hat mehr ben 706- 
Charabter eines Mißbrauches als einer Nügung. ©. 9: Bw. 

8. 30. 1. 161. 

“4b. Diefelben Finnen nicht als Untebeeäung des Nichte 
gebtauches dienen. E. H. Vw. Riom. S. 29. 1. 61. 


5. Die Dienftbarkeiten, welde nur auf Privatintereffen 
Bezug haben, und nicht zur Erhaltung öffentlicher Ordnung 
beftellt find, haben das eigene, daß man durch dreißigjährigen 
Beſitz ber Sreibeit davon K ch losmachen ac A Vw. 
Orleans. S. 26. 1. 176. D. 23. 1. 337. L. Mä. 1%. — 
f. Art. 641. "642. 685 


(6) Die Bell — einer Ortsgemeinde, welche der 
Einrede der Verjaͤhrung, auf Art. 706. geſtuͤtzt, widerſpricht, 
muͤſſen Handlungen der Gemeinheit ſeyn, nicht Handlungen 
Einzelner; ſie duͤrfen nicht den Charakter von Mißbrauch, 
De oder Eigenmacht an ſich tragen. — Ebend. ſ. Art. 2229, 


(7) Beſchluͤffe der Verwaltungsbehoͤrde, worin die Recht⸗ 
maͤßigkeit der Rechtstitel von Nutzungsberechtigten in einer Dos 
manialwaldung, fo wie das Thatſaͤchliche und Rechtsfoͤrmliche 
des DBefiges diefer Berechtigten anerkannt find, unterbrechen 
die Verjährung ded Nutzungsrechtes, obgleich die Berechtigten 
feine Protokolle über Ablieferung des Holzes vorlegen ; — folche 
Beſchluͤſſe find als die Ablieferungsurfunden vertretend zu bes 
trachten. C. H. Vw. Nismes. J. 19. 8. 1834. 1. 766. 


(8) Die im Art. 2265. geordnete Verjaͤhrung von zehn 
oder zwanzig Jahren, zum Vortheil des dritten Inhabers in 
gutem Glauben, iſt nicht anwendbar bei Dienſtbarkeiten. Hin— 
ſichtlich dritter Inhaber, wie jeder andern, werden, Dienſtbarkei⸗ 
ten nur durch dreißigjährige Verjährung erworben oder verfeffen, 
Paris, J. 19. 8. 1835. 2. 134. — Orleans. R. G. 1836, 2. 5. 
3 F H. Vw. Orleans. R. G. 1837. 1, 145. — ſ. Art, 2264 


(3) b. Wenn nah dreißigjaͤhrigem Nichtgebrauche einer 
Dienſtbarkeit der Eigenthuͤmer des dienſtbaren Gutes Handlungen 
geſtattet, worin eine Ausübung der Dienftbarkeit liegt, fo wird 
er hierdurch als ftillfchweigend auf die Verſitzung verzichtend 
betrachtet. Man kann nicht fagen, daß bie Eraft Gefeges duch 
breißigjährigen Nichtgebrauch erlofchene Dienftbarkeit nur dur) 
einen neuen Gebrauch von dreißig Jahren wieder aufleben Eönne. 
Orleans. R. G. 1836. 2. 5. — f. Art. 2221. 


(9) Der Zeugenbeweis ift zufäffig, um die Ausübung und 
Bewahrung des Nugungsrechtes in einem Walde darzuthun. 
Dau, R. G. 1836. 2. 24, 


706. 


710. 
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(Y)b. Die Befishandiungen zur Unterbreihung bet Ver⸗ 
jährung find nicht den naͤmlichen Bedingungen unterworfen, wie 
jene, die zur Erwerbung dienen follen. Insbeſondere: Beſitz⸗ 
handlungen, welche, als unerlaubter Art, der erwerbenden Verjäh: 
rung eines Nugungsrechtes nicht zur Grundlage dienen koͤnnten 
(3. B. Holzfällen, in einem Walde, ohne vorgängiges Begehren 
der Anmweifung), koͤnnen als Unterbrehungen der erloͤſchenden 
Berjährung diefes Rechtes betrachtet werden. Ebend. — f. Art. 
2243. — Toulouſe. J. 19. S. 1834. 2 366. — Paris. Ebend. 
1835. 2. 203. 


(10) Die Bauholzberehtigung in einem Walde wird durch 
Nichtgebrauc während der gefeglihen Zeit verjährt, felbft wenn 
der Nusgungsberechtigte in der Zwiſchenzeit Feines Holzes bedürfs 
tig gewefen wäre. Ein folches Recht kann nicht als eine bedingte 
Verbindlichkeit betrachtet werden, deren Verjährung nicht läuft, 
fo lange die Bedingung nicht eingerreten iſt; der Nugungs: 
berechtigte muß die Verjährung unterbrechen, entweder durch das 
Degehren einer neuen Rechtsurkunde, oder durch irgend ein 
anderes bewahrendes Rechtsgeſchaͤft. Rouen, R. G. 1836. 2. 
220. — f. Urt. 2257. 


(11) Wenn die Gerehtfame eines Nugungsberehtigten, 
abgeftandenes und ſchlechtes Holz zu nehmen, auf einem Rechts— 
titel beruht, und der Eigenthuͤmer behauptet, daß diefes Recht 
durch dreißigjährigen Nichtgebrauch erlofchen ſey, fo iſt es feine 
Dbliegenheit , den Nichtgebrauh zu beweifen, und nicht Sache 
der Nusgungsberechtigten , durch die Anmeifungsprotofolle das 
Gegentheil darzuthun. Paris. R. G. 1836. 2. 511. — f. Art. 


(12) Kann ein ftillfehweigender Verzicht auf die erlöfchende 
Verjährung einer Dienftbarkeit daraus gefolgert werden, baf 
gegen Handlungen , wodurch dieſe Dienftbarfeit ausgeuͤbt wirb, 
feine Einſprache geſchieht, ſo wie fie aus aktiven und perfön- 
lihen Handlungen zu fchließen ſeyn würde , die von ‘Seiten bes 
Eigenthümers des dienftbaren Gutes einen förmlichen Verzicht 
auf die bereits erworbene Verjährung zu erkennen gäben ? — Bes 
jahbt. Orleans R. G. 1837. 1. 146. *) 

f. Art. 2251. ff. 


*) Erlöfhung der Dienftbarkeiten,, durch dreißigjährigen Nichts 
— Brauer V. 1041. — Eben ſo der Vorrechte. Ebend. 


Vom Zehnten. a23 


Bon Erbdienſtbarkeiten. *) 


*Erſtes Kapitel. 
Vom Zehnten. **) 
“++, 710 aa 


+4 Pre ibt nur eine Praͤſumtion für dad Recht t 
# — 60. f. — — —— Bee zum Zehen, 


2 | 
—J Eine arreömpeten;SBefäreibung begründet meiftend nur das 
factum possessionis, fann daher A — als Entſtehungs⸗ 
titel angeſehen werden. vom 
3) en der Zebntfreiheit ur. * Tre — — — von 710 ab 
er Kran e: welche Cultur bei Wiefen, Matten oder Grasplägen 
m 46 fey, um fie im Sinne des £. 3. 710aa. zu dem 
—— zebntpfüchtigen Lande rechnen zu können? Hohnh. 


4) Zehntfreiheit kann durch Erſitzung erworben werden für alles in 
— ausgegrenzten Waldbezirk urbar gemachte Land. Hohnh. 


5) Mark nten iſt dem Zehntrecht in t 710 
— ———— Sohn, Bl * abgeſteinten Boitken a. 


“ Erſter Abſchnitt. 


Bon der Zehntherrſchaft ***) 


* 4):Die Schranken des auszuuͤbenden Novalzehntrechtd.: R. 2. 1807. 
XXXIV. Samml. I. 956. 
2 Zehntrecht der Grundherrn. IV. Eonft. Ed. $. 1. — R. 8. 
1807. XXXI. Samml. I. 488, 
3 Die Veberbauung * U bir. R. B. 1806. XVIII. 
AXVHI. Samml. II. , 1812. XXV. Sammt. 
II. —* — HAB. 1810. Fr. 78. Fechner. IH. 128. — DUB. 
1813. Nr. 41. Wehrer III. 969, * 
a 


+ D Don den Neubruchdzehnten, EHE > den Befimmun. 
gen des neuen B. & R. Hohnh. I 


*) Dienftbarkeiten auf unkörperlichen Sachen. Brauer V. 604.— 
rede mn 634 a. — Erefürt 143. ff. — Beil 


23 19. $. 45. $. 83 
"eb. Een 145 — 167. — Brauer V. 634 b. — Brauer u, Zachar. 


ff 
+) Kir Ar befonderc Thatumftände, fondern auch Gefegesvor: 
ſchriflen können eine befondere Vermuthung gegen die Sreiheit 
\ einer Liegenfchaft begründen. Brauer V. 604. 
#*) ‚Srefurt 156 — 159. — Beitrag zur Behre von den Rechten des 
Behntheren bei veränderter Gülturart, und von Neubrüchen. 
Archiv f. R. II. 221. 


424 Vom Zehiiten. 


ioba 2) En Beeren fteht in der Regel dem Ortöherrn zu. Wo 
ch Fruch en getheilt ift, und es in einem einzelnen 
* zweifelhaft wird, wohin ‚eine, in, der Gegend ſchon laͤngſt 

— Gattung zu rechnen ſey, gehört fie demjenigen, der In 

iefer Gegend fie einfürmig bezieht, obnh. IV. 225. 

"iobb 3) * ee ſteht in der Negel dem Ortsherrn zu. 
4) Derjenige, welcher ein Recht zum alten Zehnten hat, kann dafs 

felbe, ohne Darlegung, eine ausdruͤcklich dafür fprechenden 

Rechtötitels, auf Neubrüce nicht außdehnen, Hohnb. IV. 221. 

5) Hat der Ortöpfarrer in der Gemarfung den Fleinen Zehnten, fo 
bezieht er ihn auch von Neubrühen. — Dazu „wird nicht er- 
fordert, daß er Decimator ordinarius minor der ganzen Ge 

marfung ſey, fondern ed gemügt, wenn er 'in einem gewiſſen 

u das Recht zum £leinen Zehnten bat. Hohn. IV, 


Zweiter Abfehnitt. 
Dom dem Sehntbezug· Jj)j· 
710 ca Der Zehntbezu richtet 18, 23 fein Vertrag vorliegt, nach dem 


erkommen. Hoh 
10ch roßer —— iſt ie "Bwpeiel eher als Fleiner zu praͤſumiren. 


1 19) ne ift zum großen Zehnten zu rechnen. Hohnd. II. 


4) em gehört zum — Ben 3 Der Drtöperr ift in 
der Regel dazu berechtigt: 
710cs 5) Nady dem alten Rechte mar 68 * — facultatis, ob — 


ohnh. VI. 
6) ER neue 38 cattet die Verwandlung des Naturalbezuges 
— Sültrect os rechtöverjährte, ‚gleichförmige Abga e. 
en 
7) Eine ſolche, Verwandlung iſt jedoch, als eine. Frregularid, 
nicht zu präfumiren. Ebend. 163. 
8) Sie findet auch nicht flatt, wenn die Verjaͤhrung ue dem 
on . angefangen und beendigt wurde. Ebend. 162. f. — 
R. 3. 1811. XI. 8.3. Samml. T.'866,”' 
9) ae Theorie. Hohnh. VI. 162. f. 


* Dritter Abfchnitt. 
Bon ben Zehntlaften. **) 
710 de Kirchen s Pfarr - und Schulpansbaupflicht. no 


* 4) Sefet — Die Rita. 1m und — ber, 9 * 1808. 


v . 
7 (A 


) Zrefurt 159% f. 
*) Trefurt 164. ff. 
**+) Darftellung ber SUR von Ricdews pers und 
———— Archiv fr R. I. 528. II. 535, III. 
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2) —— dem, Bauebift von 1808. „Rinit, dv Pr # 10de 
=“ 29. Wehrer IV. —n— 

Winiſt. SAD. 50. Wehrer IV, 914. 
3) D. die Sautafenettäg zu wir s; 8 en Aehnien 

Geber Y btr. —E—— - Jan. K .8.©. SA. 

ehrer V 
4) B. die Seftreibih der Kirchen » Pfarr » und —— 
welche w nr A apießgemeine I am ur Minift, d. nn, 


MA Y.B. 1 
5) — Ai Bro des ins 8* Cateitei hr bei Kath. Kirchen 
| 2. XXVII. ©amnıl. 11. 

6) — "mehrerer Kedatrionsfehler im Banedite. ‚N. B. 


——— B.RB. 1812. XXT: Samml. 1. 255. 
8) Al den, $. 5. des irchenbauebifi —* ichneten Faͤllen Kehl, die 
Enrachung in hey 5 gr tete erungen 
Miniſt. d 1834. RN ebrer VE: 

+ 9) Don der — Pe Chor jo ie zu — laͤßt 
ich kein ſicherer — * Pflicht, das Pfarrhaus zu 
auen, machen. Hohnb. I 

410) Geiftliche Zehnten werden Bird” Dal? in weltliche von 
— zu den geiſtlichen Gebaͤuden nicht befreit. Hohnh. 


11) Einige Saͤtze über die ——— und Anwendung des Bau: 
ediftö von 1808. Hohnh I. 282, 
12) — 5 des Zehntherrn, ‘der Gemeinde, ded Pfarrers, zu den 
Pfarrwohnungen, Hobnd, 1. 274. f.. 282.6 — Hobnb. V. 9. 
13) Die Bonlalt iegt vermöge geſetzlicher Vermuthung dem Baus 
berrn, alfo auch dem Zebntherrn, nur fubfidiär ob. Hohnh. V. 
90. 92. 96. f. — — Zehntherrn nach Verha miß ihrer 
Zehntantheile. "Ebend. 97 
14) Zur principalen und auöfchließlichen mird fie, wenn der Zehnt⸗ 
Dr ugleich mit der Baufafle, und zwar an abgetheilten 
en, fie getragen und anerkannt hat. Ebend. 90,93 — 101. 
15) A — Fall iſt der —— ar der Eoneurrenz zu jeder 
andern Baulichkeit frei. Ebend. 90 — 97. 
16) Ob eine ſolche Abtheilung in der Art ——— onne, daß der 
Eine dad —Aã der andere die Klrche zc. baue, it contro⸗ 
vers. Ebend. 92 — 101. 
17) Immerhin aber: wird erfordert, daß jeder feinen Theil an den 
Bent oheitem mit sollen Ausfchluffe. des andern ‚geleifter, ‚habe, ate 
f..99. 101. Entgegenftebende Anficht. t. 96. * 
18) Ben * — Durch. eine üchweife ‚ausschließliche 
Baupficht, rü ehr der uͤbrigen kirchlichen Baulichkeiten ge 
—F das Kirchſpiel frei wird, was daraus folge. Do hnh. 


19 Die Vereinigung zweier Kirchengemeinden kann ‚en eder per 
modunı coordinationis oder per modum subordinationis 
geſchehen. Hohnh. VII. 36. Aus dem fegtern modus "folgt 
ge! $ die Seitragepficht zu den Bau » und Reparaturfoften 
er Mutterfirche 

207 Ob Filialiften unbedingt in Bezug auf die Mutterkirche bau⸗ 
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even? — Dad badiſche Bauedikt verordnet uͤb 
En alas im emeinen Recht Mor Frage controvers. —* 


21) De ulpausbaupfücht fiegt in der der Gemeinde ob, 
——— nicht ei —6 Geſt u oder Baufaftum ein anderes 
mm 
8 ‚Schulpausbaup icht des — abrb. I. 100. 
OR or begr * = irchen > und Sauthaus. 
ahrb. 


i 
24) Als 2 nfactum gelten = Din treparaturen : eine g *34 
gen, auch — Zahlung der Bran Hicherungd- Beiträge. 


32. 
25) Gele be —5 — die Preipeit de re von der Kirchen: 
— ———— .Jahrb. I — vgl. $. 9. lit. 


äbnißftätte d $. 28. ded Bauediktes für weltli 
a ia ide Baulichkeiten erklärt. N. Gahrb. I % 


27) * über Be Mnrrpeubsangtidt zweier Kirchfpieldgemeinden 
unter fi nnale 

28). Die Beitragslaft ———— niſſen haftet zwar als ding⸗ 
u auf dem Zeh nerecht: einzelne, ſchon früher auf ... 

often haben jedod diefe Eigenfhaft nicht. Annalen II. 

Pe: Erbauung einer Pfarrkirhe in_einem Drte, wo — nie 
eine ſolche vorbanden war, kann in Ermangelung eined privats 
rechtlichen Ver ficrungögrundeß, der Zehntherr nicht beigezo⸗ 
‘gen werden. Annalen II. 312. 


* Dierter Abſchnitt. 
Bon Erlöſchung des Behutrehtd. *) 


Geſetz über die Aufdebung — Bienen⸗-Wachs- und 


Pi: onigzehntend. R. B 
2) Beet .. die —— ra Zebntend an Neubrüchen. R. 2. 


. 20. 

3): ‚See iber die Ablöfung a Zehnten von Ind und forft- 

«..wirtbfchaftlihen Erzeugniffen. R. 1833. 

4) Bell öperordnung zu hier Geſetze. ws 8.1 

5) Snkrı tion für die Amtöreviforate, die Beurkundun — 
biöfun Beerwäge ber. R. B. 1837. VII. — Inftruft. MUB. 


Et. © "über die Errichtun gan interfegungäfaffe. R. 
© Smtutı, ne oe 2 gungskaſſe. 


710eb + 1) Wenn er in der Perſon des SEE vereinigt ges 
Biene ebntrecht in der Hand eined andern Zebntherrn wieder 
au kann erfterer fi nicht auf einen Beſitz des Zehnt; 
Wer — welcher in jene Dee der Bereinigung beider 
2 Bde in einer —— —— REN 
n fo wenig fann aber a er neue Zehnt e Zehnt⸗ 
pflichtigkeit daraus herleiten, daß der Gutseigenthümer den 





*) Trefurt 166. ff. — 8. 9. Scherer rechtliche Bemerkungen 
über das Zehntweſen ıc. Mannheim. — Die Zehntablöfung im 
Sroßherzogthum Baden, von Bogelmann. Karlsruhe 1838. 


“ 
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anzen Ertrag des Grundſtuͤckes bezogen, und daher auch den 
 Barim n entalten Zehnten N Pa babe. —*8* rioer 


3) Zepnufeihet mo fafrifch ſeit langer Zeit fein Zehnte entrichtet 
wurde, dürfte leichter Durch Berufung auf Herfommen, denn 
auf Verjährung, welche die ee libertatis erfordert, zu 
bemweifen 2 — Abhdl. Annalen J. 379: Doch nur da, 
wo ed bloß um die Zehntfreiheit von einzelnen’ Fruchtgattungen, 
und nicht um jene ded Grundftüdes fi handelt, : Ebend, 


” Zweites Kapitel. 
Bon Erbgülten und Zinfen. ) 


* D 3infen (census) erſcheinen als reservati, d. i. ald Zinfen des 710fa 
dem Zindberrn zugeſtandenen Eigenthums an den zinspflichtigen 
Gütern,. wenn fie mit dem. Handlohn zufammentreifen. 

Jahrb. II. 446, 
**) 710fb 
2) Sauerngäter find, ihrer Natur nad, den gemeinen Steuern und 
— — aften, —* aus Grundzins und Frohnddienſten, uns 


morfen. Hohnh. IV. 80. 
u) Erläuterung über die Nothwendigfeit der Beraind-Erneuerun 710 fe 
gen ae vn neuen &. R. — 3. R. B. 1810. XXX. 
amm 

4) Die Erienrung der — uͤber Ohie, Erblehen, Erbrenten 
btr. R. B. 1813. XXL Samml. I. 957. 

5) Die Erneuerung der Beraine über Gärten und Bodenzinfen 
DB. NR. B. 1824. XIX. Samml. I. 959. 

6) Bee aller Art —* von Steuerperänugtoren 


dorgenommen. werden. Minift, d. Inn. DAB. 1 —— 

ehrer 

7) Vorſchrift uͤber Verfahren bei ——— der Guͤlt⸗ und Zins⸗ 
—— der Stiftungen. M.A.B. . N. 80. Wehrer V. 


+8) — (bonum censiticum) iſt ein ſolches, wobei das volle 710 fh 
Eigenthum, nur er Vorbehalt des Zinfed, auf den Beſitzer 
übergeht. Hobnp. I 192, 
9) Analogie von der EIER eu 2 Sans auf die der Real, 710 fl 
faften finder nicht ſtatt. Hobnb. I 
40) Der Satz daß zu Begrändung — Negatorienflage ſchon die 
— genüge, daß der Kläger das Eigenthum des 
dienenden Gutes erworben babe, ift feinenfalld auf Erbgülten 
anwendbar. Annalen VI. 135. 
»+*) 710m 
41) Sitıen und Bodenzinfen find gegen einen: 15» refp. 18jährigen 
Betrag abloͤsbar. Hohnh. I 


= na 167 — 175. — Bodenzinsgüter. Brauer I. S. 578. 
odenzinsgebaͤude. Ebend. ©. 581. 
*) Erfigung eines Bodenzinsrechtes. Brauer V. 1032. 
***) Trefurt 175. — Dienftbarkeiten, die in einem Geben beftehen, 
find ablöslih. Brauer V. 604. 
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1otm*: 12) Mein der ———8 bei Kart. geißlicpen Stiftungen btr. 
. Samm 
13) Den — der Dodenjinfen 7 \ 82. 1809. xv. xxxv. 
XXXVII. Samml. UI. 423. f. 

44) Die” :gefegliche Abibfung der Grund⸗ und Boden infen, in 

© ‚speeie Die den gemwefenen Genfiten auszuftellenden Ablofungs- 
Urfunden ber. — V. R. 3. 1815. IX. Samml. III. 424. 

15) Die van» Bor dem —— zuftebenden Geld » und 

a ea odenzinfen bir. V. R. B. 1817. XXVI. Samml, 


16) — der Grundguͤlten und Zinſen. R.B. 1820. XV. 
amml 
17) ——— übe über den Vollzug diefed Geſetzes. R.B. 
Samml 
18) Authentiſche ————— des $. 10. des Guͤlt- und Zins⸗ 
Abl Geeſe ſehes vom 5. Okt. 1820. worin or ohne Eintra 
ind Grund» oder: Pfandbucy gültige Vorzugsrecht hd _ 
N auf ug — —8 ausgeſpro n wird. R 
. VIII. Samml. I. 


* Sechöter Titel. 
Von den Grundpflichtigkeiten. 9) .. 


z10ga +1) en ift der Inbe Wi der Rechte, die auf einem 
Grundftude. haften. Hat gewiffe von den Gutsbewohnern zu 
a £eiftungen zum Gegenftande, Hohnh. IV. 75 81. 

88 


h** 

IR 2) R. 3. Herfommen ald Ermerbtitel von’ Frohndberechtigungen. 
Annalen III. 101. vgl. ebend. II. 238, | 

710ge *"*) 


At J Erſtes Kapitel. 
Von den Bannpflichten. *9 


7i0ha * —* über die Aufhebung der zu den Gr. Domänen), einfchließ- 
ch der Domanial- Erb- und — gehörigen Bann⸗ 
an R. B. 1835. XXXIX. 


* 5) ng kp 176 — 181. — Brauer und Zadar, ©. 204. f. 8 
$. 9. — Eintrag der Grundpflichtigkeiten ne Grundbug. 
Wirkung gegen Dritte. ebend. $. 46. 


**) Dienftbarkeit, welche in einem Geben befteht, kann neuerlich 
als eine auf dritte Gutöbefiger übergehende 
nicht mehr bedungen werben, Brauer V. 604. vgl, Hohnh. IV. 89 
***) Brauer V, 604. 
**) Trefurt 181 — 184. 
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In dan . * Zweites Kapitel, a TE 
| Bon der Frohndpflichtigfeit ”) 


* 1) Sropndpfichtigteit der "Staaköp Yn. ‚Con es. 
| Ua pfuchtigf: gkeit Rue, Ka 3. 31 0 N it 


3 erkennbar. Au ‚Eon. Ed. $ $. 17. — 
en ordnungswidrigen Gebrau rohn tigfei 
uf Geiten der DE und. 36 
VIII Samml. I. 250. f. — Ingleichen, ie, as Recht 36 
beſtritten wird. Nee. * 
4) Wo nur ein Uebermaß in der Rechtsauzuͤbung des Frohndrech⸗ 
tes ride wird, ift Died ald polizeilih von den Kreisdirek- 
torien is reißregierungen) zu behandeln. Ebend. 251. 
5) Sur * —* Loskauf der Herrenfrohnden. R. B. 1820, XV. 
' San. it ha gg — Snfsyftiperorduung R. B. 4821. XV. . ,. 
amm N 
6) Geſetz, Aufhebun der Stra ei eu ıd Beriatt- 
eu ee iv R- 2. 


obn abe btr, IX. © 
832. I alt IV, ge R. A 7 Sammi. 


= IV. 401. — R..8. 1832. XVII: PA iv. 403. 
7) Gemeinds « Hand» und. Fubrdienfte „can die Stelle der fonft 
85** Gemeindöfrohnden). . GemeindsO. 9. 62— — 
aͤhere Beſtimmungen. Geſeh. R.B. 1835. XLI. -$.. 20 


*. Frohnden kann nur ein Geſetz begründen ‚das Geſe ui 710 1 
aber auch jene, die zur Zeit hfauing in —* * - 
gt Hebung waren. Hohnh. IP, 75.82. —f. zu 710 gb, Nr. 

2) Sie find gemeffene und ungemeffene: müſſen — 
Falles auf ein beſtimmtes Maß reducirt werden. Hohnh. IV. 77. 

3) Im Zweifel entſcheidet ai Regulirung, derfelbrn der neuefte, 
unbeftrittene Beſitz. hnh 

4) Sie gründen ſich erh auf ei einen Dertrag wi = 
Gutsherrn und dem Bauern, gone. 1 = Bus 
nicht ald verhaßte und ick erorintung der nati —2 
—— angeſehen werden. 

5) Gleich den Dienſtbarkeiten — ee nicht solo non usu, 
Far erftaccedente libertatis usucapione verjährt. Hohnb, 


6) Eintkeilung der Perfonfichen Srobnden in Guts- und Familien: 
frohnden. Hohnh. IV. 76. — Walzende Frobnden. Ebend. 84. .117 
7) 'Db der Srobndherr' die —* die nach einem beſtimmten Orte 
zu leiſten ſind, nach einem eben ſo re * En einſei⸗ 
tig verlegen duͤrfe, iſt zweifelhaft. ‚Hohn 
8) In die Kategorie von Herrenfrohnden, * Sa fuhren, ‚die 
‚diem Grundherrn geleiſtet werden muͤ en, nicht. Ho nd.,IV 


9) Ein Ein Brundber, der ſich im Beſitze der Ftohndbete huigung er⸗ 
haften will, kann das Interdietum' — Dee 


) ‚Yohnh. ——— od a 


J 





= *) Trefurt PT ü J ER u 19U.$ 
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715: and As Der Pächter: kann das Jagdrecht im; zigentlichen Sinne 


* 
—X 
* 


+} 


58. 


nicht —8 —— ein, Pachtvertrag. hieruͤber ſamnn. Patie. 


> Das Jagdrecht ehe dem Eigenchäimen, mb. nicht dem 
Paͤchter, wenn im Pachtvertrage nichts anderes beftimmt worden, 
folglich. wird derjenige, welher auf dem Grund. und Boden eines 
andern mit der bloßen Erlaubniß des Pächters jagt, ſo angeſe— 
ben, als wenn er ohne Erlaubniß auf fremdem Eigenthum jagte. C. 
Di Bw. Paris. S. 28, 1. 351..D. 26, 1,282. L. 81: 343; 
43. Die Fiſchereigerechtigkeit auf einem: nicht ſchiffbaren 
Gewaͤſſer ergibt fh. aus dem Eigenthume des Grundes und; Bos 
dens, welcher: das Gewaͤſſer begrenzt. — Sie: iſt eine unzertrenn ⸗ 
liche Zubehoͤrde deſſelben „ fo daß. fie. mit Ruͤckbehaltung jenes 
Eigenthumes nicht veräußert werden darf. Braten ı des 
Bsantenande 8. 12..2. 141. D..10,.2.:60,, 

3 1A, Die Fiſcherei auf, nicht ſchiffbaren Gewäffern. kann 
in ‚Seinem. Falle; den ‚Gemeinden : gehören, - fondern- die Ufereigens 
thuͤmer haben dieſelbe zu. genießen ,, mit dem : Vorbehalte, fich 

den allgemeinen Geſetzen, oder den oͤrtlichen Anordnungen 
uͤber die Fifcherei zu richten. — Gleichwohl koͤnnen fie dieſes 
Recht nicht beibehalten, wenn in; der Folge ein bisher nicht fuͤr 
ſchiffbar gehaltenes Gewaͤſſer ſchiffbar wird. — Alle Verfuͤgun⸗ 
gen ‚der AÄdminiſtrativbehoͤrden, weiche Gemeinden zur Ungebühr 
in den Befig ber Fifherei auf nicht fhiffbaren Gemäffern ein: 
gewieſen haben follten, find für ungültig zu erklären. ‚Gutadsan 
des Staatsraths. S. 5. 2. 433. L 14. 64. 

415. Die Ausuͤbung des Fiſchfanges in einem MWaffer,- mel 
—* Zubeh dede eines. Privateigenthums iſt, deſſen Dee ſich 
daruͤber nicht beſchwert, iſt kein Frevel, an zu einer: Öffents 


x lichen: ‚Anklage ’ ſich eignete C. v. Vw. 8. 7. 2.74. D. 5. 2, 
4. L. 19. 34. 


46 ——— in dem Fate, wo zu verbotenen: 34 
eher: auf: verbotene. Meife gefifcht würde: In diefem Falle kann 
und ſoll ſogar die Staatsbehoͤrde von ‚Amtswegen einſchreiten, 
ſelbſt wenn der Ufereigenthuͤmer keine Beſchwerde erhoben bar: 
Caff. Montbiane,.S. 7. 2. 1097; 8. 9. 1..289. 

ar nn Gleichermaßen· Caſſ. Montblanc, 8. 8 1. 251, D: 
6. 2 63: L. 21.241: 

48: Bu Sunften des: Staates ift das ausfchfiehfiche Recht 
der. Sifcherei:. in den ſchiffbaren Flüffen. und Gewäffern wieder 
hergeſtellt worden. — Verbot an jeden. andern als den Pächter, 
barin zu: fifhen, ausgenommen mit der Angelſchnur und,:.auß 
feeier . Hands — Strafen und . Schabenserfag. im Uebertretungs⸗ 
falle. — Die Polizei des Fiſchfangs gehört A Aufſicht der 
— Gef. (14. $loreai 3. 10.) S. 2, 2. 103. und 4. 


TI 0,9 
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19. Dan, war den zweiten Punkt angeht. . 745. 
Be 'S. 4.2. 240. — Gaff. Mebiterrannee. S. 16. 1 


21. Die Kifcherei in den ſchiffbaren Fluſſen iſt ein we⸗ 
—— Recht des Domänenfiscus. — Ein ſolches Recht iſt 
unveraͤußerlich. — Und jeder Verkauf der Adminiſtrativbehoͤrde, 
welcher uͤber die Thatſache der Veraͤußerung Zweifel zulaſſen 
ſollte, muß im Sinne der Nichtveraͤußerung ausgelegt werden. 
Ordonnanz. 8. W. 2 342, 


285. Wenn ein und daſſelbe Waſſer aus einem obern 
Zeiche in einen untern abfließt, fo ift das Befiſchen dieſer Teiche 
nach ben Regeln ber Billigkeit einzurichten, und es find dem 
gemäß vertragsmaͤßige > — Ynorbnungen - ‚zu treffen. 
Paris. S. 16. 2. 53. L. 4. %6. — f. Art. 538. * 


14) 8. V. die Aufhebung der freien Puͤrſch ber. R. B. 1807. 


XXI. Sammi 
.. 9) Defet sie den Wildfhaden und die a . a ®. 
* LII. — Vollzugsverordnungen. 1. 


1 Die Sätfte von dem auf feemdem Srundftäce gefun⸗ 716. 
denen Schatze gehoͤrt dem Finder, ſelbſt wenn er ihn entdeckt 
haͤtte, waͤhrend er fuͤr den Eigenthuͤmer um den Lohn arbeitete. 
Seine. S. %. 2. 271. L. 75. 75. 


2. Derjenige wird für den Entdedhr eines Schages ange: 
fehen, der ihn beim Umgraben an den Tag gebracht hat. Nicht 
derjenige, welcher ihn zuerft für einen Eu — und % 
deffelben bemaͤchtigt hat. Brüffel. S. 10. 2. 230. D 8 247 


3 Ein Schatz der in einer Mauer verborgen, wird J 
Zubehoͤrde des Bodens, nicht der. Bauſtoffe des Gebäudes, ange⸗— 
fehen , welche ben Schatz verdeden. — Wenn daher der Eigen: 
thümer eines Gebäudes daffelbe auf den Abbruch veräußert, fo 
gehört der beim Abbruche gefundene Schab (unter Abzug deſſen, 
was dem Finder gebührt) dem Eigenthuͤmer des Bodens, vor: 
Beste vor dem Kaufe der Bauftoffe. Paris. 5. %. 2. 
270..D. 24. 2. 235. L. 75, 75. 


4. Die verſteckten oder vergrabenen Sachen, welcher ber 
Gefeggeber unter der Benennung eines Schages bereichnet. find 


. *) agb und Fiſcherei. Trefurt 127. 2). — Handbuch der Forſt⸗ 
und Jagdgeſetzgebung des Gr. Baden: von ©. P. Laurop 
und St. Behlen. Mannheim. — Handbuch des — Forſt⸗ 
und Jagdrechts: von Bajer. — 1838. . 


25 
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716. ſolche, welche einen Handelswerth haben, und bie ihr Beſitzer 


verſteckt oder vergräbt, um fie fi zu — Gräber ** 
alfo ze nicht gerechnet werden. Bordeaur. S. 6. 2. 175. L 
15. 


5. Es iſt betruͤgliche Unterfchlagung und —* Diebſtahl 
von Seiten eines Dienſtboten, welcher im Haufe feines Dienft« 
herrn ein Kleinod findet, und es für ſich behält, fogar, auf An⸗ 
fordern des Eigenthümers, es gefunden zu haben leugnet. — 
Hier iſt nicht der Fall zu Anwendung der Art. 716. und 717. 
bezüglich auf Schäge und verlorene zn deren ————— 
a meldet. Caſſ. Mes. S. 18. 1. 123. D. 15. 1. 504. 

9. 95. 


Ebenfo bei Sachen, welche auf einem Wege gefunden wur: 
den. Gaff. Alengon. 8. 23. 1. 283. L. 66. 559. 

6. Derjenige, welcher r ch des Ganzen eines Schages be- 
mädhtigt, den er auf dem Grundftüde eines anbern gefunden 
hat, begeht einen Diebftahl an jenem Theile des Schatzes, ber 
dem Eigenthuͤmer des — gebuͤhrt. Caſſ Chalons. S 


27. 1. 491. D. 35. 1. 2 
7. Der Art. 716. ift nicht auf Geldfummen anwendbar, 


welche — — von ganz neuem Gepraͤge beſtehen. Bordeaux. 
9 


— 
— 
u | 


fra. * 


Ss. 27. 2. 119. D. 25. 2. 104. L. 78. 379 
1. Er es gegründet, daß dem Staate heut zu Tage alle 


verlorenen und herrenlofen Sachen — mie ehemals den Grund: 


herrn (Seigneurs) — gehören, ohne irgend einen Anſpruch für 
den Finder und Erhalter, noch für die Gemeinden, in deren Be: 
zirke der Gegenſtand gefunden worden? Iſt der Art. 717. nicht 
eine Abänderung der Art. 639. und 713.2 — Auf melde 
Meife der Rechtsanfprudp auch begründet werde, fo ift e8 Sache 
der Gerichte, über den Streit zu entfcheiden;z allein es ar 
Grund zur fürforglihen Befchlagnahme von Seiten des Do 
nenfiscus vorhanden. Gutachten des Ausfchuffes der Finanzen. 
Ss. 71. 2. 70. | 

2. Wenn drei Jahre von der Zeit an umlaufen find, wo 
eine Sache verloren wurde, und die Zueianungsklage des frühe: 
ren Beſitzers verfeffen ift, fo hat nicht der Fiscus , fondern der 
Binder, das Eigentum derfelden erworben — Diefer kann fie 
alfo von dem Orte zuruͤcknehmen, wo er fie freiwillig binterlegt 
hatte. Entfheidung. S. 6. 2.2. — f. Art. 713. 
Ne. 1. 2279. 

) 





*) Schapredht. Brauer V. 600. 
**) Zrefurt 126. $. 145. — Erwerbrecht duch Finden. Brauer V. 


593. 
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Erſter Titel. 
Bon Erbfhaften 9 


Erftes Kapitel. 
Bon nn der ii auch Befig und Gewähr ber 
ben. *# 


4. Die Eigenfhaft als Erben, welche bie Rinder eines 718. 
Individuums, deffen Tod nicht ertwiefen ift, ſich beigelegt haben, 
kann von denfelben widerrufen werden, obwohl das Dafenn ihres 
abivefenden Waters gleichfalls nicht dargethan worden. — 
Hiergegen läßt ſich nicht einwenden, daß die einmal angenom⸗ 
mene Eigenfchaft eines Erben unaustöfhlic fen, und nicht mehr 
darauf verzichtet werben koͤnne. Dieſer Grundfag iſt bier 
nicht anwendbar. Bourges. S. 30. 2. 74. D. 27. 2. 837. 

f. Art. 25. 33. 135. 744. | 
f. Art. 1350. 1352. ***) 720. 
*æ* 721. 

1. Die Partei, weich⸗ ein Recht auf ein Gut behauptet, 724. 
das einer ihrer Rechtsvorfahrer untet dem Titel eines Erbtechtes 
empfangen habe, iſt nicht zu beweiſen ſchuldig, daß dieſer Rechts⸗ 
vorfahrer jenes Gut in der That erhalten, und unter dem Titel 
eines Erben bei ſeinem Tode beſeſſen habe. — Der allgemeine 
Grundſatz der Erbgewaͤhr befreit denjenigen, welcher ihn fuͤr ſich 
anruft, vom Beweiſe der Thatſache, daß die Verlaſſenſchaft von 
—— de wirklich — worden ſey. Caſſ. Rouen. 

. 26. 1. 355. 24. 1. 269. L. 75. 35. 

2. Um — den vom Geſebe zu einem Nachlaſſe berufe⸗ 
nen Erben eine Rechtsklage anſtellen zu koͤnnen, iſt es nicht 
noͤthig zu beweiſen, daß derſelbe die dä angetreten habe: 


0 Bee Erbrecht. Zadar. IV. 589, Aur Geſchichte des Erbrechte. 


> Von ber —— tiner Erbſchaft. Zadar. IV, 590. — Erb: 
Schaft geichieht Eraft Gefeges, aber bedingt auf die Annahms⸗ 
handlung. des Erben. Brauer V. 671 — 673. — 
und Gewähr, Ebend. 714 — 7%. 736. Zachar. IV. 609. — 
Erbzueignungsflage (hereditatis petitio): Ehend 738 — 740. 
Zachar. IV. 616. — Erfag ber Früdte und —— Ge⸗ 
genftaͤnde bei Herausgabe einer Erbſchaft. Brauer V 741. f. 
— a rg fiatt ber verfchiedenen römifchen Interdiete. 
Ebend 
u) Bewe is kraft BEN Zodesbeweife, ‚Brauer V. 211. 


*y) Arefurt 39. $- 64 | 
23* 
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724. 08 genügt, wenn der Fr keinen. Verzicht beweiſet. Gaff. 
Bw. Agen. S. 2.2. 490. D. 1. 473.— Im — geſetzten 
Sinn entſchieden. Luͤttich. S. 13. 2. 326, — f. Art. 783. 785. 

3. Während der ntfchlagung beffen, der zuerft zu 
einem Nachlaſſe berufen wurde, kann derjenige: welcher ihn 
nachmals bezieht, die Erbmaffe vertreten, und die‘ ihr zuftändi« 
gen Klagen gültiger Weiſe anftellen. — Die von ihm gefchehe: 
nen Einfchreitungen Eönnen daher nicht wegen mangelnder Legis 
timation entfräftet werden. Caſſ. Allier. S. 1. 371. 

3b. Seder Miterbe kann, felbft vor aller Theilung, für 
feinen Antheil an. der Erbſchaft die Zahlung a. zur Erbmaffe 
ausftehenden Forderungen betreiben. Paris. S. 31. 2. 176, 
4.u.5. Die fürforglihe Verwaltung der Güter eines 
Nachlaſfes muß dem vom Geſetze berufenen Erben vorzugsweiſe 
vor dem Geſchenknehmer anverttaut werden, welcher ſein Recht 
nur aus dem Willen eines Menſchen ‚ableitet; in fo fern naͤm— 
lich die Gültigkeit. des Rechtstitels des ——— beſtrit⸗ 
ten iſt. Orleans. 8. 18. 2. 351. L. 52. 190. 

Man kann einer Perfon die Eigenſchaft eines Erben 

beſtreiten, ſelbſt nachdem man dieſelbe anerkannt hat, wenn man 
die Guͤltigkeit des Rechtstitels nicht anerkennt, welcher derſelben 
jene Eigenſchaft beilegt, und wenn man die Erbſchaft nicht aus— 
geliefert hat. Zurin. S. 11. 2. 149. D. 9. 2. 66. L. 30. 
186. — f. Art. 1001. Neo. 5. ff. 
9 Wenn das Gefeg eine Gonfiscation als Strafe einer 
Uebertretung- an oder vermittelft der Sache, welche diefer Strafe 
unterworfen ift, ausfpricht, fo kann die Strafe gegen den Erben 
des Uebertreterd verfolge werden, felbft wenn dieſet vor dem 
Enderkenntniffe geftorben märe. Caſſ. Brüffel. S. 14. 14. — 
f. Art. 419. 731. 756. 767. 774. 784. 811. 957.1004. 1006. 
1026. 1032. 1122. 1879. 2010. 2235. 2237. 

(10) Die von einem der. Miterben gegen ben dritten In— 
haber einer zur Erbſchaft gehoͤrigen Liegenſchaft angeſtellte Klage 
auf Theilung iſt nur ſtatthaft, wenn alle übrigen Miterben zum 
Rechtsverfahren beigeladen worden ſind, — zumal wenn in der 
Erbſchaft noch andere Liegenſchaften ſich vorfinden. — Vergebens 
wuͤrde der klagende Miterbe ſich auf ſein Miteigenthumsrecht 
berufen, welches ihm die Befugniß verleihe, die Liegenſchaften 
der Erbſchaft zu ſeinem Antheil gegen dritte Probe zu ver: 
folgen und rüdzufordern. €. H. Vw. Colmar. R. G, 1833. 
1. 839. — f. Art. 815. 

(11) Der gefeglihe Erbe, der ein Notherbe ift, hat Bein 
Magbares Intereſſe auf Nichtigkeits:Erklärung eines vom Erb: 
laffer errichteten Teſtamentes, wenn außer dieſem Teſtamente 
noch mehrere vorhanden find, durch die er, auch bei Zernichtung 
dee erftern, von der Erbſchaft ausgefchloffen wäre, — Es kommt nicht 
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darauf an, daß die in den letztern Teſtamenten eingeſetzten Ver: 724. 
maͤchtnißnehmer oder Erben noch Beine Abſicht der Änttetung an 

den Tag gelegt haben, da fie, in Ermangelung eines Notherben, 
kraft Gefeges in Beſitz und Gewähr der Erbſchaft gelangen, 
Pau. R. G. 1836. 2. 35. *) — f. Art. 1006. 


+ Privat Pönalklagen, fo mie jene, die auf bloße Race geben, 
können nach römifhem Rechte gegen die Erben desjenigen, der 
die Strafe: verwirft hat, nicht angeftellt werden, wenn der Erb. 
laſſer nicht bereit® litem conteitirt hatte. Hobnh. VI. 244. 
262. Nah franz. Rechte ift ed ale Regel anzunehmen, daß 
alle dad Vermögen treffenden civilrechtlihen Folgen eined Mer. 
bredend eine actio rei persecutoria begründen, melde felbft, 
wenn die öffentliche Klage mit dem Tode des Schuldigen er» 
loͤſcht, ald Eivilklage je feine Erben fortbefteht.. — Ebend. 
246 — 249. — Gelbit bei Geldftrafen wegen Verbrechen. 
Ebend. 249. Ausgenommen davon if der Widerruf einer 
Senkung megen Undanfd. Ebend. 246. 248. f. — f. Nro. _ 


„Zweites Kapitel. 
Von den Eigenfchäften der Erbfähigfeit. 


1. Wer behauptet, daß ein Kind nicht Iebensfähig geboren 725. 
fey, hat dafür den beftimmten Beweis zu führen. — Die Ver: 
muthung fireitet für die Lebensfaͤhigkeit. — Ein Kind muß 
gefeglich für febensfähig ‚geboren angenommen werden, wenn’ es 
lebend, rechtzeitig, gehörig: ausgebildet, und mit allen zum Leben 
nothwendigen Drganen geboren. ift, felbft wenn es faſt unmits 
telbar nad) ber Geburt, und. in einem anſcheinlich apoplektifchen 
Buftande geftorben wäre, wenn anders nidjt dargethan ift, daß 
diefer Zuftand die Folge eines Bildungsfehlers , oder einer vor 
— * Geburt‘ erlittenen Verletzung fen. Bordeaux. S. 30. 2. 
5.2 Ein vor der Ehe feiner Eltern empfangenes, aber wäh: 
end berfelben geborenes Kind wird, dritteren Perfonen gegenüber, 
nicht als ehelich vom Augenblicke der Empfängniß an betrachtet. 
Folglich beerbt es ſolche Verwandte nicht, welche nach ſeiner 
Empfaͤngniß, aber vor der Heirath feiner Eltern geftorben find. 
Caſſ. Drieans. S. 11. 1. 129..D. 9. 1. 175. L. 29, 497. 


*) Bon ben Rechten und Berbindlichleiten der Erben. Zachar. IV. 
615. 617. 620. — Die. Enthaltungs⸗Vorſicht fuͤr suos here- 
‚des; fällt weg, dagegen hat jest das Erbvertretungsrecht aller 

Erben faft alle Eigenfchaften des Enthaltungsrechts. Brauer 
V. 836. — Rechtfertigung zur Erbzueignungstiage. Brauer VI, 
34. — Strafs und Schadensklagen gegen Erben. Brauer VI. 
108. Zrefurt 464, 6. 559, - 


726. 
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3. Die Thatſache ber. Geburt eines lebenden Kindes, obs 
glei in einer Geburtsurkunde aufgezeichnet, bleibt ihrer Natur 
nach zweifelhaft, wenn dem b. Standesbeamten nur ein lebloſes 
Kind vorgezeigt worden ift. Wenn alfo Über den Umftand eim 
Zweifel entfteht „ ob daffelbe lebend geboren. worden, fo eignet 
fih der Fall für den Zeugenbeweis. Angers S. 23. 2. 105. 
D. 21. 2. 76. L. 64. 519. — f. Art. 532. 57. 

(9) Die gefegliche Dichtung, nah welcher ein empfangenes 
Kind als geboren betrachtet wird, ift felbft gegen das Kind 
anwendbar. — Daher muß ein Vermaͤchtniß, welches der Mutter 
eines natürlichen Kindes von dem Vater, der es anerkannt hat, 
binterlaffen wurde, für ungültig erklärt werden, alg einer unter: 
gefchobenen Perfon gegeben, obgleih das Kind am Todestage 
des Teflirers ge nicht geboren war. Paris. R. G. 1833. 2. 
422. ) — f. Art. 911. 

1. Kufbebung des Fremdlings- und Abzugsrechtes (Droit 
d’aubaine et de detraction). — Die Fremden haben das Recht, 
in Frankreich legtwillig zu verfügen, zu empfangen und zu erben, 
mit dem Vorbehalte, daß bie frangöfifchen Miterben wegen jener 
Güter zu einem Vorausabzuge berechtigt find, melde im Aus: 
lande gelegen und von denen fie ausgefchloffen. feyn follten. 
Geſet (14. Juli 1819). 8. 19. 2. 204. 

2, Die Aufhebung des Fremdlingsrechtes (Gefeg vom 6. 
u. 18. Yuguft 1790) verleiht den Fremden nicht das Recht, nad) 
dem Tod ihren framzöfifchen. Verwandten die Güter an ſich zu 
ziehen, welche diefe im Frankreich hinterfaffen haben. — Sie 
gibt dem Fremden Feine andere Befugniß, als die Güter zu be 
sieben, welche die ausländifhen Verwandten zur Zeit ihres 
Zodes in ——— beſaßen. €. H. Vw. Maine und. Loire, 
8. 1 1. 442, D. 1. 358. 

4. Die Befreiung vom Fremdlingsrechte und die Erbfähigs 
keit der Ausländer find zwei durchaus verfchiedene Rechtsgat: 
tungen. — Aus jener allein folgt nicht ein Recht der Erbfähig- 
keit beim Zufammentreffen eines Inlaͤnders und eines Ausländers. 
C. H. Bw. Rennes. 8. W. 1. 281. D. 24: 1. 89. L. 75. 466. 

6. Eine vollſtaͤndige Wechfelfeitigkeit, nicht allein von einer 
Mation gegen die andere, fonbern auch von jedem Einzelnen 
gegen ben Andern, ift eine nothwendige Bedingung ber Rechte, 
welche ein Ausländer in Frankreich ausüben kann, um einen 
Nachlaß zu empfangen oder zu vererben. Folglich werden 


auslaͤndiſche Kloftergeiftlichen,, welche in ihrem Lande bürgerlich 


tods find, und dort Eeine Erbſchaft hinterlaffen, oder auf irgend 
eine Weife über ihr Vermögen Iegtwillig verfügen Binnen , in 


9 Erbunfaͤhigkeit und ERROR, 3adar, IV. 591. 593, 
— Trefurt. 37. $. 59. 442. $. 505. 
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Frankreich zur Erbſchaft eines Franzoſen, oder zum Bezug eines. 726. 
Erbvermäkhtniffes nicht zugelaffen, obwohl jene Geiſtlichen in 

j an dem bürgerlichen Tode nicht unterworfen find. Caſſ. 
Luͤttich. S: 9. 1. 332. D. 6. 1. 527. L. 3.49. — Eaſſ. 
Genua. S. 13. 1.113. L. 36. 456. 

7. Der im Auslande, mit Bewilligung feines Flrften, 
naturalifirte Franzoſe, genießt in Frankreich das Recht , Eigen- 
thum zu beſitzen, zu Übertragen und zu erben, felbft wenn die 
Unterthanen des Landes, two er maturalifitt ift, die naͤmlichen 
. on Frankreich nicht genießen follten. — Decret. (1811.) 

1 

8. — ein Auslaͤnder in Frankreich auf dieſelbe Weiſe 
erbfaͤhig ſey, wie ein inlaͤndiſcher Erbe, genügt es, wenn ber 
Franzoſe in jenem Auslande erbfaͤhig iſt, welche Verſchiedenheit 
auch ſonſt zwiſchen den franzoͤſiſchen und — Geſetzen 

* die Erbſchaft —— — Douai. 8. W. 2. 171. D. 

1) Im Fau einer —— zwiſchen Miterben, welche 
ſaͤmtlich Franzoſen, wie zwifchen Miterben , welhe zum Theil 
Ausländer, zum Theil Franzofen find, Eönnen diejenigen, welche 
umter irgend einem Titel von den im Auslande gelegenen Gütern 
ganz oder theilmeife ausgefchloffen werden, von den in Frankreich 
gelegenen Gütern fo viel vorweg nehmen, als der Werth der 
— von denen ſie ausgeſchloſſen wurden, betraͤgt. Corſica. 

J. 19. 8. 1834. 2. 317. *) 

Die Klage auf ar eg ift ihrer Natur nach „eheil: N. 
bar: Eaff. Montpellier. S. 14. 1. * D. 12. 1. 70. *) 
| **) 729. 


ſ. Art. 384 744. 787. 730. 


Drittes Kapitel. 
Bon den verſchiedenen Ordnungen des Erbgauges. - 


Erster Abschnitt. 


Hllgemeine Berfügungen. 


1. Das Wort Kinder, in einer letztwilligen Verfügung AN 
gebraucht , begreift alle Abtömmlinge ‚ von jeden Grade unter 
ih, — Ynsbefondere, wenn ein ohne Pflichterben oder Geſchwi⸗ 


*) Bol. Zuf. 1. zu 8. &. 1 110. 
9 Erbunwürbigkeit. Zachar. IV. 594. — Brauer V. 838. f. — 
Erboerluft ats Strafe nn befondern Beranden fällt jegt 
weg. Brauer V 84. f. — Ardiv NR. II 
**) Bon den —— — der Erbunwuͤrdigkeit. Zachar. IV. 
592. Archiv f. R 246. 
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731. ſter verftorbener Erblaffer zur gemeinſchaftlichen Theilung feines 


Nachlaſſes mit feinen Gefhwifter-Kindern auch die Kinder feiner 
verftorbenen Gefchmwifter-Kinder berufen hätte, fo ift der Ausdruck 
Kinder felbft von den Enkeln der Gefchreifter : « Kinder zu ver: 
ftehen. Douai. S. 27. 2. 122. 

..D Das Blindenhofpital (Hospice des quinze-vingts ) 
zu Paris hat, nach feinen Stiftungsftatuten, das Recht auf: den 
Nachlaß der darin aufgenommenen Perfonen. Es handelt. fich 
bier nicht von einem Erbrechte, fondern von der Erfüllung eines 
ftillfchweigenden Vertrages bei —— des betreffenden In— 
dividuums.) — Paris. J. 19. 8. 1834. 2. 278. — Im ent- 
gegengefegten Sinn entf&ieben. Dur Statuten find durch die 


“ fpatere Gefeggebung — Caſſ. R. G. 1836. 1. 557. 


732. 


732 a. 


733. : 


734. 


Orleans. R. G. 1837. 2. 129. *) 

1. Die Güter, welche kraft urſpruͤnglicher Rechtsurkunde 
eines Erbbeſtandes von den naͤmlichen Mitgliedern einer Familie 
beſeſſen werden ſollen, werden durch Ableben des Vaters auf 
ſeine Kinder, kraft Erbrechts im eigentlichen Sinne uͤbertragen. 
— Man kann nicht behaupten, daß in Beziehung auf die Kin— 
der die Vererbung durch den urſpruͤnglichen Vertrag, und nicht 
durch die zur Zeit des Ablebens des Vaters beſtehenden * 
beſtimmt werde. Caſſ. Turin. S. 8. 1. 62. 

1) — —— ** kennt der Code nicht. ) — pn b. 
8 Nur audnahmömeife bei Lehen⸗ und —— nach 
732a. Ebend. — Bol. Trefurt 42. 8. 508 

1. Wenn eine Erbſchaft zwiſchen der väterlichen und müt: 

terlichen Linie getheilt wird, ‚fo. fchließen die väterlichen Vers 


wandten männlicher Abftammung die väterlichen Verwandten 
— Abſtammung nicht aus. Paris, S..8. 2. 25. L. 
20. 439 


2. Der Ausdrud, väterlihe Verwandte, begreift die Ver: 
wandten weiblicher Abftammung eben fo wohl unter fih, als 
jene von der männlichen Abftammung auf Seiten des Waters. 
Zurin. S. 14. 2. 34. L. 37. 274. 

3. Das Gedinge, wodurc der Teſtirer die Theilung feines 
Bermögens zu gleichen Theilen unter feinen naͤchſten Seiten: 
verwandten — ſchließt ——— die Theilung nach Linien 
aus. Toulouſe. 8. 29. 2. 

ſ. Art. 750. *— 

1. Wenn eine an andere Seitenverwandte, als Geſchwiſter 


*) Erbfolge. Zadar, IV. 595. — Archiv fe. R. I. 83. — Bol. 
Sohnh. III. 8. 10. IV. 217. V. 220. 

**) unter Institution contractuelle wird die freiwillige elterliche 
Bermögensübergabe verftanden, 
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oder deren Abkoͤmmlinge, angefallene Erbſchaft haͤlftig zwiſchen 734. 
der vaͤterlichen und muͤtterlichen Linie getheilt wird, ſo wird den 
Verwandten jeder Linie der auf die Linie fallende Antheil in 
gleichen Erbtheilen zugeſchieden, ohne Ruͤckſicht auf doppeltes 
Dand., Mit andern Worten: die. Vettern vollbürtiger Abſtam⸗ 
mung der einen Linie haben keinen Vorzug vor den halbbuͤrti— 
gen der nämlichen Linie. Brüffel. S. 12. 2. 197. L. 24. 493. 
*, 738a. 

*1)8 D. die ehelihe Nugniefung in Gemeinfchaftdehen, wenn der 

abfterbende Gatte Beine Kinder binterläßt, bir. NR. B. 1818. 


II. Samml. I. 960. Wehrer IV. 682. Bol. Hobnp. IV. 
217. V. 128. VI. 159. 


+ D Ehelihe Nugniefung in Bezug auf jene, welche dem Ehegatten _ 
ſchon kraft ehelihen Rechtes, oder vermöge der eingegangenen 
er gebührt, wird nicht als Erbe angefehen. Höhnh. VII. 


Zweiter Abfchnitt. 
Bon dem Erbvertretungsrechte. **) 


Die gefeglihe Bedeutung des Wortes Erbvertreter 739. 
begreift die Zeftamentserben , auch wenn fie der Familie des 
Erblaffers fremd find, eben fo wohl, als die biutsverwandten 
Erben in fih. Paris, S. 25. 2. 153. Zu 

+ Das Geſetz ſpricht nur von den Rechten des Vertretenen, in’ 

die der Vertreter einfteben foll, nicht aber, daß er auch in deſ— 

fen Verbindlichkeiten allgemein .einfteben müfle: ausgenommen, 

in fo weit ed DBerbindlichkeiten ded Vertretenen gegen den Erb: 

faffer betrifft, nicht. aber auch Verbindlichkeiten gegen Dritte. 

Hohnh. 1. 184. 

1. Die Erbvertretung findet ftatt zum Vortheile der Ab= 740. 
tömmlinge des Anggwünfchten,, welcher zur Erbfolge des An— 
wünfchers gelangt. Caſſ. Espalion. S. 23. 1. 74. D. 20.1 
489. L. 65. 385. ° 


„2. Chen fo. Paris. S. 25. 2. 131. — f. Art. 350, ff. 
1051. | | 
Der Erbvertreter ift nicht verpflichtet, die Schulden des⸗ 744. 
jenigen, den: er vertritt, zu bezahlen, wenn er ficd nicht förmlich 
als fein Erbe dargeftellt hat. Ain. S. 1. 1. 182. D. 1. ? 
= .H. Vw. Douai, S. 10. 1.223, D. 8, 1. 165. L. 


. 92. | 
f. Art. 25. 135. 136. 718. 730. 785. 787. 


. 


*) Zrefurt, bezüglich auf 8, ©. 745 a. 767. 1094. 1098, 1535 a. 

1539 a. 1570 ab. — &. 444 — 463. ; 

*+) Bon dem Erbvertretungsrecht. Zadar, IV. 597. Die Erb: 
vertretung. Eine Erläuterung der 2. ©. 739 — 744. Archiv 
f. R. V. 68 — 1. 


745 a. **) 
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Dritter Abschnitt, 


Bon dem Erbrecht ber Abkömmliuge. *) 


* Die Wirkung der auf Ältere Landrechte ruͤckweiſenden Ehever⸗ 
träge timöbefondere wegen der leihen Nuttznießung) bir. 
R. B. 1811. AXXIII. Samml. 


Dierter Abschnitt. 
Bon dem Erbrecht ber Ahnen. 


746. ***) 


747, 


1. Der im Art: 747. beflimmte geſetzliche Ruͤckfall zu 
Bunften eines Ahnen, der eine Schenfung gemacht hat, findet 
nicht ftatt, wenn der Gefhenenehmer duch) ein Teſtament über 


die geſchenkten Guͤter Verfügung getroffen. Montpellier. S. 26. 
D. 23. 2. 21 


4 — Riom. S. 26. 2. 119. — Befangon. 
S. 29. 2. 176. D. 97. 2. 158. 
3. Zumal, wenn der Gefchenfgeber den Geſchenknehmer 


ermächtigt hat, über die geſchenkten _. nah Gutbefinden — 


verfügen. ©. 2. Bw. Montpellier. S. 13. 1.409 D.1 
4. X1. L. 36. 401. 

4 Die Ahnen find nur einfache Snteftaterben, in Bes 
5 —— u. Saft Angers. 8. 30. 1. 121. 


Im entgegen gefegten Sinn entſchieden. — Der 
— Ruͤckfall hat ſtatt, obwohl der beſchenkte Abkoͤmmling 
durch Teſtament uͤber die geſchentten Guͤter Verfuͤgung getroffen 


hat. — In dieſem Falle gehoͤren die Guͤter, der teſtamentariſchen 


— des Geſchenknehmers ungeachtet, zu deſſen Nachlaſſe. 

Agen. 8. 22. 2. 300. 

6. "Een fo verhält es fih im Falle, wo die Schenfung 

in Geld gemacht wurde, die Summe ſich aber im Nachlaſſe des 

Sohnes nicht baar, fondern in Papieren und nen vor⸗ 

be. Rouen. S. 16. 2. er D. 15. 1. 353. L. 46. 182. — 
€. H. Bw. Rouen. $. 17. 1. 313. 

7. Diefer gefegliche Rüdfait ift auf den Fall nicht an» 
wendbar, wo die Schenfung in Geld in Geſtalt einer Ehefteuer 
gemacht worden, die Frau von ihrem Manne fid getrennt, ihr 
Ruͤckforderungsrecht ausgeuͤbt, und eine kiegenſchaft an Zahlungs: 





*) Erbfolges Ordnung in fer Klaffe. Zadar. IV. 598. f. — 
Brauer V. 679. f. 681. ; 
*) Zrefurt 385. 6. 446. 393, $. 458. 3). 444-463. 
, — — in zweiter Klaſſe. Zachar. IV. 600. f. — 
Brauer 635. 687. 
er) — II. S. 319. 
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ftatt ihrer Ehefteuer empfangen hat: — Bin folhem Falle ver» 747. 
tritt die, in der DVerlaffenfchaft der Gefchenfnehmerin vorgefun- 
bene Liegenfhaft das gefchenkte Geld nicht, um daran das Rüd: 
falsreht auszuüben. — Es ift weder der gefchenfte Gegenftand 
fetbft mehr vorhanden , noch beffen Kaufpreis, noch eine Klage 

auf Rüdforderung des geſchenkten Gegenftandes, als die einzigen 
Fälle, wo ber gefegliche Ruͤckfall für ſtatthaft erklaͤrt iſt €: H. 
Vw. Poitiers. S. 27. 1. 145. D. 25. 1. 134. L. 78 75. 

8. Das Rüdfallsreht des Art. 747. ift auf den = 
befhränft, mo der Gefchenfnehmer ohne Nachkommenſchaft flirbt: 
Es tann von dem Gefchenfgeber nicht an dem Nachlaſſe der, 

- ohne Nachkommen verftorbenen, Kinder des Geſchenknehmers 
ausgeübt werden. gen. 8. 7. 2. 204 L. 19. 450. — C.H. 
Bw. Poitiers. S. 18. 1. 370. D. 16. 1. 513. L. 52. 374. 
9 Selbſt wenn die Schenkung in einem Ehevertrage ge: 
fhchen wäre C. H. Bw. Guadeloupe. S. 20 1. 107. D. 
iz 1. 618. L. 56. 472. — Nismes. S. %, 2. 38. L. 56. 


13. Das Dafeyn eines natuͤrlichen Kindes ift nicht, gleich 
dem eines ehelichen Kindes, ein Hinderniß der Ausübung des . 
Ruͤckfallsrechte; das Wort Nachkommenſchaft des Art. 
747. ift ausſchließlich von ehelichen Kindern und Nachkommen 
zu verſtehen. Gaff. Amiens. S. 32 1. 498. *) 

14. Die Wirkung des gefeglichen Ruͤckfallsrechtes, in Folge 
einer Schenkung vom Vater an den Sohn, ift nicht nad dem 
Sefege zu beurtheilen, das zur Zeit des Einderlofen Ablebens 
des Geſchenknehmers galt, fondern nad dem, welches zur Zeit 
ber Schenkung beſteht. C. H. Bw. Limoges. S. 14. 1, 169. 
D. 12. 1. 189. L. 40. 289. — f. Art. 915. und die Notizen. 

16. Der Rüdfall, welcher von Seiten des Angewünfchten 
zu Bunften der Erben des Anwuͤnſchers an denjenigen Gütern 
ftott: findet, welche bir Angewünfhte vom Anwuͤnſcher ererbt 
bat, ift kein Ruͤckfall einer befondern oder ausnahmsweiſe geord⸗ 
neten Gattung , fondern ein gefeglicher Ruͤckfall im Sinne des 
Art. 747., weil derfelbe fein. bedungener Rüdfalt im Sinne bes 
a. re feya kaum. Gof. Warfeille 8. 30. 1. 59. — fr 

rt. : 

- 47. Eine als Borempfang auf eine Erbfhafe gemachte 
vertragsmäßige Schenfung kann als eing mit Worbehalt des 
Ruͤckfalls gemachte Schenkung betrachtet werden. C. 9. Vw. 
Grenoble. S. 21. 1. 194. D. 19 1. 166. L. 60: 289. "Pe 

747 a. 


*) Lauthard II. &. 325. 
) Bon dem Rüdfallsrehte. Zadar. IV. 608. — Archiv f. R. 
I. 427. — Anfall und Umfang des Rüffallerbes. Brauer VI. 277. 
***) Trefurt 442, $. 503. $. 516. 


750. 
752. 


753. E 


754. 
755. —* 


756. 


Mo: Bon der außerorbenitlichen: Erbfolge- 
Fünfter Abschnitt; 


‚ Bon dem Erbrecht ber Seitenverwanbten. 
*) 

Die halbbuͤrtigen Geſchwiſter, von Vater oder Mutter her, 
fhließen die Seitenverwandten der Linie aus, zu welcher dieſe 
—“ Bit Gent. 8. 4. 2. 146. — Brlffel. 

. 10. 385. — ——— S. 7.2. 300. L 


— = Rang, S.5. 2 78. — ©. 9. Bw. Douai, 5. 10. 
1. 102. D. 8. 1. 97. L. %. 483. 25) 
f. Art. 734. 


Wenn bie bürgerlihen Stanbesbücher- verloren gegangen 
find, fo werden diejenigen, welche zum Behufe der Erbfolge ſich 
für Seitenverwandte des Erblaffers ausgeben, zum Zeugenbeweife 
ihrer. Verwandtſchaft zugelaſſen ‚auch wenn fie feinen Anfang 
eines ta Beweifes für fih Haben. Trier. S. 7: 2. 
1120. L. 17. 4238. — f. Art. 49. 320. 733. ***) 

n R. 8. 1811. XXXIII. — ſ. zu 2. 3. 745 a. 

.2) f. Zuf. 1. zu £. 3. 738 a, 

) 


Viertes Kapitel, 
Bon der außerordentlichen Erbfolge. 1) 


Erster Abschnitt, 


Bon den Rechten natürlicher Kinder auf dad Vermögen ihrer Eltern, unb von 
— —— an dem Nachlaß natürlicher Kinder, bie ohne Abkömmlinuge 


1. Natürliche Kinder, welche ohne Widerfpruch als Erben 
ihres Waters auftreten, find hinlänglich legitimirt, um die Erb: 
fhaftsfhuldner belangen zu können. — Sie find nicht gehalten, 
fi vorher durch die Verwandten, welche von * ausgeſchloſfen 
werden, anerkennen zu laſſen. Paris. S. . 150. 

2. Das natürlihe Kind kann Eeine — Erben erworbene 
nn — gegen Dritte zuruͤckfordern. Paris. 


*) Erbfolge⸗-Ordnung in dritter Aal: Zachar. IV. 602. — 
Brauer V. 686. — Ardiv f. R. IV. 70. 

*+) Zufammenftoß der Stief> und Halsgefehwiker in Erbſchaften. 
Brauer VI. 294. 

RER, Schfolge ; Drbnung in vierter Klaſſe. 3adar. IV, 603. — 

rauer 

***) Grabberechnung bei Gefchwifter:Nachlommen. Brauer VI. 295. 

7) Bon ber Ordnung der unregelmäßigen oder außerorbentlichen 
Erbfolge. Zadar. IV. 604. 


Bon der außerordentlichen Erbfolge. 445 


3. Caſſirt. — Das natärlihe Kind. kann nämlich eine 756, 
bingliche Klage auf.'die Erbfehaftsgüter ı —— es iſt nicht auf 
die — Klage gegen die Erben beſchra net. sr Paris, » 

* "Wenn ber gefegliche "Erbe die Erbfchaft ganz — zum 
Theil verkauft hat, ehe das natürliche: Kind feine Verhaͤltniſſe 
ihm bekannt gemadt ‚und feine Rechte in Anfprud genommen 
hätte, fo wird die Veräußerung aufrecht Wann: wenn Bee 
in — Glauben eſchehen iſt. Paris. 8 2. 2. 49; D. 21. 
2.120. L 66 464. 

5. Das a Kind, obwohl nicht Erbe, hat ein Necht 
auf die Guͤter im Stuͤck; man kann daſſelbe nicht noͤthigen, 
N w mit dem Abſchaͤtzungswerthe zu begnügen, Penis. S. 13. 

323. L. 36.. 463. 


6. Das natürliche Kind ift befugt, gleich einem wirklichen 
Erben, die Einwerfung zu verlangen Amiens S. 12. 2. 411.. 
. 7. Das anerkannte natuͤrliche Kind ann nicht die Eine 
werfung im Stüd von denjenigen Gütern verlangen, welche ei⸗ 
nem ehelihen Kinde von dem gemeinfcpaftlichen Vater gefchenft 
worden find ; es hat nur einen Anfprud auf die Einwerfungen 
durch Zurüdftehen. — Und in foldhem Falle > hat: diefe Einwer: 
fung nicht nach dem Werthe der Güter im Augenblicke der 
- Schenkung zu gefhehen, fondern nah dem Werthe zur- "hr ber 
nn Erbfchaft. Paris. S. 29. 2. 229, D. W. 2 . 202. 

L. 78.34. — f: Art. 843. 857. 860. 922. 

"8 Das natürliche Kind kann gleich dem gefeglichen Erben 
die Rechtshandlungen feiner Eltern anfechten, welhe im 'Bu- 
ftande der Gemuͤthsſchwaͤche oder des Wahnfinne —— find, 
Rouen, .S. 13. 2. 330. L. 36. 276. 

9, Die Eltern. eines natürlichen : Kindes, welche dieſes 
Kind freiwillig als ehelich anerkannt haben, ſind in der Folge 
nicht mehr befugt, demſelben diefe Eigenſchaft abzuftreiten. — 
Es kann hiergegen gicht eingewendet werden, daß ber bürgerliche 
Stand der Staatsbürger ein Gegenftand der Staatsordnung 
fen, weicher nur allein vom Gefege beftimmt werde, und nicht 
von Verträgen ober —* a 181. A * 
koͤnne. C. H. Bmw. Paris. :S..21.1:8. D. 


59. 154. *) 
+ Die unfreimilli e Crichterice) Anerkennung. int dem natiriden 
Finde feinen An foruch auf den —— Vaters. — ſ. 


 Hohnp. MI. 174— 177. 
Eu 


— — — Anwendung — Art. va. und X. 2. des. I: ‘&€ 
Annalen I 32. 


”) Bon der Geöfolge RE aneslannten Rinder. Bader, I. 
605. 
) Srefurt 403. d. 486. 1). 410, $. 188, 3). 483. $. 518, 1), ©). 


fie 


PEN 


des gefamten Verm 
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1. Das: gefegmäßig anerkannte natürliche Kind: m —— 
lichen Anſpruch auf einen Pflichttheiil. Pau. 8. 10. 2. 

2. uUnd dieſer Pflichttheil berechtigt daſſelbe, die — 
der Schenkungen unter Lebenden zu verlangen. Douai. 8. 12. 
2.1. — Amiens. 8. 12. 2. 411. —* 

(2b. Selbſt wenn die Schenkungen der. Anerkennung 
vorausgegangen ſeyn follten. Toulouſe. J. 19. 8. 1834: 2. 537. 

3. : Die den arerfannten natürlichen Kindern verlichenen 
Rechte auf-die Guͤter ihrer Eltern haben, wenn fie auch: miche 
eigentlich ein Pflichttheil genannt werden ‚können ; doch den 
—— — Befangon. S. 29. 2. 290. D. 27. 2. 803. 
8 


4. Im entgegen geſetzten Sinn entſchieden. — Das na 
ehrliche Kind hat Eeinen Pflichttheil am Vermögen feines Vaters, 
es kann: die Minderung. der Verfügungen unter den Lebenden, 
am durch legten Wilken, nicht begehren ,: um den. Erbtheil zu 
ergänzen, 'welchen das KoX ihm anweifer. Rouen. S. 21. 2. 
313. D. 20: 2. 40. L. 60. 505. 

5. Eben fo, wenig kann e8 die von feinen Eitern abge: 
ſchloſſenen Verkäufe. unter dem Vorwand einer verſteckten Schen- 
tung anfechten. yon. 8. 29. 2. 109. D. 2. 2. 179. — f. 
Art. 913. 921. 

6. - Ein natürliches Kind,. welches mit einem ehelichen zu- 
fammmentrifft ‚bat das Recht auf einen Pflichteheil, fo daß es 
mittelft Teſtaments nicht auf. ein Zwölftel des gefamten Ver— 
moͤgens feines Vaters beſchraͤnkt werden kann. — — gebuͤhrt 
ihm ein Neuntel. — Caſſ. Pau. S. 9. 1. 337. D. 7. 1. 259. 
L. 24. 257. 

7. Eine wechſelſeitige Schenkung iſt der Minderung zu 

Gunſten der natuͤrlichen Kinder nicht unterworfen, wenn ſie vor 
der Verkündigung des Code, und unter der Herrſchaft eines. Ge: 
ſetzes gemacht wurde, weiches denfeiben Beinen Pflichttheil. verlieh, 
felbft wenn der — —— erſt ſeit dem Code geſtorben wäre. 
€. H. Vw. Paris. S. 13. 1. 29. D. 10.1. 568. 
7. Nicht die Eigenf häft von gefeglihen Erben, [ons 
dern ihr Dafeyn ift es, welches verurſacht, daß die Anzahl 
der ehelihen Kinder eine Minderung des Erbtheils des natüt- 
lihen Kindes zur Folge hat. Nancy. S. 31. 2. 343. 

8. Das natürliche Kind, deffen Vater geftorben iſt, ohne 
Verfügungen getroffen: zu haben, und welches nur mit Gefhwis 
ftern des Erblaffers — — hat ein Recht auf die Haͤlfte 

gens, welches ſein Vater bei ſeinem Ableben 
hinterlaſſen hat. — Sein Recht iſt nicht auf die Hälfte: des 
Vermögens befchränkt, woruͤber der Vater nicht hätte ve 
töhren , Ka das — Kind ein —— a. 
C. H. Vw. Pau. 8 8. 1. 151. D. 6. 1. 73. L 20. 404. 
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9% Wenn ein natürlihes Kind, welches mit erbfähigen 757. 
Seitenverwandten, aber nicht mit Pflichterben zufammentrifft, 
von feinem Vater als Erbnehmer eingefegt worden ift, fo fann 
diefes Vermaͤchtniß fo angefehen werden, daß es bie Willensmei: 
nung des Vaters zu erkennen gebe, ex wolle feinem natürlidyen 
Kinde den ftärkften Antheil geben, den es erhalten koͤnne, naͤm⸗ 
lich drei Wiertel des Nachlaſſes: zufolge Art. 757. Folglich 
Bann das Gericht entfcheiden, daß die Entrihtung der Stuͤckver⸗ 
wadsmife aus dem den Erben zugefallenen — — 
ar C. H. Bw, Bourges. S. 26 1. 210. D. 24 1 
L. 75. 163. 

10. Wenn das natürliche Kind mit den Neffen feines 
Vaters zufammentrifft, fo wird der Antheil, den es aus ber. 
Erbfchaft erhält, eben fo berechnet, als wenn es mit den Be: 
fhwiftern des Erblaffers zufammenträfe. — Die Neffen werben 
‚als Erbvertreter ihres Vaters betrachte. Pau. S. 10, 2, 239. 
Im entgegen gefegten Sinne: Riom $. 10. 2. 266. — Paris. 

S. 12. 2. 407. L 35.303 — 6. 9. Din. Dane 8. 28. 1. 
161. D. 11. 1. 23%. L. 36. 373. — Rouen. S. 15. 2. 30. 
L. 36. 276. — Agen. S. 23. 2, 65. L. 64. 387. as 
Nismes. S.23.1.166. D. 21.1.39. L 66. 401. — E.H.2w. 
Poitiers. R. G. 1833. 1. 284. 9 

ſ. Art. 723. 742. 908. 

*+) 757. 


‚ Wenn Jemand geſtorben ift, ohne daß eine erbfähige Perfon 758. 
ſich meldet, fo müffen feine anerkannten natürlihen Kinder 
endgültig in den Beſitz des Vermögens eingewiefen werden. — 
Der Richter darf fie nicht auf einen fürforglihen Beſitz bes 
ſchraͤnken unter dem Vorwande, daß fih noch Erben melden 
könnten, Paris. S. 7. 2. 933. 

f. Aut. 723. 755. 769. 773. 908. ff- 
Das natürliche Kind, obwohl verpflichtet, ſich alles eintech⸗ 760, 
— zu laſſen, was es von feinem verſtorbenen Vater oder Mut: 
ter erhalten bat, und was es nah den Regeln der Erbvertheic 
Tung. einwerfen. müßte, ift Feine Rechnung über die Zinfen oder 
Früchte abzulegen fohuldig, melde die vom ihm empfangenen 
Sachen: feit der Eröffnung der Erbſchaft getragen haben. — Cs 
verhäft ſich dies nicht wie im Zalle der Einwerfung bei einem 
gefeolichen Erben: der Art. 856. bat — keine Anwendung. 
Bau. S. 28, 2. 73. D. W. 2. 49. — ſ. Art. i 
1. Die Erklärung eines Vaters, daß natürliches 761. 
Kind bereits die Hälfte des verfügbaren Vermoͤgenstheiles em: 
pfangen habe, und daß er beabfichte, baffelbe auf biefe empfan» 


*) Archiv fe R. IV. ©. 74. 
“ Zrefurt 443, 9. 518, 1). b). 


761. 


761 a. 
762. 
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gene Hälfte zu befhränfen, genügt wohl dafür, daß das. Recht 
des Kindes auf die Hälfte des verfügbaren Vermoͤgenstheiles 
befchränft werde, aber nicht dafür, daß die Xhatfache des Em: 
pfanges diefer Hälfte als volftändig nnd > gerestie un an: 
unehmen fey. Paris. S. 19. 2. 146. D. 17. 2,1 L.: 53. 
64. — ſ. die Notizen zu Art. 757. 

| 16) Die Minderung der Anſpruͤche eines —— Kin- 
des, in Gemäßheit des Art. 761. ift von der Einwilligung des 


"Kindes, und der Annahme des demfelben von ſeinen Eltern 


zugeiviefenen Bermögensantheils, nicht abhängig; der bloße Wille 
Pr ni: ift Gefeg in diefer Hinfiht. Douai. J. 19. 8 1834. 
9 


1. Ein im Ehebruch erzeugtes Kind Eann —— 


fordern, kraft eines eigenhaͤndigen Teſtamentes, worin der Teſti⸗ 


rer daſſelbe anerkannt, und ihm den verfuͤgbaren Vermoͤgenstheil 
zugewieſen hat. — Sbmohl es richtig ift, daß das im Ehebruch 
erzeugte Kind ſich auf die im Teſtament enthaltene Anerkennung 
nicht berufen ann, fo iſt es doc, eben- fo richtig, daß, wenn 
man ihm das Vermaͤchtniß megen des Fleckens feiner Geburt. vet- 

weigert, man zugleidy feine — genuͤgend anerkennt, um 
ihm die Ernaͤhrung — zu muͤſſen. €. H. Vw. Mont: 


pellier. S. 5. 1. 357. D. 3. 1. 461. L. 13. 81. 


2. Ein von a. Vater urkundlih anerkanntes, im 


| Ehebruch erzeugtes Kind hat ein Recht auf Ernaͤhrung, des Art. 


335. ungeachtet (zumal wenn feine Kindſchaft durch eine Ge 
burtsurfunde befcheinige ift, worin daffelbe als ehelih aufgeführt 
wird). Brüffel. S. 11. 2. 484. D. 10. 2. 44. L.:32. 292. 

8. Die Anerkennung eines im Ehebruch erzeugten Kindes 
ift nichtig und wirkungslos, dergeſtalt, daß. nian fie: diefem 
Kinde nicht entgegen halten kann. — Folglich Können die geſetz⸗ 


° lichen Erben gegen den mit dem" verfügbaren Wermögensantheile 


bedaditen Vermaͤchtniß⸗ oder Geſchenknehmer den Umftand nicht 
als Einmendung geltend machen, daß der Gefchenkgeber ihn ale 
fein im Ehebruch erzeugtes Kind anerkannt habe, Paris, S. 13. 
2.83. L. 35. 455. 


4. Der Großvater ift dem von feinem Sohn anerkannten 
natürlichen Kinde Leine Ernährung ſchuldig, wie dringend auch 
deffen Beduͤrfniß feyn möge; der Art. 762. verpflichtet nur den 
Bater und die Mutter dazu, hinfichtlich der Ahnen ift die Ver: 
inblicpfeit nicht die nämliche, da das natürliche Kind nicht zu ihrer 


*) Laukhard II. S. 363. 
Von dem Vorbehalt Prliptepeit) der natürlichen — 
Kinder und der Eltern dieſer Kinder, Sachat. V. 689. 
*) Trefurt 443, $. 518. 2) 485. $. 594: Ben 
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Familie gehört. Caſſ. Douai. S. 17. 1. 289. D. 15. 1. 516. 
L. 49, 201. *) 


y ’ *) 762 8, 
* f. die Zuf. zu 2. ©. 334. Nr. 6. 7. und ff. 

Das Gefchäft einer Mähterin ift fein Gewerbe im Sinne 764 
bes Art. 764. Folglich hat. das im Ehebruch erzeugte Kind, 
welches feine Eltern jenes Gefhäft haben erlernen Iaffen, nichts 
defto weniger ein Recht, Ernährung — dem Nachlaſſe derſelben 
zu fordern. Toulouſe. S. 30. 2. 40. L. 85. 528, 

Die natürlichen Eltern haben Fein Recht auf den Pflicht: 765. 
theil an der — — geſetzlich anerkannten natürlis 
hen Kindes. Nismes. S. 28. 2. 55. D. W. 2. 130. L. 80. 
381. — Bordeaur. J. 19. * 1834, 2. 461. — f. Art. 757. 
915. 3 entgegengefegten Sinne entfhieden. Borbeaur. R. 

G. 1837. 2. 483. ***) 

Der Nachlaß eines natürlichen Kindes faͤllt, mit Ausſchluß 766. 
der ehelichen Geſchwiſter, dem überlebenden Vater oder Mutter 
vollftändig zu. — Um den‘ ehelichen Geſchwiſtern ein Erbrecht 
einzuräumen, genügt niht, daß ihr Rechtsvorfahrer geftorben 
ift, fondern es müffen die beiden Eltern des — u 
Ay ang Riom. S. 21. 2. 313. - 20. 211 


—* — RE ded Staatderbrechted auf die Verlaſſenſchaft der 
auch vor 1809. u geborenen und kinderlos —— 
Individuen. L. V. R. 1821. XIV. Samml. I. 


Zweiter Abfchnitt. 
Bon den Nechten bes überlebenden Ehegatten und bed Staates. H 


1. Der Staat hat Eeinen Anſpruch auf einen Nachlaß 768, 
aus Mangel von Erben, nachdem die vom Gefege zunaͤchſt be⸗ 
eufenen vergichtet haben, jedoch notoriſch noch Erben eines ent: 


\ 


2) Bon. den lg Kindern. — IM. 572. — m 
f. R. I. 657. — vgl. Hohnh. III. 1 

2) Trefurt 410. $. 489. 

***) Won der Erbfolge in dem Nachlaß eines — Kindes. 
Zachar. IV. 606. 639. — Steht die elterlihe Nutznießung auch 
den Eitern des von ihnen anerkannten natürlichen Kindes gu? 
Archiv f. R. II. 241, 

”*) Trefurt 443. 8. 519. — Archiv f. R. IV. 80. 
+) Erbfolge bes überlebenden Ehegatten — des Staates. Zadar. 
IV. 607. — vgl. Hohnh. V. 220. — Befondere Erbrechte nach 
roͤm. Recht. Brauer V. 689. — Trefurt 44. fl. — vol. au 
8 8, 873. N, 1. 2. 


4 


29 


769. 
771, 


774, 


450 Bon Antretung und Ausſchlagung der Erbfchaften. 


. fernteren Grades vorhanden find, felbft wenn diefe nicht erfchei« 


nen, ihre Anfpröche geltend zu maden, zumal wenn ſich unter 
diefen Erben Minderjährige befinden. Paris. S. 23. 2. 100. 
L. 64. 421. 

2. Die in Ermangelung gefeglicher Erben gefhehene Be: 
figeinweifung des Fiscus ift ein Befig unter Eigenthums-Zitel. 
Folglich müffen alle gegen die erblofe Maffe gerichteten Klagen 

egen sn angeftellt werden. Caſſ. Pau. S. 15. 1. 137. 
D. 13 1. — f. Urt, 539. 713. 723. 724. 769. 811. 


997. 1 

(3) Der als fürforglicher Verwalter eines Iedigen Erbes 
beftellte ‚Pfleger muß daffelbe der Verwaltung der Domänen 
ausfolgen, fobald fie zu diefem Ende ſich meldet, und ohne ein 
Erkenntniß auf Befigeinweifung abzuwarten. Paris. J. 19 9. 
1835. 2. 282. 


* Befugniß der Staatögüter- Verwaltung, fib im Galle des £. © 
768. in den fürfersliden Si 4 5 — eines Abmwefen- 
den ſetzen zu laſſen. Juen 2. N. 53. 

* Bei Exrichtung er — — 8 — Zeugen beizu⸗ 
ziehen. Inſtt R 


ß = — V. über Errichtung der Hinterlegungskaſſe. R. B 
*Inſtructiv⸗V. über Er e. 
1838. J. $. 4. Nr. 3. 8. 6. gr. 3. ? 2: rg i 


Fünftes Kapitel. 
Bon Antretung und Augfchlagung der Erbfchaften. 


Erfter Abfehnitt, 


Bon der YAutretung. *) 


1. ine erbfähige Frauensperfon, welche in der Lage ift, 
zwifhen der vom Erblaffer empfangenen Eheftener und ihrem 
Erbantheile zu wählen, kann die Antretung ihres Erbtheiles 
niht vom Ereigniß einer Bedingung — no. Caff. 
Bw. Ajaccio. S. 8. 1. 490 25. 76. — f. Art. 790. 

2. Die Frage, ob = Partei als Borfid &t8 » oder als 
unbedingter Erbe aufgetreten fey, ift eine tharfächliche Frage, 
beren At keinen Gaffationsgrund abgeben kann. Caff. 
Bw. Riom. S. 6. 2, 689. — f. Art. 778. 789, 793 ff. **) 


*2) Bon der Annahme der Erbfchaft, Bachar. IV. 6fl. 


») Bon bem Rechte der Erben, —— * REN anzunehmen, 
oder darauf zu verzichten. Bachar. I 
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+ Entfagung auf eine Erbfchaft it auch im Laufe ded Nechtäftrei- 775. 
ted ftatthaft. Annalen III. 160. - 

2. Die einer Frau angefallene Erbfhaft kann nicht von 776. 
ihrem Manne ftillfehweigend in deren Namen angetreten werden. 
Die Antretung muß unmittelbar von der Frau ausgehen, nad 
vorheriger Ermächtigung des Mannes oder des Geridhtes: zumal 
wenn die Frau in einer berwidmeten Ehe lebt Riom. S. %6. 2. 75. 

3. Die perfönlihen Handlungen der Einmifhung und 
Erbantretung, von Seiten des Ehemannes, ohne Auftrag und 
Zheilnahme feiner Frau, koͤnnen der letztern nicht entgegen ge: 
halten werden, um ihr die Eigenfhaft einer Erbin aufzubringen, 
zumal wenn diefe Thatſachen mit dem erklärten Willen der 
Frau im Widerſpruche ftehen. — Trotz der allgemeinen Regel, 
daß der Ehemann als gefeglicher Gemwalthaber feiner Frau ver: 
muthet wird, findet diefe Vermuthung im gegenwärtigen Falle 
nicht ftatt. Riom. S. 29. 2. 9. D. 27. 2. 57. 

4. "Die Entrihtung der Erbgebühren durd) den Ehemann 
einer Stau, welche fähig ift, fi als Erbin darzuftellen, ann 
nicht als die Handlung eines Erben von Seiten der Frau ans 
gefehen werden, melde bie Erbantretung im Gefolge hat. Monts 
zn S. 29. 2. 118. L. 84. 136. — f. Art. 215. ff. 462. 
ff. 

* re $. 9. R. 3. 1810. XVIII. Samml. J. 


1. Der Titel eines Erben, welcher in einer, zur Abnahme 778. 

der Siegel, Fertigung des Erbverzeichniffes, und Verkauf der 
Fahrniffe ausgeftellten Bollmacht angenommen wurde, gibt dem aus: 
ftellenden Erbberechtigten die Eigenſchaft eines unbedingten Er: 
ben nicht in der Weiſe, daß er in der Folge nicht auf die Erb: 
fhaft verzichten, und ſich Iediglih als Vorſichtserbe darftellen 
fönnte, zumal wenn diefe Befugniß im Erbverzeichniffe vorbes 
halten worden ift. Caſſ. Bordeaux. S. 10. 1. 8. D. 7. 1. 39%. 
L. 26. 353. 
2. Die Bewilligung einer Zahlung von Seiten eined Erb: 
berechtigten, welcher weder angetreten hat, noch die Zahlung der 
Schulden bis zum Betrage des vorhandenen Erbvermögens ver: 
weigert, hat die unbedingte Erbantretung nicht im Gefolge. 
Caſſ. Saar. 8. 6. 2. 525. | 

5. Das Wort Erbe, ohne Beifügung der Eigenfhaft als 
unbedingter oder DVorfichtserbe, muß nad der in der Perfon des 
Erben bereits feflgefegten Cigenfhaft verftanden werden; hat er 
daher die Eigenfhaft eines WVorfichtserben angenommen, fo vers 
pflihten ihn die Urkunden, worin er fih als Erbe verbindlich 
gemacht hat, nicht als unbedingten Erben. Paris. S, 10. 2. 
504. L. 20. 150. 
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6. Wurde gleichfalls entfchieden , daß ber erklärte Vor⸗ 
fichtserbe, der zum Vortheil feiner perfönlichen Gläubiger in der 
bloßen Eigenfhaft ald Erbe, ohne irgend einen Beifag, feinen 
unabgetheilten und eventuellen Antheil am Erbvermögen ver: 
pfändet, darum allem nicht dafür anzufehen fen, daß er auf den 
Rechtsvortheil des Erbverzeichniffes. verzichte, und eine Rechts: 
handlung als unbedingter Erbe vornehme Paris. S. 27. 2. 
79. D. 25. 2. 66. L. 77. 184. 

7. Wenn vor dem Tode des Teſtirers deffen vermuthliche 
Erben fich das Vermögen deffelben, ohne hinreihenden Rechtsti« 
tel, zugeeignet- haben, und nad feinem Tode fortwährend in 
Befis und Genuß bfeiben, fo gilt diefe Fortfegung des Beſitzes 
auf ihrer Seite als eine förmliche Erbantretung. Riom. S. 11. 
2. 323. 

8. Die bloße Thatfache der Befigergreifung einer zu einem 
Nachlaſſe gehörigen Liegenſchaft ift Feine ſtillſchweigende Erban— 
tretung, wenn nach den Umſtaͤnden derjenige, welcher den Beſitz 
ergriffen hat, glauben konnte, ein Recht auf dieſe Liegenſchaft 
in irgend einer andern Eigenſchaft, als der eines Erben, zu 
haben. Riom. S. 26. 2. 75. 

9 Wenn Kinder, nah erflärtem Verzicht auf die Ver: 
laffenfhaft ihres Waters, zu der Erbvertheilung ihrer Mutter 
einige zur Verlaſſenſchaft des Waters gehörige Güter gezogen 
haben follten, fo folgt hieraus nicht, daß man, ihres abgelegten 
Verzichtes ungeachtet, fie als unbedingte Erben des Waters ber 
trachten Eönne: wenn anders hergeftellt ift, daß fie nur im Srr: 
tbum und in ber Unfenntniß der Rechte bes Waters gehandelt 
haben. — Es ift hier keine Rechtshandlung, welche nothwendig 
die Abfiht anzutreten, vorausfegt. C. H. Vw. Corſica. S. 
26. 1. 286. D. 24. 1. 119. L. 75. 316. 

10. War unter der Herrfchaft des römifhen Rechtes bie 
Erbantretung ftets eine nothwendige Folge aus der Theilung 
des Vermögens des Erblaffers? Wenn 3. B. die Erben bei 
der Zheilung einer andern Erbfhaft, zu der fie berufen waren, 
die Güter jenes Erblaffers nur aus dem Grunde getheilt hätten, 
weil fie diefelben mit den Gütern der andern Berlaffenfchaft 
verwechfelten, könnte man biefe Theilungshandlung nicht fo bes 
trachten, "baß fie die Abfiht anzutreten nicht unterftelle, und 
folglich auch die Erbantretung nicht nad fid ziehe? — Wie 
nr fih dies unter dem Code? Gaff. Ajaccio. S. 30. 1. 


11. Unter dem Code und vor bem Code de procedure 
wurde derjenige, welcher, nahdem er die Eigenfhaft eines Vor⸗ 
fihtserben angenommen hatte, fein Recht an der Erbfchaft Ie= 
diglih in der Eigenfchaft eines Erben, oder ohne vorgängiges 
Erbverzeihniß verkauft, hierdurch allein ſchon unbedingter Erbe. 
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Amiens. 8. 6. 2. 172. — — S. 6. 2. 211. L. 15. 778. 
13. — f. Art. 774. 784. 7 

12, Ein eb ke ber geſamten Fahrniß und 
Liegenſchaft, welcher nachmals Erbe des Geſchenkgebers wird, iſt 
nicht dafuͤr anzuſehen, daß er die Erbſchaft antrete, wenn er 
kraft der Schenkung im Beſitze der Guͤter bleibt, ſelbſt 
wenn die Schenkung an einer ana feiben folte. Amiens. 
S. 15. 2. 69. D. 13. 2. 57. L » 39. 44, 

13. Die Rechtshandlung „ vermöge beren ein Sohn be- 
willigt, daß ein Gläubiger feines Vaters fich einer Liegenfhaft 
aus deffen Nachlaß, an Zahlungsftatt feiner Forderung bemädy: 
tige, Bann als Verkauf und Antretung der Erbfchaft betrachtet 
werden: felbft dann, wenn. er fhon ausdruͤcklich verzichtet hätte, 
und in ber Abtretungsurfunde jener Liegenfhaft gefagt märe,. 
daß die fragliche Rechtshandlung ftatt finde, um die [hon heſchehen⸗ 
Verzichtleiſtung um ſo beſtimmter u ar GC 9. Um. 
Montpellier. S. 15. 1. 202, D. 13. 1 L 43. 261. 

Wie gering auch der Ro ven Gegenftände fep, 
welche ein Erbe unverzeichnet an fi) zieht, oder zu Gunften 
eine® Dritten darüber verfügt, fo muß der Erbe dafür betrachtet 
werben, daß er hierdurch eine Nechtshandlung unternommen habe, 
welche nothwendig die Abficht der Erbantretung vorausfegt, und 
von nun an ihm nicht mehr geftattet, zu verzichten. Bourges. 
S. 29. 2. 366. D. 27. 2. 149. | 

15. Der Erbe, obwohl er erklärt hat, daß er die Erbfchaft 
nur unter der Borficht des. Erbverzeichniffes antrete, kann das 
für angefehen werden, daß er die Eigenfchaft eines unbebingten 
Erben ftillfhweigend angenommen habe, wenn er über die Be 
niß verfügt, ehe er das Erbverzeihniß hat aufnehmen Iaffen. €. 
H. Bw. Air. S. 27. 1. 201. D. 24. 1. 327. L. 77. 83. 

16. Ein allgemeiner Gefchenfnehmer von Todes wegen, 
welcher eine Handlung als Gefchentnehmer vollzogen, oder diefe 
Eigenfhaft in einer öffentlichen oder Privaturfunde angenommen 
hat, kann nicht mit dem Erben verglichen werden, welcher durch feine 
unbedingte Erbantretung den Rechtsvortheil des Erbverzeichniffes 
verloren: — er ift nicht, mie dieſer Iegtere, loco heredis; 
— feine ausdrüdliche oder ſtillſchweigende Antretung entzieht 
ihm nicht die Befugniß, demnädft zu verzichten, um bie per⸗ 
fönlihen Forderungen geltend machen zu können, die er etwa 
gegen die Verlaffenfchaft anzuſtellen hätte; — man kann ihm 
endlich nicht den Srundfag entgegen halten: semel heres sem- 
per heres. €. H. Bw. Paris. S. 20. 1. 251. 

17. Die Wittwe, welche ald Erbnehmerin ihres Mannes 
fih mit Gläubigeen vergleicht, die in einem Gollocationsverfahren 
den Vorzug einer Forderung der Erbfchaft beftritten haben, und bie 
fich verbindlich macht, fie zufrieden zu ftelfen, unternimmt hierdurch 
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eine Rechtshandlung als Erbin, melde die unbedingte Erban- 
tretung nach fich zieht, felbft wenn fie vorher die ausdruͤckliche 
Erklärung der Antretung unter der Vorficht der Erbverzeihnung 
abgelegt hätte. WBordeaur. S. 28. 2. 245. D. 26. 2. 107. 

18. Es gilt von Seiten eines Erbberechtigten für feine 
ftitfhweigende Erbantretung, wenn er lediglich zugeaeben hat, 
daß ein Vollftrefungsverfahren gegen die Güter der Verlaffen: 
fhaft eingeleitet, und durch Urtheil, ihm als Erben gegenüber, 
der Zuſchlag ausgelprohen wurde, felbft wenn er fi bei diefem 
Urtheil beruhigt, zumal, wenn er ausdrüdlic verzichtet, ehe das 
Urtheil in Rechtskraft übergegangen ift, und wenn er durch be: 
mwahrende Rechtshandlungen die Abfiht an den Tag gelegt hat, 
feine perfönlihen Forderungen gegen die Verlaffenfchaft aufrecht 
zu halten. Riom. S. 22. 2. 160. D. 20. 2. 149. L. 62. 305. 

f. Art. 779. 792. 801. 804. 806. 1454. 

(19) Die freiwillige Veräußerung einer erbfchaftlichen Lie: 
genfchaft, melde vom WVorfichtserben unternommen worden, hat, 
obwohl für ungültig erklaͤrt, dennoch die Folge, daß derfelbe als 
aaa Erbe angefehen wird.” Gaen. J. 19. 8. 1835. 2. 


(20) Der Vorfichtserbe, der gütlicher Weife, und ohne die 
gerichtlichen Förmlichkeiten, zur Theilung unabgetheilter Güter 
zwifhen der Erbmaffe und Dritten fchreitet, wird hierdurch 
nicht des Rechtsvortheils des Erbverzeichniffes verluftig; es ver: 
hätt fih in diefem Falle mit der Theilung nicht wie mit dem 
Verkaufe. C. H. Bw. Rennes. R. G. 1837. 1. 755. — 
Rennes. R. G. 1837. 2. 176. f. Art. 806. — f. Art. 988. 
C. proc. 

(21) Ein Erbberechtigter, der in einem Pachtvertrage, über 
einen zur Erbſchaft gehörigen Gegenftand, ſich als Eigenthümer 
angibt, unternimmt dadurd) eine Handlung als Erbe, und ift 
in der Folge nicht mehr berechtigt, die Erbfhaft auszufchlagen. 
Caſſ. Montpellier. R. G. 1837. 2. 579. 

(21)b. Die Frage, ob gewiffe von einem Erben vorge: 
nommene Handlungen eine Erbfchaftsantretung begründen oder 
nicht, ift Eeine bloße Thatfrage, der Würdigung des Gerichtes 


der Dauptfahe überlaffen, fondern eine wirkliche Nechtsfrage, 


779, 


deren Löfung Grund zur Gaffation geben kann. Stfllſchweigend 
entfchieden. Ebend. 


+ Die Verlooſung ſaͤmtlicher Liegenſchaften, ohne fie in Befig 
zu nehmen, kann den Erben nit ald Einmifhung zugerechnet 
werden, wohl aber, wenn fie, zumal geraume Zeit nach dem 
Zode der gemeinfchaftlihen Mutter, Fahrniß, theils für_ge: 
ET NEN, ** tin hang — F 

rderung, an ſich genommen haben. Hohnh. V. 243. 
f. — . Art. &01. Nr. 6. —J 
1. Wer auf Klage eines Erbglaͤubigers fich in der Sache 
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ſelbſt eintäßt, unternimmt hierdurch Beine Handlung als Erbe, 779. 
deren Wirkung nothmwendig fan müßte, jeden — Erbver⸗ 
sicht zu verhindern. Paris. S .7 2. 1216. L. 5. 181. 

. Führung eines Rechtoſtreites, Wieberanfnabme des 
Rechtszuges, Einlegung der Appellation in der Eigenſchaft eines 
ſolchen, der befugt ſey, fihb Erbe zu nennen, und als Erbe zu 
benehmen, kann nicht eine ftilfhweigende Annahme der Eigen» 
ſchaft eines unbedingten Erben genannt werden. Paris. S 
2, 33. D. 4. 2. 294. L. 76. 54 

3. Das Gefuh um Abnahme der Siegel begründet Beine 
Rechtshandlung der Erbantretung. Caſſ. Lyon. S. 15..1. 19. 
L. 42. 241. 

4. Der WORD weicher fi an bie Verwaltungs: 
behörde wendet, um die Aufhebung des auf die Güter des 
Nachlaſſes angelegten Beſchlages zu erwirken, wird nicht daflır 
angefehen, daß er als unbedingter Erbe fi benchme, felbft wenn 
er in feinem Geſuche den Titel als Erbe fich beigelegt hat. — 
Mithin bleibt ihm in rn Folge die Berzichtleiftung unbenom« 
men. Paris. S. 27.2. 46 

5. Es genügt, wenn ein Erbberechtigter bie Gebühren des, 
Erbüberganges entrichtet, um dafuͤr angefehen zu werden, daß er 
unbedingt angetreten habe, bdergeftalt, daß er von den Erbgläu: 
Daten Cu a befangt werden fann. Rouen. S. 25.2, 22. 

2% 2.6. 


6. Sm — Sinn entſchieden. Grenoble S. 
27. 2. 171. — Limoges. R. G. 1833. 2. 349. — Paris. R. G. 
1836. 2. 477. 

7. Beſonders dann, wenn ber Erdberechtigte nur zwangs · 
weife bezahlt hat. Lyon. 8. 29, 2. 302 D. 27. 2. 162. 

8. Die Ernennung eines Gefchäftsführere für das Erb- 
vermögen ift ein bloß bewahrendes Rechtsgeſchaͤft der Aufficht 
und Verwaltung; fie kann daher von demjenigen begehrt werden, 
der noch feine Rechtshandlung als Erbe nn. bat, und 
nur erbberectigt ift. E. H. Bw. Montpellier. S. 26. 1. 422. 
D. 23. 1. 330. | 

f. Art. 778 79%. 797. 


(9) Wer die Eigenfhaft eines Erben in einem gegen bie 
Erbſchaftsſchuldner erlaffenen Zahlungsbefehle annimmt, verric: 
tet eine Handlung als nn Limoges. RB. G. 1833. 2. 

— Paris. R. G. 1836. 2. 477. 

1. Der Vorfi chtöerbe, welcher feine Rechte auf die Erb⸗ 780, 
fchaft verkauft oder cedirt, wird daburd allein noch nicht unbe: 
dingter Erbe, wenn er in der Geffionsurfunde erklärt hat, daß 
er in der Eigenſchaft als Vorſichtserbe handle. — In diefem 
Falle hat die Abtretung Peine andere Wirkung, als den Gef« 
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780. fionar an bie Stelle bes Gedenten zu fegen. Rennes. S. 28. 
2 


781. 
783. 


784. 


85. D. 26. 2. 60 L. 81. 268 

2. Ein Borfichserbe, welcher die Rechte auf die Erbfchaft 
von feinem Miterben kauft, und fie ihm alsdann wieder vers 
kauft, unternimmt durch diefen Wiederverkauf Eeine Rechtshand⸗ 
fung eines unbedingten Erben. Es ift nicht fo, als wenn er 
die für feine eigene Perfon an ſich gezogenen Erbrechte cedirt 
hätte. — Es macht hierbei Feinen Unterfchied, wenn er die 
Rechte eines unbedingten Erben gekauft und verkauft haben follten. 
C. H. Vw. S. 31,1. 166.—f. Art. 778. Nro. 11. 792. 796. 
* 804. ff. | 

2. Die Eigenfhaft eines Gefchentnehmers ift nicht unver» 
loͤſchlich, wie bie. eines Erben. — Der allgemeine Gefchent: 
nehmer, felbfi nahdem er die Schenkung angenommen und bes 
zogen hat, kann fi derfelben zu jeder Zeit entfchlagen, indem 
er die geſchenkten Güter, und alles was er daraus bezogen hat, zuruͤck⸗ 
gibt; er ift für die Schulden nur im Verhältniß feiner Inha—⸗ 
bung, und fo lange als diefe währt, verantwortlih. Paris. 8. 
19.2. 273. L. 54. 452. . 

3. Der erbberechtigte, von ber Einwerfung nicht befreite 
Vermaͤchtnißnehmer, der die Erbfchaft ausdrüdtich oder ftills 
ſchweigend angetreten, hat Eein Recht mehr, darauf zu verzichten, 
und fa an fein Vermaͤchtniß zu halten. Caſſ. Caen. S. 17. 
4. Der Erbe, der die Erbfihaft unter der Vorficht des 
Erbverzeihniffes angetreten hat, hört, duch Verzicht oder Abs 
tretung des Vermögens an die Gläubiger, nicht auf, Erbe zu 
ſeyn. — Folglich ift er es, trog feiner Abtretung oder feinem 
Berzichte, dem der Zulaffungsbefcheid des Caffationshofes, in Be: 
treff jener Verlaſſenſchaft, zugeftellt werben muß. Caſſ. Confo⸗ 
lens. S. 30. 1. 137. **) 

ſ. Art. 802. Ne. 1. ff. 


Zweiter Abfchnitt. 
Bon der Nusfchlagung ber Erbfchaften. ***) 


1. u. 2. Wenn Jemand vertragsmeife feinen Älteften Sohn 
zum Erben einfegt, unter der Bedingung, jedem feiner übrigen 


*) Grbvertretung (transmissio hereditatis), Brauer V. 675. 


**) Die Wiebereinfegung in vorigen Stand gegen die Annahme 
. nn. Verzicht auf eine Erbſchaft. Archiv f. R. IV. 
"**) Bon ber Berzichtleiftung auf die Erbfchaften.- Zadar. IV. 613. 
— Berziht— Entfagung auf Rechte. Brauer V. 74. — Aus: 
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Kinder einen auf eine gemwiffe Summe beftimmten Pflichttheil 7. 
zu entrichten, fo werden die Geſchwiſter des Eingeſetzten, wenn 

fie diefen bedungenen Pflichttheil annehmen, dadurch allein ſchon, 
als auf die Eigenfhaft von Erben verzichtend, angefehen. — 
Da ihnen folglidy die Schulden des Erblaffers nicht zur Laft 
liegen, fo koͤnnen fie auch feinen Pfandeintrag auf die Güter 
des Vertragserben,, zu Sicherung ihrer angefprochenen Gewähr: 
fhaft nehmen, falls fie von ben ————— belangt 
werden follten. Riom. S. 7. 2. 1037. L. 8 

3. Wenn Erben auf eine Erbfchaft — Verzicht ge⸗ 
leiſtet haben, und in der Folge, ohne Gefaͤhrde, und in einer 
andern Eigenſchaft, als der eines Erben, Liegenſchaften, welche 
zu dem verzichteten Nachlaſſe gehoͤren, veraͤußern ſollten, ſo wird 
zus biefe ——— ihr Verzicht nicht unguͤltig. Paris. 
8. 2. 2. 210. L. 3. 398. — ſ. Art. 778. Nr. 11. 

4. Der Vermächtnifehmer, der auf fein Vermaͤchtniß 
verzichtet hat, kann feinen Verzicht nicht widerrufen, unter dem 
Vorwande, daf er ihn abgelegt, ohne das Teftament gelefen zu 
haben: non visis nec inspectis tabulis. - Paris, S. 7. 2. 
1174. L. 4. 475. — f. Art. 1109. Nr. 3. 

— 5. Ein in zwei auf einander gefolgten Teftamenten eins 
gefegter Erbe, welcher den im erften Zeftament ihm zugedachten 
BVortheil nicht verlangt hat, aus dem Grunde, weil baffelbe 
nichtig war, wird nicht als auf die Erbfhaft verzichtend anges 
fehen, wenn er das Dafeyn des zweiten nicht Fannte; er ift 
berechtigt, den Vollzug dieſes letztern — zu Be 
fo bald er Kenntniß davon erlangt hat. Paris. S. 18. 2. 264. 
L. 51. 477. 

6. Die Rechtshandlung, duch welche ein Miterbe die 
Gültigkeit einer feinem Miterben gemachten Schenfung aner: 
fennt, und folglich auf feine eigene Theilnahme an den — 
ten Guͤtern verzichtet, iſt kein Verzicht auf die Erbſchaft; es 
find daher nicht die durch Art. 784. für die Erbverzichte vorge⸗ 
— en bier erforderlih. Nismes. 8. 20. 2. 
268. D. 2. 35. L. 57. 512. 


J Ein Erbverziht zu Gunften eines Dritten , welcher 
nicht Erbe ift, ift nicht ſowohl ein Verzicht, als eine Schenkung. 
— Derfeldbe bat daher nicht durch Erklärung in ber Gerichts⸗ 
kanzlei, fondern mittelft eines Vertrages in Form der Schens 
—— bei Strafe der —— zu geſchehen. C. H. Vw. 
Caen. S. 15. 1. 413. D. 13. 1. 486. 


fchlagung der Vermäaͤchtniſſe. Ebend. 834. f. — FEIERN 
eines Bürgen auf Rechtsvortheile. Brauer VI. 35. — Bir: 
tung der Entfagung auf eiferne Briefe. Ebend. 36. 
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8. Der Erbverziht von Seiten einiger Erben zu Gunften 
des Gefchenfnehmers eines ihrer Miterben,, kann nicht als eine 
Freigebigkeitshandlung, die den für Schenkungen unter Lebenden 
erforderlichen Förmlichkeiten unterworfen, betrachtet werden ; je 
wird duch eine einfache Erklärung in der Gerichtsfanglei guͤl⸗— 
tiger Weiſe bewirkt : felbft alsdann, wenn der Erbe, welcher 
feine Rechte verſchenkt hat, von einer andern Linie wäre, als 
die "verzichtenden Erben. — Sn folhem Falle ift der Gefchenk: 
nehmer einem wirklihen Miterben vergleihbar, Gaen. $. 28. 
2. 115. D. %. 2. 71. L. 81. 298. Se 

9. Wer mittelft einer Urkunde verzichtet hat, der' es an. 
ber ‚beabfichteten Deffentlichkeit mangelt, hat nicht dag Recht, 
auf die Nichtigkeit des Verzichtes anzuttagen, der aus feinem 
Willen ausgegangen if. C. H. Vw. Lyon. S. 26. 1.9. D. 
23. 1. 407. L. 74. 137. 

* 2) Nah Vorſchrift der £. ©. 784. 793. und 1487. ift über vor: 
fommende Erbantretungen oder Entfagungen bei den Aemtern 
ein befondered Buch mit doppeltem Namenregifter zu führen, 
in welches die einen und andern einzutragen find, obne einer 
andern Formalitaͤt zu bedürfen. V. Juſtiz M. M. A. B. 1832. 
Nr. 48. Wehrer VI. 34. 

+72: Stillſchweigende Verzichtleiftung : deren Weſen — Fälle, wo 
fie präfumirt wird. — Verzicht auf Gegenforderung durch Ab— 
ſchlagszahlung der — Hohnh. I. 21. ff. 

3) Hat der gefegliche Erbe zu bemweifen , daß er der Erbfchaft fich 
entichlagen babe, oder muß die gefchehene Antretung ihm be: 
miefen werden ?:— Gründe für und wider. Annalen III. 158. f. 


1. Auch wenn Kinder eine unmwiderrufliche Abtretung des 
ganzen Vermögens ihres Vaters angenommen haben , find fie 
um deßwillen nicht des Rechtes verluftig, auf deffen Erbſchaft 
zu verzichten. — Wenn dies alfo auf gültige Weife geſchieht, 
fo fann man fie nicht al8 Erben belangen. Paris. 8. 7.2. 
892. L. 21. 311. 

2. Durd Verzicht auf eine Erbfchaft, welche er unter der - 
Vorſicht des Erbrerzeichniffes angenommen hatte, verliert der 
muthmaßlihe Erbe das Recht und ntereffe, ein Urtheil anzu— 
fechten, welches gegen ihn in der Eigenfhaft eines Erben er: 
ton war 6. H. Vw. Toulouſe. $S. 5. 2. 657. D. 3.1. 


3. Wenn ein Erbberedhtigter auf eine Erbſchaft verzichtet, 
fo if fein Verzicht allezeit zuläffig, fo Tange ihm feine Handlung 
als Erbe bewiefen wird; ex felbft ift nicht gehalten, ſich über 
irgend eine, die Antretung ausfchließende Necdtshandlung , oder 
über ein Erbverzeihniß auszumweifen. Paris. S. 15. 2. 91. 
L. 41. 58. — f. Art. 794. Nr. 2. 

4. Der Gerichtszugriff, welcher gegen Erben nad ihrem 
Verzichte auf die Erbſchaft eingeleitet wird, ift wefentlich nichtig, 
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felbft wenn dem Gläubiger die, lediglich auf die Eröffnung feiner 785. 
Forderungsanfprüche an die Erben geſchehene, Werzichtsleiftung 
nicht bekannt gemacht worden feyn Sollte. Nismes. S. 28. 2. 
208. D. 26. 2. 175. 

(5) Der verzichtende Erbe ift für die Koften haftbar, welche 
auf gefegmäßige Weife gegen ihn erwachfen find, ehe er feinen 
Verzicht erklärt hat. Bordeaur. J. 19. S. 1834. 2. 47. f. Art. 799. 

1. Die Fragen über Erbzuwachs müffen nad) den zur 786. 
Zeit des Ablebeng des Zeftirers beftehenden Gefegen vielmehr, 
als nad) dem Gefege beurtheilt werden, welches zur Zeit der 
Teftamentserrihtung galt. Zurin. S. 9. 2. 374. D. 7.2. 
101. L. 28. 22. 

2. Obwohl der Erbtheil des Werzichtenden kraft Gefeges 
feinem Miterben zuwähst, fo kann der Verzicht widerrufen 
werden, fo lange legterer nicht erklärt, davon Gebrauch zu machen, 
oder feine Handlung als Erbe unternommen hat. Riom. S. 11. 

2. 30. — f. Art. 790. 

. Wenn der nächfte Anverwandte in einer Linie als 
Erbvermächtnißnehmer der Hälfte, und mehr, von den Gütern 
des Teſtirers ernannt ift, unter der Bedingung , auf den Mehr: 
betrag der übrigen Güter zu verzichten, fo bewirkt diefer vom 
Vermächtnißnehmer in der Abfiht, die Auslieferung des Vers 
mädhtniffes zu erhalten, erklärte Verzicht , daß bie in der Linie 
näcftfolgenden Verwandten (gemeinfchaftlih mit. der andern 
Linie) zur Theilung der Verlaffenfhaft ab intestato berufen 
‚ werden. Mit andern Morten: die Annahme des Vermaͤcht— 

niffes, welches einem Erbberechtigten aus dem feiner Linie zufals 
Ienden Erbantheile gemacht wurde , erfhöpft das Recht bdiefer 
Linie nicht, fo- daß die Inteftaterbfolge gänzlich der andern Yinie 
zufalfen follte. Paris. 8. 11. 2. 398. D. 9. 2 196. L. 30. 
250. — f. Art. 746. 753. 

4. Die Rechte eines Miterben kommen dem andern Mite 
erben nur dann zu gute, wenn im Fall einer Verzichtleiftung 
deffelben die Lage der Sachen unverändert geblieben it. Wenn 
jedoch der Miterbe die Erbfchaft angenommen, wenn gr eine 
Handlung als Erbe verrichtet hat, wenn ein rechtsfräftiges Ur: 
theil ergangen ift, fo Fommt die Beruhigung des Miterben dem . 
Gegentheil, und nicht dem andern Miterben zu Statten. Gaff. 
Montpellier. S. 14. 1. 66. D. 12. 1. 76. = 

f. Art. 730. dr | | | 787. 

1. Gläubiger Fönnen ein Teſtament im Namen ihres gg, 
Schuldners anfehten. Paris. S. 4. 2. 167. 

Ein Erbverziht wird ſchon dadurch allein im Sinne 
des Art. 788 als zum Nachtheile der Gläubiger des Wer: 
zichtenden . gefchehen betrachtet , daß zur ‚Zeit des Werzichtes 
der Schuldner wegen BZahlungsfaumfat belangt worden ift; 


788, 
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in diefem Falle Fann ber Gläubiger ermächtigt werben, im 
Namen feines Schuldners die Antretung zu erklären, ohne daß 
es erforderlich wäre, die Unzahlbarkeit des Schuldners durch 
Augeif feines Vermögens darzuthun. Bourges. S. 24. 2. 9. 

D. 22. 2, 14. L. 67. 203. 

3. Der Gläubiger, deffen Schuldner auf eine Erbſchaft 
verzichtet hat, kann zu deren Antretung ermächtigt werden, ob» 
wohl der Verzicht — als — aufgehoben worden. 


Paris. 8. W. 2. 287. D. 24. 2. L. 76. 86. 


3% 


f. Art. 811. 053. 1167. ist. j 

f. Act. 1459. 2262. *) 

2. Diefer Artikel begründet Bein neues Recht, und kann 
auf eine Verzichtleiftung vor dem > angemwendet werden. 
C. 9. Bw. Douai. S. 19. 1. 226. D. 17.1. 136. — €. 
Bw. Pau. R. G. 1837. 1. 393. 

3. Die Befugniß, eine Erbfchaft anzutreten, ift von unbes 
flimmter Dauer, fo lange diefelbe nicht von einem andern ange: 
treten worden ift. Paris. S. 25. 2. 111. — Pau. J. 19 
S. 1834. 2. 228. 

4. Der von einem erbberechtigten Gefchentnehmer in ber 
Abſicht erfiärte Erbverziht, um fi bloß an feine Schenkung 
zu halten, fann nidt als ein bedingter Verzicht in dem Sinne 
betrachtet werden, daß er in der Folge widerrufen werden Eönnte, 
wenn die Schenkung einer u. Schenfung halber wirkungslos 
bleibt. Nismes. S. 24. 2 1:37, 

z — Im entgegen — Sinn entſchieden. Limoges. 

5. Sk wenn bie opt fhon von u andern Erben 
— angetreten worden. Riom. 8. 23. 2. 93. L. 58. 474. — 
ſ. Art. 
6. u dem Ausdrud andere Erben, welcher in 
Art. 790. vorkommt, find ordentlihe, nicht außerordentliche 
Erben zu verfiehen. — Folglich fann der verzichtende Erbe feinen 
Verzicht widerrufen, und die Erbſchaft antreten, wenn gleich 
nach jenem Verzichte der uͤberlebende Ehegatte, in Ermangelung 
anderer Erben, erklaͤrt hätte, daß er die Erbſchaft antreten, und 
in den Befig des dazu —— —— geſetzt ſeyn wolle. 
Paris. S 27. 2. 104. D. 25. 2. 183. 

fe Art. 462. 777. 778. 780. 785. 845. 888. 

(7) Die Beflimmungen des Code über Antretung und 
Ausfhlagung der Erbſchaften, und insbefondere der Art. 790. 





*) Wie das Recht auf den Vorbehalt erlöfht. Zachar. IV. 686. 
— Erbrechte und Erbfolgerechte erlöfchen in 30 Jahren vom 
Anfall an. Brauer V. 1044, 
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find auf teftamentarifhe wie auf gefeglihe Erbfolge anwendbar. 790. 
Der Erbnehmer kann daher, nachdem er auf das Vermädtnif 
verzichtet, ſolches wieder antreten, wenn die Güter, welche bafs 
felbe ausmachen, nicht von andern Vermächtnißnehmern oder 
Erben an ſich gezogen worden find. Pau. J. 19. S. 1834. 2. 
Ne C. H. Vw. Pau. R. G. 1837. 1. 393. — f. Art. 


(8) Die Regel, daß der verzichtende Erbe bie Erbfhaft 

nicht mehr antreten kann, wenn fie bereits von andern Erben 
angetreten worden, ift auch auf den Fall der Vorfichtsantretung 
anwendbar; in diefer Hinſicht unterfcheidet legtere fi nicht von 
der unbedingten Erbantretung. C. H. Vw. Rouen. J. 19. S. 
1835. 1. 719. 
(S) b. In folhem Falle kann der Ausflug mit der Erb: 
antretungsbefugnik dem Verzichtenden nicht allein vom antreten: 
den Erben, fondern aud von dem, welcher diefe Eigenſchaft noch 
nicht angenommen hat, entgegen gefegt werden. — Stillſchwei⸗ 
gende Entfheidung. Ebend. 

(9) Unter dem alten Rechte behielt der Erbe das Recht, 
die Erbſchaft anzutreten, fo Tange, als das Erbrecht von keinem 
andern erworben , oder verjährt mwar.. — Diefem nad) Fonnte 
der Erbe, der die Erbfhaft ausgefchlagen hatte, biefelbe, fogar 
dreißig Jahre nah ihrer Eröffnung, antreten, auch hinſicht⸗ 
lich eines Dritten, der in ber Zmifchenzeit fi unter einem erbs 
ſchaftlichen Titel (als Vermaͤchtnißnehmer) in Beſitz eines erb- 
fchaftlihen Gegenftandes gefegt hatte; bdiefer Dritte, wenn er 
nicht felbft dreißig Fahre im Beſitze gemwefen, Eonnte dem Erben 
die Verjährung feines Rechtes der Erbantretung nicht entgegen. 
halten. C. 9. Vw. Pau. R. G. 1837. 1. 393. *) 

1. Das natürlihe Kind, obwohl nicht Erbe im frengen 791. 
Sinne des Wortes, kann bei Lebzeiten feines Vaters eben fo 
wenig auf feine Erbfolgerechte als ein Erbe bei Lebzeiten feines 
Vorfahrers auf deffen kuͤnftige Erbſchaft, verzichten. Bruͤſſel. 
S. 13. 2. %25. L. 37. 69. — f. rt. 203. 


9% Der um einen und denfelben Betrag gefchehene Verkauf 
der angefallenen und künftig anfallenden Erbrechte, ift im Gan⸗ 
zen nichtig, wegen Untheilbarkeit. Limoges, S. 29. 2. 32. — 
Zouloufe. J. 19. S. 1834. 2. 97. 
3. Defgleihen. Riom. $. 29. 2. 162. — Montpellier. 
32. 2. 481. 


(3) b. Im entgegen gefegten Sinn entfhieden. — Ein 
folher Vertrag kann, gegen das Anerbieten des Ceſſionars für 
gültig erklärt werden, den Preis der Ceffion nur auf die ange: 





*) Die Rechtövortheile der Bedenkfriſt und der Erbverzeihnung 
“find zufammen geworfen. Brauer V. 721.1. | 


791. 


792. 
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fallene Etbſchaft aufrechnen zu laffen. In diefem Falle ift der 
Vertrag nicht untheilbar. ©. H. Vw. Grenoble. R. G. 1837. 
1. 247. — f. Art. 1130. | “ | 

4c. Da die verttagsmäßige Erbeinſetzung (Vermögens: 
übergabe) dem UWebergeber unmidertuflich den Beſitz entzieht , fo 
folgt hieraus, daß eine von deffen Kindern bei feinen Lebzeiten 
getroffene Uebereinkunft, zur Feftfegung ber Wirkungen der 
Uebergabe, nicht als ein Vertrag über eine zukünftige Erbſchaft 
angefehen werden fönne. C. H. Vw. Limoges. S. 29. 1. 63. 
D. 27. 1. 7. L. 85. 176. 

5. Das bei Lebzeiten des Vaters und Zeftirets von einem 
Kinde, welches aus dem Vermögen feines Vaters ein Vermädht: 
niß erhalten, ſchriftlich ausgeftellte WVerfprehen,, daß es feine 
Geſchwiſter am Vortheile jenes Vermächtniffes Antheil nehmen 
laffen wolle, ſchließt einen mwirklihen Vertrag Über eine Fünftige 
Erbſchaft in ſich, und ift als folder weſentlich nichtig und wir: 
kungslos. Selbft wenn in der Urkunde gefaat wäre, es fey der 
Mille des Vaters, daß die Gefchmwifter des Wermächtnißnehmers 
am Vermädtniffe Theil nehmen follen. Grenoble. S. 29. 2. 
978 D. 27. 2. 261. 

+ Auf unangefallene Erbfchaften Darf nicht verzichtet, noch dürfen 

fie veräußert werden. Hohnh. V. 70. 78. 

1. Die gefeglihen Beflimmungen, welche den Erben ünd 
den Überlebenden Ehegatten ihres Antheild an den von ihnen 
entwendeten oder verheimlichtem Gegenftänden verluftig erklären, 
find felbft auf den Fall anwendbar, wo die Entwendung oder 
Berheimlihung vor.dem Anfall der Erbfhaft oder der Auflöfung 
der Ehegemeinfchaft ſtatt fand, fo bald dargethan ift, daß es in 
Hinfiht auf den Tod, und um den Nachlaß oder die Ge: 
meinfchaft zu verkürzen, gefchehen fey. Paris. S. 31. 2. 210. 
fe Urt. 1477. — ©. 9. Vwe S. 32. 1. 528. 

2: Die gefeglihen Beſtimmungen, die den Erben oder 
die MWittwe aus einer Ehegemeinfhaft, welche eine Unterfchla« 
gung begangen haben, alles Verzichted ungeachtet verantwortlich 
erklären, find weder auf eine Frau, welhe nicht in Gemeinſchaft 
ftand, noch auf einen nicht erbberechtigten Verwandten oder 
Verfchwägerten anwendbar. Riom. S. 21. 2. 3. 

3. Der Gefchenfnehmer eines Theiles desjenigen Vermoͤ— 
gend, mas der Gefchenkgeber bei feinem Ableben Binterlaffen 
wird, ift dafür anzufehen, daß er in Kraft diefer Schenkung nut 

tbrechte erwerbe; er ift folglih einem gewoͤhnlichen Erben 
leich zu achten. Mithin, wenn er fi der Verheimlihung von 
Segenttänden, welche zum Nachlaſſe des Geſchenkgebers gehören, 
fhuldig macht, muß er der Rechte verluftig erklärt werden, 
welche er auf die verheimlichten Gegenftände hatte. C. H. Vw. 
Bordenur, S. 29. 1. 42. D. %. 1. 378. L. 83. 184. 
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4. Die Beftimmung des Art. 792%, ann, menigftens unter 792. 


dem Zitel bürgerrechtlicher Erfagleiftung, auf den Erben ange: 

wendet werden, welcher fihon angetreten hatte, als er verheim:- 

lichte oder entwendete, wie auf den Erben, der nach gefchehener 

Entwendung oder Verheimlihung verzichtete, und deſſen Ver— 

‚ziht aus diefem Grunde vom Gefege für nichtig erklärt wird. 
i Vw. S. 31. 1. 273. 

9, Die Verluſtig-Erklaͤrung feines Antheils an den entwen- 
beten oder verheimlichten Gegenftänden,, welche ber ‚Erbe ver 
fhuldet hat, muß auf den Theil befchränft werden , ber ihm 
lediglidy in der Eigenfhaft als Erbe zukommt; fie erftredt fich 
nicht auf den Antheil, welcher ihm als Vermaͤchtnißnehmer zu: 
gehört. Poitiers. 8. 32. 2. 580. 

f. Art. 778. 801. 1460. 1477. | 
| (6) Der Art. 792. ift aud auf die Wittwe anwendbar, 
welche eine Gefchenknehmerin des Mannes kraft Vertrages 
ift ; im dieſet Hinfiht muß fie wie eine Erbin des letztern be 
trachtet werden. C. H. Bw. Paris I. 19. S. 1834. 1. 1%0. 

(7) Der muthmaßlihe Erbe einer in Ehegemeinfchaft 
fiehenden Frau, welcher im Einverftändnig mit dem Manne 
Vermögensftüde befeitigt, die zur Erbſchaft gehören, macht der 
Entwendung ober Verheimlihung, im Sinne des Art. 792. ſich 
fhuldig, und ift folglich feines Antheild an jenen Vermögens: 
ſtuͤcken verluftig, felbft dann, wenn die Befeitigung vor, Eröff: 
nung ber Erbfhaft gefchehen wäre. C. H. Vw. Paris. R. G. 
1836. 1. 327. I | 
()b. Im Fall einer ſolchen Entwendung oder Verheim⸗ 
lihung muß der Rüderfag in der gemöhnlihen Fotm der Ein- 
werfung gefchehen : d. b. indem dem Miterben, zu deffen Nach— 
theil die Befeitigung flatf gefunden , die Befugniß eingeräumt 
wird, aus der zu theilenden Maffe den gleihen Werth des be » 
feitigten Gegenftandes vorweg zu nehmen. — Man kann nicht 
ſagen, daß dies eine Zahlung mit Vorzugsrecht zu Gunſten 
diefes Erben aus dem Antheil fen, welcher dem der Verheim— 
lichung Erlen Ehegatten oder Erben zufälle. Ebend. 

Ä 17. 


f. Urt. 1 
Dritter Abfchnitt. 


Bon der Borficht der Erbverzeichnifi, ihren Wirfungen und den Pflichten 
des Borfichtserben. *) 


- +4) „inventarifation bei der großherzoglichen Familie. R. B. 1823. 
XIV. Samml. I. 11. | | x, 
2) Bei Standeöperren. R. B. 1819. XIV. $. 6. Samml. I. 535. 


) Bon der Annahme der Erbfchaft mit der Rechtswohlthat bes 
Inventariums. Zadar. IV. 612, j 
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3) Bei Grundherrn. R. B. 1824. XI. $. 15. Samml. T. 576. 
4) Bei Militärperfonen. R. B. 1818. XXII. Samml. III, 657. 
793. 1. 8 verhält fich nicht mit dem Schuldner, wie mit 
dem Gläubiger einer unter Vorſicht des Erbverzeichniſſes an⸗ 
getretenen Erbſchaft. — Der Glaͤubiger kann an den Vorſichts— 
erben die Mittheilung des Erbverzeichniſſes verlangen, der 
Schuldner im Gegentheil muß ſich dabei beruhigen, daß der 
Erbe dieſe ſeine Eigenſchaft ar die bloße —— des Erb⸗ 
verzeichniffes beſcheinigt. Paris, S. W. 2. 25. 24. 2. 206. 
L 


.73. 
f. Art, 110. 461. 774. 1456. 
(2) Eine unter Vorſicht des Erbverzeichniffes angetretene 
Erbſchaft kann in der Folge nicht mehr fuͤr ein lediges Erbe 
erklaͤrt werden, trotz aller Ungewißheit uͤber das Daſeyn des ab⸗ 
weſenden Vorſichtserben, und trotz dem von ihm waͤhrend ſeiner 
Abweſenheit beobachteten Stillſchweigen; — die Beſtellung eines 
Pflegers, und alles, was derſelben nachgefolgt iſt, namentlich 
der Verkauf der Güter des Nachlaſſes, find unbedingt nichtig :— 
zumal wenn dieſe Rehtshandlungen auf Andringen der Glaͤubi⸗ 
ger gefchehen find, melde von der Erbantretung unter Vor—⸗ 
er des Ertvergeimiffes ö hatten. C. H. Vw. Mes. 


. 19. S. 1 
f. Art. 811. 
. . Bel. nn tung der Erb 
1) (in * a: An u on — —— — 


2 8 die J * ug auf die Accisſchuldi 8 noͤthigen nventuren 
) eur 2, ee 16 ig bigen J 


btr. mmi. I. 96 
2. ©. 34 uf. 1. 


794. 1. Es ift Sache des Vorfichtserben, einen Motär zu er: 
tigung des Erbverzeichniffes zu wählen. Das Gericht darf — 
chen nicht von Amtswegen beſtellen. Turin. S. 10. 2. 229. 
f. Art. 801. 810. 1456. 

(2) Der Vorfihtserbe (oder Geſchenknehmer) einer Perſon, 
deren Verlaſſenſchaft nichts enthaͤlt, was verzeichnet werden 
koͤnnte, kann durch ein Protokoll uͤber dieſen Mangel das in 
Art. 794 vorgeſchriebene or erfegen. Paris. J. 
19. S. 1834. 2. 183. **) — f. Art. 943. C. proc. 

* 1) Ediftalladung bei Er en, welche mit der Vorficht ded Erbs 

'Bereinife aneireen worden * P. O. $. 779 — — Motive 


*) Rechtswohlthat des Inventariums. Zachar. IV, 619. 
*) ni ber nn muß gerichtlich ſeyn. Brauer V. 


f. — Verfäumung des Rechtsvortheils der Erbverzei 
x wong. Ebend. 726: f. ’ nr 
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2) Bei‘ —— —— find zwei Zeugen beizuziehen. 794. 


3) di en ——— ge Kalle des $. 779. der P. D. haben 
die Ant Date. fondern .. die Aemter zu 

aedchen, Bull, MUB. 1838 N. 36. DAB. N. 36. 

10.) U.A.B. N. 34. G. 3. N. 16). 

_ Seelen des Erbverzeichniffes, und die Friften 79. 
zur Errichtung bdeffelben, find dem — — eben 
ſowohl, wie dem geſetzlichen Erben verſtattet. Turin. 8. 10. 2. 
229. — f. Art. 1414. 1442. 1456. Art. 779. 805. 

1.. Jedes verurtheilende.. Erfenntniß , weldes . gegen ben 797. 
Erben, während der Friften zu Errichtung des Erbverzeichniffes 
and der Bebenkzeit, erwirkt wird, ift unbedingt nidhtig, fo daß 
es nicht einmal zur Grundlage — — — — 
dienen kann. Aix. S. 25. 2. 412. D. 33. 2 
2. Obwohl ein Erbe nicht angehalten sn kann, wäh: 
‚rend ber laufenden Friften zur Errichtung des Erbverzeichniffes, 
and während der Bedenkzeit, ſich über feine Eigenfchaft beftimmt 
zu erklären, fo .tönnen doc die Gläubiger des Nachlaſſes, deren 
Mechtstitel nicht widerſprochen find, ihn auf Zahlung ihrer For: 
derungen belangen, und das Erbvermögen verkaufen laffen. — 
Sobald fie nit den Vollzug einer Berurtheilung gegen. ihn 
‚betreiben ‚,. ann er nicht die ihm. verftattete Frift einwendend 
vorfhügen, zumal wenn es die Verwaltung der Domänen .ift, 
welche die Berichtigung der * — Abgaben verfolgt. 
Douai. 8. 12. 2. 392. L. 33 1 

3. Der Vorſichtserbe kann re ber gefeglihen. Be: 
denfzeit nicht . zue Auslieferung der Vermaͤchtniſſe verurtheilt 
werden, felbft wenn die Vermaͤchtnißnehmer fih zur Sicherheits: 
feiftung erbieten. Zurin. S. 10. 2 229. | 

Während der Frijten, zur Fertigung des Erbverzeich- 
niffes und. der Bedenfzeit, kann die Beftellung eines Verwalters 
des Machlaffes : begehrt und bewilligt werden. ©. H. Bw 
Montpellier. S. %. 1. 422. — f. Art. 810. 2146: 2259. 
6) Die Erbfchafts:GIäubiger koͤnnen gerichtlichen Zugriff 
auf die Güter des Nachlaſſes, während der Dauer der dem Erben 
zu Errihtung eines Erbverzeichniffes verftatteten Friſt einleiten. 
Nur muß auf Verlangen des Erben. mit dem Verfahren bie 
zum Ablaufe diefer Frift eingehalten werden; gleichwohl find 
die vor dem. — gefhehenen Schritte suͤluis. Bor⸗ 
deaux. J. 19. 8. 1834. 2. 688. * 


Der Erbe welcher zufolge des Art. 798. eine neue Erb: 7% 


*) Bon dem Rechte der Erbfchaftsgläubiger, ven Erben zu einer 
Erklärung, wegen der — oder Aufgabe der Erbſchaft zu 
noͤthigen. —28 IV. 6 


30 


798. 


798 a. 


801. 
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verzeichnungs= und Bedenkfrift erhalten hat, kann im Falle der 
Unzulaͤnglichkeit diefer Zrift, eine dritte oder auch nach einander 
noch mehrere erhalten. In dieſer Beziehung ift die Zahl und 


zu der Friften dem richterlihen Ermeſſen überlaffen. Paris. 
* 


2. 884. L. 13 195. 
S : 
- 2 Der Erbe kann ber NRechtswohithat des Erbverzeichniſſes 
nicht verluſtig erklaͤrt werden, als wenn er ſich der Verheimli—⸗ 
chung ſchuldig, oder wiſſentlich und in unred lichem Glau— 
ben unterlaſſen hat, Gegenſtaͤnde des Nachlaſſes in das Erb— 
verzeichniß aufzunehmen. Eine bloße Unvollſtaͤndigkeit des Erb⸗ 
—— genügt dazu nicht. C. H. Bw. Aix. 8. W. 1. 


54. D. 23. 1. 315. — Im naͤmlichen Sinn entſchieden. C. H. Vw. 


Paris. 8. 32. 1. 270. 

3. Der BVorfichtserbe, welcher wiffentlich begangener Uns 
terfchlagungen im Erbverzeichniffe, und folglich der Abficht über: 
tiefen: ift, den wahren Stand der Erbfchaft zu verhehlen, kann 
die Minderung der Vermaͤchtniſſe, als den Freitheil uͤberſchrei⸗ 


:tend, nicht verlangen. In diefem Falle hat er durch feine That 


die. Unmöglichkeit herbeigeführt, den Stand der Erbfihaft feftzu: 
ftellen , und folglih zu vergewiffern, ob die NL = 
Pflichtrheil ergreifen. ©. H. Bw. yon. 8. 22. 1, 197. D 
19. 1. %07. L. 60. 556. 


4 Nicht eben fo verhält es fih mit dem Minderjährigen, 
der einer folhen Berheimlihung ſich ſchuldig macht; diefer iſt 
der Rechtswohlthat des Erbverzeichniffes nicht verluſtig: er ift 


nur fhuldig, über die befeitigten ren Rechnung abzu: 


legen.  imoges. S. 28 2. 3. D. W. 2 

5. Die Minderjährigen koͤnnen niemals, als Folge ber 
Verwaltung ihrer Vormuͤnder, die Rechtswohlthat des Erbver: 
geichniffes verwirken. In folhem Falle ift der Bormund nidyt 
perfönlic allen Folgen dieſer Verwirkung unterworfen, fon= 
dern nur zue Entfhädigung verpflichtet, wenn er durch feine 
—— die Glaͤubiger benachtheiligt hat Rouen. 8. 30. 


(6) Die Thatſache der Vertheilung der Kleidungsſtuͤcke des 
Erblaffers. unter die Perfonen, die in feiner letzten Krankheit 


ihn abgewartet haben, begründet für ſich ſchon zine Erbfchafte- 


anfretung, und genügt, um ben Rechtsvortheil des Erbverzeich⸗ 
niffes vermwirkt zu haben, wenn jene Gegenftände in demfelben 
außgelaffen worden find. Limoges. R. G. 1833, 2. 349. — 
f. Art. 778. 


*) Zrefurt $. 526, 
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1. : Unter der Herrfchaft des römifhen Rechtes konnte der 802. 
Erbe, weiher mit der Rechtswohlthat des Inventariums bie 
Erbſchaft antrat, nachher nicht verzichten. Zurin, 8. 6 2. 548, 

j —— unter der Herrſchaft des Code. — 8. 10. 
2. 191. L. 26. 283. — Colmar. 8. 20. 2. — Paris, 
S. 26. 2. 316. D. 24. 2. 240. 

3. Gleihe Entfheidung. — Wenn daher ein vormald 
gegen den Erblaffer anhängiger Rechtszug gegen den Vorſichts— 
erben wieder ergriffen wird, fo kann diefer fih nicht als Nicht- 
Erbe der Sache entfchlagen, unter dem — daß er auf 
die she verzichtet habe. E. 9. Vw. Drleans. S. 30. 1. 3. 

i —A geſetzten Sinn —— Lyon. 8.13. 
344. — w. Chateaurour, S. 15, 1, 319. D. 13, 1 
509. L. 43. 33 

5. Der —— kann ſich gegen alle Verfolgungen 
der Erbſchafts⸗Glaͤubiger ſicher ſtellen, nicht allein, indem er ihnen 
dem Art. 802. gemäß alle Erbſchaftsſtuͤcke uͤberlaͤßt, fondern 
aud, indem er auf die Eigenfhaft eines Erben Verzicht leitet. 
ame S. 27. 2. 259. D. 25. 2. 4. — ©, H. Rennes. R. 
G 7. 1. 756. (Nicht entſchieden.) 

5b. Der Erbe (felbft der minderjähtige), welcher unter 
der Vorſicht des Erbverzeichniffes angetreten hat, kann auf die 
Erbfchaft nicht mehr verzichten; er hat nur die Befugniß, die 
Erbſchaftsſtuͤcke den Gläubigern zu uͤberlaſſen. Toulouſe. S. 32. 
2. 352. — Grenoble. R. G. an 2. 109. — Paris. R. G. 
4837. 2. 39%. — ®yon. R. G. 1837. 2. 423. — f. Art 785. 

6. Der Minderjährige , in beffen Namen eine Erbfchaft 
unter der’ Vorſicht des Erbverzeichniffes angetreten worden ift, 
kann nach erreichter Großjährigkeit darauf verzichten, gg 
in Beziehung auf die Gläubiger. Bordeaur. S. 26. 2. 316 

7. Wenn von vier Vorfichtserben drei erklären, —9 ſie 
die Erbſchaftsſtuͤcke den Glaͤubigern uͤbetlaſſen wollen, fo koͤnnen 
dieſe kein Erkenntniß mehr gegen jene drei Erben erwirken; ſie 
muͤſſen die ihnen uͤberlaſſene Verwaltung uͤbernehmen, oder abtreten, 
ſelbſt wenn der vierte der La chtserben m. Eigenfchaft beibehält. 
Douai. 8. 17. 2. 16. D. 15. 2. 3. L. 47. 84. 

8. Der Vorfichtserbe, deſſen Snteteffe mit dem der unter 
Vorſicht angetretenen Erbſchaft im Gegenftoß ift, kann jenes 
nur gegen einen gefegfich beftellten Gontradicetor geltend maden, 
welcher die Erbſchaft vertritt. Folglich muß er die Verhandlun— 
gen vielmehr einem Eurator der Verlaſſenſchaft, als den Glän: 
bigern bes Erblaffers gegenüber pflegen, welche nur Recdtsan- 
ſpruͤche gegen die Erbfhaft haben, und diefelbe nicht vertreten 
tönnen, Paris. 8. 2.2. 175. 

(9) Ein Minderjähriger, der unter Vorficht des Erbver—⸗ 
zeichniſſes eine ihm angefallene Erbſchaft angetreten hat, behaͤlt 


30 * 
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802. während der ganzen Dauer der Wormundfchaft das Recht bei, 


803. 


der Erbfhaft ſich zu entſchlagen. Grenoble. R. G. 1836. 2. 47. 

- + (10) Die Vermögens: Ueberlaffung von Seiten ders Verf chts ⸗ 

erben, zu Gunſten eines einzigen Erbſchaftsglaͤubigers iſt guͤltig, 

und hat ihre volle Wirkung, wenn diefer Gläubiger in der Folge 

Geffionat der Rechte der übrigen Gläubiger wird. Grenoble. 
. 1837. 2. 109. 

— b. Der Grundſatz, daß von einem Miterben, der 


uͤber eine erbſchaftliche Angelegenheit unterhandelt hat, vermu: 


thet werde, daß er im Intereſſe aller unterhandelt habe, kann 


gegen denjenigen nicht geltend gemacht werden, der nur Eeſſionar 


eines Miterben ift : noch gegen den BVorfihtserben, der das 
Vermögen den Gläubigern überlaffen hat. Grenoble. R. 6. 
1837. 2. 110. u. 
(11) Die Gemwährleiftung eines Borfihteerben für eine 
Verwaltungshandlung, vermittelft feiner eigenen Güter, entzieht 
demfelben feine Eigenſchaft nicht, und macht ihn niche zum uns 
bedingten Erben. Rennes, R. G. 1837. 2. 176. *) 

+ Beneficium inventarii, deſſen Wirkung auf „Trennung der 

Erbmaffe vom Vermögen ded Erben. Hoͤhnh. 


1. . Eine fürforglihe Verfügung, . welhe in einer Inſtanz 
gegen. einen Vorfichtserben erlaffen worden, Fann unmittelbar 
perf, oͤnlich gegen denſelben vollzogen werden, und ohne daß 
es noͤthig waͤre, die Rechnungsablegung uͤber die Verwaltung 
des Nachlaſſes zu erwarten: zumal wenn glaubhaft iſt, daß der 
Erbe hinreichende Zahlungsmittel aus dem Daun gefchöpft 
babe. Paris. S. 29. 2. 269. D. 27, 2. 183. L. 84. 353. 

; 2. Der Vorfichtserbe ift nicht befugt, die Verwaltung des 
Nachlaſſes anzuſprechen, wenn ein allgemeiner Geſchenknehmer 
der Nugniefun vorhanden if. S 18. 2. 224. L. 51. 07. 

3. Im egentheil wurde entfchieden, daß die PBerwaltung 
des Vermögens einer Vorfihtserbfhaft dem Erben vorzugsweife 
vor dem allgemeinen Geſchenknehmer der Nugniefung gebühre, 
Paris. S. 27. 2. 104. D. 25. 2. 183. L. 79. 413. 

4. Der Borfichtserbe ift nicht der Vertreter der Erbſchafts⸗ 
glaͤubiger. Mithin kann jeder Glaͤubiger fuͤr ſeine Perſon Be— 
ſchlaganlegungen gegen Schuldner des Nachlaſſes erwirken 
(ſelbſt nachdem er eine Einſprache (opposition) dem Vorſichts- 
erben hat behaͤndigen laſſen): dies iſt keine widerrechtliche Dem: 
* der Verwaltung des Erben. C. H. Vw. Bourges. S. 
15. 1. 153. D. 13. 1. 132. L. 42. 375. 

5 Vorausgefegt, daß die in Beſchlag genommenen Gelber 
nicht für die Verwaltung des Erben nothwendig find, und.von 


*) Wirkung der Annahme mit Rechtsvorſicht. Brauer v. 724 % 
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feinem — — — erhoben: wurde. Bordeaur. S.. 22; 808, 


6. Im entgegen gefegten Sinn entfchieden. — Uebrigens 
haben die Gläubiger eine hinlaͤngliche Gewähr in. der Sicher⸗ 
beitsleiftung, welche fie. vom * fordern koͤnnen. Paris. 8. 

2. 242. D. 21: 2. 12. L. 57. 458. — Rouen. 8. 297. 2 
25.D. 4. 1, 451. L. 82, 94, | Ä 

7. u 8. Der Borfichtserbe, welcher das Erbfchaftsvermös 
gen. im gemeinſchaftlichen Intereſſe des Nachlaffes und ber 
Gläubiger verwaltet, ift befugt, die Rangordnung der Unters 
pfandsgläubiger anzufechten, und nad) Umftänden * Nichtig⸗ 
keitserklaͤrung der 3 zu klagen. Paris. S . 29, 2. 
14. D. 27. 2. 65. L. 83. 233. 

9, Das Recht, den Verkauf der giegenfchaften einer Vor: 
fichtserbfchaft zu betreiben, kann nur vom Erben, in feiner Ei» 
genfhaft als. Verwalter, dem die Liquidation obliegt, ausgeübt 
werden. - Die — koͤnnen es nicht, ſie duͤrfen 
nur im Fall einer Nachlaͤſſigkeit oder Unredlichkeit von Seiten 
des Erben ſich in jenes Recht einweiſen laſſen; ſelbſt in dem 
Falle, wo die Betreibungen ſchon durch einen Gläubiger begon- 
nen feyn follten, Eönnen fie auf Begehren des Erben unterbro= 
460 * von 5* rem wieder ag werben. Paris. 
S. . 118. D. 21. 2. 12. L. 61. 460, 

Er Im entgegen gefesten Sinn entfähieben. — Die 
Gläubiger einer Vorfichtserbfchaft Fönnen den Gerichtszugriff auf 
die. Erbfchaftsgäter betreiben , felbft wenn der. Verkauf vom 
Vorfichtserben fchon eingeleitet feyn follte, und ihm weder Nach—⸗ 
laͤſſigkeit noch Unredlichleit vorgeworfen werden koͤnnte. Tou—⸗ 
loufe. S. 23. 2. 193. D. 21, 2. 122. L. 65. 54. — ©. 
Vw. —— R. G. 1833. 1, 621. — f. Art. 2204. — Pas 
ris. R. G. 1833. 2. 596. 

11. Der Zugriff auf die Liegenfchaften einer ——— 
ſchaft kann von den Glaͤubigern betrieben werden, zumal wenn 
die Erben das von ihnen veranlaßte Verſteigerungsverfahren 
— — Paris, 8. W. 2. 31, D. 42. 12. 22. L. 


11 b. Die Gläubiger, ſelbſt die perſoͤnlichen, des Borfichte: 
erben, können den Zugriff auf die Güter der Erbfchaft betreiben, 
wenn der DVorfichtserbe Eeine Schritte zu deren Verkaufe, thut 
(vorbehaltlich nämlich des. Rechtes der ‚Exrbfehaftsgläubiger, vor: 
zugsweiſe aus dem Erlöfe der. Güter bezahlt zu werden). Li— 
moges. S. 31. 2. 174. — Paris. J. 19. S. 1834. 2. 674. 

12. Der Vorfichtserbe hat nicht das Recht, den. Verkauf 
einer Liegenfchaft zu betreiben, welche vom Erblaffer unter be: 
fonderem Zitel vermacht worden, unter dem Vorwande, daß die 
vermachte Liegenſchaft mit Schulden befchwert fen, und das 
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803. Vermaͤchtniß vor Tilgung diefer Schulden Feine Wirkung haben 
koͤnne. Er kann bier nicht für ſich anführen, daß auf Begehren 
der Gläubiger gegen biefe Liegenfchaft das Zugriffsverfahren ftatt 
finden würde. Diefes Recht der Gläubiger, als folhes, kann 
ein Recht des Vorfichtserben werden; nicht für ſolche Rechts— 
handlungen bat der Worfichtserbe die Gläubiger zu vertreten, 
Bordeaur. S. 29. 2. 243. D. 297. 2. 15. — f. Art. 2204. 

13. Der Vorfichtserbe ift nicht ermächtigt, die Wermächt: 
nißnehmer in den entgegen geſetzten Intereſſen zu — 
welche fie unter ſich haben koͤnnen C. H. Bw. Pau. 8 
1. 107. D. 25. 2. 477. L. 80. 332. 

14. Der Borfichtserbe ift gefeglicher Verwalter des Erb⸗ 
fhaftsvermögens: er verführt im gemeinfcaftlihen Intereſſe 
der Erbfchaft und ber — — Paris. 8. 236. 2. 
273. D. 24. 2.132. L. 83. 95. — €. 9. Vw. $. 29. 1. 86. 

15: Der Borficytserbe ift Peine Zinfen aus den Kapitalien 
der Erbfchaft fhuldig, felbft nicht feinen Miterben gegenliber, 
außer wenn er folhe angelegt und Zins daraus bezogen hat. 
Und ſelbſt in diefem Fall ift er die Zinfen nur nad dem Fuße, 
wie er fie empfangen hat, einzumwerfen ſchuldig. Bourges. 8. 29. 
2. 77. D. 27. 2. 128. 

(18) Kann = Gläubiger einer unter Vorficht angetrete- 
nen Erbfhaft, welcher keinen vollzugsreifen Schuldtitel hat, fi 
dem Erben in der Abficht fubrogiren laffen, um an feiner Stelle 
die Liegenfchaften bes Nachlaſſes zu verkaufen ? — Ange 
nommen, daß der Gläubiger einer ſolchen Erbſchaft diefes ver⸗ 
langen dürfe, koͤnnte ihm doch die Ermächtigung dazu nur im 
dem Fall ertheilt werden, wo der Vorfichtserbe in Verzug gefept 
wäre, und fih der Nadläffigkeit in feiner Gefchäftsführung 
gemacht hätte. C. H. Bw. Paris. J. 19. S. 1835. 


(19) Ein Vorſichtserbe Hat die Befugniß, ſich bezüglich 
auf die zur Erbſchaft gehörigen Güter zu vergleichen ; ein folder 
Vergleich ift volllommen wirkfam : nur zieht er für den Er» 
ben den Verluſt bes er des — — nach 
ſich. Limoges. R. G. 1836. 2. 350. — ſ. A 

(20) Die Koften der Rechtöftreite, — * Vorſi chtserbe 
im Intereſſe der Erbſchaft gefuͤhrt hat, muͤſſen denjenigen, denen 
fie gebuͤhren, aus der Erbmaſſe, den Glaͤubigern des Erblaſſers 
vorgehend, bezahlt werden: und dies ſelbſt dann, wenn das Er: 
kenntniß oder Urtheil den Erben nicht förmlich ermächtigt hätte, 
diefe Prozeßkoſten als Koften bee Verwaltung aufzuwenden. 
Amiens. RB. G. 1837. 2. 353. *) 





“) Gefahr einer Vorfichtserbfchaft: Brauer VI. 37. 
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| * 804. 
1. Der BVorfihtserbe kann Feine Renten Über 50 Franken 805. 


übertragen , ohne voraängige Ermaͤchtigung. Gutachten des 
Staatsrathe. S. 8. 2. 87. 

2. Wenn ausgemadht ift, daß die Fahrniß einer unter 
Vorſicht des Erbverzeichniffes angetretenen Erbfchaft verkauft 
werden foll, fo Bann diefer Verkauf nicht anders, als durch einen 
Öffentlichen Beamten und mittelft Verfteigerung gefhehen ; das 
Gericht kann dem Erben nicht die Wahl Überlaffen, die Fahrniß 
zu verkaufen , oder um den abgefhägten Werth im Stud zu 
en Gaff. Dijon. 8. 231. 1. 08. D. 19. 1. 138. L. 


 £ At. 779. 7%. 


1. Der Vorfihtserbe ift Eigenthuͤmer bes Erbfchaftsver- E06. 


mögens, gleich dem unbedingten Erben, er iſt nicht Bloß red: 
nungspflihtiger Verwalter; wenn er alfo die Liegenfchaften mit 
Umgehung der Foͤrmlichkeiten verkauft, fo find die Verkäufe 
nit ungültig, als a non domino gefchehen. Rouen. S. 7. 
2. 997. L. 14. 2 ! 

2. Ein Vorfichtserbe als folcher iſt mit einer perfönfichen 
Unfähigkeit behaftet, auf die erbfhaftlichen Liegenſchaften für 
feine eigenen Forderungen Zugriff zu erwitken. Welche NRedts: 
urkunden er auch befigen möge, fo ift deren Wirkung durd 
fein Berhältniß als Verrechner gehemmt; fo lange er dies 
ift, kann er nicht endgültig als Gläubiger angefehen werden, 
dem eine Zugriffsbefugniß zufteht. Der Vorſichtserbe kann die 
Liegenfchaften des Nachlaffes nicht anders, als unter Beobachtung 
der im Art 987. ff. des C. proc. vorgefchriebenen Förmlichkei- 
= — Toulouſe. S. 27. 2. 226. D. W. 2. 33. L. 


3. Der, durch einen Erben unter der Vorſicht des Erb: 
verzeichniffes, bewirkte Verkauf der zur Erbſchaft gehörigen Lie: 
genfchaften entzieht ihm die Eigenſchaft eines Vorſichtserben 
wicht, wenn bderfelbe nur, unter der Bedingung geſchah, daß er 
diefer Eigenfhaft Eeinen Eintrag thun folle, und daß der Ver: 
Fäufer ihn wirkungslos machen koͤnne, wenn er unbedingt auf 
die Erbſchaft verzihte- ©. H. Bm. S. 28. 1. 497. D. %6, 
1. 300. **) —— 


ſ. Art. 778. 803. und bie Rot. 2265. Neo. 1. 


*) Der Erbe ift dem Wermächtnißnehmer fowie andern Glaͤubi⸗ 
gern nur für grobe Berfehen verantwortlich. Brauer V. 759. 


**) Zrefurt 464. 8. 530. 3). 


807, 
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1. Der gefesliche Erbe, welcher unbedingt antritt, ift kraft 
Geſetzes Verwalter der Erbſchaft; er kann nicht, - gleid einem 
Dorfi chtserben, aenöthigt werden, auf Begehren betheiligter Deitter 
re den Werth der Fahrniffe Sicherheit zu Ieiften. Angers. 

S. 18..2. 160. L. 50. 328. 

2. Der Vorſichtserbe, wie bedeutend er auch mit liegen⸗ 
ſchaftlichem — —— angeſeſſen ſeyn ſollte, iſt dennoch, dem 
Art. 807. gemaͤß, Sicherheit zu leiſten ſchuldig. — In dieſer 
Beziehung kann roͤmiſche — —* keine Anleitung mehr 
geben. Paris. 8. 12. 2. 445. L. 32. 586. 

3. Die Faheniß, für welche F Vorſichtserbe, auf Ver⸗ 
langen der ———— Sicherheit zu leiſten gehalten iſt, 
begreift auch alle Klagen und Verbindlichkeiten unter ſich, die 
ſich auf einbringliche Gegenſtaͤnde ee, welchen Urfprungs 
I tere aud) feyn mögen. Bordeaur. 2. 318. D. 26. 2. 


4. Im Falle der Unzulänglichkeit der, vom TER 
auf Verlangen eines Gläubiger oder Vermaͤchtnißnehmers, ges 
Leifteten Sicyerheit kann dem Erben die Verftärfung des Betra— 
ges ber Sicherheitsleiftung verftattet werden. Der Vermaͤchtniß⸗ 
nehmer ift nicht befugt, Einwendungen gegen den Gehalt der 
auf fein Begehren geleifteten Sicherheit zu erheben, fobald fein 
eigenes Vermaͤchtniß ficher ._ ift; folglich ann er nicht 
darüber klagen, daß die Ergänzung der Sicherheit nicht in Kie- 
genfhaften gegeben worden , ‚fondern nur vermittelit der von 
einem Gläubiger übernommenen Zufage, das — * 
— Forderung nn zu laſſen. Paris, S. 20. 2 

D. 19. 2. 49. L. 57. 229. 

5: Der Vorſichtserbe kann durch Sicherheitsleiftung fid) 
von der Hinterlegung frei machen. Er darf übrigens nur eine 


dingliche Sicherheit mit feinen eigenthuͤmlichen Gütern ftellen. 


Air. S. 31. 2. 132. * 
- f Art. 2018. 2019. 2040. 
Inſtructiv⸗V. über Errichtun * — ngök 
a Spergegungttage. | 
2 u. 2. Ein ae — einen Pfand: 
eintrag auf die Liegenfchaften des Erblafferd nimmt, erwirbt 
daburc Fein Vorzugsrecht gegen bie andern Vermaͤchtnißnehmer, 
welche Feinen Pfandeintrag genommen: haben, zumal wenn die 
Erbſchaft mit der WVorficht des —— — angetreten wor⸗ 
den iſt. Paris. S. 6. 2. 267. L. 17. 440. 





*) Trefurt 464. $. 530. 2). — Sicherheitsleiſtung des Borſichts⸗ 
erben. Brauer VI. 296. 
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> 3 Der Vorſichtserbe, welcher gegen die Vorſchrift des 808. 
Art. 808. die Erbſchaftsglaͤubiger willkuͤhrlich bezahlt, obwohl 
andere Glaͤubiger dagegen Einſprache erheben, witd dadurch nicht 
gerade der Rechtswohlthat des Erbverzeichniſſes verluſtig; er iſt 
bloß perſoͤnlich gehalten, die Glaͤubiger zu entſchaͤdigen, welche 
nicht in der geſetzlichen Dehnung, und nad dem Verhältniß ihrer. 
—— befriedigt wurden. GC. H. Vw. Riom. S. 21. 1. 

1. 305. L. 64. 45. 

1. Die ohne Gefährde und vor irgend einer Einfprache 909. 
vom Vorfihtserben an einen Erbfhaftsgläubiger geleiftete Zah: 
ng: ift rechts» und endgültig, auch unmiderruflih. Caſſ. Paris. 

S. 32. 1. 309. 
+ (d : Ein Borfichtserbe kann ſogleich nach feiner Antretung, 
unb ohne den Ablauf der drei Monate und vierzig Tage abzus 
warten, bie ihm, um ein Erbverzeichniß zu errichten, und fich 
zu bebenfen, verflattet find , die Gläubiger in dem Berhättniffe, 
wie fie fih anmelden, bezahlen: wenn anders Feine Einfprade 
hiergegen ihm behändigt worden ift; die foldhergeftalt gefchehene 
Er ift oo und — Orleans. R. G. 1833. 2. 

) b. —— welcher vor Erhebung einer Ein: 
ſprache vom Borfichtserben befriedigt worden, ift zu Eeiner Ein: 
werfung zu Gunften unbefriedigter Gläubiger gehalten, welche in 
ber Folge Einfpradhe erheben , felbft wenn diefe Einfprache,, vor 
Ricptigftellung der Rechnung des Erben und der Zahlung des 
Rechnungsreftes, gefhehen fenn follte. — Es kommt nicht darauf 
an , 0b. der beftiedigte Gläubiger mußte , daß noch andere 
Glaͤubiger vorhanden ſeyen; dieſer Umſtand gibt ſeinem Zahlungs· 
empfange den Charakter eines Betruges nicht. Ebend. *) 

f. Art 797. 799. | 810. 


bvierter Abschnitt. 


4 Vom ledbigen Erbe. 


Der Gläubiger einer Iedigen Erbſchaft hat nicht eine ſolche 811. 
Antretungsbefugniß , wie fie. der Gläubiger, eines Erben an der 
—— Schuldner angefallenen, Erbfchaft ausüben kann. Paris, 

.7. 2. 719. L. 18 182. *) 
f. Art. 784: 788. 795. 2258, t 
+: Nah _L. © 811. wird. nur dann ein Erbpfleger. ernannt, wenn 
eine Erbfchaft eine ledige ift, und fie ift nur dann ledig, wenn 
fein Erbe befannt ift, und Feiner erfcheint. Annalen H.-7- 


*) Zrefurt 464 $ 530. 1). 
**) Wann ift dag Erbe als ledig zu. betrachten ? Zachar. IV. 641f. 


813. 


814. 


815. 
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ntgegen te Unfiht: unter der Do ung, daß ein 
u ae a —*.. von zwei ——— dat gültige 
(ep. Ebend. 39. f. — Widerlegung. Ebend. 89. f. Beftätigended 

kenntniß des Oberhofgerichtd in diefem Sinne. N. Jahrb. 
II. 278 — 285. 

1. Im Falle gerichtlicher Veräußerung von Gütern, welche 
zu reiner ledigen Erbfchaft gehören, aber mit eingetragenen Un: 
terpfändern befchwert find, gebietet der Art. 813. die Einzahlung 
des Kaufpreifes zur Staatskaffe, nur nach vorgängiger Berichtis 
gung deffen, was den Unterpfandsgläubigern gebührt. Citcular 
des Großrichters S. 6. 2. 45. D. 4 L. 16. 197. 

. Der Regierungsbeamte, welcher die Veräußerung ber 
zu einer ledigen Erbſchaft gehörigen Gegenftände beforgt , und 
beren Erlös erhoben, hat denfelben zu hinterlegen , felbft wenn 
feine Einſprache gefhehen if. In Ermangelung der Hinter: 
legung kann er unter dem Titel von Entfhädigung verurtheilt 
werden, ben Glaͤubigern die Zinfen zu vergüten, welche die Hin» 
terlegung eingebracht haben würde. — Es ift nicht nothwendig, 
baß ber Regierungsbeamte in Verzug gefegt ſey; die Zinfen 
laufen Eraft Gefeges. C. H. Vw. Bourges. S. 27. 1. 83. 
D. 23. 1. 341. L. 79. 475. 

f. Art. 1139. 1153. 

f. Art. 793. ff. 

(1) Die Theilungsklage, die von einem ber Miterben gegen 
den Erben, welcher Inhaber der Erbfchaftsgüter ift, angeftellt 
wurde, unterbricht nicht die Verjährung zwifchen diefem und den 
übrigen beklagten Miterben, felbft wenn diefe erflären , daß fie 
ber Klage fih anfchließen: — zumal, wenn ber Inhaber der 
Erbfhaftsgäter, gegen welchen ein Verfäumungs:Erfenntniß erging, 
von dieſer Anfchliefung keine Nachricht erhalten konnte. C. H. 
Bw. Riom. J. 19. S. 1834. 1. 112. — f. Art. 2244. 


Sechstes Kapitel. 
Bon der Erbtheilung und Einwerfung. 


Erster Abschnitt. 


- Bon der Er. theilungsflage und ihrer Form. *) 


1. Die Erbfhaftsgläubiger haben Fein Recht, auf die Erb: 
theilung zu dringen, als wenn Betrug oder Nachlaͤßigkeit von 


- 





*) Bon dem Kläger und dem Beklagten bei der Erbtheilungss 
age. Zadar. IV, 621. — Es befteht kein Unterfähleb, mehr 
zwifchen Erb und Stüdtheilungsflagen (Familiae herciscun- 
dae et communi dividundo). Brauer V. 730. 
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Seiten des Miterben, — * —— eingeleitet hat, 816. 
begangen wurde. Paris. 8. 7. 2. 1084. L. W. 217. 

2. Wenn die Erben einem Dritten den Genuß der Erb: 
fhaft bewilligt haben, fo ift diefer Umftand allein Fein Hinder⸗ 
niß der nachmals von ihnen begehrten Erbtheilung. Paris. S 
7. 2. 892. L. 11. 205. 

3. Auch wenn ein Theil des Erbihaftsvermögens nicht 
gleichbald fluͤſſig gemacht werden kann, fo ann man dennod 
auf die Erbtheilung des übrigen Vermögens dringen. — Und in 
biefem Falle ift der Empfang der Miterben eben fo einzumerfen, 
als wenn es von der Zheilung der — ſich handelte. — 
Bordeaur S. 27. 2. 241. — f. Art. 843. 

. Der Art 815. nad) — niemand gezwungen iſt, 
in Gemeinſchaft zu bleiben, iſt auf den Fall nicht anwendbar, 
wo ihrer mehrere ein Grunbſtack in Gemeinſchaft gekauft haben, 
nicht um daſſelbe ſelbſt zu genießen, ſondern um deſſen aus— 
ſchließlichen Genuß einem Dritten zu uͤbertragen. In dieſem 
Falle ſind die Theilhaber der Gemeinſchaft nicht ermaͤchtigt, auf 
Verſteigerung oder Theilung der ungetheilten Sache zu dringen, 
ſo lange der ausſchließliche Genuß des Dritten waͤhrt oder waͤh⸗ 
ven kann. Coſmar. S. 14. 2. 7. 

5. Die Uebereinkunft, vermittelſt deren die Eigenthuͤmer 
einer ungetheilten Niederlaſſung bdirfelbe einer Geſellſchaft uͤber⸗ 
laſſen, und ſich die Befugniß unterſagen, waͤhrend einer gewiſſen 
Zeit auf Theilung oder Verſteigerung zu dringen, muß in ſo 
lange Wirkung haben, als der feſtgeſetzte Zeitpunkt nicht ein— 
getreten iſt. Hier iſt die Beſtimmung des Art. 815., daß die 
Uebereinkunft, wodurch Verſchiebung der Theilung bedungen 
wird, nur auf fünf Fahre verbindlich fey, nit anmendbar. 

Div. Paris, S. W. 1. 413. D. 23. 1. 354. 

6. Wenn die Erbtheilungsklage Güter zum Gegenftande 
bat, welche einer Nusnießung aus techfelfeitiger Schenkung, 
mit der Befugniß für den Nutznießer unterworfen find, nach 
Sutbefinden Gebäude abzubrehen, Waldungen und Bäume zu 
fällen, fo kann jene Klage, auf Weigerung ber übrigen Miterben, 
jest fehon zur Theilung zu ſchreiten, bis zur Erlöfhung der 
Nugnießung verfhoben werden. Hier ift Ausnahme von ber 
Regel über die allgemeine Befugniß, aus der Gemeinfhaft aus: 
zutreten. Paris. S. 14. 2. 292. L. 39 30. 

7. Die Regel, daß niemand gezwungen werden kann, in 
Gemeinfhaft zu bleiben, erleidet jedenfalls eine Ausnahme, 
wenn zwiſchen zwei Hauptbefigungen eine zur Benusung 
berfelben fo unentbehrlihe Nebenſache oder Zugehör befteht, 
daß, ohne den gemeinfhaftlihen Beſitz oder Genuß dieſer 
Zugehör, die Nugbarkeit der Hauptbefigungen aufgehoben, 
oder merflih vermindert würde. In diefem Falle flchen 
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815, die Eigenthuͤmer nicht fowohl im Verhaͤltniſſe der: ungetheilten 
Semeinfchaft, als der wechfelfeitigen Dienftbarkeit. ©. — 
Poitiers. 8. 24. 1. 239. D. 21. 1. 490. L. 68. 417. — 
Bordeaux. R. G. 1836. 2. 200. 

8.. Der Art. 815. ift auf die ungerheilte Gemeinfchaft des 
Meidrechtes eben fo anwendbar, wie auf Gemeinfchaft des Eigen: 
tbums. — Die Uebereinkunft, ein gemeinfchaftlihes MWeidrecht 
zu beftellen,, ift nicht fowohl die Beſtellung einer gegenfeitigen 
Dienftbarkeit, als eines Verhältniffes ungetheilten Eigenthums 
im Sinne bes Gefeges. C. H. Vw. Orleans. S. 19. 1. 229. 
D. 17. 1. 35. L. 54. 307. 

9. Die Erbſchaftsklage kann nur gegen Miterben ober 
Erwerber von Erbrehten angeftellt werden. — Ihre Anftellung 
gegen einen Dritten, welcher unter befonderem Rechtstitel Erb— 
fhaftsgüter erworben bat, iſt Ds ftatthaft. C. H. Vw. Paris, 
S. 26. 1. 419. D. 24. 1. 45. L. 75. 502. Ä . 

f. Art. 137. 840. ia, 1476. 1872. 

(10) Die dem Vermaͤchtniß eines unabgetheilten Antheils 
von Liegenfchaften , die einem Dritten in Nugnießung gegeben 
find , beigefügte Bedingung, diefem Dritten gegenüber Feine 
Theilung zu begehren, fo fange feine Nugniefung währt, iſt 
gültig, und für den Bermächtnißnehmer verbindlich : wenig: 
ftens für fünf Jahre, die Zeit, während welcher das Gefeb die 
Verſchiebung der Erbtheilung erlaubt. Wenn folglich der Ver⸗ 
maͤchtnißnehmer vor dieſer Zeit auf Erbtheilung anträgt, fo kann 
er, wenn das Zeftament in diefer Beziehung vielleicht ein ſolches 
Strafgedinge enthaͤlt, ſeines Vermaͤchtniſſes wegen Nichterfuͤllung 
der vom Teſtirer ihm auferlegten Bedingung verluſtig erklaͤrt 
— C. H. Vw. Paris. R. G. 1836. 1. 83. — f. Art. 

(11) Ein Zeftamentsgedinge, weldyes dem Bermächtniß: 
nehmer unterfagt, vor einem beftimmten Zeitverlaufe die vermach⸗ 
ten Güter zu verkaufen oder zu verpfänden, ift, als dem Gefege 
zumider, als nicht gefchrieben zu betrachten: allein es zieht die 
—2 — des Teſtamentes nicht nach ſich. Paris R. G. 1836. 


f. Art, 900. 
815 a. %%) 
1. Auf Erbtheilung kann angetragen werben, felbft wenn 
unter den Erben: eine Uebereinfunft über die Benugungsart des 
ungetheilten Gegenftandes beftünde, und dieſe verabredete Be— 
nugung länger als dreißig Jahre gedauert hätte, — Ein Bere 


ſ. auch 2. ‚ 377 DE 
8* Trefurt Per $.5 
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glei über die Benugungsart ift niemals einer Theilung des 816, 
Eigenthums gleich zu ftellen. Gaff. Poitiers. S, 13. 1. 316, 
D. 11. 1. 205. L. 36. 488. — Rennes. S. 15. 2. 102. 
— 2.. Die Theilungsklage unter Miteigenthümern eines 
Grundftüdes, welches von denfelben unausgefegt ungetheilt be: 
nugt worden, ift der Verjährung nicht unterworfen. Diefe Re: 
gel ift aud auf „den Fall anwendbar, mo die Partei, melde 
Einſprache, gegen} die Theilung erhebt, eine Urkunde vorlegen 
ſollte, nach welcher fie behauptete, das Recht zu haben, in un 
getheilter Gemeinfchaft zu bleiben. G. H. Vw. Nismes. S. 27. 
1. 471. D. 25. 1. 236. L. 79. 498. 
73. Der Art. 816. ift auf Erbſchaften anwendbar, welche 
vor dem Code angefallen find (beim Stillfehweigen der alten 
Gefege und der Uneinigkeit der Schriftfteller). Limoges. S. 15. 
2. 122. L. 38. 119. — f. rt. 888. 2219. 2228, | 
(4) In Irmangelung einer Zheilungsurfunde Fann das 
Gericht erklären, daß die Theilung ftatt gefunden habe, wenn 
in dieſer Hinſicht der Anfang eines fehriftlichen Beweiſes vor: 
handen ift, und wenn überdies die Theilungskiage gefährdevoller 
Art zu ſeyn fheint. — Zum wenigften ift, in dieſer doppelten 
Beziehung, die Anficht des Gerichtes der Gaffation nicht ausge: 
fegt. €. H. Vw. non. R. G. 1836. 1. 946. *) 
f. Art. 818. 1347. - \ 
f. Art. 120 ff. 137. 465. 838. **) 817. 
1. Der Ehemann bat allein das Recht, die Theilung der 818. 
ehefteuerlichen Güter zu verlangen , welche von feiner Frau her: 
rühren ; mithin ift die Frau nicht befugt, in einer Inftanz gegen 
bite Theilung zu interveniren. Air. S. 11. 2,468. D. 8. 
. 79 | | 


2. Der Mann, weldher ohne Mitwirkung feiner Frau eine 
Klage auf Theilung ihr zugehöriger Liegenfhaften angeſtellt hat, 
kann feine Klage nit dahin berichtigen , daß er ſich auf das 
Begehren einer fürforglichen Theilung befhränke. Die Einwen: 
dung der Unitatthaftigkeit Tann in der Appellations= wie in 
der erften Inftanz gegen ihn vorgebracht werden. Brüffel. S. 6. 
2, 58. D. A. 2. 64. —J 

3. Eine vom Ehemanne, ‚ohne Mitwirkung feiner Frau, 
bezüglich auf bie Liegenfhaften der Letztern angeftellte Klage, 
iſt nicht mit unbedingter Nichtigkeit behaftet : die Nichtigkeit 
derfelben bezieht fih nur auf das ntereffe der Frau; Niemand 


*) Wann und wie Tann die Klage auf Erbtheilung angeftellt wer: 


| den? Zadar. IV. 622, | | , 
**) An die Stelle bes Familienraths tritt die ordentliche Obrigkeit. 


Trefurt 465. 8. 533, 1). 
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818. kann daruͤber ſich befehweren, wenn fie es nicht thut, wenn fie 


819. 


im .... ihre Genehmigung gibt. Bruͤſſel. S. 13. 2, 
51. 

4. Daraus, daß die Miterben einer Ehefrau auf die end» 
gültige Theilung einer ihnen angefallenen Erbſchaft nicht klagen 
Eönnen, als indem fie Mann und Frau mit einander belangen, 
folgt nicht, daß die Frau nicht allein, und ohne Mitwirkung 
ihres Mannes die Zheilungsklage anftellen koͤnne, — F— zu 
theilenden Güter nicht eheſteuerlich ſinde Toulouſe. S. 

318. L. 25. 88. 

f. Art. 215. 1421. 1428. 1530. 1549. 

1. Wenn eine zwifchen drei Brüdern vorgenommene Erb: 
vertheilung ſich als ungefeglih ergibt, weil einer der Miterben in 
feinem eigenen Namen die Rechte zweier bei der Theilung nicht 
gegenwärtigen Schweftern an fih gezogen hat, fo haben bie 
beiden Schweftern das Recht, die Theilung mit den drei andern 
Miterben neu errichten zu laffen. Es genügt nicht, die Theilung 
des dem Bruder, welcher zu viel empfangen hat, zugefallenen 
Antheils zu erneuern. Caſſ. Riom. S. 9. 1. 403. D. 7.1. 
300. L. 25. 513. 

2. Wenn eine, zwifchen dem Vermaͤchtnißnehmer von drei 
Viertel und den blutsverwandten Erben, vorgenommene Zheilung 
fih dadurch als ungefeglicy ‚ergibt, daß einer der Erben nicht 
beigerufen wurde, fo muß die Zheilung, ſelbſt mit dem Ver: 
maͤchtnißnehmer, erneuert werden — Es genügt nicht an ber 
Erneuerung ber Zheilung > den nn Erben ange: 
on Erbtheiles. Air. S. 13. 2. 325. D. 4. 2, 234. L. 19. 

139, — f. A Art. 838. Nr. 1. 1325. 

3. Die Urkunde, worin ein Miterbe erklärt, für fein Erb: 
1008 vermittelft einer gemiffen Summe ausgemiefen zu feyn, 
darf nicht als eine Theilung betrachtet werden, wenn nicht die 
wefentlichen Foͤrmlichkeiten einer Theilung —— find. 
Gaff. Eivray. S. 17. 1. 223. D. 15. 1. 315. L. 48. 396. 

f. Art. 113. 136. 827. 838. 1031. 

(4) Auch unter Großjährigen ift Feine andere Theilung, 
als eine ſchriftlich abgefaßte, wirkſam und endguͤltig; ein Zeu— 
genbeweis uͤber eine muͤndlich zu — — Theilung 

9 


iſt — Ser 9% Baſtia. R. G. 1833. 2. 471. 
ſ. 


*9) a ri €. D. 8. 17. Samml. I. 1102. — P. O. 


2) Bel. ber ie Nothwendigkeit der Siegelanlegung bei Sterb⸗ 
faͤllen, und die hierzu competenten ira 8. Reg. 
U. 4. 3. 1838, Nr. 10. (D. 3. Nr. 6. 


*) Bon ben verfchiebenen Arten, wie a — getheilt werden 
tann, im Allgemeinen. Badar, IV. 623, 
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- 3) Zwei Zeugen. find beizuziehen, Inſtr. R. 3, 1837. LI. $..2. 
+ 4) Seierlibe Vergelübdung, zum Zwed einer Offenbarung, muß 

7 wenn geſetzmaͤßig obfignirt, oder doch von den hinter: 
gi Samiliengliedern darum nachgefucht worden ift. Hohnh. 


5) Manifeftationdeid findet auch da ftatt, wo die WBerfiegelung 

zwar —5* aber durch SS Terug der Siegel ungeſchehen 

gemacht ift. Hierzu wird jedoch ein fpecieller Verdacht einer 
dolofen oder *— pe gegen. gewiſſe Perfonen er 
fordert. Hohnh. II. 9. f. 

6) Die Formel des Ofenbarungtee eided nad der E. D, mar feine 
andere, ald die nad) $. 649 - D. Annalen 1. 194. 19%. 

7) Die Entfremdungsklage (ob ex —— hereditatem) kann 
angeſtellt werden, ohne dem Se Bann —* ene⸗e Siegel⸗ 
verlegung Schuld zu geben. 

8) In welchen Fällen ift bei Derieffenkbaften. ein Öffentliches Ver, 

eichniß und eine gerichtliche a et Abhdl. 


Annalen IV, 21. 170. * — f. ns Nr. 1. 

f. Art. 877. | 820. 
* Zwei Zeugen find beizuziehen. R. ®. 1837. LI. $. 2. 821. 

f. Art. 770. 784. 793. *®) 822. 


* N) Gerichtsſtand in Verlaſſenſchafts- und Erbvertheilungsfachen. 


+2 Öermögentaibitung lt nur unter den Bertragdperfonen, 
ihren Erben und — Hohnh. VI. 26. f. 30. f. 33. 
3) Gerichtsſtand des liegenden Erbed n nicht vorhanden, a ed 

ch von außer Landes übernommenen DVerbindlichfeiten handelt, 

wegen melder der grhlafer im Lande Recht zu nehmen nicht 

gehalten war. N. Tahrb. II. 462. ff. vgl. Annalen II. 101. 

Wenn auf einen Zheilungsantrag Anftände ſich erheben, 823. 
welche das eigentlihe Recht der Parteien twefentlich berühren, 
wie 3. B. bezüglih) auf die von den Miterben zu macenden 
Einwerfungen, oder die Minderung übermäßiger Verfügungen, 
fo kann die Sache nicht weiter fummarifh, dem Art. 823. ge: 
mäß, verhandelt werden, fondern es treten die Formen des or: 
—— Prozeſſes ein. Caſſ. Agen. S. 30. 1. 247. 

1. Die Sacverftändigen, melde zur Abfıhägung und 824. 
Zheilung einer gemeinfchaftlihen Liegenfhaft ernannt werden, 
müffen vom Gerichte den Auftrag erhalten, vorher zu prüfen 
und zu entfheiden , ob bie Liegenfchaft füglich —— werden 
kann, — ſie von Natur theilbar wäre. Paris. 8. 8. 2. 


130. L 
2. Bei der. Theilung von Liegenfhaften einer Erbſchaft 
unter Großjährigen, und wenn bie Rechte der Intereffenten 





*) Zrefurt 410. $. 490. | 
*r) zn * Erbtheilung, die im Wege Rechtens geſchieht. Zachar. 
624. 


824. 


826. 
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nicht richtig geftelle find, kann der Richter nicht mit dem Ber 


fehle, dag zur Bildung der Gefamtmaffe geſchritten werden 


fölle, zugleidy anordnen, daß dur die naͤmlichen Sachverſtaͤn⸗ 


digen aud bie Borausbejüge und bie Zufammenfegung ber 
Looſe .beforgt werden follen. Montpellier. L. 34. 158. 


f. Arts 840. 872. 


Die Abſchaͤtzung muß durch vor Her et e ahlte S 
4. — tar rn ut J a acnad " 


1. Die Miterben, welchen ein — von einem 


Miterben gebuͤhrt, der die ganze Verlaſſenſchaft genoſſen, haben 
nicht bloß eine perſoͤnliche Klage gegen ihren Miterben, ſondern 


auch ein dingliches Recht an den Erbſchaftsguͤtern. Sie koͤnnen 


die Erbſchaftsduͤter bis zum betreffenden Antheile, vorzugsweiſe 


vor den — Glaͤubigern ihres Miterben fordern. Toulouſe. 
8. 24. 2. 68. D. 22. 2. 80. — Toulouſe. 8. 24 2.70. — 


Agen. 8. 24. 2. 71. D. 22. 2. 82. L. 69. 295.’ — Zouloufe. 
ee a a a 


827. , 


ra . 2. 71.1 8. 

2. Sm entgegen gefeßten — entſchieden. Grenoble. 8. 
27. 2. 117, D. 25. 2. 67. L. 80. 463. — onwenier 8. 
m. 2 29: 

- fe Art. 928. 1075: — rt. 830. 832. 

+1) Ein Ortsherkommen fann an der gefeplichen Beſtimmung, daß 
jeder Miterbe feinen Antheil an liegender Habe im Stuͤck ver: 
langen koͤnne, nichts ändern, fo lange nicht das Vortheilsrecht 
ald Ausnahme da. eintrite, * Dr Liegenſchaft im gefeglihen 
Sinn untheilbar it. Hohnh. 
*, DR. 8. über die Anwendung des $. ©. 826. Annalen 1. 131., 

. Wenn eihe ‚Zheilung, im Stüd nur vermittelft Be- 
jahlung einer beträchtlichen Ausgleihungsfumme geſchehen kann, 
fo, werden die Liegenfhaften nicht als füglich theilbar im Sinne 
des Art. 824. und 827. betrachtets e8 muß folglich zur Verfteis 
gerung gefchritten werden, und kann feine Zheilung im Stuͤck 
fart finden. Bordeaur. S. 31. 2. 186 
2% Die Verfteigerung wird nicht dadurch alfein nothwendig, 
daß die Theilung nicht — Aufgeld und Dienſtbarkeit geſchehen 
kann, Lyon. 8 2, 

3. Wenn die ns einer Erbfchaft nicht, fügke 
getheilt werden können, fo muß bie Verfteigerung, ‚wenn fie be: 
gehrt wird, nothwendig angeordnet werden ; es wird. hierin 
nicht8 dem richterlichen Ermeffen überlaffen, Caſſ. Niemes. 8. 


-26. 1. 414. D. 24. 1. 279. L. 76. 14. * 


f. Art. 460. 575. 819. 1686. 2109. 


*) Trefurt 86, $. 126. — — auf natürlich, untheil⸗ 
bare ae Brauer V. 574. f. 
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4 1), Können: die in einem elterlichen 539 auf den Pflichttheil 827. 

geſetzten Kinder angehalten werden, efallen zu laſſen, da 
einem ‚oder mehreren der beglnfti Inder eide tıegenjche 
unter dem wahren Wertbe, oder au nur um */ zu nieder, 
kraft 8. ©. er sugerpeilt werde? Derneint Annalen I. 
292. NR. Gahrb. I. ar A watt rt Nr. 7,8 


14) 


2 Geſetz über den Vorzug am untheilbaren tiegenfbafslichen, er. 
HN ar er, Vortalgerehtgen genannt, MR. 


TE a — — für mb € Sipgerechtigkeit btr. R, 
s amım 
4) Die Beltätigung ($. 6. des ea) haben * PERS 
— zu ertheilen. Juſtiz m. R. 
amml 
5) Dem Wucher mit geſchloſſenen Hofguͤtern zu ſteuern ſoll eine 
00 Theilung derſelben mur ſtatt finden, wenn; Die K.Regierung 
die Verbältniffe geprüft, und Die &heilung oberpolizeili enge 
ordnet. bat, Min, d. Inn. M.AB. 1837. N. 94. v 
46. DAB.NR. 75. WAB. NR. %.(8.B.N. 2) yal 
Annalen IV. 57. 


g 6). Wie weit die. VBortbeildgerechtigkeit fich auf ein Contiguum von 
2 HR, und ROH RE Ol auf die Zugehörden eines Gebäudes 
erſtreckt. Hohn 
4m re Ra ——— Grundſtuͤckes finder nicht ſtatt, 
— ein Erbe einen fpeciellen Rechtstitel darauf Hat. N. 
8) D urch —2 auf den an. wird hin — ng. 
keit Lu ſchloſſen. N 203. vol. Annalen I. 289. # 
9 Sb die Hofglter auf un — theilbar fenen, oder 827 d. 
nicht, if eontrovers.  Hohnd. TI. 294 
Ar ***) 827 e. 
* 10) In 2. 3, 827e muß ed flatt Schuldnern beißen: Gldubi. 

‚gern. Min, d. Inn. R. 3. 1820. XIX. Samml. 1.1976, - 

1. Die Gerichte können die Zheilung einer Erbſchaft an 828 
Sahverftändige verweifen, - obwohl der Art, 828. von einem 
Motär ſpricht. — Diefe Beftimmung .ift nicht gebietend, ** 
in jener Beziehung nur erlaubend. C. H. Bw. Riom. 8. 8. 

1. 333. D. 6. 1: 208. L. 21. 113. 





E7 zeefurt 468.:8,:586.-1). 


*) ueber die Theilbarkeit der Gebäude in Städten und auf dem | 

Lande, Rettig 6. 846. 

***) Lehre von ber Vortheilgerechtigkeit, Trefurt 467 — 472. — 
‚Ueber die Vererbung der Bauernpöfe, und die Vortheilgerech⸗ 
tigkeit hierbei, ‚in ben fünf obern sreifen des @r. — 
Brauer u. Bad. S. 2800 — 318. 

er). Vortheilgerechtigkeit. Brauer. V. 729. 


31 


828 


829 


830, 
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2 DIE Gerichte, bei welchen ein Antrag Huf Erbtheilung 


J 


grriidten, Groß: und, Minderjährigen. angebracht wird, muͤſſen 
ie Betheiligten, für ‚ale zur. Theilung gehötigen., Verrichtungen 
an ‚einen. Motär, verweilen ; ſie koͤnnen dieſe Verrichtungen nicht 
theilen,. und die- Xheilung der Liegenſchaften einem. Gerichts: 
Commiſſaͤr, jene der Fahrniffe dagegen einem Notär übertragen. 


“Paris. S. 11. 2, 442. D. 10. 2. 89. L. 31. 01. — f. Art. 


* GMNachdem die Parteien vor einen vom Gericht ernann ⸗ 
ten Notaͤr verwieſen worden ſind, um zur Auseinanderſetzung 
einer: Erbſchaft, auf / deren Theilung angetragen worden, zu 
chreiten, fo kann dieſes Geſchaͤft vom Notaͤr allein, Ohne fortwaͤhrende 
ea beſorgt werden; das den Parteien 
auferlegte Verfahren vor dem Notaͤr beſteht bloß in der 
Vorlegung ‚der moͤthigen Aktenſtuͤcke und Urkunden, mm. die 
Auseinanderfegung zu bewirken; — mit dem Vorbehalte, dem⸗ 
naͤchſt das gefertigte Gefhäft in einem vom Notär abzuhaltenden 
Protokolle, nach ihrem. Gutbefinden. zu bemängeln. Amiens. 
R. G. 1833. 2. 476. — f. rt.” 976. — ent 


....4: ‚Die Einwerfung, melde ein Erbe ſchuldig ift, der zu 


gleicher, Zeit ein Vorvermaͤchtniß zu beziehen hat, kann nicht ver« 
mittelft Aufrehnung der einzumerfenden - Betraͤge auf das 
Bermäshenif:gelsrnhen. Caſſ. Bordeaur...S. 10. 1. W7. L. 


. Art. 843. 844. 858. 924. = — 

Ein Zahlungsunvermoͤgender, welchet in Gemeinſchaft 
mit andern Erben zur Theilung einer Erbſchaft berufen iſt, 
muß die Summen, die er dem Erblaſſer ſchuldet, durch. Zuruͤck⸗ 

- ftehen einwerfen: — obgleich die Forderung beim Gantverfahren 

nicht angemeldet worden, und ſonach der Gläubiger das Recht 

verwirkt hatte, bei der Vertheilung mit einzutreten. . Paris. R. 

G. 1833. 2. 514. ; | 
«.f. Art. 858. 868. 


831. (1) ‚Die. Bildung der Erbſchaftslooſe muß ſobald geſchehen, 


als die Maſſe vermittelſt der gegenſeitigen Einwerfungen der 
Miterben gebildet iſt, ohne daß! es nothwendig waͤre, die Richtig« 
ſtellung der Rechnungen abzuwarten, die ſie aus Urſachen ſpaͤte— 
ven Urſprunges, als die Eröffnung der Erbſchaft, einander adzu⸗ 
legen hätten. Rennes. J. 19. S. 1835. 2. 314. 


32%, 1 Die Eltern Eönnen, indem fie einem -ihrer- Kinder ein 


Voraus beftimmen, die Güter bezeichnen, aus welchen, ihrer Ab⸗ 
ſicht nach, das Voraus beftehen fol, auch Eönnen fie feftfegen, 
daß. ſolches durchaus in. Liegenfhaften.zu ‚geben ſey. In folhem 
Falle iſt es in das. richterliche Ermeſſen geſtellt, fowohl um 
die Zerjtüdelung der Liegenfchaften zu vermeiden, -"al® um andes 
ver Vortheile willen, amzuordnen daß es auch mit einem 


it 


Bon der Erbtheilung: und Einwerfung: 483 


Boraus zu Gunften eines: andern Kindes fo: gehalten werben 832, 
folle, obwohl das: Teſtament das nämliche: Gedinge nicht enthält. 
Borbeaur. S. 30. 2.:220. 

(2), Die Unguͤltigkeit einer Theilung, als zelge ungleicher 
VBathalun der Guͤter gleicher Art in den verſchiedenen Looſen, 
barfıvon dem Mittheilnehmer, deſſen Loos in: ‚gehöriger — 
— nicht angerufen werden, Grenoble. J 49.8 4835. 


Die Miterben, welche an einen andeen Miterben eine Auf: 833. 
geldefumme zu fordern haben, koͤnnen nicht, in Ermangelung 
der Zahlung, die Aufhebung der: Theilung "begehren, und bie, - 
dem mit feiner Schuldigkeit ruͤckhaftenden Erben, jugetheilten 
Liegenifchaften an fich ziehen. — "Das Aufgeld Tann — . 
ein Kaufpreis: betrachtet toerden. Mes: S. 21. 2. 338. D 
261. — f. Art. 1681. 

4 Der Vortheil der Betheiligten, bezůͤglich auf zufammen: 834. 
hangende Liegenſchaften, welche fie befigen, und der Umſtand, 
daß der zu vertheilende Gegenſtand ihnen zu ungleichen Theilen 

hört’, tönnen Beine Hinderniffe: für die Anwendung des 
Art! 834. ——— der Seftfecung der ch und beten Ziehung 
äbgeben. Paris. S . L,22.1 

2. Die Regel, * en — unter — ge⸗ 
zogen werden ſollen, leidet eine Ausnahme unter Großjaͤhrigen, 
wenn fie darein eingewilligt haben , daß die Feftfegung und Zu— 
weiſung der Looſe nad) gewiſſen gegenfeirigen en 
erheben ſolle. C. H. Vw. Nismes . 27. 1. 471. D 26. 
1. 236. L. 79. 498: 

3. Die" für die Form und Weiſe der Theilungen unter 
Miterben feftgefegten Regeln, namentlich die Vorſchriften ber 
Art. 831. und 834. ſind gebietend und nicht erlaubend; ſie 
koͤnnen von den Gerichten nicht modificirt werden. Caſſ. Niss 
mes. S. 26. 1. 414. 

. Wenn einer der Miterben auf einen Grund und Bo- 
den der Erbſchaft gebaut hat, fo ermächtigt diefer Umftand den 
Richter der Hauptfache hinlänglich zu der Entfcheidung, daß der 
Boden, auf welhem die Anlagen errichtet worden, im Loofe 
deſſen, der ben Bau veranftaltet hat, bleiben ſolle. Die Regel, 
aediticium solo cedit, ift nicht in ihter ganzen Strenge auf 
den Miteigenthümer anwendbar, welcher auf den gemeinfdafte 
lichen Boden gebaut hat. In diefem Falle ift die im Art. 834. 
vorgefhrtiebene Loosziehung nicht nothwendig; die Anwendung 
dieſes Artikels iſt dem Vorhandenſeyn einer vollkommenen 


_ ih 


M 34 Von von gum Radjafe 8 RE ‚Bashar. IV. _ 


eh 3d. 
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334: Gleichheit in den Antheilen, und dent Vortheile ber Theilungs⸗ 


837. 
838, 


839. 


Sntereffenten untergeordnet. €. H. Vw. Lyon. 5. 8. 1. 529, 
D. 6 1. 462. L. 23. 53. — f. Art. 555. 819. 

(5) Kann die allgemeine Regel des Art. 834. eine Aus 
nahme im Fall einer gerichtlichen Theilung erleiden, wo jene 
Verfahrungsmweife ald dem allgemeinen Intereffe ber: Miterben 
zuwider erfannt werden follte? — Kann in folhem Falle bie 
Zumweifung der Looſe durch das Gericht felbft geſchehen ? — 
Bejaht. Zouloufe. R. G. 1833. 2. 236. 


fi Are, 831. ff. j 
+ Erbfireitigkeiten find Eein rechtöpofizeilicher, fondern ein Zukig 

gegenftand. Hohnh. IV. 47. — 
4 Die Theilung, um regelmaͤßig zu ſeyn, muß zwiſchen 
allen Miterben gemacht werden, andernfall® müßte man fie von 
neuem beginnen, felbft wenn die theilenden Erben. im guten 
Glauben geweſen wären, und der nicht beigerufene von ber 
Theilung Kenntniß gehabt hätte, Air. D. 4. 2. 234. L. 19, 
4139, — f. Urt, 819, Ne, 1. u. 2. | | 
2. Unter mehreren minderjährigen Zheilungsintereffenten 
müffen nur diejenigen , welche entgegen geſetztes Sntereffe ‚gegen 
andere haben , mit befondern Vormuͤndern verfehen feyn. Aix. 
S. 15: 2. 203. | 

ſ. Art. 113. 465. 466, 819. 

(3) Eine ohne gerichtliche Foͤrmlichkeiten vorgenommene 
Theilung, obgleich einer ber Erben abweſend fepn follte, iſt nur 
färforglich hinſichtlich des. Abweſenden. — Die anwefenden 
Erben, welche dabei mitgewirkt haben, find nicht befugt, auf 
eine Nichtigkeit wegen Umgehung der vorgefehriebenen Foͤrmlich— 
keiten fich zu berufen. Bordeaur. J. 19, 8. 1835. 2. 192, 

» $ Urt. 840. ' 
f. Art. 459: ff. 465. ff 166. 5 , | 
* Perfteigerungen, welche der Amtörevifor leitet, bedürfen der 
Zuziehung von Zeugen nicht, Inſtr. R. B. 1837. LI. $. 5. 
Menn mit einem Minderjährigen nut.eine fürfotgliche 
Theilung im Sinne des Art. 840. vorgenommen wurde, fo 
kann diefer Minderjährige jederzeit eine endgültige Theilung 
begehren, ohne hierzu den Zeitpunkt feiner Großjaͤhrigkeit abwar⸗ 
ten, oder behaupten zu muͤſſen, daß er in Be der Fücforglichen 
Theilung verkürzt fey. Air S. 7.2. 1056.. D. 4. 2, 2333. 
L. 19. 199. ö Bi 

2, I Falle Fürforgliher Theilung mit einem Minder: 

jährigen Finnen deffen Miterben, nach Eintritt feiner Groß: 


- jährigkeit, und ohne den Umlauf der zehn Jahre abzuwarten, 


welche das Gefeg ihm zu Anftellung der Umſtoßungsklage ge: 
währt, ihn zur Erklärung nöthigen, ob er gefonnen fey, die 
Theilung zu genehmigen; in Cemangelung beffen koͤnnen bie 


.Miterben auf eine neue antragen. Limoges. S. 26. 2. 187. 
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8. Eine folhe Zheilyng ift nur fürforglih hinſichtlich der 840. 
Minderjäbrigen; hinſichtlich der Großjährigen ift fie enbahltig, 
Agen. 8, 25. 2.71. L.72. 163.—f. Art. 819. 883. 1314. 1338.) 
+2 Bin Erbtheilung ift ald vollendet anzufeben, wenn der Amtörenifor 

nventurgefchäft völlig beendigt, die Theilzettel auß gefertigt 
= inauögegeben bat, bie vorhandenen Siegen! aften = r von 

den Erben noch unvertheilt fortbefeffen werden. Hohnh. IV. 249 4. 

2) Erbtheilungen der Minderjährigen müffen , wenn fie die näm: 
liche Wirfung baben follen, mie a Bolljährigen, gerichtlich 

vorgenommen werden. Hohnd. I V. 250. 

3) Die Derpflihtung der Sachverft ndigen muß durch feierliden 
id geſchehen, wenn der zu ſchaͤtzende u enftand eine Mark 
ilber berfleigt. — In allen Sällen, wo die gefehlichen Regeln 

nicht beobachtet wurden, alfo auch in diefem alle, find fie 
nur fürforglich. Eben. 


4) Sie können nad erlangter Volljaͤhrigkeit, ohne den Beweis 
einer Verlegung, wieder umgeftoßen werden. Ebend. 261. 

5) Die lage ierauf fann beim —— — der Erbſchaft ange⸗ 
bracht werden. Ebend. 249. 

1. Wer auf bie — — Erben verzichtet, um 841. 
fi) bloß an eine Schenfung zu halten , ift beffen ungeachtet in 
dem Sinn erbbererhtigt, daß er die Erbrechte einiger Erben des 

blaffers erwerben kann, ohne daß die andern Miterben ihn 
nöthigen koͤnnten, ihnen diefe Rechte g u. Dergiitung des baflr 
aufgewendeten ** BREI, Riom. S. 40. 
230. D. 8. 1. 181, L. 27. 
2. Der Erbe, welcher = = Erbſchaft verzichtet hat, um 
fih an eine Schenkung zu halten, kann von der — des 
Lt. 841. zw. Gebrauch mehr machen. Bourges. 8. W. 2. 
78. D. 27. 2, 122. 
er 9 nen fo der Stuͤck⸗ Vermähtnif oder Geſchenk⸗ 
nehmer. Nicht aber (ex arg.) der allgemeine Geſchenke oder 
— C. H. Bw. Bourges. 8. 30. 1. 29. 
ſ. Art. 
4. Der Art. 841. iſt nicht auf den Ceſſionar unter be⸗ 
ſonderem Rechtstitel, ſondern nur auf den unter allgemeinem 
Rechtstitel anwendbar. Paris. S. 4 2 121. — Rouen. S. 6. 
2. 140. L. 14. 556. €. 9, Vw. Rouen. S. 8. 1, 523. D. 4. 
1. 553. L. 15. 548. 

9 Deßgleichen. Befangon. S. 13. 2. 362 

6. Wenigſtens findet gegen ein Uetheil, welches dies aus⸗ 
Det. £eine Coffation ſtatt. E. H. Vom. Douai. S. 8.41, 
322. D. 6. 1. 227. L. 21. 49. 

7. Die Erhlooſung kann ‚gegen den Ceſſionar des Geſchenk⸗ 
nehmers — nf ausgelbt werden. C. H. Bw 
küuttich. S. 6. 2. 943. D. 4. 1. 689. L, 17. 81. 


11m) Erbcheilung ohne Mitwirkung aller Erben. Brauer VI 38. 
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8. Die Erbloofung kann flatt finden, wenn die Geffton 
eines ungetheilten Antheils, aus gemwiffen beflimmiten Gegen⸗ 
ftänden beftehend , die Fe der Erbrechte des Gedenten 
umfaßt. ©. H. Vw. Lüttih. 8. 6. 2. 9453. D. 4 1. 689. 
L. 17. 81. 

9, Obwohl der Art. 84. welcher verſtattet, jeden Nicht⸗ 
Erbberechtigten, an den ein Miterbe ſein Erbrecht abgetreten hat, 
von der Theilung auszuſchließen, auf denjenigen nicht anwend⸗ 
bar iſt, welcher von einem Miterben beffen unabgetheilten An: 
theil an den erbfchaftlichen Liegenfchaften erwirbt, fo kann doch 
der Erwerber eines folhen Antheils auf die Theilung der von 
ihm erworbenen Liegenfhaften in fo lange nicht antragen, als 
nicht die Erbfhaft unter den Miterben abgetheilt worden iſt. 
Dijon. 8. 5. 2. 441. D. 4. 2. 205. 

10. Wenn Jemand einem Dritten ſeine ſaͤmtliche Fahrniß 
zu Eigenthum, und feine geſamte Liegenſchaft nutznießlich ver: 
macht hat, ſo daß die Rechte der geſetzlichen Erben ſich auf das 
bloße Eigenthum der Liegenſchaften beſchraͤnken, und nun einige 
Erben ihre ungetheilten Antheile an dieſem Eigenthum einem 
Dritten abtreten, ſo koͤnnen die andern Miterben gegen den 
Ceſſionar die — nach Beſtimmung des Art. 84. aus: 
üben. Gaff. Meg. S. 27. 1. 537. D. 25. 1. 492. 

11. Die Erbloofung kann nit von Seiten der Erben 
ausgehbt werden, welche zum bloßen Eigenthum der Liegenfchaf: 
ten berufen find, gegen den Anverwandten, welcher nur zur 
Fahrniß und zur Nutznießung der Kiegenfchaften berufen ift. 
— Diefer iſt erbberechtigt und Miterbe binfichtlid der andern, 
obwohl er einen Theil an jener Gattung der Güter hat, welche 
feinen nn no zugemiefen worden find. Angers. 

.21. 2. 306. D. 16. L. 60. 431. 


12. Der een der Nutznießung iſt erbbereihtig {m 
Sinne des Art. 841. und als folher der Ausübung des Erb: 
ee nicht unterworfen. Paris, S. 22. 2. 29. D. 20. 

2. 49. L. 61. 291. — C. 9. Vw. Caen. 8. 30. 1. 169. — 
Nismes, s. 30. 2. 186. 

ae entgegen geſetzten Sinn entſchieden. Dijon. 8. 29. 


13. Wenn eine Geffion von Erbrechten bie Eröftüce zweier 
verſchiedenen Erbſchaften in ſich begreift, uͤberdies in Maſſe und 
um einen gewiſſen Preis überhaupt, ohne beſondere Auseinanber- 
fegung gefhehen ift, fo kann der Miterbe des Cedenten, welcher 
der einen dieſer beiden Erbſchaften fremd iſt, die Erbloofung 
hinſichtlich der Erbſtuͤcke Ber Erbſchaft, — er ar ift, 
nn — Nismes 5.28. 2. %7. D..26. 2. 219. L 


14. Die Erbloofung kann ausgeübt werben, felbft wenn 


Boni der Erbtheilung und Einwerfung 487 


die Ceſſion andere Güter als die Erbrechte in ſich begreift, und 841. 
um einen und denſelben Preis geſchehen iſt. — In dieſem Fall 
iſt das Begehren einer Auseinanderſetzung ſtatthaft. Riom. 
8. 29. 2. 167. Caſſ. Nismes. 8. 30. 1. 165. 
15. Wenn eine Erbſchaft den beiden Linien angefallen iſt, 
fo koͤnnen die. Miterben der einen Linie die Erbloofung nicht 
gegen den Erben‘ der andern ausüben,. und ihm fo die Zulaffung 
e — in ihrer Line verweigern. Rouen. 8. 8. 2. 49. 
. 18. 366 


16. Eben fo, wenn die Erben ‚des nächften Grades einer 
Linie ihre Erbrechte den: Erben des ‚nachfolgenden Grades in ber 
naͤmlichen Linie abgetreten haben. In diefem Falle ift der Ver: 
teag nicht ſowohl eine Geflion, ‚als. ein Verzicht zu Gunften der 
Erben des nachfolgenden Grades: und folglih kommen diefe 
vielmehr als MEET OEL. denn als Geffionare zur Erbfchaft; 
Grenoble. 8. 25. 2. :63..D. 23.2. 77. L. 72. 176. 

17. ‚Die Erben der Frau und jene des Mannes, als zur 
Zheilung der: Gemeinfchaft berechtigt , find. feine Miterben im 
Sinne de Art. 841. Beide koͤnnen wechſelſeitig das Erbloo⸗ 
— nicht ausüben. Mes. 8. 21. 2. 505..D. 20.2. 18 
— 8.77. 2. 12. D. 25. 2. 17. | 

17 * Im naͤmlichen Sinne entſchieden. Bourges. S.32.2. 50 

18.Die Erblooſung kann gegen einen in Gemeinſchaft 
ſtehenden Ehegatten nicht ausgeuͤbt werden, dem einer der Mit: 
theilnehmer an. der —— Ba Pr abgetreten ‘) hat 
Paris. S. 22. 2. 29. D. W. 2. 19. 294 
.:. 18b. : Der co dem bie are des — 
Vermoͤgens feines verſtorbenen Gatten geſchenkt worden, iſt nicht 
erbberechtigt im Sinne des Art. 841. Die Erblooſung kann 
gegen - ausgeübt werden. Niom. S. 18. 2. 198. — . Bor: 
deaur. 8. 27. 2. 12. D. 25. 2. 17. 
.., 19: Der Vorſichtserbe kann, gleich bem unbedingten Erben, 
das. : Erbloofungsrecht ann C. H. Bw. Lüttih. 8. 6. 2. 
943; D. 4. 1. 689. L. 17. 81. — Bordeaur. 8. 32. 2. 473. 

20. er das Erdloofungsreit im Sinne des Att. 841. 
auszuüben, ift nicht erforderlich, Erbe in ber firengen Bedeutung 
des Wortes zu. fern. —Es genuͤgt, ein Necht aus einem beftimmten 
Antheil bes Erbſchaftsvermoͤgens zu haben, es genügt erbberechtigt zu 
feyn, — Folglich kann die Erblooſung von einem natürlichen Kinde in 
der, Verlaſſenſchaft ſeiner Mutter, und felbft von = Erben 
dieſes natirlihen Kindes ausgeuͤbt werden. C. H. Vw. Ries 
mes. 8. W. 1. 399. D. 24.1 i 6. 20 
. 21... Das auf den Pflichttheil gefegte — welches biefen 
Pflichttheil in Beſtandtheilen der Erbſchaft fordern. fann, ift 
Erbe, im Sinne des Art. 841. und kann folglich dag Erb: 
leoſungsrecht ausüben. ı Caſſ. Nismes. & 30 1. 4166. % 


341. 
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22: Die Erbloofung kann von einem Erbberechtigten, bee 


kein Pflichterbe ift, zu deſſen Nachtheile der Erbläffer tiber fein 


Vermögen verfüge hat, nicht ausgehbt werden , felbft wenn er 
ihm ein IE gegeben hätte, Nismes. 8. 28. 2. 
267. D. 26. 2. 219. L. 83. 110. 

23. Der Erbvertteter eines Miterben kann das Erbloo⸗ 
fungsrecht nicht aushben, wenn dieſer Miterbe das Vermaͤchtniß 
einer Nugung angenommen haben follte, welches ihm als ftell- 
vertretend für feine — gegeben wurde. Nismes. S. W. 2, 
267. D. W. 2. 218. L. 82. 100, 

24. Wenn ein Erbberechtigter , weicher die Rechte eines 
feiner Miterben erworben hat, vor der Theilung mit Hinter: 
laffung eines Erbnehmers ſtitbt, fo ift diefer Erbnehmer,, als 
einen Erbberechtigten vertretend, der Ausuͤbung des Erblooſungs⸗ 
rechtes . unterworfen, obwohl er rg} nicht erbberechtigt ft. 
Angers S. 21. 2. 306, D. 20. 2. 16. L. 60. 431. 

25. Wenn alle Miterben bei Berfteigerung erbfchaftlicher 
Guͤter ſich diefe haben zufchlagen Laffen, fo kann die Erbloofung 
wicht Hinfichtlich bes Verkaufes flatt finden, welcher nachmals, 
von einem oder mehreren: jenen Miterben, mit. den fo erſteigerten 
en. — werden wollte. Paris. S. 14. 2. 252. 

1 9 
26. Wenn der Antheil jedes Erben duch Endurtheil feſt⸗ 
gefegt worden, und bie Biehung der Loofe gefchehen ift, To if 
die Erbtheilung vollendet, in dem Sinne, daß, wenn ein- Pr 
feine Rechte verkauft, die Erbloofung nicht von den amdern 
en gegen den Geffionar ausgehbt werden kann. Hierbei kommt 
nicht in Betracht, daß unter den Miterben noch einige Abrechnungen 
zu berichtigen feyn Eönnten. Meg. S. 21. 2. 305. D. 20.2. 18: 

27. Das Erbloofungsveht kann bis zur Theilung, ober 
wenigftens bis zur Vollendung aller hierzu erforderlichen Vor— 
arbeiten ausgeuͤbt werden, felbft wenn der Gefjionar zu einigen 
vorbereitenden Maßregeln der Erben, 5. B. ber Richtig ſte llung 
der Eigenſchaften der Parteien, mitgewirkt, und in der Folge 
von den Rechtsanſpruͤchen der Erbſchaft Kenntniß genommen 
haͤtte. Bourges. 8. 30. 2. 146. 

28. Das Erblooſungsrecht kann in fo lange ausgehbt 
werben, als zwiſchen dem fremden Eeſſionar und ben Erben bie 
Theilung nicht vollender ift, d. h. fo fange die Mittheilnehmer 
noch nicht in Befig ihrer Loofe gefegt find. Die Klage auf 
Subrogation, welche in dieſem Falle jedem der Miterben zufteht, 
ift nicht theilbar im Verhaͤltaiß ihres Erbrechts; jeder Erbe kann 
die Subrogation allein und fürs Ganze begehrten, felbft dann, 
wenn die andern Miterben Über eine ähnliche Klage den Rechts— 
jus bereits eröffnet haben, ſogar vor. einem andern Gerichte, 

C. H. Vw. Limoges. S: A. 1. 92. D. 19. 1. 38. 1.60. 422. 
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29. Des Miterbe, welcher ſich bie Rechte eines Dritten BA. 
auf. die Erbfchaft abtreten laͤßt, iſt niche gehalten, feinen Mit 
erben an dem Bortheile der Gefjion Antheil r geben. Hierher 
ift der Art. 841. nicht anwendbar... Riom. S. 13. 2. 34 — 
Montpellier. S. 25. 2. 313 L. 721. 40. — r rt. 1701. 

30. Der Erbe, welcher fich in die Forderungen bes Rechts: 
übernehmers fubrogiren laͤßt, genießt die eventuellen Vortheile, 
welche fih in ber Zmwifchenzeit der Geffion und er 
ergeben Haben. C. H. Bw Lüttich. S. 6. 2. 943. D. 4.1. 
689. L. 17. 81. 


30 b. Die Erbioofung Hat ſelbſt in dem Falle ftatt, wo 
der Gefjionar, ftatt um Geld zu Eaufen, ein Grundftäd in Tauſch 
gibt, — Und in diefem Falle ift der Loofende nur verbunden, 
dem Geffionar ben Werth des vertaufchten Srundftüdes zu er: 
fegen, nicht aber das Grundftüc felbft ihm zuruͤck zu geben; es 
ift Sache des ausgeſchloſſenen Eeſſionars, ſich an feinen Tauſcher 

zu halten, wenn er dies für gut finde. C. 9. Bw. Limoges. 
5. 15. 1. 112. D. 12. 1. 598. L. 41. 376. 

3. Wenn zwei Perfonen eine ober mehrere beftimmte 
Liegenſchaften — erworben haben, ſo kann der eine 
die ſer Erwerber nicht gegen die fremden Ceſſionare bes ungetheils 
ten Antheils des andern, bie durch die Leges per diversas *) und 

Anastasio **) ‚gebilligte Subrogation geltend machen. Caſſ. 
Barbezieux. 8. 7. 1. 74. D. 5. 1. 74. 

32. Wenn zu einer Zeit, wo die Erbloofung unterſagt 
war, die Rechte ge Miterben an einen Dritten von einer 
Derfon abgetreten worden find , melde nicht Eigenthuͤmer biefer 
Rochte war, und wenn diefe Rectshandlung erſt nach Wieder⸗ 
einfuͤhrung be⸗ Erbloofunassehtes genehmigt wurde, fo konnten 
2 Miterben ſich an die Stelle des Geffionars , im ger des 

841: —— laſſen. €, H. Bw. Riom. S. 11. 1. 
* D. 9.1. 63. L. 9. 335. 

34: Der Art. 841. ift auf eine Geffion von Rechten ans 
wendbor, welche vor dem nn anaefalen waren, wenn bie Gef 
A ei Di Bw. 8.6298. D.A1 

9. L. 17. 

36. Um: ven Wet. 841. gemäß einen Ceffionar von Erb⸗ 
rechten von dr Theilung auszuſchließen, muß das, Anerbieten 
ber Erſtattung nicht nothwendig durch baare Darlegung geſche⸗ 
hen; es genuͤgt die muͤndliche Erklaͤrung des Erben, daß er zur 
Barzahlung bereit fey, Fobald ihm das Urtheil‘, welches fein 
wre zulaͤſſig erklaͤrt, behaͤndigt ſeyn werde. Golmar, 
8.72 L. 25. 07. Borges. J. 19. 8.4834. 2.633 
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37. Der Miterbe, welcher die Erblooſung ausuͤbt, iſt. nur 
gebalten, ben wirklich bezahlten Preis: der: Ceffion zu vergüten. 
Wenn er behauptet, : daß der wirkliche ‚Preis. geringer ſey, ‚als 
der im der Urkunde ausgebrüdte, fo,wird er zum: Beweife dieſer 
Behauptung und zur. Anfechtung des —— * 
laſſen. Aix. 8. 12. 2. 370. D. 8. 2. 78. — Paris.J 19. 8 
1834. 2.650. 


(37)b. Im biefem Falle, wenn auf Feine: Weife br wirt 
liche: Preis beftimmt "zu ermitteln iſt, kann das ‚Gericht ‚felbft 
nad) Würdigung der Umftände den Betrag abfchägen‘, außerdem 

müßte won demfelben ein vorgängiges: Gutachten von Sachver⸗ 
ſtaͤndigen erhoben werden. Paris. Ebend. 

(37) e. Der Haupteid kann zu Ermittelung bes wahren 
preifes aufgetragen ‚werden. Bourges. J. 19. 8. 1834...2. 


38. In dem Sale, mo die Erben gegen seinen —— 
die Erblooſung ausuͤben, muͤſſen ſie dem Ceſſionar die Zinſen 
der Gelder vergüten, die er von dem Zeitpunkte der: bekannt ge— 
machten. Geffion bis zum Ableben des Nusnießers. des erbſchaft⸗ 
lichen. Vermögens. verwendet hat. — Die Erben koͤnnen nicht 


behaupten | dag DR — Zinſen nur vom Todestag an ſchuldig 


—— Paris. L 

;39.:, Wenn eine Geffion von Erbrechten, weiche. ‚ber; Thei 
lung voranging, mit gemeinfchaftlider Zuftimmung wieder auf: 
gehoben. wurde, und eine andere Ceſſion, nad) der Zheilung, ihr 
nachgefolgt iſt, ſo kann die Erbloofung gegen den Geffionar, aus 
geübt werden, obwohl fein anſcheinlicher Mechtstitel jünger iſt, 
als die Theilung, wenn erwieſen, daß die zweite Rechtshand⸗ 
lung mit der erſten nur einen und denſelben Rechtstitel darſtellt, 
und die Aufhebung nur aus Gefaͤhrde geſchehen ſey, um die Erb⸗ 
er — verhindern. C. H. Vw. Garn. S. 2. 1. 74. » 


40: Das Recht, die, Erbloofung Es den Seffi onar eines 

Miterben auszuüben, hat jeder Miterbe;, unwiderruflich von dem 
Augenblick an erworben, wo er erflätt hat, 'e8 ausüben zu, wol 
len; dies Recht kann ihm nicht mehr durch eine verfpätete 
Ruͤckuͤbertragung, oder durch eine Aufloͤſung der —8 im 
Einverſtaͤndniſſe des cedirenden Miterben et Seflionars 
entzogen werden. Paris. S. 25. 2. 244. L. 66. 256. 
+ 41. Selbſt dann nicht, wenn ber ‚Geffionar unter einem 
andern Zitel (3: B. als Gefchentnehmer) ein nothiwendiger Mit 
betheiligter der-Erbfcehaft, vor der Zulaffung- des Erblooſungs⸗ 
Bagebtent werden ſollte. Caſſ. Lvon. 8. 29. 1, 177: D.-27 
1. 235. L. 84. 331. — f. rt. 1699. 1701. 

(42) Der XZhatumftand von Seiten ber Miterben eines 
Erbberechtigten, welcher feine Erbrechte einem Dritten sebirt hat, 
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daß jene den Ceſſionar zu Verrichtungen und Rechtshandlungen, 8410 
bezuͤglich auf die: Theilung zugelaſſen haben, zieht nicht noth⸗ 
wendig einen Verzicht auf. das. Recht zur Ausübung: der Erb⸗ 
looſung nach ſich, obgleich die Zulaſſung des. Ceſſionars die Zus 
ſtellung dee erbſchaftlichen Rechtsurkunden zur Folge gehabt hätte, 
Wenigſtens enthaͤlt die richterliche Entſcheidung dieſes Punktes 
lediglich eine Wuͤrdigung von Thatſachen und Abſichten, welche 
feinen Grund zur Caſſation geben kann. €. H. Bw. Bourges. 
R. G. 1833.:1. 369. ne, 0 

(42)b. Die Erbloofung ift zuläffig im Falle, wo von Seiten 
eines Miterben eine Ceſſion aller feiner Rechte und Klagen auf 
eine erbfchaftlihe Liegenfchaft gemadjt wird, wenn dieſe Ceſſion 
vor aller Zheilung gefchehen ift, und wenn der Umfang ı der 
Mechte des Gedenten damals zweifelhaft war. Ebend. 

(43) Die Erblooſung kann im Falle des Verkaufes ges 
wiſſer und beſtimmter Rechte nicht‘ ausgehbt werden. .— Iſt 
als ein foldher der von einem Miterben gefchloffene Verkauf: feis 
nes unabgetheilten Antheils der erbfchaftlichen Liegenfchaften, in 
einem angegebenen Bezirke gelegen, zu betrachten? Lyon, R. 
... (44). Das Erblooſungsrecht kann (bei Seitenerbfihaften) 
von den Erben der einen. Linie gegen’ den Geffionar. ber ‚Erben 
ern ausgehbt werden, Paris. J. 19. 8. 1834. 


(45) Ueberall, wo der Käufer von Erbrechten, in Gefolge 
ber Ceſſion, bei der Theilung mit auftreten, und in die Fami⸗ 
liengeſchaͤfte ſich einmiſchen kann, iſt gegen ihn die Erblooſung 
ſtatthaft. — Folglich kann dieſe Looſung gegen den Ceſſionar 
ber Rechte eines Miterben an einer beſtimmten Liegenſchaft aus⸗ 
geuͤbt werden, wenn in dieſer Liegenſchaft fein ‚ganzer Erbſchafts⸗ 
antheil beſteht. Bourges. J. 19. 8. 1834. 2. 632 RR: 

‚. (46). Der Geffionar von :Erbrechten ,  gegen;den das ‚Erb: 
looſungsrecht ausgeubt wird, Bann Zeine Belohnung: für feine,bei 
bem Geſchaͤfte gehabte Bemühungen -fordern;, ‚er. hat nur ein 
Recht auf den Nüderfag des Dei der effion, ‚und der rechte 
mäbjsen — und Auslagen. C. H. Vw. Paris. J. 19. 8. 


vB, S «Al 

(47). Der Erbtheilnehmer kann, gleih, dem Erbnehmer 
oder gefeglichen Erben, die Erbloofung ausüben. Eben fo verhält —" 
ed fih mit. dem Vermaͤchtnißnehmer der Nutznießung. “Det 
Miterbe, der feine Erbrechte an einen Dritten abgetreten hat, 
iſt nicht befugt, auf die Erbloofung Anzuträgen, nicht bloß gegen 
feinen Geffionat, fondern felbft gegen einen Ceſſionar feiner Miterben, 
Das Erblooſungsrecht kann ausgeuͤbt werben, ehe ber Geffionar auf 
Theilung antraͤgt, oder fi dabei einfindet. Die Ceſſion der Erhrechte 
eines Miterben ift der Klagerauf Subrogation unterworfen, obgleich 
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841. fie unter bem Anfcheine bed Verkaufes eines Antheils an einem bes 


842. 


ftimmten Gute verdeckt worden. Die Erblooſung muß zugelaffen 
werben, obgleih dee Erbloofer fie in feiner andern Abficht. aus: 
übt, al8 um die cedirten Mechte wieder an andere zu verkaufen. 
Der Ioofende Erbe kann den angegebenen Preis der Geffion als 
fimulirt anfechten; er iſt nicht gehalten, vorher banre Darle⸗ 
gung Er machen. Der Geffionar, gegen den die Erbloofung 
ausgelbt wird, ift die Früchte erft von dem Tag an herauszus 
geben fchuldig, wo ihm die bezahlten Summen rhderftattet 
worden find. Baſtia. J. 19. S. 1835. 2. 349 

{48) Ein, Miterbe, welcher in feinem eigenen und aus 
fchliegtichen Namen die Erbloofung ausgelbt hat, kann nicht 
angehalten werden, bie uͤbrigen Miterbberechtigten an dieſem 
Rechtsvortheil Antheil nehmen zu Iaffen. Die Erbloofung kann 
als wirklich ausgeuͤbt betrachtet werden, obwohl der Erbloofer 
den Preis ber Abtretung noch nicht bezahlt hat, wenn Urtheile, 
zu ſeinem alleinigen Bortheil erlaffen, und in Mechtöfraft über: 
gegangen, feine Erblooſungsklage für ftatthaft erklärt haben. E. 
9. Bw. Carn. R. G. 1836. 1. 547. 

(49) Die Erbloofung ann nicht im Falle bes in äffentlis 
cher Berfteigerung gefhehenen Verkaufes von Erbtechten ausge: 
übt werden. Paris. R. G. 1836. 2. 113. Ä 

(50) Der Ceffionar unabgetheilter Rechte in einer Geſell⸗ 
fhaft kann nicht duch die Mitgefellfchafter des Gedenten von 
der Theilung ausgefchloffen werben ; bie auf die Erbloofung bes 
güglihe Regel des Art. 841. ift in Gefellfchaftsfachen unans 
wendbar. Paris. R. G. 1836. 2. 458. 

(51) Die Erbloofung kann gegen ten Erben nicht ausge: 
Abt werben, der nachdem er feine Rechte an einen Fremden ab: 
getreten , fid) diefelben Rechte wieder hat abtreten laffen; durch 
die Rüdabtresung erlöfht das Recht auf die Erbloofung, welches 
gegen den fremden Geffionar hätte geltend gemacht werden koͤn⸗ 
nen. Orleans. R. G. 1836. 2. 534. | 

(52), Der BVorfichtserbe, welcher das Erbvermögen ben 
Glaͤubigern Überlaffen hat, kann weder bie Erbloofung noch den 
Ruͤckkauf ftreitiger Rechte mehr ausüben. Grenoble. R. G. 
1837. 2. 110. — f. Art. 1699. 

Die dem Vermaͤchtnißnehmer einer Nugniefung, nad) er: 
richtetem Erbverzeichniffe, gefchehene Einhändigung der Urkunden 
über das Eigenthum der Erbfchaft, ift nur ein fürforgliches und 
bewahrendes Rechtsgeſchaͤft, welches ihm Fein Recht auf Einbes 
haltung biefer Urkunden gewährte. — Der Vermaͤchtnißnehmer 
bes Eigenthums kann deren Rüdgabe verlangen, mit bem Vor— 
behalte, dem Nutznießer damit nöthigenfalls auszuhelfen. Paris. 
5. 28. 2. 184. D. %6. 2. 97. L. 81. 80. | 
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1. Unter dem Code find felbft die Schenkungen unter Le, 843 


benden, welche ein Vater — Kindern — in ben Frei— 
theil ——— Turin. 8. 13. 2. 92. D 2. 68. 

2. Der Ahne, bem ein Vermaͤchtniß dinterlaffen wurde, 
und der mit einem Erbnehmer zufammentrifft, kann das Berr 
maͤchtniß mit feinem Pflichecheile verbinden. — Mit andern 
Morten: der Ahne ift nicht gehalten, fib den Betrag feines 
Bermäcenife in den Pflichteheil einrechnen zu laffen. Agen 
0. 2. 7. D. 7. 2. 49. — f. Art. 845. 

— b. Eben ſo die uͤbrigen Pflichterben. Bordeaur. J. 
19. S. 1834. 2. 462, 

3. "Die Seitenerben koͤnnen, wie bie Pflichterben, bie 
Einwerfung der Schenkungen unter Lebenden fordern, wovon 
der Art. handelt. Der Art, 918. ift eine Ausnahme, 
welche auf den Fall ausdrüdlicher —— — ausgedehnt 
werden darf. CH. Vw. Meg. 8. 13. 1. 17. D. 10. 1. 497, 
L. 34. 357. — f. Urt. 918. 921. 

4. Die Frage, ob man als Erbe auftreten darf, ohne eine 
empfangene Schenkung unter Lebenden einzumerfen, ift nicht 
nach den zur Zeit der Schenfung geltenden Gefegen, fonbern 
nad) denjenigen zu beantworten, welche zu der Zeit beftanden, wo 
man bie — als Erbe erworben hat. Caſſ. Vonne. $ 
1. 1. 467. D. 1. — L. 2. 125 — C. H. Bw. Dijon. 8 
5.1. 81. D. 3. 1 Ba Bw. S. 8.1. 
413. D. 6. 1. 205. L BER * — 6. H. Vw. Meg. S. 13, 
1.17. D. 10. 1 497. L. 34. 357. 

5. Anders — es ſich, wenn die Schenkung unter den 
Lebenden die ausdruͤckliche Zuſage eines einwurfsfreien Voraus 
enthielt, was das — Geſetz en C. 9. Bw. Zu: 
tin. S. 8. 1. 116. D. 6. 1. 34. L. 20. 342. — f. Art. 913. 
Neo. 2, ff. 

6. Wer eine Schenkung mit ber Bedingung, empfängt, 
diefelbe in die Erbſchaft eines Dritten einzumwerfen, übernimmt, 
wenn er dazu berufen wird, die Verbindlichkeit nicht, an biefer 
Erbfhaft nur nach vorheriger Einwerfung Zheil zu nehmen. — 
Er kann alsbald feinen Antheil an der Erbſchaft beziehen, ‚mit 
dem Vorbehalte für die Miterben, gegen ihn eine Klage auf 

Nüderftattung ihres — Antheils an der ri 
ya — C. H. Vw. 8. 8.1. 413 D. 6. 1.205. 


7. Der dem Vorſichtserben im Art, 802. eingeräumte 
Vortheil bezieht ſich nur auf die Erbſchaftsglaͤubiger, und kann 
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843. den Miterben nicht entgegen, gehalten werden. — Geinen Mit: 


‚ch 


x 


erben gegenüber hört der Vorſichtserbe nicht auf, als Erbe zu gelten; 
er kann, felbft wenn ewverzichtet von der Einwerfung deffen, 
was er ald Gefchenfnehmer empfangen hatte, nicht losgezaͤhlt 
werben. Paris. S. 16.2. 41. EL, 44.306. — f. "Art, 802, 
} rd 1“ * IE * Bu Kr ur * F 
8ua. 9. Die Freigebigkeilen des Vaters gegen eines ſeiner 
Kinder, obwohl unter der Geſtalt eines belaſteten Vertrages 
verſteckt/ wie ¶ B. ein Pachtvertrag, bei velchem der Sohn von 
Sahfung der, Pachtzieler Tosgezähfe würde ‚eignen fi nicht zur 
Cinmwerfung in die Erbſchaft des’ Waters, wenn fie anders die 
Pflichttheils· Anſpruͤche feiner übrigen Kinder nicht beeinträchtigen, 
Nismes, S. 20. 2,73. Li 56. . — Paris. R. G. 1836, 
2. 219. — 6.5. 'Bw. Grenoble RG. 1837, 1, 0! "AREN 
... 10. Schentungen zu Gunften eines” Erbberechtigten, ver: 
ſteckt unter der Geftalt "eines belaſteten Wertrages, der mi 
dem Erbberechtigten felbft, oder durch Unterfchiebung dritter Per: 
fonen, geſchloſſen worden, find ihrer Natur nach nicht als Vor: 
aus zu betrachten‘, und nicht ale folder von der Einwerfung 
befreit. Zouldufe. 8. 30.2. 78) — Xouloufe. 8. 30..% 114, 
— Montpellier. S. 30. 2. :201. — Nancy. I. 19,8. 1835. 
2. 63. — Paris. R. G. 1833, 2.398. © 
11. Handgeſchenke werden nicht eingeworfen, wenn ſie 
nicht betraͤchtlich * und nicht bewieſen iſt, daß fie aus bloßer 
Freigebigkeit herrähren.  & H. Bw.” Poitiers. S. 7 1. 19. 
545.070 © 3* 
41b. Das Handgeſchenk eines Fahrnißſtuͤckes, wenn es 
durch Feine Urkunde dargethan iſt, wird, Als zum Voraus und 
mit Befreiung von der Einwerfung gegeben betrachtet , zumal 
wenn für diefes Geſchenk Fein anderer Beweis vorhanden iff, 


- als dag Geſtaͤndniß des’ Beſchenkten, welcher behauptet, daß ihm 


daffelbe zum Voraus und mie Befreiung von der Einwerfung 
gegeben turde. "Bordeaur.'S. 312.324. f. Art. 2979. 
12.” Das einem Erben‘ in gerader Linie gegebene Darlei— 
ben wird als ein DVorempfang betrachtet, wenn es zum Zeit 
punkte des Erbanfalles nicht abgetragen iſt — Es’ ift daher zur 
Mäffe gerade fo einzumwerfen, als wenn es fich von gefchenkten 
Geldern handelte, — Selbft wein das Därleihen einem’ Min: 
derjährigen wäre gemacht, und diefer zahlungsunfähig geworden, 
wenn ‘anders der Minderjährige Handeldmann war, und das 
Darleihen ihm zu feinem Handel gegeben tuurde. Bordeaux. 
⏑ m Raten 
13. "Die Tochter, welde damit ausgefteuert worden „da 
u Vater ihr ein, Gut verkaufte, und den Preis deffelbeh zur 
Eheſteuer gab, in der mämlichen Urkunde oder zu gleicher‘ Zeit, 
iſt Ihren Meiterben nur die Einwerfung der geſchenkken Summe 
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tt 


ſchuldig; fie muß > nicht‘ die gt SISRIGARL, ‚Hübbeifen 843, 


Caff. Paris. 5.4.1. 91. — f. Art, 91 nn 
14. Um die Einwerfungs-Schuldigkeiten der zur Erbſchaft 
ihres Waters berufenen Kinder feftzufegen, Können dieſe gegen: 


feitig die Vorlegung ihrer Heirathsverträge fordern. „Paris. Ss, 


5 365 %6760) 866 ‘43'915. 919. 922, 924. 96." 
(15) Die Errichtung eines Majorats, von Se 95 
Elterntheils zum’ Vortheit eines feiner — nde 


| feiner | et zu 
Gunften dieſes Kindes die Schenkung eines Voraus von den 


Gütern, woraus das Majorat befteht. | 4 
kp ie 


Dekret (1809). CH. Vw. Paris. R. G. 1833. — 
.. (46) Eine allgemeine Erbeinfegung oder ein Erbbermaͤcht⸗ 
niß zum Vottheil eines Kindes ſchließt kraft Gefeges eine Wer: 
fügung zum "Voraus, und mit Befreiing von ber Ein werfung 
bis zum Freitheile, zu Gunſten des Vermaͤchtnißnehmers ih ſich 
es iſt nicht” erforderlich daß dies beſonders ausgedruͤckt — 
——ã 3.19.1834. 2° 30. Ebend. 318. — T., Art. 
9 N 77 mı77 \ ) ‚43 J ‚ir “ * 4 —— ur — 
7) Wenn ein Familienvater fein Kind bei deſſen Det: 
heirathung mit dem Freitheil als Voraus, beguͤnſtigt, und JE 
Verfügung über eine gewiffe Summe fich vorbehält, vorher a 

bereits feiner Ehefrau ing beilaͤufig gleich groͤße Summe auf 
den Fall des Ueherlebens zugefichert hatte, fo, wird eher ange: 
nommen, et habe bei jener Werfügung ſich freie Hand u be: 
wahren gefucht, den gegebenen: Voraus bis auf den Betrag „der 
vorbehaltenen Summe mindern zu koͤnnen, als die Za Dura DES 
feiner Frau auf den Fall’ des Ueberlebens verſprochenen —5 
ſicher ſtellen wollen. — Wenn et daher in der Folge einem an: 
dern Kinde die vorbehaltene Summe ganz oder zum Theil 
ebenfalls zum Voraus vermacht, ſo Fann das Vermachtniß nicht 
als den Freitheil Überfchreitend für verfallen erklärt, es tuß 
aus-der beim erften Voraus vorbehaltenen — 
a ae E'H. Bio. "Limoges. 1.19. 8. 188 #0 


| a 

"(18 Der Preis der Einſtelung zung Kriegädienfte, weiche 
ein Vater fuͤr feinen Sohn bezahlt Hat, a 
e 

2, 


„zZ 


von der Einwerfung befteit, wenn bie Einftellung im Intere 

des Daters ftatt gefunden hat. Zöuloufe, I. 19. $- 183. 

413. 9 — FL. Art. 851. Loire ee 

I BanhıtE mind Irdaın IHANYTE 99 ID Anlyums708 

Begriff des Ruͤckbringens Badar. AV. 627 fWann daſſelbe 

o ausnahm sweiſe nicht ſtatt habe· Ebend. 633. Einwurfs 
pflicht der Erben. Brauer V. 731. f. — Verfügungen über 
die Einwerfung. Brauer VI. 39, Stillſchweigende Einwerfungss 
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Ein progen welches der Erblaſſer als unentgeld 


844 


845. 


| lic 
egeben bezeichnet, gilt einen ‚von nwerfu 

* oo 4 f. 2 Ser SER ARE 

J.Art. 866. 918. 924. 9%) 
> 4. Das mit-einer Schenkung: bedachte Kind, welches auf 
die Erbfhaft verzichtet, und gleihmwohl die dazu gehörigen Lies 
genfchaften. behält, kann. im Wege der Erbtheilungsklage zur 
Minderung genoͤthigt werden. — Die XZheilungsklage : findet 
nicht bloß, unter Miterben ſtatt, fondern unter allen Miteigen- 
thümern , unter welhem Zitel es feyn möge.. Bordeaur. 8. 
16..2. 73. D, 14, 2, 105. 
2. Eine Schenkung, felbft. eine. allgemeine , Eann, unter 
dem Titel einer Schenkung unter-Lebenden, nur den gewoͤhnli⸗ 
hen. Freitheil verleihen, — Wenn die Schenkung einem. Erbbe⸗ 
rechtigten gemacht worden, fo. kann fie einen Kindstheil in ſich 
begreifen; aber dies unter. dem Zitel einer Erbſchaft. — Go 
daß, wenn der Geſchenknehmer auf die Erbſchaft verzichtet, er 
nur. den Freitheil einbehalten: darf; den Kindstheil neben. und 
über den Freitheil darf er nicht einbehalten, noch weniger fors 
dern. GC. H. Bw, Bordeaur..$..18. 1. 98. D. 16. 1.118. 
$..16. 2. 73. — oa S. 22. 2, 102. — Toulouſe. 8. 
30. 2. 181. D. 27. 2. 269. | 

. (Db.. Im entgegen gefegten Sinn entfhieden. — Die 
Senkung muß zunaͤchſt auf den. Vermögenstheil. aufgerechnet 
werden, auf welchen der Verzichtende ein Recht, als auf, den 
gefeglihen Pflichtheil, gehabt hätte, und im Falle der Unzuläng: 
lichkeit auf den Freitheilz fo daß das als Voraus gegebene Ge— 
ſchenk oder Vermaͤchtniß, zu Gunſten eines andern Kindes, nur 
auf fo viel Wirkung hat, als am Freitheile ſich eruͤbrigt. Limo⸗ 
ges. R. G. 1836. 2. 95. ; 

3. Das Kind, welhem unter dem Titel eines Voraus, 
eine Schenkung mit einem den Freitheil überfleigenden Gegen: 
ftande gemacht wurde, kann dieſen Mehrbetrag bis: zum Ver: 
hältniffe feines Antheils einbehalten, obgleich es auf die Eigen: 
fhaft als Erbe verzichtet. Zouloufe. S. 0. 2. 296. und 22. 
2. 66. — Paris. S. 22. 2. 104.» L. 61. 497. — Zouloufe. 
S., 22. 2, 141. — Riom, $. 2%, 2. 140. — Nismes. B. G. 
1833. 2 113. | 

4. Iyn bdieſem Falle, wird das Einbehaltene zunaͤchſt auf 
die Anſpruͤche des Kindes auf den Pflichttheil aufgerechnet, und 
hülfsmweife auf den Freitheil, fo daß, wenn die Schenkung als 
Borempfang nicht den Freitheil nebft dem Pflichetheile ganz hinweg: 
nimmt, ber Weberfchuß. dDiefes Freitheils dem zum Voraus bedadyten 
Geſchenknehmer gebührt, wenn ein ſolcher vorhanden ift. Zouloufe. 





*) Ginwurföfreie Gegenftände. Brauer V. 733, f. 


— 
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8. 29. 2. 233. D. 27. 2. 213. — gen. S. 29.2. 311. — 
Ar. J. 19. 8. 1835. 2. 855. — f. Art. 919. 

4 b. Das, mit einer. Schenkung als Vorempfang bedachte 
Kind, welches auf die Erbſchaft des Geſchenkgebers verzichtet, 
kann auf die Schenkung nur den Freitheil, nicht aber einen 
Theil am Pflichttheil einbehalten. Grenoble. Ss. 39. 2, 531 

(4) c. Im entgegen gefesten En entfchieden: es darf 
beides einbehalten. yon. R. G. 1836. 2. 566. — Montpellier. 
R. G. 1837. 2. 433. 

5. Dem Gefchenfnehmer unter dem Zitel eines Vorem⸗ 
pfanges, wenn er mit keinem Geſchenknehmer eines Voraus zus 
fammentrifft, und wenn er auf die Exbfchaft verzichter, kommt 
die ganze Wirkung der Schenfung zu flatten, bis zum Betrage 
des Freitheiles. Die Einbehaltung kann fich jedoch nur alsdann 
auf den Freitheil erſttecken, wenn ſein Pflichttheil geringer iſt, 
als der Freitheil. In dieſem Falle darf er zunaͤchſt ſeinen 
Pflichttheil einbehalten, wie er es unter dem Titel eines Erben 
gethan haben würde, und dann unter dem Titel eines Geſchenk⸗ 
nehmers einen verhältnißmäßigen Theil der Schenkung hinzufuͤ⸗ 
gen, fo daß er mit Eintehnung feines Pflichttheils den Erxfag- 
werth des ganzen — erhalten haͤtte. Grenoble. 8. 27. 
2. 95. D. 3. 2. 159. — Grenoble. S. 27. — 97. D. 25. 2. 
2 — Caſſ. reg J. 19. &. 1834. 1. 145. — Gaen. 

. G. 1837. 2. 436. 

6. Die Cinbehaltung bis sm. ie: bes Freitheiles, 
wozu der Erbe, dem eine Schenkung als Vorempfang gegeben 
worden, im Falle der WVerzichtleiftung auf feinen Erbtheil er: 
mächtige iſt, ift nicht ber Freitheil felbft, fondern.nur ein Ans 
theil von gleihem Belange. Die einbehaltene Schenkung iſt 
zunaͤchſt auf den Pflichttheil aufzurechnen, auf welchen der Ver⸗ 
zichtleiftende ein Recht gehabt hätte, wenn er Erbe geblieben 
wäre, und nur hülfsweife auf den Freitheil, für den etwaigen 
Mehrbetrag der Schenkung, fo daß, wenn zu gleicher Zeit ein 
Gefchen? = oder Vermaͤchtnißnehmer des Freitheils vorhanden ift, 
berfelbe ein Recht auf den .Gefamtbetrag des. Freitheils hat, 
wenn die ald WVorempfang einbehaltene Schenkung den Pflicht- 
theil nicht überfteigt, und auf dasjenige, was am Sreitheile noch 
übrig bleibt, er Falle die Schenfung — war. Mont⸗ 
pellier. 8. 28. 2. 117. D. W. 2. 33. L. 80. 376. 

Wenn das Kind, welches Sefchenfnehmer unter. dem 
Zitel eines Vorempfanges, und Geſchenknehmer unter, dem Titel 
eines Voraus ift, auf die Eigenſchaft eines Erben. verzichtet, um. 
fi feine Schenkungen zu erhalten, fo ift dies ‚eine unmirkfame 
Verzichtleiftung. — Es bleibt. daher Geſchenknehmer in obiger 
doppelter Hinfiht; allein diefe beiden Eigenfhaften haben .eine 
verfchiebene Wirkung : als Geſchenknehmer eines Voraus hat es 
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biefen Bezug neben feinem Erbantheil, und als Gefhentnehmer 
eines Vorempfanges hat e8 einen Erbantheil zu empfangen, in 
den es den WBorempfang einwerfen muß. Grenoble. S. 27. 2. 
94. D. 25. 2. 158. 

8 Wenn das Kind, welches von feinem Water einen 
Vorempfang erhalten hat, auf die Erbfchaft verzichtet, fo kann 
es die Schentung nicht bis zum Betrage des Freitheils einbehal: 
ten, wenn vom Geſchenknehmer noh andere Schenkungen oder 
Bermächtniffe gefchehen find, die unter dem Titel als Voraus 
den Freitheil verkürzen. Die unter dem Titel als Voraus ges 
machten Schenkungen haben zur Folge, daß der Geſchenknehmer 
eines VBorempfanges nur unter dem Titel als Erbe der Erbfchaft 
theilhaftig werden kann, und daß, wenn er verzichtet, die im 
Art. 845. —* Einbehaltung ihm nicht zuſteht. Grenoble. 
S. 27. 2. 94. D. 25. 2. 158. 

8b. Im nämtichen Sinne entfhieden. — Das Einbes 


haltungsrecht auf den Freitheil befteht nur da, wo vom Ge 


ſchenkgeber über diefen Theil keine Verfügung getroffen wurde, 
Limoges. S. 32. 2. 193. 

9. Wenn der VBorempfang nicht unter dem Titel eines 
Voraus oder mit Entbindung von der Cinwerfung gegeben wor« 
den, fo ift der Water feinesweges gehindert, nachmals noch den 
ganzen Freitheil unter dem Zitel eines Voraus zu ſchenken. — 
Wenn jedoch der Water dies nicht thut, fo kann der Geſchenk— 
nehmer des Vorempfanges auf die Erbfchaft verzichten, und die 
Schenkung bis zum Betrage des Freitheils einbehalten. — Se: 
denfalls kann er ed nur in fo weit, als der Freitheil in der 
Erbfchaft geblieben ifl. — Der Art. 845. erſtreckt fih nicht auf 
den Fall, wo der Gefhentnehmer eines Worempfanges mit einem 
Gefchentnehmer zufammen trifft, dem der Freitheil als Voraus 
gegeben worden. In folhem Falle ift der vom Gefchenfnehmer 
eines Vorempfanges, unter der Bedingung, die Schenfung zu 
behalten, erklärte Verzicht wirkungslos, gleich als wenn er unter 
einer unmöglihen Bedingung gefhehen wäre. Der Gefchent: 
nehmer bleibt fortwährend Erbe und den Laften der Erbfchaft 
unterworfen. Corfica. S. 28. 2. 51. D. W. 2. 37. 

10. Eine Schenkung als Vorempfang ift nicht dergeftalt 
die Schenkung eines Theild der Erbfchaft, daß der Verzicht auf 
die Erbſchaft des Geſchenkgebers dem Sefhenfnehmer alle Rechte 
auf jenen Vorempfang entzöge; vielmehr kann ein folcher Ge: 
fchenfnehmer verzichten, und dennoch den Votempfang behalten. 
Hier wird der Vorempfang als auf den Freitheil einzurechnen 
betrachtet: und dies felbft dann, wenn der Gefchenfgeber in ber 
Folge über jenen Vermoͤgenstheil Verfuͤgung getroffen haͤtte. — 
Daraus folgt, daß, im Falle einer Verzichtleiſtung eines ſolchen 
Geſchenknehmers, die weitere Schenkung des Freitheils bis zum 
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- Berrage der erfien Schenkung wirkungslos if. Wenn fonad 845. 
in diefem Falle der Freitheil auf den Geſchenknehmer des Vor: 
empfanges übergegangen, fo bleibt nur der Pflichttheilsvorbehalt 
unter die Miterben zu vertheifen übrig; der Geſchenknehmer des 
Freitheils kann an diefem Vorbehalt unter dem Titel als Erbe 
nur feinen verhältnißmäßigen Antheil beziehen. Agen. 8. 29, 
2. 44. L. 85. 9. — Agen. S. 29. 2. 44. L. 85. 10. 

11. Der Berziht auf die Eigenfchaft eines Erben, der . 
von dem Geſchenknehmer eines Voraus abgelegt wird, beffen : 
Betrag dem Freitheil und dem Vorbehalte gleich kommt, hat 
wenn auch jener Verzicht unter der Bedingung gefhah, bie 
Schenkung in ihrem ganzen Umfange geltend zu machen, den—⸗ 
noch zur Folge, daß die Verbindung des Worbehaltes mit dem 
Freitheile nicht fatt finder. Unter dem Code kann eine Shen: 
fung nur aus dem Freitheile gegeben ‚werden, da der Vorbehalt 
den Gefamterben vom Gefege weſentlich gegeben ift. — Geſchah 
über ber Verzicht vom Geſchenknehmer eines bloßen WBorempfan- 
ges, fo hat die Bedingung, diefe Schenkung zu behalten, zur 
Folge, daß der Verzicht Beine eigentliche Entſagung auf die Ei— 
genfhaft eines Erben ift (weil bie Schenkung eines Vorem: 
pfanges als Erbfchaft zu betrachten). — Ein folher Verzicht 
geht von der im Art. 785. vorgefchriebenen allgemeinen Regel 
aus, und Eehrt zu der befondern Regel des Art. 845. zurid. — 
Es handelt fih nur noch davon, den Sinn biefer befondern 
Regel genau zu beflimmen. Wenn der Gefchentnehmer eines 
Vorempfanges auf die Erbfchaft verzichtet, und die Schenkung 
einbehält, wenn der Freitheil ſchon vorher verſchenkt worden ift, 
und die Schenkung des Worempfanges nur aus dem Vorbe— 
balte genommen werden fann, fo folge hieraus, daß die Einbe— 
haltung des Worempfanges eine Einbehaltung des Vorbehaltes 
oder Pflichttheils ift, folglich Fein Verzicht. — Wenn es ſich 
nicht von Einbehaltung einer Schenkung handelt, die unter dem 
Titel eines Voraus gegeben murde, fondern von Einbehaltung 
einer als Vorempfang gemachten Schenkung, und wenn ber Ge: 
fchentnehmer dieſes Worempfanges nicht mit einem früheren 
Geſchenknehmer des Freitheils zufammentrifft, fo fchließt in dies 
ſem Falle der Verziht auf die Eigenfhaft eines Erben das 
Recht auf den Pflichttheil niht aus. — Die Einbehaltung zum 
Vortheile des Geſchenknehmers geſchieht zunächft duch Einrech— 
nung auf den Pflichttheil, und hülfsweife auf den Freitheil; 
wenn alfo ein Gefchenfnehmer des Freitheils vorhanden ift, fo 
bezieht diefer , was hiervon noch übrig ift: nachdem, tie eben 
bemerkt, die ald Vorempfang gemachte Schenkung davon in Abs 
zug gebracht worden. C. H. Vw. Montpellier. S. 29. 1. 297. 
D. 27. 1. 328. L. 85 5. 

12. Das befchenkte Kind, welches auf die Erbfchaft ver: 
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. zichtet, um fi an die Schenkung zu halten, kann nachmals, 


wenn die Schenkung für ungültig erklärt wird, oder wirkungs— 
108 bleibt, feinen Verzicht widerrufen, und feinen gefeglichen 
Pfliherheil aus der Erbfchaft fordern. Nismes. S. 27. 2. 172. 
D. 25. 2. 127. L. S1. 150. — Montpellier, S. 27. 2. 224. 
f. Art. 790. | 

f. Art. 785. 847. 913. 923. 92%. 

(13) Das Sedinge, womit die Eltern durch Heirathsver: 
trag einem ihrer Kinder den ganzen Inbegriff des Erbtheild von 
ihrem Nachlaffe, felbft im Sreitheil geben, kann angefehen wer: 
den, als Eeine Schenkung zum Voraus von irgend einem An- 
theile des Freitheils zu Gunften des Kindes enthaltend. — Dem- 
nad) kann diefes Kind nicht in dem Falle, wo der größere Theil 
diefes Freitheils ſchon vorher duch einen Voraus (in Form 
eines Majorats) einem andern Kinde wäre gegeben worden, 
einen Anfprudy auf den Ueberfhuß erheben, um (fo viel als 
möglich) das Verſprechen gleichheitliher Begünftigung wirkfam 
zu machen, welches aus dem Gedinge des Heirathevertrages her⸗ 

) 


vorgeht. C. H. Vw. Paris. R. G. 1833. 1. 550. 


817, 


7 1) Der Erbe, welcher verzichtet, ift von der empfangenen Schen: 
fung foviel heraudzugeben verbunden, ald zur Ergänzung ded 
Pflichttheils des Notherben erfordert wird. Hohnh. VII. 23— 
30. Entgegengefegte Meinung. Ebend. 33. 

2) R. 5. im nämlichen Sinne. Annalen I. 232. ff. 337. ff. Ober; 
bofgeri@tt; Entigeibung {Ar die Befreiung der Schenkungen 
von der Einmwerfung. N. Tahrb. I. 455. ft. Bemerkungen im 
entgegengefegten Sinne. Ebend. 458. — Annalen II. 211. 

3) Zmeite Erläuterung zur Frage: ob ein befchenfter Pflichterbe 
an feiner Schenkung, bei feinem Verzicht auf die Erbfchaft, den 
greitheil ded Vermoͤgens des Erblafferd und feinen eigenen 
Dorbehaltsantheil behalten darf? — Verneint. Abbdl. An: 
nalen. III. 150 — 156. Ebend. 166 — 171. — f. Nr. 2 3. 
5. ff. d. T. 

1. Wenn ein Vater einem ſeiner Kinder den Freitheil 
mit der Bedingung gegeben hat, denſelben feinen Enkeln zuruͤck⸗ 
zuliefern, fo ift diefe Bedingung der NRüdlieferung gleichbedeu: 
tend mit der Beſtimmung eines Voraus oder ber. Befreiung 
von der Einwerfung. Jenes Kind kann daher das Vermächtniß 
mit feinem Erbtheile zufammen verbinden. Douai. 8. 20. 


”) Wer ift zum Rüdbringen verpflichtet? Zadar. IV. 629. — 
Streitfragen über die Lehre vom Rüdbringen. Ebend. 634. — 
Befreiung von der Einwerfüng durch Erbverzicht. Brauer V. 
735. — Ueber das Recht der verzichtenden Erben auf Zurüd- 
bebaltung der empfangenen Schenkungen unter Lebenden, 
Arbiv- f, R. I. 504. II. 421. 
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9, Die von einem Vater "einem feiner Kinder unter der 847. 
—* gemachte Schenkung, das gefchenkte Vermögen den 
kuͤnftigen Kindern des Gefchenkgebers zurüdzuliefern, hat den 
Charakter, eines. Voraus, obwohl die Urkunde dies nicht aus— 
druͤcklich enthielte, und nicht jenen eines bloßen Vorempfanges; 
mithin muß die an in den Freitheil eingerechnet erden. 
Gorfica. S. 28. 2 ” | 
u © Art. 843, * eig. Ä i 

f. Art. 739. 848. 

.. (U): Enkel, : welche nur: burch Erbvertretung ihres berſtor 
benen Vaters zur Erbſchaft ihres Großvaters gelangen, ſind 
ſelbſt dann, wenn fie die Erbſchaft deſſelben ausgeſchlagen haben, 
nicht allein zur Einwerfung der ihrem Vater gemachten Schen⸗ 
kungen, ſondern auch jener Summen verpflichtet, welche m. 
zum — des Großvaters ſchuldig iſt. Grenoble. R. G. 
1833. 2. 447. f. Art. 7389.. *4) 850, 


1. Was der Vater zum Loskauf feines Sohnes von der 851. 
Militärconfeription bezahlt hat, ift einzumerfen. Gaen. S. 13. 
2. 337. — DBourges. S. 25. 2, 356. D. 23. 2. 231. — Gre— 
noble. S. 22. 2. 295. D. 21. 2. 40. L. 65. 71. 

2. Jedenfalls nady Abzug der gewöhnlichen Ausruͤſtungs⸗ 
koften. — Es macht dabei Eeinen Unterfchied, daß der- Sohn an 
dem Einftellungsvertrage feinen Antheil genommen hat.. Bours 
ge8. S. 29. 2. 303. D. 27, 2. 178. 

3. Zumal, wenn die Summe im neun des Ver: 
moͤgens des Vaters bedeutend iſt. Riom. S. 302. 214. 

Nicht ſo, wenn die Summe im Berhältniffe zum Vers 
mögen de3 Vaters nur gering ift. Grenoble. S. 26. 2. 23., 

5. Die Koften det Einftellung können vom Water an fei- 
nen Sohn nit rüdverlangt werden, und. find als eine außer: 
ordentliche Ausgabe der Erziehung oder häuslichen Niederlaffung, 
die ald Vorempfang gegeben wurde, zu betrachten. Dijon. 
S. 17. 2. 374. D. 21.2. 41. — f. Art, 843. Ne. 1—5. 843. 
Ni. 18. — f. Art. 1312. 1370, 

6. Die der Einwerfung in "ine Erbſchaft unterworfenen 
Gegenſtaͤnde muͤſſen nach dem Werthe abgeſchaͤtzt werden, den 
ſie zur Zeit der Schenkung hatten. Haben hinzugetretene Ereig— 
niſſe deren Werth vermindert, ſo hat nur der Geſchenknehmer 
nn Nachtheil hiervon zu tragen. Caſſ. Colmar. S. 15. 1. 12. 

. 12. 1. 412. L. 41. 236. ***) ' u 

f. Art. 204. 920. 92. — 


*) Was iſt zuruͤckzubringen ? 8achar. IV. 631. 1J 
**) Einwerfung der eingeſetzten Erben. Brauer VI. 40, 
5*5*) Einwerfung der Eheſteuer. Brauer VI. 41. — Die Einwer⸗ 
fung ber Koſten des Looskaufs vom Militärdienft ze. mit Ruͤck— 
ſicht auf die Beweistaft, Archiv f, R, III. 89-126. 
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. +1) Kriegäpflichr ift im Bauernftande mehr eine Lat ded Vaters 
me lie ald des dienenden ER A Hohnh. VI. 
2) In der Vater ohne ausdruͤckliches Verlangen ded Sohnes den. 
ben losgekauft, fo braucht das Losfaufgeld nicht conferirt zu 
werden, zumal wenn der Sohn damald noch minderjährig war. 

Ebend. 241. f. — f. Nr. 1—5. d. 8. 

3) Die Abfiht ded Vaters, dem Sohne damit ein Gefchenf ma— 
chen zu wollen, läßt ſich nicht unterftellen, da dem Sohne 
dadurch fein reeller Vortheil, wodurd fein Vermögen vermehrt 
wurde, zuging. Ebend. 240. 242. 

4) Sedenfalls eönnte der Sohn feine der Familie geleifteten Dienfte 
Damit compenfiren. Ebend- 

852, 4. Die Ausfteuer in Effekten (trousseau) verliert ben 
Charakter eines Hochzeitgefihenkes, wird zu einem Xheile der 
Ehefteuer, und eignet fi) gleich diefer zur Einwerfung, wenn 
die Gefchenkgeber diefelbe mit der als Vorempfang gegebenen 
Ehefteuer vermifcht, und dem Rüdfallsrechte unterworfen haben, 
Gaff. Grenoble. S. 14. 1. 279. D. 12. 1. 394. 

2. Wurde gleichfalls entfchieden, daß eine unter dem Titel einer 
ſolchen Ausfteuer (trousseau) gemachte Schenfung nicht als ein ein« 
faches Hochzeitgefchen® zu betrachten fey; fie gehört zur Ehefteuer, 
und eignet fih zur Einmwerfung, wenn fie, in Anbetracht der 

- Merfonen , welhe die Ausfleuer geben und empfangen, einen 

bedeutenden Werth hat. Paris. S. 25. 2. 344. D. 24. 2. 8. 
L. 72. 508. ; 

f. Art. 203. 204. 

(3) Ein Gefhent von Preziofen, welches ein Vater einem 
feiner Kinder, felbft nach der Hochzeit, jedoch bald nad) ber: 
felben, gemacht bat, kann als Hochzeits- oder herkoͤmmliches 
Ehrengeſchenk betrachtet werden, und von der Einwerfung be: 

. freit bleiben. C. H. Vw. Amiens. J. 19. S. 1835. 1. 58. *) 

855. Die Gonfiscation eines im SHeirathsvertrage gefchenften 
Gegenftandes trifft das beſchenkte Kind, nicht die Verlaffenfhaft 
des Waters; felbft wenn bei der. Schenfung ein Vorbehalt. der 
Nutznießung zu Gunften des Waters als Gefchenfgeber, und mit 
der Befuaniß wäre gemacht worden, den gefchenften Gegenftand 
ins Unbeftimmte mit Schulden zu belaſten — In diefem Falle 
hat der Gefchentnehmer wirklichen Befis und Gewähr durch die 
Schenkung erhalten, er ift Cigenthümer des gefchenkten Gegen: 
ftandes geworden , und defhalb ift diefer ibm zu Grunde ge: 
gangen ; wenn er fih daher in der Folge zur Theilnahme an 
der Erbfchaft meldet, fo muß er den gefchenften Gegenfland 
einwerfen , obwohl berfelbe zu Grunde gegangen iſt. Paris, 
S. 11. 2. 178. D. 10. 2. 84. L. 30. 329. 

f. Art. 851. Ne 6. u. 7. 1302. 1566. 1573. 


*) Einwerfung der Studien: und Reifekoften. Brauer VI. 42. 


\ 
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1. Die Schenkung einer Jahresrente mit dem Gedinge, 856 
baß diefelbe nach Gutfinden des Gefchenfgebers, gegen Entrich⸗ 
tung einer beſtimmten Hauptfumme, abloͤslich feyn folle, begruͤn⸗ 
det nicht die Schenkung einer einfachen jährlichen Leiſtung ohne 
Kapital, fondern vielmehr die Schenkung einer wirklichen ftäns 
digen Rente. — Die Rüdftände derfeiben find der —— 
nicht on Caſſ. Paris, S. 18. 1. 313. D. W. 1 


27.1 

2. Der Gefchentnehmer ſolcher Sachen, die der Einwerfung 
unterworfen find, ift ar die verfallenen Früchte zu beziehen, 
obgleich fie wor der Eröffnung der Erbſchaft noch nicht bezogen 
waren: ohne Unterſchied, ob der en Kuh, oder ein 
Dritter fie fchulde. Gaff. Paris. $S. 18. 1. 213. D. 16. 1. 
227. L. 51. 225. — 8. 16. 2. 11. L. 44. 306, 

4 Wenn in einer Streitigteit unter Erben einer von 
beiden zur Eintverfung gewiſſer Summen verurtheilt wird , "fo 
fängt der Zins diefee Summen vom Tage der eröffneten Erb: 
fhaft, und nicht erft vom Zage des un. zu laufen an. 
Caff. Bordeaur. 8. 19. 1. 267. D. 17. 1. 191. 

5. Die Wohnungs: Fagdr und — Gerechtigkeit, 
welche der Erbe und Geſchenknehmer ſich bei der von ihm be— 
willigten Verpachtung der geſchenkten Liegenſchaft vorbehalten 
hat, muͤſſen als Fruͤchte dieſer Liegenſchaft betrachtet werden. 
Folglich iſt der Erbe bei der Theilung gehalten, den abzuſchaͤtzen⸗ 
den Werth diefer Gerechtigkeiten einzumerfen, vom. Tage des 
Erbanfalles gerechnet : felbft wenn er nn follte, keinen 
— davon gemacht zu haben. Paris. 8. W. 2. 14. D. 
25. 2. 60. L. 79. 107. 

6. Der Erbberechtigte ,welcher bei dem gemeinſchaftlichen 
Vater lebend, die Fruͤchte und Einkuͤnfte aus den Guͤtern des 
letztern mitgenoffen hat, ift zur Einwerfung des Theils der 
Fruͤchte oder Finkünfte, die ihm zu Gute gekommen find, nicht 
verpflichtet. Bordeaux. 8. 31. 2. 137. 

f. Art. 588. 760. 928. 

(7) Der Geſchenk- und der Vermäctnifnehmer einer Nutz⸗ 
nießung iſt ber Einwerfung der von ihm vor Eröffnung ber 
Erbfhaft bezogenen Früchte nicht unterworfen — Da bie 
Fruͤchte von dort an Feinen Theil der Erbſchaft des Geſchenk— 
gebers ausmachen duͤrfen, ſo kann die Schenkung nicht gleich 
einem Geſchenk als Vorempfang auf die Erbſchaft betrachtet werden, 
ſelbſt —*— * en he in der — ſo benannt haͤtten. 
Baſtia. R 6. 1833. 2 6. Buzz ſ. A 
(8) De Miterbe, in deſſen Sände bei Errihtung des 

Erbverzeichniffes die verzeichneten Summen und Vermögensftüde 
hinterlegt worden find, ift, als Aufbewahrer, die Zinfen aus 
jenen Summen erft von dem Tage an fhuldig, wo er von 


2 
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856, feinen Miterben in Verzug gefegt wurde, diefelben heraus zu 


857. 


geben , und nicht von dem Tage an, mo er fie rl hat. 
G. 9. Bi, Agen. R. G. 1836. 1. 590. — f. Art. 1936. 

(9) Die Frau, welhe beim Tod ihres annes im Befige 
des Gemeinſchafts· Vermoͤgens geblieben, iſt nicht kraft Geſetzes 
die Zinſen aus den in ihren Händen gebliebenen Geldern ſchul—⸗ 
dig. Hier iſt der Art. 856. nicht anwendbar, welcher den Erben 
für fhuldig erklärt, die Se . en Sachen zu 
entrichten. C. H. Bw. Mes. R. G. 1836. 1. 855. 

1. Der Erbe, welcher zugleich, zum Voraus Vermaͤchtniß⸗ 
oder Geſchenknehmer des Freitheils oder eines beſtimmten Gegen: 
ſtandes iſt, kann von ſeinen Miterben die Einwerfung ihres 
Vorempfanges durch Zuruͤckſtehen nicht verlangen, um hieraus 
den — des Freitheils zu berechnen. Limoges. 8. 18. 2 
270. D. 17. 2. 7. — Toulouſe. 8. 20. 2. * u. 22. 
— — Agen. S. 24. 2. 357. — Caff. Agen. S. 25. 1. 134. 

L. 71. 249. — S. 22. 2. 303. L. 61. 78. 

2. Selbſt dann nicht, wenn ber Teſtirer, indem er ben 
Sreitheil vermachte, ausdrüdlich die Einwerfung der m Bor- 
empfang gegebenen Schenfung verordnet hätte. Agen. 8. 26. 
1. 209. L. 74. 331. 


3. Im entgegen gefesten Sinn —— Bruͤſſel. 
S. 11. 2. 19. — Toulouſe. 8. 22. 2. 70. D. 20. 2. 85. 
60. 115. — Agen. S. 22. 2. 71. L. 61. 111. — Bordeaur. 
Ss. 22. 2. 301. — Pau. S. 25. 1. 13. — Pau. 8. 35.2 
403. S. — 1. 313. — ©. H. Vw. Angers. S. 28. 1. 201. 
— Riom. S. 30. 2. 33. 

4. Zumal wenn die Verbindlichkeit zu Einwerfung aus 
der En hervorgeht. Pau. S. 25. 2. 292. — 
Riom. S. W. 2. 125. D. 24. 2.91. 

9. Rue entſchieden, daß der Erbe, welcher zugleich Ver⸗ 
maͤchtnißnehmer des Freitheils zum Voraus iſt, von ſeinem 
Miterben, dem Geſchenknehmer, die Einwerfung der geſchenkten 
Gegenſtaͤnde zwar fordern koͤnne, um ſeinen Kopftheil als Mit— 
erbe feſtſetzen zu laſſen, aber nicht, um den Betrag ſeines Ver— 
maͤchtniſſes zu beſtimmen. — Dieſer Betrag kann nur nach 
dem Vermoͤgen berechnet werden, welches ſich wirklich in dem 
Nachlaſſe befindet. C. H. Vw. Caen. S. 17. 1. 153. D. 15. 
1. 25. L. 49. 5. — Caſſ. Montpellier. S. 22. 1. 231. D. 20. 
1. 236. L. 63. 353. 

6. Wenn ein Gefchentnehmer des Freitheils mit einem 
früheren Gefchenfnehmer eines Vorempfanges zufammentrifft, fo 
kann er, um den Beſtand des Freitheils zu beſtimmen, die Zus 
fammenwerfung der als Vorempfang gefdyenften Sachen in die 
Maſſe mittelſt Zuruͤckſtehens verlangen; die im Art. 857. gege— 
bene Regel iſt nur auf wirkliche Einwerfungen anwendbar. — 
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Und wenn der Freitheil feſtgeſetzt iſt, ſo nimmt der Geſchenk⸗ 857. 
nehmer deſſelben ihn aus dem Vermoͤgen vorweg, welches der 
Teſtirer oder Geſchenkgeber bei feinem Ableben beſeſſen hat, ent: 
weder im Ganzen, wenn ber Freitheil durch die als Vorempfang 
gegebene Schenkung nicht: Üüberfchritten worden, oder zum Theil 
nur, wenn diefe Schenkung ben Pflichtkheil des Erben , der ſie 
empfangen hat, überfteigt. Gaff. Agen. S. 30. 1.-101. D. 27. 
1. 340. L. 85. 254. — f. Art. : 921. 922. | | 

(7) Die Einwerfung duch Aufrehnung bei Schenfungen 
als Vorempfang an der künftigen Erbfchaft, um den Umfang eines 
vom Erblaffer gegebenen Vermächtniffes feftfegen zu koͤnnen, 
darf eben ſowohl von einem fremden Vermächtnifnehmer begehrt 
werben, als von einem foldyen, der zugleich die Eigenfchaft eines 
Erben hat. €. H. Bw. Rouen. J. 19. S. 1834. 1. 12, *) 

f. Art. 922. | 

Der Miterbe, welcher die Früchte einer ungetheilten Erb: 858. 
fhaft bezogen hat, iſt deren Rüderfag in Erbfchaftsftüden nur 
in fo weit fhuldig, als ev fie nicht in Baarem erfegen fann. — 
Und das Gericht kann oder foll ihm eine billige Friſt verftatten, 
um diefen Nüderfag in Baarem zu machen. Zouloufe. S. 30, 
2 180. **) eo, 
+ Einmwerfung beimgefallener Mannlehen findet nicht ftatt. N, 

Jahrb. I. 260. | e- 


+ Liegenſchaften, welche ein Dritter an ſich zog, find der Einwer 860. 
fung nicht unterworfen. N. Jahrb. I. 261. Zu 
f. Art. 922. 929. 952. 963. 1167. 2215. ° 1) 865. 
+ R. F. Über die Srage, ob die von einem Erben in eine Erb- 
maffe eingemworfenen Liegenfchaften auch dann: von den Darauf 
vermwilligten Unterpfandälaften. befreit werden und bfeiben, wenn 
fie. dem nämlihen Erben im £oo8 zufallen. — Bejaht, 
Annalen V. 225. ff. — Belhräntende Bemerkungen, Ebend. 


Die im Art. 866. dem erbberechtigten Geſchenknehmer ber 866. 
willigte Befugniß, wenn der Mehrempfang den halben Werth 
eines erhaltenen Grundftüdes uͤberſteigt, der Theilung diefes 
Grundſtuͤckes dadurch auszumeihen, daß er den Mehrwerth feinen 
Miterben baar vergütet, ift auch auf den Fall der Theilung 
einer Ehegemeinfhaft anwendbar, Colmar, S. 31. 2. 253. » 

f. Art. 132. | 867. 

1. Die Beftimmung des Art. 922. daß im Falle. der geg, 
Minderung von Schenkungen unter. Lebenden die gefchenkten 
. Güter nach ihrem Werthe beim Ableben des Teſtirers geſchaͤtzt 


*) Mer ift berechtigt, das NRüdbringen zu verlangen? Zadar. 
IV 


*) Von den rechtlichen Folgen des Ruͤckbringens. Zachar. IV. 
632. — Einwerfung im Stuͤcke. Brauer V. 735. 
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868. werben follen, ift auf die Schenkungen von Fahrnißgegenſtaͤnden 


869. 


nicht anwendbar. Die Einwerfung der Fahrniß bat ihre allge⸗ 

meine Regel im Art. 868. beſagend, daß ſie nach dem Werthe 

der Gegenſtaͤnde im Augenblicke der Schenkung ftatt finden folle, 

— Diefe Beftimmung ift auf die Einwerfung durch —— 
wie auf die wirklihe anwendbar. Nismes. S. 2. 

Der Art. 868. befagend, daß bie —— der 
einem Erben geſchenkten Fahrniß nur dem Werthe nach geſchehen 
ſolle, den fie zur Zeit der Schenkung hatte, iſt auch auf un: 
koͤrperliche Fahrniß, 3. B. Renten, anwendbar. — In foldem 
Falle kann alfo der Geſchenknehmer nicht zugelaſſen — die 
Rentenvertraͤge im Stuͤck einzuwerfen; er muß ſie fuͤr ſeine 
perſoͤnliche Rechnung behalten, und die Renten nach dem wahren 
Werthe, den ſie im Augenblicke der Schenkung hatten, mittelſt 
Zuruͤckſtehens einwerfen; der Verluſt oder die Veraͤnderungen 
an den geſchenkten Renten fallen dem Geſchenknehmer zur Laſt. 
Nismes. S. 30. 2. 111. 

f.e Art. 825. 830. 858. 

(3) Die Beflimmung des Art. 868. daß die Einwerfung 
ber fahrenden Habe nad ihrem mahren Werthe zur Zeit ber 
Schenkung gefchehen folle, ift unanmwendbar auf den Fall, wenn 
bie gefchenfte Fahrniß damals mit einem Nugnießungsrechte 
belaftet war. — In folder Vorausfegung hat die Einmwerfung 
nur nah dem zu jener Zeit beftehenden Werthe zu gefcheben, 
wo ber Gefchenkgeber duch Erlöfhung der Nutznießung den 
Genuß erhalten hat. Riem. R. G. 1833. 2. 249 *) 

1. Wenn die XActiven einer Berkaffenfhaft Iediglih in 
Summen Geldes befiehen,, und fich in Folge gemachter Schen« 
tungen gaͤnzlich in den Händen mehrerer Erben, jedoch zu uns 
gleichen Theilen befinden, fo muß bie Klage auf Cinwerfung 
von Seiten der Erben, welche mihts empfangen , ausſchließlich 
gegen jene Erben gerichtet werden, welche mehr als ihren gebuͤh⸗ 
renden Antheil erhalten haben, nicht gegen jene, welche nur ihren 
Antheil empfangen, und daher nichts einzumerfen haben: vorbehalt: 
lich jedoch jedes Rüdgriffes unter fih, im Falle der Unzahlbarkeit 
der übrigen. Paris. 8. 29. 2. 325. D. 27.2. 233. L. 85. 123. 

2. Wenn eine Frau, der eine Chefteuer gefigt wurde, zur 
Erbſchaft ihrer Eltern gelangt, fo muß fie ihre Ehefteuer in 
Geld und nicht in Liegenfhaften einwerfen, wenn ihr biefelbe 
in Baarem beftellt wurde, felbit wenn fie ihr in ——— 
N — iſt. Bordeaux. 8. 7. 2. 918. L. 9. 104. 

f 





| *) Einwerfung der Fahrniß und der Fruͤchte. Brauer V. 735. 
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1. u. 2. Der Erbe eines Gewährleifters: zu einem Viertel 870. 
muß fih die Eintede der Gewährleiftung im Ganzen gefallen 
laffen, wenn er der Elagende Theil if. — In diefem Falle iſt 
die Gemährleiftung untheilbar. €. H. Vw. Pau. 8. 15. 1. 
231. D. 13 1. 169. L. 42. 457. 

3. Wenn es thatfählich anerkannt ift, daß die Erben eines 
verfchollenen oder angeblich verftorbenen Militärs deffen Nachlaß 
an ſich gezogen haben, fo Eönnen diefe Erben zu Bezahlung ber 
erbfhaftlihen Schulden verurtheilt werden, nicht famtverbindlidy, 
fondern in Gefamtheit , und jeder im Verbäftniffe feines An« 
theild am Nachlaffe. Taſſ. La Chatre. S. 20. 1. 432. D. 18. 
1. 512. L. 59. 278. — f. Art. 873. 1220. 1233. 1669. 1672. 

(6) Können Miterbin, die nad Art. 870. nur nad Ver— 
haͤltniß ihrer Erbtheile zu Zahlung einer Rente verpflichtet waren, 
welche auf dem Nachlaſſe haftet, in dem Falle als Samtſchuld⸗ 
ner erklärt werden, wo fie ein untheilbares Pfand zur Sicherheit 
der Fahreszahlungen beftellt hatten, und ſich weigern, dieſes 
Dfand, welches zu Grunde gegangen, mit einem andern zu 
erfegen? — Bejaht. C. H. Vw. Colmar. J. 1% $. 1835 1. 
123. — f. Art. 2083. 

(7) Der Vorfichtserbe ift nicht. gleich dem umbedingten 
Erben der Gewährleifter der Handlungen feines Rechtsvorfahrers; 
er kann daher in eigenem Namen die von diefem zur Ungebuͤhr 
— Liegenſchaften zuruͤckfordern. Grenoble. A. G. 1836. 


(8) Die Erben, welche zur Ueberlaſſung einer von ihrem 
Rechtsvorfahrer beſeſſenen Liegenſchaft und zur Herausgabe der 
Fruͤchte verurtheilt worden, ſind zu dieſer Herausgabe, jeder nur 
für feinen Antheil, und nicht ſamtverbindlich gehalten. Riom. 
R. G. 1836. 2. 181. *) 

f. Art. 1222. | 

1. Wenn beftimmt ift, daß das Stuͤckvermaͤchtniß einer 871. 
Summe Geldes aus dem: Fahrnißvermögen der Erbfchaft genom⸗ 
men werden foll, fo bat die fämtliche Fahrniß für die: Bezahlung 
des Vermächtniffes zu haften. Das Vermaͤchtniß ‚muß bie 
zum Betrage des MWerthes der Fahrniß entrichtet werden; es ift 
sicht erlaubt, aus dem Erlöfe der Fahrniß die Zahlungsmittel 
zur Tilgung der Schulden zu nehmen, wenn anders Liegenfchafs 


*) Uebergang der Schulden auf die Rechtönachfolger. Zachar. III. 
7583. — Bon dem Berhältniffe der Miterben zu den Glaͤubi⸗ 
gern ber Erbfchaft. Zachar. IV. 636. 


871, 


ei 


Fr.) 
ıy = » 


872. 


873. 
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ten zum! find. Caſſ. Dijon. S. 21. 1. 208. D. 19. 1. 


138. L 

f. Art. 1009. 1012. 1017. 10%. 1024. 

(2) Der Pflichterbe, welcher mit einem Erbnehmer zufam- 
mentrifft, hat zue Zahlung der Schulden nur nah Verhältnif 
feines lichttheits beizutragen, felbft wenn er auch nod als 
Geſchenknehmer eines Voraus unter beſonderem Titel Antheif 
an der Verlaffenfhaft nimmt. — Wenn alfo der Pflichetheil die 
Hälfte ausmacht, fo hat der Erbe nur die Hälfte der Schulden 
zu tragen; bie Andere Hälfte faͤllt dem Erbnehmer zur Laft, 
welhe Minderung auch fein Vermaͤchtniß in Folge der beit 
Erben als Voraus zugewendeten Begünftigung erleiden koͤnnte 
Baftia. R. G. 1837. 2. 447. — f. Art. 922. 1009. 

Wenn eine zur Theilung kommende Erbfhaft mit einer 
Rente unter fpeziellem Unterpfande befchwert ift, fo ift der Art: 
872, (welcher jeden Erben ermächtigt, die Tilgung der Renten: 
ſchuld vor der Theilung zu verlangen) auf den Fall anwendbar, 
wo jenes Unterpfand alle zu theilenden Güter ergreift, felbft als 
dann, wenn einer der Miterben der Nentengläubiger wäre, und 
die Übrigen ſich erbieten, ihr Loos von jedem Beitrage und jedem 
an 05 Gunften diefer Rente frei zu machen. Gaen. 

f. Art. 828. 1218. 1221. 1223. 1489. * 

1. Erben, welche auf Zahlung einer Schuld oder eines 
Vermaͤchtniſſes mittelſt perſoͤnlicher Klage belangt ſind, koͤnnen 
nicht — verurtheilt werden. Caſſ. Cap. 8. 1. 1. 

1b. Zumal, wenn fie erft nach vollzogener Grtpeitung 
.. zn Saff. Bordeaur. S. 12. 1. 238. D. 8, 1. 557. 

. 29. 


2. Selbſt wenn die Miterben in der Gefamtheit die Zah: 
Iungsanweifung erhalten a , und einer derfelben unzahlbar 
ift. Colmar. S. 11. 2. 

3. Die Erben, a Liegenfchaften mit darauf haftenden 
Schulden des Erblaffers befigen, find wirklihe Inhaber in dem 
Sinne, daß Feine Klage auf Samtverbindlidykeit gegen fie ange 

ellt werden kann, wenn fie die verpfandeten Liegenfchaften ver: 
ußert haben. „Paris, S. 1. 2. 611. — €. 9. Bw. Paris. 
S. 3. 1. 88. D. 1. 546. 

4 € Liegt keine Verlegung des Grundfages der Theilbar: 
£eit der Schulden unter den Erben in ber famtverbindfichen 
Berurtheilung mehrerer Erben zu Bezahlung einer Schuld aus 
der Baarfhaft und den Liegenfchaften des Nachlaſſes. — Eine 


) Trefurt 456. $. 536, D. 
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folhe Beftimmung iſt nur von der unterpfändlichen Samtver- 873. 
bindlichkeit oder Untheilbarkeit zu verftehen, welche eine Folge 
des Befises der erbfchaftlichen Güter if. €. H. Bw. Rouen. 
8. 2. 1. 347. D. 25. 1. 111. L. 79. 262: 

5. Die gefeglih verordnete Theilung der Schulden einer 
Erbſchaft unter die Erben tritt, Fraft Gefeges, ſowohl zwifchen 
den Vorſichts- als zwiſchen den unbedingten Erben ein. Folg- 
lich Eann in erfterem Falle der Miterbe, wenn er dem Gläubiger 
den ihn treffenden Antheil der Schuld anbietet, fi) von ber 
“ Nechnungsablegung frei machen. — Er iſt nicht als bloßer 
Verwalter zu betrachten, oder als folcher verpflichtet, dem Gläu- 
biger alles zu verrechnen, was er empfangen hat, oder ihm alles 
zu überlaffen, was in fein Loos gefallen ift, oder die ganze 
Schuld zu bezahlen. Caſſ. Paris. S. 12. 1. 305. D. 11. 1. 
a S. 10. 2. 357. D. 2. 160. L. 31. 307. — ſ. Art. 802. 
u. 

6. Wenn ein Teſtirer alle Schulden, womit ſeine Guͤter 
bei ſeinem Ableben beſchwert waren, dem Vermaͤchtnißnehmer 
ſeiner Fahrniß zu Laſt gelegt hat, ſo iſt dieſer nicht verpflichtet, 
die Kapitalien der Renten, welche die Erbſchaft ſchuldig iſt, zu 
bezahlen, zumal, wenn durch Einrechnung bdiefer Kapitalien in das 
Schuldenverzeihnig das Vermaͤchtniß fih in Nichts auflöfen 
würde. Brüffel. S. 12. 2. 273. L. 32. 211. | 

7. Ein Urtheil, welches gegen einen Erben perfönlich er= 
laffen wurde, hat Feine Wirkung hinfichtlid ſeiner Miterben. 
Caſſ. Lure. S. 14. 1. 246. L. 40. 95. RG: 

8. Der Gläubiger einer Schuld, für welche mehrere Mit: 
erben famtverbindlich haften, kann nad) Gutbefinden einen oder 
mehrere derfelben belangen , ohne gehalten zu feyn , die übrigen 
beizurufen. — Diefe Fönnen beim Rechtsftreit interveniren, aber 
fie find nicht befugt, auf Nichtigkeit des Rechtsverfahrens anzu: 
tragen. Bordeaux. S. 30. 2. 6. * 

f. Art. 870. 1009. 1013. 1017. 1221. 1223. 2017. 

+1) Die bloße Inhabung einer Erbſchaft macht den Inhaber micht 

unbedingt haftbar wegen perfünlicher Verbindlichkeiten ded Erb: 

fafferd, zumal wenn die Eigenſchaft des Inhabers ald Erben 

noch ftreitig ift, ganz befonderd, wo die Wittwe ald Inhaberin 

die außerordentliche Erbfolge gegen angeblihe Inteftaterben in 
Anfpruch nimmt, N. Tahrb. III. 145 — 148. 

2) Entgegen gefegte Anfiht in der R. Sr. „muß der Gläubiger 

einer Verlaffenfchaft mit feiner Sorderungsklage zumarten, wenn 


*) Bon dem Berhältniffe,, in welchem die Miterben gegenfeitig 
die Schulden und Laften des Nachlaffes zu tragen haben. Za— 
har. IV. 637. — Samtverbindlichkeit der Erben für Ber: 
maͤchtniſſe. Brauer VI. 43, | ' 


874. 
875. 


876. 
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der Berl aftöbefiger über fein Erbrecht mit einem Dritten 
in —— reite . ak lange?" Annalen V. 157 |. 

f. Art. 871. 1020. 1024. 

Der Erbe, welcher in Gefolge bes Unterpfandes, womit er 
belaftet war, einen Gläubiger mit feinem eigenen Gelde befrie- 
digt hat, kann felbft in diefem Falle nicht, fraft einer Subro: 
gation, gegen jeden — Miterben unterpfaͤndlich ruͤckgreifen. 
Paris. S. 5 2. 561. L. 11. 298. — f. Art 803. 884. 
ff. 1009. 1012. 1017. 1213. 1251. 

ſ. Art. 1214. 

1. Der Art. 877. hat keine Anmendbarkeit auf den Fall, 

o Schuldurfunden einer Erbſchaft erft gegen die Erben felbft 
Kr vollzugsreif erklärt worden find. — In diefem Falle können 
Saw Ablauf der acht Tage belangt werden. Brüffel. 


8 

3. Daraus, daß der Erbe waͤhrend der geſetzlich bewilligten 
Bedenkfriſten nicht genoͤthigt werden kann, ſich uͤber die Antres 
tung zu erklaͤren, folgt allerdings, daß ihm keine urkundliche 
Aufforderung zugeſtellt werden darf, diefe Erklärung abzulegen ; 
allein es folgt nicht daraus, daß es unterfage fey, ihm bie in 
Art. 877. vorgefehene Eröffnung zu machen, um einer den Erb« 
laffer befaftenden Urkunde WVollziehbarkeit gegen den Erben zu 
verfhaffen. Paris. S. 16. 2. 50. D. 14. 2. 62. L. 41. 261. 

4. Der Gläubiger welcher den Zugriff auf Liegenfchaften 
gegen Erben in Kraft einer vollzugreifen Urkunde gegem ihren 

thlaffer betreibt, muß unter Strafe der Nichtigkeit die Urkunde 
den Erben vorzeigen laſſen, wenigftens acht Zage vor dem Zus 
greiffsbefehle. Eine im Befehle mitgetheilte Abfchrift jener Urs 
£unde Bann die ehe Vorzeigung derfelben nicht 
G. H. Bw. Touloufe. S. 25. 1. 357. D. 23. 1. 431. L. 
129. — Baftia. R. G. 1833. 2. 262. 

5. Defgleihen: obwohl ber Zugriff jenem Befehle erft 
nad) Berlauf von acht Zagen nachgefolgt feyn ſollte. — Die 
Kenntniß, welche ber Erbe eines Gläubigers von der Schuld 
feines Rechtsvorfahren hatte, befreit den Gläubiger nicht von der, 
allem — vorausgehenden, Vorzeigung der Ur: 
Bunde. Pau. S 2. 150. 

6. Im entgegen gefegten Sinn entfhieden. — Die Bor: 
zeigung der vollzugsreifen Schuldurfunde an die Erben wird 
dadurch allein nicht nichtia, daß fie den Befehl zur Zahlung ent: 
"hält, wenn diefer Befehl die Leiftung der Zahlung erft nach acht 
Tagen auferlegt, und audy vor diefem XZermine fein wirkliches 
Verfahren ſtatt gefunden hat. — In jedem Falle würde die 
Nichtigkeit durch ne in gi Hauptfache geheilt feyn. 
Grenoble. S. W. 2. 304 24. 2. 222. f. Art. 820. — 
Angers. J. 19. 8. 1834. 2. "ao, 
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1. Die Abſonderung des Vermoͤgens findet im Allgemei⸗ 878. 


nen an allen dem Erblaffer zuftändigen Gütern und Rechten 
ftatt, und eben fo wohl am rüdftändigen Kaufſchillinge veräu: 
ferter Liegenfhaften, als an den Liegenfhaften felbft, wenn 
diefe noch im Stud vorhanden wären. — Ohne Rüdficht darauf, 
06 die Liegenfchaft vom Erblaffer ſelbſt veräußert wurde. €. H. 
Bw. Lyon. S. 28. 1. 394. D. W 1. 330. L. 82. 571. — f. 
Art. 880. Ne. 1. ff. 
2. Die Vermögensabfonderung wider die Gläubiger findet 
felbft alsdann ftatt, wenn die Gläubiger, welche fie begehren, 
und die, welche iht mwiderfprechen , gleichermaßen Gläubiger des 
Erblaffers find, es ift nicht nothwendig, daß Gläubiger des 
Erblaſſers und Gläubiger des Erben ſich gegenüber ftehen. E. 
H. Bm Limoges. S. 28. 1. 91. D. 25. 1. 201. L. 79. 489. 
3. Die Vermiſchung des beiderfeitigen Vermögens hindert 
den Antrag auf Abfonderung nur, wenn fie allgemein gemwefen 
iſt; ift fie nur zum Theil gefchehen, fo kann Vermögensabfon: 
derung bezüglich jenee Vermögenstheile begehrt werden, bei tel« 
* — ea ftatt fand, Caſſ. Riom. 8. 16. 1. 137. 


4. Wenn ein Antrag auf Wermögensabfonderung erfor 
derlich ift, um die Vermifhung zu verhindern, fo genügt nicht, 
wenn ein Inventar über eines der beiden Vermögen errichtet 
wurde; dies hat die Wirkung nicht, die Vermifhung zu ver- 
hindern. ©. H. Bw. Orleans. S. 21. 1. 33. — f. Art. 881. 
1271. 2111. und die Notizen. 

(5) Die Antretung einer Erbſchaft unter Borficht, durch 
einen Theil der Erben, zieht kraft Gefege® zum Vortheil der 
Erbfhaftsgläubiger die Abfonderung des Vermögens hinſichtlich 
alter Erbſchaftsguͤter, felbft bei den Erben nach fi, melde un: 
bedingte angetreten haben: — fo daß Iestere ihren Erbantheil 
auf Feine Weiſe zu Gunften ihrer perfönlichen Gläubiger mit 
Unterpfand belaften, und die Handfhriftsgläubiger des Erblaffers 
nach eröffneter Erbfhaft eben fo wenig auf jenen Antheil ein 
Unterpfand ſich verfhaffen koͤnnen. — In diefem Falle befchränkt 
fi) die Abfonderung des Vermögens nicht auf den dem Vor: 
fihtserben zufallenden Antheil. — Und es verhält ſich felbft 
dann fo, wenn die Antretung der Erbfchaft von einigen Mitere 
ben, ihrer Minderjährigkeit wegen, nur unter der VBorficht des 
—— geſchehen durfte. Caſſ. Lyon. R. G. 1833 


(6) Die auf obige Weife bewirkte Abfonderung befteht 
fort, auch nahdem der Vorfichtserbe eine Handlung eines unbe: 
dingten Erben unternommen, welde den Verluſt des Rechtsvor— 
theil® des Erbverzeichniffes zur Folge hat: die Gläubiger bleiben 
nach wie vor dem verwirkten Verlufte von der Verbindlichkeit 


512 Bon: ber Erbtheilung und Einwerfung 


878, frei, zu Bewahrung bes Rechtsvortheils ber ee Ein- 
trag zu nehmen. Paris. J. 19. 8. —* 27. — Caſſ. 
Gaen. R. G. 1833. 1. 730. — Colmar. R 6. 1837. 2. 314. 
ſ. Art. 2111. 

(7) Der NKechtsvortheil der Vermoͤgens abſonderung verleiht 
den Glaͤubigern des Erblaſſers das Recht, die Zahlung ihrer 
Forderungen aus dem geſamten Nachlaſſe zu verlangen, ohne 
Ruͤckſicht auf die Vertheilung der Schulden unter den Erben; 
die Abſonderung muß daher ohne Ruͤckſicht auf das von einigen 
Erben geſchehene Anerbieten, ihre Antheile an der Schuld zu bes 

ahlen, gegen 2 ie, wie gegen die übrigen ausgefprochen werden. 
ourges. G. 1833. 2. 635. — Bordeaux. R. G. 1837. 2, 

222. * Art, 873. 

c(7)b entgegen geſetzten Sinn entſchieden. Caen. 

R. G. 1833. 2 639. 

(8) - Die Klage auf Abfonderung des Vermögens kann ges 
gen den Erben allein, als gefeglichen Vertreter der Erbſchaft, ges 
richtet werden; es ift nicht nothwendig, die perfönlichen Glaͤu— 
biger diefes Erben vorzuladen, welche übrigens an dem — 
— fie es noͤthig finden, Antheil nehmen koͤnnen. Nancy. J 
19. S. 1835. 2. 304. 

(9) Der Erbe ift- nicht befugt, in feinem eigenen Namen 
gegen die Klage auf Abfonderung des: Vermögens, melde von 
den Erbfchaftsgläubigern gegen feine perfönlichen Gläubiger an: 
geftellt worden, Einſprache zu thun; dieſes Recht fteht nur den 
legtern zu. Bordeaur. J. 19. S. 1835. 2. 345. 

(10) Ein Gläubiger, als Inhaber eines Privatfchuldtitels, 
welcher zum Zeitpunfte ber eröffneten Erbfchaft feines Schulds 
ners noch nicht verfallen, hat das Recht, gegen den Erben feines 
Schuldners auf Vermögensabfonderung zu klagen, ald wenn bie 
Schuld wirklich ſchon fällig wäre. Eine folche Klage ift eine 
bewahrende Mafregel, worauf die Verfügung des Art. 1. des 
Geſetzes vom 3. September 1807. keine Anwendung findet, 
welche unterfagt, einen Pfandeintrag auf den Grund eines noch 
nicht fäligen er zu nehmen. Lyon. R. G. 1836..2 
464. — f. Art. 2111. 

(10) b. Die Gläubiger einer Erbſchaft Eönnen die Ver: 
mögensabfonderung gegen den Erben begehren, obgleich diefer die 
Erbfhaft unter Vorſicht angetreten hat, wenn fie. in der Perfon 
und den Vermögensumftänden des Erben keine hinlaͤngliche Ge: 
währ für die Bewahrung ihrer Rechte finden. Ebend. *) 


* 4) Befondere Gant bei Abfonderun Be Dembgnb des er 
laſſers von dem des Erben. 2.9. 5 


*) Rechtswohlthat der Erbabfonderung. Zadar. IV, 618.— Erb: 
abfonderung auf das Ungewiſſe. Brauer VI, 44. — Abfonde: 
rung der Erbfchaftsgläubiger. Ebend, 45, 
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+ 2) Kann ein Segater ded Erblafferd eined Gantfchuldnerd gegen 878. 
dieſen dad Recht der Erbabfonderung geltend machen? — 
erneint, vornehmlih aus formellen Gründen Annalen 

111. 135. ff. — Entgegen gefegte Anfiht. Ebend. 137. f. 

1. Der Gläubiger einer Rente, der vom Erben feines 879. 
Schuldners die Zahlung der verfallenen Rüdftände empfängt, 
wird nicht darum allein dafür angefehen, daß er diefen Erben 
ald Schuldner angenommen, und ſich des Rechtes begeben habe, 
die Abfonderung des Wermögens des urfprünglihen Renten: 
ſchuldners und feines Erben zu begehrten. Paris. S. 5. 2 
610. L. 11. 92. 

2. Die Rehtshandlung, womit der Erbe die Verbindlich⸗ 
keit des Erblaffers genehmigt, und Behufs des Vollzuges diefer 
Verbindlichkeit feine Güter verpfänder, zieht von Seiten des 
Gläubiger die Annahme des Erben des Verſtorbenen ale 
Schuldner nad fih, und enthält folglich eine Rechtswandlung 
der Schuld, fo daß der Gläubiger die Abfonderung des beiders 
feitigen Vermoͤgens nicht mehr verlangen Fann. E. H. Bw. 
Riom. S. 15. 1. 97. 

3. As eine bloße Regulirung der Schuldforderung, welche 
feine Rechtswandlung wirkt, ift die Webereinkunft zu betrachten, 
vermittelft welcher der Erbe den Betrag des feinen Gefchwiftern 
gebührenden Pflichtheiles in Geld feftfegt, mithin behält, diefes 
Wertrages ungeachtet, der Pflichterbe das Recht, im Wege der 
Bermögensabfonderung, mit Vorzug auf die Güter der Erbſchaft, 
verwiefen zu werden. Grenoble. S. 25. 2. 319. 

. Die Verwandlung eines ablöslihen Kapital in eine 
Rente, ohne Vorbehalt der, der Hauptfhuld anklebenden Vor⸗ 
zugsrechte, enthält eine Rechtswandlung. — Wenn daher eine 
folhe Verwandlung von Seiten des Erben des Schuldners be= 
voilligt, und vom Gläubiger angenommen morden ift, fo kann 
nn die Vermögensabfonderung nicht mehr begehren. Caen. S. 


T. At. 1271. ff. 

+ Die Annahme der Verweiſung der Schuld ded Erblafferd an 
einen Erben mwird nicht deßhalb allein ald eine Annahme des 
übermwiefenen Erben pi alleinigen Schuldner vermutbet, fondern 


ſolche Annahme muß deutlich und beftimmt vom Gläubiger ges 
ſchehen fepn. Annalen II. 139. „. 


1. Die Vermögensabfonderung Fann, felbit nach dem Vers 880. 
kaufe der erbfhaftlichen Liegenfhaften begehrt werden, fo Tange 
der Kaufpreis a — iſt. Caſſ. Pau. S. 10. 1. 34. D. 
"4b. In diefem Kalle tritt der Kaufpreis an die Stelle 
— C. H. Vw. S. 38 1. 47. D. W. 1 
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2. Um bie Klage auf Vermögensabfonderung am Erlöfe 

ber veräußerten Liegenfhaft in Anwendung bringen zu Fönnen, 
genuͤgt es nicht, daß der Kaufpreis den Glaͤubigern des Ver— 
kaͤufers gebuͤhre, ſondern er muß nothwendig dem Verkaͤufer 
ſelbſt zuſtehen; wenn alſo der Kaufpreis einmal an den Verkaͤufer 
bezahlt worden, ſo iſt die Klage auf Abſonderung erloſchen, 
ſelbſt wenn die Glaͤubiger ſich ihres Rechtes — und den 
Kaͤufer angehalten haͤtten, noch einmal zu EURE . 9. Bw. 
Paris. S. 13. 1. 438. — f. Art. 878. Neo. 1.. 

3. Der Kaufpreis der erbfchaftlichen ans fann 
nicht mehr Gegenftand einer Vermögens: Abfonderungskinge fen, 
wenn er mit dem Kaufpreife der dem Erben perfönlich zugehoͤ⸗ 
rigen Liegenſchaften vermiſcht worden, welche dieſer in einer und 
derſelben Rechtshandlung, und ungettennt mit den Liegenſchaften 
des Erblaſſers veräußert hat. C. H. Bw. Montpellier. S. 12.1. 365. 

- 4. Zumal, wenn die Güter in Gegenwart der Gläubiger 
des Erblaffers veräußert wurden, und ohne daß diefelben gegen 
die Vermifhung Einſprache erhoben haben. Grenoble. S. 27. 
2. 215. D. 26. 2. 99 L. 82. 230. — Riom. S. 38. 2. 278. 
D. 27. 2. 07. 

- 5. Berfpätet und unftatthaft ift das Begehren einer Ver: 
mögensabfonderung nad dem Zugriffsverfahren, wenn ein ſolches 
gegen den Schuldner eingeleitet worden. Montpellier. S. 15. 
2.206. D: 20. 2 119. 

- 6. Die Klage auf Vermögensabfonderung kann nicht mehr 
angeftelft werden, wenn die Erbfchaftsgüter vom Erben veräußert, 
ein Theil des Kaufpreifes mit demjenigen, was der Erbe dem 
Käufer fhuldig war, wettgeſchlagen, und der Ueberſchuß an die 
perfönlichen Gläubiger des legtern vermwiefen worben ift. — Unter 
folchen Umftändın ift die Geftalt ee Sachen nicht mehr unver: 
ändert. Grenoble. 8. 26. 2. 1 

‘6b. Die — kann ſelbſt nach der 
gleichzeitigen Veraͤußerung der Güter des Erben und des Erb⸗ 
laffers, um einen und denfelben Preis, begehrt werden, wenn 
anders die Grundlagen zur verhäftnifmäßigen Auseinanderfegung 
gegeben find. Grenoble. S. 32. 2. 645. 

7. Die Klage auf Vermögensabfonderung verjährt nicht 
in dreißig Jahren feit Eröffnung der Erbſchaft, wenn die Lage 
der Sachen unverändert die nämliche geblieben ift. Gaff. Pau. 

S. 10. 1. 34. — Caſſ. Riom. 8. 16. 1. 137. L. 44 481. 
= B Die Klage auf Vermögensabfonderung der Liegenfchaf: 
ten: verjährt nie mit und wie die Schuld felbft, wenn u 
F Er ber Sachen nod) unverändert ift. Toulouſe. 8 


9. Der Art. 2111. welcher den Gläubiger des Erblaſſers, 
die den Rechtsvortheil der Wermögensabfonderung fi bewahren 
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wollen, vorfchreibt, innerhalb der naͤchſten ſechs Monate nad) 89. 
eröffneter Erbſchaft Eintrag ins Pfandbuch auf diefe Liegenfchaf: 
ten zu nehmen, hat den Art 880. nicht mobdificirt , ober beab- 
fihtet, die Dauer der WVermögensabfonderungsflage auf fechs 
Monate zu befchränten. Nismes. S. 29. 2. 214. D. 27. 1. 
154. L. 84. 552. — Colmar. J 19. S. 1834. 2. 677. 

10. Die Klage auf PVermögensabfonderung kann felbft 
wegen der Liegenſchaften angeftelt werden, welche ſich nicht mehr 
in der Hund des Erben befinden, wenn die Gläubiger in Ge: 
mäßheit des Art‘ 2111. Eintrag genommen haben. Nismes. 

29.2. 2314 — Colmar. J. 19. S. 1834 2. 677. 

11. Das Vermögen des Erblaffers wird mit dem eigen: 
thuͤmlichen Vermögen des Erben, vom Erbanfall an gerechnet, 
vermifcht ; folglich kann die Klage auf WVermögensabfonderung 
amgeftellt werden, und ihre Verjährung nimmt den Anfang 
felbft vor jeder ausdrüdlihen Antretung von Seiten ded Erben. 
Douai. S. 11. 1. 18. - 

12. Die gefeglihen Bellimmungen, welche bei Verluſt 
ihres Rechtes die Gläubiger einer unbedingt angetretenen Erb: 
fhaft nöthigen, innerhalb einer beftimmten Frift ihre Befugniß, 
die Vermögensabfonderung zu begehrten, auszuüben, haben einer: 
lei Wirkung, wenn es fih von Beſtimmung des WVorzuges zwis 
fhen den Gläubigern und den Stüdvermächtnifnehmern des 
Erblaffers handelt, als wenn es fih davon handeln follte, einen 
Borzug unter den Mitgläubigern feftzufigen. C. H. Bw. Gaen. 
8. 24. 1. 108. 

13. Die Rechtsmaßregeln, welche feinen andern Zweck 
haben, als eine Urkunde des Gläubigers gegen den Erben des 
Schuldners für vollzugreif erklären zu laffen, find nicht geeignet, 
die Verjährung der Klaue auf Wermögensabfonderung zu unter: 
brechen. Grenoble. 8. 26. 2. 125. *) 

f. Art. 2111. 

f. Art. 878. 881. 

1. Der Unterpfandsgläubiger eines der Erben eines Mache 882, 
laffes kann die unter den Miterben vorgenommene Theilung 
unter dem Vorwande nicht anfehten, daß biefe Zheilung auf 
Seiten feines unter den Miterben befindlichen Schuldners nur 
ein Verkauf feiner Erbrechte gewefen ſey. — Der Gläubiger 
hätte in die Theilung Einfprahe machen follen. C. H. Vw. 
Paris. S. 9. 1. 139. D. 7. 1. 58. L. 23. 353. 

2. Eben fo-bei dritten Käufern eines der Erben Nismes. 
S. 7. 2. 1086 

3. Eben fo beim Gläubiger eines Gefellfchafters. Paris. 





*) Trefurt. 465. $. 531. 1). 
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. 8.7.2 719. L. 18. 182. — Im entgegen — Sinne 


entſchieden. CE. H. Vw. Meg. J. 19. 8. 1835. 1 

4. Die Abtretung aller ſeiner Rechte, welche einer der 
Erben eines Nachlaſſes ſeinen Miterben bewilligt, hindert nicht, 
daß die Glaͤubiger des Cedenten nicht in die Theilung der Erb— 
ſchaft Einſprache machen koͤnnten, ſelbſt nach der Rechtsabtretung, 
wenn dieſe Glaͤubiger vorher den Zugriff auf die zu theilenden Kie: 
genfchaften erwirke haben. Zouloufe. S. 30. 2. 13. 

4 Wenn von fämtlichen Mitbetheiligten einer Erbver: 
theilung zum Nachtheile der Gläubiger eines unter ihnen betrüg: 
lich gehandelt worden ift, fo Eönnen die Gläubiger die Theilung 
anfechten , feldft wenn von ihnen feine Einfprahe gegen das, 
was * ihre NY us gefchehen, erhoben worden ift, Tou⸗ 
louſe. 8. 31. 2. 161 
| ac Sn "entgegen gefegten Sinn entfhieden. Borbeaur. 
R. G. 1833. 2. 509. 

(4) d. Deßgleichen. Eben fo verhält e8 fih, aud wenn 
e8 von Feiner Theilung im eigentlihen Sinne, fondern von 
Nichtigftellung eines Pflichttheils fih handelte, worüber im 
Rechtswege gegen den eines Iedigen Erbes Verhandlung 
gepflogen wurde. Pau. J. 19. S. 1835. 2. 250. 

f. Art. 1167. 

5. Eine volljogene Erbvertheilung kann wegen Gefährbe, 
felbft von einem nadyläßigen Gläubiger, im Sinne des Art. 882, 
angefochten werden. Grenoble. S. 25. 2. 183. D. 3. 2. 
31. L. an 547. — Agen. S. 25. 2. 216. — ar 8. W. 
2. 92. L. 82. 67. — f. Art. 1167. — Aix. S. 1834. 
2. 320. — Borbdeaur. J. 19. S. 1834. 2. 7 

6. Aud wegen Simulation — Man kann nicht einwen- 
den, die Theilung koͤnne wegen VBetruges von einem nachlaͤßigen 
Släubiger nicht angefochten werden. Ein anderes ift die Be: 
hauptung, daß eine Erbabtheilung ſimulirt, oder daß gar keine 
Theilung — und ein anderes, daß die Theilung betruͤg— 
ih fy. C. H. Bw. Douai. 8. W. 1. 192. D. 23. 1. 449. 
L. 76.142. — Bourges. R. G. 1833. 2. 638. — 6, 9. Bw. 
Mes. J. 19. S. 1835. 1. 131. 

7. Wenn der Gläubiger eines Miterben vor aller Thei— 
lung zum Nachtheile feines Schuldners einen Zugriff auf bie 
Liegenſchaften der Erbſchaft erwirkt hat, und diefer Zugriff allen 


Miterben verfündigt worden ift, fo Fann ohne Beirufung jenes 


Glaͤubigers in der Theilung nicht weiter vorgeſchritten werden. 
— Der Zugriff gilt für die Einſprache, wovon der Art. 882. 
handelt. Zouloufe. S. 30. 2. 116. — Im. entgegen gefesten 
er entfchieden. CE. H. Vw. Guadeloupe. R. G. 1837. 


8. Die Gtäubiger eines Miterben an einem ungetheilten 
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Nachlaſſe haben niht das Recht, im Zugriffewege Beſchlag 882. 
gegen Schuldner der Erbfhaft für den dem Miterben fhuldigen 
Antheil anzulegen ; fie haben nur den Weg der Einfprache gegen 
die Theilung. Paris. S. 29. 2. 107. 

9. Die Regel, nadı welcher die Gläubiger eines Miterben 
eine ohne ihre Zuziehung vollzogene Zheilung nicht anfechten 
fönnen, fo lange nicht gegen eine von ihnen eingelegte Einfprache 
ein Verfahren ftatt gefunden hat, dehnt fih auch auf die Ur: 
kunde aus, welche die Richtigftellung zwifhen einem Water und 
feinen Kindern über die ihnen Namens ihrer Mutter gebühren: 
rn enthält. Bourges. S. 30. 2. 24. D. 27.2. 254. 
L. 


40. u. 11. Der Xre. 882. ift auf eine Theilung von 
Liegenfchaften, wie auf eine Zheilung von Fahrniß anwendbar. 
Wenn eine unter Miterben ungetheilt gebliebene Liegenfchaft 
verfteigert, und einem Fremden ohne Beirufung des einfprechen» 
den Gläubigers zugefchlagen worden iſt, fo hat biefer (wenn er 
ein Unterpfandsgläubiger ift) Leinen begründeten Anſpruch auf 
die Aufhebung der Verfteigerung ; falls fein Unterpfand unver: 
ändert geblieben ift, fo ann ihm Fein Intereſſe eingeräumt 
werden, ſich über feine Uebergehung bei der Verfteigerung zu 
beſchweren. Paris. S. 12. 2. 452. L. 32. 578. 

12. Die Frau kann, mie jeder andere Gläubiger ihres 
Mannes, Einſprache thun, daß die Erbabtheilung nicht "ohne 
ihre Zuziehung gefchehe, damit nicht zu Gefährdung ihrer Rechte 
verfahren werde. Zurin. S. 11. 2. 184. D. 9. 2. 119. — 

f. Art. 815. 1167. 2205. 

| (13) Wenn ein Erbe nad) einander mehrere Liegenfchaften 
verkauft oder verpfändet hat, welche zu einer unter ihm und 
feinen Miterben unabgetheilten Erbſchaft gehören, und hierauf, 
mit Einwilligung der letztern, die Theilung dergeftalt gefchehen 
ift, daß diefem Erben, fo viel als möglich, die von ihm veräußer: 
ten oder verpfändeten Kiegenfchaften zugetheilt werden ſollen, fo 
muß man in fein 2008 vorzugsweife die zuerſt verfauften oder 
verpfändeten Kiegenfchaften aufnehmen, fo daß die Entwährung 
ober der Verluſt der Forderung, welche aus ber Iheilung ent: 
ftehen Eönnten, cher auf den jüngften, als auf den älteften 
Käufer oder Darleiher fallen. Bordeaur. R. G. 1833. 2. 247. 

(14) Die Gläubiger eines Miterben, welche feine Ein: 
ſprache dagegen eingelegt haben, daß die Theilung ohne ihre 
BZuziehung vorgenommen worden, koͤnnen ſolche nicht mehr unter 
dem Borwande anfechten, daß andere Gläubiger Einfprache ein: 
gelegt hätten; dies wäre eine Einrede aus dem Recht eines 
Dritten. Bordeaur. RB. G. 1833. 2. 509. 

(15) Erkenntniffe, welhe auf das Begehren der Verfteiges 
rung einer unabgetheilten Liegenfchaft, die Abfhägung und Ver: 


518 Bon ber Erbtheilung und Einwerfung. 


äußerung dieſer Liegenfchaft verordnet haben, koͤnnen nicht fo 
angefehen werden, als wenn hierdurch eine vollendete Thei— 
lung bewirkt wäre, zumal binfichtlich der nicht beigerufenen Un: 
terpfandsgläubiger eines Miterben ; folglich find diefe Gläubiger 
befugt, das Urtheil anzufechten, wenn fie audy Feine Einſprache 
— Theilung eingelegt haben. Paris. J. 19 8. 1834. 
2 


(16) Der Art 882. iſt auf jede unter der Herrſchaft des 
Code ftatt findende Erbtheilung anwendbar, zu welcher Zeit auch 
die Eröffnung der Erbſchaft gefchehen feyn möge. Pau. J. 19. 
S. 1835. 2. 250. — ſ. Yet. 1167. 


Dierter Abschnitt. 
Bon den Wirkungen ber Theilung und der Gewähr ber Loofe. 


. 1. Unter Miterben wird eine Abtretung von Erbrechten 

unter belaftetem Zitel, welhe vor aller Zheilung geſchehen ift, 
für eine Theilung eradıtet, in dem Sinne , daß die dem rechtes 
übernehmenden Erben zugefallenen Güter fo angeſehen werden, 
als wenn fie ihm allezeit zugehört hätten. C. H. Vw. Rouen. 
S. 7. 1. 270. D. 5. 1. 270. L. 18. 149. 

2. Folglich kann der Unterpfandsgläubiger des abtretenden 
Miterben fein Pfandrecht auf die erbſchaftlichen Liegenfchaften für den 
Antheil nicht ausüben, auf welchen fein Schuldner ein Recht gehabt, 
wenn die Theilung im Stud ftatt gefunden hätte. Nismes. 
S. 19. 2. 287. L 55. 232. — Paris. S. 8. .2. 132. L. 20. 


311. 

3. Selbft wenn mehr als zwei Miterben vorhanden find. 
Montpellier S. 29. 2. 53. 

7. Die Anweifung eines erbfhaftlihen Gutes an den 
HP flichterben, um ihn für feine Anſpruͤche zu befriedigen, Löfet 
jeden Pacht auf, den der Erbe über diefes Gut abgefchloffen 
haben Fönnte, vorbehaltlich des Rüdgriffes des Paͤchters gegen 
den Verpaͤchter Nismes. S. 4. 2. 553. | 

9. Wenn eine Erbfchaft mehreren Perfonen angefallen ift, 
fo kann die eıne diefer Perfonen nicht ohne die Zuſtimmung der 
andern , oder wenigitens nicht ohne fie zum Rechtsſtreite aufzus 
fordern ,„ wegen unterlaffener Zahlung des Kaufpreifes die Auf: 
löfung eines Verkaufes begehren, der vom Erblaffer abgefchlof: 
fen worden ift. €. H. Vw. Guadeloupe. S. 29. 1. 180. D. 
27. 1. 248. L. 82. 251. f. Art. 1686. 

10. Der Miteigenthuͤmer einer ungetheilten Liegenſchaft, 
auf dem Ankaufe des Bodens und einem in Gemeinfchaft ge: 
fhehenen Baue beruhend , dem in WBerfteigerung das Ganze 
zugefhlagen wird, wird als Eigenthuͤmer des Ganzen ab initio 
betrachtet; folglich ift die Liegenfhaft im Ganzen feinen Unter: 
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—— — verhaftet. Paris. S. 27. 1. 171. D. 25. 883. 
11. Seder Berechtigte an einer Erbfhaft oder Gemein: 
(haft kann, felbft vor aller Theilung, für feinen Antheil die 
Bezahlung der Forderungen betreiben, weldhe der Erbſchaft oder 
Gemeinfhaft zuftehen. — Vergebens mwürden die befangten 
Schuldner hiergegen einwenden, daß nur bie Zheilung allein 
beftimmen werde, welche bezüglihen Rechte den Miterben oder 
Theilhabern der Gemeinfhaft auf diefe Sculdforderungen zu: 
ftehen: folen. Bourges. S. 30. 2. 74. D. 27..2. 292. — 
12. Im entgegen gefegten Sinn entſchieden. — So lange 
keine Richtigftellung und Theilung der Erbfchaft gefchehen , ift 
ein Miterbe nicht befugt, gegen einen Dritten feinen ungetheil: 
ten Antheil an einer Liegenfhaft in Anfprud zu nehmen, welche 
* feiner Behauptung zur Erbſchaft gehoͤtt. Bourges. S. 32. 


1. | 

f. Art. 1476. 1492. 

(13) Eine Urkunde, worin ein Miterbe die Gefamtheit 
feiner Erbrechte einem oder mehreren feiner Miterben abtritt, 
ift fo wie eine Urkunde, welche die Geffion des unabgetheilten 
Antheils eines Miterben an einem Theile der Liegenfchaften dev 
Erbfchaft enthält, einer Theilung nicht zu vergleichen, deren 
Mirkung wäre, den Gläubigern des Gedenten die ihnen beftellten 
Unterpfänder zu entziehen , als in fo weit jenes Rechtsgeſchaͤft 
die unabgetheilte Gemeinſchaft unter den Miterben gaͤnzlich aufs 
hebt. — Wenn dieſe Gemeinſchaft fortbeſteht, ſo muß das 
Rechtsgeſchaͤft ledialich als ein Kauf betrachtet werden. Caſſ. 
Seine. R. G. 1833. 1. 66 

(14) Der Miteigenthuͤmer, welcher Steigerer wird, iſt, 
wie jeder andere Steigerer, an die Gedinge in dem Verzeichniſſe 
der Laſten gebunden, fo viel die Verpflichtung zur Sicherheits: 
feiftung wegen Erfüllung der WVertragsbedingungen u. a. angeht. _ 
> Bw. Guadeloupe. J. 19. S. 1834. 1. 53. — f. Art. 

(15) Die Rechtsdichtung des Art. 883. ift auf den Fall 
zu befehränfen, wo in Folge des hinzugefommenen Rechtsgeſchaͤf⸗ 
te8 der unabgetheilte Befig unter ſaͤmtlichen Erben ein Ende 
genommen hat; fie ift unftatthaft, wenn derfelbe bei einem 
Theil der Erben noch fortbefteht. €. H. Vw. Paris. J. 19. 
Ss. 1835. 1. 341. 

(16) Die Regel, daß in der Erbvertheilung nur eine Er: 
klaͤrung, nicht eine Verleihung des Eigenthums liege, und jeder 
Miterbe eben fo angefehen werde, als hätte er alles, was in 
feinem 2008 enthalten, allein und unmittelbar geerbt, und an 
den Übrigen Erbf'aftsftüden niemals ein Eigenthum gehabt, 
ift auf die Erbfcyaftsforderungen eben fo anwendbar, wie auf 





885. 


887, 
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. alle andere Güter der Erbſchaft. Es gibt nicht bezüglich auf 


die Forderungen eine Theilung Eraft Gefeges, deren Wirkung 
wäre, den Miterben ein endgültiges Recht an jenen Forderun⸗ 
gen, im Verhältniß ihres Antheils an der Maffe einzuräumen. 
Diefem nach find gerichtlihe Zugriffe, melde vor der Theilung 
von perfönlihen Gläubigern eines Miterben auf eine Erbfchafts: 
forderung veranlaßt worden find, ihrer Wirkung nah vom Er: 
folge der Zheilung abhängig, und haben keinen Gegenftand mehr, 
wenn in Folge der Zheilung die ganze Forderung in das Loos 
eines andern Miterben übergeht: CE. H. Vw. Guadeloupe. R. 
G. 1837. 1. 106. *) | 
+ Miterben follen nah £. S. 883. fo —* werden, ald_ ob 
jeder feinen Erbtheil unmittelbar vom Erblaffer erhalten hätte, 
alle F ein Eigenthumsuͤbertrag vorgegangen wäre. Hohnh. 


Die von einem Miterben dem andern verfprochene Währ: 
fchaft, fo lange fie nicht eigens für diefen Fall zugefichert wurde, 
ift auf folhen Verluſt nicht anwendbar, der von Handlungen 
des Staatsoberhauptes herruͤhrt. Bordeaux. S. 26. 2. 248.D. 
24. 2. 183. **) — f. Art. 1626. 1696. 2103. Neo. 8. 2109. 

+ Erben find ſich Gewaͤhrleiſtung ſchuldig wegen Entwährungen 
mn der Theilung vorbergegangenen Urſache. N. Jahrb. 

f. Art. 1214. 

Sn Erbvertheilungsfahen, vor wie feit dem Code, muß der 
Miterbe ben Verluft einer Rente tragen, welche in fein Loos 
gefallen ift, wenn die Unzahlbarkeit des Schuldners erft nad) ber 
Zheilung eintrat. — Der Art. 886. hat in diefer Hinfiht nur 
darin ein neues Recht eingeführt, was die Dauer der MWähr: 
fhaftsflage unter Zheilungsgenoffen betrifft. EC. H. Vw. Bour⸗ 
ges. S. 17. 1. 397. D. 15. 1. 85. L. 49. 378. 


Fünfter Abfehnitt. 
Bon Umftopung ber Theilnug. 

1. Die Verkürzung, welche die Umftoßung im Falle einer 
Gemeinfhaftstheilung begründet, die durch Verfteigerung bewirkt 
wird, ift die von mehr als einem Viertel, wie Art. 887. be: 
flimmt ; es iſt keine Verkürzung von fieben Zmwölftel erforderlich. 
Der Zheilungsgenoffe als Käufer Fann nicht, wie wenn es ſich 
von Umftoßung eines Verkaufes wegen DVerfürzung handelte, 
das Zehntel des Preifes fich vorbehalten, auf welchen eine Ab: 
ſchaͤtzung durch Sachverſtaͤndige den Werth der Liegenfchaften 
beftimmt hat. Er muß feinen Theilungsgenoffen die vollftändige 


*) Bon den rechtlichen Wirkungen ber Erbtheilung. Zachar. IV. 625. 
**) Der Code Eennt keinen Unterfchied zwifchen elterlihen Theiluns 
gr andern, in Bezug auf Gemwährleiftungepflicht. Brauer 


’ 
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Ergänzung feines Antheil® an der Gemeinfchaft Teiften. Paris. 887. 
. 14. 2. 269. L. 38. 221. 


2. Wenn ein Vater feinen Kindern fein fämtliches Der: 
mögen gegen ein Xeibgedinge übergibt, fo kann der Verkauf, 
welchen eines feiner Kinder zu Gunften eines feiner Gefchwifter 
von Rechten macht, bie ihm als Folge jener Webergabe zuge: 
hörten, nicht als ein Vertrag über die Erbfchaft einer Iebenden 
Perſon betrachtet werden. — Ein folder Verkauf ift als eine 
Theilungshandlung anzufehen, und als ſolche der im Art. 887. 
vorgefehenen Umſtoßung unterworfen. ©. H. Vw. Dijon. D. 
18. 1. 277. L. 57. 101. 

3 Wenn bei einer Theilung einem Miterben zu Ergäns 
zung feiner Gebühr eine beftimmte Anzahl Maße zugewiefen, 
und jedes Maß zu einem gewiffen Werthe angefchlagen wurde, 
hierin aber ſich eine Benadhtheiligung des Miterben ergibt, fo 
kann bderfelbe von den übrigen die Gemwährleiftung verlangen, 
felbft wenn das Fehlende weniger als ein Viertel betrüge. — 
Sn ſolchem Falle ift Feine Verkürzung im gefeglihen Sinne 
vorhanden. Bordeaur. S. 29. 2. 172. D. 27. 2. 151. 

4. Sn folhem Falle handelt e8 fich nicht von einer nad: 
zumweifenden und auszugleihenden Verkürzung, fondern von eis 
ner zu vollziehenden und aufrecht zu erhaltenden Uebereinkunft. 
G. 9. Bw. Paris. S. 27. 1. 191. D. 25. 1. 41. L. 77. 465. 

5. Der Irrthum kann einen Umftoßungsgrund bei Theis 
lungen abgeben: namentlih in dem Falle, wo ein Zheilungs: 
genoffe fih nur als Erbberechtigter dargeftellt, und aus Irrthum 
unterlaffen hat, feine Eigenſchaft als Geſchenknehmer geltend zu 
maden. Zouloufe S. 24. 2. 115. D. 22. 1. 112. L. 70. 173. 

f. Art. 892. 1077. 1079. 1109. 1111, 1115. 1116. ff. 
1304. 1674. 1677. 1681. 

(6) Der Gläubiger eines Miterben, obwohl er keine Ein 
fprache gegen die Theilung eingelegt hat, kann, als in die Rechte feines 
Schuldners eintretend, die Theilung wegen Verfürzung um mehr 
als ein Viertel anfechten. Air. J.19. S. 1834. 2. 320. f. Art. 1166. 

(7) Der überlebende Ehegatte, welcher in die Theilung 
der Ehegemeinfhaft zwifchen ihm und bem andern Ehetheile, 
jedoch unter ausdrüdlihem Vorbehalte feiner Rechte und Erfag: 
forderungen, eingerilligt hat, Fann, fo lange die Zheilung nicht 
beendigt ift, gegen die Erben des verflorbenen Ehegatten auf das 
Gedinge feines Heirathsvertrages fi berufen, weiches ihm das 
Recht gibt, diefelben von der Zheilung auszufchließen, gegen Er: 
ftattung des Einbringens ihres Rechtsvorfahrers in die Ehege— 
meinfhaft; der die Einwilligung zur Zheilung begleitende Vor: 
behalt hat die Wirkung, in diefer Hinficht das Recht des überlebenden 
Ehegatten zu bewahren. C. H. Bw. Amiens. R. G. 1836. 1. 335. *) 


*) Bon dem Rechte, eine Erbtheilung anzufechten. Zachar. IV.626 — 


887. 


888. 
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btheilungen unter Großjährigen koͤnnen wegen Der 

F —— iertel, an ea RR ei] 

von einem Mıterben, der eins oder dad andere bemweifet, umge: 

ftoßen werden. Hohnh. I. 285. 11.95. 111. 173. IV. 217. f. V. 225. 

1. Die Natur der NRechtshandlungen beftimmt fich nad 

ihrem Inhalt, und nicht nady der Benennung, bie ihnen gegeben 

worden iſt. — Folglih ift eine Rechtshandlung, die als Ver: 

gleich bezeichnet wird, nicht für einen folhen zu achten, wenn 

die Parteien nicht ſowohl in der Lage waren, einen Rechtsftreit 

zu führen, als vielmehr eine XTheilung vorzunehmen. Caſſ. 
Nizza. S. 4. 1. 61. D. 2. 170, L. 7. 148. 

2. Für eine Zheilung, und zu Anftellung einer Umftoßungs: 


Plage geeignet, wird jede Rechtshandlung angefehen, deren. Zwed 


ift, die ungetheilte Gemeinfhaft unter den Erben aufzuheben, 
ſelbſt wenn die Rechtshandlung als Vergleich bezeichnet wäre, 


‘ und ein Nechtöftreit vorläge, der hierdurch zum Theil geendigt 
werben follte. Nismes S. 4. 2. 624. D. 4. 2. 230. 


3 Die Uebereintunft, wodurch gefchiedene Ehegatten vor 
der Theilung der Gemeinfhaft auf ihre gegenfeitigen Beibrin- 
gend = und Vergütungsanfprüche verzichten, wird als ein zur 


Theilung einfhlägiges Gedinge betrachtet, und iſt zur Umſtoßung 


wegen Verkürzung geeignet. Poitierd. S. 4. 2. 502. 
Wenn ſich unter den Miterben über die Frage Streit 
erhebt, zu welchem Betrage jeder ein Recht habe, fo ift ber 


Vergleich, welcher diefen Streit beendigt, der Umftoßungsklage 


wegen Verkürzung nicht unterworfen: fogar wenn der Vergleich 


in der Theilungsurkunde felbft — wurde. Amiens. 


8. 22. 2 39 D. 21. 2. 114 L. 63.5 

5. Der Richter der Hauptfache ift, nah Würdigung der 
Thatſachen und Umftände, zur Entfheidung competent, baß eine 
Rechtshandlung, welhe die Richtigftellung der Anfprüche mehrerer 
Miterben an einer und derfelben Erbfchaft enthält, den wefent: 
lihen Charakter einer Zheilung nicht habe: daß fie nicht ſowohl 


‚eine Zheilung, als eine Berichtigung fey, und bier folglich die 


Umftoßungsklage wegen Verkürzung nicht ftatt finde. — Wenig: 
ftens kann eine folhe Entfcheidung der Gaffation nicht unterlies 


gen. E.H. Bw. Agen.S. 23.1.311.D.25 1. 103. L. 72. 247. 


6. Selbft wenn ein der Theilung vorausgegangener Ders 
kauf von Erbrechten als Theilung betrachtet werden koͤnnte, 
wäre der Käufer nicht befugt, wegen Verkürzung von mehr als 
einem, Viertel zu Plagen, wenn dies eine Folge des Mißverhaͤlt⸗ 
niſſes zwiſchen dem Vermoͤgens- und Schuldenſtand der Erb: 
ſchäft waͤre. Turin. S. 11. 2. 73. D. 9. 2. 117. 

7. Wenn in einer und derfelben Urkunde Miterben Über 
Streitigkeiten wegen Gültigkeit der einem von ihnen gemadıten 


umftoßung außergerichtlicher Theilungen. Brauer VI. 46. — 
Archiv f. R. 11. 337. 
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Schenkungen fi vergleihen, und demnähft den Erbantheil 888. 
eines jeden beftimmen, fo ift die Umſtoßungsklage wegen Ber: 
fürzung gegen den Theil des Rechtsgeſchaͤftes nicht zuläfiig, tel: 
her den Vergleih Über die Schenkungen enthält; jene Verfuͤ— 
gung, welche die Erbantheile feftfegt, ift allein zur Umftoßungs: 
Elage geeignet. Nismes. S. %. 1. 268. D. 19. 2. 35. L. 
57 512 — Toulouſe. S. 30. 2. 44. D 27. 2. 286 

8.u.9. Der Bergleih eines Waters über die Erbſchaft 
eines vorverftorbenen Sohnes, den er in einem Heirathsvertrage 
begünftigt hatte, kann im Intereffe feiner übrigen Kinder aufs 
gehoben werden, wenn es fi zeigt, daß jener Vergleich dahin 
zielte, denfelben ihren Pflichttheil P entziehen. Selbft ein zwei⸗ 
ter Vergleih,, worin gegen Vergütung auf das Recht verzichtet 

würde, die Aufhebung des erften Vergleiches wegen Verkürzung 
zu verlangen, muß für ungültig erklärt werden. Riom. S. 20. 2.132. 

10. Wenn ein Vater im Zeftamente den Erbantheil eines 
jeden feiner Kinder feftgefest bat, und nad) feinem Tode unter 
ihnen über diefe Feftfegung Streit entfteht, fo muß die Rechts: 
handlung, woduch der Streit beigelegt, und die gegenfeitigen 
Rechte geordnet werden, nicht wie eine urfprünglihe Theilungs⸗ 
handlung, fondern wie ein unumftößliher Vergleich betrachtet 
werden. — Eben fo, wenn Miterben die Theilung einer Liegen- 
ſchaft begehrten, daran einer derfelben ein ausfchließliches Eigen: 
thumstecht behauptet, wird die Rechtshandlung, wodurch diefer 
Anfprud), wenn er ernftlich gemeint war, gefchlichtet wird, nicht als 
eine Theilung betrachtet, welche wegen —— wieder aufge⸗ 
hoben werden kann. ©. H. Vw. Grenoble. S. 9. 1. 210. 

11. Das Rechtsgefhäft, wodurch ein — * ſeine Guͤter 
dem aͤlteſten ſeiner Kinder mit der Verbindlichkeit ſchenkt, jedem 
feiner Geſchwiſter eine beſtimmte Summe zu bezahlen, um fie 
mit ihrem Pflihttheil auszuliefern, wird als Schenkung in Ber 
ziehung auf den älteften, und als Theilung in Beziehung auf 
alle betrachtet. — Cie kann wegen Verkürzung angefochten 
werben, felbft von Seiten besjenigen Kindes, welches feinen bes 
flimmten Antheil empfangen, und Quittung darüber ausgeftellt 
hätte. — Dies ift feine (Beftätigungshandlung, wodurd der 
Fehler der Zheilungshandlung gehoben würde. C. H. Bw. 
Lyon. S. 15. 1. 293. D. 13. 1. 1. L. 41. 398. 

12. Die Zuftimmung, welche ein Miterbe bei einer Theilung 
zu einem früheren Xheilungsverfahren, wobei er nicht mitges 
wirft hat, erklärt, ift hinfichtlich feiner ein Vergleich über die 
erfte Theilung, im Sinne des Art. 888. Diefe Zuftimmung 
entzieht ihm das Recht nit, in der Folge die beiden Theilun— 
” er Se Verkürzung anzufechten. Bordeaur. 

1 Die von einem Erben an feinen Miterben gemachte 
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888. Schenkung unter Lebenden von Gütern, welhe in dem ihm 


889. 


zugetheilten Looſe enthalten find, kann nicht als eine Zuftim: 
mung oder Genehmigung der Theilung „betrachtet werden, to: 
durch der Erbe des Rechtes verluftig würde, diefe Theilung wer 
gen Verkürzung anzufechten. Bourges. S. 27. 2. 41. D. 25, 
2. 48. L. 77. 517. 

14 Der Erbberechtigte, welcher verzichtet hat, kann einen 
Verzicht unter dem Vorwand einer Verfürzung nicht anfechten. 
Er kann die Regel nicht für fich geltend machen, welche die erfte 
Verhandlung unter a ar als —— un. C. 
H. Vw Lyon. 8. W.1. . 74. 137. — f. Art. 785. 

f. Art, 887. 892. S 1. 2 1304. 67. 1696. 2044. 2052. 

(15) Die Geffion der Erbrechte von Seiten eines Miter: 
ben an einen andern ift, wegen Verkürzung um mehr als ein 
Biertel, der Umftoßungsklage in fo weit unterworfen, als fie den 
unabgetheilten. Zuftand gänzlich aufgehoben, und fomit alle Wir: 
tungen einer eigentlihen Theilung hervorgebradht hat. ©. 9. 
Bw. Montpellier. R. G. 1833. 1. 394. 

(16) Das Nechtsgefhäft, wodurch Miterben, um jeder 
Uneinigteit unter fich vorzubeugen, den Werth der zu theilenden 
Güter beftimmen, und die Theile feftfegen , die jeder Miterbe 
an den Gütern zu beziehen hat, welche in einer gemeinfcaftli= 
chen Maſſe gelaffen werden, deren Verwaltung einem der Erben 
übertragen wird, ift ein Vergleih, der Umftofung wegen Ver: 
Fürzung nicht empfänglich, weil ein folches Recytsgefchäft weder 
zum Gegenftande noch zum Zwede hat, die ungetheilte Gemein: 
fhaft aufzuheben, dieſe vielmehr unter den Betheiligten fortbe: 
ſteht. C. H. Bw. Paris. J. 19. S. 1834. 1. 31. 

(17) Das NRechtsgefchäft, wodurch ein Miterbe feine Erb: 
rechte an die Miterben cedirt oder überläßt, unter der Bedin— 
gung, daß fie die Erbfhaftsfchulden bezahlen, fann von dem 
Gerichte der Hauptſache als das urfprüngliche Nechtsgefchäft be= 
trachtet werden, welches die Aufhebung des unabgetheilten Be: 
figed zum Gegenftande hat, und folglih, wegen Verkürzung von 
mehr als einem Biertel, umgeftoßen werden kann. Bordeaur. 
R. G. 1837. 1. 986. 

+ Können Ehegemeinfchaftd: Theilungen wegen Verlegung über 

ein Viertel umgeftoßen Verneint. Hohnh. IV. 

216. ff. — vol. Archiv f. R. Il. 334. 

1. Der Verkauf der — iſt gegen die Klage auf 
Umſtoßung nicht geſchuͤtzt, außer wenn der Betrag der Erbrechte 
ungewiß, oder in der Uebereinkunft etwas von einem Gluͤcksver— 
trag enthalten iſt; wenn jedoch die abgetretenen Erbrechte fefts 
gefegt und gemährleiftet find, dann hat die Rechtsübertragung 
den Charakter eines gewöhnlichen Kaufes, und ijt der une 
Bungsklage wegen Verkürzung unterworfen. Limoges, S. 20. 
2. 81. L. 56. 311. 
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2. Die Umſtoßungsklage wegen Verkürzung ift gegen den 889, 
Berkauf von — — * zulaͤfſi 1 u berfelbe an Fremde 
geſchehen ift. Paris. S. 10. 2. 538. L. 21. 201. — f. Art. 841. 

3. .Der Verkauf der Erbrecie — zwei Miterben 
auf Gefahr des Käufers kann nicht wegen Verkürzung über ein 
Diertel umgefloßen werben, felbft wenn die Erbfchaft nur diefen 
beiden Miterben allein angefallen war, der Verkauf die Stelle 
der Zheilung vertritt, und die ungetheilte Gemeinfchaft aufhebt. 
Bordeaur. S. 27. 2. 165. 

4. Der Verkauf von Erbrehten ann wegen Verkürzung 
angefochten werden, wenn ber Käufer dabei Feine Gefahr zu bes 
forgen hatte. Orleans, S. 31. 2. 200. 

b. Selbſt wenn in ber Urkunde gefagt wäre, daß ber 
Verkauf auf Gefahr des Ceffionars gefhehe; wenn aus andern 
Ausdrüden hervorgeht, daß in der That Feine Gefahr für ihn 
vorhanden war, wenn er z. B. erklärt hat, daß er das Vermoͤ⸗ 
gen, fo wie die Laften und Schulden Me Erbſchaft genau könne. 
Hr S. W. 2. W. D. 17. 2. 18. L. 57. 520. — Toulouſe. 

J. 19. S. 1835. 2, 286. — ®yon. R. G. 1836. 2. 238. 

5. Die Recdtshandlung, wodurch ein Miterbe feine Erb: 
rechte einem andern Miterben verkauft, ift ein im Vollzuge fei- 
nes Inhalts untheilbarer — ſo daß, wenn der 
Preis der Ceſſion eine in Fruͤchten beſtehende Rente iſt, der 
Schuldner nicht verlangen kann, daß dieſe nach geſetzlichem 
Maßſtabe in Geld umgewandelt werde, ſelbſt nicht unter dem 
Vorgeben des Wuchers. Riom. 8. 18. 2. 213. 

6. Es iſt kein Verkauf der Erbrechte im Sinne bes Art. 
889. wenn der Verkäufer nicht die — — Erbrechte 
abgetreten hat. C. H. Vw. Dijon. S. 31. 

(7) Der Art. 889. der von der — wegen 
Verkuͤrzung den Verkauf von Erbrechten ausnimmt, welcher uns 
ter Miterben auf Gefahr des Ceſſionars geſchloſſen worden, iſt 
auch auf den Fall anwendbar, wo, nachdem Eltern ihr geſamtes 
Vermoͤgen an ihre Kinder mit der Bedingung, ihre ſaͤmtlichen 
Schulden zu zahlen, abgetreten haben, eines der Kinder ſeinen 
Geſchwiſtern ſeine unabgetheilten und unbeflimmten Anſpruͤche 
an das abgetretene Vermögen verkauft. — Ein folder Verkauf, 
obgleich er nur das gegenwärtige Vermögen begreift, und nur 
auf die gegenwärtigen Schulden der Gefchenkgeber ſich erſtreckt, 
muß einem Verkaufe von Erbredhten gleich geachtet werden, und 
da er folglich den Charakter eines Glüdsvertrages hat, iſt er 
der Umftoßungsklage wegen Verkürzung nicht unterworfen. ©. 
H. Vw. Bourges. J. 19. S. 1835. 1. 952. f. Art. 1675. 890, 

) Das Gericht kann, ohne — ein Gutachten Sach⸗ 
verſtaͤndiger zu erheben, eine Klage auf Aufhebung einer Thei⸗ 
fung wegen Verkürzung verwerfen,, wenn aus ben Prozeßverz 
handlungen und Urkunden ficd ergibt, daß Feine Verkürzung be: 


5% Von der Erbtheilung und Einwerfung. 


890. fteht, zumal wenn eine beſtimmte Nachmeifung der Thatfachen, 


891. 


aus welchen die Verkürzung fi ergeben fol, nicht ftatt gefunden 
bat. C. H. Bw. Paris. J. 19. S. 1834. 1. 31.—f. Art. 888. Nr. 16. 

(2) Eben fo im entgegen gefesten Falle. Bordeaur. R. 
G. 1837. 1. 986. 

Die Befugniß, welche der Art. 891. dem Beklagten vers 
feiht, einer Umftoßungsflage abzulehnen, wern er dem Kläger 
feinen Erbtheil ergänzt, findet nicht allein bei Theilungen unter Mit: 
erben ftatt, fondern kann gleihmäßig im Falle einer von einem Ahnen 
gemachten Theilung ausgeübt werden. Grenoble. S. 25. 2. 171. 
— ſ. Urt. 883. 1079. 1681. — Im entgegengefegten Sinn 
entſchieden. Zouloufe. J. 19. S. 1834. 2. 1233. 

1. Die Veräußerung, welche ein Miterbe mit den in ſei— 
nem Loofe begriffenen Gegenftänden ganz oder theilweife vorges 
nommen bat, ift für ihn Bein Hinderniß, wenn er in der Folge 
eine Umſtoßungsklage wegen Verkuͤrzung anftellen will. Hier 
ift der Art. 892. nicht anwendbar. Paris. S. 7. 2. 1041. L. 
17. 471.— Bourges S. 27. 2. 41. — Bordeaur. 8. 27. 2.9. 

(1)b. Wenn anders nicht dargethan ift, daß er zur Zeit 
der Veräußerung Kenntniß von der Berfürzung hatte. C. 9. 
Div. Poitierd R.G. 1833. 1.209. — Agen. R.G. 1836 2.266. 

2. Im entgegen gefesten Sinn entſchieden. Grenoble. S. 
25. 2. 405. — €. H. Bw. Agen. S. 30. 1. 88. — Grenoble. 
Ss. 32. 147. — f. Art. 1338. 

- (Db. Auf Gefährde oder Gewalt befhräntt. Toulouſe. 
R. G. 1833. 2. 317. 

3. Die Ausnahme des Art. 892. von dem allgemeinen 
Grundfage des Art. 1338. über die Beftätigung der Rechtsge— 
fhäfte, nad welcher, im Falle von Betrug oder Gewalt, ber 
Miterbe, der Veräußerung ungeachtet, befugt ift, die Theilung 
anzufechten, wenn bie Veräußerung vor entdedtem Betrug oder 
befeitigtem Zmange vorgenommen worden ift, fann nicht auf den 
Fall der Verkürzung ausgedehnt werden. Poitiers, S. 30. 2. 209. 

f. Art. 887. 888. und die Notizen. 

(4) Der Miterbe, welcher nach angeftellter Umftoßungss 
Mage wegen Verkürzung fein Loos ganz oder theilweife verkauft, 
verliert hierdurdy die Befugniß nichr, feine Umſtoßungsklage zu 
verfolgen, wenn er im Kaufvertrage das Recht ſich vorbehalten 
hat, die Verkaufsgegenftände wieder an ſich zu ziehen, in dem 
Salle, wo fie in Folge einer neuen Theilung wieder zur Maffe 
eingeworfen werden müßten. Grenoble. J. 19, S. 1835. 2. 554. 

(4b. Die im Wege gerichtlichen Zugriffes gefchehene Ver— 
äußerung der im Loos eines Miterben begriffenen Liegenfhaften 
ift Fein Hinderniß der von dieſem Miterben ſchon vorher anges 
ſtellten Umftoßungsklage, zumal wenn der Zugriff auf Betreiben 
der Umftoßungsbellagten flatt gehabt hat. Ebend. 
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Seite IV Zeile 6. ſtatt gehend; lies: gehend, 

„ VII 3. 17. ftatt Villeneuve lied: de Villeneuve. 

„ IX 3. 10. ift zwifhen Lütti und Trier einzuſchalten: Rom. 

„ 378. 3.7, 8, 10. ftatt Schleufe lied: Wehr. 

» 440. 3.2. v. u. lied: unter Institution contractuelle werden 
theild Heiraths⸗Schenkungen, theils die freis 
willige ıc. 

„ 501. 3.2. v. u. ftatt Looskaufs lied: Loskaufs. 
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